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Vorwort

Vorliegende Quellensammlung dient der Begleitung einer klassischen Vorlesung 
zur deutschen Verfassungsgeschichte der Moderne im Pflicht- oder Schwer-
punktbereich des juristischen Studiums. Eine solche Zusammenstellung kann 
nicht den Anspruch auf Vollständigkeit erheben. Der zur Verfügung stehende 
Platz zwingt zu einer erheblichen Beschränkung der abgedruckten Quellen.
Zwei Aspekte lässt die Sammlung daher bewusst außer Betracht: Die vormo-
derne deutsche Verfassungsentwicklung bis zum Ende des Heiligen Römischen 
Reiches Deutscher Nation und die europäische Verfassungsentwicklung. Auch 
der Abdruck landesverfassungsrechtlicher deutscher Quellen des 19. und 20. 
Jahrhunderts beschränkt sich auf eine kleine Auswahl, vorrangig preußischen 
und bayerischen Ursprungs. Auf diese Weise soll ein dem Umfang nach für Stu-
dierende vertretbarer und vom „Stoffumfang“ her kalkulierbarer Quellenka-
non geschaffen werden. Anhand der deutschen und innerhalb Deutschlands des 
Preußischen und Bayerischen Beispiels kann die Entwicklung von Grundlagen 
unserer geltenden Verfassungsordnung exemplarisch aufzeigt werden. Die Fort-
wirkungen und Prägekraft des Vorhergegangenen soll damit ebenso wenig ge-
leugnet werden, wie die gegenseitigen Wechselwirkungen innerhalb einer Epo-
che über die Landesgrenzen hinweg in Frage gestellt werden.
Im Vergleich zu anderen Quellensammlungen wurden dagegen einige Aspek-
te besonders betont: Dies betrifft zunächst die Entwicklung des Staatskirchen-
rechts – abgedruckt sind wichtige Konkordate und die ersten beiden evangeli-
schen Kirchenverträge. Auch werden die Folgen beiden Weltkriege in den Blick 
genommen. Hierzu wurde der umfangreiche Versailler Friedensvertrag in die 
Sammlung aufgenommen, dessen zahlreiche verfassungsrechtliche Implikatio-
nen oftmals nicht beleuchtet werden, ebenso das Besatzungsstatut sowie der 
Deutschlandvertrag und der Zwei-plus-Vier-Vertrag. Berücksichtigt werden au-
ßerdem die in der Wiedervereinigung des Jahres 1938 gipfelnde „großdeutsche“ 
Verfassungsentwicklung der 1930er Jahre und die gesamtdeutsche Verfassungs-
entwicklung nach 1949.
Zum üblichen Umfang hinzu kommen schließlich die Gründungsdokumente 
der Europäischen Gemeinschaften.
Beim Abdruck der völkerrechtlichen Verträge wurde – abgesehen von den Kon-
kordaten – jeweils auf den Abdruck der deutschen Mantelgesetze, die zur Trans-
formation in das innerstaatliche Recht erforderlich sind, verzichtet. Bei den 
internationalen Verträgen wurde, auch soweit mehrere Sprachen für die interna-
tionale Verpflichtung gleichermaßen verbindlich sind, jeweils nur der deutsche 
Vertragstext abgedruckt.
Die Quellensammlung verdankt ihre Entstehung der engagierten Mithilfe zahl-
reicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Regensburger Lehrstuhls für Bür-
gerliches Recht, Deutsche und Europäische Rechtsgeschichte sowie Kirchen-
recht, namentlich Thomas Hornberger und Ruth Schneider, die den Textkorpus 



vorbereitet haben, Andreas Gietl und erneut Thomas Hornberger, die aus einer 
wirren Quellensammlung ein Buch gesetzt haben, und Steffi Franz, Silvia Spitzer 
und Katharina Theobaldy, die gemeinsam mit ihren bereits erwähnten Kollegin-
nen und Kollegen die Fahnen korrigiert haben. Ihnen allen herzlichen Dank! Für 
die Neuauflage haben Simon Naczinsky und Thomas Hornberger gesorgt.
Regensburg, im Januar 2018					     Martin Löhnig

							                  Mareike Preisner
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Rheinbundakte [1]

Nr. 1. Rheinbundakte
vom 12. Juli 1806

(Winkopp, Peter Adolph [Hrsg.]: Die Rheinische Conföderations-Acteoderder am zwölften Julius 1806 zu Parisabge-
schlossene Vertrag, Frankfurt a.M. 1808, S. 39 ff.)

Rheinbundakte (1806)

Napoleon von Gottes Gnaden und durch die Staatsgrundgesetze Kaiser der Franzosen und König von Italien.
Nachdem Wir den Vertrag eingesehen und geprüft haben, welchen Herr Karl Moriz Talleyrand, Fürst von Be-

nevent, Unser Oberkammerherr und Minister der auswärtigen Angelegenheiten Kraft der ihm hiezu ertheilten 
Vollmachten zu Paris am 12. Julius 1806 mit den in diesem Vertrage genannten Bevollmächtigten abgeschlos-
sen, festgesetzt und unterzeichnet hat, und welcher, wie nachstehend lautet:

Da Se. Majestät der Kaiser der Franzosen, König von Italien einer- und andern Seits Ihro Majestäten die 
Könige von Baiern und Würtemberg, Ihro Durchlauchten die Kurfürsten Reichserzkanzler und von Baden, 
der Herzog von Berg und Kleve, der Landgraf von Hessen-Darmstadt, die Fürsten von Nassau-Usingen und 
Nassau-Weilburg, die Fürsten von Hohenzollern-Hechingen und Hohenzollern-Sigmaringen, die Fürsten von 
Salm-Salm und Salm-Kyrburg, der Fürst von Isenburg-Birstein, der Herzog von Ahremberg, der Fürst von 
Lichtenstein und der Graf von der Leyen den Wunsch nährten, durch eine angemessene Uebereinkunft den 
inneren und äusseren Frieden dem mittägigen Deutschland zu versichern, welchem, wie die Erfahrung seit lan-
gem und noch ganz neuerlich lehrte, die deutsche Reichsverfassung keine Art von Gewähr mehr leisten konnte, 
haben zur Abschliessung derselben zu ihren Bevollmächtigten ernannt, und zwar:

Se. Majestät der Kaiser der Franzosen König von Italien: Herrn Moriz Talleyrand, Fürsten und Herzog von 
Benevent, Allerhöchstihren Oberstkämmerer und Minister der auswärtigen Verhältnisse, Groskreuz der Ehren-
legion, des preussischen schwarzen und rothen Adlerordens, auch des St. Hubertusordens Ritter.

Se. Majestät der König von Baiern: Herrn Anton von Cetto, Allerhöchstihren ordentlichen Staatsrath, ausser-
ordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Sr. Majestät dem Kaiser der Franzosen König von 
Italien, des Löwenordens Ritter.

Se. Majestät der König von Würtemberg: Herrn Levin Grafen von Winzingeroda, Allerhöchstihren Staats-
Konferenz- und Kabinetsminister, Ihres grosen Ordens Ritter, Kommenthur des Johanniterordens und Ritter 
des weisen Adlers.

Se. kurfürstliche Gnaden des Kurfürst-Erzkanzler des deutschen Reichs: den Herrn Karl Grafen von Beust, 
Höchstihren ausserordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Sr. Majestät dem Kaiser der 
Franzosen König von Italien, des goldenen Löwenordens Ritter.

Se. kurfürstliche Durchlaucht von Baden: den Herrn Sigmund Karl Johann Freiherrn von Reitzenstein, Kabi-
netsminister Sr. kurfürstl. Durchlaucht, Groskreuz des Ordens der Treue.

Se. kaiserl. Hoheit der Herr Prinz Joachim, Herzog von Kleve und Berg; Herrn Maximilian Freiherrn von 
Schell.

Se. Durchlaucht der Landgraf von Hessen-Darmstadt: Herrn August Freiherrn von Pappenheim, Höchstih-
ren bevollmächtigten Minister bei Sr. Majestät dem Kaiser der Franzosen König von Italien.

Ihre Durchlauchten die Fürsten von Nassau-Usingen und Weilburg: Herrn Johann Ernst Freiherrn von Ga-
gern, Höchstihren Minister.

Ihre Durchlauchten die Fürsten von Hohenzollern-Hechingen und Hohenzollern-Sigmaringen: Herrn Franz 
Xavier Major von Fischler.

Ihre Durchlauchten die Fürsten von Salm-Salm und Salm-Kyrburg: denselben Herrn Franz Xavier Major 
von Fischler.

Se. Durchlaucht der Fürst von Isenburg-Birstein: Herrn von Greuhm, Residenten und Bevollmächtigten Sr. 
Durchlaucht.

Se. Durchlaucht der Herzogvon Ahremberg: Herrn Durand-St.-André.
Der Graf von der Leyen: Herrn Durand-St.-André.
Und diese sind nach wechselseitiger Mittheilung ihrer Vollmachten über nachstehende Artikel übereinge-

kommen:
Art. 1. Die Staaten Ihrer Majestäten der Könige von Baiern und Würtemberg, Ihrer Durchlauchten der Kur-
fürsten Erzkanzler und von Baden, des Herzogs von Berg und Kleve, des Landgrafen von Hessen-Darmstadt, 
der Fürsten von Nassau-Usingen und Nassau-Weilburg, der Fürsten von Hohenzollern-Hechingen und Hohen-
zollern-Sigmaringen, der Fürsten von Salm-Salm und Salm-Kyrburg, des Fürsten Isenburg-Birstein, des Her-
zogs von Ahremberg und des Fürsten von Lichtenstein und des Grafen von der Leyen werden für immer vom 
deutschen Reichsgebiete abgesondert, und unter sich durch eine besondere Konföderation unter dem Namen: 
rheinische Bundesstaaten vereinigt.
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Art. 2. Alle deutsche Reichsgesetze, die im vorigen Artikel benannten Könige, Fürsten und die Grafen, ihre 
Unterthanen und ihre Staaten oder Theile derselben bisher angehen, oder für sie verbindlich seyn konnten, 
sollen für die Zukunft in Hinsicht Ihrer benannten Majestäten und Durchlauchten und des gedachten Grafen 
ihrer Staaten und Unterthanen nichtig und von keiner Wirkung seyn. Ausgenommen hievon sind jedoch die 
Rechte, welche die Staatsgläubiger und Pensionisten durch den Rezeß von 180erlangt haben, desgleichen die 
Verfügungen des 39. § besagten Rezesses in Betreff der Rheinschiffahrtsoktroi, welche noch ferner nach Form 
und Inhalt in Vollzug gesetzt werden sollen.
Art. 3. Jeder der konföderirten Könige und Fürsten verzichtet auf jene seiner Titel, welche irgend eine Bezie-
hung auf das deutsche Reich ausdrücken, und wird am ersten Tage des nächsten Monats August dem Reichstage 
seine Trennung vom Reiche bekannt machen lassen.
Art. 4. Se. kurfürstliche Gnaden der Reichserzkanzler nimmt den Titel: Fürst Primas und Durchlauchtigste 
Hoheit an.
Mit dem Titel: Fürst Primas ist aber keine Vorzug verbunden, welcher der vollen Souverainität entgegen wäre, 
die jeder Konföderirte genießen soll.
Art. 5. Ihre Durchlauchten der Kurfürst von Baden, der Herzog von Berg und Kleve, und der Landgraf von 
Hessen-Darmstadt nehmen den Titel: Grosherzog an. Sie genießen der Rechte, Ehren und Vorzüge, welche mit 
der königlichen Würde verbunden sind. Ihr Rang und Ihr Vorgangsrecht sind und bleiben nach der Ordnung 
festgesetzt, in welcher sie im gegenwärtigen Titel genannt sind. Das Haupt des Hauses Nassau nimmt den Titel 
eines Herzogs, und der Graf von der Leyen jenen eines Fürsten an.
Art. 6. Die gemeinschaftlichen Interessen der Bundesstaaten werden auf dem Bundestage verhandelt, der zu 
Frankfurt seinen Sitz hat, und sich in zwei Kollegien theilt, nämlich in das Kollegium der Könige und in das 
Kollegium der Fürsten.
Art. 7. Die Fürsten müssen notwendig von jeder dem rheinischen Bunde fremden Macht unabhängig seyn; 
sie können daher auch Dienste irgend einer Art nur in den rheinischen oder mit dem Bunde allirten Staaten 
annehmen. Diejenigen, welche sich bereits in Diensten anderer Mächte befinden, und in denselben bleiben 
wollen, sind gehalten, ihre Fürstenthümer einem ihrer Kinder zu überlassen.
Art. 8. Sollte der Fall eintreten, daß einer der genannten Fürsten seine Souverainität völlig oder nur zum Theil 
abtreten wollte, so kann er es nur zu Gunsten einer der konföderirten Staaten.
Art. 9. Alle Streitigkeiten, welche sich unter den Bundesstaaten ergeben dürften, werden von der Bundesver-
sammlung zu Frankfurt entschieden.
Art. 10. In der Bundesversammlung hat Se. Hoheit der Fürst Primas den Vorsitz. Hat eines der beiden Kollegien 
über irgend eine Angelegenheit sich allein zu berathen, so hat in jenem der Könige Se. Hoheit und in jenem der 
Fürsten der Herzog von Nassau den Vorsitz.
Art. 11. Die Zeitpunkte, wo sich entweder der ganze Bund oder ein Kollegium insonderheit zu versammeln hat, 
die Art der Zusammenberufung, die Gegenstände der Berathung, die Art und Weise, wie Beschlüsse zu fassen 
und in Vollzug zu setzen sind, werden durch ein Fundamental-Statut bestimmt. Dieses wird Se. Hoheit der 
Fürst Primas binnen einem Monate nach der zu Regensburg erfolgten Notifikation vorlegen, und muß von den 
Bundesstaaten genehmigt werden. Eben dieses Fundamental-Statut wird den Rang der Mitglieder des Fürsten-
Kollegiums bestimmt festsetzen.
Art. 12. Se. Majestät der Kaiser der Franzosen wird als Protektor des rheinischen Bundes ausgerufen, und in 
dieser Eigenschaft ernennt derselbe nach dem jedesmaligen Abgange des Fürsten Primas dessen Nachfolger.
Art. 13. Se. Majestät der König von Baiern tritt an Se. Majestät den König von Würtemberg die Herrschaft Wie-
sensteig ab, und verzichtet auf die Rechte, welche Allerhöchstdieselbe von wegen der Markgrafschaft Burgau auf 
die Abtei Wiblingen haben oder ansprechen könnte.
Art. 14. Se. Majestät der König von Würtemberg tritt an Se. Hoheit den Grosherzog von Baden ab: die Graf-
schaft Bondorf, die Städte Breunlingen und Villingen mit demjenigen Theile des Gebiets dieser leztern, welcher 
auf der rechten Seite der Brigach liegt, desgleichen die Stadt Tuttlingen mit den auf dem rechten Donauufer 
liegenden Zugehörenden des Amtes dieses Namens.
Art. 15. Se. Hoheit der Grosherzog von Baden tritt ab an Se. Majestät den König von Würtemberg Stadt und 
Gebiet von Biberach nebst allen Zugehörenden.
Art. 16. Se. Durchlaucht der Herzog von Nassau tritt ab an Se. kaiserliche Hoheit den Grosherzog von Berg 
und Kleve die Stadt Deutz oder Duytz mit ihrem Gebiete, die Stadt und das Amt Königswinter, und das Am[t] 
Villich.
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Art. 17. Se. Majestät der König von Baiern wird die Stadt Nürnberg nebst ihrem Gebiete, ferner die Deutsch-
Ordens-Kommenden Rohr und Waldstetten mit seinen Staaten vereinigen und solche mit vollem Eigenthum 
und Souverainität besitzen.
Art. 18. Se. Majestät der König von Würtemberg wird mit seinen Staaten vereinigen und mit vollem Eigent-
hum und Souverainität besitzen: die Herrschaft Wiesensteig, und Stadt, Gebiet und Dependenzen von Biberach 
vermöge der von Sr. Majestät dem Könige von Baiern und Sr. Hoheit dem Grosherzoge von Baden geschehe-
nen Abtretungen, ferner die Stadt Waldsee, die Grafschaft Schelklingen und die Kommenden Kapfenburg oder 
Lauchheim und Altschhausen (mit Ausnahme der Herrschaften Achberg und Hohenfels) endlich die Abtei 
Wiblingen.
Art. 19. Se. Hoheit der Grosherzog von Baden wird mit seinen Staaten vereinigen, und mit vollem Eigenthum 
und Souverainität besitzen: die Grafschaft Bondorf, die Städte Breunlingen, Villingen und Tuttlingen nebst den 
im vierzehenten Artikel verzeichneten Theilen ihrer Gebiete und Dependenzen, so wie sie Sr. Hoheit von Sr. 
Majestät dem Könige von Würtemberg abgetreten worden sind.
Se. Hoheit wird ferner mit vollem Eigenthum besitzen: das Fürstenthum Heitersheim nebst allen jenen dazu 
gehörigen Theilen, welche in Höchstihren vermöge des gegenwärtigen Vertrags bestimmten Besitzungen liegen.
Auf gleiche Weise wird Höchstderselbe die Deutsch-Ordens-Kommenden Beuggen und Freiburg mit vollem 
Eigenthum besitzen.
Art. 20. Se. kaiserl. Hoheit der Grosherzog von Berg wird mit voller Souverainität und Eigenthum besitzen: Die 
Stadt Deutz oder Duytz mit ihrem Gebiete, Stadt und Amt Königswinter, und das Amt Villich gemäs der von Sr. 
Durchlaucht dem Herzoge von Nassau geschehenen Abtretungen.
Art. 21. Se. Hoheit der Grosherzog von Hessen-Darmstadt wird mit seinen Staaten die Burggrafschaft Fried-
berg vereinigen, und sie, so lang der jetzige Burggraf lebt, blos mit Souverainität, nach seinem Tode aber zu-
gleich mit vollem Eigenthum besitzen.
Art. 22. Se. Hoheit der Fürst Primas wird die Stadt Frankfurt und ihr Gebiet mit seinen Staaten vereinigen, und 
mit vollem Eigenthum und Souverainität besitzen.
Art. 23. Se. Durchlaucht der Fürst von Hohenzollern-Sigmaringen wird mit vollem Eigenthum und Souverai-
nität besitzen: die vorhin zur Kommende Alschhausen gehörigen Herrschaften Achberg und Hohenfels, ferner 
die Köster Klosterwald und Habsthal.

Se. Durchlaucht wird mit Souverainität jene ritterschaftlichen Besitzungen erhalten, welche innerhalb seiner 
gegenwärtigen Lande und den Bezirken im Norden der Donau liegen, über die sich Kraft gegenwärtigen Ver-
trags seine Souverainität erstrecken soll, namentlich die Herrschaften Gamertingen und Hettingen.
Art. 24. Ihre Majestäten die Könige von Baiern und Würtemberg, Ihre Hoheiten die Grosherzoge von Baden, 
Berg und Hessen-Darmstadt, Ihre Hoheit der Fürst Primas, Ihre Durchlauchten der Herzog und die Fürsten 
von Nassau-Usingen und Weilburg, Hohenzollern-Sigmaringen, Salm-Kyrburg, Isenburg-Birstein und der Her-
zog von Ahremberg werden alle Souverainitätsrechte ausüben und zwar:

Se. Majestät der König von Baiern über das Fürstenthum Schwarzenberg, die Grafschaft Kastel, die Herr-
schaften Speckfeld und Wiesentheid, die Theile des Fürstenthums Hohenlohe, welche in der Markgrafschaft 
Ansbach und im Gebiete von Rothenburg eingeschlossen sind, namentlich das Oberamt Schillingsfürst und 
Kirchberg; ferner über die Grafschaften Sternstein, die Fürstenthümer Oettingen, die Besitzungen des Fürsten 
von Thurn und Taxis im Norden des Fürstenthums Neuburg, die Grafschaft Edelstetten, die Besitzungen des 
Fürsten und der Grafen Fugger, das Burggrafthum Winterrieden und endlich die Herrschaften Buxheim und 
Tannhausen so wie über die Totalität der Heerstraße, welche von Memmingen nach Lindau führt.

Se. Majestät der König von Würtemberg: über die Besitzungen der Fürsten und Grafen von Truchseß-Wald-
burg, die Grafschaften Baindt, Egloffs, Guttenzell, Hegbach, Isny, Königseck-Aulendorf, Ochsenhausen, Roth, 
Schussenried, und Weisenau, über die Herrschaften Mietingen und Sulmingen, Neu-Ravensburg, Tannheim, 
Warthausen und Weingarten, mit Ausnahme der Herrschaft Hagnau, über die Besitzungen des Fürsten von 
Thurn und Taxis (mit Ausschluß derjenigen, welche dem Fürstenthum Neuburg nördlich liegen, der Herrschaft 
Strasberg und des Amts Ostrach) ferner über die Herrschaften Gundelfingen und Neustra, über die Theile der 
Grafschaft Limburg-Gaildorf, welche besagte Se. Majestät noch nicht besitzen, über alle Besitzungen der Fürs-
ten von Hohenlohe mit der im vorhergehenden Abschnitte gemachten Ausnahme; endlich über den Theil des 
vormals kurmainzischen Amtes Krautheim, welcher auf der linken Seite der Jagst liegt.

Se. Hoheit der Grosherzog von Baden: über das Fürstenthum Fürstenberg (wovon jedoch die Herrschaf-
ten Gundelfingen, Neustra, Trochtelfingen, Jungnau, und der auf der linken Seite der Donau liegende Theil 
des Amtes Möskirch ausgenommen sind) über die Herrschaft Hagnau, die Grafschaft Thengen, die Landgraf-
schaft Klettgau, die Aemter Neudenau und Billigheim, das Fürstenthum Leiningen, die auf der linken Mainseite 
liegenden Besitzungen des Fürsten und der Grafen von Löwenstein-Wertheim, wovon jedoch die Grafschaft 
Löwenstein, der den Grafen von Löwenstein gehörige Antheil an Limburg-Gaildorf, so wie die Herrschaften 
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Heubach, Breuberg und Habizheim ausgenommen sind, und endlich über die Besitzungen des Fürsten von 
Salm-Reiferscheid-Krautheim auf der Nordseite der Jagst.

Se. kaiserl. Hoheit der Grosherzog von Berg: über die Herrschaften Limburg-Styrum, Bruck, Hardenberg, 
Gimborn-Neustadt, und Wildenberg; über die Grafschaften Homburg, Bentheim, Steinfurt, Horstmar, und die 
Besitzungen des Herzogs von Looz, über die Grafschaften Siegen, Dillenburg (mit Ausnahme der Aemter Wehr-
heim und Burbach) und Hadamar, über die Herrschaften Westerburg, Schadeck und Beilstein, dann über den 
Theil der Herrschaft Runkel, welcher eigentlich so genannt wird und auf der rechten Seite der Lahn liegt. Um 
einen Verbindung zwischen dem Herzogthum Kleve und den obengenannten im Norden desselben liegenden 
Besitzungen zu haben, soll Sr. kaiserl. Hoheit der Gebrauch einer Straße durch die Staaten der Fürsten von Salm 
frei stehen.

Se. Hoheit der Grosherzog von Darmstadt: über die Herrschaften Breuberg und Heubach, über die Herr-
schaft oder das Amt Habizheim, über die Grafschaft Erbach, die Herrschaft Ilbenstadt, den Stollberg-Gedern-
schen Antheil an der Grafschaft Königstein, über die in den Staaten Sr. Hoheit eingeschlossenen oder daran sto-
ßenden Besitzungen der Freiherrn von Riedesel, namentlich die Gerichte Lauterbach, Stockhausen, Moos und 
Freienstein, über die Besitzungen der Fürsten und Grafen von Solms in der Wetterau mit Ausnahme der Aemter 
Hohensolms, Braunfels und Greifenstein, endlich über die Grafschaften Wittgenstein und Berleburg und über 
das Amt Hessen-Homburg, welches die davon benannte appanagirte Linie des Hauses Hessen-Darmstadt im 
Besitz hat.

Se. Hoheit der Fürst Primas: über die auf der rechten Seite des Mains gelegenen Besitzungen des Fürsten und 
der Grafen von Löwenstein-Wertheim, und über die Grafschaft Rineck.

Ihre Durchlauchten der Herzog von Nassau-Usingen und der Fürst von Nassau-Weilburg: über die Aemter 
Dierdorf, Altenwied, Neuerburg und den dem Fürsten von Wied-Runkel gehörigen Antheil an der Grafschaft 
Nieder-Isenburg, über die Grafschaften Wied-Neuwied und Holzapfel, über die Herrschaft Schaumburg, die 
Grafschaft Diez samt Dependenzen, über den dem Fürsten von Nassau-Fulda gehörigen Antheil am Dorfe 
Münzfelden, über die Aemter Wehrheim und Burbach, über den auf der linken Seite der Lahn gelegenen Theil 
der Herrschaft Runkel, über das Rittergut Kranzberg, und endlich über die Aemter Hohensolms, Braunfels und 
Greifenstein.

Se. Durchlaucht der Fürst von Hohenzollern-Sigmaringen: über die Herrschaften Trochtelfingen, Jungnau 
und Strasberg, über das Amt Ostrach und den am linken Ufer der Donau liegenden Theil der Herrschaft Möß-
kirch.

Se. Durchlaucht der Fürst von Salm-Kyrburg: über die Herrschaft Gehmen.
Se. Durchlaucht der Fürst von Isenburg-Birstein: über die Besitzungen der Grafen von Isenburg-Büdingen, 

Wächtersbach und Meerholz, ohne daß die appanagirten Grafen seiner Linie diese Stipulationen zum Grunde 
von irgend einigen Ansprüchen gegen ihn anführen dürfen.

Endlich Se. Durchlaucht der Herzog von Ahremberg: über die Grafschaft Dülmen.
Art. 25. Ein jeder der konföderirten Könige und Fürsten soll die in seinen Besitzungen eingeschlossene ritter-
schaftliche Güter mit voller Souverainität besitzen. Die zwischen zwei konföderirten Staaten gelegene ritter-
schaftliche Güter sollen in Hinsicht auf Souverainität so gleich als möglich getheilt werden, dergestalten jedoch, 
daß daraus weder eine Zerstückelung noch eine Vermischung der Gebiete entstehe.
Art. 26. Die Rechte der Souverainität sind: Gesetzgebung, obere Gerichtsbarkeit, Ober-Polizei, militairische 
Konscription oder Rekrutenzug und Recht der Auflagen.
Art. 27. Ein jeder der jetzt regierenden Fürsten oder Grafen behält als Patrimonial und Privat-Eigenthum ohne 
Ausnahme alle Domainen, welche sie gegenwärtige besitzen und so auch alle Herrschafts- und Feudalrechte, die 
nicht wesentlich zur Souverainität gehören, namentlich das Recht der niedern und mittleren bürgerlichen und 
peinlichen Gerichtsbarkeit, der forsteilichen Gerichtsbarkeit und Polizei, der Jagd und Fischerei, der Berg- und 
Hüttenwerke, des Zehnten und der Feudalgefälle, das Patronatrecht und andere diesen ähnliche, so wie die aus 
besagten Domainen und Rechten fließenden Einkünfte.

Ihre Domainen und Güter sollen in Rücksicht der Auflagen wie die Domainen und Güter der Prinzen des 
Hauses gehalten werden, unter dessen Souverainität sie Kraft des gegenwärtigen Vertrags stehen. Sollte kein 
Prinz dieses Hauses unbewegliche Güter besitzen, so werden jene den Domainen und Gütern der privilegirtes-
ten Klasse gleichgehalten.

Uebrigens können besagte Domainen und Rechte an keinen der Konföderation fremden Souverain verkauft, 
noch auf andere Art veräussert werden, wenn sie nicht zuvor dem Fürsten, unter dessen Souverainität sie ste-
hen, angeboten worden sind.
Art. 28. In peinlichen Fällen genießen die jetzt regierenden Fürsten und Grafen und ihre Erben das Recht der 
Austrägal-Instanz, das heißt, das Recht von ihren Ebenbürtigen gerichtet zu werden; und in keinem Falle darf 
die Einziehung ihrer Güter ausgesprochen oder verhängt, sondern nur die Einkünfte können während der Le-
benszeit des Verurtheilten sequestrirt werden.
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Art. 29. Die konföderirten Staaten tragen zur Bezahlung der dermaligen Kriegsschulden nicht blos in Rücksicht 
ihrer alten Besitzungen bei, sondern auch für jene Gebiete, die jetzt ihrer Souverainität unterworfen werden.

Die Schulden des schwäbischen Kreises fallen Ihren Majestäten den Königen von Baiern und Würtemberg, 
dann Ihro Hoheit dem Grosherzoge von Baden, und Ihren Durchlauchten den Fürsten von Hohenzollern-
Hechingen und Sigmaringen, von Lichtenstein und von der Leyen zur Last und werden nach Verhältniß der 
künftigen Besitzungen eines jeden der besagten Könige und Fürsten vertheilt.
Art. 30. Die besondere Schulden eines jeden Fürstenthums, einer jeden Graf- oder Herrschaft, die unter die 
Souverainität eines der konföderirten Staaten kommen, sollen zwischen dem genannten Staate und den jetzt 
regierenden Fürsten oder Grafen nach dem Verhältniß der Einkünfte getheilt werden, welche der Souverain 
erwirbt, und die Fürsten und Grafen nach obigen Bestimmungen behalten.
Art. 31. Den jetzt regierenden Fürsten oder Grafen und ihren Erben soll frei seyn, ihre Residenz zu verlegen, 
wohin sie wollen, nur muß diese in den Staaten eines Mitglieds oder Alliirten der rheinischen Konföderation, 
oder in den Besitzungen seyn, welche sie mit Souverainität ausserhalb des Gebiets besagter Konföderation be-
halten. Sie können alsdann ihre Einkünfte oder Kapitalien beziehen ohne irgend einem Recht oder irgend einer 
Auflage unterworfen zu seyn.
Art. 32. Die bei den öffentlichen Verwaltungen in den Fürstenthümern, Graf- oder Herrschaften, welche Kraft 
des gegenwärtigen Vertrags unter die Souverainität eines der konföderirten Staaten kommen, angestellte Perso-
nen, deren Beibehaltung in ihren Diensten der Souverain nicht für dienlich hält, sollen eine Pension genießen, 
die derjenigen gleich kommen muß, welche die Gesetze oder Verordnungen des Staates den Bediensteten von 
gleichem Grade zusichern.
Art. 33. Die Mitglieder der militairischen oder geistlichen Orden, welche zu Folge des gegenwärtigen Vertrags 
ausser Besitz kommen, oder säkularisirt werden könnten, erhalten eine jährliche und lebenslängliche Pension, 
welche ihren bisher gehabten Einkünften, ihrer Würde und ihrem Alter angemessen ist; und diese soll auf die 
Güter verhypothezirt werden, deren Nutznießer sie waren.
Art. 34. Die konföderirten Könige, Grosherzoge, Herzoge und Fürsten entsagen, jeder für sich, seine Erben 
und Nachfolger, jedem jetzt bestehenden Rechte, welches derselbe auf die jetzigen oder durch gegenwärtigen 
Vertrag bestimmten Besitzungen anderer Glieder der Konföderation hat oder in Anspruch nehmen könnte. 
Ausgenommen bleiben blos die eventuellen Rechte der Nachfolge, aber nur für den Fall, wenn ein Haus oder 
eine Linie erlöschen sollte, welche dermalen die Gebiete, Domainen und Güter, über die sich obgedachte Rechte 
erstrecken können, als Souverain besitzt, oder vermöge des gegenwärtigen Vertrags besitzen soll.
Art. 35. Zwischen dem französischen Reiche und den rheinischen Bundesstaaten soll in ihrer Gesamtheit so-
wohl als mit jedem einzelnen ein Bundniß Statt haben, vermöge wessen jeder Krieg auf dem festen Lande, den 
einer der kontrahirenden Theile zu führen haben könnte, für alle andere unmittelbar zur gemeinsamen Sache 
wird.
Art. 36. Im Falle eine diesem Bündnisse fremde und benachbarte Macht sich rüstet, sollen die hohen kontrahi-
renden Theile, um nicht unvorbereitet überfallen zu werden, auf die Anforderung, welche der Mininster eines 
konföderirten Staats desfalls zu Frankfurt machen wird, sich ebenfalls bewaffnen.

Das Kontingent, welches ein jeder von den Verbündeten zu stellen hat, wird in Viertel getheilt, und die Bun-
desversammlung hat zu bestimmen, wie viel Viertel mobil gemacht werden sollen; aber die Bewaffnung darf 
nicht eher bewerkstelligt werden, als in Folge einer von Sr. Majestät dem Kaiser und Könige an jeden der ver-
bundenen Mächte erlassenen Einladung.
Art. 37. Se. Majestät der König von Baiern macht sich anheischig, die Städte Augsburg und Lindau zu befesti-
gen, im ersten dieser beiden Plätze Artillerie-Etablissements zu errichten und zu allen Zeiten zu unterhalten; am 
zweiten Orte aber einen hinlänglichen Vorrath an Flinten und Munition zu haben, der als Reserve dienen soll, 
desgleichen auch in Augsburg Bäckereien anzulegen, um einen Vorrath von Zwieback backen lassen zu können, 
damit im Falle eines Kriegs der Marsch der Armeen keinen Aufenthalt erleide.
Art. 38. Das von jedem der Verbündeten im Falle eines Krieges zu stellende Kontingent wird auf folgende Weise 
festgesetzt:

Frankreich stellt 200,000 Mann von jeder Art Waffen; das Königreich Baiern 30,000 von jeder Waffengattung; 
das Königreich Würtemberg 12,000; der Grosherzog von Baden 8000; der Grosherzog von Berg 5000; der Gros-
herzog von Darmstadt 4000. Ihre Durchlauchten der Herzog und der Fürst von Nassau stellen mit den übrigen 
verbündeten Fürsten ein Kontingent von 4000 Mann.
Art. 39. Die hohen kontrahirenden Theile behalten sich vor, in der Folge auch andere Fürsten und Staaten 
Deutschlands in dem neuen Bunde aufzunehmen, deren Aufnahme man dem gemeinschaftlichen Interesse 
angemessen finden wird.
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Art. 40. Die Ratifikationen des gegenwärtigen Vertrags sollen am 25. Juluis des laufenden Jahrs zu München 
ausgewechselt werden. So geschehen Paris am 12. Julius 1806.

Unterzeichnet:
Karl Moriz Talleyrand, Fürst von Benevent, Oberstkämmerer Sr. Majestät des Kaisers der Franzosen, Königs 

von Italien, Minister der auswärtigen Verhältnisse.
Anton von Cetto.

Levin Graf von Winzingeroda.
Karl Graf von Beust.

Sigismund K. J. Freiherr von Reizenstein.
Maximilian Freiherr von Schell.

August von Pappenheim.
Johann Ernst Freiherr von Gagern.

Für die Häuser von Hohenzollern
	 Franz Xavier von Fischler.

Für die Häuser von Salm
	 Franz Xavier von Fischler.

Für den Fürsten von Isenburg-Birstein
	 Ludwig von Greuhm.

Für Se. Durchlaucht den Herzog von Ahremberg
	 Durand St. André.

Für den Grafen von der Leyen
	 Durand St. André.
So haben wir genehmigt und genehmigen vorstehenden Vertrag in allen und jeden Artikel, welche darin 

enthalten sind, erklären, daß derselbe angenommen, ratifizirt und bestätigt sey, und versprechen, daß derselbe 
unverbrüchlich gehalten werden solle.

Zu dessen Beglaubigung haben Wir gegenwärtige von Uns eigenhändig unterzeichnete auch kontrasignirte 
und mit Unserm kaiserlichen Siegel versehene Urkunde ertheilt.

In Unserm Pallaste St. Cloud am 19. Julius des Jahres 1806.
Napoleon.

Der Minister der auswärtigen 				    Auf Befehl des Kaisers:
Verhältnisse 						      Der Minister Staatssekretair
Karl Moriz Talleyrand, 					     H. B. Maret.
Fürst von Benevent.	

http://www.documentarchiv.de/nzjh/1806/rheinbundsakte.html
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Nr. 2. Erklärung Kaiser Franz II.
vom 6. August 1806

[von Meyer, Philipp Anton Guido (Hrsg.), Corpus Juris Confoederationis Germanicae oder Staatsacten für
Geschichte und öffentliches Recht des Deutschen Bunds, Band 1, 3. Aufl., Frankfurt a.M. 1858, S. 71 f.]

Erklärung Franz II (1806)

Wir Franz der Zweite, von Gottes Gnaden erwählter römischer Kaiser, zu allen Zeiten Mehrer des Reichs, 
Erbkaiser von Oesterreich etc., König in Germanien, zu Hungarn, Böheim, Croatien, Dalmazien, Slavonien, 
Galizien, Lodomerien und Jerusalem, Erzherzog zu Oesterreich etc.

Nach dem Abschlusse des Preßburger Friedens war Unsere ganze Aufmerksamkeit und Sorgfalt dahin ge-
richtet, allen Verpflichtungen, die Wir dadurch eingegangen hatten, mit gewohnter Treue und Gewissenhaf-
tigkeit das vollkommenste Genüge zu leisten, und die Segnungen des Friedens Unsern Völkern zu erhalten, 
die glücklich wieder hergestellten friedlichen Verhältnisse allenthalben zu befestigen, und zu erwarten, ob die 
durch diesen Frieden herbeigeführten wesentlichen Veränderungen im deutschen Reiche es Uns ferner möglich 
machen würden, den nach der kaiserlichen Wahlcapitulation Uns als Reichs-Oberhaupt obliegenden schweren 
Pflichten genug zu thun. Die Folgerungen, welche mehreren Artikeln des Preßburger Friedens gleich nach 
dessen Bekanntwerden und bis jetzt gegeben worden, und die allgemein bekannten Ereignisse, welche darauf 
im deutschen Reiche Statt hatten, haben Uns aber die Ueberzeugung gewährt, daß es unter den eingetretenen 
Umständen unmöglich seyn werde, die durch den Wahlvertrag eingegangenen Verpflichtungen ferner zu erfül-
len: und wenn noch der Fall übrig blieb, daß sich nach fördersamer Beseitigung eingetretener politischer Ver-
wicklungen ein veränderter Stand ergeben dürfte, so hat gleichwohl die am 12. Julius zu Paris unterzeichnete, 
und seitdem von den betreffenden Theilen begnehmigte, Uebereinkunft mehrerer vorzüglicher Stände zu ihrer 
gänzlichen Trennung von dem Reiche und ihrer Vereinigung zu einer besonderen Conföderation, die gehegte 
Erwartung vollends vernichtet.

Bei der hierdurch vollendeten Ueberzeugung, von der gänzlichen Unmöglichkeit, die Pflichten Unseres kai-
serlichen Amtes länger zu erfüllen, sind Wir es Unsern Grundsätzen und Unserer Würde schuldig, auf eine 
Krone zu verzichten, welche nur so lange Werth in Unsern Augen haben konnte, als Wir dem von Churfürsten, 
Fürsten und Ständen und übrigen Angehörigen des deutschen Reichs Uns bezeigten Zutrauen zu entsprechen 
und den übernommenen Obliegenheiten ein Genüge zu leisten im Stande waren.

Wir erklären demnach durch Gegenwärtiges, daß Wir das Band, welches Uns bis jetzt an den Staatskörper des 
deutschen Reichs gebunden hat, als gelöst ansehen, daß Wir das reichsoberhauptliche Amt und Würde durch 
die Vereinigung der conföderirten rheinischen Stände als erloschen und Uns dadurch von allen übernomme-
nen Pflichten gegen das deutsche Reich losgezählt betrachten, und die von wegen desselben bis jetzt getragene 
Kaiserkrone und geführte kaiserliche Regierung, wie hiermit geschieht, niederlegen.

Wir entbinden zugleich Churfürsten, Fürsten und Stände und alle Reichsangehörigen, insonderheit auch die 
Mitglieder der höchsten Reichsgerichte und die übrige Reichsdienerschaft, von ihren Pflichten, womit sie an 
Uns, als das gesetzliche Oberhaupt des Reichs, durch die Constitution gebunden waren. Unsere sämmtlichen 
deutschen Provinzen und Reichsländer zählen Wir dagegen wechselseitig von allen Verpflichtungen, die sie bis 
jetzt, unter was immer für einem Titel, gegen das deutsche Reich getragen haben, los, und Wir werden selbige 
in ihrer Vereinigung mit dem ganzen österreichischen Staatskörper, als Kaiser von Oesterreich, unter den wie-
derhergestellten und bestehenden friedlichen Verhältnissen mit allen Mächten und benachbarten Staaten, zu 
jener Stufe des Glückes und Wohlstandes zu bringen beflissen seyn, welche das Ziel aller Unserer Wünsche, der 
Zweck Unserer angelegensten Sorgfalt stets seyn wird.

Gegeben in Unserer Haupt- und Residenzstadt Wien, den sechsten August im eintausend achthundert und 
sechsten, Unserer Reiche des Römischen und der Erbländischen im fünfzehnten Jahre.

(L. S.)     Franz.
Johann Philipp Graf von Stadion.

Ad Mandatum Sacrae Caesarreae ac eaes. Regiae apost. Maj. proprium
Hofrath von Hudelist.

http://www.documentarchiv.de/nzjh/1806/franz-II-niederlegung-kaiserkrone.html



18

Verfassung des Königreichs Westphalen[3]

Nr. 3. Verfassung des Königreichs Westphalen
vom 7. Dezember 1807

[Bülletin der Gesetze und Decrete des Königreichs Westphalen, Erster Theil, 1808, Nr. 1, 1]

Verfassung des Königreichs Westphalen (1807)

WIR NAPOLEON, von Gottes Gnaden und durch die Constitution Kaiser der Franzosen, König von Italien 
und Beschützer des Rheinischen Bundes, haben in der Absicht, den 19ten Artikel des Tilsiter Friedenschlusses 
schleunig in Vollzug zu setzen, und dem Königreiche Westphalen eine Grundverfassung zu geben, welche das 
Glück seiner Völker sichere und zugleich dem Souverain, als Mitgliede des Rheinischen Bundes, die Mittel 
gewähre, zur gemeinschaftlichen Sicherheit und Wohlfahrt mitzuwirken, verordnet und verordnen, wie folget. 

Erster Titel. 
1ter Art. Das Königreich Westphalen ist aus folgenden Staaten zusammengesetzt, nämlich: 

aus den Braunschweig-Wolfenbüttelschen Staaten, 
aus dem auf dem linken Ufer der Elbe gelegenen Theile der Altmark, 
aus dem auf dem linken Elbufer gelegenen Theile der Provinz Magdeburg, 
aus dem Gebiete von Halle, 
aus dem Hildesheimischen und der Stadt Goslar, 
aus dem Lande Halberstadt, 
aus dem Hohensteinischen, 
aus dem Gebiete von Quedlinburg, 
aus der Grafschaft Mansfeld, 
aus dem Eichsfelde, nebst Treffurt, Mühlhausen, Nordhausen, 
aus der Grafschaft Stollberg-Wernigerode, 
aus den Staaten von Hessen-Cassel, nebst Rinteln und Schaumburg, jedoch mit Ausnahme des Gebietes von 

Hanau und Catzenellnbogen am Rheine, 
aus dem Gebiete von Corvey, Göttingen und Grubenhagen, nebst den Zubehörungen von Hohenstein und 

Elbingerode, 
aus dem Bisthume Osnabrück, 
aus dem Bisthume Paderborn, 
Minden und Ravensberg, 
aus der Grafschaft Rietberg-Kaunitz. 

2ter Art. Wir behalten Uns die Hälfte der Allodial-Domainen der Fürsten vor, um solche zu den Belohnungen 
zu verwenden, die Wir den Offizieren Unserer Armeen versprochen haben, welche Uns im gegenwärtigen Krie-
ge die meisten Dienste leisteten. 

Die Besitznahme von diesen Gütern soll unverzüglich durch Unsere Intendanten geschehen, und das Proto-
coll darüber soll vor dem ersten December mit Zuziehung der Landesbehörden aufgesetzt werden. 
3ter Art. Die, besagten Ländern auferlegten, außerordentlichen Kriegssteuern sollen abgetragen, oder es soll 
für ihre Abzahlung, vor dem ersten December, Sicherheit gegeben werden. 
4ter Art. Den ersten December soll der König durch Commissarien, welche Wir zu dem Ende ernennen wer-
den, in den Besitz des vollen Genusses und der Souverainitaet seines Gebietes gesetzt werden. 

Zweyter Titel. 
5ter Art. Das Königreich Westphalen macht einen Theil des Rheinischen Bundes aus. 
Sein Contingent soll aus fünf und zwanzig tausend Mann wirklich dienstthuender Soldaten von Waffen aller 
Art bestehen, nämlich: 

20000 Mann Infanterie, 
3500 Mann Cavallerie, 
1 500 Mann Artillerie. 
Während der ersten Jahre sollen nur zehn tausend Mann Infanterie, zwey tausend Mann Cavallerie, und 

fünfhundert Mann Artillerie besoldet werden. Die übrigen zwölftausend fünfhundert Mann sollen von Frank-
reich gestellt werden und die Garnison von Magdeburg bilden. Diese zwölftausend fünfhundert Mann sollen 
vom Könige von Westphalen besoldet und gekleidet werden. 
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Dritter Titel. 
6ter Art. Das Königreich Westphalen soll in des Prinzen Hieronymus Napoleon directer, natürlicher und recht-
maeßiger Nachkommenschaft, männlichen Geschlechtes, in Folge der Erstgeburt, und mit beständiger Aus-
schließung der Weiber und ihrer Nachkommenschaft, erblich seyn. 

Falls der Prinz Hieronymus Napoleon keine natuerliche und rechtmäßige Nachkommenschaft haben wu-
erde, soll der Thron Westphalens Uns, und Unsern natürlichen und rechtmäßigen oder adoptirten Erben und 
Nachkommen, 

in Ermangelung dieser, den natürlichen und rechtmäßigen Nachkommen des Prinzen Joseph Napoleon, Kö-
nigs von Neapel und Sicilien, 

in Ermangelung dieser Prinzen, den natürlichen und rechtmäßigen Nachkommen des Prinzen Ludwig Na-
poleon, Königs von Holland, 

und in Ermangelung dieser letztem, den natürlichen und rechtmäßigen Nachkommen des Prinzen Joachim, 
Großherzogs von Berg und Cleve, anheim fallen. 
7ter Art. Der König von Westphalen und seine Familie sind in dem, was sie betrifft, den Verfügungen der Kai-
serlichen Familien-Statuten unterworfen. 
8ter Art. Im Falle dem Minderjaehrigkeit, soll der Regent des Königreichs von Uns oder Unsern Nachfolgern, 
in Unserer Eigenschaft als Haupt der Kaiserlichen Familie, ernannt werden. 

Er soll unter den Prinzen der Königlichen Familie gewählt werden. 
Die Minderjaehrigkeit des Königs endigt sich mit dem zurückgelegten achtzehnten Jahre. 

9ter Art. Der König und die Königliche Familie haben zu ihrem Unterhalte einen besondern Schatz, unter dem 
Titel Kron-Schatz, welcher fünf Millionen Franken Revenueen beträgt. 

Der Ertrag der Domanial-Waldungen und ein Theil der Domainen sind zu diesem Behufe bestimmt. Falls der 
Ertrag der Domainen nicht zureichend seyn wuerde, so soll das Fehlende aus der Staatskasse mit einem Zwölftel 
jeden Monat zugeschossen werden. 

Vierter Titel. 
10ter Art. Das Königreich Westphalen soll durch Constitutionen regiert werden, welche die Gleichheit aller 
Unterthanen vor dem Gesetze, und die freye Ausübung des Gottesdienstes der verschiedenen Religions-Gesell-
schaften festsetzen. 
11ter Art. Die Landstände der Provinzen, aus welchen das Königreich besteht, sowohl die allgemeinen, als die 
besondern, alle politische Korporationen dieser Art und alle Privilegien besagter Korporationen, Städte und 
Provinzen, sind aufgehoben. 
12ter Art. Gleichergestalt sind alle Privilegien einzelner Personen und Familien, in so fern sie mit den Verfü-
gungen vorstehenden Artikels unverträglich sind, aufgehoben. 
13ter Art. Alle Leibeigenschaft, von welcher Natur sie seyn, und wie sie heißen möge, ist aufgehoben, indem 
alle Einwohner des Königreichs die nämlichen Rechte genießen sollen. 
14ter Art. Der Adel soll in seinen verschiedenen Graden und mit seinen verschiedenen Benennungen fortbe-
stehen, ohne daß solcher jedoch ein ausschließendes Recht zu irgend einem Amte, Dienste oder einer Würde, 
noch Befreyung von irgend einer öffentlichen Last verleihen könne. 
15ter Art. Die Statuten der adelichen Abteyen, Priorate und Capitel sollen dahin abgeändert werden, daß jeder 
Unterthan des Reichs darin zugelassen werden könne. 
16ter Art. Es soll ein und dasselbe Steuer-System fuer alle Theile des Königreichs seyn. Die Grundsteuer soll das 
Fünftel der Revenueen nicht uebersteigen duerfen. 
17ter Art. Das Münzsystem und das System der Maaße und Gewichte, welche dermalen in Frankreich beste-
hen, sollen im ganzen Königreiche eingeführt werden. 
18ter Art. Die Münzen sollen mit dem Wappen Westphalens und mit dem Bildnisse des Königs geschlagen 
werden. 

Fünfter Titel. 
19ter Art. Es sollen vier Minister seyn, nämlich: 

einer für das Justizwesen und die innern Angelegenheiten, 
einer für das Kriegswesen, 
einer für die Finanzen, den Handel und den öffentlichen Schatz; 
es soll ein Minister Staats-Secretaire seyn. 
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20ter Art. Die Minister sind, jeder in seinem Fache, fuer die Vollziehung der Gesetze und der Befehle des Kö-
nigs verantwortlich. 

Sechster Titel. 
21ter Art. Der Staatsrath soll zum wenigsten aus sechzehn und höchstens aus fünf und zwanzig Mitgliedern 
bestehen, welche vom Könige ernannt werden, und deren Ernennung von ihm nach Gutdünken zurückgenom-
men werden kann. 

Er soll in drey Sectionen abgetheilt werden, nämlich: 
Section des Justizwesens und der innern Angelegenheiten, 
Section des Kriegswesens, 
Section des Handels und der Finanzen. 
Der Staatsrath soll die Verrichtungen des Cassations-Gerichts versehen. Es sollen bey demselben für die 

Geschäfte, welche geeignet sind, vor das Cassationsgericht gebracht zu werden, und für die streitigen Fälle in 
Verwaltungssachen, Advocaten angestellt werden. 
22ter Art. Das Gesetz über die Auflagen, oder das Finanz-Gesetz, die Civil- und peinlichen Gesetze sollen im 
Staatsrathe discutirt und entworfen werden. 
23ter Art. Die im Staatsrathe entworfenen Gesetze sollen den von den Ständen ernannten Commissionen mit-
getheilt werden. 

Diese Commissionen, deren drey seyn sollen, nämlich eine Finanz-Commission, eine Commission des bür-
gerlichen Justizwesens, und eine Commission des peinlichen Justizwesens, sollen aus fünf Mitgliedern beste-
hen, welche in jeder Session ernannt und erneuert werden muessen. 
24ter Art. Diese ständischen Commissionen können mit den respectiven Sectionen des Staatsrathes die ihnen 
mitgetheilten Gesetzes-Entwürfe discutiren. 

Die Bemerkungen besagter Commissionen sollen im versammelten, vom Könige präsidirten Staatsrathe ver-
lesen, und es soll, wenn man es nöthig finden wird, über die Modificationen, deren die Gesetzes-Entwürfe fuer 
empfänglich werden gehalten werden, berathschlaget werden. 
25ter Art. Die definitiv angenommene Redaction der Gesetzes-Entwürfe soll durch Mitglieder des Staatsrathes 
unmittelbar den Ständen überbracht werden, welche nach Anhörung der Beweggründe jener Gesetzes-Entwür-
fe und der Berichte der Commission, darüber berathschlagen werden. 
26ter Art. Der Staatsrath hat die Verwaltungs-Verordnungen zu discutiren und solche zu entwerfen. 
27ter Art. Er hat über die unter den Verwaltungs- und gerichtlichen Behörden sich erhebenden Jurisdictions-
Streitigkeiten, über die streitigen Verwaltungsgegenstände und über die Frage zu erkennen, ob Verwaltungs-
Beamte vor Gericht gestellt werden können und sollen? 
28ter Art. Der Staatsrath hat, in Ausübung seiner Attributen, nur eine berathende Stimme. 

Siebenter Titel. 
29ter Art. Die Stände des Reichs sollen aus hundert Mitgliedern bestehen, welche durch die Departements-
Collegien ernannt worden, nämlich: siebenzig werden gewählt aus der Classe der Grundeigenthümer, fünf zehn 
unter den Kaufleuten und Fabrikanten, und fünfzehn unter den Gelehrten und anderen Bürgern, welche sich 
um den Staat verdient gemacht haben. 

Die Mitglieder der Stände bekommen keinen Gehalt. 
30ter Art. Sie sollen alle drey Jahre, zu einem Drittel, erneuert werden; die austretenden Mitglieder können 
unmittelbar wieder gewählt werden. 
31ter Art. Der Präsident der Stände wird vom Könige ernannt. 
32ter Art. Die Stände versammeln sich auf die vom Koenige anbefohlene Zusammenberufung. 

Sie können blos durch den König zusammenberufen, prorogirt, vertagt und aufgelöset werden. 
33ter Art. Die Stände berathschlagen über die vom Staatsrathe verfaßten Gesetzes-Entwürfe, welche ihnen auf 
Befehl des Königs vorgelegt worden, sowohl über die Auflagen oder das jährliche Finanz-Gesetz, als über die im 
Civilgesetzbuche und im Münzsysteme vorzunehmenden Veränderungen. 

Die gedruckten Rechnungen der Minister sollen ihnen alle Jahre vorgelegt werden. 
Die Stände berathschlagen über die Gesetzes-Entwürfe im geheimen Scrutinium durch absolute Mehrheit 

der Stimmen. 
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Achter Titel. 
34ter Art. Das Gebiet soll in Departemente, die Departemente in Districte, die Districte in Cantone, und diese 
in Municipalitäten eingetheilt werden. 

Die Zahl der Departemente soll weder unter acht, noch über zwölf seyn. 
Die Zahl der Districte soll in einem Departemente weder unter drey, noch über fünf seyn. 

Neunter Titel. 
35ter Art. Die Departemente sollen durch einen Präfekten verwaltet werden. 

Es soll in jedem Departemente ein Präfekturrath für die streitigen Sachen, und ein General-Departements-
rath seyn. 
36ter Art. Die Districte sollen durch einen Unterpräfekten verwaltet werden. 

Es soll in jedem Districte oder in jeder Unterpraefektur ein Districts-Rath seyn. 
37ter Art. Jede Municipalität soll durch einen Maire verwaltet werden. Es soll in jeder Municipalitaet ein Mu-
nicipal-Rath seyn. 
38ter Art. Die Mitglieder der General-Departements-Räthe, der Districts-Räthe und der Municipal-Räthe sol-
len alle zwey Jahre zur Hälfte erneuert werden. 

Zehnter Titel. 
39ter Art. Es soll in jedem Departemente ein Departements-Collegium gebildet werden. 
40ter Art. Die Zahl der Mitglieder der Departements-Collegien soll durch die Zahl der Bewohner des Depar-
tements bestimmt werden, so daß ein Mitglied auf tausend Bewohner desselben kommt; doch darf die Zahl der 
Mitglieder nicht unter zweyhundert seyn. 
41ter Art. Die Mitglieder der Departements-Collegien sollen vom Könige ernannt und folgendermaßen ge-
wählt werden, nämlich: 

Vier Sechstel unter den sechs hundert Höchst-Besteuerten des Departements, 
Ein Sechstel unter den reichsten Kaufleuten und Fabrikanten, 
und Ein Sechstel unter den ausgezeichnetesten Gelehrten und Künstlern, und unter den Bürgern, welche sich 
am meisten um den Staat verdient gemacht haben. 

42ter Art. Es kann niemand, der nicht volle 21 Jahre alt ist, zum Mitgliede eines Departements-Collegiums 
ernannt werden. 
43ter Art. Die Funktionen der Mitglieder der Departements-Collegien sind lebenslaenglich; es kann keines 
derselben anders, als durch einen Urtheilsspruch, entsetzt werden. 
44ter Art. Die Departements-Collegien sollen die Mitglieder der Stände ernennen, und dem Könige Candida-
ten für die Stellen der Friedensrichter, Departements-Districts- und Municipal-Raethe vorschlagen. 

Für jede zu machende Ernennung sollen zwey Candidaten vorgeschlagen werden. 

Eilfter Titel. 
45ter Art. Der Codex Napoleon soll vom ersten Januar 1808 an, das bürgerliche Gesetzbuch des Königreichs 
Westphalen seyn. 
46ter Art. Das gerichtliche Verfahren soll öffentlich seyn, und in peinlichen Fällen sollen die Geschwornen-Ge-
richte statt haben. Diese neue peinliche Jurisprudenz soll spätestens bis zum ersten Julius 1808 eingeführt seyn. 
47ter Art. In jedem Cantone soll ein Friedensgericht, in jedem Districte ein Civil-Gericht erster Instanz, und 
in jedem Departemente ein peinlicher Gerichtshof, und für das ganze Königreich ein einziger Appellations-
Gerichtshof seyn. 
48ter Art. Die Friedensrichter sollen vier Jahre lang im Amte bleiben und sollen sogleich darauf wieder gewählt 
werden können, wenn sie als Candidaten von den Departements-Collegien vorgeschlagen worden. 
49ter Art. Der gerichtliche Stand ist unabhängig. 
50ster Art. Die Richter werden vom Könige ernannt. 
Ernennungen auf Lebenszeit sollen sie erst erhalten, wenn man, nachdem sie ihr Amt fünf Jahre lang werden 
verwaltet haben, überzeugt seyn wird, daß sie in ihren Ämtern beybehalten zu werden verdienen. 
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51ter Art. Das Appellationsgericht kann auf die Denunciation des königlichen Prokurators sowohl, als auf 
jene eines seiner Präsidenten, vom Könige die Absetzung eines Richters begehren, welchen es in der Ausübung 
seiner Amtsverrichtungen einer Verletzung seiner Pflichten für schuldig hält. 

In diesem einzigen Falle soll die Amtsentsetzung eines Richters vom Könige ausgesprochen werden können. 
52ter Art. Die Urtheile der Gerichtshoefe und Tribunale werden im Namen des Königs ausgesprochen. 

Er allein kann Gnade ertheilen, die Strafe erlassen oder mildern. 

Zwölfter Titel. 
53ter Art. Die Militair-Conscription soll Grundgesetz des Königreichs Westphalen seyn. Es dürfen keine Wer-
bungen für Geld statt haben. 

Dreyzehnter Titel. 
54ter Art. Gegenwärtige Constitution soll durch königliche, im Staatsrathe discutirte Verordnungen ergänzt 
werden. 
55ter Art. Die Gesetze und Verwaltungs-Verordnungen sollen im Gesetz-Buelletin bekannt gemacht werden, 
und haben zu ihrer Verbindlichkeit keiner anderweiten Publications-Formalität nöthig. 
. 

Gegeben in Unserm Pallaste zu Fontainebleau, am 15sten Tage des Monats November des Jahres 1807. 
Napoleon. 

Auf Befehl des Kaisers, 
der Minister Staats-Secretaire, 

Hugo B. Maret. 
WIR HIERONYMUS NAPOLEON, von Gottes Gnaden und durch die Constitutionen König von Westphalen, 

französischer Prinz etc. etc. 
nach Ansicht der Constitution des Königreichs Westphalen vom 15. November 1807, 
befehlen, daß dieselbe in‘s Gesetz-Bülletin eingerückt und im ganzen Umfange des Königreichs bekannt ge-

macht werden soll. 
Gegeben in Unserm königlichen Pallaste zu Napoleonshöhe am 1ten December 1807, im lsten Jahre Unsrer 

Regierung. 
Hieronymus Napoleon. 
Auf Befehl des Koenigs. 

In Abwesenheit des Ministers Staats-Secretaire, der Cabinets-Secretaire, 
Cousin von Marinville. 

Als gleichlautend bescheiniget. 
Der provisorische Minister des Justizwesens und der innern Angelegenheiten, 

Simeon
http://www.verfassungen.de/de/nrw/westfalen/westfalen07.htm
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Nr. 4. Verfassung des Königreichs Bayern 
vom 1. Mai 1808

[Königlich-Baierisches Regierungsblatt 1808, Sp. 985]
Verfassung des Königreichs Bayern (1808) Konstitution für das Königreich Baiern Konstitution fKonür das Königreich Baiern

Maximilian Joseph, von Gottes Gnaden König von Bayern. Von der Ueberzeugung geleitet, daß der Staat, 
so lange er ein bloßes Aggregat verschiedenartiger Bestandtheile bleibt, weder zur Erreichung der vollen Ge-
sammtkraft, die in seinen Mitteln liegt, gelangen, noch den einzelnen Gliedern desselben alle Vortheile der bür-
gerlichen Vereinigung, in dem Maaße, wie es diese bezweckt, gewähren kann, haben Wir bereits durch mehrere 
Verordnungen die Verschiedenheit der Verwaltungsformen in Unserm Reiche, so weit es vor der Hand möglich 
war, zu heben, für die direkten Auflagen sowohl, als für die indirecten, ein gleichförmigeres System zu gründen, 
und die wichtigsten öffentlichen Anstalten dem Gemeinsamen ihrer Bestimmung durch Einrichtungen, die 
zugleich ihre besondern sichern, entsprechender zu machen gesucht. Ferner haben Wir, um Unsern gesammten 
Staaten den Vortheil angemessener gleicher bürgerlicher und peinlicher Gesetze zu verschaffen, auch die hiezu 
nöthigen Vorarbeiten angeordnet, die zum Theil wirklich vollendet sind. Da aber diese einzelnen Ausbildungen 
besonderer Theile der Staatseinrichtung nur unvollkommen zum Zwecke führen, und Lücken zurücklassen, 
deren Ausfüllung ein wesentliches Bedürfniß der nothwendigen Einheit des Ganzen ist; so haben Wir beschlos-
sen, sämmtlichen Bestandtheilen der Gesetzgebung und Verwaltung Unsers Reiches, mit Rücksicht auf die 
äußern und innern Verhältnisse desselben, durch organische Gesetze einen vollständigen Zusammenhang zu 
geben, und hiezu den Grund durch gegenwärtige Constitutionsurkunde zu legen, die zur Absicht hat, durch 
entsprechende Anordnungen und Bestimmungen den gerechten, im allgemeinen Staatszwecke gegründeten, 
Forderungen des Staates an seine einzelnen Glieder, so wie der einzelnen Glieder an den Staat, die Gewähr-
leistung ihrer Erfüllung, dem Ganzen feste Haltung und Verbindung, und jedem Theile der Staatsgewalt die 
ihm angemessene Wirkungskraft nach den Bedürfnissen des Gesamtwohls zu verschaffen. Wir bestimmen und 
verordnen demnach, wie folgt: 

Erster Titel. Hauptbestimmungen.
§ 1 Das Königreich Bayern bildet einen Theil der rheinischen Föderation. 
§ 2 Alle besondere Verfassungen, Privilegien, Erbämter und landschaftlichen Corporationen der einzelnen Pro-
vinzen sind aufgehoben. Das ganze Königreich wird durch eine Nationalrepräsentation vertreten, nach gleichen 
Gesetzen gerichtet, und nach gleichen Grundsätzen verwaltet; dem zu Folge soll ein und dasselbe Steuersystem 
für das ganze Königreich seyn. Die Grundsteuer kann den fünften Theil der Einkünfte nicht übersteigen. 
hierzu wurde das „Organische Edict vom 8. September 1808, die Patrimonialgerichtsbarkeit betreffend.“ erlas-
sen. 
§ 3 Die Leibeigenschaft wird da, wo sie noch besteht, aufgehoben. 
hierzu wurde das „Organische Edict vom 31. August 1808, die Aufhebung der Leibeigenschaft betreffend.“ er-
lassen.
§ 4 Ohne Rücksicht auf die bis daher bestandene Eintheilung in Provinzen wird das ganze Königreich in mög-
lichst gleiche Kreise, und, so viel thunlich, nach natürlichen Grenzen getheilt. 
§ 5 Der Adel behält seine Titel und, wie jeder Gutseigenthümer, seine gutsherrlichen Rechte nach den gesetzli-
chen Bestimmungen; übrigens aber wird er in Rücksicht auf die Staatslasten, wie sie dermal bestehen oder noch 
eingeführt werden mögen, den übrigen Staatsbürgern ganz gleich behandelt. Er bildet auch keinen besondern 
Theil der Nationalrepräsentation, sondern nimmt mit den übrigen ganz freien Landeseigenthümern einen ver-
hältnißmäßigen Antheil daran. Eben so wenig wird ihm ein ausschließliches Recht auf Staatsämter, Staatswür-
den, Staatspfründen zugestanden. Die gesammten Statuten der noch bestehenden Corporationen müssen nach 
diesen Grundsätzen abgeändert, oder seiner Zeit eingerichtet werden. 
§ 6 Dieselben Bestimmungen treten auch bei der Geistlichkeit ein. Uebrigens wird allen Religionstheilen, ohne 
Ausnahme, der ausschließliche und vollkommene Besitz der Pfarr- , Schul- und Kirchengüter, wie sie nach der 
Verordnung vom 1. Oct. 1807 unter die 3 Rubriken: des Cultus, des Unterrichts und der Wohlthätigkeit in Einer 
Administration vereinigt sind, bestätigt. Diese Besitzungen können weder unter irgend einem Vorwande ein-
gezogen, noch zu einem fremden Zwecke veräußert werden. Dasselbe gilt auch von den Gütern, welche seiner 
Zeit den zu errichtenden Bisthümern und Capiteln zur Dotation angewiesen werden sollen. 
§ 7 Der Staat gewährt allen Staatsbürgern Sicherheit der Person und des Eigenthums - vollkommene Gewissens-
freiheit - Preßfreiheit nach dem Censuredict vom 13. Juni 1803 und den wegen der politischen Zeitschriften am 
6. Sept. 1799 und 17. Febr. 180erlassenen Verordnungen. Nur Eingeborne, oder im Staate Begüterte, können 
Staatsämter bekleiden. Das Indigenat kann nur durch eine königliche Erklärung oder ein Gesetz ertheilt wer-
den. 
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§ 8 Ein jeder Staatsbürger, der das 21ste Jahr zurückgelegt hat, ist schuldig, vor der Verwaltung seines Kreises 
einen Eid abzulegen, daß er der Constitution und den Gesetzen gehorchen - dem Könige treu seyn wolle. Nie-
mand kann ohne ausdrückliche Erlaubniß des Monarchen auswandern, in das Ausland gehen oder in fremde 
Dienste übergehen, noch von einer auswärtigen Macht Gehalte oder Ehrenzeichen annehmen, bei Verlust aller 
bürgerlichen Rechte. Alle jene, welche außer den durch Herkommen oder Verträge bestimmten Fällen, eine 
fremde Gerichtsbarkeit über sich erkennen, verfallen in dieselbe Strafe, und können nach Umständen mit einer 
noch schärfern belegt werden. 

Zweiter Titel. Von dem königlichen Hause.
§ 1 Die Krone ist erblich in dem Mannsstamme des regierenden Hauses, nach dem Rechte der Erstgeburt und 
der agnatisch-linealischen Erbfolge. 
§ 2 Die Prinzessinnen sind auf immer von der Regierung ausgeschlossen, und bleiben es von der Erbfolge so 
lange, als noch ein männlicher Sprosse des regierenden Hauses vorhanden ist. 
§ 3 Nach gänzlicher Erlöschung des Mannsstammes fällt die Erbschaft auf die Töchter und ihre männliche 
Nachkommenschaft. 
§ 4 Ein besonderes Familiengesetz wird die Art, wie diese Erbfolge eintreten soll, bestimmen; jedoch mit Vorbe-
halt der im § 34 der rheinischen Föderationsacte erwähnten erblichen Ansprüche, in so weit sie anerkannt und 
bestimmt sind. Der Letztlebende vom königlichen Hause wird durch zweckmäßige Maaßregeln die Ruhe und 
Selbstständigkeit des Rechts zu erhalten suchen. 
§ 5 Die nachgebohrnen Prinzen erhalten keine liegenden Güter, sondern eine jährliche Appanagialrente von 
höchstens 100,000 Gulden aus er königlichen Schatzkammer in monatlichen Raten ausbezahlt, die nach Ab-
gang ihrer männlichen Erben dahin zurückfällt. 
§ 6 Zweimal Hundert Tausend Gulden jährliche Einkünfte nebst einer anständigen Residenz, sind das Maxi-
mum für das Witthum der regierenden Königin bestimmt; das Heirathsgut einer Prinzessin ist aus 100,000 
Gulden festgesetzt. 
§ 7 Alle Glieder des königlichen Hauses stehen unter Gerichtsbarkeit des Monarchen, und können, bei Verlust 
ihres Erbfolgerechts, nur mit dessen Einwilligung zur Ehe schreiten. 
§ 8 Die Volljährigkeit der königlichen Prinzen tritt mit dem zurückgelegten 18ten Jahre ein. 
§ 9 Einem jeden Monarchen steht es frei, unter den volljährigen Prinzen des Hauses den Reichsverweser wäh-
rend der Minderjährigkeit seines Nachfolgers zu wählen. In Ermangelung einer solchen Bestimmung gebührt 
sie dem nächsten volljährigen Agnaten. Der weiter Entfernte, welcher wegen Unmündigkeit eines nähern die 
Verwaltung übernommen hat, setzt sie bis zur Volljährigkeit des Monarchen fort. Die Regierung wird im Na-
men des Minderjährigen geführt; alle Aemter, mit Ausnahme der Justizstellen, können während der Regent-
schaft nur provisorisch vergeben werden. Der Reichsverweser kann weder Krongüter veräußern, noch neue 
Aemter schaffen. In Ermangelung eines volljährigen Agnaten verwaltet der erste Kronbeamte das Reich. Einer 
verwittweten Königin kann die Erziehung ihrer Kinder unter Aufsicht des Reichsverwesers, nie aber die Ver-
waltung des Reichs, übertragen werden. 
§ 10 Es sollen 4 Kronämter des Reiches errichtet werden. Ein Kron-Oberhofmeister - ein Kron-Oberstkäm-
merer - ein Kron-Oberstmarschall - ein Kron-Oberstpostmeister, die den Sitzungen des geheimes Rathes bei-
wohnen. Alle wirklich dirigirende geheime Staatsminister genießen alle mit der Kronämterwürde verbundene 
Ehren und Vorzüge. 
§ 11 Die am 20. Oct. 1804 wegen Unveräußerlichkeit der Staatsgüter erlassene Pragmatik wird bekräftigt; je-
doch soll es dem Könige frei stehen, zur Belohnung großer und bestimmter, dem Staate geleistete Dienste, 
vorzüglich die künftig heimfallenden Lehen oder neu erworbenen Staatsdomainen dazu verwenden, die sodann 
die Eigenschaft von Mannslehen der Krone annehmen, und worüber keine Anwartschaft ertheilt werden kann. 

Dritter Titel. Von der Verwaltung des Reiches.
§ 1 Das Ministerium theilt sich in 5 Departements; jenes der auswärtigen Verhältnisse, der Justiz, der Finanzen, 
des Innern und des Kriegswesens. Die Geschäftssphäre eines jeden ist und bleibt durch die Verordnungen vom 
25. Mai 1801, 29. Oct. 1806, und 9. Mai 1807 bestimmt. Mehrere Ministerien können in Einer Person vereinigt 
werden. Das Staatssecretariat wird von einem jeden Minister für sein Departement versehen; daher müssen alle 
königl. Decrete von demselben unterzeichnet werden, und nur mit dieser Formalität werden sie als rechtskräftig 
angesehen. Die Minister sind für die genaue Vollziehung der königl. Befehle sowohl, als für die Verletzung der 
Constitution, welche auf ihre Veranlassung oder ihre Mitwirkung Statt findet, dem Könige verantwortlich. Sie 
erstatten jährlich dem Monarchen einen ausführlichen Bericht über den Zustand ihres Departements. 



25

Verfassung des Königreichs Bayern [4]

§ 2 Zur Berathschlagung über die wichtigsten innern Angelegenheiten des Reiches wird ein geheimer Rath 
angeordnet, der neben den Ministern aus 12 oder höchstens 16 Gliedern besteht. Die geheimen Räthe werden 
von dem Könige anfänglich auf Ein Jahr ernannt, und nicht eher als nach 6jährigem Dienste als permanent an-
gesehen. Der König und der Kronerbe wohnen den Sitzungen des geheimen Rathes bei; in beider Anwesenheit 
präsidirt der älteste der anwesenden Staatsminister. Der geheime Rath entwirft und discutirt alle Gesetze und 
Hauptverordnungen nach den Grundzügen, welche ihm von dem Könige durch die einschlägigen Ministerien 
zugetheilt werden, besonders das Gesetz über die Auflagen, oder das Finanzgesetz. Er entscheidet alle Compe-
tenzstreitigkeiten der Gerichtsstellen und Verwaltungen, wie auch die Frage: ob ein Verwaltungsbeamter vor 
Gericht gestellt werden könne oder solle ? Zur Führung der Geschäfte wird der geheime Rath in drei Sectionen 
getheilt: jene der bürgerlichen und peinlichen Gesetzgebung, der Finanzen, und der innern Verwaltung. Eine 
jede Section besteht aus wenigstens 3 Mitgliedern, und bereitet die Geschäfte zum Vortrage im versammelten 
Rathe vor. 
§ 3 Der geheime Rath hat in Ausübung seiner Attributen nur eine berathende Stimme. 
§ 4 An der Spitze eines jeden Kreises steht ein königl. Generalcommissair, dem wenigstens 3, höchstens 5 Kreis-
räthe untergeordnet sind; ferner besteht in einem jeden Kreise 

a) eine allgemeine Versammlung, und 
b) eine Deputation. 
Erstere wählt die Nationalrepräsentanten; letztere wird vom Könige aus der Mitte der Kreisversammlung 

gewählt, und bringt 
1) die zur Bestreitung der Localausgaben nöthigen Auflagen in Vorschlag, welche gesondert in den jährlichen 

Finanzetat aufgenommen, von den Rent- und Steuerbeamten mit den Auflagen des Reiches erhoben, und aus-
schließlich zu dem Zwecke, wozu sie bestimmt sind, verwendet werden müssen; 

2) läßt sie die, die Verbesserung des Zustandes des Kreises betreffenden, Vorschläge und Wünsche durch das 
Ministerium des Innern an den König gelangen. 

Die Stellen bei der allgemeinen versammlung werden von dem Könige auf Lebenszeit vergeben; sie werden 
aus denjenigen 400 Landeigenthümern, Kaufleuten oder Fabrikanten des Bezirks, welche die höchste Grund-
steuer bezahlen, nach dem Verhältniß von 1 zu 1000 Einwohnern gewählt, und versammeln sich, so oft die 
Wahl eines Repräsentanten vorfällt, oder der Monarch es befiehlt. Ihre Versammlungen dauern höchstens 8 
Tage. Der König ernennt den Präsidenten und die übrigen Officianten auf eine oder mehrere Sessionen; erstere 
Stelle kann auch dem Generalcommissair des Kreises übertragen werden. Die Kreisdeputation wird jährlich 
zu dem dritten Theile erneuert. Der König ernennt die Glieder derselben aus den Deputirten der allgemeinen 
Versammlung. Der Name der Austretenden wird durch das Loos bestimmt. Die Deputation versammelt sich 
jährlich auf höchstens 3 Wochen. Zeit und Ort des Zusammentritts werden von dem Monarchen bestimmt. Mit 
dem Vorstande und den Secretairen wird es so, wie bei der Generalversammlung gehalten. 
§ 5 Die Landgerichte üben die Localpolizei unter der Aufsicht der Generalcommissariate aus, und erhalten 
zu diesem Behufe einen oder mehrere Polizeiactuarien. Für eine jede städtische und Ruralgemeine wird eine 
Localverwaltung angeordnet werden- 
§ 6 Die Gefälle, Steuern und Auflagen des Reiches werden, so wie die Local-Nebenbeischläge, durch die Rent-
ämter und die übrigen zur Einnahme der Auflagen bestimmten Beamten erhoben. 
§ 7 Alle Verwaltungsbeamte, von dem wirklichen Rathe an, unterliegen den Bestimmungen der Hauptverord-
nungen vom 1. Jan. 1805, und 8. Juni 1807; jedoch werden alle künftig Anzustellende nur dann als wirkliche 
Staatsbeamte angesehen, wenn sie ein Amt, welches dieses Recht mit sich bringt, 6 Jahre lang ununterbrochen 
verwaltet haben. Wegen der Unterstützungsbeiträge der übrigen königl. Diener und ihrer Wittwen wird eine 
eigene zweckmäßige Verordnung erlassen werden. 

Vierter Titel. Von der Nationalrepräsentation
§ 1 In einem jeden Kreise werden aus denjenigen 200 Landeigenthümern, Kaufleuten oder Fabrikanten, welche 
die höchste Grundsteuer bezahlen, von den Wahlmännern sieben Mitglieder gewählt, welche zusammen die 
Reichsversammlung bilden. 
§ 2 Der König ernennt einen Präsidenten und vier Secretaire aus den Mitgliedern der Versammlung auf eine 
oder mehrere Sitzungen. 
§ 3 Die Dauer der Functionen der Deputirten wird auf sechs Jahre bestimmt; jedoch sind sie nach Verlauf dieser 
sechs Jahre wieder erwählbar. 
§ 4 Die Nationalrepräsentation versammelt sich wenigstens einmal im Jahre auf die vom Könige erhaltene Zu-
sammenberufung, welcher die Versammlung eröffnet und schließt. Er kann sie auch vertagen oder auflösen; 
jedoch muß im letzten Falle wenigstens innerhalb zwei Monaten eine neue zusammenberufen werden. 
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§ 5 So oft die Wahl eines Deputirten oder auch der ganzen Reichsrepräsentation vorzunehmen ist, werden 
entweder alle oder die betheiligte Kreisversammlung durch königliche offene Briefe, welche der Minister des 
Innern expedirt, hierzu aufgefordert. 
§ 6 Die Versammlung wählt unter sich Commissionen von drei, höchstens vier Mitgliedern; jene der Finanzen, 
der bürgerlichen und peinlichen Gesetzgebung, der innern Verwaltung, und der Tilgung der Staatsschulden. 
Diese versammeln sich und correspondiren mit den einschlägigen Sectionen des geheimen Rathes über die 
Entwürfe der Gesetze und Hauptreglements sowohl, als den jährlichen Finanzetat, so oft es die Regierung von 
ihnen verlangt. 
§ 7 Die auf solche Art vorbereiteten Gesetze werden an die Repräsentation durch zwei, höchstens drei Mitglie-
der des geheimes Rathes gebracht; die Versammlung stimmt darüber durch den weg des geheimen Scrutiniums 
nach der absoluten Mehrheit der Stimmen. Niemand ist befugt, das Wort zu führen, als die königlichen Com-
missaire aus dem geheimen Rathe und die Glieder der einschlägigen Commission der Repräsentation. 

Fünfter Titel. Von der Justiz.
§ 1 Die Justiz wird durch die, in geeigneter Zahl bestimmten, Ober- und Untergerichte verwaltet. Für das ganze 
Reich besteht eine einzige oberste Justizstelle. 
§ 2 Alle Gerichtsstellen sind verbunden, bei Endurtheilen die Entscheidungsgründe anzuführen. 
§ 3 Die Glieder der Justizcollegien werden von dem Könige auf Lebenszeit ernannt, und können nur durch 
einen förmlichen Spruch ihre Stellen verlieren. 
§ 4 Der König kann in Criminalsachen Gnade ertheilen, die Strafe erlassen oder mildern, aber in keinem Falle 
irgend eine anhängige Streitsache oder angefangene Untersuchung hemmen, viel weniger eine Partei ihrem 
gesetzlichen Richter entziehen. 
§ 5 Der königliche Fiscus wird in allen streitigen Privatrechtsverhältnissen bei den königlichen Gerichtshöfen 
Recht nehmen. 
§ 6 Die Güterconfiscation hat in keinem Falle, den der Desertion ausgenommen, Statt; wohl aber können die 
Einkünfte während der Lebenszeit des Verbrechers sequestrirt und die Gerichtskosten damit bestritten werden. 
§ 7 Es soll für das ganze Reich ein eigenes bürgerliches und peinliches Gesetzbuch eingeführt werden. 

Sechster Titel. Von dem Militärstande.
§ 1 Zur Vertheidigung des Staates, und zur Erfüllung der durch die rheinische Bundesacte eingegangenen Ver-
bindlichkeiten, wird eine stehende Armee unterhalten. 
§ 2 Die Truppen werden durch den Weg der allgemeinen Militärconscription ergänzt. 
§ 3 Die Armee handelt nur gegen äußere Feinde; im Innern aber nur dann, wenn es der Monarch in einem 
besondern Falle ausdrücklich befiehlt, oder die Militärmacht von der Civilbehörde förmlich dazu aufgefordert 
wird. 
§ 4 Die Militärpersonen stehen nur in Criminal- und Dienstsachen unter der Militärgerichtsbarkeit; in allen 
übrigen aber sind sie, wie jeder Staatsbürger den einschlägigen Civilgerichten unterworfen. 
§ 5 Die Bürgermiliz wird bestätigt. Zur Erhaltung der Ruhe in Kriegszeiten wird eine Nationalgarde, und zur 
Handhabung der Polizei eine Gensd‘armerie errichtet werden. 

Dies sind die Grundlagen der künftigen Verfassung Unsers Reichs. Ihre Einführung wird hiermit festgesetzt 
auf den 1. Oct. dieses Jahres. In der Zwischenzeit werden die hiernach zu entwerfenden Gesetzbücher, so wie 
die einzelnen organischen Gesetze, welche obigen Bestimmungen theils zur nähern Erläuterung dienen, theils 
die Art und Weise ihres Vollzugs vorzeichnen, nachfolgen. 

Völker Unsers Reiches !  Die Befestigung eurer gemeinschaftlichen Wohlfahrt ist Unser Ziel. Je wichtiger euch 
dasselbe erscheint, und je durchdrungener ihr von der Erkenntniß seyd, daß kein besonderes Wohl sich anders, 
als in der engsten Verbindung mit dem allgemeinen dauerhaft erhalten kann; desto sicherer wird dieses Ziel 
erreicht, und Unsere Regentensorge belohnt werden. 

So gegeben in Unserer Haupt- und Residenzstadt München, am ersten Tage des Monats Mai, im Eintausend 
Achthundert und Achten Jahre, Unsers Reiches im Dritten. 

Maximilian Joseph. 
Freiherr von Montgelas 

Graf Morawizky 
Freiherr von Hompesch.

http://www.verfassungen.de/de/by/bayern08-index.htm
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Nr. 5. Deutsche Bundesakte
vom 8. Juni 1815

[von Pölitz, Karl Heinrich Ludwig (Hrsg.), Die Verfassungen des teutschen Staatenbundes seit dem Jahre 1789 bis 

auf die neueste Zeit, Erste Abtheilung, Leipzig 1847, S. 10 ff.]tsche Bundesakte (1815)

											         
Im Namen der allerheiligsten und untheilbaren Dreieinigkeit 

Die souverainen Fürsten und freyen Städte Deutschlands, den gemeinsamen Wunsch hegend, den 6. Artikel 
des Pariser Friedens vom 30. May 1814 in Erfüllung zu setzen, und von den Vortheilen überzeugt, welche aus 
ihrer festen und dauerhaften Verbindung für die Sicherheit und Unabhängigkeit Deutschlands, und die Ruhe 
und das Gleichgewicht Europas hervorgehen würden, sind übereingekommen, sich zu einem beständigen Bun-
de zu vereinigen, und haben zu diesem Behuf ihre Gesandten und Abgeordneten am Congresse in Wien mit 
Vollmachten versehen, nämlich: 

Seine K. K. apostolische Majestät,
den Herrn Clemens Wenzeslaus Fürsten von Metternich-Winneburg-Ochsenhausen, 
Ritter des glodnen Vließes, Großkreuz des Königlich Ungarischen St. Stephans-Ordens, Ritter des Ordens 

des heiligen Andreas, des heiligen Alexander Newsky und der heiligen Anna erster Klasse, Großkreutz der 
Ehrenlegion, Ritter des Ordens vom Elephanten, des Ordens der Annunciation, des schwazen Adlers und des 
rothen Adlers, des Seraphinen-Ordens, des heiligen Josephs von Toskana, des heiligen Hubertus, des goldnen 
Adlers von Württemberg, der Treue von Baden, des heiligen Johannes von Jerusalem u. a. m., Kanzler des mili-
tärischen Marien Theresien-Ordens, Curator der Kaiserlich Königl. Akademie der vereinigten bildenden Küns-
te, Kämmerer, wirklicher Geheimer Rath Seiner Maiejstät des Kaisers von Östereich, Königs von Ungarn und 
Böhmen, Allerhöchst Dessen Staats- und Conferenz-Minister, auch Minister der auswärtigen Angelegenheiten 
und ersten Plenipotentiarius am Congreß; und

Den Herrn Johann Philipp Baron von Wessenberg, Großkreutz des Königlich Sardinischen Ordens des heili-
gen Mauritius und heiligen Lazarus, wie auch des Königlichen Ordens der Baierischen Krone ex., Kammerherr 
und wirklichen Geheimen Rath Seiner Kaiserlich Königlich apostolischen Majestät, Höchstdesselben zweyten 
Plenipotentiarius am Congreß.

Seine Königliche Majestät von Preußen,
den Herrn Fürsten von Hardenberg, Ihro Staatskanzler, Ritter des schwarzen und rothen Adler-Ordens, des 

Preußischen St. Johanniter-Ordens und des Preußischen eisernen Kreutzes, Ritter des Russischen St. Andreas, 
St. Alexander Newsky-Ordens und St. Annen-Ordens erster Klasse, Großkreutz des Ungarischen St. Stephans-
Ordens, Großkreutz der Ehrenlegion, Großkreutz des Spanischen St. Karls-Ordens, Ritter des Sardinischen 
Annunciation, des Schwedischen Seraphinen, des Dänischen Elephanten, des Baierischen St. Huberts, des 
Württembergischen goldnen Adlers, und m. a. Orden; und

Den Herrn Karl Wilhelm Freyherrn von Humboldt, Ihro Staats-Minister, Kammerherrn, außerordentlichen 
gesandten und bevollmächtigten Minister bey Ihrer Kaiserlich Königl. Apostolischen Majestät, Ritter des ro-
then Adler-Ordens, des Preußischen eisernen Kreutzes erster Klasse, Großkreutz des Kaiserlich-Österreichi-
schen Leopolds, des Russischen St. Annen-Ordens und des Ordens des Verdienstes der Baierischen Krone.

Seine Königliche Majestät von Dänemark,
den Herrn Christian Günther, Grafen von Bernstorf, Ihren geheimen Conferenzrath, außerordentlichen 

Abgesandten und bevollmächtigten Minister am Hofe Seiner Kaiserlich Königl. Apostolischen Majestät und 
bevollmächtigten am Congreß, Ritter des Elephanten-Ordens, Großkreutz des Dannebrogs-Ordens und des 
Königl. Ungarishcen St. Stephans-Ordens; und

Den Herrn Joachim Friedrich Grafen von Bernstorf, Ihro Geheimen Conferenzrath, Bevollmächtigten am 
Congreß, Großkreutz des Dannebrogs-Ordens.

Seine Königliche Majestät von Baiern,
den Herrn Alois Franz Xavier Grafen von REchberg und Rothenlöwen, Kämmerer und wirklichen Geheimen 

Rath, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister am Kaiserl. Königl. Hofe, Großkreutz des 
St. Huberts-Ordens, Kapitular-Kommenthur des St. Georgs- und Großkreutz des Baierischen Civil-Verdienst-
Ordens;

Seine Majestät der König von Sachsen, 
den Herrn Hanns August Fürchtegott von Globig, Ihro Geheimen Rath, Kammerherrn, Hof- und Justizrath 

und geheimen Referendar.
Seine Majestät der König der Niederlande,
den Herrn Franz Christoph Freyherrn von Gagern, Plenipotentiarius Seiner Majestät des Königs der Nieder-

lande, und irher Durchlauchten des Herzogs und des Fürsten von Nassau, Großkreutz des Hessischen Ordens 
vom goldenen Löwen und des Badenschen Ordens der Treue.
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Seine Majestät der König von Großbritannien und Hannover,
den Herrn Ernst Friedrich Herbert, Grafen von Münster, Erblandmarschall des Königreichs Hannover, 

Großkreutz des Königlich-Ungarischen St. Stephans-Ordens, Seiner Königlichen Majestät von Großbritannien 
und Hannover Staats- und Kabinets-Minister, ersten Bevollmächtigten am Congreß zu Wien; und

Den Herrn Ernst Christian August Grafen von Hardenberg, Großkreutz des Kaiserlich-Österreichischen 
Leopolds-Ordens, Ritter des Königlich-Preußischen rothen Adler-Ordens und des Johanniter-Ordens, Seiner 
Königlichen Majestät von Großbritannien und Hannover, Staats- und Kabinets-Minister, dessen außerordent-
lichen Abgesandten und bevollmächtigten Minister an dem Hofe Seiner Kaiserlich Königlich Apostolischen 
Majestät und dessen zweyten Bevollmächtigten am Congreß zu Wien.

Seine Königliche Hoheit der Kurfürst von Hessen, 
den Herren Dorotheus Ludwig, Grafen von Keller, Höchst Ihro Staatsminister, Großkreutz vom goldenen 

Löwen und des Preußischen rothen Adlers; und
Den Herrn Georg Ferdinand Freyherrn von Lepel, Ihro Kammerherrn und geheimen Regierungsrath.
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Hessen, 
den Herrn Johann Freyherrn von Türckheim von Altdorf, Ihren geheimen Rath, Staatsminister und außeror-

dentlichen Abgesandten am Congreß, Großkreutz des Hessischen Verdienst-Ordens, Commandeur des König-
lich Ungarischen St. Stephans-Ordens.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachsen-Weimar, 
den Herrn Ernst August Freyherrn von Gersdorf, Ihro wirklichen Geheimen Rath (jetzt an dessen Stelle den 

Herrn Friedrich August Freyherrn von Minkwitz).
Seine Durchlaucht der Herzog von Sachsen-Gotha,
den Herrn Friedrich August Freyherrn von Minkwitz, Ihro Geheimen Rath.
Ihro Durchlaucht die Herzogin von Sachsen-Coburg-Meinungen, als Regentin und Vormünderin Ihres Soh-

nes, 
eben denselben Freyherrn von Minkwitz.
Seine Durchlaucht der Herzog von Sachsen-Hildburghausen,
den Herrn Karl Ludwig Friedrich Freyherrn von Baumbach, Ihro Geheimen Rath und Regierungs-Präsi-

denten.
Seine Durchlaucht der Herzog von Sachsen-Coburg-Saalfeld,
den Herrn Franz Xavier Freyherrn von Fischler von Treuberg, Ihro Obersten, Ritter des Kaiserlich Österrei-

chischen Leopolds-Ordens, und des Ordens der Baierischen Krone.
Seine Durchlaucht der Herzog von Braunschweig-Wolfenbüttel, 
an die Stelle des Herrn Wilhelm Justus Eberhardt von Schmidt-Phiseldeck, Ihr geheimen Raths, ex substitu-

tione den Herrn Dorotheus Ludwig grafen von Keller, Kurfürstlich-Hessischen Staatsminister.
Seine Durchlaucht der Herzog von Holstein-Oldenburg,
den Herrn Albert Freyherrn von Maltzahn, Präsidenten der Regierung des Fürstenthums Lübeck, Groß-

kreutz des Russischen Ordens der heiligen Anna und Ritter des Ordens des heiligen Johannes von Jerusalem.
Seine Durchlaucht der Herzog von Mecklenburg-Schwerin, 
den herrn Leopold Freyherrn von Plessen, Ihro Staatsminister, Großkreutz des Dannebrog-Ordens.
Seine Durchlaucht der Herzog von Mecklenburg-Strelitz,
den herrn August Otto Ernst Freyherrn von Oertzen, Ihro Staatsminister, Großkreutz des Preußischen ro-

then Adler-Ordens.
Seine Durchlaucht der Herzog von Anahlt-Dessau, für sich und als Vormund des minorennen Herzogs von 

Anhalt-Cöthen, und Seine Durchlaucht der Herzog von Anhalt-Bernburg gemeinschaftlich
den Herrn Wolf Karl August von Wolframsdorf, Präsidenten der Regierung zu Dessau.
Seine Durchlaucht der Fürst von Hohenzollern-Hechingen, 
den Herrn Franz Anton Freyherrn von Franck, Ihren wirklichen Geheimen Rath.
Seine Durchlaucht der Fürst von Hohenzollern-Siegmaringen,
den Herrn Franz Ludwig von Kirchbauer, Ihro Geheimen Legationsrath.
Seine Durchlaucht der Herzog und Seine Durchlaucht der Fürst von Nassau,
den Herrn Franz Chistoph Freyherrn von Gagern, und Herrn Ernst Franz Ludwig Freyherrn von Marschall 

von Bieberstein, Plenipotentiarius Seiner Majestät des Königs der Niederlande, für seine Deutschen Staaten, 
und Ihrer Durchlauchten des Herzogs und des Fürsten von Nassau, Großkreutz des Ordens der Treue.

Seine Durchlaucht der Fürst von Liechtenstein,
den Herrn Georg Walther Vinzenz von Wiese, Vicekanzler der Regierung des Fürsten von Reuß zu Gera.
Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Sondershausen, 
den Herrn Adolph von Weise, Ihro Geheimen Rath und Kanzler.
Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt,
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den Herrn Friedrich Wilhelm Freyherrn von Kettelhodt, Ihro Kanzler und Präsidenten, auch Erbschenk der 
gefürsteten Grafschaft Henneberg, des Großherzoglich Badischen Ordens der Treue Großkreutz.

Seine Durchlaucht der Fürst von Waldeck und Pyrmont,
den Herrn Günther Heinrich von Berg, Doktor der Rechte und Regierungs-Präsidenten des Fürsten von 

Schaumburg-Lippe.
Seine Durchlaucht der Fürst von Schaumburg-Lippe,
den herrn Günther Heinrich von Berg.
Ihro Durchlaucht die Fürstin von der Lippe, als Regentin und Vormünderin des Fürsten, ihres Sohnes,
den Herrn Friedrich Wilhelm Helwing, Ihro Regierungsrath.
Die freye Stadt Lübeck,
den Herrn Johann Friedrich Hach, Doktor der Rechte und Senator dieser Stadt.
Die freye Stadt Frankfurt, 
den Herrn Johann Ernst Friedrich Danz, Doktor der Rechte, Syndikus dieser Stadt.
Die freye Stadt Bremen, 
den Herrn Johann Smidt, Senator dieser Stadt.
Die freye Stadt Hamburg,
den Herrn Johann Michael Gries, Syndikus dieser Stadt.
In Gemäßheit dieses Beschlusses haben die vorstehenden Bevollmächtigten, nach geschehener Auswechs-

lung ihrer richtig befundenen Vollmachten, folgende Artikel verabredet. 

1. Allgemeine Bestimmungen
Art. I. Deutscher Bund. Die souverainen Fürsten und freyen Städte Deutschlands, mit Einschluß Ihrer Majestä-
ten des Kaisers von Österreich und der Könige von Preußen, von Dänemark und der Niederlande, und zwar der 
Kaiser von Österreich, der König von Preußen, beide für ihre gesammten vormals zum deutschen Reich gehö-
rigen Besitzungen, der König von Dänemark für Holstein, der König der Niederlande für das Großherzogthum 
Luxemburg, vereinigen sich zu einem beständigen Bunde, welcher der Deutsche Bund heißen soll. 
Art. II. Zweck des deutschen Bundes. Der Zweck desselben ist Erhaltung der äußeren und inneren Sicherheit 
Deutschlands und der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der einzelnen deutschen Staaten. 
Art. III. Gleichheit der Bundesglieder.  Alle Bundesglieder haben als solche gleiche Rechte; sie verpflichten sich 
alle gleichmäßig die Bundesacte unverbrüchlich zu halten. 
Art. IV. Bundesversammlung. Die Angelegenheiten des Bundes werden durch eine Bundesversammlung be-
sorgt, in welcher alle Glieder desselben durch ihre Bevollmächtigten theils einzelne, theils Gesammtstimmen 
folgendermaßen, jedoch unbeschadet ihres Ranges führen: 

1. Österreich 1 Stimme, 
2. Preußen 1 Stimme, 
3. Baiern 1 Stimme, 
4. Sachsen 1 Stimme, 
5. Hannover 1 Stimme 
6. Würtemberg 1 Stimme, 
7. Baden 1 Stimme, 
8. Kurhessen 1 Stimme, 
9. Großherzogthum Hessen 1 Stimme, 
10. Dänemark wegen Holstein 1 Stimme, 
11. Niederlande wegen des Großherzogthums Luxemburg 1 Stimme, 
12. Die Großherzoglich und Herzoglich Sächsischen Häuser 1 Stimme, 
13. Braunschweig und Nassau 1 Stimme, 
14. Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz 1 Stimme, 
15. Holstein-Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg 1 Stimme, 
16. Hohenzollern, Liechtenstein, Reuß, Schaumburg-Lippe, Lippe und Waldeck 1 Stimme, 
17. Die freien Städte: Lübeck, Frankfurt, Bremen und Hamburg 1 Stimme 
Totale 17 Stimmen. 

Art. V. Vorsitz und Vorschläge bei der Bundesversammlung. Österreich hat bei der Bundesversammlung den 
Vorsitz. Jedes Bundesglied ist befugt, Vorschläge zu machen und in Vortrag zu bringen, und der Vorsitzende ist 
verpflichtet, solche in einer zu bestimmenden Zeitfrist der Berathung zu übergeben. 
Art. VI. Plenum der Bundesversammlung. Wo es auf Abfassung und Abänderung von Grundgesetzen des Bun-
des, auf Beschlüsse, welche die Bundes-Acte selbst betreffen, auf organische Bundes-Einrichtungen und auf 
gemeinnützige Anordnungen sonstiger Art ankömmt, bildet sich die Versammlung zu einem Plenum, wobei 
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jedoch mit Rücksicht auf die Verschiedenheit der Größe der einzelnen Bundesstaaten folgende Berechnung und 
Vertheilung der Stimmen verabredet ist: 

1. Österreich erhält 4 Stimmen, 
2. Preußen 4 Stimmen, 
3. Sachsen 4 Stimmen, 
4. Baiern 4 Stimmen, 
5. Hannover 4 Stimmen, 
6. Würtemberg 4 Stimmen, 
7. Baden 3 Stimmen, 
8. Kurhessen 3 Stimmen, 
9. Großherzogthum Hessen 3 Stimmen, 
10. Holstein 3 Stimmen, 
11. Luxemburg 3 Stimmen, 
12. Braunschweig 2 Stimmen, 
13. Mecklenburg-Schwerin 2 Stimmen, 
14. Nassau 2 Stimmen, 
15. Sachsen-Weimar 1 Stimme, 
16. Sachsen-Gotha 1 Stimme, 
17. Sachsen-Coburg 1 Stimme, 
18. Sachsen-Meinungen 1 Stimme, 
19. Sachsen-Hildburghausen 1 Stimme, 
20. Mecklenburg-Strelitz 1 Stimme, 
21. Holstein-Oldenburg 1 Stimme, 
22. Anhalt-Dessau 1 Stimme, 
23. Anhalt-Bernburg 1 Stimme, 
24. Anhalt-Cöthen 1 Stimme, 
25. Schwarzburg-Sondershausen 1 Stimme, 
26. Schwarzburg-Rudolstadt 1 Stimme, 
27. Hohenzollern-Hechingen 1 Stimme, 
28. Liechtenstein 1 Stimme, 
29. Hohenzollern-Sigmaringen 1 Stimme, 
30. Waldeck 1 Stimme, 
31. Reuß ältere Linie 1 Stimme, 
32. Reuß jüngere Linie (Reuß-Lobenstein, Reuß-Schleiz, Reuß-Ebersdorf) 1 Stimme, 
33. Schaumburg-Lippe 1 Stimme, 
34. Lippe 1 Stimme, 
35. Die freie Stadt Lübeck 1 Stimme, 
36. Die freie Stadt Frankfurt 1 Stimme, 
37. Die freie Stadt Bremen 1 Stimme, 
38. Die freie Stadt Hamburg 1 Stimme, 
Totale 69 Stimmen 
Ob den mediatisierten vormaligen Reichständen auch einige Curiatstimmen in Pleno zugestanden werden 

sollen, wird die Bundesversammlung bei der Berathung der organischen Bundesgesetze in Erwägung nehmen. 
Art. VII. Entscheidung, welche Gegenstände für das plenum geeignet. Mehrheit der Stimmen, Beständigkeit 
und Vertagung der Bundesversammlung.  In wiefern ein Gegenstand nach obiger Bestimmung für das Plenum 
geeignet sey, wird in der engem Versammlung durch Stimmenmehrheit entschieden. 

Die der Entscheidung des Pleni zu unterziehenden Beschluß-Entwürfe werden in der engem Versammlung 
vorbereitet und bis zur Annahme oder Verwerfung zur Reife gebracht; sowohl in der engem Versammlung, als 
in Pleno werden die Beschlüsse nach der Mehrheit der Stimmen gefaßt, jedoch in der Art, daß in der erstem 
die absolute, in letzterer aber nur eine auf zwei Drittheilen der Abstimmung beruhende Mehrheit entscheidet. 

Bei Stimmengleichheit in der engem Versammlung stehet dem Vorsitzenden die Entscheidung zu. 
Wo es aber auf Annahme oder Abänderung der Grundgesetze, auf organische Bundes-Einrichtungen, auf 

jura singulorum oder Religions-Angelegenheiten ankommt, kann weder in der engem Versammlung, noch in 
Pleno ein Beschluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werden. 

Die Bundesversammlung ist beständig, hat aber die Befugnis, wenn die ihrer Berathung unterzogenen Ge-
genstände erlediget sind, auf eine bestimmte Zeit, jedoch nicht auf länger als vier Monate sich zu vertagen. Alle 
näheren die Vertagung und die Besorgung der etwa während derselben vorkommenden dringenden Geschäfte 
betreffenden Bestimmungen werden der Bundesversammlung bei Abfassung der organischen Gesetze vorbe-
halten. 
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Art. VIII. Abstimmungsordnung. Die Abstimmungsordnung der Bundesglieder betreffend, wird festgesetzt, 
daß so lange die Bundesversammlung mit Abfassung der organischen Gesetze beschäftiget ist, hierüber keiner-
lei Bestimmung gelte, und die zufällig sich fügende Ordnung keinem der Mitglieder zum Nachtheil gereichen, 
noch eine Regel begründen soll. Nach Abfassung der organischen Gesetze wird die Bundesversammlung die 
künftige als beständige Folge einzuführende Stimmenordnung in Berathung nehmen und sich darin so wenig 
als möglich von der ehemals auf dem Reichstage und namentlich in Gemäßheit des Reichsdeputationsschlusses 
von 1803 beobachteten entfernen. Auch diese Ordnung kann aber auf den Rang der Bundesglieder überhaupt, 
und ihren Vortritt außer den Verhältnissen der Bundesversammlung keinen Einfluß ausüben. 
Art. IX. Sitz und Eröffnung der Bundesversammlung.  Die Bundesversammlung hat ihren Sitz zu Frankfurt am 
Main. Die Eröffnung derselben ist auf den 1. September 1815 festgesetzt. 
Art. X. Abfassung der Grundgesetze und organische Einrichtung des Bundes. Das erste Geschäft der Bundes-
versammlung nach ihrer Eröffnung wird die Abfassung der Grundgesetze des Bundes und dessen organische 
Einrichtung in Rücksicht auf seine auswärtigen, militärischen und inneren Verhältnisse seyn. 
Art. XI. Schutz, Krieg, Bündnisse und Streitigkeiten des Bundes.  Alle Mitglieder des Bundes versprechen so-
wohl ganz Deutschland als jeden einzelnen Bundesstaat gegen jeden Angriff in Schutz zu nehmen und garanti-
ren sich gegenseitig ihre sämmtlichen unter dem Bunde begriffenen Besitzungen. 

Bei einmal erklärtem Bundeskrieg darf kein Mitglied einseitige Unterhandlungen mit dem Feinde eingehen, 
noch einseitig Waffenstillstand oder Frieden schließen. 

Die Bundesglieder behalten zwar das Recht der Bündnisse aller Art; verpflichten sich jedoch in keine Ver-
bindungen einzugehen, welche gegen die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesstaaten gerichtet wären. 

Die Bundesglieder machen sich ebenfalls verbindlich, einander unter keinerlei Vorwand zu bekriegen, noch 
ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, sondern sie bei der Bundesversammlung anzubringen. Dieser liegt 
alsdann ob, die Vermittlung durch einen Ausschuß zu versuchen; falls dieser Versuch fehlschlagen sollte, und 
demnach eine richterliche Entscheidung nothwendig würde, solche durch eine wohlgeordnete Austrägal-Ins-
tanz zu bewirken, deren Ausspruch die streitenden Theile sich sofort zu unterwerfen haben. 

II. Besondere Bestimmungen
Außer den in den vorhergehenden Artikeln bestimmten auf die Feststellung des Bundes gerichteten Punkten 

sind die verbündeten Mitglieder übereingekommen hiemit über folgende Gegenstände die in den nachstehen-
den Artikeln enthaltenen Bestimmungen zu treffen, welche mit jenen Artikeln gleiche Kraft haben sollen. 
Art. XII. Diejenigen Bundesglieder, deren Besitzungen nicht eine Volkszahl von 300,000 Seelen erreichen, wer-
den sich mit den ihnen verwandten Häusern oder andern Bundesgliedern, mit welchen sie wenigstens eine 
solche Volkszahl ausmachen, zu Bildung eines gemeinschaftlichen obersten Gerichts vereinigen. 

In den Staaten von solcher Volksmenge, wo schon jetzt dergleichen Gerichte dritter Instanz vorhanden sind, 
werden jedoch diese in ihrer bisherigen Eigenschaft erhalten, wofern nur die Volkszahl, über welche sie sich 
erstrecken, nicht unter 150,000 Seelen ist. 

Den vier freien Städten steht das Recht zu, sich unter einander über die Errichtung eines gemeinsamen obers-
ten Gerichts zu vereinigen. 

Bei den solchergestalt errichteten gemeinschaftlichen obersten Gerichten soll jeder der Partheien gestattet 
seyn, auf die Verschickung der Acten auf eine deutsche Facultät oder an einen Schöppenstuhl zu Abfassung des 
Endurtheils anzutragen. 
Art. XIII. In allen Bundesstaaten wird eine landständische Verfassung statt finden. 
Art. XIV. Um den im Jahr 1806 und seitdem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsständen und Reichsan-
gehörigen in Gemäßheit der gegenwärtigen Verhältnisse in allen Bundesstaaten einen gleichförmig bleibenden 
Rechtszustand zu verschaffen, so vereinigen die Bundesstaaten sich dahin: 

a) daß diese fürstlichen und gräflichen Häuser fortan nichts desto weniger zu dem hohen Adel in Deutsch-
land gerechnet werden, und ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit, in dem bisher damit verbundenen Begriff 
verbleibt; 

b) sind die Häupter dieser Häuser die ersten Standesherren in dem Staate zu dem sie gehören; - Sie und ihre 
Familien bilden die privilegirteste Classe in demselben, insbesondere in Ansehung der Besteuerung; 

c) es sollen ihnen überhaupt in Rücksicht. ihrer Personen, Familien und Besitzungen alle diejenigen Rechte 
und Vorzüge zugesichert werden oder bleiben, welche aus ihrem Eigenthum und dessen ungestörten Genusse 
herrühren, und nicht zu der Staatsgewalt und den höhern Regierungsrechten gehörenren. Unter vorerwähnten 
Rechten sind insbesondere und namentlich begriffen: 

1. die unbeschränkte Freiheit ihren Aufenthalt in jedem zu dem Bunde gehörenden, oder mit demselben im 
Frieden lebenden Staat zu nehmen; 
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2. werden nach den Grundsätzen der früheren deutschen Verfassung die noch bestehenden Familienverträge 
aufrecht erhalten, und ihnen die Befugniß zugesichert über ihre Güter und Familienverhältnisse verbindliche 
Verfügungen zu treffen, welche jedoch dem Souverain vorgelegt und bei den höchsten Landesstellen zur allge-
meinen Kenntniß und Nachachtung gebracht werden müssen. Alle bisher dagegen erlassenen Verordnungen 
sollen für künftige Fälle nicht weiter anwendbar seyn; 

3. privilegirter Gerichtsstand und Befreiung von aller Militärpflichtigkeit für sich und ihre Familien. 
4. die Ausübung der bürgerlichen und peinlichen Gerechtigkeitspflege in erster, und wo die Besitzung groß 

genug ist in zweiter Instanz, der Forstgerichtsbarkeit, Ortspolizei und Aufsicht in Kirchen- und Schulsachen, 
auch über milde Stiftungen, jedoch nach Vorschrift der Landesgesetze, welchen sie, so wie der Militärverfassung 
und der Oberaufsicht der Regierungen über jene Zuständigkeiten unterworfen bleiben. 

Bei der näheren Bestimmung der angeführten Befugnisse sowohl, wie überhaupt und in allen übrigen Punc-
ten wird zur weitern Begründung und Feststellung eines in allen deutschen Bundesstaaten übereinstimmenden 
Rechtszustandes der mittelbar gewordenen Fürsten, Grafen und Herren die in dem Betreff erlassene Königlich 
Baierische Verordnung vom Jahr 1807 als Basis und Norm unterlegt werden. 

Dem ehemaligen Reichsadel werden die sub Nr. 1 und 2 angeführten Rechte, Antheil der Begüterten an 
Landstandschaft, Patrimonial- und Forstgerichtsbarkeit, Ortspolizei, Kirchenpatronat und der privilegirte Ge-
richtsstand zugesichert. Diese Rechte werden jedoch nur nach der Vorschrift der Landesgesetze ausgeübt. 

In den durch den Frieden von Lüneville vom 9. Februar 1801 von Deutschland abgetretenen und jetzt wieder 
damit vereinigten Provinzen werden bei Anwendung der obigen Grundsätze auf den ehemaligen unmittelba-
ren Reichsadel diejenigen Beschränkungen statt finden, welche die dort bestehenden besondern Verhältnisse 
nothwendig machen. 
Art. XV. Die Fortdauer der auf die Rheinschiffahrts-Octroi angewiesenen directen und subsidiarischen Renten, 
die durch den Reichsdeputationsschluß vom 25. Februar 1803 getroffenen Verfügungen, in Betreff des Schul-
denwesens und festgesetzter Pensionen an geist- und weltliche Individuen, werden von dem Bunde garantirt. 

Die Mitglieder der ehemaligen Dom- und freien Reichsstifter haben die Befugniß, ihre durch den erwähnten 
Reichsdeputationsschluß festgesetzten Pensionen 

ohne Abzug in jedem mit dem deutschen Bunde im Frieden stehenden Staate verzehren zu dürfen. 
Die Mitglieder des deutschen Ordens werden ebenfalls nach den in dem Reichsdeputations-Hauptschluß von 

1803 für die Domstifter festgesetzten Grundsätzen Pensionen erhalten, insofern sie ihnen noch nicht hinrei-
chend bewilligt worden, und diejenigen Fürsten, welche eingezogene Besitzungen des deutschen Ordens erhal-
ten haben, werden diese Pensionen nach Verhältniß ihres Antheils an den ehemaligen Besitzungen bezahlen.

Die Berathung über die Regulirung der Sustentations-Cassa und der Pensionen für die überrheinischen Bi-
schöfe und Geistlichen, welche Pensionen auf die Besitzer des linken Rheinufers übertragen werden, ist der 
Bundesversammlung vorbehalten. Diese Regulirung ist binnen Jahresfrist zu beendigen, bis dahin wird die 
Bezahlung der erwähnten Pensionen auf die bisherige Art fortgesetzt. 
Art. XVI. Die Verschiedenheit der christlichen Religionspartheien kann in den Lindern und Gebieten des deut-
schen Bundes keinen Unterschied in dem Genusse der bürgerlichen und politischen Rechte begründen. 

Die Bundesversammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine möglichst übereinstimmende Weise die 
bürgerliche Verbesserung der Bekenner des jüdischen Glaubens in Deutschland zu bewirken sey, und wie in-
sonderheit denselben der Genuß der bürgerlichen Rechte gegen die Übernahme aller Bürgerpflichten in den 
Bundesstaaten verschafft und gesichert werden könne; jedoch werden den Bekennern dieses Glaubens bis dahin 
die denselben von den einzelnen Bundesstaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten. 
Art. XVII. Das fürstliche Haus Thurn und Taxis bleibt in dem durch den Reichsdeputationsschluß vom 25. Fe-
bruar 1803 oder spätere Verträge bestätigten Besitz und Genuß der Posten in den verschiedenen Bundesstaaten, 
so lange als nicht etwa durch freie Übereinkunft anderweitige Verträge abgeschlossen werden sollten. 

In jedem Falle werden demselben, in Folge des Artikels 13 des erwähnten Reichsdeputations-Hauptschlusses, 
seine auf Belassung der Posten, oder auf eine angemessene Entschädigung gegründeten Rechte und Ansprüche 
versichert.

Dieses soll auch da statt finden, wo die Aufhebung der Posten seit 1803 gegen den Inhalt des Reichsde-
putations-Hauptschlusses bereits geschehen wäre, in sofern diese Entschädigung durch Verträge nicht schon 
definitiv festgesetzt ist.
Art. XVIII. Die verbündeten Fürsten und freien Städte kommen überein, den Unterthanen der deutschen Bun-
desstaaten folgende Rechte zuzusichern: 

a) Grundeigenthum außerhalb des Staates, den sie bewohnen, zu erwerben und zu besitzen, ohne deßhalb 
in dem fremden Staate mehreren Abgaben und Lasten unterworfen zu seyn, als dessen eigene Unterthanen; 

b) Die Befugniß 
1. des freien Wegziehens aus einem deutschen Bundesstaat in den andern, der erweislich sie zu Unterthanen 

annehmen will, auch 
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2. in Civil- und Militärdienste desselben zu treten, beides jedoch nur in so fern keine Verbindlichkeit zu 
Militärdiensten gegen das bisherige Vaterland im Wege stehe; und damit wegen der dermalen verwaltenden 
Verschiedenheit der gesetzlichen Vorschriften über Militärpflichtigkeit hierunter nicht ein ungleichartiges für 
einzelne Bundesstaaten nachtheiliges Verhältniß entstehen möge, so wird bei der Bundesversammlung die Ein-
führung möglichst gleichförmiger Grundsätze über diesen Gegenstand in Berathung genommen werden. 

c) Die Freiheit von aller Nachsteuer (jus detractus, gabella emigrationis), insofern das Vermögen in einen 
andern deutschen Bundesstaat übergeht und mit diesem nicht besondere Verhältnisse durch Freizügigkeits-
Verträge bestehen. 

d) Die Bundesversammlung wird sich bei ihrer ersten Zusammenkunft mit Abfassung gleichförmiger Ver-
fügungen über die Preßfreiheit und die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger gegen den 
Nachdruck beschäftigen. 
Art. XIX. Die Bundesglieder behalten sich vor, bei der ersten Zusammenkunft der Bundesversammlung in 
Frankfurt wegen des Handels und Verkehrs zwischen den verschiedenen Bundesstaaten, so wie wegen der 
Schifffahrt nach Anleitung der auf dem Congreß zu Wien angenommenen Grundsätze in Berathung zu treten. 
Art. XX. Der gegenwärtige Vertrag wird von allen contrahirenden Theilen ratificirt werden und die Ratifica-
tionen sollen binnen der Zeit von sechs Wochen, oder wo möglich noch früher, nach Wien an die Kaiserlich 
Österreichische Hof- und Staatscanzlei eingesandt und bei Eröffnung des Bundes in das Archiv desselben nie-
dergelegt werden. 

Zur Urkunde dessen haben sämmtliche Bevollmächtigte den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und mit 
ihren Wappen besiegelt. So geschehen Wien den achten Juni im Jahr eintausend achthundert und fünfzehn. 

Fürst von Metternich. 
Graf von Keller, zugleich für Braunschweig 

Freiherr von Wessenberg, 
Carl Fürst v. Hardenberg. 
Georg Ferd. Frhr. v. Lepel. 

Willi. Frhr. v. Humbold. 
Joh. Frhr. v. Türkheins. 

Christ. Graf v. Bernstorff 
Frhr. v. Minckwitz, substitituirt für Herrn v. Gersdorf, Großherzogl. Sachsen-Weimarischen Bevollmächtigten, 

und Hzgl. Sachsen-Gothaischer und Sachsen - 
 Meiningischer Bevollmächtigter. 

Joach. Graf v. Bernstorff 
Aloys Graf von Rechberg und Rothenlöwen. 

H. A. Fürchtegott v. Globig. 
H. C. Frhr. v. Gagern. 

C. L. Frhr. v. Bauml,ach. 
E. Graf von Münster. 

Frhr. Fischler von Treuberg. 
E. Graf von Hardenberg. 

Frhr. v. Maltzahn. 
Leopold Frhr. v. Plessen. 

Frhr. v. Ketelhodt. 
Frhr. v. Oertzen. 

v. Berg, Fürstl. Waldeckischer und Schaumburg-Lippescher Bevollmächtigter. 
v. Woljframsdorff 
Frhr. von Franck. 

F. A. Edler Hr. v. Kirchbaur. 
Helwing. 

F. Marschall v. Bieberstein. 
J. F. Hach. 

D. Georg v. Wiese, Fürstl. Liechtensteinischer und Reußischer Bevollmächtigter. 
Danz. 
Smidt. 
Gries. 

v. Weise. 
http://www.verfassungen.de/de/de06-66/bundesakte15-i.htm
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Nr. 6. Bayerisches Konkordat
vom 5. Juni 1817

Bayerisches Konkordat (1817)
[Königlich-Baierisches Regierungsblatt 1818, 397]

Das die inneren katholischen Kirchen-Angelegenheiten im Königreiche ordnende
Concordat mit Sr. päpstlichen Heiligkeit Pius VII.

Wir, Maximilian Joseph, 
von Gottes Gnaden König von Baiern, 
thun andurch Jedermann kund und zu wissen.
Nachdem zwischen dem Staats-Secretaire Seiner Päbstlichen Heiligkeit Cardinal Consalvi an Unserm be-

vollmächtigten Minister, Freyherrn von Häffelin, Bischof von Chersones, über die Katholischen Kirchen-Ver-
hältnisse in Unserm Königreiche am 5ten des Monats Junius 1817 eine Uebereinkunft abgeschlossen worden 
ist, folgenden Inhalts: 

Uebereinkunft 
zwischen 
Sr. Heiligkeit Pabst Pius VII. und Sr. Majestät, Maximilian Joseph, König von Baiern. 
Im Namen der allerheiligsten Dreieinigkeit.
Seine Heiligkeit Pabst Pius VII. und Seine Majestät Maximilian Joseph, König von Baiern, von gleichem Ver-

langen beseelt, die Katholischen Kirchen-Verhältnisse im Königreiche Baiern und den dazu gehörigen Landen 
auf eine bestimmte und bleibende Weise zu ordnen, haben beschlossen, hierüber eine feyerliche Uebereinkunft 
zu treffen. 

Zu diesem Ende haben Seine Heiligkeit Pabst Pius VII. zu Ihrem Bevollmächtigten ernannt: 
 Seine Eminenz, den Herrn Hercules Consalvi, der heiligen Römischen Kirche Cardinal-Diaconen zu St. 

Agatha ad suburram, Ihren Staatssecretaire; 
und Seine Majestät, Maximilian Joseph, König von Baiern, Seine Excellenz den Freiherrn Casimir von Häffe-

lin, Bischof von Chersones, Allerhöchst Ihren bevollmächtigten Minister bei dem heiligen Stuhle; welche nach 
Auswechslung ihrer beiderseitigen Vollmachten über folgende Artikel übereingekommen sind: 
Art. I. Die Römisch katholische-apostlische Religion wird in dem ganzen Umfange des Königreiches Baiern 
und in den dazu gehörigen Gebieten unversehrt mit jenen Rechten und Prärogativen erhalten werden, welche 
sie nach göttlicher Anordnung und den canonischen Satzungen zu genießen hat. 
Art. II. Seine päbstliche Heiligkeit werden mit Beobachtung der erforderlichen Rücksichten die Diöcesen des 
Königreichs Baiern in folgender Art bestimmen: 

Den bischöflichen Sitz in Freising wird nach München verlegt, und zum Metropolitan-Sitze erhoben. Sein 
Sprengel bleibt der dermalige Umfang der Freisinger Diöces, und die Vorsteher dieser Kirche werden den Na-
men eines Erzbischofs von München und Freising führen. 

Diesem Erzbischofe werden die bischöflichen Kirchen von Augsburg, Passau und Regensburg, letztere mit 
Aufhebung ihrer Metropolitan-Eigenschaft als Suffragan-Kirchen untergeordnet. Jedoch soll der jetzt lebende 
Bischof von Passau das Privilegium der Exemtion auf seine Lebensdauer genießen. 

Die bischöfliche Kirche von Bamberg wird zur Metropolitan-Kirche erhoben, und derselben werden die bi-
schöflichen Kirchen von Würzburg, Eichstädt und Speyer als Suffragan-Kirchen zugetheilt. 

Das vormals zur Mainzer, gegenwärtig zur Regensburger Diöces gehörige Gebiet von Aschaffenburg und der 
Antheil der Fuldaer Diöces in Baiern werden mit der Würzburger Diöces vereinigt. 

Der in Baiern gelegene Theil der Diöces Konstanz wird nebst dem exemten Bezirke von Kempten der Augs-
burger Diöces einverleibt. 

Auf gleiche Weise wird der Baierische Theil der Salzburger Diöces, und das Gebiet der exemten Probstey 
Berchtesgaden, theils mit der Passauer, theils mit der Münchner Diöces vereinigt werden. 

Mit letzterer wird auch der Beirk des Bisthums Chiemsee, welches ganz aufgehoben wird, verbunden. 
Die neuen Grenzen der einzelnen Diöcesen werden, so weit es nöthig befunden wird, noch bestimmter aus-

geschieden werden. 
Art. III. Die Capitel der Metropolitan-Kirchen bestehen aus zwei Dignitarien, nämlich dem Probste und den 
Dechanten, und aus zehn Canonikern. Auch die Capitel der bischöflichen Kirchen werden zwey Dignitarien, 
nämlich einen Probst, und einen Dechant und acht Canoniker haben. Nebst diesen werden bey jedem sowohl 
Metropolitan- als bischöflichen Capitel wenigsten sechs Präbendirte oder Vicare angestellt werden. Sollten aber 
in Zukunft die Renten dieser Kirchen durch neue Stiftungen oder sonstige Vermehrung ihres Gutes einen sol-
chen Zuwachs erhalten, daß mehrere Präbenden errichtet werden können; so wird die Zahl der Canoniker und 
Vicare noch weiter vermehrt werden. 
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Bei jedem Capitel werden die Erzbischöfe und Bischöfe nach Vorschrift des heiligen Conciliums von Trient 
aus den Canonikern einen als Theologen und einen zweyten als Pönitentiar aufstellen. 

Alle Dignitarien und Canoniker werden nebst dem Chordienste den Erzbischöfen und Bischöfen in Verwal-
tung ihrer Diöcese als Räthe dienen. Doch soll es den Erzbischöfen und Bischöfen frey stehen, deren Verwen-
dung zu den einzelnen besondern Verrichtungen und Geschäften ihres Amtes nach Gutbefinden zu bestimmen. 
Ebenso werden sie auch den Vicaren ihre Amtsverrichtungen anweisen. 

Seine Königliche Majestät werden übrigens denjenigen, welche die Stelle eines General-Vicars bekleiden, 
jährlich 500 fl; jenen aber, welche das Amt eines bischöflichen Secretaire‘s übertragen ist, 200 fl. auswerfen. 
Art. IV. Die Einkünfte zum Unterhalte der Erzbischöfe und Bischöfe werden auf Güter und ständige Fonds 
gegründet werden, welche der freyen Verwaltung der Erzbischöfe und Bischöfe übergeben werden. 

In gleicher Art werden auch die erzbischöflichen und bischöflichen Capitel, und die bey denselben angestell-
ten Vicare oder Präbendirten ihre Ausstattung mit dem Rechte der Selbstverwaltung erhalten. 

Der Betrag der jährlichen Einkünfte, nach Abzug der Lasten wird folgender seyn: 
Diöces München (Dioecesis Monacensis) 
Für den Erzbischof    20,000 fl. 
Für den Probst    4,000 fl. 
Für den Dechant    4,000 fl. 
Für jeden der fünf ältren Canoniker    2,000 fl. 
Für jeden der fünf jüngern Canoniker    1,600 fl. 
Für jeden der drey ältern Vicare    800 fl. 
Für jeden der drey jüngern Vicare    600 fl. 
Diöces Bamberg (Dioecesis Bambergensis) 
Für den Erzbischof    15,000 fl. 
Für den Probst    3,500 fl. 
Für den Dechant    3,500 fl. 
Für jeden der fünf ältren Canoniker    1,800 fl. 
Für jeden der fünf jüngern Canoniker    1,400 fl. 
Für jeden der drey ältern Vicare    800 fl. 
Für jeden der drey jüngern Vicare    600 fl. 
Diöcesen Augsburg, Regensburg und Würzburg (Dioeceses Augustana, Ratisbonensis et Herbipolensis) 
Für den Bischof    10,000 fl. 
Für den Probst    3,000 fl. 
Für den Dechant    3,000 fl. 
Für jeden der vier ältren Canoniker    1,600 fl. 
Für jeden der vier jüngern Canoniker    1,400 fl. 
Für jeden der drey ältern Vicare    800 fl. 
Für jeden der drey jüngern Vicare    600 fl. 
Diöcesen Passau, Eichstädt und Speyer (Dioeceses Passaviensis, Eichstettensis et Spirensis) 
Für den Bischof    8,000 fl. 
Für den Probst    2,500 fl. 
Für den Dechant    2,500 fl. 
Für jeden der vier ältren Canoniker    1,600 fl. 
Für jeden der vier jüngern Canoniker    1,400 fl. 
Für jeden der drey ältern Vicare    800 fl. 
Für jeden der drey jüngern Vicare    600 fl.
Alle diese Einkünfte solle in ihrem Betrage stets vollständig und ungeschmälert erhalten werden, und die Gü-

ter und Fonds weder veräußert, noch in Geld-Besoldungen verwandelt werden können. Zur Zeit der Erledigung 
eines erzbischöflichen oder bischöflichen Stuhls, der Dignitäten, Canonikate, Präbenden oder Vicarien wird der 
Betrag der vorerwähnten Einkünfte zum Besten der betreffenden Kirchen erhoben und erhalten. 

Sowohl den Erzbischöfen und Bischöfen als den Dignitarien, den älteren Canonikern und den älteren Vica-
ren wird eine ihrer Würde und ihrem Stande entsprechende Wohnung angewiesen werden. 

Für die erzbischöfliche und bischöfliche Curie, für das Capitel und das Archiv werden Seine Majestät ein 
geeignetes Gebäude bestimmen. 

Zu dem Vollzuge des Geschäfts der Anweisung dieser Einkünfte, Fonds und Güter, welches innerhalb eines 
Vierteljahres nach Ratification gegenwärtiger Uebereinkunft, wenn es thunlich ist, oder wenigstens innerhalb 
eines halben Jahres beendigt seyn soll, wird jeder der beyden contrahirenden Theile Commissarien ernennen, 
und Seine Majestät werden von dem förmlichen Acte der vorerwähnten Anweisung drey Exemplare in authen-
tischer Form ausfertigen lassen, eines für das Königliche Archiv, das andere für den apostolischen Nuntius, das 
dritte endlich für die Archive der betreffenden Kirchen. 



36

Bayerisches Konkordat[6]

Andere Beneficiaten werden, wo solche vorhanden sind, erhalten werden. 
Da für die Diöces Speyer wegen besonderer Verhältnisse gegenwärtig keine Güter und ständigen Fonds an-

gewiesen werden können; so werden Seine Majestät einstweilen und bis eine solche Anweisung möglich seyn 
wird, durch Aussetzung von Jahres-Gehalten Fürsorge treffen, nämlich: 

Für den Bischof von     6,000 fl. 
Für den Probst      1,500 fl. 
Für den Dechant    1,500 fl. 
Für jeden der acht Canoniker    1,000 fl. 
Für jeden der sechs Vicare    600 fl..
Die Fonds, Einkünfte, beweglichen und unbeweglichen Güter der bischöflichen Kirchen und ihrer Fabriken 

werden erhalten werden, und wenn dieselben zur Unterhaltung der Kirchen, zu den Ausgaben für den Gottes-
dienst und zu den Gehalten der nöthigen Diener nicht zureichen, so werden Seine Majestät den Abgang decken. 
Art. V. In jeder Diöcese sollen die bischöflichen Seminarien erhalten, und mit einer hinreichenden Dotation 
in Gütern und ständigen Fonds versehen werden; in jenen Diöcesen aber, in welchen solche Anstalten nicht 
vorhanden sind, sollen sie ehestens mit einer Dotation der nämlichen Art hergestellt werden. 

In die Seminarien werden jene Candidaten aufgenommen und darin nach Vorschrift des heiligen Conciliums 
von Trient gebildet und unterrichtet, deren Aufnahme die Erzbischöfe und Bischöfe nach dem Bedürfnisse oder 
Nutzen der Diöcese für gut finden werden. Die innere Einrichtung, der Unterricht, die Leitung und die Verwal-
tung der Seminarien werden nach den canonischen Formen der vollkommen freyen Aufsicht der Erzbischöfe 
und Bischöfe untergeben. 

Die Vorsteher und Lehrer in diesen Seminarien werden von den ERzbischöfen und Bischöfen ernannt, und, 
so wie es für sie nöthig oder nützlich erachten sollten, auch wieder entfernt werden. 

Da den Bischöfen obliegt, über die Glaubens- und Sittenlehre zu wachen, so werden sie in Ausübung dieser 
Amtspflicht auch in Beziehung auf die öffentlichen Schulen keineswegs gehindert werden. 
Art. VI. Seine Majestät werden mit Beyrathe der Erzbischöfe und Bischöfe für die Herstellung eines hinläng-
lich dotirten Hauses sorgen, in welchem kranke und alte wohlverdiente Geistliche Unterstützung und Zuflucht 
finden können. 
Art. VII. Seine Königliche Majestät werden in Anbetracht der Vortheile, welche die religiösen Orden der Kriche 
und dem Staate gebracht haben, und in der Folge auch noch bringen könnten, und um einen Beweis Aller-
höchst Ihrer Bereitwilligkeit gegen den heiligen Stuhl zu geben, einige Klöster der geistlichen Orden beyderley 
Geschlechts entweder zum Unterrichte der Jugend in der Religion und den Wissenschaften, oder zur Aushülfte 
in der Seelsorge, oder zur Kranken-Pflege, im Benehmen mit dem heiligen Stuhle mit angemessener Dotation 
herstellen zu lassen. 
Art. VIII. Die Güter der Seminarien, Pfarreyen, Beneficien, Kirchen-Fabriken und aller übrigen Kirchen-Stif-
tungen werden stets und ungeschmälert erhalten, und können weder veräußert noch in Pensionen verwandelt 
werden. 

Die Kirche wird auch das Recht haben, neue Besitzungen zu erwerben, und was sie neu erwirbt, soll ihr Ei-
genthum und gleicher Rechte mit den ältern Kirchenstiftungen theilhaftig seyn, welche so wenig als die künftig 
zu errichtenden ohne Zustimmung des apostolischen Stuhls jemals eingezogen, oder vereinigt werden können, 
jedoch mit Vorbehalt der Rechte, welche den Bischöfen nach dem heiligen Concilium von Trient zustehen. 
Art. IX. Seine Heiligkeit werden in Erwägung der aus gegenwärtiger Uebereinkunft für die Angelegenheiten 
der Kirche und der Religion hervorgehenden Vortheile Seiner Majestät dem Könige Maximilian Joseph und 
Seinen Katholischen Nachfolgern durch apostolische Briefe, welche sogleich nach der Ratification dieser Uebe-
reinkunft ausgefertigt werden sollen, auf ewige Zeiten das Indult verleihen, zu den erledigten erzbischöflichen 
und bischöflichen Stühlen im Königreiche Baiern würdige und taugliche Geistliche zu ernennen, welche die 
nach den canonischen Satzungen dazu erforderlichen Eigenschaften besitzen. Denselben wird Seine Heiligkeit 
nach den gewöhnlichen Formen die canonische Einsetzung ertheilen. Ehe sie aber diese erhalten haben, sollen 
sie sich auf keine Weise in die Leitung oder Verwaltung der Krichen, zu welchen sie ernannt sind, einmischen 
können. Die Annaten und Canzley-Taxen werden nach dem Maaßstabe der jährlichen Einkünfte eines jeden 
Bischofs von Neuem festgesetzt werden. 
Art. X. Die Probsteyen, sowohl bey den Metropolitan- als den bischöflichen Kirchen wird Seiner Heiligkeit 
verliehen. Die Ernennung der Dechanten steht Seiner Königlichen Majestät zu, Allerhöchstwelche auch zu den 
Canonicaten in den sechs apostolischen oder päbstlichen Monaten ernennen werden. Von den übrigen sechs 
Monaten werden in drey die Erzbischöfe und Bischöfe, in den andern drey aber die Capitel zu denselben er-
nennen. 

In die Capitel der erzbischöflichen und bischöflichen Kirchen können nur Landeseingebohrne aufgenommen 
werden. Diese sollen neben den vom heiligen Concilium zu Trient geforderten Eigenschaften in der Seelsorge 
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und andern Kirchendiensten rühmlich gearbeitet, oder den Erzbischöfen und Bischöfen in der Verwaltung der 
Diöcese Beyhülfe geleistet, oder sich sonst durch Tugend und Wissenschaften Verdienste und Auszeichnung 
erworben haben. Die Stellen der Vicare in den Metropolitan- und Cathedral-Kirchen werden von den Erzbi-
schöfen und Bischöfen frey besetzt. 

Jedoch wird für den gegenwärtigen Fall, wo die Capitel noch nicht bestellt sind, folglich die Bestimmungen 
dieses Artikels noch nicht sämmtlich beobachtet werden können, der apostolische Nuntius im Einverständnisse 
mit Seiner Majestät und mit Rücksicht auf die einschlägigen Interessen die neuen Capitel einsetzen. Das näm-
liche gilt auch von den Vicaren. 

So wie den Dignitarien, Canonicern und allen zur Residenz verpflichteten Beneficiaten der Besitz mehrerer 
Beneficien für eine Person nach den canonischen Satzungen untersagt ist, so sind sie auch nach der Strenge 
dieser Vorschriften zur Residenz, unbeschadet jedoch der Autorität des apostolischen Stuhles, durchaus ver-
bunden. 
Art. XI. Der König von Baiern wird auf allen Pfarreyen, Curat- und einfache Beneficien präsentiren, auf welche 
Seine Vorfahrer die Herzoge und Churfürsten aus gültigem Patronats-Rechte, es mag sich dieses nun auf Dota-
tion, Fundation oder Bauführung gründen, präsentirt haben. 

Außerdem werden Seine Majestät zu allen jenen Beneficien präsentiren, zu welchen geistliche Corporatio-
nen, die gegenwärtig nicht mehr bestehen, präsentiren. 

Die Unterthanen Seiner Majestät, welche sich im rechtmäßigen Besitze des Patronats-Rechts nach obigen Ti-
teln befinden, werden ferner zu den Pfarreyen oder Curat- und einfachen Beneficien die unter ihrem Patronats-
Rechte stehen, präsentiren. 

Die Erzbischöfe und Bischöfe aber werden den präsentirten Geistlichen, wenn sie die erforderlichen Eigen-
schaften besitzen, nach vorgängiger Prüfung über Wissenschaft und Sitten, welche die Bischöfe selbst vorzu-
nehmen haben, wenn es sich um Pfarreyen oder Curat-Benefizien handelt, die canonische Einsetzung ertheilen. 

Uebrigens muß die Präsentation zu allen diesen Beneficien innerhalb der nach den canonischen Vorschriften 
bestimmten Zeit geschehen, außerdem werden sie frey von den Erzbischöfen und Bischöfen vergeben werden. 

Alle übrige Pfarreyen, Curat- und einfachen Beneficien, welche die vorigen Bischöfe der nunmehrigen acht 
Kirchen in Baiern frey besetzt haben, werden von den Erzbischöfen und Bischöfen an Personen, die von Seiner 
Majestät genehmigt werden, frey vergeben. 

siehe hierzu aber den § 64lit. g) des Edikts vom 26. Mai 1818, über die äußeren Rechtsverhältnisse des König-
reichs Baiern, in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften 
Art. XII. In Leitung der Diöcesen sind die Erzbischöfe und Bischöfe befugt, alles dasjenige auszuüben, was 
ihnen vermöge ihres Hirtenamtes Kraft der Erklärung oder Anordnung der canonischen Satzungen nach der 
gegenwärtigen und vom heiligen Stuhle bestätigten Kirchen-Disciplin zusteht, und insbesondere: 

a) zu Vicaren, Rathgebern und Gehülften in ihrer Verwaltung Geistliche, welche sie immer hiezu tauglich 
finden werden, aufstellen; 

b) Alle diejenigen in den geistlichen Stand aufzunehmen, und mit den canonischen Titeln zu den höhern 
Weihen zu befördern, welche sie für ihre Diöcese nothwendig und nützlich erachten, wenn dieselben vorher 
die von den Erzbischöfen und Bischöfen selbst oder ihren Vicaren mit Beyziehung der Snodal-Examinatoren 
vorzunehmende Prüfung bestanden haben, dagegen diejenigen, welche sie unwürdig finden, vom Empfange 
der Weihen auszuschließen, ohne daß sie hierin unter irgend einem Vorwande gehindert werden können; 

c) Geistliche Sachen und insbesondere Ehesachen, welche nach dem Canon 12, Sess. 23 des heiligen Conci-
liums von Trient vor den geistlichen Richter gehören, bey ihrem Gerichte zu verhandeln und zu entscheiden. 
Ausgenommen davon sind die reinbürgerlichen Angelegenheiten der Geistlichen, z. B. Verträge, Schuld- und 
Erbschafts-Sachen, worüber den weltlichen Richtern die Verhandlung und Entscheidung zusteht; 

d) Gegen Geistliche, welche eine Ahnund verdienen, oder keine ehrbare geistliche, ihrem Stande und ihrer 
Würde anständige Kleidung tragen, die von dem heiligen Concilium von Trient bestimmten oder ihnen sonst 
zweckmäßig erscheinenden Strafen unter Vorbehalt des canonischen Recurses zu verhängen, und dieselben in 
die Seminarien oder andere dazu bestimmte Häuser zu versetzen, auch gegen jeden der Gläubigen, welche sich 
der Uebertretungen der Kirchensatzungen und der heiligen Canonen schuldig machen, kirchliche Censuren 
anzuwenden; 

e) Nach Erforderniß des geistlichen Hirtenamts sich dem Clerus und dem Volke der Diöcese mitzuthei-
len, und ihren Unterricht und ihre Anordnungen in kirchlichen Gegenständen frey kund zu machen; übrigens 
bleibt die Communication der Bischöfe, des Clerus und des Volkes mit dem heiligen Stuhle in geistlichen Din-
gen und kirchlichen Angelegenheiten völlig frey; 

f) Im Einverständnisse mit Seiner Königlichen Majestät, besonders wegen Anweisung angemessener Bezüge, 
Pfarreyen zu errichten, zu theilen, und zu vereinigen; 

g) Oeffentliche Gebete und andere fromme Uebungen vorzuschreiben und anzusagen, wenn dieses das Wohl 
der Kirche, des Staates, oder des Volkes erheischt, und darauf zu sehen, daß bey den kirchlichen Verrichtungen 
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besonders aber in der Messe und der Ausspendung der Sacramente die lateinischen Kirchenformels gebraucht 
werden. 
Art. XIII. Wenn die Erzbischöfe und Bischöfe der Regierung Anzeige erstatten, daß Bücher in dem Königreiche 
gedruckt oder eingeführt worden seyen, deren Inhalt dem Glauben, den guten Sitten oder der Kirchenzucht 
zuwider ist; so wird dieselbe Sorge tragen, daß deren Verbreitung in den gesetzlichen Weise verhindert werde. 
Art. XIV. Seine Majestät werden nicht zugeben, daß die Katholische Religion, ihre Gebräuche und Liturgie 
durch Worte, Thaten oder Schriften verächtlich gemacht, oder daß die Vorsteher oder Diener der Kirche in 
Ausübung ihres Amtes, besonders in Wahrung der Glaubens- und Sitten-Lehre und der Kirchen-Zucht ge-
hindert werden. Da Seine Königliche Majestät ferner wollen, daß den Dienern der Religion die ihnen nach 
göttlichen Geboten gebührende Achtung bezeigt werden; so werden Allerhöchstdieselben nicht gestatten, daß 
irgend etwas zu deren Herabwürdigung oder Verachtung geschehe, sondern vielmehr verfügen, daß ihnen von 
allen Obrigkeiten bey jeder Gelegenheit mit besonderer Achtung, und in der ihrem Stande gebührenden Art 
begegnet werde. 

siehe hierzu aber die §§ 30und 81 des Edikts vom 26. Mai 1818, über die äußeren Rechtsverhältnisse des 
Königreichs Baiern, in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften 
Art. XV. Die Erzbischöfe und Bischöfe werden in die Hände Seiner Königlichen Majestät den Eid der Treue in 
folgenden Worten ablegen: 

„Ich schwöre und gelobe auf Gottes heilige Evangelien Gehorsam und Treue Seiner Majestät dem Könige. 
Eben so verspreche ich, keine Communication zu pflegen, an keinem Rathschlage Theil zu nehmen, und keine 
verdächtige Verbindung weder im Innlande, noch auswärts zu unterhalten, welche der öffentlichen Ruhe schäd-
lich seyn könnte, und wenn ich von einem Anschlage zum Nachtheile des Staates, sey es in meiner Diöcese oder 
sonst irgendwo Kenntniß erhalten sollte, solches Seiner Majestät anzuzeigen.“
Art. XVI. Durch gegenwärtige Uebereinkunft werden die bisher in Baiern gegebenen Gesetze, Verordnungen 
und Verfügungen, in so weit sie derselben entgegen sind, als aufgehoben angesehen werden. 
Art. XVII. Alles Uebrige, was kirchliche Gegenstände und Personen betrifft, wovon in diesen Artikeln nicht 
ausdrückliche Meldung geschehen ist, wird nach der Lehre der Kirche und nach der bestehenden und ange-
nommenen Disciplin derselben behandelt werden. Sollte aber in Zukunft sich ein Anstand ergeben, so behalten 
Sich Seine Heiligkeit und Seine Königliche Majestät vor, Sich darüber zu benehmen, und die Sache auf freund-
schaftliche Weise beyzulegen. 
Art. XVIII. Beyde contrahirende Theile versprechen für Sich und Ihre Nachfolger die genaue Beobachtung 
alles dessen, worüber man in diesen Artikeln gegenseitig übereingekommen ist, und Seine Königliche Majestät 
werden gegenwärtige Uebereinkunft als Staats-Gesetz erklären. 

Ferner versprechen Seine Königliche Majestät für Sich und Ihre Nachfolger, nie aus ihrend einem Grunde 
den Artikeln dieser Uebereinkunft etwas beyzufügen, oder daran etwas abzuändern, oder dieselben auszulegen 
ohne Dazwischenkunft und Mitwirkung des apostolischen Stuhles. 
Art. XIX. Die Auswechselung der Ratificationen gegenwärtiger Uebereinkunft soll innerhalb 40 Tagen vom 
Tage der Unterzeichnung an, oder früher, wenn es geschehen kann, erfolgen. 

Gegeben zu Rom den 5. des Monats Junius im Jahre 1817 
Hercules, Cardinal Consalvi                        Casimir Häffelin, Bischof von Chersones

So haben wir vorstehende Uebereinkunft mit allen ihren Artikeln angenommen, ratificirt und bestätigt, und 
versprechen zugleich fest, daß Wir Alles, worüber sonach übereingekommen worden, genau einhalten und 
Sorge tragen werden, daß dasselbe von allen Unsern Untergebenen streng beobachtet werden. 

Zu dessen Beglaubigung haben Wir gegenwärtige Urkunde Allerhöchsteigenhändig unterzeichnet, und mit 
Unserem Königlichen Insiegel versehen lassen. 

Gegeben in unserem Königlichen Palaste zu München am Vier und zwanzigsten October im Jahre des Herrn 
Ein Tausend Acht hundert und siebenzehn Unserer Königlichen Regierung im Zwölften. 

Das vorstehende Konkordat wurde erst als Anhang I. zu dem § 103des Edictes über die äußeren Rechtsver-
hältnise der Einwohner des Königreichs Baiern in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften in der 
Beylage II. zu dem Titel IV. § 9der Verfassungs-Urkunde des Königreiches durch das Gesetzblatt für das König-
reich Baiern, ausgegeben am 22. Juli 1818; entgegen des Artikels XVIII. des Konkordates wurde das Konkordat 
durch folgende Erklärungen und Entschließungen durch den König ausgelegt: 

Königliche Erklärung, die II. Verfassungs-Beilage und deren Anhänge betreffend 
vom 7. November 1818 

Maximilian Joseph, von Gottes Gnaden König von Baiern.
Das Unserer Verfassungs-Urkunde beigefügte Edict über die äußern Rechtsverhältnisse der Einwohner des 

Königreichs Bayern in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften vom 25. Mai 1818 ist, wie dessel-
ben Aufschrift zeigt, und der § 103ausdrücklich ausspricht, für sämmtliche Einwohner des Reichs, ohne Rück-
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sicht auf die Verschiedenheit ihrer Glaubens-Bekenntnisse, ein allgemein verbindliches Staats-Grundgesetz; 
wogegen das die innere katholischn Kirchenangelegenheiten ordnende - mit Seiner päpstlichen Heiligkeit Pius 
VII. am 5. Juni 1817 abgeschlossene und am 24. October desselben Jahres radificirte Concordat, so wie das Edict 
über die innern kirchlichen Angelegenheiten der protestantischen Gesammtgemeinde in dem Königreiche vom 
26. Mai 1818, als besondere eine jede der genannten beiden Kirchen betreffende Staatsgesetze zu betrachten 
sind; - die von Unserem Gesandten zu Rom am 27. September 1818 an Seine päpstliche Heiligkeit abgegebene 
Erklärung, daß das Unserer Verfassungs-Urkunde angehängte Edict blos für diejenigen, welche sich nicht zur 
katholischen REligion bekennen, gelte, kann demnach nur von den besonders die protestantischen kirchlicehn 
Angelegenheiten ordnende Gesetze, aber nicht von dem oben angeführten allgemeinen - alle Einwohner des 
Staats ohne Unterschied ihrer besonder Glaubensbekenntnisse - gleich verbindenden Staatsgesetze verstanden 
werden; - welches hierdurch - zur Beseitigung aller Mißverständnisse und unrichtigen Auslegungen - erklärt 
wird. - 

Wir weisen Unsere sämmtlichen Landesstellen bei dieser Veranlassung wiederholt nachdrücklich an, jedes 
der angeführten Edicte nach ihren Bestimmungen pünktlich zu befolgen, und zu wachen, damit von keinem 
Unserer Unterthanen dagegen gehandelt werde. - 

Wir haben in der Verfassungs-Urkunde den in Unserem Königreiche bestehenden Kirchen-Gesellschaften 
die feierliche Versicherung ertheilt, daß die geistliche Gewalt in ihrem eigentlichen Wirkungskreise nie ge-
hemmt werden, und die weltliche Regierung in rein geistlichen Gegenständen der Religionslehre und des Ge-
wissens sich nicht einmischen dürfe, als insoweit das obersthoheitliche Schutz- und Aufsichtsrecht dabei eintritt; 
- Wir werden, wie Unser Gesandte in Rom in Unserem Namen mehrmals versichert hat, die mit dem heiligen 
Stuhle abgeschlossene Uebereinkunft treu und gewissenhaft in allen ihren Bestandtheilen als ein verbindliches 
Staats-Gesetz vollziehen lassen; dagegen bestehen Wir unabänderlich darauf: daß das Unsere unveräußerlichen 
Majestäts-Rechte sichernde - und die äußern Rechtsverhältnisse der verschiedenen Kirchen-Gesellschaften be-
stimmende allgemeine Staatsgrundgesetz von Unseren sämmtlichen Unterthanen genau befolgt und der von 
denselben auf die Verfassungs-Urkunde geleistete Eid, da dieser auf Gegenstände der Religionslehre keine Be-
ziehung hat, gewissenhaft werden beobachtet werden. 

Königliche Allerhöchste Entschließung, den Vollzug des Concordats betreffend 
(Tegernseer Erklärung) 
vom 15. September 1821 

Maximilian Joseph, von Gottes Gnaden König von Baiern.
Nachdem die wichtigsten Anstände, welche bisher in den Vollzug des mit dem päbstlichen Stuhle unterm 

5. Juny 1817 abgeschlossenen, und von Uns unterm 24. Oktober des nämlichen Jahres ratificirten Concordats 
verzögert haben, nunmehr beseitiget sind, so ist es Unser Wille, daß dasselbe in allen seinen Theilen in volle 
Ausübung gebracht, und daß hiernach der Publikation und Vollziehung der zur Ausführung der Circumscrip-
tion der neuen Diöcesen in Unserm Königreiche unterm 1. April 1818 ergangenen päbstlichen Bulle, welche 
anfängt mit den Worten: 

„Dei ac Domini Nostri Jesu Christi“
nebst den darauf sich beziehenden Executions-Decreten des für dieses Geschäft von Seiner päbstlichen Hei-

ligkeit an Unser Hoflager in der Person des Herrn Franz Serra, aus dem Herzogl. Geschlecht Cassano, Erzbi-
schofs von Nicäa ect. abgeordneten apostolischen Nuntius kein weiteres Hinderniß gesetzt werden soll. 

Zugleich fügen Wir zur Beseitigung aller Mißverständnisse über den Gegenstand und die Beschaffenheit des 
von Unsern katholischen Unterthanen auf die Constitution abzulegenden Eides die Erklärung bey, daß, indem 
Wir Unsern getreuen Unterthanen die Constitution gegeben haben, Unsere Absicht nicht gewesen sey, dem Ge-
wissen derselben im Geringsten einen Zwang anzuthun, daß daher nach den Bestimmungen der Constitution 
selbst der von Unsern katholischen Unterthanen auf dieselbe abzulegende Eid lediglich auf die bürgerlichen 
Verhältnisse sich beziehe, und daß sie dadurch zu nichts werden verbindlich gemacht werden, was den gött-
lichen Gesetzen oder den katholischen Kirchensatzungen entgegen wäre. Auch erklären wir neuerdings, daß 
das Concordat, welches als Staatsgesetz gilt, als solches angesehen, und vollzogen werden soll, und daß allen 
Behörden obliege, sich genau nach seinen Bestimmungen zu achten.
http://www.verfassungen.de/de/by/bayern1818/bayern17-konkordat.htm
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Nr. 7. Verfassung des Königreichs Bayern
vom 26. Mai 1818

[Gesetzblatt für das Königreich Baiern 1818, 101]
V vom 26. Mai 1818

[G Verfassungs-Urkunde für das Königreich Baiern

Maximilian Joseph, von Gottes Gnaden König von Baiern. Von den hohen Regentenpflichten durchdrungen 
und geleitet, haben Wir Unsere bisherige Regierung mit solchen Einrichtungen bezeichnet, welche Unser fort-
gesetztes Bestreben, das Gesammtwohl Unserer Unterthanen zu befördern, beurkunden. Zur festern Begrün-
dung desselben gaben Wir schon im Jahre 1808 Unserem Reiche eine seinen damaligen äußern und innern 
Verhältnissen angemessene Verfassung, in welche Wir schon die Einführung einer ständischen Versammlung, 
als eines wesentlichen Bestandtheiles, aufgenommen haben. - Kaum hatten die großen, seit jener Zeit einge-
tretenen Weltbegebenheiten, von welchen kein deutscher Staat unberührt geblieben ist, und während welcher 
das Volk von Baiern gleich groß im erlittenen Drucke wie im bestandenen Kampfe sich gezeigt hat, in der Acte 
des Wiener Congresses ihr Ziel gefunden, als Wir sogleich das nur durch die Ereignisse der Zeit unterbro-
chene Werk, mit unverrücktem Blicke auf die allgemeinen und besondern Forderungen des Staatszweckes zu 
vollenden suchten; - die im Jahre 1814 dafür angeordneten Vorarbeiten und das Decret vom 2. Februar 1817 
bestätigen Unsern hierüber schon früher gefaßten festen Entschluß. - Die gegenwärtige Acte ist, nach vorgegan-
gener reifer und vielseitiger Berathung, und nach Vernehmung Unseres Staatsrathes - das Werk Unseres ebenso 
freyen als festen Willens. - Unser Volk wird in dem Inhalte desselben die kräftigste Gewährleistung Unserer 
landesväterlichen Gesinnungen finden.

Freyheit der Gewissen, und gewissenhafte Scheidung und Schützung dessen, was des Staates und der Kirche 
ist.

Freyheit der Meinungen, mit gesetzlichen Beschränkungen gegen den Mißbrauch.
Gleiches Recht der Eingebornen zu allen Graden des Staatsdienstes und zu allen Bezeichnungen des Ver-

dienstes.
Gleiche Berufung zur Pflicht und zur Ehre der Waffen.
Gleichheit der Gesetze und vor dem Gesetze.
Unpartheylichkeit und Unaufhaltbarkeit der Rechtspflege.
Gleichheit der Belegung und der Pflichtigkeit ihrer Leistung.
Ordnung durch alle Theile des Staats-Haushaltes, rechtlicher Schutz des Staats-Credits, und gesicherte Ver-

wendung der dafür bestimmten Mittel.
Wiederbelebung der Gemeindekörper durch die Wiedergabe der Verwaltuno der ihr Wohl zunächst berüh-

renden Angelegenheiten.
Eine Standschaft - hervorgehend aus allen Klassen der im Staate ansässigen Staatsbürger, - mit den Rechten 

des Beyrathes, der Zustimmung, der Willigung, der Wünsche und der Beschwerdeführung wegen verletzter 
verfassungsmäßiger Rechte, - berufen, um in öffentlichen Versammlungen die Weisheit der Berathung zu ver-
stärken ohne die Kraft der Regierung zu schwächen.

Endlich eine Gewähr der Verfassung, sichernd gegen willkührlichen Wechsel, aber nicht hindernd das Fort-
schreiten zum Bessern nach geprüften Erfahrungen.

Baiern! - Dies sind die Grundzüge der aus Unserm freyen Entschlusse euch gegebenen Verfassung, - sehet 
darin die Grundsätze eines Königs, welcher das Glück seines Herzens und den Ruhm seines Thrones nur von 
dem Glücke des Vaterlandes und von der Liebe seines Volkes empfangen will! -

Wir erklären hiernach folgende Bestimmungen als Verfassung des Königreiches Baiern: 

Titel I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Das Königreich Baiern in der Gesammt-Vereinigung aller ältern und neuern Gebietstheile ist ein souverai-
ner monarchischer Staat nach den Bestimmungen der gegenwärtigen Verfassungs-Urkunde.
§ 2 Für das ganze Königreich besteht eine allgemeine in zwey Kammern abgetheilte Stände-Versammlung.

Titel II. Von dem Könige und der Thronfolge, dann der Reichs-Verwesung 
§ 1 Der König ist das Oberhaupt des Staats, vereiniget in sich alle Rechte der Staatsgewalt, und übt sie unter den 
von Ihm gegebenen in der gegenwärtigen Verfassungs-Urkunde festgesetzten Bestimmungen aus.

Seine Person ist heilig und unverletzlich.
§ 2 Die Krone ist erblich in dem Mannsstamme des Königlichen Hauses nach dem Rechte der Erstgeburt und 
der agnatisch-linealischen Erbfolge.
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§ 3 Zur Successions-Fähigkeit wird eine rechtmäßige Geburt aus einer ebenbürtigen - mit Bewilligung des 
Königs geschlossenen Ehe erfordert.
§ 4 Der Mannsstamm hat vor den weiblichen Nachkommen den Vorzug, und die Prinzessinnen sind von der 
Regierungs-Folge in so lange ausgeschlossen, als in dem Königlichen Hause noch ein successionsfähiger männ-
licher Sproße oder ein durch Erbverbrüderung zur Thronfolge berechtigter Prinz vorhanden ist.
§ 5 Nach gänzlicher Erlöschung des Mannsstammes und in Ermanglung einer mit einem andern fürstlichen 
Hause aus dem deutschen Bunde für diesen Fall geschlossenen Erbverbrüderung geht die Thronfolge auf die 
weibliche Nachkommenschaft nach eben der Erbfolge-Ordnung, die für den Mannsstamm festgesetzt ist, über, 
so daß die zur Zeit des Ablebens des letzt regierenden Königs lebenden Baierischen Prinzessinnen oder Ab-
kömmlinge von denselben, ohne Unterschied des Geschlechtes eben so, als wären sie Prinzen des ursprüngli-
chen Mannsstammes des Baierischen Hauses, nach dem Erstgeburts-Rechte und der Lineal-Erbfolge-Ordnung 
zur Thronfolge berufen werden.

Wenn in dem regierenden neuen Königlichen Hause wieder Abkömmlinge des ersten Grades von beyderley 
Geschlecht geboren werden, tritt alsdann der Vorzug des männlichen Geschlechts vor dem weiblichen wieder 
ein.
§ 6 Sollte die Baierische Krone nach Erlöschung des Mannsstamms an den Regenten einer größern Monarchie 
gelangen, welcher seine Residenz im Königreiche Baiern nicht nehmen könnte oder würde, so soll dieselbe an 
den zweytgebornen Prinzen dieses Hauses übergehen, und in dessen Linie sodann dieselbe Erbfolge eintreten, 
wie sie oben vorgezeichnet ist.

Kömmt aber die Krone an die Gemahlin eines auswärtigen größern Monarchen, so wird sie zwar Königin, sie 
muß jedoch einen Vice-König, der seine Residenz in der Hauptstadt des Königreichs zu nehmen hat, ernennen, 
und die Krone geht nach ihrem Ableben an ihren zweytgebornen Prinzen über.
§ 7 Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzessinnen des Königlichen Hauses tritt mit dem zurückgelegten 
Achtzehnten Jahre ein.
§ 8 Die übrigen Verhältnisse der Mitglieder des Königlichen Hauses richten sich nach den Bestimmungen des 
pragmatischen Familien-Gesetzes.
§ 9 Die Reichs-Verwesung tritt ein:

a) während der Minderjährigkeit des Monarchen;
b) wenn derselbe an der Ausübung der Regierung auf längere Zeit verhindert ist, und für die Verwaltung des 

Reichs nicht selbst Vorsorge getroffen hat, oder treffen kann.
§ 10 Dem Monarchen steht es frey, unter den volljährigen Prinzen des Hauses den Reichs-Verweser für die Zeit 
der Minderjährigkeit seines Nachfolgers zu wählen.

In Ermanglung einer solchen Bestimmung gebührt die Reichs-Verwesung demjenigen volljährigen Agnaten, 
welcher nach der festgesetzten Erbfolge-Ordnung der Nächste ist.

Wäre der Prinz, welchem dieselbe nach obiger Bestimmung gebührt, selbst noch minderjährig, oder durch 
ein sonstiges Hinderniß abgehalten, die Regentschaft zu übernehmen, so fällt sie auf denjenigen Agnaten, wel-
cher nach ihm der Nächste ist.
§ 11 Sollte der Monarch durch irgend eine Ursache, die in ihrer Wirkung länger als ein Jahr dauert, an der 
Ausübung der Regierung gehindert werden, und für diesen Fall nicht selbst Vorsehung getroffen haben, oder 
treffen können, so findet mit Zustimmung der Stände, welchen die Verhinderungs-Ursachen anzuzeigen sind, 
gleichfalls die für den Fall der Minderjährigkeit bestimmte gesetzliche Regentschaft statt.
§ 12 Wenn der König nach § 10den Reichs-Verweser für den Fall der Minderjährigkeit ernennt, so wird die 
darüber ausgefertigte Urkunde durch denjenigen Minister, welchem die Verrichtungen eines Ministers des Kö-
niglichen Hauses übertragen sind, im Haus-Archiv bis zum Ableben des Monarchen aufbewahrt und dann dem 
Gesammt-Staats-Ministerium zur Einsicht und öffentlichen Bekanntmachung vorgelegt. Dem Reichs-Verweser 
wird die über seine Ernennung ausgefertigte Urkunde zugleich mitgetheilt.
§ 13 Wenn kein zur Reichs-Verwesung geeigneter Agnat vorhanden ist, der Monarch jedoch eine verwittibte 
Königin hinterläßt, so gebührt dieser die Reichs-Verwesung.

In Ermanglung derselben aber übernimmt sie jener Kron-Beamte, welchen der letzte Monarch hiezu ernennt, 
und wenn von demselben keine solche Bestimmung getroffen ist, so geht sie an den ersten Kron-Beamten über, 
welchem kein gesetzliches Hinderniß entgegen steht.
§ 14 In jedem Falle gebührt einer verwittibten Königin unter der Aufsicht des Reichs-Verwesers die Erziehung 
ihrer Kinder nach den in dem Familien-Gesetze hierüber enthaltenen nähern Bestimmungen.
§ 15 In den im § 9a und b bezeichneten Fällen wird die Regierung im Nahmen des minderjährigen oder in der 
Ausübung der Regierung gehinderten Monarchen geführt.
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Alle Ausfertigungen werden in seinem Nahmen und unter dem gewöhnlichen Königlichen Siegel erlassen; 
alle Münzen mit seinem Brustbilde, Wappen und Titel geprägt.

Der Regent unterzeichnet als:
„des Königreichs Baiern Verweser“.

§ 16 Der Prinz des Hauses, die verwittibte Königin oder derjenige Kron-Beamte, welchem die Reichs-Verwe-
sung übertragen wird, muß gleich nach dem Antritte der Regentschaft die Stände versammeln und in ihrer Mit-
te und in Gegenwart der Staats-Minister, so wie der Mitglieder des Staats-Rathes nachstehenden Eid ablegen:

„Ich schwöre, den Staat in Gemäßheit der Verfassung und der Gesetze des Reichs zu verwalten, die Integrität 
des Königreiches und die Rechte der Krone zu erhalten und dem Könige die Gewalt, deren Ausübung mir an-
vertraut ist, getreu zu übergeben, so wahr mir Gott helfe und sein heiliges Evangelium;“

worüber eine besondere Urkunde aufgenommen wird.
§ 17 Der Regent übt während seiner Reichs-Verwesung alle Regierungs-Rechte aus, welche durch die Verfas-
sung nicht besonders ausgenommen sind.
§ 18 Alle erledigten Aemter, mit Ausnahme der Justiz-Stellen, können während der Reichs-Verwesung nur 
provisorisch besetzt werden. Der Reichs-Verweser kann weder Krongüter veräußern oder heimgefallene Lehen 
verleihen noch neue Aemter einführen.
§ 19 Das Gesammt-Staats-Ministerium bildet den Regentschafts-Rath, und der Reichs-Verweser ist verbunden, 
in allen wichtigen Angelegenheiten das Gutachten desselben zu erholen.
§ 20 Der Reichs-Verweser hat während der Dauer der Regentschaft seine Wohnung in der Königlichen Resi-
denz, und wird auf Kosten des Staates unterhalten; auch werden ihm nebstdem zu seiner eigenen Verfügung 
jährlich zweymal hundert tausend Gulden in monatlichen Raten auf die Staats-Kasse angewiesen.
§ 21 Die Regentschaft dauert in den in § 9bemerkten zwey Fällen - im ersten bis zur Großjährigkeit des Königs, 
und im zweyten, bis das eingetretene Hinderniß aufhört.
§ 22 Nachdem die Regentschaft beendiget ist und der in die Regierung eintretende neue König den feyerlichen 
Eid (Tit. X § 1 abgelegt hat, werden alle Verhandlungen der Regentschaft geschlossen, und der Regierungs-
Antritt des Königs wird in der Residenz und im ganzen Königreiche feyerlich kund gemacht.

Titel III. Von dem Staatsgute 
§ 1 Der ganze Umfang des Königreichs Baiern bildet eine einzige untheilbare unveräußerliche Gesammt-Masse 
aus sämmtlichen Bestandtheilen an Landen, Leuten, Herrschaften, Gütern, Regalien und Renten mit allem 
Zugehör.

Auch alle neuen Erwerbungen aus Privat-Titeln an unbeweglichen Gütern, sie mögen in der Haupt- oder 
Nebenlinie geschehen, wenn der erste Erwerber während seines Lebens nicht darüber verfügt hat, kommen in 
den Erbgang des Mannsstammes und werden als der Gesammt-Masse einverleibt angesehen.
§ 2 Zu dem unveräußerlichen Staatsgute, welches im Falle einer Sonderung des Staats-Vermögens von der 
Privat-Verlassenschaft in das Inventar der letztern nicht gebracht werden darf, gehören:

1. Alle Archive und Registraturen;
2. Alle öffentlichen Anstalten und Gebäude mit ihrem Zugehör;
3. Alles Geschütz, Munition, alle Militaire-Magazine und was zur Landeswehr nöthig ist;
4. Alle Einrichtungen der Hof-Capellen und Hof-Aemter mit allen Mobilien, welche der Aufsicht der Hof-

Stäbe und Hof-Intendanzen anvertraut und zum Bedarf oder zum Glanze des Hofes bestimmt sind;
5. Alles, was zur Einrichtung oder zur Zierde der Residenzen und Lustschlösser dienet;
6. Der Hausschatz und was von dem Erblasser mit demselben bereits vereiniget worden ist;
7. Alle Sammlungen für Künste und Wissenschaften, als: Bibliotheken, physicalische, Naturalien- und Münz-

Cabinette, Antiquitäten, Statuen, Sternwarten mit ihren Instrumenten, Gemählde- und Kupferstich-Sammlun-
gen und sonstige Gegenstände, die zum öffentlichen Gebrauche oder zur Beförderung der Künste und Wissen-
schaften bestimmt sind;

8. Alle vorhandenen Vorräthe an baarem Gelde und Capitalien in den Staats-Kassen oder an Naturalien bey 
den Aemtern, samt allen Ausständen an Staatsgefällen;

9. Alles was aus Mitteln des Staats erworben wurde.
§ 3 Sämmtliche Bestandtheile des Staatsguts sind, wie bereits in der Pragmatik vom 20. October 1804 bestimmt 
war, aus welcher die nach den veränderten Verhältnissen hierüber noch geltenden Bestimmungen in gegenwär-
tige Verfassungs-Urkunde übertragen sind, auf ewig unveräußerlich, vorbehaltlich der unten folgenden Modi-
ficationen.

Vorzüglich sollen, ohne Ausnahme, alle Rechte der Souverainetät bey der Primogenitur ungetheilt und un-
veräußert erhalten werden.
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§ 4 Als Veräußerung des Staatsguts ist anzusehen nicht nur jeder wirkliche Verkauf, sondern auch eine Schen-
kung unter den Lebenden oder eine Vergebung durch eine letzte Willens-Verordnung, Verleihung neuer Lehen 
oder Beschwerung mit einer ewigen Last oder Verpfändung oder Hingabe durch einen Vergleich gegen Annah-
me einer Summe Geldes.

Auch kann keinem Staatsbürger eine Befreyung von den öffentlichen Lasten bewilliget werden.
§ 5 Die bisher zu Belohnung vorzüglicher dem Staate geleisteter Dienste verliehenen Lehen, Staats-Domainen 
und Renten sind von obigem Verbote ausgenommen.

Auch steht dem Könige die Wiederverleihung heimfallender Lehen jederzeit frey.
Zu Belohnung großer und bestimmter dem Staate geleisteter Dienste können auch andere Staats-Domainen 

oder Renten, jedoch mit Zustimmung der Stände, in der Eigenschaft als Mannlehen der Krone verliehen wer-
den.

Anwartschaften auf künftige der Krone heimfallende Güter, Renten und Rechte, können eben so wenig als auf 
Aemter oder Würden ertheilt werden.
§ 6 Unter dem Veräußerungs-Verbote sind ferner nicht begriffen:

1. alle Staatshandlungen des Monarchen, welche innerhalb der Grenzen des Ihm zustehenden Regierungs-
Rechts nach dem Zwecke und zur Wohlfahrt des Staats mit Auswärtigen oder mit Unterthanen im Lande über 
Stamm- und Staatsgüter vorgenommen werden; insbesondere was

2. an einzelnen Gütern und Gefällen zur Beendigung eines anhängigen Rechtsstreits gegen Erhaltung oder 
Erlangung anderer Güter, Renten oder Rechte, oder zur Grenzberichtigung mit benachbarten Staaten gegen 
andern angemessenen Ersatz abgetreten wird;

3. Was gegen andere Realitäten und Rechte von gleichem Werthe vertauscht wird;
4. Alle einzelnen Veräußerungen oder Veränderungen, welche bey den Staatsgütern dem Staatszwecke gemäß 

und in Folge der bereits erlassenen Vorschriften nach richtigen Grundsätzen der fortschreitenden Staatswirt-
schaft, zur Beförderung der Landes-Cultur oder sonst zur Wohlfahrt des Landes oder zum Besten des Staats-
Aerars und zur Aufhebung einer nachtheiligen Selbstverwaltung für gut gefunden werden.
§ 7 In allen diesen Fällen (§ 6 dürfen jedoch die Staats-Einkünfte nicht geschmälert, sondern es soll als Ersatz 
entweder eine Dominical-Rente, wo möglich in Getreide, dafür bedungen oder der Kaufschilling zu neuen 
Erwerbungen oder zur zeitlichen Aushülfe des Schuldentilgungs-Fonds oder zu andern das Wohl des Landes 
bezielenden Absichten verwendet werden.

Mit dem unter dem Staatsgute begriffenen beweglichen Vermögen (§ 2 kann der Monarch nach Zeit und 
Umständen zweckmäßige Veränderungen und Verbesserungen vornehmen.

Titel IV. Von allgemeinen Rechten und Pflichten 
§ 1 Zum vollen Genusse aller bürgerlichen, öffentlichen und Privatrechte in Baiern wird das Indigenat erfordert, 
welches entweder durch die Geburt oder durch die Naturalisirung nach den nähern Bestimmungen des Edictes 
über das Indigenat erworben wird.
§ 2 Das Baierische Staats-Bürgerrecht wird durch das Indigenat bedingt, und geht mit demselben verloren.
§ 3 Nebst diesem wird zu dessen Ausübung noch erfordert:

a) die gesetzliche Volljährigkeit;
b) die Ansässigkeit im Königreiche, entweder durch den Besitz besteuerter Gründe, Renten oder Rechte, oder 

durch die Ausübung besteuerter Gewerbe, oder durch den Eintritt in ein öffentliches Amt.
§ 4 Kron-Aemter, oberste Hof-Aemter, Civil-Staatsdienste und oberste Militaire-Stellen, wie auch Kirchen-Ae-
mter oder Pfründen können nur Eingebornen oder verfassungsmäßig Naturalisirten ertheilt werden.
§ 5 Jeder Baier ohne Unterschied kann zu allen Civil-, Militaire- und Kirchen-Aemtern oder Pfründen gelangen.
§ 6 In dem Umfange des Reichs kann keine Leibeigenschaft bestehen, nach den nähern Bestimmungen des 
Edictes vom 3. August 1808.
§ 7 Alle ungemessenen Frohnen sollen in Gemessene umgeändert werden und auch diese ablösbar seyn.
§ 8 Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicherheit seiner Person, seines Eigenthums und seiner Rechte.

Niemand darf seinem ordentlichen Richter entzogen werden.
Niemand darf verfolgt oder verhaftet werden, als in den durch die Gesetze bestimmten Fällen, und in der 

gesetzlichen Form.
Niemand darf gezwungen werden, sein Privat-Eigenthum, selbst für öffentliche Zwecke abzutreten, als nach 

einer förmlichen Entscheidung des versammelten Staatsraths, und nach vorgängiger Entschädigung, wie sol-
ches in der Verordnung vom 14. August 1815 bestimmt ist.
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§ 9 Jedem Einwohner des Reichs wird vollkommene Gewissens-Freyheit gesichert; die einfache Haus-Andacht 
darf daher Niemanden, zu welcher Religion er sich bekennen mag, untersagt werden.

Die in dem Königreiche bestehenden drey christlichen Kirchen-Gesellschaften genießen gleiche bürgerliche 
und politische Rechte.

Die nicht christlichen Glaubens-Genossen haben zwar vollkommene Gewissens-Freyheit, sie erhalten aber 
an den Staatsbürgerlichen Rechten nur in dem Maaße einen Antheil, wie ihnen derselbe in den organischen 
Edicten über ihre Aufnahme in die Staats-Gesellschaft zugesichert ist.

Allen Religionstheilen, ohne Ausnahme, ist das Eigenthum der Stiftungen und der Genuß ihrer Renten nach 
den ursprünglichen Stiftungs-Urkunden und dem rechtmäßigen Besitze, sie seyen für den Cultus, den Unter-
richt oder die Wohlthätigkeit bestimmt, vollständig gesichert.

Die geistliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirkungskreise nie gehemmt werden, und die weltliche 
Regierung darf in rein geistlichen Gegenständen der Religions-Lehre und des Gewissens sich nicht einmischen, 
als in soweit das Obersthoheitliche Schutz- und Aufsichts-Recht eintritt, wonach keine Verordnungen und Ge-
setze der Kirchen-Gewalt ohne vorgängige Einsicht und das Placet des Königs verkündet und vollzogen werden 
dürfen.

Die Kirchen und Geistlichen sind in ihren bürgerlichen Handlungen und Beziehungen - wie auch in Anse-
hung des ihnen zustehenden Vermögens den Gesetzen des Staates und den weltlichen Gerichten untergeben; 
auch können sie von öffentlichen Staatslasten keine Befreyung ansprechen.

Die übrigen nähern Bestimmungen über die äußern Rechts-Verhältnisse der Bewohner des Königreichs, in 
Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften sind in dem der gegenwärtigen Verfassungs-Urkunde 
beygefügten besondern Edicte enthalten.
§ 10 Das gesammte Stiftungsvermögen nach den drey Zwecken des Cultus, des Unterrichts und der Wohlthä-
tigkeit, wird gleichfalls unter den besondern Schutz des Staates gestellt, es darf unter keinem Vorwande zu dem 
Finanz-Vermögen eingezogen und in der Substanz für andere, als die drey genannten Zwecke, ohne Zustim-
mung der Betheiligten, und bey allgemeinen Stiftungen ohne Zustimmung der Stände des Reiches veräußert 
oder verwendet werden.
§ 11 Die Freyheit der Presse und des Buchhandels ist nach den Bestimmungen des hierüber erlassenen beson-
dern Edictes gesichert.
§ 12 Alle Baiern haben gleiche Pflichtigkeit zu dem Kriegsdienste und zur Landwehr nach den dießfalls beste-
henden Gesetzen.
§ 13 Die Theilnahme an den Staats-Lasten ist für alle Einwohner des Reichs allgemein, ohne Ausnahme irgend 
eines Standes, und ohne Rücksicht auf vormals bestandene besondere Befreyungen.
§ 14 Es ist den Baiern gestattet, in einen andern Bundesstaat, welcher erweißlich sie zu Unterthanen annehmen 
will, auszuwandern, auch in Civil- und Militaire-Dienste desselben zu treten, wenn sie den gesetzlichen Ver-
bindlichkeiten gegen ihr bisheriges Vaterland Genüge geleistet haben.

Sie dürfen, solange sie im Unterthans-Verbande bleiben, ohne ausdrückliche Erlaubniß des Monarchen von 
einer auswärtigen Macht weder Gehalte noch Ehrenzeichen annehmen.

Titel V. Von Besondern Rechten und Vorzügen 
§ 1 Die Kron-Aemter werden als oberste Würden des Reichs, entweder auf die Lebenszeit der Würdeträger 
oder auf deren männliche Erben, nach dem Rechte der Erstgeburt und der agnatisch-linealischen Erbfolge als 
Thron-Lehen verliehen.

Die Kron-Beamten sind durch ihre Reichswürden Mitglieder der ersten Kammer in der Stände-Versamm-
lung.
§ 2 Den vormals Reichsständischen Fürsten und Grafen werden alle jene Vorzüge und Rechte zugesichert, wel-
che in dem ihre Verhältnisse bestimmenden besondern Edicte ausgesprochen sind.
§ 3 Die der Baierischen Hoheit untergebenen ehemaligen unmittelbaren Reichsadelichen genießen diejenigen 
Rechte, welche in Gemäßheit der Königlichen Declaration durch die constitutionellen Edicte ihnen zugesichert 
werden.
§ 4 Der gesammte übrige Adel des Reichs behält, wie jeder Guts-Eigenthümer, seine gutsherrlichen Rechte nach 
den gesetzlichen Bestimmungen.

Uebrigens hat derselbe folgende Vorzüge zu genießen:
1. ausschließend das Recht, eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausüben zu können;
2. FamiIien-Fidei-Commisse auf Grundvermögen zu errichten;
3. Einen von dem landgerichtlichen befreyten Gerichtsstand in bürgerlichen und strafrechtlichen Fällen;
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4. die Rechte der Siegelmäßigkeit unter den Beschränkungen der Gesetze über das Hypothekenwesen;            
endlich

5. bey der Militaire-Conscription die Auszeichnung, daß die Söhne der Adelichen als Cadetten eintreten.
§ 5 Einige dieser Vorzüge theilen für ihre Personen (die geistlichen und) die wirklichen Collegial-Räthe, und die 
mit diesen in gleicher Categorie stehenden höhern Beamten.

(Die Geistlichen genießen denselben befreyten Gerichtsstand in bürgerlichen und strafrechtlichen Fällen;) 
- die Collegial-Räthe und höhern Beamten (außer diesem) auch die Rechte der Siegelmäßigkeit (und die obige 
Auszeichnung bey der Militaire-Conscription).
§ 6 Die Dienstes-Verhältnisse und Pensions-Ansprüche der Staatsdiener und öffentlichen Beamten richten sich 
nach den Bestimmungen der DienstesPragmatik.

Titel Vl. Von der Stände-Versammlung 
§ 1 Die zwey Kammern der allgemeinen Versammlung der Stände des Reichs sind:

a) die der Reichs-Räthe,
b) die der Abgeordneten.

§ 2 Die Kammer der Reichs-Räthe ist zusammengesetzt aus
1. den volljährigen Prinzen des Königlichen Hauses;
2. den Kron-Beamten des Reichs;
3. den beyden Erzbischöfen;
4. den Häuptern der ehemals Reichsständischen - fürstlichen und gräflichen Familien, als erblichen Reichs-

Räthen, so lange sie im Besitze ihrer vormaligen Reichsständischen im Königreiche gelegenen Herrschaften 
bleiben;

5. einem vom Könige ernannten Bischofe und dem jedesmaligen Präsidenten des protestantischen General-
Consistoriums;

6. aus denjenigen Personen, welche der König entweder wegen ausgezeichneter dem Staate geleisteter Diens-
te, oder wegen ihrer Geburt, oder ihres Vermögens zu Mitgliedern dieser Kammer entweder erblich oder le-
benslänglich besonders ernennt.
§ 3 Das Recht der Vererbung wird der König nur adelichen Gutsbesitzern verleihen, welche im Königreiche 
das volle Staatsbürgerrecht, und ein mit dem Lehen- oder Fidei-Commissarischen Verbande belegtes Grund-
Vermögen besitzen, von welchem sie an Grund- und Dominical-Steuern in simplo Dreyhundert Gulden ent-
richten, und wobey eine agnatisch-linealische Erbfolge nach dem Rechte der Erstgeburt eingeführt ist.

Die Würde eines erblichen Reichs-Raths geht jedesmal mit den Gütern, worauf das Fidei-Commiß gegründet 
ist, nur auf den nach dieser Erbfolge eintretenden Besitzer über.
§ 4 Die Zahl der lebenslänglichen Reichs-Räthe kann den dritten Theil der erblichen nicht übersteigen.
§ 5 Die Reichs-Räthe haben Zutritt in die erste Kammer nach erreichter Volljährigkeit, eine entscheidende 
Stimme aber kömmt den Prinzen des Königlichen Hauses erst mit dem Einundzwanzigsten, den übrigen 
Reichs-Räthen mit dem Fünfundzwanzigsten Lebensjahre zu.
§ 6 Die Kammer der Reichs-Räthe kann nur dann eröffnet werden, wenn wenigstens die Hälfte der sämmtlichen 
Mitglieder anwesend ist.
§ 7 Die zweyte Kammer der Stände-Versammlung bildet sich

a) aus den Grundbesitzern, welche eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausüben und nicht Sitz und Stimme in 
der ersten Kammer haben;

b) aus Abgeordneten der Universitäten;
c) aus Geistlichen der katholischen und protestantischen Kirche;
d) aus Abgeordneten der Städte und Märkte;
e) aus den nicht zu a) gehörigen Landeigenthümern.

§ 8 Die Zahl der Mitglieder richtet sich im Ganzen nach der Zahl der Familien im Königreiche, in dem Verhält-
nisse, daß auf 7000 Familien ein Abgeordneter gerechnet wird.
§ 9 Von der auf solche Art bestimmten Zahl stellt:

a) die Klasse der adelichen Gutsbesitzer ein Achttheil;
b) die Klasse der Geistlichen der katholischen und protestantischen Kirche ein Achttheil;
c) die Klasse der Städte und Märkte ein Viertheil, - und
d) die Klasse der übrigen Landeigenthümer, welche keine gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausüben, zwey Viert-

heile der Abgeordneten;
e) jede der drey Universitäten ein Mitglied.
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§ 10 Die jede einzelne Klasse treffende Zahl von Abgeordneten wird nach den Bestimmungen des über die 
Stände-Versammlung hier beygefügten besondern Edictes auf die einzelnen Regierungs-Bezirke vertheilt.
§ 11 Jede Klasse wählt in jedem Regierungs-Bezirke die sie daselbst treffende Zahl von Abgeordneten nach der 
in dem angeführten Edicte vorgeschriebenen Wahlordnung für die sechsjährige Dauer der Versammlung. Die 
während derselben erledigten Stellen werden aus denjenigen ersetzt, welche den Gewählten in der Stimmenzahl 
zunächst kommen.
§ 12 Jedes Mitglied der Kammer der Abgeordneten muß ohne Rücksicht auf Standes- oder Dienst-Verhältnisse 
ein selbstständiger Staatsbürger seyn, welcher das dreißigste Lebensjahr zurückgelegt hat und den freyen Ge-
nuß eines solchen im betreffenden Bezirke oder Orte gelegenen Vermögens besitzt, welches seinen unabhängi-
gen Unterhalt sichert, und durch die im Edicte festgesetzte Größe der jährlichen Versteuerung bestimmt wird.

Er muß sich zu einer der drey christlichen Religionen erkennen und darf niemals einer Special-Untersu-
chung wegen Verbrechen oder Vergehen unterlegen haben, wovon er nicht gänzlich freygesprochen worden ist.
§ 13 Alle sechs Jahre wird eine neue Wahl der Abgeordneten vorgenommen und sonst nur in dem Falle, wenn 
die Kammer von dem Könige aufgelöset wird. Die austretenden Mitglieder sind wieder wählbar.
§ 14 Der Austritt eines bereits ernannten Mitgliedes erfolgt während der Dauer der Versammlung

1. wenn dasselbe die Realität, das Gericht Gewerbe oder die geistliche Pfründe, welche seine Wahl für den 
betreffenden Regierungs-Bezirk oder die Klasse besonders begründeten, aus was immer für Veranlassungen zu 
besitzen aufhört, ohne einen gleichen Ersatz in demselben Bezirke, Orte oder in derselben Klasse zu erwerben;

2. wenn das Mitglied unter der Zeit eine der oben (§ 12 zur passiven Wahlfähigkeit wesentlich erforderlichen 
Eigenschaften verliert.

In diesen Fällen hat die Kammer der Abgeordneten auf die geschehene Anzeige und nach Vernehmung des 
Betheiligten zu entscheiden.
§ 15 Zur gültigen Constituirung der Kammer der Abgeordneten wird die Anwesenheit von wenigstens zwey 
Drittheilen der gewählten Mitglieder erfordert.
§ 16 Die Kammer der Reichs-Räthe wird gleichzeitig mit jener der Abgeordneten zusammenberufen, eröffnet 
und geschlossen.
§ 17 Kein Mitglied der ersten oder zweyten Kammer darf sich in der Sitzung durch einen Bevollmächtigten 
vertreten lassen.
§ 18 Die Anträge über die Staats-Auflagen geschehen zuerst in der Kammer der Abgeordneten und werden 
dann durch diese an die Kammer der Reichs-Räthe gebracht.

Alle übrigen Gegenstände können nach der Bestimmung des Königs der einen oder der andern Kammer 
zuerst vorgelegt werden.
§ 19 Kein Gegenstand des den Ständen des Reichs angewiesenen gemeinschaftlichen Wirkungskreises kann von 
einer Kammer allein in Berathung gezogen werden, und die Wirkung einer gültigen Einwilligung der Stände 
erlangen.

Titel Vll. Von dem Wirkungskreise der Stände-Versammlung 
§ 1 Die beyden Kammern können nur über jene Gegenstände in Berathung treten, die in ihren Wirkungskreis 
gehören, welcher in den §§ 2bis 19 näher bezeichnet ist.
§ 2 Ohne den Beyrath und die Zustimmung der Stände des Königreichs kann kein allgemeines neues Gesetz, 
welches die Freyheit der Person oder das Eigenthum des Staats-Angehörigen betrifft, erlassen, noch ein schon 
bestehendes abgeändert, authentisch erläutert oder aufgehoben werden.
§ 3 Der König erholt die Zustimmung der Stände zur Erhebung aller directen Steuern, so wie zur Erhebung 
neuer indirecten Auflagen, oder zu der Erhöhung oder Veränderung der bestehenden.
§ 4 Den Ständen wird daher nach ihrer Eröffnung die genaue Uebersicht des Staatsbedürfnisses, so wie der 
gesammten Staats-Einnahmen (Budget) vorgelegt werden, welche dieselbe durch einen Ausschuß prüfen und 
sodann über die zu erhebenden Steuern in Berathung treten.
§ 5 Die zur Deckung der ordentlichen beständigen und bestimmt vorherzusehenden Staats-Ausgaben mit Ein-
schluß des notwendigen Reserve-Fonds erforderlichen directen Steuern werden jedesmal auf sechs Jahre be-
willigt.

Um jedoch jede Stockung in der Staatshaushaltung zu vermeiden, werden in dem Etats-Jahre, in welchem die 
erste Stände-Versammlung einberufen wird, die in dem vorigen Etats-Jahre erhobenen Staats-Auflagen forten-
trichtet.
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§ 6 Ein Jahr vor dem Ablaufe des Termins, für welchen die fixen Ausgaben festgesetzt sind, somit nach Verlauf 
von sechs Jahren, läßt der König für die sechs Jahre, welche diesem Termine folgen, den Ständen ein neues 
Budget vorlegen.
§ 7 In dem Falle, wo der König durch außerordentliche äußere Verhältnisse verhindert ist, in diesem letzten 
Jahre der ordentlichen Steuer-Bewilligung die Stände zu versammeln, kömmt Ihm die Befugniß einer Forterhe-
bung der letztbewilligten Steuer auf ein halbes Jahr zu.
§ 8 In Fällen eines außerordentlichen und unvorhergesehenen Bedürfnisses und der Unzulänglichkeit der be-
stehenden Staats-Einkünfte zu dessen Deckung wird dieses den Ständen zur Bewilligung der erforderlichen 
außerordentlichen Auflagen vorgelegt werden.
§ 9 Die Stände können die Bewilligung der Steuern mit keiner Bedingung verbinden.
§ 10 Den Ständen des Reichs wird bey einer jeden Versammlung eine genaue Nachweisung über die Verwen-
dung der Staats-Einnahmen vorgelegt werden.
§ 11 Die gesammte Staatsschuld wird unter die Gewährleistung der Stände gestellt.

Zu jeder neuen Staatsschuld, wodurch die zur Zeit bestehende Schulden-Masse im Capitals-Betrage oder der 
jährlichen Verzinsung vergrößert wird, ist die Zustimmung der Stände des Reichs erforderlich.
§ 12 Eine solche Vermehrung der Staatsschulden hat nur für jene dringenden und außerordentlichen Staatsbe-
dürfnisse statt, welche weder durch die ordentlichen noch durch außerordentliche Beyträge der Unterthanen, 
ohne deren zu große Belastung bestritten werden können, und die zum wahren Nutzen des Landes gereichen.
§ 13 Den Ständen wird der Schuldentilgungs-Plan vorgelegt, und ohne ihre Zustimmung kann an dem von 
ihnen angenommenen Plane keine Abänderung getroffen, noch ein zur Schuldentilgung bestimmtes Gefäll zu 
irgend einem andern Zwecke verwendet werden.
§ 14 Jede der beyden Kammern hat aus ihrer Mitte einen Commissaire zu ernennen, welche gemeinschaftlich 
bey der Schuldentilgungs-Commission von allen ihren Verhandlungen genaue Kenntniß zu nehmen und auf 
die Einhaltung der festgesetzten Normen zu wachen haben.
§ 15 In außerordentlichen Fällen, wo drohende äußere Gefahren die Aufnahme von Capitalien dringend erfor-
dern, und die Einberufung der Stände durch äußere Verhältnisse unmöglich gemacht wird, soll diesen Com-
missaires die Befugniß zustehen, zu diesen Anleihen im Nahmen der Stände vorläufig ihre Zustimmung zu 
ertheilen.

Sobald die Einberufung der Stände möglich wird, ist ihnen die ganze Verhandlung über diese Capitals-Auf-
nahme vorzulegen, um in das Staatsschulden-Verzeichniß eingetragen zu werden.
§ 16 Den Ständen wird bey jeder Versammlung die genaue Nachweisung des Standes der Staatsschulden-Til-
gungs-Kasse vorgelegt werden.
§ 17 Die Stände haben das Recht der Zustimmung zur Veräußerung oder Verwendung allgemeiner Stiftungen 
in ihrer Substanz für andere als ihre ursprünglichen Zwecke.
§ 18 Eben so ist ihre Zustimmung zur Verleihung von Staats-Domainen oder Staats-Renten zu Belohnung gro-
ßer und bestimmter dem Staate geleisteter Dienste erforderlich.
§ 19 Die Stände haben das Recht, in Beziehung auf alle zu ihrem Wirkungskreise gehörigen Gegenstände dem 
Könige ihre gemeinsamen Wünsche und Anträge in der geeigneten Form vorzubringen.
§ 20 Jeder einzelne Abgeordnete hat das Recht, in dieser Beziehung seine Wünsche und Anträge in seiner 
Kammer vorzubringen, welche darüber: ob dieselben in nähere Ueberlegung gezogen werden sollen, durch 
Mehrheit der Stimmen erkennt, und sie im bejahenden Falle an den betreffenden Ausschuß zur Prüfung und 
Würdigung bringt.

Die von einer Kammer über solche Anträge gefaßten Beschlüsse müssen der andern Kammer mitgetheilt und 
können erst nach deren erfolgter Beystimmung dem Könige vorgelegt werden.
§ 21 Jeder einzelne Staatsbürger, so wie jede Gemeinde kann Beschwerden über Verletzung der constitutionel-
len Rechte an die Stände-Versammlung, und zwar an jede der beyden Kammern bringen, welche sie durch den 
hierüber bestehenden Ausschuß prüft, und findet dieser sie dazu geeignet, in Berathung nimmt.

Erkennt die Kammer durch Stimmenmehrheit die Beschwerde für gegründet, so theilt sie ihren diesfalls an 
den König zu erstattenden Antrag der andern Kammer mit, welcher, wenn diese demselben beystimmt, in einer 
gemeinsamen Vorstellung dem Könige übergeben wird.
§ 22 Der König wird wenigstens alle drey Jahre die Stände zusammenberufen.

Der König eröffnet und schließt die Versammlung entweder in eigener Person oder durch einen besonders 
hiezu Bevollmächtigten.
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Die Sitzungen einer solchen Versammlung dürfen in der Regel nicht länger als zwey Monate dauern, und 
die Stände sind verbunden, in ihren Sitzungen die von dem Könige an sie gebrachten Gegenstände vor allen 
übrigen in Berathung zu nehmen.
§ 23 Dem Könige steht jederzeit das Recht zu, die Sitzungen der Stände zu verlängern, sie zu vertagen oder die 
ganze Versammlung aufzulösen.

In dem letzten Falle muß wenigstens binnen drey Monaten eine neue Wahl der Kammer der Abgeordneten 
vorgenommen werden.
§ 24 Die Staats-Minister können den Sitzungen der beyden Kammern beywohnen, wenn sie auch nicht Mit-
glieder derselben sind.
§ 25 Jedes Mitglied der Stände-Versammlung hat folgenden Eid zu leisten:

„Ich schwöre Treue dem Könige, Gehorsam dem Gesetze, Beobachtung und Aufrechthaltung der Staats-Ver-
fassung und in der Stände-Versammlung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und Beste ohne Rücksicht 
auf besondere Stände oder Klassen nach meiner innern Ueberzeugung zu berathen; ù So wahr mir Gott helfe 
und sein heiliges Evangelium.“
§ 26 Kein Mitglied der Stände-Versammlung kann während der Dauer der Sitzungen ohne Einwilligung der 
betreffenden Kammer zu Verhaft gebracht werden, den Fall der Ergreifung auf frischer That bey begangenem 
Verbrechen ausgenommen.
§ 27 Kein Mitglied der Stände-Versammlung kann für die Stimme, welche es in seiner Kammer geführt hat, 
anders als in Folge der Geschäfts-Ordnung durch die Versammlung selbst zur Rede gestellt werden.
§ 28 Ein Gegenstand, über welchen die beyden Kammern sich nicht vereinigen, kann in derselben Sitzung nicht 
wieder zur Berathung gebracht werden.
§ 29 Die Königliche Entschließung auf die Anträge der Reichsstände erfolgt nicht einzeln, sondern auf alle 
verhandelten Gegenstände zugleich bey dem Schlusse der Versammlung.
§ 30 Der König allein sanctionirt die Gesetze und erläßt dieselben mit seiner Unterschrift und Anführung der 
Vernehmung des Staats-Raths und des erfolgten Beyraths und der Zustimmung der Lieben und Getreuen, der 
Stände des Reichs.
§ 31 Wenn die Versammlung der Reichsstände vertagt, förmlich geschlossen oder aufgelöst worden ist, können 
die Kammern nicht mehr gültig berathschlagen, und jede fernere Verhandlung ist ungesetzlich.

Titel Vlll. Von der Rechtspflege 
§ 1 Die Gerichtsbarkeit geht vom Könige aus. Sie wird unter Seiner Oberaufsicht durch eine geeignete Zahl von 
Aemtern und Obergerichten in einer gesetzlich bestimmten Instanzen-Ordnung verwaltet.
§ 2 Alle Gerichtsstellen sind verbunden, ihren Urtheilen Entscheidungsgründe beyzufügen.
§ 3 Die Gerichte sind innerhalb der Grenzen ihrer amtlichen Befugniß unabhängig, und die Richter können 
nur durch einen Rechtsspruch von ihren Stellen mit Verlust des damit verbundenen Gehaltes entlassen oder 
derselben entsetzt werden.
§ 4 Der König kann in strafrechtlichen Sachen Gnade ertheilen, die Strafe mildern oder erlassen; - aber in kei-
nem Falle irgend eine anhängige Streitsache oder angefangene Untersuchung hemmen.
§ 5 Der Königliche Fiscus wird in allen streitigen Privatrechts-Verhältnissen bey den Königlichen Gerichtshö-
fen Recht nehmen.
§ 6 Die Vermögens-Confiscation hat in keinem Falle (den der Desertion ausgenommen) statt.
§ 7 Es soll für das ganze Königreich ein und dasselbe bürgerliche und Straf-Gesetzbuch bestehen.

Titel IX. Von der Militaire-Verfassung 
§ 1 Jeder Baier ist verpflichtet, zur Vertheidigung seines Vaterlandes, nach den hierüber bestehenden Gesetzen 
mitzuwirken.

Von der Pflicht, die Waffen zu tragen, ist der geistliche Stand ausgenommen.
§ 2 Der Staat hat zu seiner Vertheidigung eine stehende Armee, welche durch die allgemeine Militaire-Con-
scription ergänzt und auch im Frieden gehörig unterhalten wird.
§ 3 Neben dieser Armee bestehen noch Reserve-Bataillons und die Landwehr.
§ 4 Die Reserve-Bataillons sind zur Verstärkung des stehenden Heeres bestimmt, und theilen im Falle des Auf-
gebots alle Verpflichtungen, Ehren und Vorzüge mit demselben.
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Im Frieden bleibt sämmtliche in den Reserve-Bataillons eingereihte Mannschaft, die zu den Waffenübungen 
erforderliche Zeit ausgenommen, in ihrer Heimath, frey von allem militairischen Zwange, bloß der bürgerli-
chen Gerichtsbarkeit und den bürgerlichen Gesetzen unterworfen, ohne an der Veränderung des Wohnsitzes, 
der Ansässigmachung oder Verehelichung gehindert zu sein.
§ 5 Die Landwehr kann in Kriegszeiten zur Unterstützung der schon durch die Reserve-Bataillons verstärkten 
Armee auf besondern Königlichen Aufruf jedoch nur innerhalb der Grenzen des Reichs, in militairische Thä-
tigkeit treten.

Zur zweckmäßigen Benützung dieser Masse wird dieselbe in zwey Abtheilungen ausgeschieden, deren zwey-
te die zur Mobilisirung weniger geeigneten Individuen begreift, und in keinem Falle außer ihrem Bezirke ver-
wendet werden soll.

In Friedenszeiten wirkt die Landwehr zur Erhaltung der innern Sicherheit mit, in so ferne es erforderlich ist, 
und die dazu bestimmten Truppen nicht hinreichen.
§ 6 Die Armee handelt gegen den äußern Feind und im Innern nur dann wenn die Militaire-Macht von der 
competenten Civil-Behörde förmlich dazu aufgefordert wird.
§ 7 Die Militaire-Personen stehen in Dienstsachen, dann wegen Verbrechen oder Vergehen unter der Militaire-
Gerichtsbarkeit, in Real- und gemischten Rechtssachen aber unter den bürgerlichen Gerichten.

Titel X. Von der Gewähr der Verfassung 
§ 1 Bey dem Regierungs-Antritte schwört der König in einer feyerlichen Versammlung der Staats-Minister, der 
Mitglieder des Staats-Raths und einer Deputation der Stände, wenn sie zu der Zeit versammelt sind, folgenden 
Eid:

„Ich schwöre nach der Verfassung und den Gesetzen des Reichs zu regieren, so wahr mit Gott helfe und sein 
heiliges Evangelium“.

Ueber diesen Act wird eine Urkunde verfaßt, in das Reichs-Archiv hinterlegt und beglaubigte Abschrift da-
von der Stände-Versammlung mitgetheilt.
§ 2 Der Reichs-Verweser leistet in Beziehung auf die Erhaltung der Verfassung den Titel II § 16vorgeschriebe-
nen Eid.

Sämmtliche Prinzen des Königlichen Hauses leisten nach erlangter Volljährigkeit ebenfalls einen Eid auf die 
genaue Beobachtung der Verfassung.
§ 3 Alle Staatsbürger sind bey der Ansässigmachung und bey der allgemeinen Landes-Huldigung, so wie alle 
Staatsdiener bey ihrer Anstellung verbunden folgenden Eid abzulegen:

„lch schwöre Treue dem Könige, Gehorsam dem Gesetze und Beobachtung der Staats-Verfassung, so wahr 
mit Gott helfe und sein heiliges Evangelium“.
§ 4 Die Königlichen Staats-Minister und sämmtliche Staatsdiener sind für die genaue Befolgung der Verfassung 
verantwortlich.
§ 5 Die Stände haben das Recht, Beschwerden über die durch die Königlichen Staats-Ministerien oder andere 
Staatsbehörden geschehene Verletzung der Verfassung in einem gemeinsamen Antrag an den König zu bringen, 
welcher denselben auf der Stelle abhelfen, oder, wenn ein Zweyfel dabey obwalten sollte, sie näher nach der Na-
tur des Gegenstandes durch den Staatsrath oder die oberste Justiz-Stelle untersuchen und darüber entscheiden 
lassen wird.
§ 6 Finden die Stände sich durch ihre Pflichten aufgefordert, gegen einen höhern Staats-Beamten wegen vor-
setzlicher Verletzung der Staats-Verfassung eine förmliche Anklage zu stellen, so sind die Anklags-Puncte be-
stimmt zu bezeichnen und in jeder Kammer durch einen besondern Ausschuß zu prüfen.

Vereinigen sich beyde Kammern hierauf in ihren Beschlüssen über die Anklage, so bringen sie dieselbe mit 
ihren Belegen in vorgeschriebener Form an den König.

Dieser wird sie sodann der obersten Justiz-Stelle - in welcher im Falle der nothwendigen oder freywilligen 
Berufung auch die zweyte Instanz durch Anordnung eines andern Senats gebildet wird - zur Entscheidung 
übergeben und die Stände von dem gefällten Urtheile in Kenntniß setzen.
§ 7 Abänderungen in den Bestimmungen der Verfassungs-Urkunde oder Zusätze zu derselben können ohne 
Zustimmung der Stände nicht geschehen.

Die Vorschläge hiezu gehen allein vom Könige aus, und nur wenn Derselbe sie an die Stände gebracht hat, 
dürfen diese darüber berathschlagen.

Zu einem gültigen Beschlusse in dieser höchst wichtigen Angelegenheit wird wenigstens die Gegenwart von 
drey Viertheilen der bey der Versammlung anwesenden Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehrheit von 
zwey Drittheilen der Stimmen erfordert.
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Indem Wir dieses Staats-Grundgesetz zur allgemeinen Befolgung und genauen Beobachtung in seinem gan-
zen Inhalte, einschlüssig der dasselbe ergänzenden und in der Haupt-Urkunde als Beylagen bezeichneten Edicte 
hierdurch kund machen, so verordnen Wir zugleich, daß die darin angeordnete Versammlung der Stände zur 
Ausübung der zu ihrem Wirkungskreise gehörigen Rechte am 1. Januar 1819 einberufen, und inzwischen die 
hiezu erforderliche Einleitung veranstaltet werde.

Maximilian Joseph
http://www.documentarchiv.de/nzjh/verfbayern.html
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Nr. 8. Bayerisches Religionsedikt
vom 26. Mai 1818

[Gesetzblatt für das Königreich Baiern 1818, 149 ]

Bayerisches Religionsedikt (1818) Gesetz über die äußeren Rechts-Verhältnisse der Ein-
wohner des Königreichs Baiern, in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaf-

ten (Zweyte Beylage zur Verfassungs-Urkunde des Reichs. Tit. 1 V. §. 9)

Erster Abschnitt.  Allgemeine Bestimmungen über Religions-Verhältnisse. 

Erstes Kapitel.  Religions- und Gewissensfreiheit.
§ 1 Jedem Einwohner des Reiches ist durch den 9. § des vierten Titels der Verfassungsurkunde eine vollkomme-
ne Gewissensfreiheit gesichert. 
§ 2 Er bedarf demnach in Gegenständen des Glaubens und Gewissens keinem Zwange unterworfen, auch darf 
Niemandem, zu welcher Religion er sich bekennen mag, die einfache Hausandacht untersagt werden. 
§ 3 Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung ihrer Religion sich verbinden wollen; so wird jederzeit hierzu 
die königliche ausdrückliche Genehmigung nach den im II. Abschnitte folgenden nähern Bestimmungen er-
lassen. 
§ 4 Alle heimliche Zusammenkünfte unter dem Vorwande des häuslichen Gottesdienstes sind verboten. 

Zweites Kapitel.  Wahl des Glaubensbekenntnisses.
§ 5 Die Wahl des Glaubensbekenntnisses ist jedem Staatseinwohner nach seiner eigenen freien Ueberzeugung 
überlassen. 
§ 6 Derselbe muß jedoch das hierzu erforderliche Unterscheidungsalter, welches für beide Geschlechter auf die 
gesetzliche Volljährigkeit bestimmt wird, erreicht haben. 
§ 7 Da diese Wahl eine eigene freie Ueberzeugung voraussetzt; so kann sie nur solchen Individuen zustehen, 
welche in keinem Geistes- oder Gemüthszustande sich befinden, der sie derselben unfähig macht. 
§ 8 Keine Partei darf Mitglieder der andern durch Zwang oder List zum Uebergange verleiten. 
§ 9 Wenn von denjenigen, welche die Religionserziehung zu leiten haben, eine solche Wahl aus einem der obi-
gen Gründe angefochten wird; so hat die betreffende Regierungsbehörde den Fall zu untersuchen, und an das 
königliche Staatsministerium des Innern zu berichten. 
§ 10 Der Uebergang von einer Kirche zu einer andern muß allezeit bei dem einschlägigen Pfarrer oder geistli-
chen Vorstande sowohl der neu gewählten, als der verlassenen Kirche persönlich erklärt werden. 
§ 11 Durch die Religionsänderung gehen alle kirchlichen Gesellschaftsrechte der verlassenen Kirche verloren; 
dieselbe hat aber keinen Einfluß auf die allgemeinen staatsbürgerlichen Rechte, Ehren und Würden; ausgenom-
men, es geschehe der Uebertritt zu einer Religionspartei, welcher nur eine beschränkte Theilnahme an dem 
Staatsbürgerrechte gestattet ist. 

Drittes Kapitel.  Religionsverhältnisse der Kinder aus gemischten Ehen.
§ 12 Wenn in einem gültigen Ehevertrage zwischen Aeltern, die verschiedenen Glaubensbekenntnissen zu-
gethan sind, bestimmt worden ist, in welcher Religion die Kinder erzogen werden sollen; so hat es hierbei sein 
Bewenden. 
§ 13 Die Gültigkeit solcher Eheverträge ist sowohl in Rücksicht ihrer Form, als der Zeit der Einrichtung, ledig-
lich nach den bürgerlichen Gesetzen zu beurtheilen. 
§ 14 Sind keine Ehepacten oder sonstige Verträge hierüber errichtet, oder ist in jenen über die religiöse Erzie-
hung der Kinder nichts verordnet worden; so folgen die Söhne der Religion des Vaters, die Töchter werden in 
dem Glaubensbekenntnisse der Mutter erzogen. 
§ 15 Uebrigens benimmt die Verschiedenheit des kirchlichen Glaubensbekenntnisses keinem der Aeltern die 
ihm sonst wegen der Erziehung zustehenden Rechte. 
§ 16 Der Tod der Aeltern ändert nichts in den Bestimmungen der §§ 12 und 14. über die religiöse Erziehung 
der Kinder. 
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§ 17 Die Ehescheidungen, oder alle sonstigen rechtsgültigen Auflösungen der Ehe können auf die Religion der 
Kinder keinen Einfluß haben. 
§ 18 Wenn ein das Religionsverhältniß der Kinder bestimmender Ehevertrag vorhanden ist; so bewirkt der 
Uebergang der Aeltern zu einem andern Glaubensbekenntniß darin in so lange keine Veränderung, als die 
Ehe noch gemischt bleibt. Geht aber ein Ehegatte zur Religion des andern über, und die Ehe hört dadurch auf, 
gemischt zu seyn; so folgen die Kinder der nun gleichen Religion der Aeltern, ausgenommen sie waren - dem 
bestehenden Ehevertrage gemäß - durch die Confirmation oder Communion bereits in die Kirche einer andern 
Confession aufgenommen, in welchem Falle sie bis zum erlangten Unterscheidungsjahre darin zu belassen sind. 
§ 19 Pflegekinder werden nach jenem Glaubensbekenntniß erzogen, welchem sie in ihrem vorigen Stande zu 
folgen hatten. 
§ 20 Durch Heirath legitimirte natürliche Kinder werden in Beziehung auf den Religionsunterricht ehelichen 
Kindern gleichgeachtet. 
§ 21 Die übrigen natürlichen Kinder, wenn sie von einem Vater anerkannt sind, werden in Ansehung der Reli-
gionserziehung gleichfalls wie die ehelichen behandelt. Sind sie aber von dem Vater nicht anerkannt; so werden 
sie nach dem Glaubensbekenntnisse der Mutter erzogen. 
§ 22 Findlinge und natürliche Kinder, deren Mutter unbekannt ist, folgen der Religion desjenigen, welcher das 
Kind aufgenommen hat, sofern er einer der öffentlich eingeführten Kirchen angehört, oder der Religionspartei 
des Findlings-Instituts, worin sie erzogen werden. Außer diesen Fällen richtet sich ihre Religion nach jener der 
Mehrheit der Einwohner des Findungs-Orts. 
§ 23 Die geistlichen Obern, die nächsten Verwandten, die Vormünder und Pathen haben das Recht, darü-
ber zu wachen, daß vorstehende Anordnungen befolgt werden. Sie können zu diesem Behufe die Einsicht der 
betreffenden Bestimmungen der Eheverträge und der übrigen auf die Religionserziehung sich beziehenden 
Urkunden fordern. 

Zweiter Abschnitt. Von Religions- und Kirchengesellschaften 

Erstes Kapitel. Ihre Aufnahme und Bestätigung
§ 24 Die in dem Königreiche bestehende drei christlichen Glaubens-Confessionen sind als öffentliche Kirchen-
gesellschaften mit gleichen bürgerlichen und politischen Rechten, nach den unten folgenden nähern Bestim-
mungen anerkannt. 
§ 25 Den nicht christlichen Glaubensgenossen ist war nach §§ 1 und 2. eine vollkommene Religions- und Ge-
wissensfreiheit gestattet; als Religionsgesellschaften und in Beziehung auf Staatsbürgerrechte aber sind sie nach 
den über ihre bürgerlichen Verhältnisse bestehenden besondern Gesetzen und Verordnungen zu behandeln. 
§ 26 Religions- und Kirchengesellschaften, die nicht zu den bereits gesetzlich aufgenommenen gehören, dürfen 
ohne ausdrückliche königliche Genehmigung nicht eingeführt werden. 
§ 27 Sie müssen vor der Aufnahme ihre Glaubensformeln und innere kirchliche Verfassung zur Einsicht und 
Prüfung dem Staatsministerium des Innern vorlegen. 

Zweites Kapitel. Rechte und Befugnisse der aufgenommenen und bestätigten 
Religions- und Kirchen-Gesellschaften

§ 28 Die mit ausdrücklicher königlicher Genehmigung aufgenommenen Kirchengesellschaften genießen die 
Rechte öffentlicher Corporationen. 
§ 29 Die zur Ausübung ihres Gottesdienstes gewidmeten Gebäude sollen; wie andere öffentliche Gebäude, ge-
schützt werden. 
§ 30 Die zur Feier des Gottesdienstes und zum Religionsunterrichte bestellten Personen genießen die Rechte 
und Achtung öffentlicher Beamter. 
§ 31 Ihr Eigenthum steht unter dem besondern Schutze des Staats. 
§ 32 Eine Religionsgesellschaft, welche die Rechte öffentlich aufgenommener Kirchengesellschaften bei ihrer 
Genehmigung nicht erhalten hat, wird nicht als eine öffentliche Corporation, sondern als eine Privatgesellschaft 
geachtet. 
§ 33 Es ist derselben die freie Ausübung ihres Privatgottesdienstes gestattet. 
§ 34 Zu dieser gehört die Anstellung gottesdienstlicher Zusammenkünfte in gewissen dazu bestimmten Gebäu-
den, und die Ausübung der ihren Religionsgrundsätzen gemäßen Gebräuche sowohl in diesen Zusammenkünf-
ten, als in den Privatwohnungen der Mitglieder. 
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§ 35 Den Privat-Kirchengesellschaften ist aber nicht gestattet, sich den Glocken oder sonstiger Auszeichnungen 
zu bedienen, welche Gesetze oder Gewohnheit den öffentlichen Kirchen angeeignet haben. 
§ 36 Die von ihnen zur Feier ihrer Religionshandlungen bestellten Personen genießen, als solche, keine beson-
dern Vorzüge. 
§ 37 Die ihnen zustehenden weitern Rechte müssen nach dem Inhalte ihrer Aufnahmeurkunde bemessen wer-
den. 
§ 38 Jeder genehmigten Privat- oder öffentlichen Kirchengesellschaft, kommt unter der obersten Staatsaufsicht, 
nach den im dritten Abschnitte enthaltenen Bestimmungen, die Befugniß zu, nach der Formel und der von der 
Staatsgewalt anerkannten Verfassung ihrer Kirche, alle innern Kirchenangelegenheiten anzuordnen. 

Dahin gehören die Gegenstände: 
a) der Glaubenslehre, 
b) der Form und Feier des Gottesdienstes, 
c) der geistlichen Amtsführung, 
d) des religiösen Volksunterrichts, 
e) der Kirchen-Disciplin, 
f) der Approbation und Ordination der Kirchendiener, 
g) der Einweihung der zum Gottesdienste gewidmeten Gebäude und der Kirchhöfe, 
h) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geistlichen Sachen; nämlich des Gewissens oder der Erfüllung 

der Religions- und Kirchenpflichten einer Kirche, nach ihren Dogmen, symbolischen Büchern und darauf ge-
gründeten Verfassung. 
§ 39 Den kirchlichen Obern, Vorstehern oder ihren Repräsentanten, kommt demnach das allgemeine Recht 
der Aufsicht mit den daraus hervorgehenden Wirkungen zu, damit die Kirchengesetze befolgt, der Cultus die-
sen gemäß aufrecht erhalten, der reine Geist der Religion und Sittlichkeit bewahret, und dessen Ausbreitung 
befördert werde. Der Antheil, welcher jedem Einzelnen an dieser Aufsicht zukommt, wird durch seine Amts-
vollmacht bestimmt. 
§ 40 Die Kirchengewalt übt das rein geistliche Correctionsrecht nach geeigneten Stufen aus. 
§ 41 Jedes Mitglied einer Kirchengesellschaft ist schuldig, der darin eingeführten Kirchenzucht sich zu unter-
werfen. 
§ 42 Keine Kirchengewalt ist daher befugt, Glaubensgesetze gegen ihre Mitglieder mit äußerem Zwange geltend 
zu machen. 
§ 43 Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlungen eine Verachtung des Gottesdienstes und der Re-
ligionsgebräuche zu erkennen geben, oder andere in ihrer Andacht stören; so ist die Kirchengesellschaft befugt, 
dergleichen unwürdigen Mitgliedern den Zutritt in ihre Versammlungen zu versagen. 
§ 44 Die in dem Königreiche als öffentliche Corporationen aufgenommene Kirchen sind berechtigt, Eigenthum 
zu besitzen, und nach den hierüber bestehenden Gesetzen auch künftig zu erwerben. 
§ 45 Die Eigenthumsfähigkeit der nicht öffentlichen Kirchengesellschaften wird nach ihrer Aufnahmeurkunde, 
oder, wenn in dieser darüber nichts festgesetzt ist, nach den Rechten der Privatgesellschaften bestimmt. 
§ 46 Allen Religionstheilen ohne Ausnahme ist dasjenige, was sie an Eigenthum gesetzmäßig besitzen, es sey 
für den Cultus oder für den Unterricht bestimmt, es bestehe in liegenden Gütern, Rechten, Capitalien, baarem 
Gelde, Pretiosen, oder sonstigen beweglichen Sachen, durch den § 9 im vierten Titel der Verfassungsurkunde 
des Reichs garantirt. 
§ 47 Das Kirchenvermögen darf unter keinem Vorwande zum Staatsvermögen eingezogen und in der Substanz 
zum Besten eines andern, als des bestimmten Stiftungszweckes, ohne Zustimmung der Betheiligten, und sofern 
es allgemeine Stiftungen betrifft, ohne Zustimmung der Stände nicht veräußert oder verwendet werden. 
§ 48 Wenn bei demselben in einzelnen Gemeinden, nach hinlänglicher Deckung der Local-Kirchenbedürfnisse, 
Ueberschüsse sich ergeben, so sollen diese zum Besten des nämlichen Religionstheils nach folgenden Bestim-
mungen verwendet werden: 

a) zur Erhaltung und Wiederherstellung der Kirchen und geistlichen Gebäude in andern Gemeinden, die 
dafür kein hinreichendes eigenes Vermögen besitzen; 

b) zur Ergänzung des Unterhaltes einzelner Kirchendiener, oder 
c) zur Fundation neuer nothwendiger Pfarrstellen; 
d) zur Unterstützung geistlicher Bildungsanstalten; 
e) zu Unterhaltsbeiträgen der durch Alter oder Krankheit zum Kirchendienst unfähig gewordenen geistli-

chen Personen. 
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§ 49 Insofern für diese Zwecke vom Kirchenvermögen nach vollständiger Erwägung etwas entbehrt werden 
kann, wird dieser Ueberschuß, im Einverständnisse mit der betreffenden geistlichen Oberbehörde, vorzüglich 
zur Ergänzung von Schulanstalten, dann der Armenstiftungen (wohin auch jene der Krankenpflege zu rechnen 
sind) verwendet werden. 

Dritter Abschnitt. Verhältnisse der im Staate aufgenommenen 
Kirchengesellschaften zur Staatsgewalt 

Erstes Kapitel. In Religions- und Kirchensachen.
§ 50 Seine Majestät der König haben in mehreren Verordnungen Ihren ernstlichen Willen ausgesprochen, daß 
die geistliche Gewalt in ihrem eigentlichen Wirkungskreise nie gehemmt werden, und die königliche weltliche 
Regierung in rein geistlichen Gegenstände des Gewissens und der Religionslehre sich nicht einmischen solle, 
als in soweit das königliche oberste Schutz- und Aufsichtsrecht dabei eintritt. Die königlichen Landesstellen 
werden wiederhohlt zur genauen Befolgung derselben angewiesen. 
§ 51 So lange demnach die Kirchengewalt die Grenzen ihres eigentlichen Wirkungskreises nicht überschreitet, 
kann dieselbe gegen jede Verletzung ihrer REchte und Gesetze den Schutz der Staatsgewalt anrufen, der ihr von 
den königlichen einschlägigen Landesstellen nicht versagt werden darf. 
§ 52 Es steht aber auch den Genossen einer Kirchengesellschaft, welche durch Handlungen der geistlichen Ge-
walt gegen die festgesetzte Ordnung beschwert werden, die Befugniß zu, dagegen den landesfürstlichen Schutz 
anzurufen. 
§ 53 Ein solcher Recurs gegen einen Mißbrauch geistlicher Gewalt kann entweder bei der einschlägigen Reli-
gionsbehörde, welche darüber alsbald Bericht an das königliche Staatsministerium des Innern zu erstatten hat, 
oder bei Seiner Majestät dem Könige unmittelbar angebracht werden. 
§ 54 Die angebrachten Beschwerden wird das königliche Staatsministerium des Innern untersuchen lassen, 
und, eilige Fälle ausgenommen, nur nach Vernehmung der betreffenden geistlichen Behörde das Geeignete 
darauf verfügen. 
§ 55 der Regent kann bei feierlichen Anlässen in den verschiedenen Kirchen Seines Staates durch die geistlichen 
Behörden öffentliche Gebete und Dankfeste anordnen. 
§ 56 Auch ist Derselbe befugt, wenn Er wahrnimmt, daß bei einer Kirchengesellschaft Spaltungen, Unordnun-
gen oder Mißbräuche eingerissen sind, zur Wiederherstellung der Einigkeit und kirchlichen Ordnung unter 
Seinem Schutze Kirchenversammlungen zu veranlassen, ohne jedoch in Gegenstände der Religionslehre Sich 
selbst einzumischen. 
§ 57 Da die hoheitliche Oberaufsicht über alle innerhalb der Grenzen des Staats verfallende Handlungen, Ereig-
nisse und Verhältnisse sich erstreckt; so ist die Staatsgewalt berechtigt, von demjenigen, was in den Versamm-
lungen der Kirchengesellschaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen. 
§ 58 Hiernach dürfen keine Gesetze, Verordnungen oder sonstige Anordnungen der Kirchengewalt, nach den 
hierüber in den königlichen Landen schon längst bestehenden Generalmandaten, ohne Allerhöchste Einsicht 
und Genehmigung publicirt und vollzogen werden. Die geistlichen Obrigkeiten sind gehalten, nachdem sie 
die königliche Genehmigung zur Publication (Placet) erhalten haben, im Eingange der Ausschreibungen ihrer 
Verordnungen von derselben jederzeit ausdrücklich Erwähnung zu thun. 
§ 59 Ausschreiben der geistlichen Behörden, die sich blos auf die ihnen untergeordnete Geistlichkeit beziehen, 
und aus genehmigten allgemeinen Verordnungen hervorgehen, bedürfen keiner neuen Genehmigung. 
§ 60 Die Ausübung der geistlichen Gerichtsbarkeit kommt zwar nach § 38 lit. h. der Kirchengewalt zu; die dafür 
angeordneten Gerichte, so wie ihre Verfassung müssen aber vor ihrer Einführung von dem Könige bestätigt 
werden. Auch sollen sie einschlägigen königlichen Landesstellen aufmerksam seyn, damit die königlichen Un-
terthanen von den geistlichen Stellen nicht mit gesetzwidrigen Gebühren beschwert, oder in ihren Angelegen-
heiten auf eine für sie lästige Art aufgehalten werden. 
§ 61 Die vorgeschriebenen Genehmigungen können nur von dem Könige selbst, mittelst des königlichen Staats-
ministeriums des Innern ertheilt werden, an welches die zu publicirenden kirchlichen Gesetze und Verordnun-
gen eingesendet, und sonstige Anordnungen ausführlich angezeigt werden müssen. 

Zweites Kapitel. In ihren bürgerlichen Handlungen und Beziehungen.
§ 62 Die Religions- und Kirchengesellschaften müssen sich in Angelegenheiten, die sie mit andern bürgerlichen 
Gesellschaften gemein haben, nach den Gesetzen des Staates richten. 
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§ 63 Diesen Gesetzen sind in ihren bürgerlichen Beziehungen sowohl die Obern der Kirche, als einzelne mit-
glieder derselben, auf gleiche Art unterworfen. 
§ 64 Zur Beseitigung aller künftigen Anstände werden nach solchen Beziehungen als weltliche Gegenstände 
erklärt: 

a) alle Verträge und letztwillige Dispositionen der Geistlichen; 
b) alle Bestimmungen über liegende Guter ect., fahrende Habe, Nutzung, Renten, Rechte der Kirchen und 

kirchlichen Personen; 
c) Verordnungen und Erkenntnisse über Verbrechen und Strafen der Geistlichen, welche auf ihre bürgerli-

chen Rechte einen Einfluß haben; 
d) Ehegesetze, insofern sie den bürgerlichen Vertrag und dessen Wirkungen betreffen; 
e) Privilegien, Dispensationen, Immunitäten, Exemtionen, zum Besten ganzer Kirchengesellschaften, ein-

zelner Gemeinden oder Gesellschaftsgenossen, oder der dem Religionsdienste gewidmeten Orte und Guter, 
insofern sie politische oder bürgerliche Verhältnisse berühren; 

f) allgemeine Normen über die Verbindlichkeit zur Erbauung und Erhaltung der Kirchen und geistlichen 
Gebäude; 

g) Bestimmungen über die Zulassung von Kirchenpfründen; 
h) Vorschriften über die Einrichtung der Kirchenlisten, als Quellen der Bevölkerungs-Verzeichnisse, als Re-

gister des Civilstandes und über die Legalität de pfarrlichen Documente. 
§ 65 In allen diesen Gegenständen kommt der Staatsgewalt allein die Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit zu. 
§ 66 Hiernach sind alle Geistliche in bürgerlichen Personal-Klagsachen, in allen aus bürgerlichen Contracten 
hervorgehenden Streitsachen, in den Verhandlungen über ihre Verlassenschaften ect. einzig den weltlichen Ge-
richten untergeben. 
§ 67 Sie genießen, nach Titel V. § 5 der Verfassungsurkunde, in bürgerlichen und strafrechtlichen Fällen den 
befreiten Gerichtsstand. 
§ 68 Bei Sterbefällen der Geistlichen soll darauf Rücksicht genommen werden, daß die geistlichen Verrichtun-
gen, wenn der Verstorbene dergleichen versehen hat, nicht gehemmt werden; alles, was darauf Bezug hat, und 
zum Gottesdienste gehört, als heilige Gefäße ect., soll von der Sperre ausgenommen, und mittelst Verzeich-
nisses entweder dem Nachfolger im Beneficium sogleich verabfolgt oder andern sichern Händen einstweilen 
übergeben  werden, wenn nicht zu ihrer Uebernahme ein Abgeordneter der geistlichen Behörde sich einfindet, 
welche zu diesem Ende von dem weltlichen Richter bei jedem Sterbefalle eines im Beneficium stehenden Geist-
lichen davon in Kenntniß zu setzen ist. 
§ 69 Die Criminal-Gerichtsbarkeit auch über Geistliche kömmt nur den einschlägigen königlichen weltlichen 
Gerichten zu. 
§ 70 Diese sollen aber die einschlägige geistliche Behörde jederzeit von dem Erfolge der Untersuchung in 
Kenntniß setzen, um auch von ihrer Seite gegen die Person des Verbrechers in Beziehung auf seine geistlichen 
Verhältnisse das Geeignete darnach verfügen zu können. 
§ 71 Keinem kirchlichen Zwangsmittel wird irgend ein Einfluß auf das gesellschaftliche Leben und die bürger-
lichen Verhältnisse, ohne Einwilligung der Staatsgewalt im Staate gestattet. 
§ 72 Das Verfahren der weltlichen Gerichte in Gegenständen, welche nach den obigen Bestimmungen zu ihrer 
Gerichtsbarkeit gehören, darf durch die Einschreitungen geistlicher Stellen weder unterbrochen noch aufgeho-
ben werden. 
§ 73 Die Kirchen und Geistlichen können in Ansehung des ihnen zustehenden Vermögens weder von Landes-
unterthänigkeit, weder von Gerichtsbarkeit, noch von öffentlichen Staatslasten irgend eine Befreiung anspre-
chen. 
§ 74 Alle ältern Befreiungen, die hierüber mögen verliehen worden seyn, werden als nichtig erklärt. 
§ 75 Die Verwaltung des Kirchenvermögens stehet, nach den hierüber gegebenen Gesetzen, unter dem könig-
lichen obersten Schutze und Aufsicht. 

Drittes Kapitel. Bei Gegenständen gemischter Natur.
§ 76 Unter Gegenständen gemischter Natur werden diejenigen verstanden, welche zwar geistlich sind, aber die 
Religion nicht wesentlich betreffen, und zugleich irgend eine Beziehung auf den Staat und das weltliche Wohl 
der Einwohner desselben haben: 

Dahin gehören: 
a) alle Anordnungen über den äußern Gottesdienst, dessen Ort, Zeit, Zahl ect. 
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b) Beschränkung oder Aufhebung der nicht zu den wesentlichen Theilen des Cultus gehörigen Feierlichkei-
ten, Processionen, Nebenandachten, Ceremonien, Kreuzgänge und Brüderschaften; 

c) Errichtung geistlicher Gesellschaften und sonstiger Institute und Bestimmung ihrer Gelübde; 
d) organische Bestimmungen über geistliche Bildungs-, Verpflegs- und Strafanstalten; 
e) Eintheilung der Diöcesen, Decanats- und Pfarrsprengen; 
f) alle Gegenstände der Gesundheitspolizei, insoweit diese kirchliche Anstalten mit berühren. 

§ 77 Bei diesen Gegenständen dürfen von der Kirchengewalt ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine 
einseitigen Anordnungen geschehen. 
§ 78 Der Staatsgewalt steht die Befugniß zu, nicht nur von allen Anordnungen über diese Gegenstände Einsicht 
zu nehmen, sondern auch durch eigene Verordnungen dabei alles dasjenige zu hindern, was dem öffentlichen 
Wohle nachtheilig seyn könnte. 
§ 79 Zu außerordentlichen kirchlichen Feierlichkeiten, besonders wenn dieselben an Werktagen gehalten wer-
den sollen, muß allezeit die spezielle königliche Bewilligung erholt werden. 

Vierter Abschnitt. Von dem Verhältnisse verschiedener Religionsgesellschaften 
gegen einander. 

Erstes Kapitel. Allgemeine Staatspflichten der Kirchen gegen einander.
§ 80 Die im Staate bestehenden Religionsgesellschaften sind sich wechselseitig gleiche Achtung schuldig; gegen 
deren Versagung kann der obrigkeitliche Schutz aufgerufen werden, der nicht verweigert werden darf; dagegen 
ist aber auch keiner eine Selbsthülfe erlaubt. 
§ 81 Jede Kirche kann für ihre Religionshandlungen von den Gliedern aller übrigen Religionsparteien vollkom-
mene Sicherheit gegen Störungen aller Art verlangen. 
§ 82 Keine Kirchengesellschaft kann verbindlich gemacht werden, an dem äußern Gottesdienste der andern An-
theil zu nehmen. Kein Religionstheil ist demnach schuldig, die besondern Feiertage des andern zu feiern, son-
dern es soll ihm frei stehen, an solchen Tagen sein Gewerbe und seine Handthierung auszuüben, jedoch ohne 
Störung des Gottesdienstes des andern Theiles, und ohne, daß die Achtung dabei verletzt werden, welche nach § 
80 jede Religionsgesellschaft der andern bei Ausübung ihrer religiösen Handlungen und Gebräuche schuldig ist. 
§ 83 Der weltlichen Staatspolizei kömmt es zu, in so weit als die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung 
zwischen verschiedenen Religionspartheien es erfordert, Vorschriften für äußere Handlungen, die nur zufälli-
gen Bezug zum kirchlichen Zwecke haben, zu geben. 
§ 84 Religionsverwandte einer öffentlich aufgenommenen Kirche, welche keine eigene Gemeinde bilden, kön-
nen sich zu einer entfernteren Gemeinde ihres Glaubens innerhalb der Grenzen des Reichs halten. 
§ 85 Auch ist ihnen freigestellt, von dem Pfarrer oder Prediger einer anderen Confession an ihrem Wohnorte 
jene Dienste und Amtsfunctionen nachzusuchen, welche sie mit ihren eigenen Religionsgrundsätzen leisten 
können. 
§ 86 In dergleichen Fällen sollen dem Pfarrer oder Geistlichen der fremden Confession für die geleisteten 
Dienste die festgesetzten Stolgebühren entrichtet werden. 
§ 87 Diesen auf solche Art der Orstpfarrei einverleibten fremden Religionsverwandten darf jedoch nichts aufge-
legt werden, was ihrem Gewissen oder jedem Staatseinwohner garantirten Hausandacht entgegen ist. 
§ 88 Den Mitgliedern der öffentlich aufgenommenen Kirchengesellschaften steht die Bildung einer eigenen 
Gemeinde aller Orten frei, wenn sie das erforderliche Vermögen zum Unterhalte der Kirchendiener, zu den 
Ausgaben für den Gottesdienst, dann zur Errichtung und Erhaltung der nöthigen Gebäude besitzen, oder wenn 
sie die Mittel hierzu auf gesetzlich gestattetem Wege aufzubringen vermögen. 
§ 89 Das Verhältniß der Staatseinwohner, welche einer Religion angehören, deren Mitgliedern nur eine Haus-
andacht oder nur ein Privatgottesdienst gestattet ist, muß aus dem Inhalte der Confessionsurkunde beurtheilt 
werden. Sie dürfen von den Dienern der Kirchengewalt des Ortes, wo sie wohnen, gegen den Sinn und Zweck 
der Confession weder beschränkt noch beeinträchtigt werden. Da sie mit der Ortskirche in keiner Verbindung 
stehen, so können von derselben keine pfarrlichen Rechte gegen sie ausgeübt werden; dagegen haben sie aber 
auch keinen Antheil an den Rechten und dem Eigenthume der Kirche. 

Zweites Kapitel. Vom Simultan-Gebrache der Kirchen.
§ 90 Wenn zwei Gemeinden verschiedener Religionspartheien zu einer Kirche berechtigt sind, so müssen die 
Rechte einer jeden hauptsächlich nach den vorhandenen besondern Gesetzen oder Verträgen beurtheilt wer-
den. 
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§ 91 Mangelt es an solchen Bestimmungen; so wird vermuthet, daß eine jede dieser Gemeinden mit der andern 
gleiche Rechte habe. 
§ 92 Die Entscheidung der über Ausübung dieser Rechte entstehenden Streitigkeiten, wenn die Betheiligten 
sie durch gemeinschaftliches Einverständniß nicht beizulegen vermögen, gehört an das Staatsministeriums des 
Innern, welches die Sache nach Verhältniß der Umstände vor den Staatsrath bringen wird. 
§ 93 Wird aber darüber gestritten, ob eine oder die andere Gemeinde zu der Kirche wirklich berechtigt sey; so 
gehört die Entscheidung vor den ordentlichen Richter. 
§ 94 Wenn nicht erhellet, daß beide Gemeinden zu der Kirche wirklich berechtiget sind; so wird angenommen, 
daß diejenige, welche zu dem gegenwärtigen Mitgebrauche am spätesten gelangt ist, denselben als eine wider-
rufliche Gefälligkeit erhalten habe. 
§ 95 Selbst ein vieljähriger Gebracht kann für sich allein die Erwerbung eines wirklichen Rechtes durch Verjäh-
rung künftig nicht begründen. 
§ 96 Wenn jedoch, außer diesem Mitgebrauche, auch die Unterhaltung der Kirchen von beiden Gemeinden 
bestritten worden; so begründet dies die Vermuthung, daß auch der später zum Mitgebrauch gekommenen 
Gemeinde ein wirkliches Recht darauf zustehe. 
§ 97 So lange eine Gemeinde den Mitgebrauch nur bittweise hat, muß sie, bei jedesmaliger Ausübung einer 
bisher nicht gewöhnlichen gottesdienstlichen Handlung die Erlaubniß der Vorsteher dazu nachsuchen. 
§ 98 Den im Mitgebrauche einer Kirche begriffenen Gemeinden steht es jederzeit frei, durch freiwillige Ueber-
einkunft denselben aufzuheben, und das gemeinschaftliche Kirchenvermögen unter königlicher Genehmigung, 
welche durch das Staatsministerium des Innern eingeholt werden muß, abzutheilen, und für jede eine geson-
derte gottesdienstliche Anstalt zu bilden. 
§ 99 Auch kann eine solche Abtheilung von der Staatsgewalt aus polizeilichen oder administrativen Erwägun-
gen, oder auf Ansuchen der Betheiligten verfügt werden. 
§ 100 Wenn ein Religionstheil keinen eigenen Kirchhof besitzt, oder nicht bei der Theilung des gemeinschaft-
lichen Kirchenvermögens einen für sich anlegt; so ist der im Orte befindliche als ein gemeinschaftlicher Be-
gräbnißplatz für sämmtliche Einwohner des Orts zu betrachten, zu dessen Anlage und Unterhaltung aber auch 
sämmtliche Religionsverwandte verhältnißmäßig beitragen müssen. 
§ 101 Kein Geistlicher kann gezwungen werden, das Begräbniß eines fremden Religionsverwandten nach den 
Feierlichkeiten seiner Kirche zu verrichten. 
§ 102 Wird derselbe darum ersucht, und er findet keinen Anstand, dem Begräbnisse beizuwohnen; so müssen 
ihm auch die dafür hergebrachten Gebühren entrichtet werden. 
§ 103 Den Glocken auf den Kirchhöfen kann jede öffentlich aufgenommene Kirchengemeinde bei ihren Lei-
chenfeierlichkeiten, gegen Bezahlung der Gebühr, sich bedienen. 

Dieses allgemeine Staatsgrundgesetz bestimmt, in Ansehung der Religionsverhältnisse der verschiedenen 
Kirchengesellschaften, ihre Rechte und Verbindlichkeiten gegen den Staat, die unveräußerlichen Majestätsrech-
te des Regenten, und die jedem Unterthan zugesicherte Gewissensfreiheit und Religionsausübung. 

In Ansehung der übrigen innern Kirchenangelegenheiten sind die weitern Bestimmungen, in Beziehung auf 
die katholische Kirche, in dem mit dem päpstlichen Stuhle abgeschlossenen Concordat vom 5. Junius 1817, und 
in Beziehung auf die protestantische Kirche in dem hierüber unterm heutigen Tage erlassenen eigenen Edicte 
enthalten. 

München, den 26. May 1818. 
Maximilian Joseph
Zur Beglaubigung: 

Egid von Kobell 
Königl. Staatsrath und General-Secretair.

http://www.verfassungen.de/de/by/bayern18-index.htm
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Nr. 9. Verfassung des Großherzogtums Baden
vom 22. August 1818 

[Großherzoglich Badisches Gesetz- und Verordnungs-Blatt 1818, 101]

Verfassungs-Urkunde für das Großherzogtum Baden

Carl, von Gottes Gnaden Großherzog zu Baden, Herzog zu Zähringen etc.
Als Wir bereits im Jahr 1816 Unsern Unterthanen wiederholt bekannt machten, dem Großherzogthum eine 

Landständische Verfassung geben zu wollen, so hegten Wir den Wunsch, und die Hoffnung, daß sämmtliche 
Bundesglieder über eine unabänderliche, wesentliche Grundlage dieser allen deutschen Völkern zugesicherten 
Einrichtungen übereinkommen und nur in Entwicklung der aufgestellten Grundsätze ein jeder einzelner Staat 
seinen besonderen Bedürfnissen, mit Rücksicht auf bestehende Verhältnisse, folgen möchte.

Da sich jedoch, nach den letzten, über diesen Gegenstand bey dem Bundestage abgelegten Abstimmungen 
der Zeitpunkt noch nicht bestimmt voraussehen läßt, in welchem die Gestaltung der Ständischen Verfassung 
einen Gegenstand gemeinschaftlicher Berathungen bilden dürfte, so sehen Wir Uns nunmehr veranlaßt, die 
Unsern Unterthanen gegebene Zusicherung auf die Art und Weise in Erfüllung zu setzen, wie sie Unserer in-
nern freyen und festen Ueberzeugung entspricht.

Von dem aufrichtigsten Wunsche durchdrungen, die Bande des Vertrauens zwischen Uns und Unserm Volke 
immer fester zu knüpfen, und auf dem Wege, den Wir hierdurch bahnen, alle Unsre Staats-Einrichtungen zu 
einer höhern Vollkommenheit zu bringen, haben Wir nachstehende Verfassungsurkunde gegeben, und ver-
sprechen feierlich für Uns und Unsre Nachfolger, sie treulich und gewissenhaft zu halten und halten zu lassen.

I. Von dem Großherzogthum und der Regierung im Allgemeinen
§ 1 Das Großherzogthum bildet einen Bestandtheil des deutschen Bundes.
§ 2 Alle organischen Beschlüsse der Bundes-Versammlung, welche die verfassungsmäßigen Verhältnisse 
Deutschlands oder die Verhältnisse deutscher Staatsbürger im Allgemeinen betreffen, machen einen Theil des 
badischen Staatsrechts aus, und werden für alle Classen von Landesangehörigen verbindlich, nachdem sie von 
dem Staatsoberhaupt verkündet worden sind.
§ 3 Das Großherzogthum ist untheilbar und unveräußerlich in allen seinen Theilen.
§ 4 Die Regierung des Landes ist erblich in der großherzoglichen Familie nach den Bestimmungen der Declara-
tion vom 4. October 1817, die als Grundlage des Hausgesetzes einen wesentlichen Bestandtheil der Verfassung 
bilden und als wörtlich in gegenwärtiger Urkunde aufgenommen betrachtet werden soll.
§ 5 Der Großherzog vereinigt in Sich alle Rechte der Staatsgewalt, und übt sie unter den in dieser Verfassungs-
urkunde festgesetzten Bestimmungen aus.

Seine Person ist heilig und unverletzlich.
§ 6 Das Großherzogthum hat eine ständische Verfassung.

II. Staatsbürgerliche und politische Rechte der Badener und besondere 
Zusicherungen

§ 7 Die staatsbürgerlichen Rechte der Badener sind gleich in jeder Hinsicht, wo die Verfassung nicht namentlich 
und ausdrücklich eine Ausnahme begründet.

Die großherzoglichen Staatsminister und sämmtliche Staatsdiener sind für die genaue Befolgung der Verfas-
sung verantwortlich.
§ 8 Alle Badener tragen ohne Unterschied zu allen öffentlichen Lasten bey. Alle Befreyungen von directen oder 
indirecten Abgaben bleiben aufgehoben.
§ 9 Alle Staatsbürger von den drey christlichen Confessionen haben zu allen Civil- und Militärstellen und Kir-
chenämtern gleiche Ansprüche.

Alle Ausländer, welchen Wir ein Staatsamt conferiren, erhalten durch diese Verleihung unmittelbar das In-
digenat.
§ 10 Unterschied in der Geburt und der Religion begründet, mit der für die standesherrlichen Familien durch 
die Bundesacte gemachten Ausnahme, keine Ausnahme der Militärdienstpflicht.
§ 11 Für die bereits für ablöslich erklärten Grundlasten und Dienstpflichten und alle aus der aufgehobenen 
Leibeigenschaft herrührenden Abgaben soll durch ein Gesetz ein angemessener Abkaufsfuß regulirt werden.
§ 12 Das Gesetz vom 14. August 1817, über die Wegzugsfreyheit, wird als ein Bestandtheil der Verfassung 
angesehen.
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§ 13 Eigenthum und persönliche Freyheit der Badener stehen für alle auf gleicher Weise unter dem Schutze der 
Verfassung.
§ 14 Die Gerichte sind unabhängig innerhalb der Grenzen ihrer Competenz.

Alle Erkenntnisse in bürgerlichen Rechtssachen müssen von den ordentlichen Gerichten ausgehen.
Der großherzogliche Fiscus nimmt in allen aus privatrechtlichen Verhältnissen entspringenden Streitigkeiten 

Recht vor den Landesgerichten.
Niemand kann gezwungen werden, sein Eigenthum zu öffentlichen Zwecken abzugeben, als nach Berathung 

und Entscheidung des Staatsministeriums, und nach vorgängiger Entschädigung.
§ 15 Niemand darf in Criminalsachen seinem ordentlichen Richter entzogen werden.

Niemand kann anders als in gesetzlicher Form verhaftet und länger als zweymal 24 Stunden im Gefängniß 
festgehalten werden, ohne über den Grund seiner Verhaftung vernommen zu seyn.

Der Großherzog kann erkannte Strafen mildern oder ganz nachlassen, aber nicht schärfen.
§ 16 Alle Vermögens-Confiscationen sollen abgeschafft werden.
§ 17 Die Preßfreyheit wird nach den künftigen Bestimmungen der Bundesversammlung gehandthabt werden.
§ 18 Jeder Landeseinwohner genießt der ungestörten Gewissensfreyheit und in Ansehung der Art seiner Got-
tesverehrung des gleichen Schutzes.
§ 19 Die politischen Rechte (der drey christlichen Religionstheile) sind gleich.
§ 20 Das Kirchengut und die eigenthümlichen Güter und Einkünfte der Stiftungen, Unterrichts- und Wohlthä-
tigkeitsanstalten dürfen ihrem Zwecke nicht entzogen werden.
§ 21 Die Dotationen der beyden Landesuniversitäten und anderer höherer Lehranstalten, sie mögen in eigent-
hümlichen Gütern und Gefällen oder in Zuschüssen aus der allgemeinen Staatscasse bestehen, sollen unge-
schmälert bleiben.
§ 22 Jede, von Seite des Staats gegen seine Gläubiger übernommene Verbindlichkeit ist unverletzlich.

Das Institut der Amortisationscasse wird in seiner Verfassung aufrecht erhalten.
§ 23 Die Berechtigungen, die durch das Edict vom 23. April 1818 den dem Großherzogthum angehörigen, 
ehemaligen Reichsständen und Mitgliedern der vormaligen unmittelbaren Reichsritterschaft verliehen worden 
sind, bilden einen Bestandtheil der Staatsverfassung.
§ 24 Die Rechtsverhältnisse der Staatsdiener sind in der Art, wie sie das Gesetz vom Heutigen festgestellt hat, 
durch die Verfassung garantirt.
§ 25 Die Institut der weltlichen und geistlichen Witwencasse und der Brandversicherung sollen in ihrer bishe-
rigen Verfassung fortbestehen und unter den Schutz der Verfassung gestellt seyn.

III. Ständeversammlung. Rechte und Pflichten der Ständeglieder
§ 26 Die Landstände sind in zwey Kammern abgetheilt.
§ 27 Die erste Kammer besteht:

1. aus den Prinzen des großherzoglichen Hauses,
2. aus den Häuptern der standesherrlichen Familien,
3. aus dem Landesbischoff und einem vom Großherzog lebenslänglich ernannten protestantischen Geistli-

chen mit dem Range eines Prälaten,
4. aus acht Abgeordneten des grundherrlichen Adels,
5. aus zwey Abgeordneten der Landes-Universitäten,
6. aus den vom Großherzog, ohne Rücksicht auf Stand und Geburt zu Mitgliedern dieser Kammer ernannten 

Personen.
§ 28 Die Prinzen des Hauses und die Standesherren treten, nach erlangter Volljährigkeit, in die Ständever-
sammlung ein. Von denjenigen standesherrlichen Familien, die in mehrere Zweige sich theilen, ist das Haupt 
eines jeden Familienzweigs, der im Besitz einer Standesherrschaft sich befindet, Mitglied der ersten Kammer.

Während der Minderjährigkeit des Besitzers einer Standesherrschaft ruhet dessen Stimme.
Die Häupter der adelichen Familien, welchen der Großherzog eine Würde des hohen Adels verleihet, treten, 

gleich den Standesherren, als erbliche Landstände in die erste Kammer. Sie müssen aber ein nach dem Rechte 
der Erstgeburt und der Linealerbfolge erbliches Stamm- oder Lehngut besitzen, das in der Grund- und Gefäll-
steuer, nach Abzug des Lastencapitals, wenigstens zu 300 000 Gulden angeschlagen ist.
§ 29 Bey der Wahl der grundherrlichen Abgeordneten sind sämmtliche adeliche Besitzer von Grundherrschaf-
ten, die das 21. Lebensjahr zurückgelegt und im Lande ihren Wohnsitz haben, stimmfähig. Wählbar sind alle 
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stimmfähige Grundherren, die das 25. Lebensjahr zurückgelegt haben. Jede Wahl gilt für acht Jahre. Alle vier 
Jahre tritt die Hälfte der grundherrlichen Deputirten aus.

Adelichen Güterbesitzern kann der Großherzog die Stimmfähigkeit und Wählbarkeit bey der Grundherren-
wahl beylegen, wenn sie ein Stamm- oder Lehngut besitzen, das in der Grund- und Gefällsteuer, nach Abzug 
des Lastencapitals, wenigstens auf 60 000 Gulden angeschlagen ist, und nach dem Rechte der Erstgeburt nach 
der Linealerbfolge vererbt wird.
§ 30 In Ermangelung des Landesbischoffs tritt der Bisthumsverweser in die Ständeversammlung.
§ 31 Jede der beyden Landesuniversitäten wählt ihren Abgeordneten auf vier Jahre aus der Mitte der Professo-
ren oder aus der Zahl der Gelehrten oder Staatsdiener des Landes nach Willkühr. Nur die ordentlichen Profes-
soren sind stimmfähig.
§ 32 Die Zahl der vom Großherzog ernannten Mitglieder der ersten Kammer darf niemals acht Personen über-
steigen.
§ 33 Die zweyte Kammer besteht aus 63 Abgeordneten der Städte und Aemter nach der dieser Verfassungsur-
kunde angehängten Vertheilungsliste.
§ 34 Diese Abgeordneten werden von erwählten Wahlmännern erwählt.
§ 35 Wer wirkliches Mitglied der ersten Kammer oder bey der Wahl der Grundherren stimmfähig oder wählbar 
ist, kann weder bey Ernennung der Wahlmänner ein Stimmrecht ausüben, noch als Wahlmann oder Abgeord-
neter der Städte und Aemter gewählt werden.
§ 36 Alle übrigen Staatsbürger, die das 25. Lebensjahr zurückgelegt haben, im Wahldistrict als Bürger angeses-
sen sind oder ein öffentliches Amt bekleiden, sind bey der Wahl der Wahlmänner stimmfähig und wählbar.
§ 37 Zum Abgeordneten kann ernannt werden, ohne Rücksicht auf Wohnort, jeder durch den § 35nicht ausge-
schlossene Staatsbürger, der

1. einer der drey christlichen Confessionen angehört, 
2. das 30. Lebensjahr zurückgelegt hat, und
3. in dem Grund-, Häuser- und Gewerbssteuer-Kataster wenigstens mit einem Capital von 10 000 Gulden 

eingetragen ist, oder eine jährliche lebenslängliche Rente von wenigstens 1500 Gulden von einem Stamm- oder 
Lehnguts-Besitze oder eine fixe ständige Besoldung oder Kirchenpfründe von gleichem Betrag als Staats- oder 
Kirchendiener bezieht, auch in diesen beyden letztern Fällen wenigstens irgend eine directe Steuer aus Eigent-
hum zahlt.

Landes-, standes- und grundherrliche Bezirksbeamte, Pfarrer, Physici und andere geistliche oder weltliche 
Localdiener können als Abgeordnete nicht von den Wahlbezirken gewählt werden, wozu ihr Amtsbezirk gehört.
§ 38 Die Abgeordneten der Städte und Aemter werden auf acht Jahre ernannt und so, daß die Kammer alle zwey 
Jahre zu einem Viertel erneuert wird.
§ 39 Jede neue Wahl eines Abgeordneten, die wegen Auflösung der Versammlung oder wegen des regelmäßigen 
Austritts eines Mitglieds nöthig wird, zieht eine neue Wahl der Wahlmänner nach sich.
§ 40 Jeder Austretende ist wieder wählbar.
§ 41 Jede Kammer erkennt über die streitigen Wahlen der ihr angehörigen Mitglieder.
§ 42 Der Großherzog ruft die Stände zusammen, vertagt sie und kann sie auflösen.
§ 43 Die Auflösung der Stände bewirkt, daß alle durch Wahl ernannte Mitglieder der ersten und zweyten Kam-
mer, die Abgeordneten der Grundherren, der Universitäten und der Städte und Aemter ihre Eigenschaft ver-
lieren.
§ 44 Erfolgt die Auflösung, ehe der Gegenstand der Berathung erschöpft ist, so muß längstens innerhalb drey 
Monaten zu einer neuen Wahl geschritten werden.
§ 45 Der Großherzog ernennt für jeden Landtag den Präsidenten der ersten Kammer; die zweyte Kammer 
wählt für die Präsidentenstelle drey Candidaten, wovon der Großherzog für die Dauer der Versammlung Einen 
bestätigt.
§ 46 Alle zwey Jahre muß eine Ständeversammlung statt finden.
§ 47 Die Mitglieder beyder Kammern können ihr Stimmrecht nicht anders als in Person ausüben.
§ 48 Die Ständeglieder sind berufen, über die Gegenstände ihrer Berathungen nach eigener Ueberzeugung 
abzustimmen. Sie dürfen von ihren Committenten keine Instructionen annehmen.
§ 49 Kein Ständeglied kann während der Dauer der Versammlung, ohne ausdrückliche Erlaubniß der Kammer, 
wozu es gehört, verhaftet werden; den Fall der Ergreifung auf frischer Tat bey begangenen peinlichen Verbre-
chen ausgenommen.
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§ 50 Die Stände können sich nur mit den nach gegenwärtigem Grundgesetz zu ihrer Berathung geeigneten oder 
vom Großherzog besonders an sie gebrachten Gegenständen beschäftigen.
§ 51 Es besteht ein ständischer Ausschuß aus dem Präsidenten der letzten Sitzung und drey andern Mitglie-
dern der ersten und sechs Mitgliedern der zweyten Kammer, dessen Wirksamkeit auf den namentlich in dieser 
Urkunde ausgedrückten Fall, oder auf die von dem letzten Landtag mit Genehmigung des Großherzogs an ihn 
gewiesenen Gegenstände beschränkt ist.

Dieser Ausschuß wird vor dem Schlusse des Landtags, auch bei jeder Vertagung desselben, in beyden Kam-
mern durch relative Stimmenmehrheit gewählt. Jede Auflösung des Landtags zieht auch die Auflösung des, 
wenn gleich schon gewählten Ausschusses nach sich.
§ 52 Die Kammern können sich weder eigenmächtig versammeln, noch nach erfolgter Auflösung oder Verta-
gung beysammen bleiben und berathschlagen.

IV. Wirksamkeit der Stände
§ 53 Ohne Zustimmung der Stände kann keine Auflage ausgeschrieben und erhoben werden.
§ 54 Das Auflagengesetz wird in der Regel für zwey Jahre gegeben. Solche Auflagen jedoch, mit denen auf 
längere Zeit abgeschlossene Verträge in unmittelbarer Verbindung stehen, können vor Ablauf des betreffenden 
Contractes nicht abgeändert werden.
§ 55 Mit dem Entwurf des Auflagengesetzes wird das Staatsbudget und eine detaillirte Uebersicht über die Ver-
wendung der verwilligten Gelder von den frühern Etatsjahren übergeben. Es darf darin kein Posten für geheime 
Ausgaben vorkommen, wofür nicht eine schriftliche, von einem Mitglied des Staatsministeriums contrasignirte 
Versicherung des Großherzogs beygebracht wird, daß die Summe zum wahren Besten des Landes verwendet 
worden sey, oder verwendet werden solle.
§ 56 Die Stände können die Bewilligung der Steuern nicht an Bedingungen knüpfen.
§ 57 Ohne Zustimmung der Stände kann kein Anlehen gültig gemacht werden. Ausgenommen sind die Anlehn, 
wodurch etatsmäßige Einnahmen zu etatsmäßigen Ausgaben nur anticipirt werden, so wie die Geldaufnahmen 
der Amortisationskasse, zu denen sie, vermöge ihres Fundationsgesetzes, ermächtigt ist.

Für Fälle eines außerordentlichen, unvorhergesehenen dringenden Staatsbedürfnisses, dessen Betrag mit den 
Kosten einer außerordentlichen Versammlung der Stände nicht im Verhältniß steht, und wozu das Creditvotum 
der Stände nicht reicht, ist die Zustimmung der Mehrheit des Ausschusses hinreichend, eine Geldaufnahme 
gültig zu machen. Dem nächsten Landtag werden die gepflogenen Verhandlungen vorgelegt.
§ 58 Es darf keine Domaine ohne Zustimmung der Stände veräußert werden. Ausgenommen sind die zu Schul-
dentilgungen bereits beschlossenen Veräußerungen, Ablösungen von Lehen, Erbbeständen, Gülten, Zinsen, 
Frohndiensten, Verkäufe von entbehrlichen Gebäuden, von Gütern und Gefällen, die in benachbarten Staaten 
gelegen sind, und alle Veräußerungen, die aus staatswirthschaftlichen Rücksichten zur Beförderung der Landes-
Cultur oder zur Aufhebung einer nachtheiligen eigenen Verwaltung geschehen. Der Erlös muß aber zu neuen 
Erwerbungen verwendet oder der Schuldentilgungscasse zur Verzinsung übergeben werden.

Ausgenommen sind auch Täusche und Veräußerungen zum Zwecke der Beendigung eines, über Eigent-
hums- oder Dienstbarkeitsverhältnisse anhängigen Rechtsstreits; ferner die Wiedervergebung heimgefallener 
Thron-, Ritter- und Kammerlehen, während der Zeit der Regierung des Regenten, dem sie selbst heimgefallen 
sind.

Da durch diesen und den § 57der Zweck der pragmatischen Sanction über Staatsschulden und Staatsveräu-
ßerungen vom 1. Oktober 1806 und vom 18. November 1808 vollständig erreicht ist, so hört die Verbindlichkeit 
derselben mit dem Tage auf, wo die landständische Verfassung in Wirksamkeit getreten seyn wird.
§ 59 Ohngeachtet die Domainen nach allgemein anerkannten Grundsätzen des Staats- und Fürstenrechts un-
streitiges Patrimonialeigenthum des Regenten und seiner Familie sind, und Wir sie auch in dieser Eigenschaft, 
vermöge obhabender Pflichten, als Haupt der Familie, hiermit ausdrücklich bestätigen, so wollen Wir dennoch 
den Ertrag derselben, außer der darauf radicirten Civilliste und außer andern darauf haftenden Lasten, so lang 
als Wir Uns nicht durch Herstellung der Finanzen in dem Stand befinden werden, Unsere Unterthanen nach 
Unserm innigsten Wunsche zu erleichtern, der Bestreitung der Staatslasten ferner belassen.

Die Civilliste kann, ohne Zustimmung der Stände, nicht erhöhet, und ohne Bewilligung des Großherzogs, 
niemals gemindert werden.
§ 60 Jeder die Finanzen betreffende Gesetzesentwurf geht zuerst an die zweyte Kammer, und kann nur dann, 
wenn er von dieser angenommen worden, vor die erste Kammer zur Abstimmung über Annahme oder Nicht-
annahme im Ganzen ohne alle Abänderung gebracht werden.
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§ 61 Tritt die Mehrheit der ersten Kammer dem Beschluß der zweyten nicht bey, so werden die bejahenden und 
verneinenden Stimmen beyder Kammern zusammen gezählt, und nach der absoluten Mehrheit sämmtlicher 
Stimmen der Ständebeschluß gezogen.
§ 62 Die alten auch nicht ständigen Abgaben dürfen nach Ablauf der Verwilligungszeit noch sechs Monate fort 
erhoben werden, wenn die Stände-Versammlung aufgelöset wird, ehe ein neues Budget zu Stande kommt, oder 
wenn sich die ständischen Berathungen verzögern.
§ 63 Bey Rüstungen zu einem Kriege und während der Dauer eines Kriegs kann der Großherzog, zur schleu-
nigen und wirksamen Erfüllung seiner Bundespflichten, auch vor eingeholter Zustimmung der Stände, gültige 
Staatsanlehen machen, oder Kriegssteuern ausschreiben. Für diesen Fall wird den Ständen eine nähere Einsicht 
und Mitwirkung in der Verwaltung in der Art eingeräumt:

1. daß der alsdann zusammen zu berufende Ausschuß zwey Mitglieder an die Ministerien der Finanzen und 
des Kriegs und einen Commissär zur Kriegscasse abordnen darf, um darauf zu wachen, daß die zu Kriegs-
zwecken erhobenen Gelder auch wirklich und ausschließlich zu diesem Zwecke verwendet werden, und daß 
derselbe

2. zu der jeweils, wegen Kriegsprästationen aller Art aufzustellenden Kriegscommission eben so viele Mit-
glieder abzugeben hat, als der Großherzog, ohne den Vorstand zu rechnen, zur Leitung des Marsch-, Verpfle-
gungs- und Lieferungswesens ernennt. Auch soll der Ausschuß das Recht haben, zu gleichem Zweck einer 
jeden Provinzialbehörde, aus der Zahl der in dem Provinzbezirk wohnenden Ständeglieder zwey Abgeordneten 
beyzugeben.
§ 64 Kein Gesetz, das die Verfassungsurkunde ergänzt, erläutert oder abändert, darf ohne Zustimmung einer 
Mehrheit von zwey Drittel der anwesenden Ständeglieder einer jeden der beyden Kammern gegeben werden.
§ 65 Zu allen anderen, die Freyheit der Personen oder das Eigenthum der Staatsangehörigen betreffenden all-
gemeinen neuen Landesgesetzen, oder zur Abänderung oder authentischen Erklärung der bestehenden, ist die 
Zustimmung der absoluten Mehrheit einer jeden der beyden Kammern erforderlich.
§ 66 Der Großherzog bestätigt und promulgirt die Gesetze, erläßt die zu deren Vollzug und Handhabung erfor-
derlichen - die aus dem Aufsichts- und Verwaltungsrecht abfließenden - und alle für die Sicherheit des Staats 
nöthigen Verfügungen, Reglements und allgemeinen Verordnungen. Er erläßt auch solche, ihrer Natur nach 
zwar zur ständischen Berathung geeignete, aber durch das Staatswohl dringend gebotene Verordnungen, deren 
vorübergehender Zweck durch jede Verzögerung vereitelt würde.
§ 67 Die Kammern haben das Recht der Vorstellung und Beschwerde; Verordnungen, worinnen Bestimmungen 
eingeflossen, wodurch sie ihr Zustimmungsrecht für gekränkt erachten, sollen, auf ihre erhobene gegründete 
Beschwerde sogleich außer Wirksamkeit gesetzt werden. Sie können den Großherzog unter Angabe der Grün-
de um den Vorschlag eines Gesetzes bitten. Sie haben das Recht, Mißbräuche in der Verwaltung, die zu ihrer 
Kenntniß gelangen, der Regierung anzuzeigen. Sie haben das Recht, Minister und die Mitglieder der obersten 
Staatsbehörden wegen Verletzung der Verfassung oder anerkannt verfassungsmäßiger Rechte förmlich anzu-
klagen. Ein besonderes Gesetz soll die Fälle der Anklage, die Grade der Ahndung, die urtheilende Behörde und 
die Procedur bestimmen.

Beschwerden einzelner Staatsbürger über Kränkung in ihren verfassungsmäßigen Gerechtsamen können von 
den Kammern nicht anders als schriftlich, und nur dann angenommen werden, wenn der Beschwerdeführer 
nachweißt, daß er sich vergebens an die geeigneten Landesstellen und zuletzt an das Staats-Ministerium um 
Abhülfe gewendet hat.

Keine Vorstellung, Beschwerde oder Anklage kann an den Großherzog gebracht werden, ohne Zustimmung 
der Mehrheit einer jeden der beyden Kammern.

V. Eröffnung der Ständischen Sitzungen, Formen der Berathungen
§ 68 Jeder Landtag wird in den für diesen Fall vereinigten Kammern, vom Großherzog in Person oder von 
einem von Ihm ernannten Commissär eröffnet und geschlossen.
§ 69 Sämmtliche neu eintretende Mitglieder schwören bey Eröffnung des Landtags folgenden Eyd:

„Ich schwöre Treue dem Großherzog, Gehorsam dem Gesetze, Beobachtung und Aufrechterhaltung der 
Staatsverfassung, und in der Ständeversammlung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und Bestes, ohne 
Rücksicht auf besondere Stände oder Classen, nach meiner innern Ueberzeugung zu berathen: So wahr mir 
Gott helfe (und sein heiliges Evangelium)“.
§ 70 Kein Landesherrlicher Antrag kann zur Discussion und Abstimmung gebracht werden, bevor er nicht in 
besondern Commissionen erörtert und darüber Vortrag erstattet worden ist.
§ 71 Die Landesherrlichen Commissarien treten zur vorläufigen Erörterung der Entwürfe mit ständischen 
Commissarien zusammen, so oft es von der einen oder andern Seite für nothwendig erachtet wird. Keine we-
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sentliche Abänderung in einem Gesetz-Entwurf kann getroffen werden, die nicht mit den Landesherrlichen 
Commissarien in einem solchen gemeinschaftlichen Zusammentritt erörtert worden ist.
§ 72 Die Kammern können einen zum Vortrag gebrachten Entwurf nochmals an die Commissionen zurück-
weisen.
§ 73 Ein von der einen Kammer an die andere gebrachter Gesetzes-Entwurf oder Vorschlag irgendeiner Art 
kann, wenn er nicht Finanz-Gegenstände betrifft, mit Verbesserungs-Vorschlägen, die in einer Commission 
nach § 71erörtert worden, an die andere Kammer zurückgegeben werden.
§ 74 Jeder gültige Beschluß einer Kammer erfordert, wo nicht ausdrücklich eine Ausnahme festgesetzt worden 
ist, absolute Stimmenmehrheit bey vollzähliger Versammlung. Bey gleicher Stimmenzahl giebt die Stimme des 
Präsidenten die Entscheidung. Tritt der Fall ein, daß in Finanzsachen die Stimmen beyder Kammern zusam-
mengezählt werden müssen, so entscheidet bey Stimmengleichheit die Stimme des Präsidenten der Zweiten 
Kammer.

Man stimmt ab mit lauter Stimme und den Worten: Einverstanden! oder: Nicht einverstanden! Nur bey der 
Wahl der Candidaten für die Präsidentenstelle der zweyten Kammer, der Ausschußglieder und der Glieder der 
Commissionen entscheidet relative Stimmenmehrheit bey Geheimer Stimmgebung.

Die erste Kammer wird durch die Anwesenheit von 10, die zweyte durch die Anwesenheit von 35 Mitglie-
dern, einschließlich der Präsidenten, vollzählig. Zur gültigen Berathschlagung über die Abänderung der Verfas-
sung wird in beyden Kammern die Anwesenheit von drei Viertel der Mitglieder erfordert.
§ 75 Die beyden Kammern können weder im Ganzen noch durch Commissionen zusammentreten; sie be-
schränken sich in ihrem Verhältniß zu einander auf die gegenseitige Mittheilung ihrer Beschlüsse.

Sie stehen nur mit dem Großherzoglichen Staatsministerium in unmittelbarer Geschäftsberührung; sie kön-
nen keine Verfügungen treffen oder Bekanntmachungen irgend einer Art erlassen.

Deputationen dürfen sie nur, jede besonders, nach eingeholter Erlaubniß, an den Großherzog abordnen.
§ 76 Die Minister und Mitglieder des Staatsministeriums und Großherzoglichen Commissarien haben jederzeit 
bey öffentlicher und geheimer Sitzung Zutritt zu jeder Kammer und müssen bey allen Discussionen gehört 
werden, wenn sie es verlangen. Nur bey der Abstimmung treten sie ab, wenn sie nicht Mitglieder der Kammer 
sind. Nach ihrem Abtritt dürfen die Discussionen nicht wieder aufgenommen werden.
§ 77 Nur den landesherrlichen Commissarien und den Mitgliedern der ständischen Commissionen wird gestat-
tet, geschriebene Reden abzulesen; allen übrigen Mitgliedern sind blos mündliche Vorträge gestattet.
§ 78 Die Sitzungen beyder Kammern sind öffentlich. Sie werden geheim auf das Begehren der Regierungscom-
missarien bey Eröffnungen, für welche sie die Geheimhaltung nöthig erachten, und auf das Begehren von drey 
Mitgliedern, denen nach dem Abtritt der Zuhörer aber wenigstens ein Viertel der Mitglieder über die Nothwen-
digkeit der geheimen Berathung beitreten muß.
§ 79 Die Reihenfolge, wonach die Abgeordneten der Grundherren und der Städte und Aemter aus der Ver-
sammlung austreten, wird auf dem ersten Landtage für die einzelnen Wahlbezirke ein für allemal durch das 
Loos bestimmt. Die Hälfte der Grundherrlichen Abgeordneten tritt im Jahr 1823 aus und dann alle vier Jahre 
wieder die Hälfte. Im Jahr 1821 tritt ein Viertel der Abgeordneten der Städte und Aemter und dann alle zwey 
Jahre wieder ein Viertel aus.
§ 80 Bey der ersten Wahlhandlung erkennt über alle, wegen Gültigkeit der Wahlen entstehenden Streitigkeiten 
die Landesherrliche Central-Commission, die mit der ersten Vollziehung des Constitutions-Gesetzes beauftragt 
werden wird.
§ 81 Die Zeit der Eröffnung des ersten Landtags wird auf den ersten Februar 1819 festgesetzt.
§ 82 Der zur Zeit der Eröffnung des ersten Landtags, wo die Constitution in Wirksamkeit tritt, bestehende 
Zustand in allen Zweigen der Verwaltung und Gesetzgebung dauert fort, bis die erste Verabschiedung mit dem 
Landtage in den Gegenständen, die sich dazu eignen, getroffen seyn wird.

Insbesondere wird das erste Budget bis zur Vereinbarung mit den Ständen provisorisch in Vollzug gesetzt.
§ 83 Gegenwärtige Verfassung wird unter die Garantie des deutschen Bundes gestellt.

Griesbach, den 22. August 1818.	
Carl

F. A. Wielandt
http://www.documentarchiv.de/nzjh/verfbaden.html
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Nr. 10. Dokumente zum württembergischen Verfassungsrecht 1819

Nr. 10a. Einberufung einer Stände-Versammlung
vom 10. Juni 1819

[Königlich-Württembergisches Staats- und Regierungsblatt 1819, 305]

Königliches Mainfest, die Einberufung einer Ständeversammlung betreffend

Wilhelm, 
von Gottes Gnaden, König von Württemberg
Als Wir im Monat Juni 1817 die Hoffnung aufgeben mußten, Uns mit der damaligen Stände-Versammlung 

über eine - den gegenwärtigen Verhältnissen des Staates angemessene Verfassung zu vereinigen, fiel es Unserem 
Herzen schwer, die Beendigung einer so wichtigen Angelegenheit von einer unbestimmten Zukunft abhängen 
zu lassen, und Unser Volk nicht zugleich in den vollen Genuß der ihm zugesicherten Rechte zu setzen.

Bei der richtigen Würdigung und dankbaren Anerkennung, welche die von Uns aufgestellten Grundsätze so-
wohl in der Versammlung selbst als auch ausserhalb derselben vielfach gefunden hatten, blieb es zweifelhaft, ob 
die Mehrheit der Stände in ihrer letzten Erklärung auch wirklich die Überzeugung Unseres Volkes ausgespro-
chen habe, und Wir fanden hierin die Veranlassung, dem Ausdrucke jener Überzeugung nach der Auflösung 
der Versammlung ein anderes Organ zu gestatten.

In dieser Absicht behielten Wir in Unserer Bekanntmachung vom 5. Juni 1817 dem Volke vor, sich über 
die Annahme des Verfassungs-Entwurfes unter den in Unserem Rescripte vom 26. Mai 1817 enthaltenen Be-
stimmungen, durch die Amts-Versammlungen, oder auch durch seine Magistrate und durch den Beitritt der-
jenigen Viril-Stimmführer, welche nicht persönlich dagegen gestimmt hatten, zu erklären, indem Wir damit 
die Versicherung verbanden, daß Wir auf den Fall der Annahme auch Unserer Seits den Verfassungs-Vertrag 
als abgeschlossen ansehen und in Wirksamkeit setzen würden. Die hierauf eingegangenen Erklärungen der 
Mehrheit der Amts-Versammlungen, mehrerer Magistrate und Viril-Stimmführer, wenn gleich zum Theil von 
verschiedenartigen Bitten und Anträgen begleitet, ließen Uns keinen Zweifel übrig, daß Unser Volk die Reinheit 
Unserer Absichten anerkenne, und daß alle Wünsche sich dahin vereinigen, unter Berücksichtigung der Uns 
vertrauensvoll vorgelegten Bitten die Volksvertretung baldmöglichst in Wirksamkeit gesetzt zu sehen.

Wir Selbst stimmen ganz mit diesen Wünschen überein; Wir sind aber auch zugleich vollkommen überzeugt, 
daß eine geordnete Ausübung der dem Volk zustehenden Rechte nicht eher stattfinden könne, als bis diese 
Rechte selbst durch feste grundgesetzliche Normen bestimmt sind. Es läßt sich jedoch mit Zuversicht anneh-
men, daß inzwischen Zeit und Erfahrung zur Berichtigung mancher irrigen Ansichten geführt haben werde; 
und allgemein ist es als das erste Bedürfniß des Vaterlandes anerkannt, daß der Regent und das Volk sich die 
Hände reichen, zum ernsten Wirken für das gemeinsame Wohl. Wir glauben demnach hoffen zu dürfen, daß 
Wir Uns nicht in die Nothwendigkeit gesetzt sehen werden, den bisher von Uns befolgten und nun auf das Neue 
Unserem Volke eröffneten WEg zu verlassen, und zu endlicher Erfüllung des XIII. Art. der deutschen Bundes-
Akte durch Ertheilung eines Staats-Grundgesetzes die Grundzüge der Verfassung vorzuzeichnen, deren weitere 
Ausbildung aber der verfassungsmäßigen Gesetzgebung zu überlassen.

Von diesen Gesinnungen und Hoffnungen geleitet, haben Wir Uns entschlossen, Unserem Volke Gelegenheit 
zu geben, Uns auf eine vollständige und umfassende WEise die Wünsche vorzulegen, welche demselben noch 
gegenwärtig in Beziehung auf den Verfassungs-Entwurf übrig bleiben mögen, um hiernächst das ganze Werk 
mit gemeinschaftlichem Einverständniß zu vollenden.

Wir berufen demnach hierdurch eine Stände-Versammlung, deren Auftrag und Bestimmung einzig darin 
bestehen wird, mit Ausschluß jeder andern Verhandlung sich über die Gegenstände jener Wünsche und Mittel 
ihrer Erfüllung durch einige ihrer Mitglieder mit den von Uns zu ernennenden Commissarien vorbereitend zu 
benehmen, sodann darüber Plenar-Berathschlagung zu pflegen, und Uns das Resultat derselben in einer unge-
trennten Darstellung vorzulegen, worauf Wir sofort Unsere letzte Entschließung fassen werden.

Als Mitglieder dieser Versammlung haben zu erscheinen:
a) die vormals reichsunmittelbaren Fürsten und Grafen in Gemäßheit der Beilage des Rescripts vom 29. 

Jahnaru 1815 (Reg. Bl. S. 37 f.),
b) die ebendaselbst genannten gräflichen und adelichen Gutsbesitzer,
c) die zwei - dem Dienstalter nach ersten evangelischen General-Superintendenten,
d) der Verweser des General-Vicariats zu Rottenburgm Bischoff von Evara, und der dem Dienstalter nach 

ersten katholischen Dekan,
e) der Vice-Kanzler der Landes-Universität,
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f) von jeder der Städte Stuttgart, Tübingen, Ludwigsburg, Ellwangen, Ulm, Heilbronn und Reuttlingen, so wie
g) von jedem der 63 Oberamts-Bezirke je ein gewählter Abgeordneter.
In Ansehung der persönlichen Eigenschaften der Viril-Stimmführer sowohl, als der gewählten Abgeordne-

ten, der aktiven Wahlfähigkeit, der Wahl-Art, der Legitimation, der Diäten und Reisekosten, der innern Ord-
nung der Versammlung, der Stimm-Übertragung und der Verhandlungs-Art wollen Wir die im Rescript vom 
29. Januar, in der Verordnung vom 26. Februar und in dem Edikte vom 15. März1815 (Reg. Bl. S. 33, 73, 117 ff.) 
enthaltenen Normen im Allgemeinen auch dißmal beobachtet wissen.

Übrigens verordnen Wir insbesondere, daß
1) die Stände-Versammlung am 13. Juli 1819 zusammentreten, und die Wahlen in den Städten und Ober-

amts-Bezirken so beschleunigt werden sollen, daß sämtliche Mitglieder zwei Tage vor dem erwähnten Termin 
eintreffen können,

2) diese Wahlen in den genannten sieben Städten unter dem Vorsitze der betreffenden Regierungs-Direkto-
ren, statt der vormaligen Landvögte vorzunehmen sind;

3) daß die Wahl-Direktoren die vollständigste Wahlfreiheit, welche jede Art von ungesetzlicher Einwirkung 
auf die Wahlhandlung ausschließt, aufrecht zu halten haben.

4) Zu der Stelle des Präsidenten der Stände-Versammlung behalten Wir Uns die Ernennung vor, und über-
lassen derselben die Wahl ihres Vice-Präsidenten, welche sie Uns demnächst anzuzeigen hat. Bis zur Besetzung 
der leztern Stelle hat der älteste Rechtsgelehrte unter den gewählten Abgeordneten die Geschäfte des Vice-
Präsdieten zu versehen.

Unser Minister des Innern hat für die Bekanntmachung und Vollziehung dieses Manifests durch besondere 
Schreiben an die Viril-Stimmführer und durch die geeigneten Befehle an die Kreis-Regierungen und Oberäm-
ter zu sorgen.

Gegeben in Unserem Königlichen Geheimen Rathe, Stuttgart den 10. Juni 1819
Wilhelm.

Auf Befehl des Königs:
Der Staats-Secretär,

Vellnagel.
http://www.verfassungen.de/de/bw/wuerttemberg/index.htm

Nr. 10b. Verfassung des Königreichs Württemberg
vom  25. September 1819

[Königlich-Württembergisches Staats- und Regierungsblatt 1819, 634]
Verfassu

Königliches Manifest, die Verkündigung der Verfassungs-Urkunde betreffend

Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Württemberg, thun kund und zu wissen für Uns und Unsere Nach-
folger in der Regierung:

Unseres in Gott ruhenden Herrn Vaters Majestät und Gnaden haben schon im Jahre 1815 auf die Errichtung 
einer Staats-Grund-Verfassung für das gesamte Königreich Württemberg ernstlichen Bedacht genommen, und 
zu diesem Ende mit den zu einer Stände-Versammlung einberufenen Fürsten, Grafen, Edelleuten, Geistlichen 
beider Hauptkonfessionen und den von einigen Städten, auch sämtlichen Oberamtsbezirken gewählten Abge-
ordneten Unterhandlungen eröffnen lassen, welche unter Unserer Regierung bis in das Jahr 1817 fortgesetzt 
wurden.

Wiewohl damals der gewünschte Zweck nicht zu erreichen gewesen, so haben Wir denselben dennoch un-
verrückt im Auge behalten, und um einestheils der Uns, als einem Gliede des deutschen Bundes, obliegenden 
Verbindlichkeit zu Erfüllung des XIII. Artikels der Bundesakte, anderntheils den Wünschen und Bitten Unserer 
getreuen Unterthanen um endliche Begründung des öffentlichen Rechtszustandes übereinstimmend mit Un-
serer eigenen Ueberzeugung, zu entsprechen, eine neue Stände-Versammlung auf den 13. Juli gegenwärtigen 
Jahres in Unsere Residenzstadt Ludwigsburg berufen.

Nachdem nun über den Entwurf einer den früheren vertrags- und gesetzmäßigen Rechten und Freiheiten 
Unseres alten Stammlandes, so wie der damit vereinigten neuen Landestheile zugleich aber auch den gegen-
wärtigen Verhältnissen möglichst angemessenen Grundverfassung die von der Stände-Versammlung hiezu 
besonders gewählten Mitglieder sich mit den von Uns ernannten Commissarien vorläufig beredet haben, und 
die hierüber erstatteten Berichte einerseits von Uns in Unserem Geheimen Rathe, andererseits von der vollen 
Stände-Versammlung vollständig und sorgfältig geprüft und erwogen, sodann die gesamten Wünsche Unserer 
getreuen Stände Uns vorgelegt worden sind, so ist endlich durch höchste Entschließung und allerunterthänigste 
Gegenerklärung eine vollkommene beiderseitige Vereinigung über folgende Punkte zu Stande gekommen:
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§ 1 Sämtliche Bestandtheile des Königreichs sind und bleiben zu einem unzertrennlichen Ganzen und zur 
Theilnahme an Einer und derselben Verfassung vereinigt.
§ 2 Würde in der Folgezeit das Königreich einen neuen Landeszuwachs durch Kauf, Tausch oder auf andere 
Weise erhalten, so wird derselbe in die Gemeinschaft der Verfassung des Staates aufgenommen.

Als Landeszuwachs ist alles anzusehen, was der König nicht bloß für Seine Person, sondern durch Anwen-
dung der Staatskräfte oder mit der ausdrücklichen Bestimmung, daß es einen Bestandtheil des Königreichs 
ausmachen soll, erwirbt.

Sollte ein unabwendbarer Nothfall die Abtretung eines Landestheiles unvermeidlich machen, so ist wenigs-
tens dafür zu sorgen, daß den Eingesessenen des getrennten Landestheiles eine hinlängliche Zeitfrist gestattet 
wird, um sich anderwärts im Königreiche mit ihrem Eigenthume niederlassen zu können, ohne in Veräußerung 
ihrer Liegenschaften übereilt oder durch eine auf das mitzunehmende Vermögen gelegte Abgabe oder sonst auf 
andere Weise belästigt zu werden.
§ 3 Das Königreich Württemberg ist ein Theil des deutschen Bundes; daher haben alle organischen Beschlüsse 
der Bundesversammlung, welche die verfassungsmäßigen Verhältnisse Deutschlands oder die allgemeinen Ver-
hältnisse deutscher Staatsbürger betreffen, nachdem sie von dem Könige verkündet sind, auch für Württemberg 
verbindende Kraft. Jedoch tritt in Ansehung der Mittel zu Erfüllung der hiedurch begründeten Verbindlichkei-
ten die verfassungsmäßige Mitwirkung der Stände ein.

Kapitel II. Von dem Könige, der Thronfolge und der Reichsverwesung
§ 4 Der König ist das Haupt des Staates, vereinigt in sich alle Rechte der Staatsgewalt und übt sie unter den durch 
die Verfassung festgesetzten Bestimmungen aus.

Seine Person ist heilig und unverletzlich.
§ 5 Der König bekennt sich zu einer der christlichen Kirchen.
§ 6 Der Sitz der Regierung kann in keinem Falle außerhalb des Königreichs verlegt werden.
§ 7 Das Recht der Thronfolge gebührt dem Mannsstamme des Königlichen Hauses; die Ordnung derselben 
wird durch die Lineal-Erbfolge nach dem Erstgeburtsrecht bestimmt. Erlischt der Mannsstamm, so geht die 
Thronfolge auf die weibliche Linie, ohne Unterschied des Geschlechtes, über, und zwar so, daß die Nähe der 
Verwandtschaft mit dem zuletzt regierenden Könige, und bei gleichem Verwandtschaftsgrade das natürliche 
Alter den Vorzug gibt. Jedoch tritt bei der Descendenz des sodann regierenden Königlichen Hauses das Vor-
recht des Mannstammes wieder ein.
§ 8 Die Fähigkeit zur Thronfolge setzt regelmäßige Geburt aus einer ebenbürtigen, mit Bewilligung des Königes 
geschlossenen Ehe voraus.
§ 9 Die Volljährigkeit des Königes tritt mit zurückgelegtem achtzehnten Jahre ein.
§ 10 Der Huldigungs-Eid wird dem Thronfolger erst dann abgelegt, wann Er in einer den Ständen des König-
reichs auszustellenden feierlichen Urkunde die unverbrüchliche Festhaltung der Landes-Verfassung bei Seinem 
Königlichen Worte zugesichert hat.
§ 11 Ist der König minderjährig oder aus einer anderen Ursache an der eigenen Ausübung der Regierung ver-
hindert, so tritt eine Reichs-Verwesung ein.
§ 12 In beiden Fällen wird die Reichs-Verwesung von dem der Erbfolge nach nächsten Agnaten geführt. Sollte 
kein dazu fähiger Agnat vorhanden seyn, so fällt die Regentschaft an die Mutter, und nach dieser an die Groß-
mutter des Königes von väterlicher Seite.
§ 13 Sollte sich bei einem zunächst nach dem regierenden Könige zur Erbfolge bestimmten Familiengliede eine 
solche Geistes- oder körperliche Beschaffenheit zeigen, welche demselben die eigene Verwaltung des Reichs 
unmöglich machen würde, so ist noch unter der Regierung des Königes durch ein förmliches Staatsgesetz über 
den künftigen Eintritt der gesetzmäßigen Reichs-Verwesung zu entscheiden.

Würde der König während seiner Regierung oder bei dem Anfall der Thronfolge durch ein solches Hin-
derniß von der eigenen Verwaltung des Reiches abgehalten seyn, ohne daß schon früher die oben bestimmte 
Vorsehung getroffen wäre, so soll längstens binnen Jahresfrist in einer von dem Geheimen Rathe zu veranlas-
senden Versammlung sämtlicher im Königreich anwesenden volljährigen, nicht mehr unter väterlicher Gewalt 
stehenden Prinzen des Königlichen Hauses, mit Ausschluß des zunächst zur Regentschaft berufenen Agnaten, 
auf vorgängiges Gutachten des Geheimen Rathes, durch einen nach absoluter Stimmenmehrheit zu fassenden 
Beschluß, mit Zustimmung der Stände über den Eintritt der gesetzmäßigen Regentschaft entschieden werden.
§ 14 Der Reichs-Verweser hat eben so, wie der König, den Ständen die Beobachtung der Landesverfassung 
feierlich zuzusichern.
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§ 15 Der Reichs-Verweser übt die Staats-Gewalt in dem Umfange, wie sie dem Könige zusteht, im Namen des 
Königes verfassungsmäßig aus; daher steht auch der Geheime Rath zum Reichs-Verweser in demselben Ver-
hältnisse, wie zu dem regierenden Könige.

Es kann aber der Reichs-Verweser keine Standes-Erhöhungen vornehmen, keine neuen Ritter-Orden und 
Hof-Aemter errichten, und kein Mitglied des Geheimen Rathes anders, als in Folge eines gerichtlichen Erkennt-
nisses, entlassen. Jede während einer Reichs-Verwesung verabschiedete Abänderung eines Verfassungspunktes 
gilt nur auf die Dauer der Regentschaft: Auch können die dem Reiche heimgefallenen Lehen während der Re-
gentschaft nicht wieder verliehen werden.
§ 16 In Ermangelung einer von dem Könige getroffenen und dem Geheimen Rathe bekannt gemachten An-
ordnung gebührt die Erziehung des minderjährigen Königes der Mutter, und, wenn diese nicht mehr lebt, der 
Großmutter von väterlicher Seite; jedoch kann die Ernennung der Erzieher und Lehrer und die Festsetzung 
des Erziehungs-Planes nur unter Rücksprache mit dem Vormundschaftsrathe gesehen, welcher sich aus den 
Mitgliedern des Geheimen Rathes unter dem Vorsitze des Reichs-Verwesers bildet, so, daß Letzterer bei den 
deshalb zu fassenden Beschlüssen eine mitzuzählende und im Falle einer Stimmen-Gleichheit eine entschei-
dende Stimme hat. Bei einer Verschiedenheit der Ansichten hat der Vormundschafts-Rath die Entscheidung; 
auch liegt diesem nach dem Ableben der Mutter und der Großmutter die Sorge für die Erziehung des minder-
jährigen Königes alleine ob.
§ 17 Die Reichs-Verwesung hört auf, sobald der König das Alter der Volljährigkeit erreicht hat, oder sonst das 
bisherige Hinderniß Seiner Selbst-Regierung gehoben ist.
§ 18 Die Verhältnisses der Mitglieder des Königlichen Hauses zum Könige als Oberhaupt der Familie, und unter 
sich, werden in einem eigenen Hausgesetze bestimmt.

Kapitel III. Von den allgemeinen Rechts-Verhältnisses der Staats-Bürger
§ 19 Das Staatsbürgerrecht wird theils durch Geburt, wenn bei ehelich Geborenen der Vater, oder bei Unehe-
lichen die Mutter das Staatsbürgerrecht hat, theils durch Aufnahme erworben. Letztere setzt voraus, daß der 
Aufzunehmende von einer bestimmten Gemeinde die vorläufige Zusicherung des Bürger- oder Beisitz-Rechtes 
erhalten habe. Außerdem erfolgt durch die Anstellung in dem Staats-Dienste die Aufnahme in das Staatsbür-
gerrecht, jedoch nur auf die Dauer der Dienstzeit.
§ 20 Der Huldigungseid ist von jedem geborenen Württemberger nach zurückgelegtem 16. Jahre, und von 
jedem neu Aufgenommenen bei der Aufnahme abzulegen.
§ 21 Alle Württemberger haben gleiche staatsbürgerliche Rechte, und eben so sind sie zu gleichen staatsbür-
gerlichen Pflichten und gleicher Theilnahme an den Staats-Lasten verbunden, so weit nicht die Verfassung eine 
ausdrückliche Ausnahme enthält; auch haben sie gleichen verfassungsmäßigen Gehorsam zu leisten.
§ 22 Kein Staatsbürger kann wegen seiner Geburt von irgend einem Staats-Amte ausgeschlossen werden.
§ 23 Die Verpflichtung zur Vertheidigung des Vaterlandes und die Verbindlichkeit zum Waffendienste ist allge-
mein; es finden in letzterer Hinsicht keine andere als die durch die Bundes-Akte und die bestehenden Gesetze 
begründeten Ausnahmen statt.

Ueber das Recht, Waffen zu tragen, wird ein Gesetz die nähere Bestimmung geben.
§ 24 Der Staat sichert jedem Bürger Freiheit der Person, Gewissens- und Denkfreiheit, Freiheit des Eigenthums 
und Auswanderungs-Freiheit.
§ 25 Die Leibeigenschaft bleibt für immer aufgehoben.
§ 26 Niemand darf seinem ordentlichen Richter entzogen und anders als in den durch das Gesetz bestimmten 
Fällen und in den gesetzlichen Formen verhaftet und bestraft, noch länger als Einmal 24 Stunden über die Ur-
sache seiner Verhaftung in Ungewißheit gelassen werden.
§ 27 Jeder, ohne Unterschied der Religion, genießt im Königreiche ungestörte Gewissensfreiheit.

Den vollen Genuß der staatsbürgerlichen Rechte gewähren die drei christlichen Glaubens-Bekenntnisse. An-
dere christliche und nicht christliche Glaubens-Genossen können zur Theilnahme an den bürgerlichen Rechten 
nur in dem Verhältnisse zugelassen werden, als sie durch die Grundsätze ihrer Religion an der Erfüllung der 
bürgerlichen Pflichten nicht gehindert werden.
§ 28 Die Freiheit der Presse und des Buchhandels findet in ihrem vollen Umfange statt, jedoch unter Beobach-
tung der gegen den Mißbrauch bestehenden oder künftig zu erlassenden Gesetze.
§ 29 Jeder hat das Recht, seinen Stand und sein Gewerbe nach eigener Neigung zu wählen, und sich dazu im 
In- und Auslande auszubilden, mithin auch auswärtige Bildungs-Anstalten in Gemäßheit der gesetzlichen Vor-
schriften zu besuchen.
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§ 30 Niemand kann gezwungen werden, sein Eigenthum und andere Rechte für allgemeine Staats- oder Corpo-
rationszwecke abzutreten, als nachdem der Geheime Rath über die Nothwendigkeit entschieden hat, und gegen 
vorgängige volle Entschädigung. Entsteht aber ein Streit über die Summe der Entschädigung, und der Eigenthü-
mer will sich bei der Entscheidung der Verwaltungs-Behörde nicht beruhigen, so ist die Sache im ordentlichen 
Rechtswege zu erledigen, einstweilen aber die von jener Stelle festgesetzte Summe ohne Verzug auszubezahlen.
§ 31 Ausschließliche Handels- und Gewerbs-Privilegien können nur zu Folge eines Gesetzes oder mit besonde-
rer für den einzelnen Fall gültigen Bestimmung der Stände ertheilt werden.

Dem Ermessen der Regierung bleibt überlassen, nützliche Erfindungen durch Patente zu deren ausschließli-
chen Benützung bis auf die Dauer von zehn Jahren zu belohnen.
§ 32 Jedem Staatsbürger steht frei, aus dem Königreiche, ohne Bezahlung einer Nachsteuer, auszuwandern, so-
bald er dem ihm vorgesetzten Beamten von seinem Vorsatze die Anzeige gemacht, seine Schulden und andere 
Obliegenheiten berichtigt, und hinreichende Versicherung ausgestellt hat, daß er innerhalb Jahresfrist gegen 
König und Vaterland nicht dienen, und eben so lange in Hinsicht auf die vor seinem Wegzuge erwachsenen 
Ansprüche vor den Gerichten des Königreichs Recht geben wolle.
§ 33 Durch den Wegzug verliert der Auswandernde sein Staatsbürgerrecht für sich und seine mit ihm wegzie-
henden Kinder.

Das Vermögen derjenigen Kinder, welche nicht mit den Eltern auswandern, wird im Lande zurückbehalten.
§ 34 Wer ohne einen ihm zugestandenen Vorbehalt des Staatsbürgerrechts in auswärtige Staatsdienste tritt, wird 
desselben verlustig.
§ 35 Wer in einem fremden Staate seine bleibende Wohnung nimmt, kann sein Württembergisches Staatsbür-
gerrecht nur mit Königlicher Bewilligung und unter der Bedingung beibehalten, daß er den ihm obliegenden 
staatsbürgerlichen Pflichten in jeder Hinsicht Genüge leiste.
§ 36 Jeder hat das Recht, über gesetz- und ordnungswidriges Verfahren einer Staatsbehörde oder Verzögerung 
der Entscheidung bei der unmittelbar vorgesetzten Stelle schriftliche Beschwerde zu erheben, und nöthigenfalls 
stufenweise bis zur höchsten Behörde zu verfolgen.
§ 37 Wird die angebrachte Beschwerde von der vorgesetzten Behörde ungegründet gefunden, so ist letztere 
verpflichtet, den Beschwerdeführer über die Gründe ihres Urtheils zu belehren.
§ 38 Glaubt der Beschwerdeführer sich auch bei der Entscheidung der obersten Staatsbehörde nicht beruhigen 
zu können, so darf er die Beschwerde den Ständen mit der schriftlichen Bitte um Verwendung vortragen. Ha-
ben sich diese überzeugt, daß jene Stufenfolge beobachtet worden und die Beschwerde eine Berücksichtigung 
verdiene, so ist ihnen auf ihr Verlangen von dem Königlichen (Geheimen Rathe) die nöthige Auskunft über den 
Gegenstand zu ertheilen.
§ 39 Der ritterschaftliche Adel des Königreichs bildet zum Behuf der Wahl seiner Abgeordneten in die Stände-
Versammlung und der Erhaltung seiner Familien in jedem der vier Kreise eine Körperschaft.
§ 40 Die Aufnahme in eine dieser Körperschaften hängt von ihrer Zustimmung und der Genehmigung des 
Königes ab. In Beziehung auf die Aufnahme adelicher Besitzer immatriculirter Ritter-Güter soll jedoch durch 
die Statute dieser Körperschaften das Nähere festgesetzt werden.
§ 41 Gedachte Statute erhalten auf eben die Art wie andere Landesgesetze verbindliche Kraft.
§ 42 Den Mitgliedern der Ritterschaft stehen alle allgemeinen staatsbürgerlichen Rechte zu.

Die näheren Bestimmungen über die Ausübung der im 14ten Artikel der Bundes-Akte der Ritterschaft zuge-
sicherten Rechte werden den Ständen mitgetheilt.

Kapitel IV. Von den Staats-Behörden

A. Allgemeine Bestimmungen
§ 43 Die Staatsdiener werden, soferne nicht Verfassung oder besondere Rechte eine Ausnahme begründen, 
durch den König ernannt, und zwar - die Collegial-Vorstände ausgenommen - auf die Vorschläge der vorgesetz-
ten Collegien, wobei jedesmal alle Bewerber aufzuzählen sind.
§ 44 Niemand kann ein Staatsamt erhalten, ohne zuvor gesetzmäßig geprüft und für tüchtig erkannt zu seyn. 
Landes-Eingeborene sind bei gleicher Tüchtigkeit vorzugsweise vor Fremden zu berücksichtigen.
§ 45 In den Dienst-Eid, welchen sämtliche Staatsdiener dem Könige abzulegen haben, ist die Verpflichtung 
aufzunehmen, die Verfassung gewissenhaft zu wahren.
§ 46 Kein Staatsdiener, der ein Richteramt bekleidet, kann aus irgend einer Ursache ohne richterliches Erkennt-
niß seiner Stelle entsetzt, entlassen oder auf eine geringere versetzt werden.
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§ 47 Ein Gleiches hat bei den übrigen Staatsdienern statt, wenn die Entfernung aus der bisherigen Stelle wegen 
Verbrechen oder gemeiner Vergehen geschehen soll. Es kann aber gegen dieselben wegen Unbrauchbarkeit und 
Dienst-Verfehlungen, auch auf Collegial-Anträge der ihnen vorgesetzten Behörden und des Geheimen Raths 
die Entlassung oder Versetzung auf ein geringeres Amt durch den König verfügt werden; jedoch hat in einem 
solchen Falle der Geheime Rath zuvor die oberste Justizstelle gutächtlich zu vernehmen, ob in rechtlicher Hin-
sicht bei dem Antrage der Collegialstelle nichts zu erinnern sey.

Nach diesem Grundsatze sind auch die Vorsteher und übrigen Beamten der Gemeinden und anderer Kör-
perschaften zu behandeln.
§ 48 Die nämlichen Bestimmungen, wie bei Entlassungen und Versetzungen auf eine geringere Stelle treten bei 
Suspensionen ein, welche mit Verlust des Amts-Gehaltes verbunden sind.
§ 49 Versetzungen der Staatsdiener ohne Verlust an Gehalt und Rang können nur aus erheblichen Gründen und 
nach vorgängigem Gutachten des Departements-Chefs verfügt werden.
§ 50 Für die Staatsdiener, welche durch Krankheit oder Alter zu Führung ihres Amtes unfähig geworden sind, 
so wie für die Hinterbliebenen der Staatsdiener ist durch ein Gesetz gesorgt.
§ 51 Alle von dem Könige ausgehenden Verfügungen, welche die Staats-Verwaltung betreffen, müssen von dem 
Departements-Minister oder Chef contrasignirt seyn, welcher dadurch für ihren Inhalt verantwortlich wird.
§ 52 Außerdem ist jeder Departements-Minister oder Chef für dasjenige verantwortlich, was er für sich verfügt, 
oder was ihm vermöge des ihm zugewiesenen Geschäftskreises zu thun oder zu verfügen obliegt.
§ 53 Auf gleiche Weise (§ 52 sind auch die übrigen Staatsdiener und Behörden in ihrem Geschäftskreise verant-
wortlich; sie haben bei eigener Verantwortlichkeit nur die ihnen von den geeigneten Stellen in der ordnungsge-
mäßen Form zukommenden Anweisungen zu beobachten.

Sind sie im Zweifel, ob die Stelle, welche ihnen einen Auftrag ertheilte, dazu competent sey, so haben sie 
darüber bei ihrer vorgesetzten Behörde anzufragen, sowie ihnen auch obliegt, wenn sie bei dem Inhalt einer 
höhern Verfügung Anstände finden, solche auf geziemende Weise, und unter Vermeidung jeder nachtheiligen 
Verzögerung, der verfügenden Stelle vorzutragen, im Fall eines beharrenden Bescheides aber die Verfügung zu 
befolgen.

B. Von dem Geheimen Rath insbesondere
§ 54 Der Geheime Rath bildet die oberste, unmittelbar unter dem Könige stehende und seiner Hauptbestim-
mung nach bloß berathende Staatsbehörde.
§ 55 Mitglieder des Geheimen Raths sind die Minister oder die Chefs der verschiedenen Departements und 
diejenigen Räthe, welche der König dazu ernennen wird.
§ 56 Die Verwaltungs-Departements, an deren Spitze die verschiedenen Minister stehen, sind folgende:

das Ministerium der Justiz;
das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten;
das Ministerium des Innern; das des Kirchen- und Schulwesens;
das Ministerium des Kriegswesens, und
das Ministerium der Finanzen.

§ 57 Der König ernennt und entläßt die Mitglieder des Geheimen Rathes nach eigener freier Entschließung.
Wird ein Mitglied des Geheimen Rathes entlassen, ohne daß Dienst-Entfernung gegen dasselbe gerichtlich 

erkannt wäre, so behält ein Minister viertausend Gulden an Pension, und ein anderes Mitglied des Geheimen 
Rathes die Hälfte seiner Besoldung, so ferne dem einen oder dem andern nicht durch Vertrag eine andere Sum-
me, welche jedoch zwei Drittel des Gehalts nicht übersteigen wird, zugesichert worden ist.
§ 58 Alle dem Könige vorzulegenden Vorschläge der Minister in wichtigen Angelegenheiten, namentlich in 
solchen, welche auf die Staats-Verfassung, die Organisation der Behörden und die Abänderung der Territori-
al-Eintheilung oder auf die Staats-Verwaltung im Allgemeinen und die Normen derselben sich beziehen, wie 
auch in Gegenständen der Gesetzgebung und allgemeiner Verordnungen, so weit es sich von deren Erlassung, 
Abänderung, Aufhebung oder authentischen Erklärung handelt, müssen, so ferne nicht bei Gegenständen des 
Departements der auswärtigen Angelegenheit oder des Kriegswesens die Natur der Sache eine Ausnahme be-
gründet, in dem Geheimen Rathe zur Berathung vorgetragen, und mit dessen Gutachten begleitet an den König 
gebracht werden.
§ 59 Uebrigens gehören zu dem Geschäftskreise des Geheimen Rathes als berathender Behörde

1. alle ständischen Angelegenheiten;
2. Anträge auf Entlassung oder Zurücksetzung eines Staatsdieners nach § 47     3. Competenz-Streitigkeiten 

zwischen den Justiz- und Verwaltungs-Behörden;



70

Dokumente zum württembergischen Verfassungsrecht 1819[10b]

4. die Verhältnisse der Kirche zum Staate oder auch Streitigkeiten einzelner Kirchen unter einander, wenn die 
Central-Stellen dieser Kirchen sich nicht vereinigen können;

5. alles, was dem Geheimen Rathe von dem Könige zur Berathung besonders aufgetragen wird.
§ 60 Als entscheidende und verfügende Behörde wirkt der Geheime Rath

1. bei Recursen von Verfügungen der Departements-Minister, wobei jedesmal die Vorstände des Ober-Tri-
bunals zuziehen sind;

2. bei Recursen von Straferkenntnissen der Administrativ-Stellen, wobei sechs Rechtsgelehrte zugegen seyn 
müssen, deren Zahl erforderlichen Falls durch Mitglieder des Ober-Tribunals vom Präsidenten abwärts zu er-
gänzen ist;

3. im Falle des § 30 § 61 Kein Mitglied des Geheimen Rathes kann außer dem Falle, wenn der Gegenstand 
dasselbe persönlich angeht, von der Theilnahme an den collegialischen Berathschlagungen ausgeschlossen wer-
den.

Kapitel V. Von den Gemeinden und Amts-Körperschaften
§ 62 Die Gemeinden sind die Grundlage des Staats-Vereins. Jeder Staatsbürger muß daher, soferne nicht gesetz-
lich eine Ausnahme besteht, einer Gemeinde als Bürger oder Beisitzer angehören.
§ 63 Die Aufnahme der Gemeindebürger und Beisitzer hängt von der Gemeinde ab, unter Vorbehalt der gesetz-
mäßigen Entscheidung der Staats-Behörden in streitigen Fällen. Indessen setzt die Ertheilung des Bürger- und 
Beisitzrechtes die vorgängige Erwerbung des Staatsbürgerrechtes voraus.
§ 64 Sämtliche zu einem Oberamte gehörige Gemeinden bilden die Amts-Körperschaft. Veränderung der Ober-
amts-Bezirke ist Gegenstand der Gesetzgebung.
§ 65 Die Rechte der Gemeinden werden durch die Gemeinde-Räthe unter gesetzmäßiger Mitwirkung der Bür-
ger-Ausschüsse, die Rechte der Amtskörperschaften durch die Amtsversammlungen verwaltet, nach Vorschrift 
der Gesetze und unter Aufsicht der Staats-Behörden.
§ 66 Keine Staats-Behörde ist befugt, über das Eigenthum der Gemeinden und Amtskörperschaften mit Umge-
hung oder Hintansetzung der Vorsteher zu verfügen.
§ 67 Weder die Amtskörperschaften noch einzelne Gemeinden sollen mit Leistungen und Ausgaben beschwert 
werden, wozu sie nicht vermöge der allgemeinen Gesetze oder kraft der Lagerbücher oder anderer besondern 
Rechts-Titel verbunden sind.
§ 68 Was nicht auf örtliche Bedürfnisse der Gemeinden oder Amtskörperschaften, sondern zu Erfüllung allge-
meiner Landes-Verbindlichkeiten zu verwenden ist, kann nur auf das gesamte Land vertheilt werden.
§ 69 Sämtliche Vorsteher der Gemeinden und Amts-Körperschaften sind eben so wie die Staatsdiener auf Fest-
haltung der Verfassung und insbesondere auch auf Wahrung der dadurch begründeten Rechte der Gemeinden 
und Körperschaften zu verpflichten.

Kapitel VI. Von dem Verhältnisse der Kirchen zum Staate
§ 70 Jeder der drei im Königreiche bestehenden christlichen Confessionen wird freie öffentliche Religionsübung 
und der volle Genuß ihrer Kirchen-, Schul- und Armenfonds zugesichert.
§ 71 Die Anordnungen in Betreff der innern kirchlichen Angelegenheiten bleiben der verfassungsmäßigen 
Autonomie einer jeden Kirche überlassen.
§ 72 Dem Könige gebührt das obersthoheitliche Schutz- und Aufsichtsrecht über die Kirchen. Vermöge des-
selben können die Verordnungen der Kirchengewalt ohne vorgängige Einsicht und Genehmigung des Staats-
Oberhauptes weder verkündet noch vollzogen werden.
§ 73 Die Kirchendiener sind in Ansehung ihrer bürgerlichen Handlungen und Verhältnisse der weltlichen Ob-
rigkeit unterworfen.
§ 74 Kirchen- und Schul-Diener, welche durch Altersschwäche oder eine ohne Hoffnung der Wiedergenesung 
andauernde Kränklichkeit zu Versehung ihres Amtes unfähig werden, haben Anspruch auf einen angemesse-
nen lebenslänglichen Ruhe-Gehalt.
§ 75 Das Kirchen-Regiment der evangelisch-lutherischen Kirche wird durch das Königliche Consistorium und 
den Synodus nach den bestehenden oder künftig zu erlassenden verfassungsmäßigen Gesetzen verwaltet.
§ 76 Sollte in künftigen Zeiten sich der Fall ereignen, daß der König einer andern, als der evangelischen Confes-
sion, zugethan wäre, so treten alsdann in Hinsicht auf dessen Episopal-Rechte die dahin gehörigen Bestimmun-
gen der früheren Religions-Reversalien ein.
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§ 77 Die abgesonderte Verwaltung des evangelischen Kirchenguts des vormaligen Herzogthums Württemberg 
wird wieder hergestellt. Zu dem Ende wird ungesäumt eine gemeinschaftliche Commission niedergesetzt, wel-
che zuvörderst mit der Ausscheidung des Eigenthums dieser Kirche in dem alten Land und mit Bestimmung 
der Theilnahme der Kirche gleicher Confession in den neuen Landestheilen sich zu beschäftigen und sodann 
über die künftige Verwaltungsart desselben Vorschläge zu machen hat.
§ 78 Die Leitung der innern Angelegenheiten der katholischen Kirche steht dem Landes-Bischoffe nebst dem 
Domkapitel zu. Derselbe wird in dieser Hinsicht mit dem Kapitel alle diejenigen Rechte ausüben, welche nach 
dem Grundsätzen des katholischen Kirchenrechts mit jener Würde wesentlich verbunden sind.
§ 79 Die in der Staatsgewalt begriffenen Rechte über die katholische Kirche werden von dem Könige durch eine 
aus katholischen Mitgliedern bestehende Behörde ausgeübt, welche auch bei Besetzung geistlicher Aemter, die 
von dem Könige abhängen, jedesmal um ihre Vorschläge vernommen wird.
§ 80 Die katholischen Kirchendiener genießen eben dieselben persönlichen Vorrechte, welche den Dienern der 
protestantischen Kirchen eingeräumt sind.
§ 81 Auch wird darauf Rücksicht genommen werden, daß katholische Geistliche, welche sich durch irgend ein 
Vergehen die Entsetzung vom Amte zugezogen haben, ohne zugleich ihrer geistlichen Würde verlustig gewor-
den zu seyn, ihren hinreichenden Unterhalt finden.
§ 82 Die katholische Kirche erhält zu Bestreitung derjenigen kirchlichen Bedürfnisse, wozu keine örtlichen 
Fonds vorhanden sind, oder die vorhandenen nicht zureichen, und besonders für die Kosten der höheren Lehr-
anstalten, einen eigenen, diesen Zwecken ausschließlich gewidmeten Kirchenfond. Zum Behufe der Ausschei-
dung desselben vom Staatsgut, und der näheren Bestimmung der künftigen Verwaltungsweise, wird auf gleiche 
Art, wie oben (§ 77 bei dem altwürttembergischen Kirchengute festgesetzt ist, eine Commission niedergesetzt 
werden.
§ 83 Was die in dem Königreiche befindlichen reformirten Kirchen-Gemeinden betrifft, so wird sowohl auf 
Verbesserung ihrer kirchlichen Einrichtungen und besonders ihrer Unterrichts-Anstalten, als auch auf Aus-
mittlung hinreichender Einkünfte zum Unterhalt ihrer Kirchen- und Schul-Diener und zu Bestreitung der üb-
rigen kirchlichen Bedürfnisse gesorgt werden.
§ 84 Für Erhaltung und Vervollkommnung der höheren und niederen Unterrichts-Anstalten jeder Art und 
namentlich der Landes-Universität wird auch künftig auf das zweckmäßigste gesorgt.

Kapitel VII. Von Ausübung der Staatsgewalt
§ 85 Der König vertritt den Staat in allen seinen Verhältnissen gegen auswärtige Staaten. Es kann jedoch ohne 
Einwilligung der Stände durch Verträge mit Auswärtigen kein Theil des Staats-Gebietes und Staats-Eigenthums 
veräußert, keine neue Last auf das Königreich und dessen Angehörige übernommen, und kein Landesgesetz 
abgeändert oder aufgehoben, keine Verpflichtung, welche den Rechten der Staatsbürger Eintrag thun würde, 
eingegangen, namentlich auch kein Handels-Vertrag, welcher eine neue gesetzliche Einrichtung zur Folge hätte, 
und kein Subsidien-Vertrag zu Verwendung der Königlichen Truppem in einem Deutschland nicht betreffen-
den Kriege geschlossen werden.
§ 86 Der König wird von den Traktaten und Bündnissen, welche von ihm mit auswärtigen Mächten angeknüpft 
werden, die Stände in Kenntniß setzen, sobald es die Umstände erlauben.
§ 87 Alle Subsidien und Kriegs-Contributionen, so wie andere ähnliche Entschädigungsgelder und sonstige 
Erwerbungen, welche dem König zu Folge eines Staats-Vertrags, Bündnisses oder Krieges zu Theil werden, sind 
Staats-Eigenthum.
§ 88 Ohne Beistimmung der Stände kann kein Gesetz gegeben, aufgehoben, abgeändert oder authentisch er-
läutert werden.
§ 89 Der König hat aber das Recht, ohne die Mitwirkung der Stände die zu Vollstreckung und Handhabung 
der Gesetze erforderlichen Verordnungen und Anstalten zu treffen und in dringenden Fällen zur Sicherheit des 
Staates das Nöthige vorzukehren.
§ 90 Eben diese Bestimmungen (§§ 88 89) finden auch bei den Gesetzen, Verordnungen und Anstalten im 
Landes-Polizeiwesen Statt.
§ 91 Alle Gesetze und Verordnungen, welche mit einer ausdrücklichen Bestimmung der gegenwärtigen Verfas-
sungs-Urkunde im Widerspruche stehen, sind hierdurch aufgehoben. Die übrigen sind der verfassungsmäßigen 
Revision unterworfen.
§ 92 Die Gerichtsbarkeit wird im Namen des Königs und unter dessen Oberaufsicht durch collegialisch gebil-
dete Gerichte in gesetzlicher Instanzen-Ordnung verwaltet.
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§ 93 Die Gerichte, sowohl die bürgerlichen, als die peinlichen, sind innerhalb der Grenzen ihres Berufes un-
abhängig.
§ 94 Der Königliche Fiskus wird in allen Privatrechtsstreitigkeiten bei den ordentlichen Gerichten Recht geben 
und nehmen.
§ 95 Keinem Bürger, der sich durch einen Akt der Staatsgewalt in seinem auf einen besonderen Titel beruhen-
den Privatrechte verletzt glaubt, kann der Weg zum Richter verschlossen werden.
§ 96 Die Erkenntnisse der Criminalgerichte bedürfen, um in Rechtskraft überzugehen, keiner Bestätigung des 
Regenten.
§ 97 Dagegen steht dem Könige zu, Straf-Erkenntnisse vermöge des Begnadigungs-Rechtes auf erforderten und 
erstatteten Bericht des erkennenden Gerichts aufzuheben oder zu mildern. Es sind daher die Criminalgerichte 
nicht nur verbunden, in schweren Fällen die Akten samt ihrer Erkenntnisse vor der Eröffnung desselben durch 
das Königliche  Justiz-Ministerium dem Könige zum Behuf einer etwaigen Begnadigung vorzulegen; sondern es 
kann auch nach Eröffnung des Erkenntnisses der Verurtheilte sich an die Gnade des Königs wenden.

Auf gleiche Weise kann auch, wenn nach dem Gutachten des Königlichen Justiz-Ministeriums hinlängliche 
Gründe dazu vorhanden sind, vermöge des dem Könige zustehenden Abolitions-Rechts, noch ehe das Ver-
brechen oder Vergehen untersucht, oder über die Bestrafung erkannt worden ist, alles Verfahren gegen den 
Beschuldigten eingestellt und niedergeschlagen werden.

Der König wird jedoch bei Ausübung sowohl des einen als des andern Rechtes darauf Rücksicht nehmen, daß 
dem Ansehen und der Wirksamkeit der Straf-Gesetze dadurch nicht zu nahe getreten werde.
§ 98 Die Strafe der Vermögens-Confiscation ist allgemein aufgehoben.
§ 99 Was die Militär-Verfassung betrifft, so wird die Zahl der zu Ergänzung des Königlichen Militärs jährlich 
erforderlichen Mannschaft mit den Ständen verabschiedet.
§ 100 Die Auswahl-Ordnung, die nähere Bezeichnung der übrigen Landes-Vertheidigungs-Anstalten und der 
Verbindlichkeit der Staatsbürger, sich außerhalb des regulären Militärs zu dem Waffendienste tüchtig zu ma-
chen, die bürgerlichen Verhältnisse der unter dem Militär befindlichen Staats-Angehörigen, die militärischen 
Straf-Gesetze, wie auch die Bestimmung der Fälle, in welchen das Königliche Militär ausnahmsweise bei den 
Bürgern einquartirt werden kann, sind Gegenstände der Gesetzgebung und Gesetz-Revision.
§ 101 Für die Unterstützung der Militär-Personen, welche im Dienste des Vaterlandes ihre Kräfte aufgeopfert 
haben, so wie ihrer Hinterbliebenen, ist durch ein Gesetz gesorgt.

Kapitel VIII. Von dem Finanzwesen
§ 102 Sämtliche zu dem vormaligen Herzoglich-Württembergischen Familien-Fidei-Commisse gehörigen, so 
wie die von dem Könige neu erworbenen Grundstücke, Gefälle und nutzbaren Rechte, bilden, mit Ausschluß 
des sogenannten Hof-Domainen-Kammer-Guts, das Königliche Kammer-Gut.
§ 103 Auf demselben haftet die Verbindlichkeit, neben den persönlichen Bedürfnissen des Königes als Staats-
Oberhauptes und der Mitglieder des Königlichen Hauses, auch den mit der Staats-Verwaltung verbundenen 
Aufwand, so weit es möglich ist, zu bestreiten; es kommt ihm daher die Eigenschaft eines von dem Königreich 
unzertrennlichen Staats-Gutes zu.
§ 104 Für den Aufwand, welchen die Bedürfnisse des Königes und der Hofstaat erfordern, wird auf die Regie-
rungs-Zeit eines jeden Königes eine theils in Geld, theils in Naturalien bestehende Civil-Liste verabschiedet, 
deren Betrag in bestimmten Raten an die von dem Könige zu benennende Verwaltungs-Stelle abgegeben wird.
§ 105 Die Appanagen, Wittume, Heirathgüter und andere dergleichen Leistungen, welche die Mitglieder des 
Königlichen Hauses in Anspruch zu nehmen haben, werden an diese von der Staatskasse unmittelbar entrichtet.
§ 106 Die Kosten der Hofhaltung des Reichs-Verwesers werden aus den Mitteln der Civil-Liste bestritten; die 
Appanage desselben wird bis zum Betrag der einem Kronprinzen gebührenden erhöht.
§ 107 Das Kammer-Gut ist in seinem wesentlichen Bestande zu erhalten, und kann daher ohne Einwilligung 
der Stände weder durch Veräußerung vermindert, noch mit Schulden oder sonst mit einer bleibenden Last 
beschwert werden.

Als eine Verminderung des Kammerguts ist es jedoch nicht anzusehen, wenn zu einer entschieden vortheil-
haften Erwerbung ein Geld-Anlehen aufgenommen oder zum Vortheil des Ganzen eine Veräußerung oder 
Austauschung einzelner minder bedeutender Bestandtheile desselben vorgenommen wird. Es muß aber den 
Ständen in jedem Jahre eine genaue Berechnung über den Erlös aus solchen Veräußerungen und über dessen 
Wieder-Verwendung zum Grundstocke vorgelegt werden.

Auch ist unter Veräußerung der Fall nicht begriffen, wenn vom Könige ein heimfallendes Lehen zur Beloh-
nung ausgezeichneter Verdienste um den Staat wieder verliehen wird.
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§ 108 Das oben (§ 10erwähnte Hof-Domänen-Kammergut ist ein Privat-Eigenthum der Königlichen Familie, 
dessen Verwaltung und Benutzung dem Könige zusteht; der Grundstock darf nicht vermindert werden; es gel-
ten jedoch, was die Aufnahme von Geld-Anlehen zu einer vortheilhaften Erwerbung und die Veräußerung oder 
Austauschung einzelner minder bedeutenden Bestandtheile zum Vortheil des Ganzen betrifft, die in dem vo-
rigen § bei dem Kammergut angegebenen Verwaltungs-Grundsätze. Zu den allgemeinen Landes-Lasten liefert 
das Hof-Domänen-Kammergut seinen Beitrag, und zwar, so weit es bisher steuerfrei war, gleich andern früher 
steuerfreien Gütern.
§ 109 Soweit der Ertrag des Kammerguts nicht zureicht, wird der Staatsbedarf durch Steuern bestritten. Ohne 
Verwilligung der Stände kann weder in Kriegs- noch in Friedenszeiten eine direkte oder indirekte Steuer aus-
geschrieben und erhoben werden.
§ 110 Dem Ansinnen einer Steuer-Verwilligung muß jedesmal eine genaue Nachweisung über die Nothwendig-
keit oder Nützlichkeit der zu machenden Ausgaben, über die Verwendung der früheren Staats-Einnahmen und 
über die Unzulänglichkeit der Kammer-Einkünfte vorangehen.
§ 111 Zu dem Ende hat der Finanzminister den Haupt-Etat den Ständen zur Prüfung vorzulegen. Die einzelnen 
Minister haben die Ausgaben für ihre Ministerien zu erläutern.
§ 112 Der von den Ständen anerkannte und angenommene Haupt-Etat ist in der Regel auf drei Jahre gültig.
§ 113 Die Verwilligung der Steuern darf nicht an Bedingungen geknüpft werden, welche die Verwendung dieser 
Steuern nicht unmittelbar betreffen.
§ 114 Die auf einen gewissen Zeitraum verwilligten Jahres-Steuern werden nach Ablauf dieses Zeitraumes, in 
gleichem Maße, auch im ersten Drittel des folgenden Jahres auf Rechnung der neuen Verwilligung eingezogen.
§ 115 Die verwilligten Steuern werden auf die Amts-Körperschaften ausgeschrieben und von diesen sowohl auf 
die einzelnen Gemeinden als auch auf die in keinem Gemeinde-Verbande stehenden Güterbesitzer vertheilt. 
Letztere liefern ihre Steuer-Antheile unmittelbar an die Amts-Pfleger.
§ 116 Von den Amts-Pflegern sowie von den Ober-Einbringern der indirekten Steuern werden die Steuer-
Gelder theils an die Staats-Casse, theils an die Schulden-Zahlungs-Casse nach der deshalb bei der Verwilligung 
zu treffenden Verabschiedung eingeliefert. Die erwähnten Steuer-Einnehmer sind dafür verantwortlich, daß 
sie die eingehenden Steuer-Gelder unter keinem Vorwand an eine andere, als an die durch die Verabschiedung 
bestimmte Casse, oder auf eine von derselben im gesetzlichen Wege ausgestellten Anweisung verabfolgen.
§ 117 Die höhere Leitung des Einzugs der direkten und indirekten Steuern ist einer Central-Behörde übertra-
gen. Diese hat die Akkorde über indirekte Steuern zu schließen, die Repartition der direkten zu unterwerfen, 
für deren Beitreibung zu sorgen, über Steuer-Nachlässe nach verabschiedeten Grundsätzen Anträge zu machen, 
und diese, so wie die Steuer-Repartition, dem Finanz-Ministerium vorzulegen.
§ 118 Das Finanz-Ministerium hat den Ständen die ihm vorgelegte Steuer-Repartition, sowie monatlich den 
Cassen-Bericht über die eingegangenen Steuern und etwaigen Ausstände mitzutheilen.
§ 119 Die Staats-Schuld, worunter auch diejenige begriffen ist, welche derzeit noch auf den neuen Landestheilen 
haftet, ist unter die Gewährleistung der Stände gestellt.
§ 120 Die Schulden-Zahlungs-Casse wird nach den Normen eines zu verabschiedenden Status von ständischen, 
durch die Regierung bestätigten Beamten, unter Leitung und Verantwortlichkeit der Stände, verwaltet.
§ 121 Es werden dem ständischen Ausschusse monatliche Cassenberichte gedoppelt ausgefertigt übergeben, 
und jener hat jedesmal ein Exemplar dem Finanz-Ministerium mitzutheilen.
§ 122 Der Regierung steht vermöge des Ober-Aufsichts-Rechtes frei, von dem Zustande dieser Casse zu jeder 
Zeit Einsicht nehmen zu lassen.
§ 123 Die Jahres-Rechnung über dieselbe wird von einer Königlichen und ständischen Commission abgehört, 
das Resultat aber öffentlich durch den Druck bekannt gemacht.

Kapitel IX. Von den Landständen
§ 124 Die Stände sind berufen, die Rechte des Landes in dem durch die Verfassung bestimmten Verhältnisse 
zum Regenten geltend zu machen. Vermöge dieses Berufes haben sie bei Ausübung der Gesetzgebungs-Gewalt 
durch ihre Einwilligung mitzuwirken, in Beziehung auf Mängel oder Mißbräuche, die sich bei der Staats-Ver-
waltung ergeben, ihre Wünsche, Vorstellungen und Beschwerden dem Könige vorzutragen, auch wegen ver-
fassungswidriger Handlungen Klage anzustellen, die nach gewissenhafter Prüfung für nothwendig erkannten 
Steuern zu verwilligen, und überhaupt das unzertrennliche Wohl des Königes und des Vaterlandes mit treuer 
Anhänglichkeit an die Grundsätze der Verfassung zu befördern.
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§ 125 Angelegenheiten, welche der (§ 124 angegebenen Bestimmung zu Folge, vor die gesamten Stände ge-
hören, werden in keinem Falle, weder von dem Könige und der Regierung, noch von den Land-Ständen und 
dem ständischen Ausschusse, an einzelne Stände gebracht, oder die Erklärung einzelner ständischer Mitglieder, 
Stände oder Oberamtsbezirke darüber eingefordert werden.
§ 126 Der (Geheime Rath) ist die Behörde, durch welche sowohl der König seine Eröffnungen an die Stände 
erlassen wird, als auch letztere ihre Erklärungen, Bitten und Wünsche an den König zu bringen haben.

Der (Geheime Rath) hat dieselben jedesmal dem Könige vorzulegen, wenn er nicht Anstände dabei findet, 
welche ihn veranlassen, vor der Vorlegung an den König mit den Landständen Rücksprache zu nehmen.

Die Anträge der Stände sind von ihm mit seinen auf die Verfassung gegründeten Berichten und Gutachten 
zu begleiten.
§ 127 Der König wird alle drei Jahre die Versammlung der Stände (Landtag) einberufen; und außerordentli-
cherweise, so oft es zur Erledigung wichtiger oder dringender Landes-Angelegenheiten erforderlich ist.

Auch werden bei jeder Regierungs-Veränderung die Stände innerhalb der ersten vier Wochen versammelt 
werden.
§ 128 Die Stände theilen sich in zwei Kammern.
§ 129 Die ersten Kammer (Kammer der Standesherrn) besteht:

1) aus den Prinzen des Königlichen Hauses;
2) aus den Häuptern der fürstlichen und gräflichen Familien, und den Vertretern der standesherrlichen Ge-

meinschaften, auf deren Besitzungen vormals eine Reichs- oder Kreistags-Stimme geruht hat;
3) aus den von dem Könige erblich oder auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern.

§ 130 Zu erblichen Mitgliedern wird der König nur solche Gutsbesitzer aus dem standesherrlichen oder ritter-
schaftlichen Adel ernennen, welche von einem mit Fidei-Commiß belegten, nach dem Rechte der Erstgeburt 
sich vererbenden Grundvermögen im Königreiche, nach Abzug der Zinsen aus den darauf haftenden Schulden, 
eine jährliche Rente von sechstausend Gulden beziehen.
§ 131 Die lebenslänglichen Mitglieder werden vom Könige, ohne Rücksicht auf Geburt und Vermögen, aus den 
würdigsten Staatsbürgern ernannt.
§ 132 Die Zahl sämtlicher von dem Könige erblich oder auf lebenslang ernannten Mitgliedern kann den dritten 
Theil der übrigen Mitglieder der ersten Kammer nicht übersteigen.
§ 133 Die zweite Kammer (Kammer der Abgeordneten) ist zusammengesetzt:

1) aus 13 Mitgliedern des ritterschaftlichen Adels, welche von diesem aus seiner Mitte gewählt werden;
2) aus den sechs protestantischen General-Superintendenten;
3) aus dem Landesbischoff, einem von dem Domkapitel aus dessen Mitte gewählten Mitgliede, und dem der 

Amtszeit nach ältesten Dekan katholischer Confession;
4) aus dem Kanzler der Landes-Universität;
5) aus einem gewählten Abgeordneten von jeder der Städte Stuttgart, Tübingen, Ludwigsburg, Ellwangen, 

Ulm, Heilbronn und Reuttlingen;
6) aus einem gewählten Abgeordneten von jedem Oberamts-Bezirke.

§ 134 Der Eintritt in die erste Kammer geschieht bei den Prinzen des Königlichen Hauses und den übrigen 
erblichen Mitgliedern nach zurückgelegtem Alter der Minderjährigkeit, deren Dauer bei den ersteren von der 
hausgesetzlichen, bei den letzteren von der gemeinrechtlichen Bestimmung abhängt.

In die zweite Kammer kann keiner gewählt werden, welcher noch nicht das dreißigste Lebensjahr zurück-
gelegt hat.
§ 135 Die allgemeinen Erfordernisse eines Mitglieds der Stände-Versammlung sind folgende:

1) dasselbe muß (einem der drei christlichen Glaubens-Bekenntnisse angehören und) das württembergische 
Staatsbürgerrecht haben;

2) dasselbe darf weder in eine Criminal-Untersuchung verflochten noch durch gerichtliches Erkenntniß zur 
Dienst-Entsetzung, zur Vestungs-Strafe mit Zwang zu öffentlichen Arbeiten oder angemessener Beschäftigung, 
oder zum Zuchthaus verurtheilt worden, oder wegen eines angeschuldigten Verbrechens blos von der Instanz 
entbunden seyn;

3) es darf kein Concurs gegen dasselbe gerichtlich eröffnet seyn; und selbst nach geendigtem Concurs-Ver-
fahren dauert seine Unfähigkeit fort, wenn es wegen Vermögens-Zerrüttung gestraft worden ist. Jedoch werden 
die erblichen Mitglieder der ersten Kammer durch die Erkennung einer Debit-Commission von der Stimm-
führung nicht ausgeschlossen, wenn ihnen eine Competenz von wenigstens Zweitausend Gulden ausgesetzt 
ist. Endlich

4) darf ein Mitglied der Stände-Versammlung weder unter väterlicher Gewalt, noch unter Vormundschaft 
(noch unter Privat-Dienstherrschaft) stehen.
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§ 136 Die dreizehn ritterschaftlichen Mitglieder der zweiten Kammer werden von den immatriculirten Besit-
zern oder Theilhabern der Rittergüter nach den vier Kreisen des Königreichs, in den Kreisstädten, unter der 
Leitung des betreffenden Regierungs-Präsidenten mit Zuziehung zweier Mitglieder der Ritterschaft, aus sämtli-
chen Mitgliedern ritterschaftlicher Familien gewählt.
§ 137 Die Abgeordneten von den Städten, die eigenes Landstandschaftsrecht haben, und von den Oberamts-
Bezirken werden durch die besteuerten Bürger jeder einzelnen Gemeinde gewählt.
§ 138 Die Zahl der Wählenden verhält sich zur Zahl der sämtlichen Bürger einer Gemeinde wie eins zu sieben, 
sodaß z.B. auf 140 Bürger (ungefähr 700 Einwohner) zwanzig Wahlmänner kommen.
§ 139 Zwei Drittheile der Wahlmänner bestehen aus denjenigen Bürgern, welche im nächstvorhergegangenen 
Finanzjahre die höchste ordentliche directe Steuer, sey es aus eigenem oder aus nutznießlichem Vermögen, an 
den Staat zu entrichten hatten. Diese werden jedesmal vor Anstellung einer Wahl von dem Ortsvorsteher nebst 
dem Steuer-Einbringer, dem Obmann des Bürger-Ausschusses und dem Rathsschreiber, oder wenn dessen Amt 
mit der Stelle eines Ortsvorstehers vereinigt ist, dem ersten Gemeinde-Rath aus dem Steuer-Register als Wahl-
männer ausgezeichnet.
§ 140 Das letzte Drittheil der Wahlmänner wird von den übrigen Steuer-Contribuenten, unter der Leitung des 
Ortsvorstehers mit Zuziehung der (§ 13erwähnten Personen gewählt. Die Stimmen müssen einzeln im Durch-
gang abgegeben werden.
§ 141 Die Liste der Wahlmänner, sowohl derjenigen, welche wegen der Größe ihres Steuer-Antheiles von selbst 
zur Wahl berechtigt sind, als der gewählten, wird der Gemeinde bekannt gemacht.
§ 142 Zur Ausübung des Wahlrechts jeder Art werden eben die persönlichen Eigenschaften erfordert, welche 
nach § 135der Abzuordnende selbst haben muß, nur mit der Ausnahme, daß das Alter der Volljährigkeit hin-
einreicht.
§ 143 Eine gültige Wahl kommt nur durch die Abstimmung von wenigstens zwei Drittheilen der Wahlberech-
tigten zu Stande.

Die Ausübung des Wahlrechts kann nicht durch einen Bevollmächtigten geschehen, den Fall ausgenommen, 
wenn der Wahlberechtigte durch Dienstverhältnisse verhindert wird, sich am Wahlorte einzufinden.
§ 144 Die Wahlen geschehen nach relativer Stimmenmehrheit; jedoch darf diese niemals weniger als den dritten 
Theil der abgegebenen Stimmen betragen. Nur in dem Falle des § 140findet die letztere Beschränkung nicht 
Statt.

Im Falle der Stimmen-Gleichheit zwischen zwei Gewählten geht der Aeltere dem Jüngeren vor.
Niemand kann sich selbst die Stimme geben.

§ 145 Wer in mehreren Kreisen als Rittergutbesitzer (oder in mehreren Orten als Gemeindebürger) besteuert 
wird, kann in mehren Kreisen (oder Gemeinden) das Wahlrecht ausüben.
§ 146 Wählbar ist jeder, welchem die (oben §§ 134und 135) vorgeschriebenen Eigenschaften nicht fehlen. Je-
doch können Staatsdiener nicht innerhalb des Bezirks ihrer Amts-Verwaltung, und Kirchendiener nicht in-
nerhalb des Oberamts-Bezirkes, in welchem sie wohnen, gewählt werden und eine anderwärts auf sie gefallene 
Wahl nur mit Genehmigung der ihnen vorgesetzten höchsten Behörde annehmen.

Auch können weder die Häupter der standesherrlichen Familien, noch die Rittergutsbesitzer (§ 136 gewählt 
werden.
§ 147 Die Wahlmänner eines Kreises, eines Oberamts oder einer Stadt sind in Ansehung der Person des Abge-
ordneten nicht auf ihren Wahlbezirk beschränkt; sie können auch einem anderswo im Königreiche wohnenden 
Staatsbürger ihre Stimme geben. Wer aber an mehreren Orten gewählt worden ist, kann nur Eine der auf ihn 
gefallenen Wahlen annehmen.
§ 148 Tritt der Fall ein, daß Vater und Sohn zugleich Mitglieder der Stände-Versammlung werden, so wird, 
wenn der Vater nicht aus eigener Entschließung zurücktritt, der Sohn durch denselben ausgeschlossen.
§ 149 Was das Wahlverfahren betrifft, so müssen von den Städten und Oberamts-Bezirken längstens binnen 
acht Tagen von der Zeit an, da das Einberufungs-Rescript zu ihrer amtlichen Kenntniß gekommen ist, die Lis-
ten sämtlicher Wahlmänner an das Oberamt geschickt werden; worauf sodann von letzterer Behörde längstens 
binnen zehn Tagen, von dem Empfange jenes Rescripts an gerechnet, ein Wahltermin zu bestimmen ist, dessen 
Bekanntmachung acht Tage vor dem Eintritt geschehen muß.
§ 150 Die Wahl geschieht in der Amtsstadt durch die persönlich anwesenden Wahlmänner vermittelst der 
Uebergabe eines von ihnen geschriebenen oder wenigstens unterschriebenen, oder wenn der Wahlmann nicht 
schreiben kann, mit dessen beglaubigtem Handzeichen, statt der Unterschrift versehenen Stimmzettels.
§ 151 Die Leitung der Wahl steht dem Oberamtmann zu, bei den zu eigener Landstandschaft berechtigten 
Städten unter Zuziehung eines aus wenigstens vier Personen bestehenden Ausschusses von dem Stadtrathe und 



76

Dokumente zum württembergischen Verfassungsrecht 1819[10b]

dem Bürger-Ausschusse; bei den Oberamts-Bezirken besteht dieser Ausschuß aus vier Mitgliedern der Amts-
versammlung, nebst einem Mitgliede des Bürger-Ausschusses von der Stadt und einem von dem Lande; das 
Protokoll hat der betreffende Aktuar zu führen.

Die Mitglieder dieses Ausschusses sind nicht wählbar in ihrem Bezirke, und eben so wenig bei den Wahlen 
der Ritterschaft die zur Leitung der Wahlhandlung zuzuziehenden ritterschaftlichen Mitglieder (§ 136.
§ 152 Die Wahlhandlung darf nicht über drei Tage dauern, welche sich in ununterbrochener Reihe folgen müs-
sen.
§ 153 Kann oder will der Gewählte die Wahl nicht annehmen, so kann der nächste in der Stimmenzahl für ihn 
eintreten, vorausgesetzt, daß dieser nicht weniger als den dritten Theil der abgelegten Stimmen erhalten hat; 
außerdem muß eine neue Wahl vorgenommen werden.

Das Letzte muß auch dann geschehen, wenn nach bereits angenommener Wahl die Stelle des Abgeordneten 
wieder erledigt wird.
§ 154 Nach dem Schlusse der Wahlhandlung muß für den Gewählten zu dessen Legitimation eine Wahlur-
kunde mit der Unterschrift sämtlicher zur Leitung und Beurkundung der Wahl zugegen gewesenen Personen 
ausgefertigt werden.
§ 155 Der Gewählte ist als Abgeordneter, nicht des einzelnen Wahlbezirkes, sondern des ganzen Landes anzu-
sehen.

Es kann ihm daher auch keine Instruktion, an welche er bei seinen künftigen Abstimmungen in der Stände-
Versammlung gebunden wäre, ertheilt werden.
§ 156 Die Mitglieder beider Kammern haben ihr Stimmrecht in Person auszuüben; nur den erblichen Mitglie-
dern der ersten Kammer ist gestattet, ihre Stimme einem andern in der Versammlung anwesenden Mitgliede 
dieser Kammer, oder einem Sohne, oder dem sonstigen präsumtiven Nachfolger in der Standesherrschaft zu 
übertragen.

Dieses besondere Recht der Stimm-Uebertragung kann auf gleiche Weise auch für einen wegen Minder-
jährigkeit oder anderer persönlichen Unfähigkeit unter Vormundschaft stehenden Standesherren von dessen 
Vormund ausgeübt werden.

In jedem Fall aber kann ein Mitglied der ersten Kammer oder ein Stellvertreter desselben niemals mehr als 
eine übertragene Stimme führen.
§ 157 Alle sechs Jahre muß eine neue Wahl der Abgeordneten, welche nicht Amtshalber Sitz und Stimme in der 
zweiten Kammer haben, vorgenommen werden; die bisherigen sind wieder wählbar.
§ 158 Während dieses sechsjährigen Zeitraumes erfolgt der Austritt eines Mitgliedes der Kammer, außer dem 
Falle des freiwilligen Entschlusses oder der gerichtlich erkannten Ausschließung (§ 199 nur dann, wenn

1. ein Mitglied das Grundvermögen, den Stand oder das Amt, worauf dessen Befähigung beruht, zu besitzen 
aufhört;

2. wenn das Mitglied in der Zwischenzeit eine der oben (§ 135 festgesetzten Eigenschaften verliert.
In solchen Fällen wird, wenn das austretende Mitglied ein gewählter Abgeordneter war, eine neue Wahl von 

einem neuen Wahl-Collegium vorgenommen.
§ 159 Die Mitglieder beider Kammern haben sich vor Eröffnung des Landtages zu legitimiren, und zu dem 
Ende einige Tage vor dem in dem Einberufungs-Rescripte vorgeschriebenen Termin an dem bestimmten Orte 
der Versammlung sich einzufinden. Die Legitimation geschieht für den ersten künftigen Landtag auf die bisher 
übliche Weise, in der Folge aber bei dem ständischen Ausschusse (§ 187 durch Vorlegung des Einberufungs-
schreibens, welches in dem (§ 15erwähnten Falle der Stimm-Uebertragung mit der hierauf gerichteten Voll-
macht begleitet seyn muß, und vermittelst der Wahlurkunde.

Die zur Versammlung aufs neue gewählten Mitglieder des Ausschusses selbst werden zur Prüfung ihrer eige-
nen Legitimation durch die zuerst legitimirten Abgeordneten ersetzt.

Es hängt von dem Könige ab, zu dem Legitimations-Geschäfte Commissarien abzuordnen.
§ 160 Die erste Kammer wird durch die Anwesenheit der Hälfte, die zweite Kammer durch das Erscheinen von 
zwei Drittheilen ihrer Glieder als vollständig besetzt angesehen.

Der ständische Ausschuß hat am Tage vor dem in dem Einberufungsschreiben bestimmten Termin dem 
Geheimen Rathe von dem Erfolge des Legitimations-Geschäfts Anzeige zu machen.

Der König wird hierauf, wenn jene Zahl durch solche Abgeordnete erfüllt ist, bei deren Legitimation sich 
kein Anstand gefunden hat, den Landtag in den für diesen Fall vereinigten Kammern eröffnen, wobei der vom 
Könige ernannte Präsident der ersten Kammer, oder, wenn noch keiner ernannt, derjenige, welcher es bei der 
vorigen Versammlung war, die Stelle des Vorstandes vertritt.
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Die Legitimation der etwa später eintreffenden Mitglieder, so wie die Erledigung der noch übrigen Legiti-
mations-Anstände, geschieht bei der betreffenden Kammer. Das Resultat muß dem Geheimen Rathe vorgelegt 
werden; auch ist der andern Kammer davon Nachricht zu ertheilen.
§ 161 Sollte bei Einberufung eines Landtages eine der beiden Kammern nicht in der nach § 160erforderlichen 
Anzahl zusammen kommen, so wird sie als einwilligend in die Beschlüsse der andern angesehen. Jedoch steht 
es in diesem Falle den erschienenen Mitgliedern der unvollzähligen Kammer frei, den Sitzungen der andern 
mit Stimmrecht beizuwohnen.
§ 162 In der ersten Kammer nehmen die Prinzen des Königlichen Hauses den ersten Platz ein; auf sie folgen die 
Standesherren, beide unter sich nach ihrem sonst bestehenden Range; sodann die übrigen erblichen und die auf 
Lebenszeit vom König ernannten Mitglieder, nach der Zeit ihrer Ernennung.

In der zweiten Kammer sitzen die verschiedenen Classen, woraus sie zusammengesetzt ist, in der § 187ange-
gebenen Ordnung; unter den Gliedern jeder einzelnen Classe entscheidet, je nach Beschaffenheit derselben, das 
Amts- oder das Lebens-Alter, und unter den Geistlichen katholischer Confession der Vorzug der Amtswürde.

Die Abstimmungen geschehen nach der Sitz-Ordnung, jedoch so, daß in der zweiten Kammer bei dem Stim-
men-Aufrufe immer zwischen den vier ersten und den zwei übrigen Classen gewechselt wird, bis jene erschöpft 
sind.
§ 163 Jedes Mitglied der ersten und der zweiten Kammer hat bei seinem erstmaligen Eintritte in dieselbe den 
Stände-Eid abzulegen. Dieser lautet so:

„Ich schwöre, die Verfassung heilig zu halten, und in der Stände-Versammlung das unzertrennliche Wohl des 
Königs und des Vaterlandes, ohne alle Nebenrücksicht, nach meiner eigenen Ueberzeugung, treu und gewissen-
haft zu berathen. So wahr mir Gott helfe!“

Der Stände-Eid wird von einem bei Eröffnung eines Landtages neu eintretenden Mitglied in die Hände des 
Königs selbst oder des zur Eröffnung bevollmächtigten Ministers, außerdem in die Hände des Präsidenten einer 
jeden Kammer abgelegt.
§ 164 Der Vorstand der Stände-Versammlung besteht aus einem Präsidenten und einem Vice-Präsidenten in 
jeder der beiden Kammern. Das Amt desselben dauert bis zum Ablaufe des sechsjährigen Zeitraumes (§ 157.

Den Präsidenten der ersten Kammer ernennt der König ohne Vorschlag; für die Stelle des Vice-Präsidenten 
werden von der ersten Kammer drei standesherrliche Mitglieder durch absolute Stimmen-Mehrheit gewählt, 
aus welchen der König eines ernennt.

Ebenso wählt die zweite Kammer aus ihrer Mitte, ohne Unterschied der Classen, drei Mitglieder zur Stelle 
ihres Präsidenten, und wenn hierauf die Königliche Ernennung erfolgt ist, auf gleiche Art zu dem Amte des 
Vice-Präsidenten, welchen der König ebenfalls aus den hiezu vorgeschlagenen drei Mitgliedern ernennt.

Kommt nach Ablauf des sechsjährigen Zeitraumes die zweite Kammer zum erstenmal zusammen, oder sollte 
sonst der Fall eintreten, daß bei derselben beide Präsidial-Stellen zugleich erledigt wären, so vertritt bis zur 
Ernennung des Präsidenten das älteste rechtsgelehrte Mitglied die Stelle des Vorstandes.

Jede der Kammern wählt auf die Dauer eines Landtages einen oder mehrere Sekretäre aus ihrer Mitte.
§ 165 Der Präsident einer jeden Kammer sorgt für die Aufrechthaltung der Ordnung, bestimmt die Sitzungs-
tage, eröffnet und schließt die Sitzungen, ordnet den Gang der Verhandlungen, und leitet die Berathungen und 
Abstimmungen.
§ 166 Die Mitglieder der Kammern sind verbunden, jeder Sitzung anzuwohnen; im Falle eines gegründeten 
Hindernisses haben sie solches dem Präsidenten anzuzeigen.

Während der Dauer der Versammlung dürfen sie sich nicht ohne Erlaubniß des Präsidenten entfernen, und 
bei einer über acht Tage dauernden Abwesenheit nicht ohne Bewilligung der Kammer; jedoch kann der Präsi-
dent in besonders dringenden Fällen auch einen solchen längern Urlaub ertheilen, hat aber davon der Kammer 
in der folgenden Sitzung Kenntniß zu geben.
§ 167 Die Sitzungen der zweiten Kammer sind öffentlich; auch hat sie ihre Verhandlungen durch den Druck 
bekannt zu machen. Von der ersten Kammer muß wenigstens das letztere geschehen.

Die Zuhörer, die ein Zeichen des Beifalls oder der Mißbilligung geben, werden unverzüglich entfernt.
§ 168 Die Sitzungen werden geheim, theils auf das Begehren der Minister und Königlichen Commissarien bei 
Vorträgen, die sie, ihrer Erklärung nach, im Namen des Königes zu machen haben, und welche nur im Fall einer 
solchen Erklärung für amtliche Aeußerungen zu halten sind, theils auf den Antrag von wenigstens drei Mitglie-
dern, wenn diesen, nach vorläufigem Abtritt der Zuhörer, die Mehrheit der Kammer beistimmt.
§ 169 Die Minister sind befugt, den Verhandlungen der beiden Kammern anzuwohnen und an den Berathun-
gen Theil zu nehmen. Sie können sich auch von andern Staatsdienern begleiten lassen, welche etwa den vor-
liegenden Gegenstand besonders bearbeitet haben, oder sonst vorzügliche Kenntniß davon besitzen. An den 
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Sitzungen der ständischen Commissionen steht ihnen im Fall einer ausdrücklichen Einladung gleichfalls Theil-
nahme zu.
§ 170 Deputationen kann die Ständeversammlung weder annehmen, noch ohne Erlaubniß des Königes abord-
nen.
§ 171 Nur den Ministern oder Königlichen Commissarien, den Berichterstattern der ständischen Commis-
sionen und den Mitgliedern, welche einen Gegenstand zur Berathung in Antrag zu bringen (eine Motion zu 
machen) haben, steht die Befugniß zu, schriftliche Reden in der Versammlung abzulesen. Außerdem finden 
bloß mündliche Vorträge statt.
§ 172 Gesetzes-Entwürfe können nur von dem Könige an die Stände, nicht von den Ständen an den König 
gebracht werden. Den Ständen ist aber unbenommen, im Wege der Petition auf neue Gesetze sowohl, als auf 
Abänderung oder Aufhebung der bestehenden anzutragen.

Der König allein sancitonirt und verkündet die Gesetze unter Anführung der Vernehmung des (Geheimen 
Raths) und der erfolgten Zustimmung der Stände.
§ 173 In der Regel soll kein Gegenstand der Berathung in derselben Sitzung, worin der Antrag dazu gemacht 
wird, zur Verhandlung und Abstimmung gebracht werden. Wenn jedoch drei Viertheile der Mitglieder einstim-
men, kann ein Gegenstand für so dringend oder so unwichtig erklärt werden, daß von jener Regel abgegangen 
werden darf.

Königliche Anträge sind, ehe sie zur Berathung in der Versammlung kommen können, an Commissionen zu 
verweisen, welche über deren Inhalt Vortrag zu halten haben.
§ 174 Bei der Abstimmung ist der Antrag, mit den während der Berathschlagung in Vorwurf gekommenen 
Modificationen, in einzelne, einfache Fragen so aufzulösen, daß jedes Mitglied durch bloße Bejahung oder 
Verneinung seine Stimme abgeben kann.
§ 175 Zu Fassung eines gültigen Beschlusses wird in jeder Kammer die zur vollständigen Besetzung derselben 
(§ 160 nothwendige Anzahl von Mitgliedern erfordert.
§ 176 Die Beschlüsse werden nach der Stimmenmehrheit, welche nach Beschaffenheit des Gegenstandes eine 
absolute oder relative seyn kann, abgefaßt, so daß im Falle der Stimmen-Gleichheit der Präsident den Ausschlag 
gibt. wenn jedoch von Abänderung irgend eines Punktes der Verfassung die Rede ist, so ist die Beistimmung 
von zwei Drittheilen der anwesenden Mitglieder in beiden Kammern nothwendig.
§ 177 Die zum Wirkungskreise der Stände gehörigen Angelegenheiten werden in jeder Kammer besonders 
verhandelt. Doch können, um eine Ausgleichung verschiedener Ansichten zu versuchen, beide Kammern sich 
miteinander zu vertraulichen Besprechungen, ohne Protokollführung und Beschlußnahme, vereinigen.
§ 178 Es hängt von dem Könige ab, die Gesetzes-Entwürfe oder andere Vorschläge an die erste oder an die zwei-
te Kammer zu bringen, ausgenommen, wenn sie Verwilligung von Abgaben betreffen; in welchem Falle solche 
immer zuerst an die zweite Kammer gelangen.
§ 179 Die von der einen Kammer gefaßten Beschlüsse werden der andern zu gleichmäßiger Berathung mitget-
heilt. Nur zu Ausübung des Rechts der Petitionen und Beschwerden, so wie zu einer Anklage wegen verletzter 
Verfassung (§ 199, ist jede Kammer auch einzeln berechtigt.
§ 180 Die Kammer, an welche die Mittheilung geschieht, kann den Antrag der mittheilenden verwerfen oder 
annehmen, und zwar entweder unbedingt, oder mit beigefügten Modicationen. Die Verwerfung muß aber je-
derzeit mit Anführung der Gründe geschehen.
§ 181 Von der vorstehenden Regel (§ 180 macht die Abgaben-Verwilligung eine Ausnahme in folgenden Punk-
ten:

1. Eine Abgaben-Verwilligung wird in der zweiten Kammer, nach der von ihr in Gemäßheit des § 110vor-
genommenen Untersuchung, in Berathung gezogen, und nach vorgängiger vertraulicher Besprechung mit der 
ersten Kammer (§ 177 Beschluß darüber in der zweiten gefaßt;

2. dieser Beschluß wird sodann der ersten Kammer mitgetheilt, welche denselben nur im Ganzen, ohne Ae-
nderung, annehmen oder verwerfen kann;
3erfolgt das Letztere, so werden die bejahenden und die verneinenden Stimmen beider Kammern zusammen-
gezählt, und nach der Mehrheit sämtlicher Stimmen wird alsdann der Stände-Beschluß abgefaßt. Würde in 
diesem Falle Stimmen-Gleichheit eintreten, so hat der Präsident der zweiten Kammer die Entscheidung.
§ 182 In allen anderen Fällen gilt der Grundsatz, daß nur solche Beschlüsse, worüber beide Kammern, nach 
gegenseitiger Mittheilung, einverstanden sind, an den König gebracht und von dem Könige bestätigt werden 
können.
§ 183 Der von der einen Kammer verworfene Antrag der andern kann auf demselben Landtage nicht wie-
derholt werden. Wird aber ein solcher Antrag bei der nächsten Stände-Versammlung erneuert und abermals 
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verworfen, so treten die zwei Kammern zu einer vertraulichen Besprechung über den Gegenstand zusammen. 
Sollte auch hierdurch die Verschiedenheit der Ansichten nicht ausgeglichen werden, so haben die Kammern, 
wenn die Frage einen ihnen von dem Könige zugekommenen Gegenstand betrifft, ihre Nicht-Uebereinstim-
mung dem Könige blos anzuzeigen, woferne sie nicht miteinander übereinkommen, die Entscheidung dem 
Könige zu überlassen.
§ 184 Kein Mitglied der beiden Kammern kann während der Dauer der Stände-Versammlung ohne Einwilli-
gung der betreffenden Kammer zu Verhaft gebracht werden, den Fall der Ergreifung auf frischer That wegen 
eines Verbrechens ausgenommen. In letzterem Fall ist aber die Kammer von der geschehenen Verhaftung, mit 
Angabe des Grundes, unverzüglich in Kenntniß zu setzen.
§ 185 Niemand kann wegen seiner in der Stände-Versammlung gehaltenen Vorträge und gegebenen Abstim-
mungen zur Verantwortung gezogen werden. Jedoch sind Beleidigungen oder Verläumdungen der Regierung, 
der Stände-Versammlung oder einzelner Personen der Bestrafung nach den bestehenden Gesetzen in dem or-
dentlichen Wege des Rechts unterworfen.

Verfehlungen gegen die Gesetze des Anstandes oder der innern Polizei, oder gegen die Geschäfts-Vorschrif-
ten, hat der Präsident zu bemerken, und, wenn sie bedeutend sind, solche zur Kenntniß der Kammer zu brin-
gen, welche nach Beschaffenheit der Umstände ihre Mißbilligung ausdrücken, Verweis ertheilen, oder auch 
Widerruf verlangen kann.
§ 186 Der König eröffnet und entläßt die Stände-Versammlung entweder in eigener Person oder durch einen 
dazu bevollmächtigten Minister.

Dem Könige steht auch das Recht zu, die Versammlung zu vertagen oder ganz aufzulösen.
Im Falle der Auflösung wird spätestens binnen sechs Monaten eine neue Versammlung einberufen werden; 

es ist hiezu eine neue Wahl der Abgeordneten nöthig, bei welcher jedoch die vorigen Mitglieder wieder gewählt 
werden können.
§ 187 Solange die Stände nicht versammelt sind, besteht als Stellvertreter derselben, ein Ausschuß für diejenigen 
Geschäfte, deren Besorgung von einem Landtage zum andern zur ununterbrochenen Wirksamkeit der Reprä-
sentation des Landes nothwendig ist.
§ 188 In dieser Hinsicht liegt dem Ausschuß ob, die ihm, nach der Verfassung, zur Erhaltung derselben zuste-
henden Mittel in Anwendung zu bringen, und hievon bei wichtigen Angelegenheiten, die in dem Königreich 
wohnenden Stände-Mitglieder in Kenntniß zu setzen, in den geeigneten Fällen bei der höchsten Staats-Behörde 
Vorstellungen, Verwahrungen und Beschwerden einzureichen, und nach Erforderniß der Umstände, besonders 
wenn es sich von der Anklage der Minister handelt, um Einberufung einer außerordentlichen Stände-Ver-
sammlung zu bitten, welche in letzterem Falle nie verweigert werden wird, wenn der Grund der Anklage und 
die Dringlichkeit derselben gehörig nachgewiesen ist.

Außerdem hat der Ausschuß am Ende der in die Zwischenzeit fallenden Finanz-Jahre nach Maßgabe dessen, 
was § 110festgesetzt ist, die richtige, der Verabschiedung angemessene Verwendung der verwilligten Steuern in 
dem verflossenen Jahre zu prüfen, und den Etat des künftigen Jahrs mit dem Finanz-Ministerium zu berathen. 
Auch steht dem Ausschusse die Aufsicht über die Verwaltung der Staats-Schulden-Zahlungs-Kasse zu.

Insbesondere gehört es zu seinem Wirkungskreise, die für eine Stände-Versammlung sich eignenden Ge-
schäfts-Gegenstände, namentlich die Erörterungen vorgelegter Gesetzes-Entwürfe, zur künftigen Berathung 
vorzubereiten, und für die Vollziehung der landständischen Beschlüsse Sorge zu tragen.
§ 189 Dagegen kann sich der Ausschuß auf solche Gegenstände, welche verfassungsmäßig eine Verabschiedung 
mit den Ständen erfordern, namentlich auf Gesetzgebungs-Anträge, Steuer-Verwilligungen, Schulden-Ueber-
nahmen und Militär-Aushebungen, nicht anderst als auf eine vorbereitende Weise einlassen.
§ 190 Der ständische Ausschuß besteht aus zwölf Personen, nämlich den Präsidenten der beiden Kammern, 
zwei Mitgliedern aus der ersten und acht aus der zweiten Kammer. Die Wahl derselben geschieht von den zu 
diesem Zwecke vereinigten Kammern nach relativer Stimmenmehrheit auf die Zeit von einem ordentlichen 
Landtage zum andern (auf drei Jahre) und ist jedesmal dem Könige anzuzeigen.

Ein in der Zwischenzeit abgehendes Ausschuß-Mitglied wird von der nächsten Versammlung der Stände 
wieder definitiv ersetzt; bis dahin rückt an dessen Stelle dasjenige Stände-Mitglied ein, welches bei der letzten 
Ausschußwahl die meisten Stimmen nach den Gewählten erhalten hatte.

In Verhinderung der Präsidenten treten die Vice-Präsidenten für sie ein; sind letztere schon Mitglieder des 
Ausschusses, so werden deren Stellen auf die so eben festgesetzte Weise ersetzt.

Sechs Mitglieder des Ausschusses, die Präsidenten der beiden Kammern mit eingeschlossen, müssen in Stutt-
gart anwesend seyn. Die übrigen sechs Mitglieder können außerhalb Stuttgart ihre Wohnungen haben und 
werden, so oft es die Umstände erfordern, von den Anwesenden einberufen.
§ 191 Bei jeder Stände-Versammlung hat der Ausschuß über dasjenige, was von ihm in der Zwischenzeit ver-
handelt worden ist, in einem Zusammentritte beider Kammern Rechenschaft abzulegen.
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§ 192 Die Verrichtungen des Ausschusses hören mit der Eröffnung eines neuen Landtages auf und werden nach 
einer bloßen Vertagung desselben oder nach Beendigung einer außerordentlichen Stände-Versammlung wieder 
fortgesetzt.

Bei der Auflösung eines jeden Landtages und bei der Entlassung eines ordentlichen muß ein neuer Ausschuß 
gewählt werden, wobei die vorigen Mitglieder wieder wählbar sind. Zu dieser Wahl wird den Ständen jedesmal, 
auch bei einer Auflösung der Versammlung, die erforderliche Sitzung noch gestattet.

Sollten außerordentliche Umstände es ihnen unmöglich machen, diese Sitzung noch zu halten, so haben die 
bisherigen Mitglieder oder deren Stellvertreter (§ 90, so ferne sie zugleich Stände-Mitglieder sind, die Verrich-
tungen des Ausschuß-Collegiums wieder zu übernehmen.
§ 193 Das ständische Amts-Personal besteht, außer den Beamten der Schulden-Zahlungs-Kasse, für beide 
Kammern aus einem Archivar, für jede Kammer aus einem Registrator und den erforderlichen Canzellisten; die 
Registratoren haben zugleich bei dem Ausschuß das Secretariat zu versehen.

Jede Kammer wählt ihren Registrator und Canzellisten; die Beamten der Schulden-Zahlungs-Kasse, so wie 
der Archivar, werden von den hiezu vereinigten Kammern gewählt.

Dem König ist die Bestellung der Kassenbeamten, des Archivars und der Registratoren zur Bestätigung vor-
zulegen, und von der Wahl der Canzellisten Anzeige zu machen.

Die Dienst-Entlassung dieser Beamten geschieht auf die gleiche Art, wie deren Anstellung, durch die einzel-
nen oder durch die vereinigten Kammern, und richtet sich im Uebrigen nach den deshalb bei den Königlichen 
Beamten geltenden Gesetzen.

Die Annahme und Entlassung der ständischen Kanzlei-Diener hängt von dem Präsidenten ab.
Das gesamte Amts- und Dienst-Personal steht bei nicht versammeltem Landtage unter der Aufsicht und den 

Befehlen des Ausschusses, welcher auch in der Zwischenzeit die erforderlichen Amtsverweser zu bestellen und 
ungetreue oder sonst sich vergehende Diener in den gesetzlichen Fällen den Gerichten zu übergeben hat.
§ 194 Eine eigene ständische Kasse, welche die für sie jedesmal zugleich mit dem Finanz-Etat zu verabschieden-
de Summe aus der Staats-Kasse in bestimmten Raten erhält, bestreitet den ständischen Aufwand.

Hieher gehören die Taggelder und Reisekosten der Mitglieder der Stände-Versammlung, die Besoldungen 
der ständischen Ausschuß-Mitglieder, Beamten und Diener, die Belohnungen derjenigen, welche durch be-
sondere Aufträge der Stände oder des ständischen Ausschusses bemüht gewesen sind, die Unterhaltung einer 
angemessenen Büchersammlung, die Canzlei-Kosten überhaupt, und andere mit der Geschäftsführung verbun-
dene Ausgaben.

Die jährliche Kassenrechnung, welche mit Angabe aller einzelnen Einnahmen und Ausgaben zu führen ist, 
wird von einer besondern ständischen Commission probirt, in der Stände-Versammlung zum Vortrag gebracht, 
und von dieser justificirt. Jedes Mitglied der Versammlung kann die eigene Einsicht dieser Rechnung verlangen.

Die Besoldungen der Mitglieder und der Beamten des Ausschusses, so wie die Taggelder und Reisekosten der 
Stände-Mitglieder, werden durch Verabschiedung bestimmt werden.

Die nicht in Stuttgart anwesenden Mitglieder des Ausschusses erhalten, wenn sie einberufen werden, gleiche 
Diäten und Reisegelder, wie die Stände-Mitglieder, und beziehen solche aus der ständischen Casse.

Kapitel X. Von dem Staats-Gerichtshofe
§ 195 Zum gerichtlichen Schutze der Verfassung wird ein Staats-Gerichtshof errichtet. Diese Behörde erkennt 
über Unternehmungen, welche auf den Umsturz der Verfassung gerichtet sind, und über Verletzung einzelner 
Punkte der Verfassung.
§ 196 Der Staats-Gerichtshof besteht aus einem Präsidenten, welcher von dem Könige aus den ersten Vor-
ständen der höheren Gerichte ernannt wird, und aus zwölf Richtern, wovon der König die Hälfte aus den Mit-
gliedern jener Gerichte ernennt, die Stände-Versammlung aber die andere Hälfte nebst drei Stellvertretern im 
Zusammentritte beider Kammern außerhalb ihrer Mitte wählt.

Unter den ständischen Mitgliedern müssen wenigstens zwei Rechts-Gelehrte seyn, welche auch, mit Vorbe-
halt der Einwilligung des Königes, aus Königlichen Staatsdienern gewählt werden können. Außerdem müssen 
die Mitglieder alle zur Stelle eines Stände-Mitglieds erforderlichen Eigenschaften haben.

Das Canzlei-Personal wird aus dem Ober-Tribunale genommen.
§ 197 Sämtliche Richter werden für diesen ihren Beruf besonders verpflichtet und können gleich den übri-
gen Justiz-Beamten nur durch Urtheilsspruch ihrer Stelle als Mitglieder dieses Gerichtshofes entsetzt werden. 
Nimmt jedoch ein ständischer Richter ein Staatsamt an, so hört er dadurch auf, Mitglied dieser Stelle zu seyn, 
kann aber von der Stände-Versammlung wieder gewählt werden. Ebenso tritt ein vom Könige ernanntes Mit-
glied aus dem Gerichte, wenn es aufhört, sein richterliches Hauptamt zu bekleiden.
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§ 198 Das Gericht versammelt sich auf Einberufung durch den Präsidenten, welche von diesem sogleich gesche-
hen muß, wenn er dazu einen von dem Justiz-Minister contrasignirten Befehl des Königs oder eine Aufforde-
rung mit Angabe des Gegenstandes von einer der beiden Kammern durch deren Präsidenten erhält.

Das Gericht löst sich auf, wenn der Proceß geendigt ist. Der Präsident hat für die Vollziehung der Beschlüsse 
zu sorgen, und in Anstands-Fällen das Gericht wieder zu versammeln.
§ 199 Eine Anklage vor dem Staats-Gerichtshofe, wegen der oben (§ 19erwähnten Handlung, kann geschehen 
von der Regierung gegen einzelne Mitglieder der Stände und des Ausschusses, und von den Ständen sowohl 
gegen Minister und Departements-Chefs als gegen einzelne Mitglieder und höhere Beamten der Stände-Ver-
sammlung. Andere Staatsdiener, als Minister und Departements-Chefs können vor diesem Gerichte nicht an-
geklagt werden, außer wegen Uebertretung der § 53enthaltenen Vorschrift.

Anklage und Vertheidigung geschieht öffentlich. Die Protocolle werden mit den Abstimmungen und Be-
schlüssen durch den Druck bekannt gemacht.
§ 200 Wenn es erforderlich ist, Inquirenten zu bestellen, so wählt der Gerichtshof dieselben aus den Räthen der 
Criminal-Gerichte. Der Untersuchung hat jedesmal ein Königliches und ein ständisches Mitglied des Gerichts-
hofs anzuwohnen.
§ 201 Es werden jedesmal zwei Referenten bestellt. Ist der erste Referent ein Königlicher Richter, so muß der 
Correferent ein ständischer seyn, und umgekehrt.
§ 202 Bei jedem Beschlusse muß eine gleiche Anzahl von Königlichen und ständischen Richtern anwesend 
seyn. Sollte durch Zufall eine Ungleichheit der Zahl eintreten, welche nicht sogleich durch anderweitige Er-
nennung oder Eintritt eines Stellvertreters gehoben werden könnte, so tritt der Jüngste im Dienste von der 
überzählenden Seite aus; doch darf die Zahl der Richter nie unter zehn seyn.

Im Verhinderungsfalle vertritt die Stelle des Präsidenten der erste Königliche Richter.
Dem Präsidenten steht keine Stimme zu; im Falle der Stimmengleichheit entscheidet die für den Angeklagten 

günstigere Meinung.
§ 203 Die Strafbefugniß des Gerichtshofes erstreckt sich nur auf Verweise und Geldstrafen, auf Suspension und 
Entfernung vom Amte, auf zeitliche oder immerwährende Ausschließung von der Landstandschaft.

Wenn dieses Gericht die höchste in seiner Competenz liegende Strafe erkannt hat, ohne eine weitere aus-
drücklich auszuschließen, so bleibt den ordentlichen Gerichten vorbehalten, gegen den Verurtheilten ein wei-
teres Verfahren von Amtswegen eintreten zu lassen.
§ 204 Gegen den Ausspruch des Staats-Gerichtshofes findet keine Appellation statt, sondern nur das Rechtsmit-
tel der Revision und der Wieder-Einsetzung in den vorigen Stand.
§ 205 Der König wird nicht nur die Untersuchung niemals hemmen, sondern auch das ihm zustehende Be-
gnadigungsrecht nie dahin ausdehnen, daß ein von diesem Gerichte in die Entfernung vom Amte verurtheilter 
Staatsdiener in seiner bisherigen Stelle gelassen, oder daß derselbe in einem anderen Justiz- oder Staats-Verwal-
tungs-Amte angestellt würde, es wäre denn, daß in Rücksicht auf Wieder-Anstellung das gerichtliche Erkennt-
niß einen ausdrücklichen Vorbehalt zu Gunsten des Verurtheilten enthielte.

Wie nun die vorstehenden Bestimmungen von nun an die Staats-Grund-Verfassung Unseres Königreichs 
enthalten; so geloben Wir hiermit bei Unserer Königlichen Würde, für Uns und Unsere Nachfolger in der Re-
gierung, den gegenwärtigen Vertrag fest und unverbrüchlich nicht nur für Uns Selbst zu halten und zu erfüllen, 
sondern auch gegen alle Eingriffe und Verletzungen zu schützen und bei Kräften zu erhalten.

So geschehen in Unserer Haupt- und Residenz-Stadt Stuttgart,
am 25. September 1819.

http://www.documentarchiv.de/nzjh/verfwberg.html
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Nr. 11. Wiener Schlussakte
vom 15. Mai 1820

[von Pölitz, Karl Heinrich Ludwig (Hrsg.), Die Verfassungen des teutschen Staatenbundes seit dem Jahre
1789 bis auf die neueste Zeit, Erste Abtheilung, Leipzig 1847, S. 23 ff.]

Wiener Schlussakte (1820)

Die souverainen Fürsten und freien Städte Deutschlands, eingedenk ihrer bey Stiftung des deutschen Bundes 
übernommen Verpflichtung, den Bestimmungen der Bundes-Acte durch ergänzende und erläuternde Grund-
gesetze eine zweckmäßige Entwickelung und hiemit dem Bundes-Verein selbst die erforderliche Vollendung zu 
sichern, überzeugt, daß sie, um das Band, welches das gesamte Deutschland in Friede und Eintracht verbindet, 
unauflöslich zu befestigen, nicht länger anstehen durften, jener Verpflichtung und einem allgemein gefühlten 
Bedürfnisse durch gemeinschaftliche Berathungen Genüge zu leisten, haben zu diesem Ende nachstehende 
Bevollmächtigte ernannt, nämlich:

[Es folgenden Namen der Bevollmächtigten.]
welche zu Wien, nach geschehener Auswechslung ihrer richtig befundenen Vollmachten, in Cabinets-Confe-

renzen zusammengetreten, und, nach sorgfältiger Erwägung und Ausgleichung der wechselseitigen Ansichten, 
Wünsche und Vorschläge ihrer Regierungen, zu einer definitiven Vereinbarung über folgende Artikel gelangt 
sind:
Art. 1. Der deutsche Bund ist ein völkerrechtlicher Verein der deutschen souverainen Fürsten und freien Städte, 
zur Bewahrung der Unabhängigkeit und Unverletztbarkeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten und zur Erhal-
tung der innern und äußern Sicherheit Deutschlands.
Art. 2. Dieser Verein besteht in seinem Innern als eine Gemeinschaft selbständiger unter sich unabhängiger 
Staaten, mit wechselseitigen gleichen Vertrags-Rechten und Vertrag-Obligenheiten, in seinen äußern Verhält-
nissen aber als eine in politischer Einheit verbundene Gesammt-Macht.
Art. 3. Der Umfang und die Schranken, welche der Bund seiner Wirksamkeit vorgezeichnet hat, sind in der 
Bundes-Acte bestimmt, die der Grundvertrag und das erste Grundgesetz dieses Vereins ist. Indem dieselbe 
die Zwecke des Bundes ausspricht, bedingt und begrenzt sie zugleich dessen Befugnisse und Verpflichtungen.
Art. 4. Der Gesammtheit der Bundes-Glieder steht die Befugniß der Entwickelung und Ausbildung der Bun-
des-Acte zu, in so fern die Erfüllung der darin aufgestellten Zwecke solche nothwendig macht. Die deßhalb zu 
fassenden Beschlüsse dürfen aber mit dem Geiste der Bundes-Acte nicht im Widerspruch stehen, noch von dem 
Grund-Charakter des Bundes abweichen.
Art. 5. Der Bund ist als ein unauflöslicher Verein gegründet, und es kann daher der Austritt aus diesem Verein 
keinem Mitgliede desselben frey stehen.
Art. 6. Der Bund ist nach seiner ursprünglichen Bestimmung auf die gegenwärtig daran Theil nehmenden 
Staaten beschränkt. - Die Aufnahme eines neuen Mitgliedes kann nur Statt haben, wenn die Gesammtheit der 
Bundes-Glieder solche mit den bestehenden Verhältnissen vereinbar und dem Vortheil des Ganzen angemessen 
findet. - Veränderungen in dem gegenwärtigen Besitzstande der Bundes-Glieder können keine Veränderung in 
den Rechten und Verpflichtungen derselben in Bezug auf den Bund, ohne ausdrückliche Zustimmung der Ge-
sammtheit, bewirken. - Eine freiwillige Abtretung auf einem Bundes-Gebiete haftender Souverainitäts-Rechte, 
kann ohne solche Zustimmung nur zu Gunsten eines Mitverbündeten geschehen.
Art. 7. Die Bundes-Versammlung, aus den Bevollmächtigten sämmtlicher Bundes-Glieder gebildet, stellt den 
Bund in seiner Gesammtheit vor, und ist das beständige verfassungsmäßige Organ seines Willens und Handels.
Art. 8. Die einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage sind von ihren Committenten unbedingt abhängig, und 
diesem allein wegen getreuer Befolgung der ihnen ertheilten Instructionen, so wie wegen ihrer Geschäftsfüh-
rung überhaupt verantwortlich.
Art. 9. Die Bundes-Versammlung übt ihre Rechte und Obligenheiten nur innerhalb der ihr vorgezeichneten 
Schranken aus. Ihre Wirksamkeit ist zunächst durch die Vorschriften der Bundes-Acte, und durch die in Ge-
mäßheit derselben beschlossenen oder ferner zu beschließenden Grundgesetze, wo aber diese nicht zureichen, 
durch die im Grundvertrage bezeichneten Bundeszwecke bestimmt.
Art. 10. Der Gesammtwille des Bundes wird durch verfassungsmäßige Beschlüsse der Bundes-Versammlung 
ausgesprochen; verfassungsmäßig aber sind diejenigen Beschlüsse, die innerhalb der Grenzen der Competenz 
der Bundes-Versammlung, nach vorgängiger Berathung, durch freie Abstimmung entweder im engern Rathe 
oder im Plenum gefaßt werden, je nachdem das Eine oder das Andere durch die grundgesetzlichen Bestimmun-
gen vorgeschrieben ist.
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Art. 11. In der Regel faßt die Bundes-Versammlung die zur Besorgung der gemeinsamen Angelegenheiten des 
Bundes erforderlichen Beschlüsse im engern Rathe nach absoluter Stimmenmehrheit. Diese Form der Schluß-
fassung findet in allen Fällen Statt, wo bereits feststehende allgemeine Grundsätze in Anwendung, oder be-
schlossene Gesetze und Einrichtungen zur Ausführung zu bringen sind, überhaupt aber bey allen Berathungs-
Gegenständen, welche die Bundes-Acte oder spätere Beschlüsse nicht bestimmt davon ausgenommen haben.
Art. 12. Nur in den in der Bundes-Acte ausdrücklich bezeichneten Fällen und wo es auf eine Kriegs-Erklärung 
oder Friedens-Schluß-Bestätigung von Seiten des Bundes ankömmt, wie auch, wenn über die Aufnahme eines 
neuen Mitgliedes in den Bund entschieden werden soll, bildet sich die Versammlung zu einen Plenum. Ist in 
einzelnen Fällen die Frage, ob ein Gegenstand vor das Plenum gehört zweifelhaft, so steht die Entscheidung 
derselben dem engern Rathe zu. Im Plenum findet keine Erörterung noch Berathung Statt, sondern es wird nur 
darüber abgestimmt, ob ein im engern Rathe vorbereiteter Beschluß angenommen oder verworfen werden soll. 
- Ein gültiger Beschluß im Plenum setzt eine Mehrheit von zwey Drittheilen der Stimmen voraus.
Art. 13. Ueber folgende Gegenstände:

1) Annahme neuer Grundgesetze, oder Abänderung der bestehenden;
2) Organische Einrichtungen, das heißt bleibende Anstalten, als Mittel zur Erfüllung der ausgesprochenen 

Bundeszwecke;
3) Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund;
4) Religions-Angelgenheiten;
findet kein Beschluß durch Stimmenmehrheit Statt; jedoch kann eine definitive Abstimmung über Gegen-

stände dieser Art nur nach genauer Prüfung und Erörterung der den Widerspruch einzelner Bundes-Glieder 
bestimmenden Gründe, deren Darlegung in keinem Falle verweigert werden darf, erfolgen.
Art. 14. Was insbesondere die organischen Einrichtungen betrifft, so muß nicht nur über die Vorfrage, ob sol-
che unter dem obwaltenden Umständen nothwendig sind, sondern auch über Entwurf und Anlage derselben in 
ihren allgemeinen Umrissen und wesentlichen Bestimmungen, im Plenum, und durch Stimmen-Einhelligkeit 
entschieden werden. Wenn die Entscheidung zu Gunsten der vorgeschlagenen Einrichtung ausgefallen ist, so 
bleiben die sämmtlichen weiteren Verhandlungen über die Ausführung im Einzelnen der engern Versammlung 
überlassen, welche alle dabey noch vorkommenden Fragen durch Stimmenmehrheit entscheidet, auch nach Be-
finden der Umstände eine Commission aus ihrer Mitte anordnet, um die verschiednen Meinungen und Anträge 
mit möglichster Schonung und Berücksichtigung der Verhältnisse und Wünsche der Einzelnen auszugleichen.
Art. 15. In Fällen, wo die Bundes-Glieder nicht in ihrer vertragsmäßigen Einheit, sondern als einzelne, selbstän-
dige und unabhängige Staaten erscheinen, folglich jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen Bundesglie-
dern eine besondere, nicht in den gemeinsamen Verpflichtungen Aller begriffene Leistung oder Verwilligung 
für den Bund zugemuthet werden sollte, kann ohne freie Zustimmung sämmtlicher Betheiligten kein die selben 
verbindender Beschluß gefaßt werden.
Art. 16. Wenn die Besitzungen eines souverainen deutschen Hauses durch Erbfolge auf ein anderes überge-
hen, so hängt es von der Gesammtheit des Bundes ab, ob und in wie fern die auf jenen Besitzungen haftenden 
Stimmen im Plenum, da im engern Rathe kein Bundes-Glied mehr als eine Stimme führen kann, dem neuen 
Besitzer beigelegt werden sollen.
Art. 17. Die Bundesversammlung ist berufen, zur Aufrechterhaltung des wahren Sinnes der Bundes-Acte, die 
darin enthaltenden Bestimmungen, wenn über deren Auslegung Zweifel entstehen sollten, dem Bundeszweck 
gemäß zu erklären, und in allen vorkommenden Fällen den Vorschriften dieser Urkunde ihre richtige Anwen-
dung zu sichern.
Art. 18. Da Eintracht und Friede unter den Bundes-Gliedern ungestört aufrecht erhalten werden soll, so hat die 
Bundes-Versammlung, wenn die innere Ruhe und Sicherheit des Bundes auf irgend eine Weise bedroht oder ge-
stört ist, über Erhaltung oder Wiederherstellung derselben Rath zu pflegen, und die dazu geeigneten Beschlüsse 
nach Anleitung der in den folgenden Artikeln enthaltenen Bestimmungen zu fassen.
Art. 19. Wenn zwischen Bundes-Gliedern Thätlichkeiten zu besorgen, oder wirklich ausgeübt worden sind, 
so ist die Bundes-Versammlung berufen, vorläufige Maßregeln zu ergreifen, wodurch jeder Selbsthülfe vorge-
beugt, und der bereits unternommenen Einhalt gethan werde. Zu dem Ende hat sie vor allem für Aufrechter-
haltung des Besitzstandes Sorge zu tragen.
Art. 20. Wenn die Bundes-Versammlung von einem Bundes-Gliede zum Schutze des Besitzstandes angerufen 
wird, und der jüngste Besitzstand streitig ist, so soll sie für diesen besondern Fall befugt seyn, ein bey der Sa-
che nicht betheiligtes Bundes-Glied in der Nähe des zu schützenden Gebietes aufzufordern, die Thatsache des 
jüngsten Besitzes und die angezeigte Störung desselben ohne Zeitverlust durch seinen obersten Gerichtshof 
summarisch untersuchen, und darüber einen rechtlichen Bescheid abfassen zu lassen, dessen Vollziehung die 
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Bundes-Versammlung, wenn der Bundesstaat, gegen welchen er gerichtet ist, sich nicht auf vorgängige Auffor-
derung freiwillig dazu versteht, durch die ihr zu diesem Ende angewiesenen Mittel zu bewirken hat.
Art. 21. Die Bundes-Versammlung hat in allen, nach Vorschrift der Bundes-Acte bey ihr anzubringenden Strei-
tigkeiten der Bundes-Glieder die Vermittlung durch einen Ausschuß zu versuchen. Können die entstandnen 
Streitigkeiten auf diesem Wege nicht beygelegt werden, so hat sie die Entscheidung derselben durch eine Aus-
trägal-Instanz zu veranlassen, und dabey, so lange nicht wegen der Austrägal-Gerichte überhaupt eine ander-
weitige Uebereinkunft zwischen den Bundes-Gliedern Statt gefunden hat, die in dem Bundes-Tags-Beschlusse 
vom sechszehnten Juny 1817 enthaltnen Vorschriften, so wie dem, in Folge gleichzeitig an die Bundes-Tags-
Gesandten ergehender Instructionen, zu fassenden besondern Beschluß zu beobachten.
Art. 22. Wenn nach Anleitung des obgedachten Bundes-Tags-Beschlüsses der oberste Gerichts eines Bundes-
Staats zur Austrägal-Instanz gewählt ist, so steht demselben die Leitung des Processes und die Entscheidung 
des Streits in allen seinen Haupt- und Neben-Punkten uneingeschränkt und ohne alle weitere Einwirkung der 
Bundes-Versammlung oder der Landesregierung zu. Letztere wird jedoch, auf Antrag der Bundesversammlung, 
oder der streitenden Theile im Fall einer Zögerung von Seiten des Gerichts, die zur Beförderung der Entschei-
dung nöthigen Verfügungen erlassen.
Art. 23. Wo keine besonderen Entscheidungs-Normen vorhanden sind, hat das Austrägal-Gericht nach den in 
Rechts-Streitigkeiten derselben Art vormals von den Reichs-Gerichten subsidiarisch befolgten Rechtsquellen, 
in so fern solche auf die jetzigen Verhältnisse der Bundes-Glieder noch anwendbar sind, zu erkennen.
Art. 24. Es steht übrigens den Bundes-Gliedern frey, sowohl bey einzelnen vorkommenden Streitigkeiten, als 
für alle künftigen Fälle, wegen besonderer Austräge oder Compromisse übereinzukommen, wie denn auch 
frühere Familien- oder Vertrag-Austräge durch Errichtung der Bundes-Austrägal-Instanz nicht aufgehoben, 
noch abgeändert werden.
Art. 25. Die Aufrechterhaltung der innern Ruhe und Ordnung in den Bundesstaaten steht den Regierungen 
allein zu. Als Ausnahme kann jedoch in Rücksicht auf die innere Sicherheit des gesammten Bundes, und in 
Folge der Verpflichtung der Bundes-Glieder zu gegenseitiger Hülfsleistung, die Mitwirkung der Gesammtheit 
zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Ruhe, im Fall einer Widersetzlichkeit der Unterthanen gegen die 
Regierung, eines offenen Aufruhrs, oder gefährlicher Bewegungen in mehreren Bundesstaaten, Statt finden.
Art. 26. Wenn in einem Bundesstaate durch Widersetzlichkeit der Unterthanen gegen die Obrigkeit die innere 
Ruhe unmittelbar gefährdet, und eine Verbreitung aufrührerischer Bewegungen zu fürchten, oder ein wirk-
licher Aufruhr zum Ausbruch gekommen ist, und die Regierung selbst, nach Erschöpfung der verfassungs-
mäßigen und gesetzlichen Mittel, den Beistand des Bundes anruft, so liegt der Bundes-Versammlung ob, die 
schleunigste Hülfe zu Wiederherstellung der Ordnung zu veranlassen. Sollte im letztgedachten Falle die Regie-
rung notorisch außer Stande seyn, den Aufruhr durch eigene Kräfte zu unterdrücken, zugleich aber durch die 
Umstände gehindert werden, die Hülfe des Bundes zu begehren, so ist die Bundes-Versammlung nichts desto 
weniger verpflichtet, auch unaufgerufen zur Wiederherstellung der Ordnung und Sicherheit einzuschreiten. In 
jedem Falle aber dürfen die verfügten Maßregeln von keiner längern Dauer seyn, als die Regierung, welcher die 
bundesmäßige Hülfe geleistet wird, es nothwendig erachtet.
Art. 27. Die Regierung, welcher eine solche Hülfe zu Theil geworden ist, ist gehalten, die Bundes-Versammlung 
von der Veranlassung der eingetretenen Unruhen in Kenntniß zu setzen, und von den zur Befestigung der wie-
derhergestellten gesetzlichen Ordnung getroffenen Maßregeln eine beruhigende Anzeige an dieselbe gelangen 
zu lassen.
Art. 28. Wenn die öffentliche Ruhe und gesetzliche Ordnung in mehreren Bundesstaaten durch gefährliche 
Verbindungen und Anschläge bedroht sind, und dagegen nur durch Zusammenwirken der Gesammtheit zurei-
chende Maßregeln ergriffen werden können, so ist die Bundes-Versammlung befugt und berufen, nach vorgän-
giger Rücksprache mit den zunächst bedrohten Regierungen solche Maßregeln zu berathen und zu beschließen.
Art. 29. Wenn in einem Bundesstaate der Fall einer Justiz-Verweigerung eintritt, und auf gesetzlichen Wegen 
ausreichende Hülfe nicht erlangt werden kann, so liegt der Bundes-Versammlung ob, erwiesne, nach der Ver-
fassung und den bestehenden Gesetzen jedes Landes zu beurtheilende Beschwerden über verweigerte oder 
gehemmte Rechtspflege anzunehmen, und darauf die gerichtliche Hülfe bey der Bundes-Regierung, die zu der 
Beschwerde Anlaß gegeben hat, zu bewirken.
Art. 30. Wenn Forderungen von Privat-Personen deßhalb nicht befriedigt werden können, weil die Verpflich-
tung denselben Genüge zu leisten, zwischen mehreren Bundes-Gliedern zweifelhaft oder bestritten ist, so hat 
die Bundes-Versammlung, auf Anrufen der Betheiligten, zu vörderst eine Ausgleichung auf gütlichem Wege 
zu versuchen, im Fall aber, daß dieser Versuch ohne Erfolg bliebe, und die in Anspruch genommenen Bundes-
Glieder sich nicht in einer zu bestimmenden Frist über ein Compromiß vereinigen, die rechtliche Entscheidung 
der streitigen Vorfrage durch eine Austrägal-Instanz zu veranlassen.
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Art. 31. Die Bundes-Versammlung hat das Recht und die Verbindlichkeit, für die Vollziehung der Bundes-Acte 
und übrigen Bundesgesetze des Bundes, der in Gemäßheit ihrer Competenz von ihr gefaßten Beschlüsse, der 
durch Austräge gefällten schiedsrichterlichen Erkenntnisse, der unter die Gewährleistung des Bundes gestellten 
compromissarischen Entscheidungen und der am Bundestage vermittelten Vergleiche, so wie für die Aufrecht-
erhaltung der von dem Bundes übernommenen besonderen Garantien, zu sorgen, auch zu diesem Ende, nach 
Erschöpfung aller andern bundesverfassungsmäßigen Mittel, die erforderlichen Executions-Maßregeln, mit ge-
nauer Beobachtung der in einer besonderen Executions-Ordnung dieserhalb festgesetzten Bestimmungen und 
Normen, in Anwendung zu bringen.
Art. 32. Da jede Bundes-Regierung die Obliegenheit hat, auf Vollziehung der Bundes-Beschlüsse zu halten, der 
Bundes-Versammlung aber eine unmittelbare Einwirkung auf die innere Verwaltung der Bundesstaaten nicht 
zusteht, so kann in der Regel nur gegen die Regierung ein Executions-Verfahren Statt finden. - Ausnahmen 
von dieser Regel treten jedoch ein, wenn ein Bundes-Regierung, in Ermangelung eigener zureichenden Mittel, 
selbst die Hülfe des Bundes in Anspruch nimmt, oder, wenn die Bundes-Versammlung unter dem im 26. Ar-
tikel bezeichneten Umständen, zur Wiederherstellung der allgemeinen Ordnung und Sicherheit unaufgerufen 
einzuschreiten verpflichtet ist. Im ersten Fall muß jedoch immer in Uebereinstimmung mit den Anträgen der 
Regierung, welcher die bundesmäßige Hülfe geleistet wird, verfahren, und im zweiten Fall ein Gleiches, sobald 
die Regierung wieder in Thätigkeit gesetzt ist, beobachtet werden.
Art. 33. Die Executions-Maßregeln werden im Nahmen der Gesammtheit des Bundes beschlossen und ausge-
führt. Die Bundes-Versammlung ertheilt zu dem Ende, mit Berücksichtung aller Local-Umstände und sons-
tigen Verhältnisse, einer oder mehreren, bey der Sache nicht betheiligten Regierungen, den Auftrag zur Voll-
ziehung der beschlossenen Maßregeln, und bestimmt zugleich sowohl die Stärke der dabey zu verwendeten 
Mannschaft, als die nach dem jedesmaligen Zweck des Executions-Verfahrens zu bemessende Dauer desselben.
Art. 34. Die Regierung, an welche der Auftrag gerichtet ist, und welche solchen als eine Bundes-Pflicht zu 
übernehmen hat, ernennt zu diesem Behuf einen Civil-Commisair, der, in Gemäßheit einer, nach den Bestim-
mungen der Bundes-Versammlung, von der beauftragten Regierung zu ertheilenden besondern Instruction, 
das Executions-Verfahren unmittelbar leitet. Wenn der Auftrag an mehrere Regierungen ergangen ist, so be-
stimmt die Bundes-Versammlung, welche derselben den Civil-Commisair zu ernennen hat. - Die beauftragte 
Regierung wird, während der Dauer des Executions-Verfahrens, die Bundes-Versammlung von dem Erfolge 
desselben in Kenntniß erhalten, und sie, sobald der Zweck vollständig erfüllt ist, von der Beendigung des Ge-
schäfts unterrichten.
Art. 35. Der Bund hat als Gesammt-Macht das Recht, Krieg, Frieden, Bündnisse, und andere Verträge zu be-
schließen. Nach dem im 2. Artikel der Bundes-Acte ausgesprochenen Zwecke des Bundes übt derselbe aber 
diese Rechte nur zu seiner Selbstvertheidigung, zur Erhaltung der Selbstständigkeit und äußern Sicherheit 
Deutschlands, und der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der einzelnen Bundes-Staaten aus.
Art. 36. Da in den 11. Artikel der Bundes-Acte alle Mitglieder des Bundes sich verbindlich gemacht haben, 
sowohl ganz Deutschland als jeden einzelnen Bundes-Staat gegen jeden Angriff in Schutz zu nehmen, und sich 
gegenseitig ihre sämmtlichen unter dem Bunde begriffenen Besitzungen zu garantiren, so kann kein einzelner 
Bundesstaat von Auswärtigen verletzt werden, ohne daß die Verletzung zugleich und in demselben Maße die 
Gesammtheit des Bundes treffe.-

Dagegen sind die einzelnen Bundes-Staaten verpflichtet, von ihrer Seite weder Anlaß zu dergleichen Ver-
letzungen zu geben, noch auswärtigen Staaten solche zuzufügen. Sollte von Seiten eines fremden Staates über 
eine von einem Mitgliede des Bundes ihm widerfahrne Verletzung bey der Bundes-Versammlung Beschwerde 
geführt, und diese gegründet befunden werden, so liegt der Bundes-Versammlung ob, das Bundes-Glied, wel-
ches die Beschwerde veranlaßt hat, zur schleunigen und genügenden Abhülfe aufzufordern, und mit dieser 
Aufforderung, nach Befinden der Umstände, Maßregeln, wodurch weitern friedestörenden Folgen zur rechten 
Zeit vorgebeugt werde, zu verbinden.
Art. 37. Wenn ein Bundes-Staat, bey einer zwischen ihm und einer auswärtigen Macht entstandenen Irrung, 
die Dazwischenkunft des Bundes anruft, so hat die Bundes-Versammlung den Ursprung solcher Irrung und 
das wahre Sachverhältniß sorgfältig zu prüfen. - Ergibt sich aus dieser Prüfung, daß dem Bundesstaate das 
Recht nicht zur Seite steht, so hat die Bundesversammlung denselben von Fortsetzung des Streites ernstlich 
abzumahnen, und die begehrte Dazwischenkunft zu verweigern, auch erforderlichen Falls zur Erhaltung des 
Friedensstandes geeignete Mittel anzuwenden. Ergibt sich das Gegentheil, so ist die Bundes-Versammlung ver-
pflichtet, dem verletzten Bundes-Staate ihre wirksamste Verwendung und Vertretung angedeihen zu lassen, und 
solche so weit auszudehnen, als nöthig ist, damit demselben volle Sicherheit und angemessene Genugthuung 
zu Theil werde.
Art. 38. Wenn aus der Anzeige eines Bundesstaats, oder aus andern zuverlässigen Angaben Grund zu der Be-
sorgniß geschöpft wird, daß ein einzelner Bundes-Staat, oder die Gesammtheit des Bundes, von einem feind-
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lichen Angriffe bedroht sey, so muß die Bundesversammlung sofort die Frage, ob die Gefahr eines solchen 
Angriffs wirklich vorhanden ist, in Berathung nehmen, und darüber in der kürzest-möglichen Zeit einen Aus-
spruch thun. Wird die Gefahr anerkannt, so muß gleichzeitig mit diesem Ausspruche, wegen der in solchem 
Falle unverzüglich in Wirksamkeit zu setzenden Vertheidigungs-Maßregeln, ein Beschluß gefaßt werden. Bei-
des, jener Ausspruch und dieser Beschluß ergeht von der engern Versammlung, die dabey nach der in ihr 
geltenden absoluten Stimmenmehrheit verfährt.
Art. 39. Wenn das Bundes-Gebiet von einer auswärtigen Macht feindlich überfallen wird, tritt sofort der Stand 
des Krieges ein, und es muß in diesem Falle, was auch ferner von der Bundes-Versammlung beschlossen werden 
mag, ohne weitern Verzug zu den erforderlichen Vertheidigungs-Maßregeln geschritten werden.
Art. 40. Sieht sich der Bund zu einer förmlichen Kriegs-Erklärung genöthiget, so kann solche nur in der vol-
len Versammlung nach der für dieselbe vorgeschriebenen Stimmenmehrheit von zwey Drittheilen beschlossen 
werden.
Art. 41. Der in der engern Versammlung gefaßte Beschluß über die Wirklichkeit der Gefahr eines feindlichen 
Angriffes verbindet sämmtliche Bundesstaaten zur Theilnahme an den vom Bundestage nothwendig erachteten 
Vertheidigungs-Maßregeln. Gleicherweise verbindet die in der vollen Versammlung ausgesprochene Kriegs-
Erklärung sämmtliche Bundesstaaten zur unmittelbaren Theilnahme an dem gemeinschaftlichen Kriege.
Art. 42. Wenn die Vorfrage, ob Gefahr vorhanden ist, durch die Stimmenmehrheit verneinend entschieden 
wird, so bleibt nichts desto weniger denjenigen Bundes-Staaten, welche von der Wirklichkeit der Gefahr über-
zeugt sind, unbenommen, gemeinschaftliche Vertheidigungs-Maßregeln unter einander zu verabreden.
Art. 43. Wenn in einem Falle, wo es die Gefahr und Beschützung einzelner Bundes-Staaten gilt, einer der 
streitenden Theile auf die förmliche Vermittlung des Bundes anträgt, so wird derselbe, in so fern er es der Lage 
der Sachen und seiner Stellung angemessen findet, unter vorausgesetzter Einwilligung des andern Theils, diese 
Vermittlung übernehmen; jedoch darf dadurch der Beschluß wegen der zur Sicherheit des Bundes-Gebiets zu 
ergreifenden Vertheidigungs-Maßregeln nichts aufgehalten werden, noch in der Ausführung der bereits be-
schlossnen ein Stillstand oder eine Verzögerung eintreten.
Art. 44. Bey ausgebrochnem Kriege steht jedem Bundes-Staate frei, zur gemeinsamen Vertheidigung eine grö-
ßere Macht zu stellen, als sein Bundes-Contingent beträgt; es kann jedoch in dieser Hinsicht keine Forderung 
an den Bund Staat finden.
Art. 45. Wenn in einem Kriege zwischen auswärtigen Mächten, oder in andern Fällen Verhältnisse eintreten, 
welche die Besorgniß einer Verletzung der Neutralität des Bundes-Gebiets veranlassen, so hat die Bundes-Ver-
sammlung ohne Verzug im engern Rathe die zur Behauptung dieser Neutralität erforderlichen Maßregeln zu 
beschließen.
Art. 46. Beginnt ein Bundes-Staat, der zugleich außerhalb des Bundes-Gebiets Besitzungen hat, in seiner Ei-
genschaft als Europäische Macht einen Krieg, so bleibt ein solcher, die Verhältnisse und Verpflichtungen des 
Bundes nicht berührender Krieg dem Bunde ganz fremd.
Art. 47. In den Fällen, wo ein solcher Bundessaat in seinen außer dem Bunde belegenden Besitzungen bedroht 
oder angegriffen wird, tritt für den Bund sie Verpflichtung zu gemeinschaftlichen Vertheidigungs-Maßregeln, 
oder zur Theilnahme und Hülfsleistung nur in so fern ein, als derselbe nach vorgängiger Berathung durch Stim-
menmehrheit in der engern Versammlung Gefahr für das Bundes-Gebiet erkennt. Im letztern Falle finden die 
Vorschriften der vorhergehenden Artikel ihre gleichmäßige Anwendung.
Art. 48. Die Bestimmung der Bundes-Acte, vermöge welcher, nach einmal erklärtem Bundes-Kriege, kein Mit-
glied des Bundes einseitige Unterhandlungen mit dem Feinde eingehen, noch einseitig Waffenstillstand oder 
Frieden schließen darf, ist für sämmtliche Bundesstaaten, sie mögen außerhalb des Bundes Besitzungen haben 
oder nicht, gleich verbindlich.
Art. 49. Wenn von Seiten des Bundes Unterhandlungen über Abschluß des Friedens oder eines Waffenstill-
standes Statt finden, so hat die Bundes-Versammlung zu spezieller Leitung derselben einen Ausschuß zu be-
stellen, zu dem Unterhandlungs-Geschäft selbst aber eigne Bevollmächtigte zu ernennen, und mit gehörigen 
Instructionen zu versehen. - Die Annahme und Bestätigung eines Friedens-Vertrags kann nur in der vollen 
Versammlung geschehen.
Art. 50. In Bezug auf die auswärtigen Verhältnisse überhaupt liegt der Bundes-Versammlung ob:

1) Als Organ der Gesammtheit des Bundes für die Aufrechterhaltung friedlicher und freundschaftlicher Ver-
hältnisse mit den auswärtigen Staaten Sorge zu tragen;

2) Die von fremden Mächten bey dem Bunde beglaubigten Gesandten anzunehmen, und wenn es nöthig 
befunden wenden sollte, im Nahmen des Bundes Gesandte an fremde Mächte abzuordnen;
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3) In eintretenden Fällen Unterhandlungen für die Gesammtheit des Bundes zu führen, und Verträge für 
denselben abzuschließen;

4) Auf Verlangen einzelner Bundes-Regierungen, für dieselben die Verwendung des Bundes bei fremden Re-
gierungen, und in gleicher Art, auf Verlangen fremder Staaten die Dazwischenkunft des Bundes bei einzelnen 
Bundesgliedern eintreten zu lassen.
Art. 51. Die Bundes-Versammlung ist ferner verpflichtet, die auf das Militairwesen des Bundes Bezug habenden 
organischen Einrichtungen, und die zur Sicherstellung seines Gebiets erforderlichen Vertheidigungs-Anstalten 
zu beschließen.
Art. 52. Da zur Erreichung der Zwecke und Besorgung der Angelegenheiten des Bundes von der Gesammtheit 
der Mitglieder Geld-Beiträge zu leisten sind, so hat die Bundes-Versammlung

1) den Betrag der gewöhnlichen verfassungsmäßigen Ausgaben, so weit solches im Allgemeinen geschehen 
kann, festzusetzen;

2) in vorkommenden Fällen die zur Ausführung besondrer, in Hinsicht auf anerkannte Bundeszwecke ge-
faßten Beschlüsse erforderlichen außerordentlichen Ausgaben und die zur Bestreitung derselben zu leistenden 
Beiträge zu bestimmen;

3) das matrikelmäßige Verhältniß, nach welchem von den Mitgliedern des Bundes beizutragen ist, festzu-
setzen;

4) die Erhebung, Verwendung und Verrechnung der Beiträge anzuordnen und darüber die Aufsicht zu füh-
ren.
Art. 53. Die durch die Bundes-Acte den einzelnen Bundes-Staaten garantirte Unabhängigkeit schließt zwar 
im Allgemeinen jede Einwirkung des Bundes in die innere Staats-Einrichtung und Staats-Verwaltung aus. Da 
aber die Bundes-Glieder sich in dem zweitem Abschnitt der Bundes-Acte über einige besondre Bestimmungen 
vereinigt haben, welche sich theils auf Bewährleistung zugesicherter Rechte, theils auf bestimmte Verhältnisse 
der Unterthanen beziehen, so liegt der Bundes-Versammlung ob, die Erfüllung der durch diese Bestimmungen 
übernommenen Verbindlichkeiten, wenn sich aus hinreichend begründeten Anzeigen der Betheiligten ergiebt, 
daß solche nicht Statt gefunden habe, zu bewirken. - Die Anwendung der in Gemäßheit dieser Verbindlichkei-
ten getroffnen allgemeinen Anordnungen auf die einzelnen Fälle bleibt jedoch den Regierungen allein überlas-
sen.
Art. 54. Da nach dem Sinn des 13. Artikels der Bundes-Acte, und den darüber erfolgten spätern Erklärungen, in 
allen Bundes-Staaten landständige Verfassungen Statt finden sollen, so hat die Bundes-Versammlung darüber 
zu wachen, daß diese Bestimmung in keinem Bundesstaate unerfüllt bleibe.
Art. 55. Den souverainen Fürsten der Bundes-Staaten bleibt überlassen, diese innere Landes-Angelegenheit mit 
Berücksichtigung sowohl der früherhin gesetzlich bestandnen ständischen Rechte, als der gegenwärtig obwal-
tenden Verhältnisse zu ordnen.
Art. 56. Die in anerkannter Wirksamkeit bestehenden landständischen Verfassungen können nur auf verfas-
sungsmäßigem Wege wieder abgeändert werden.
Art. 57. Da der deutsche Bund, mit Ausnahme der freien Städte, aus souverainen Fürsten besteht, so muß dem 
hierdurch gegebenen Grundbegriffe zufolge die gesammte Staats-Gewalt in dem Oberhaupte des Staats verei-
nigt bleiben, und der Souverain kann durch eine landständische Verfassung nur in der Ausübung bestimmter 
Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden.
Art. 58. Die im Bunde vereinten souverainen Fürsten dürfen durch keine landständische Verfassung in der 
Erfüllung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen gehindert oder beschränkt werden.
Art. 59. Wo die Oeffentlichkeit landständischer Verhandlungen durch die Verfassung gestattet ist, muß durch 
die Geschäfts-Ordnung dafür gesorgt werden, daß die gesetzlichen Grenzen der freien Aeußerung, weder bey 
den Verhandlungen selbst, noch bey deren Bekanntmachung durch den Druck, auf eine die Ruhe des einzelnen 
Bundesstaats oder des gesammten Deutschlands gefährdende Weise überschritten werden.
Art. 60. Wenn von einem Bundes-Gliede die Garantie des Bundes für die in seinem Lande eingeführte land-
ständische Verfassung nachgesucht wird, so ist die Bundes-Versammlung berechtigt, solche zu übernehmen. 
Sie erhält dadurch die Befugniß, auf Anrufen der Betheiligten, die Verfassung aufrecht zu erhalten, und die 
über Auslegung oder Anwendung derselben entstandenen Irrungen, so fern dafür nicht anderweitig Mittel 
und Wege gesetzlich vorgeschrieben sind, durch gütliche Vermittelung oder compromissarische Entscheidung 
beizulegen.
Art. 61. Außer dem Fall der übernommnen besondern Garantie einer landständischen Verfassung, und der 
Aufrechterhaltung der über den 13. Artikel der Bundes-Acte hier festgesetzten Bestimmungen, ist die Bundes-
Versammlung nicht berechtigt, in landständische Angelegenheiten, oder in Streitigkeiten zwischen den Landes-
herren und ihren Ständen einzuwirken, so lange solche nicht dem im 26. Artikel bezeichneten Charakter an-
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nehmen, in welchem Falle die Bestimmung dieses, so wie des 27. Artikels auch hiebey ihre Anwendung finden. 
Der 46. Artikel der Wiener Congress-Acte vom Jahre 1815 in Betreff der Verfassung der feien Stadt Frankfurth 
erhält jedoch hierdurch keine Abänderung.
Art. 62. Die vorstehenden Bestimmungen in Bezug auf den 13. Artikel der Bundes-Acte sind auf die freien 
Städte in so weit anwendbar, als die besondern Verfassungen und Verhältnisse derselben es zulassen.
Art. 63. Es liegt der Bundes-Versammlung ob, auf die genaue und vollständige Erfüllung derjenigen Bestim-
mungen zu achten, welche der 14. Artikel der Bundes-Acte in Betreff der mittelbar gewordnen ehemaligen 
Reichsstände und des ehemaligen unmittelbaren Reichs-Adels enthält. Diejenigen Bundes-Glieder, deren Län-
dern die Besitzungen derselben einverleibt wurden, bleiben gegen den Bund zur unverrückten Aufrechthaltung 
der durch jene Bestimmungen begründeten staatsrechtlichen Verhältnisse verpflichtet. Und wenn gleich die 
über die Anwendung der in Gemäßheit des 14. Artikel der Bundes-Acte erlaßnen Verordnungen oder abge-
schloßnen Verträge entstehenden Streitigkeiten in einzelnen Fällen an die competenten Behörden des Bundes-
Staats, in welchem die Besitzungen der mittelbar gewordenen Fürsten, Grafen und Herren gelegen sind, zur 
Entscheidung gebracht werden müssen, so bleibt denselben doch, im Fall der verweigerten gesetzlichen und 
verfassungsmäßigen Rechtshülfe, oder einer einseitigen zur ihrem Nachtheil erfolgten legislativen Erklärung 
der durch die Bundes-Acte ihnen zugesicherten Rechte, der Recurs an die Bundes-Versammlung vorbehalten; 
und diese ist in einem solchen Falle verpflichtet, wenn sie die Beschwerde gegründet findet, eine genügende 
Abhülfe zu bewirken.
Art. 64. Wenn Vorschläge zu gemeinnützigen Anordnungen, deren Zweck nur durch die zusammenwirken-
de Theilnahme alle Bundesstaaten vollständig erreicht werden kann, von einzelnen Bundes-Gliedern an die 
Bundes-Versammlung gebracht werden, und diese sich von der Zweckmäßigkeit und Ausführbarkeit solcher 
Vorschläge im Allgemeinen überzeugt, so liegt ihr ob, die Mittel zur Vollführung derselben in sorgfältige Er-
wägung zu ziehen, und ihr anhaltendes Bestreben dahin zu richten, die zu dem Ende erforderliche freiwillige 
Vereinbarung unter den sämmtlichen Bundes-Gliedern zu bewirken.
Art. 65. Die in den besondern Bestimmungen der Bundes-Acte, Artikel 16, 18, 19 zur Berathung der Bundes-
Versammlung gestellten Gegenstände bleiben derselben, um durch gemeinschaftliche Uebereinkunft zu mög-
lichst gleichförmigen Verfügungen darüber zu gelangen, zur fernern Bearbeitung vorbehalten. -

Die vorstehende Acte wird als das Resultat einer unabänderlichen Vereinbarung zwischen den Bundes-Glie-
dern, mittelst Präsidial-Vortrags an den Bundestag gebracht, und dort in Folge gleichlautender Erklärungen der 
Bundes-Regierungen, durch förmlichen Bundes-Beschluß zu einem Grund-Gesetz erhoben werden, welches 
die nämliche Kraft und Gültigkeit wie die Bundes-Acte selbst haben und der Bundes-Versammlung zur unab-
weichlichen Richtschnur dienen soll.

Zur Urkunde dessen haben sämmtliche hier versammelte Bevollmächtigte die gegenwärtige Acte unterzeich-
net und mit ihren Wappen untersiegelt.

So geschehen zu Wien, den fünfzehnten des Monats Mai, im jahr ein tausend acht hundert und zwanzig.
Fürst von Metternich.			    Freiherr v. Tettenborn.
Graf Bernstorff.				    Münchhausen.
Krusemarck.					      du Bos du thil.
J.E. von Küster.				    J. Bernstorff.
Freiherr von Zentner.			   A.R. Falck.
Freiherr von Stainlein.			   Carl Wilhelm Freiherr v. Fritsch.
Graf v.d. Schulenburg			   E.F.L. Marschall v. Bieberstein.
Von Globig.					     L.H. Freiherr v. Plessen.
Ernst Graf v. Hardenberg.		  Von berg.
Graf von Mandelsloh.			   J.F. Hach.

Freiherr von Berstett.
http://www.documentarchiv.de/nzjh/wschlakte.html
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Nr. 12. Zollvereinigungsvertrag 
vom 22. März 1833

[Gesetz-Sammlung für die Königlich Preußischen Staaten 1833, 145]

Zollvereinigungsvertrag (1833)

Seine Majestät der König von Preußen, Seine Hoheit der Kurprinz und Mitregent von Hessen und Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Hessen einerseits, und 

Seine Majestät der König von Bayern und Seine Majestät der König von Württemberg andererseits, 
haben in fortgesetzter Fürsorge für die Beförderung der Freiheit des Handels und gewerblichen Verkehrs 

zwischen Ihren Staaten und hiedurch zugleich in Deutschland überhaupt, über die weitere Entwickelung der 
zwischen Ihnen bestehenden diesfälligen Verträge Unterhandlungen eröffnen lassen, und zu diesem Zwecke 
bevollmächtigt: 

(es folgen die Namen der Bevollmächtigten] 
von welchen Bevollmächtigten nachstehender anderweiter Vertrag unter Vorbehalt der Ratification abge-

schlossen worden ist.
Art. 1. Die dermalen zwischen den genannten Staaten bestehenden Zollvereine werden für die Zukunft einen 
durch ein gemeinsames Zoll- und Handelssystem verbundenen und alle darin begriffenen Länder umfassenden 
Gesammtverein bilden.
Art. 2. In diesen Gesammtverein werden insbesondere auch diejenigen Staaten einbegriffen, welche schon frü-
her entweder mit ihrem ganzen Gebiete oder mit einem Theile desselben dem Zoll- und Handelssysteme eines 
oder des anderen der contrahirenden Staaten beigetreten sind, unter Berücksichtigung ihrer auf den Beitritts-
verträgen beruhenden besonderen Verhältnisse zu den Staaten, mit welchen sie jene Verträge abgeschlossen 
haben.
Art. 3. Dagegen bleiben von dem Gesammtvereine vorläufig ausgeschlossen diejenigen einzelnen Landestheile 
der contrahirenden Staaten, welche sich ihrer Lage wegen weder in dem Preußisch-Hessischen oder in dem 
Bayerisch-Württembergischen Zollverbande bis jetzt befunden haben, noch desselben Grundes wegen sich zur 
Aufnahme in den neuen Gesanimtverein eignen. 

Es werden jedoch diejenigen Anordnungen aufrechterhalten, welche rücksichtlich des erleichterten Verkehrs 
dieser Landestheile mit dem Hauptlande gegenwärtig bestehen. 

Weitere Begünstigungen dieser Art können nur im gemeinschaftlichen Einverständniß der contrahirenden 
Staaten bewilligt werden.
Art. 4. In den Gebieten der contrahirenden Staaten sollen übereinstimmende Gesetze über Eingangs-, Aus-
gangs- und Durchgangs-Abgaben bestehen, jedoch mit Modificationen, welche, ohne dem gemeinsamen Zwe-
cke Abbruch zu thun, aus der Eigenthümlichkeit der allgemeinen Gesetzgebung eines jeden theilnehmenden 
Staates oder aus lokalen Interessen sich als nothwendig ergeben. 

Bei dem Zolltarife namentlich sollen hiedurch in Bezug auf Eingangs- und Ausgangs-Abgaben bei einzelnen, 
weniger für den größeren Handelsverkehr geeigneten Gegenständen, und in Bezug auf Durchgangs-Abgaben, 
je nachdem der Zug der Handelsstraßen es erfordert, solche Abweichungen von den allgemein angenommenen 
Erhebungssätzen, welche für einzelne Staaten als vorzugsweise wünschenswerth erscheinen, nicht ausgeschlos-
sen seyn, sofern sie auf die allgemeinen Interessen des Vereins nicht nachtheilig einwirken. 

Desgleichen soll auch die Verwaltung der Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben, und die Orga-
nisation der dazu dienenden Behörden in allen Ländern des Gesammtvereins unter Berücksichtigung der in 
denselben bestehenden eigenthümlichen Verhältnisse auf gleichen Fuß gebracht werden. 

Die nach diesen Gesichtspunkten zwischen den contrahirenden Staaten zu vereinbarenden Gesetze und Ord-
nungen, namentlich: 

das Zollgesetz, 
der Zolltarif, 
die Zollordnung, 
sollen als integrirende Bestandtheile des gegenwärtigen Vertrages angesehen und gleichzeitig mit demselben 

publicirt werden. 
Art. 5. Veränderungen in der Zollgesetzgebung mit Einschluß des Zolltarifs und der Zollordnung (Artikel 4.), 
so wie Zusätze und Ausnahmen können nur auf demselben Wege und mit gleicher Übereinstimmung aller 
Contrahenten bewirkt werden, wie die Einführung der Gesetze erfolgt. Dies gilt auch von allen Anordnungen, 
welche in Beziehung auf die Zollverwaltung allgemein abändernde Normen aufstellen.
Art. 6.  Mit der Ausführung des gegenwärtigen Vertrages tritt zwischen den contrahirenden Staaten Freiheit des 
Handels und Verkehrs und zugleich Gemeinschaft der Einnahmen an Zöllen ein, wie beide in den folgenden 
Artikeln bestimmt werden. 
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Art. 7. Es hören von diesem Zeitpunkte an alle Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben an den ge-
meinschaftlichen Landesgrenzen des bisherigen Preußisch-Hessischen und des bisherigen Bayerisch-Württem-
bergischen Zollvereins auf, und es können alle im freien Verkehr des einen Gebiets bereits befindliche Gegen-
stände auch frei und unbeschwert in das andere Gebiet eingeführt werden, mit alleinigem Vorbehalte:

a) der zu den Staatsmonopolien gehörigen Gegenstände (Spielkarten und Salz) nach Maaßgabe der Artikel 
9. und 10.;

b) der im Innern der contrahirenden Staaten gegenwärtig entweder mit Steuern von verschiedener Höhe, 
oder in dem einen Staate gar nicht, in dem andern aber mit Steuern belegten und deshalb einer Ausgleichungs-
Abgabe unterworfenen inländischen Erzeugnisse, nach Maaßgabe des Artikels 11., und endlich 

c) solcher Gegenstände, welche ohne Eingriff in die von einem der contrabirenden Staaten ertheilten Erfin-
dungspatente oder Privilegien nicht nachgemacht oder eingeführt werden können, und daher für die Dauer 
der Patente oder Privilegien von der Einfuhr in den Staat, welcher dieselben ertheilt hat, noch ausgeschlossen 
bleiben müssen.
Art. 8. Der im Artikel 7. festgesetzten Verkehrs- und Abgabenfreiheit unbeschadet, wird der Übergang solcher 
Handelsgegenstände, welche nach dem gemeinsamen Zolltarif einer Eingangs- oder Ausgangssteuer an den 
Außengrenzen unterliegen, auch aus den Königlich-Bayerischen und Königlich-Württembergischen Landen in 
die Königlich-Preußischen, Kurfürstlich-Hessischen und Großherzoglich-Hessischen Lande und umgekehrt, 
nur unter Innehaltung der gewöhnlichen Land- und Heerstraßen und auf den schiffbaren Strömen Statt finden, 
und es werden an den Binnengrenzen gemeinschaftliche Anmeldestellen eingerichtet werden, bei welchen die 
Waarenführer, unter Vorzeigung ihrer Frachtbriefe oder Transport-Zettel, die aus dem einen in das andere 
Gebiet überzuführenden Gegenstände anzugeben haben. 

Auf den Verkehr mit rohen Producten in geringeren Quantitäten, sowie überall auf den kleineren Grenz- und 
Marktverkehr und auf das Gepäck von Reisenden findet diese Bestimmung keine Anwendung. Auch wird keine 
Waaren-Revision Statt finden, außer insoweit, als die Sicherung der Ausgleichungs-Abgaben (Artikel 7. b.) es 
erfordern könnte.
Art. 9. Hinsichtlich der Einfuhr von Spielkarten behält es in jedem der zum Vereine gehörigen Staaten bei den 
bestehenden Verbots- oder Beschränkungs-Gesetzen sein Bewenden.
Art. 10. In Betreff des Salzes wird Folgendes festgesetzt:

a) die Einfuhr des Salzes und aller Gegenstände, aus welchen Kochsalz ausgeschieden zu werden pflegt, aus 
fremden, nicht zum Vereine gehörigen Ländern in die Vereinsstaaten, ist verboten, in so weit dieselbe nicht 
für eigene Rechnung einer der vereinten Regierungen und zum unmittelbaren Verkaufe in ihren Salz-Ämtern, 
Faktoreien oder Niederlagen geschieht;

b) die Durchfuhr des Salzes und der vorbezeichneten Gegenstände aus den zum Vereine nicht gehörigen 
Ländern in andere solche Länder soll nur mit Genehmigung der Vereinsstaaten, deren Gebiet bei der Durch-
fuhr berührt wird, und unter den Vorsichtsmaaßregeln Statt finden, welche von denselben für nöthig erachtet 
werden;

c) die Ausfuhr des Salzes in fremde, nicht zum Vereine gehörige Staaten ist frei;
d) was den Salzhandel innerhalb der Vereinsstaaten betrifft, so ist die Einfuhr des Salzes von einem in den 

anderen nur in dem Falle erlaubt, wenn zwischen den Landesregierungen besondere Verträge deshalb bestehen;
e) wenn eine Regierung von der anderen innerhalb des Vereins aus Staats- und Privatsalinen Salz beziehen 

will, so müssen die Sendungen mit Pässen von öffentlichen Behörden begleitet werden. 
Zu diesem Ende verpflichten sich die betheiligten Regierungen, auf den Privatsalinen einen öffentlichen Be-

amten aufzustellen, der den Umfang der Production und des Absatzes derselben überhaupt zu beobachten hat;
f) wenn ein Vereinsstaat durch einen anderen aus dem Auslande oder aus einem dritten Vereinsstaate seinen 

Salzbedarf beziehen, oder durch einen solchen sein Salz in fremde, nicht zum Vereine gehörige Staaten versen-
den lassen will, so soll diesen Sendungen kein Hinderniß in den Weg gelegt werden; jedoch werden, insofern 
dieses nicht schon durch frühere Verträge bestimmt ist, durch vorgängige Übereinkunft der betheiligten Staaten 
die Straßen für den Transport und die erforderlichen Sicherheits-Maaßregeln zur Verhinderung der Einschwär-
zung verabredet werden; 

g) wenn in unmittelbar aneinander grenzenden Vereinsstaaten eine solche Verschiedenheit der Salzpreise 
bestände, daß daraus für einen oder den anderen dieser Staaten eine Gefahr der Salz-Einschwärzung hervor-
ginge, so macht sich derjenige Staat, in welchem der niedrigere Salzpreis besteht, verbindlich, die Verabfolgung 
des Salzes in die Grenzorte, binnen eines Bezirks von wenigstens sechs Stunden landeinwärts, auf den genau 
zu ermittelnden Bedarf jener Orte zu beschränken, und darüber den betheiligten Nachbarstaaten genügende 
Nachweisung und Sicherheit zu gewähren.

Die näheren Bestimmungen bleiben einer besonderen Verabredung der betheiligten Regierungen vorbehal-
ten.
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Art. 11. In Bezug auf diejenigen Erzeugnisse, bei welchen hinsichtlich der Besteuerung im Innern noch eine 
Verschiedenheit der Gesetzgebung unter den einzelnen Vereinslanden Statt findet (Artikel 7. b.), wird von allen 
Theilen als wünschenswerth anerkannt, auch hierin eine Übereinstimmung der Gesetzgebung und der Besteu-
erungssätze in ihren Staaten hergestellt zusehen, und es wird daher ihr Bestreben auf die Herbeiführung einer 
solchen Gleichmäßigkeit gerichtet bleiben. Bis dahin, wo dieses Ziel erreicht worden, können zur Vermeidung 
der Nachtheile, welche für die Producenten des eigenen Staates im Verhältnisse zu den Producenten in anderen 
Vereinsstaaten aus der ungleichen Besteuerung erwachsen würden, Ergänzungs- oder Ausgleichungs-Abgaben 
von folgenden Gegenständen erhoben werden: 

a) Im Königreiche Preußen von 
Bier, 
Branntwein, 
Taback, 
Traubenmost und Wein. 
b) Im Königreiche Bayern (zur Zeit mit Ausschluß des Rheinkreises) von 
Bier, 
Branntwein, 
geschrotetem Malz. 
c) Im Königreiche Württemberg von 
Bier, 
Branntwein, 
geschrotetem Malz. 
d) Im Kurfürstenthume Hessen von 
Bier, 
Branntwein, 
Taback, 
Traubenmost und Wein. 
e) Im Großherzogthume Hessen von 
Bier. 
Es soll bei der Bestimmung und Erhebung der gedachten Abgaben nachfolgenden Grundsätzen verfahren 

werden:
1. Die Ausgleichungs-Abgaben werden nach dem Abstande der gesetzlichen Steuer im Lande der Bestim-

mung von der denselben Gegenstand betreffenden Steuer im Lande der Herkunft bemessen, und fallen daher 
im Verhältnisse gegen diejenigen Vereinslande gänzlich weg, wo eine gleich hohe oder eine höhere Steuer auf 
dasselbe Erzeugniß gelegt ist.

2. Veränderungen, welche in den Steuern von inländischen Erzeugnissen der betheiligten Staaten eintreten, 
haben auch Veränderungen in den Ausgleichungs-Abgaben,jedoch stets unter Anwendung des vorher (1.) auf-
gestellten Grundsatzes zur Folge.

Wo auf den Grund einer solchen Veränderung eine Ausgleichungs-Abgabe zu erhöhen seyn würde, muß, 
falls die Erhöhung wirklich in Anspruch genommen wird, eine Verhandlung darüber zwischen den betheilig-
ten Staaten, und eine vollständige Nachweisung der Zulässigkeit nach den Bestimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages vorausgehen.

3. Die gegenwärtig in Preußen gesetzlich bestehenden Sätze der Steuern von inländischem Traubenmost und 
Wein, vom Tabacksbau und Branntwein, so wie die gegenwärtig in Bayern bestehende Steuer von inländischem 
geschroteten Malz und Bier (Malzaufschlag) sollen jedenfalls den höchsten Satz desjenigen bilden, was in einem 
Vereinsstaate, welcher jene Steuern eingeführt oder künftig etwa einführen sollte, an Ausgleichungs-Abgaben 
von diesen Artikeln bei deren Eingang aus einem Lande, in welchem keine Steuer auf dieselben Erzeugnisse ge-
legt ist, erhoben werden darf, wenn auch die betreffende Steuer des Staates, welcher die Ausgleichungs-Abgabe 
bezieht, diesen höchsten Satz übersteigen sollte.

4. Rückvergütungen der inländischen Staatsteuern sollen bei der Überfuhr der besteuerten Gegenstände in 
ein anderes Vereinsland nicht gewährt werden.

5. Auf andere Erzeugnisse als Bier und Malz, Branntwein, Tabacksblätter, Traubenmost und Wein, soll unter 
keinen Umständen eine AusgleichungsAbgabe gelegt werden. 

6. In allen Staaten, in welchen von Taback, Traubenmost und Wein eine Ausgleichungs-Abgabe erhoben 
wird, soll in keinem Falle eine weitere Abgabe von diesen Erzeugnissen, weder für Rechnung des Staates, noch 
für Rechnung der Kommunen beibehalten oder eingeführt werden.

7. Der Ausgleichungs-Abgabe sind solche Gegenstände nicht unterworfen, von welchen auf die in der Zoll-
ordnung vorgeschriebene Weise dargethan ist, daß sie als ausländisches Ein- oder Durchgangsgut die zoll-
amtliche Behandlung bei einer Erhebungsbehörde des Vereins bereits bestanden haben, oder derselben noch 
unterliegen, und ebenso wenig diejenigen im Umfange des Vereins erzeugten Gegenstände, welche nur durch 
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einen Vereinsstaat transitiren, um entweder in einen anderen Vereinsstaat oder nach dem Auslande geführt zu 
werden.

8. Die Ausgleichungs-Abgabe kommt den Kassen desjenigen Staates zu Gute, wohin die Versendung erfolgt. 
Insofern sie nicht schon im Lande der Versendung für Rechnung des abgabeberechtigten Staates erhoben wor-
den, wird die Erhebung im Gebiete des letzteren erfolgen.

9. Es sollen in jedem der contrahirenden Staaten solche Einrichtungen getroffen werden, vermöge welcher 
die Ausgleichungs-Abgabe in dem Vereinslande, aus welchem die Versendung erfolgt, am Orte der Versendung 
oder bei der gelegensten Zoll- oder Steuerbehörde entrichtet, oder ihre Entrichtung durch Anmeldung sicher 
gestellt werden kann.

10. Solange, bis diese Einrichtungen durch besondere Übereinkunft festgesetzt seyn werden, bleibt der Ver-
kehr mit Gegenständen, welche einer Ausgleichungs-Abgabe unterliegen, in der Art beschränkt, daß dieselben, 
ohne Unterschied der transportirten Quantitäten, in das Gebiet des abgabeberechtigten Staates nur auf den im 
Artikel 8. bezeichneten, oder noch anderweit zu bestimmenden Straßen eingeführt und an den dort einzurich-
tenden Anmelde- und Hebestellen angemeldet und resp. versteuert werden müssen, ohne daß jedoch in Folge 
hievon der Verkehr mit den Gegenständen, von welchen eine Ausgleichungs-Abgabe nicht zu entrichten ist, 
einer weiteren, als der in dem oben gedachten Artikel angeordneten Aufsicht unterworfen seyn wird.
Art. 12. Hinsichtlich der Verbrauchs-Abgaben, welche in dem Bereiche der Vereinsländer von anderen, als 
den im Artikel 11. bezeichneten Gegenständen erhoben werden, so wie der im Großherzogthume Hessen zur 
Erhebung kommenden Steuern von Getränken, wird eine gegenseitige Gleichmäßigkeit der Behandlung Statt 
finden, dergestalt, daß das Erzeugniß eines anderen Vereinsstaates unter keinem Vorwande höher belastet wer-
den darf, als das inländische. 

Derselbe Grundsatz findet auch bei den Zuschlags-Abgaben und Octrois Statt, welche für Rechnung ein-
zelner Gemeinen erhoben werden, so weit dergleichen Abgaben nicht überhaupt nach der Bestimmung des 
Artikels 11. Nr.6. unzulässig sind.
Art. 13. Die contrahirenden Staaten erneuern gegenseitig die Verabredung über den Grundsatz, daß Chaussee-
gelder oder andere statt derselben bestehende Abgaben, wie z.B. der in den Königreichen Bayern und Württem-
berg zur Surregirung des Wegegeldes von eingehenden Gütern eingeführte fixe Zollbeischlag, eben so Pflaster-, 
Damm-, Brücken- und Fahrgelder, oder unter welchem anderen Namen dergleichen Abgaben bestehen, ohne 
Unterschied, ob die Erhebung für Rechnung des Staates oder eines Privatberechtigten, namentlich einer Com-
mune geschieht, nur in dem Betrage beibehalten oder neu eingeführt werden können, als sie den gewöhnlichen 
Herstellungs- und Unterhaltungskosten angemessen sind. 

Das dermalen in Preußen nach dem allgemeinen Tarife vom Jahre 1828. bestehende Chausseegeld soll als der 
höchste Satz angesehen, und hinführo in keinem der contrahirenden Staaten überschritten werden. 

Besondere Erhebungen von Thorsperr- und Pflastergeldern sollen auf chaussirten Straßen da, wo sie noch 
bestehen, dem vorstehenden Grundsatze gemäß aufgehoben, und die Ortspflaster den Chausseestrecken der-
gestalt eingerechnet werden, daß davon nur die Chausseegelder nach dem allgemeinen Tarif zur Erhebung 
kommen.
Art. 14. Die contrahirenden Regierungen wollen dahin wirken, daß in ihren Landen ein gleiches Münz-, Maaß- 
und Gewichtssystem in Anwendung komme, hierüber sofort besondere Unterhandlungen einleiten lassen, und 
die nächste Sorge auf die Annahme eines gemeinschaftlichen Zollgewichtes richten. 

Sofern die desfallsige Einigung nicht bereits bei der Ausführung des Vertrages zum Grunde gelegt werden 
könnte, werden die contrahirenden Staaten zur Erleichterung der Versendung von Waaren und zur schnelleren 
Abfertigung dieser Sendungen an den Zollstellen (soweit dies noch nicht zur Ausführung gebracht seyn sollte) 
bei den in ihren Zolltarifen vorkommenden Maaß- und Gewichtsbestimmungen eine Reduction auf die Maaße 
und Gewichte, welche in den Tarifen der anderen contrahirenden Staaten angenommen sind, entwerfen, und 
zum Gebrauche sowohl ihrer Zoll-Ämter als des Handel treibenden Publikums öffentlich bekannt machen las-
sen. 

Der gemeinschaftliche Zolltarif (Artikel 4.) soll in zwei Haupt-Abtheilungen, nach dem Preußischen und 
nach dem Bayerischen Maaß-, Gewichts- und Münzsystem ausgefertigt werden. 

Die Declaration, die Abwägung und Messung der zollbaren Gegenstände soll in Preußen nach Preußischem, 
in Bayern und Württemberg nach Bayerischem Maaße und Gewichte, in den Hessischen Landen nach dem 
daselbst gesetzlich eingeführten Maaße und Gewichte geschehen. In den Ausfertigungen der Zoll-Behörden 
ist aber die Quantität der Waaren zugleich nach einer der beiden Haupt-Abtheilungen des gemeinschaftlichen 
Tarifs auszudrücken. 

So lange, bis die contrahirenden Staaten über ein gemeinschaftliches Münz-System übereingekommen seyn 
werden, soll die Bezahlung der Zoll-Abgaben in jedem Staate nach dem Münzfuße geschehen, nach welchem 
die Entrichtung der übrigen Landes-Abgaben Statt findet. 
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Es sollen aber schon jetzt die Gold- und Silbermünzen der sämmtlichen contrahirenden Staaten - mit Aus-
nahme der Scheidemünze - bei allen Hebestellen des gemeinsamen Zollvereins angenommen und zu diesem 
Behufe die Valvationstabellen öffentlich bekannt gemacht werden.
Art. 15. Die Wasserzölle oder auch Wegegeldgebühren auf Flüssen, mit Einschluß derjenigen, welche das 
Schiffsgefäß treffen (Recognitionsgebühren), sind von der Schiffahrt auf solchen Flüssen, auf welche die Be-
stimmungen des Wiener Congresses oder besondere Staatsverträge Anwendung finden, ferner gegenseitig nach 
jenen Bestimmungen zu entrichten, insofern hierüber nichts Besonderes verabredet wird. 

In letzterer Hinsicht wollen die contrahirenden Staaten, was insbesondere die Schiffahrt auf dem Rheine und 
dessen Nebenflüssen betrifft, unverzüglich in Unterhandlung treten, um zu einer Vereinbarung zu gelangen, in 
Folge deren die Ein-, Aus- und Durchfuhr der Erzeugnisse der sämmtlichen Vereinslande auf den genannten 
Flüssen in den Schiffahrts-Abgaben, mit stetem Vorbehalten der Recognitionsgebühren, wo nicht ganz befreiet, 
doch möglichst erleichtert wird. 

Alle Begünstigungen, welche ein Vereinsstaat dem Schiffahrtsbetriebe seiner Unterthanen auf den Eingangs 
genannten Flüssen zugestehen möchte, sollen in gleichem Maaße auch der Schiffahrt der Unterthanen der an-
deren Vereinsstaaten zu Gute kommen.

Auf den übrigen Flüssen, bei welchen weder die Wiener-Congreßacte noch andere Staatsverträge Anwen-
dung finden, werden die Wasserzölle nach den privativen Anordnungen der betreffenden Regierungen erho-
ben. Doch sollen auch auf diesen Flüssen die Unterthanen der contrahirenden Staaten und deren Waaren und 
Schiffsgefäße überall gleich behandelt werden.
Art. 16. Von dem Tage an, wo die gemeinschaftliche Zollordnung des Vereins in Vollzug gesetzt wird, sollen in 
den zum Zollvereine gehörigen Gebieten alle etwa noch bestehenden Stapel- und Umschlagsrechte aufhören, 
und Niemand soll zur Anhaltung, Verladung oder Lagerung gezwungen werden können, als in den Fällen, 
in welchen die gemeinschaftliche Zollordnung oder die betreffenden Schifffahrtsreglements es zulassen oder 
vorschreiben.
Art. 17. Kanal-, Schleusen-, Brücken-, Fähr-, Hafen-, Waage-, Krahnen- und Niederlage-Gebühren und Leis-
tungen für Anstalten, die zur Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind, sollen nur bei Benutzung wirklich 
bestehender Einrichtungen erhoben, und für letztere nicht erhöhet, auch überall von den Unterthanen der 
anderen contrahirenden Staaten auf völlig gleiche Weise, wie von den eigenen Unterthanen erhoben werden. 

Findet der Gebrauch einer Waage- oder Krahnen-Einrichtung nur zum Behufe einer zollamtlichen Controle 
Statt, so tritt eine Gebühren-Erhebung bei schon einmal zollamtlich verwogenen Waaren nicht ein.
Art. 18. Die contrabirenden Staaten wollen auch ferner gemeinschaftlich dahin wirken, daß durch Annahme 
gleichförmiger Grundsätze die Gewerbsamkeit befördert und der Befugniß der Unterthanen des einen Staates, 
in dem anderen Arbeit und Erwerb zu suchen, möglichst freier Spielraum gegeben werde. 

Von den Unterthanen des einen der contrahirenden Staaten, welche in dem Gebiete eines anderen derselben 
Handel und Gewerbe treiben, oder Arbeit suchen, soll von dem Zeitpunkte ab, wo der gegenwärtige Vertrag in 
Kraft treten wird, keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht gleichmäßig die in demselben Gewerbsver-
hältnisse stehenden eigenen Unterthanen unterworfen sind. 

Desgleichen sollen Fabrikanten und Gewerbtreibende, welche blos für das von ihnen betriebene Geschäft 
Ankäufe machen, oder Reisende, welche nicht Waaren selbst, sondern nur Muster derselben bei sich führen, 
um Bestellungen zu suchen, wenn sie die Berechtigung zu diesem Gewerbbetriebe in dem Vereins-Staate, in 
welchem sie ihren Wohnsitz haben, durch Entrichtung der gesetzlichen Abgaben erworben haben, oder im 
Dienste solcher inländischen Gewerbtreibenden oder Kaufleute stehen, in den anderen Staaten keine weitere 
Abgabe hiefür zu entrichten verpflichtet seyn. 

Auch sollen beim Besuche der Märkte und Messen zur Ausübung des Handels und zum Absatze eigener 
Erzeugnisse oder Fabrikate in jedem Vereins-Staate die Unterthanen der übrigen contrahirenden Staaten eben 
so wie die eigenen Unterthanen behandelt werden.
Art. 19. Die Preußischen Seehäfen sollen dem Handel der Unterthanen sämmtlicher Vereinsstaaten gegen völ-
lig gleiche Abgaben, wie solche von den Königlich-Preußischen Unterthanen entrichtet werden, offen stehen; 
auch sollen die in fremden See- und anderen Handelsplätzen angestellten Consuln einer oder der anderen der 
contrahirenden Staaten veranlaßt werden, der Unterthanen der übrigen contrahirenden Staaten sich in vor-
kommenden Fällen möglichst mit Rath und That anzunehmen.
Art. 20. Zum Schutze ihres gemeinschaftlichen Zollsystems gegen den Schleichhandel und ihrer inneren Ver-
brauchs-Abgaben gegen Defraudationen haben die contraliirenden Staaten ein gemeinsames Cartel abgeschlos-
sen, welches sobald als möglich, spätestens aber gleichzeitig mit dem gegenwärtigen Vertrage in Ausführung 
gebracht werden soll.
Art. 21. Die als Folge des gegenwärtigen Vertrages eintretende Gemeinschaft der Einnahme der contrabirenden 
Staaten bezieht sich auf den Ertrag der Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben in den Preußischen 
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Staaten, den Königreichen Bayern und Württemberg, dem Kurfürstenthume und dem Großherzogthume Hes-
sen mit Einschluß der den Zollsystemen der contrahirenden Staaten bisher schon beigetretenen Länder. 

Von der Gemeinschaft sind ausgeschlossen und bleiben dem privativen Genusse der betreffenden Staatsre-
gierungen vorbehalten:

1. die Steuern, welche im Innern eines jeden Staates von inländischen Erzeugnissen erhoben werden, ein-
schließlich der im Artikel 11. vorbehaltenen Ausgleichungs-Abgaben;

2. die im Artikel 15. erwähnten Wasserzölle;
3. Chaussee-Abgaben, Pflaster-, Damm-, Brücken-, Fähr-, Kanal-, Schleusen-, Hafengelder, so wie Waage- 

und Niederlage-Gebühren oder gleichartige Erhebungen, wie sie auch sonst genannt werden;
4. die Zollstrafen und Confiscate, welche, vorbehaltlich der Antheile der Denuncianten, jeder Staatsregierung 

in ihrem Gebiete verbleiben.
Art. 22. Der Ertrag der in die Gemeinschaft fallenden Abgaben wird nach Abzug:

1. der Kosten, wovon weiter unten im Artikel 30. die Rede ist;
2. der Rückerstattungen für unrichtige Erhebungen;
3. der auf den Grund besonderer gemeinschaftlicher Verabredungen erfolgten Steuervergütungen und Er-

mäßigungen
unter den vereinten Staaten nach dem Verhältnisse der Bevölkerung, mit welcher sie im Vereine sich befin-

den, vertheilt. 
Die Bevölkerung solcher Staaten, welche durch Vertrag mit einem oder dem anderen der contrahirenden 

Staaten unter Verabredung einer von diesem jährlich für ihre Antheile an den gemeinschaftlichen Zollrevenüen 
zu leistenden Zahlung dem Zollverbande beigetreten sind, oder noch beitreten werden, wird in die Bevölkerung 
desjenigen Staates eingerechnet, welcher diese Zahlung leistet. 

Der Stand der Bevölkerung in den einzelnen Vereinsstaaten wird alle drei Jahre von einem noch zu verabre-
denden Termine an ausgemittelt, und die Nachweisung derselben von den einzelnen Staaten einander gegen-
seitig mitgetheilt werden.
Art. 23. Vergünstigungen für Gewerbtreibende hinsichtlich der Steuer-Entrichtung, welche nicht in der Zoll-
gesetzgebung selbst begründet sind, fallen der Staats-Kasse derjenigen Regierung, welche sie bewilliget hat, zur 
Last. 

Die Maaßgaben, unter welchen solche Vergünstigungen zu bewilligen sind, werden näherer Verabredung 
vorbehalten.
Art. 24. Dem auf Förderung freier und natürlicher Bewegung des allgemeinen Verkehrs gerichteten Zwecke des 
Zollvereins gemäß, sollen besondere Zollbegünstigungen einzelner Meßplätze, namentlich Rabattprivilegien 
da, wo sie dermalen in den Vereinsstaaten noch bestehen, nicht erweitert, sondern vielmehr unter geeigneter 
Berücksichtigung sowohl der Nahrungsverhältnisse bisher begünstigter Meßplätze, als der bisherigen Handels-
beziehungen mit dem Auslande, thunlichst beschränkt und ihrer baldigen gänzlichen Aufhebung entgegenge-
führt, neue aber ohne allerseitige Zustimmung auf keinen Fall ertheilt werden.
Art. 25. Von der tarifmäßigen Abgaben-Entrichtung bleiben die Gegenstände, welche für die Hofhaltung der 
hohen Souveraine und Ihrer Regentenhäuser, oder für die bei ihren Höfen accreditirten Botschafter, Gesandten, 
Geschiftsträger cc. eingehen, nicht ausgenommen, und wenn dafür Rückvergütungen Statt haben, so werden 
solche der Gemeinschaft nicht in Rechnung gebracht. 

Ebenso wenig anrechnungsfähig sind Entschädigungen, welche in einem oder dem anderen Staate den vor-
mals unmittelbaren Reichsständen, oder an Communen oder einzelne Privatberechtigte für eingezogene Zoll-
rechte oder für aufgehobene Befreiungen gezahlt werden müssen.

Dagegen bleibt es jedem Staate unbenommen, einzelne Gegenstände auf Freipässe ohne Abgaben-Entrich-
tung in seinem Gebiete ein-, aus- oder durchgehen zu lassen. Dergleichen Gegenstände werden jedoch zollge-
setzlich behandelt, und in Freiregistern, mit denen es wie mit den übrigen Zollregistern zu halten ist, notirt, 
und die Abgaben, welche davon zu erheben gewesen wären, kommen bei der demnächstigen Revenüen-Aus-
gleichung demjenigen Theile, von welchem die Freipässe ausgegangen sind, in Abrechnung.
Art. 26. Das Begnadigungs- und Strafverwandlungs-Recht bleibt jedem der contrahirenden Staaten in seinem 
Gebiete vorbehalten. 

Auf Verlangen werden periodische Übersichten der erfolgten Straf-Erlasse gegenseitig mitgetheilt werden.
Art. 27. Die Ernennung der Beamten und Diener bei den Lokal- und Bezirkssteilen für die Zoll-Erhebung 
und Aufsicht, welche in Gemäßheit der hierüber getroffenen besonderen Übereinkunft nach gleichförmigen 
Bestimmungen angeordnet, besetzt und instruirt werden sollen, bleibt einer jeden der contrahirenden Regie-
rungen innerhalb ihres Gebietes überlassen.
Art. 28. In jedem Vereinsstaate wird die Leitung des Dienstes der Lokal- und Bezirks-Zollbehörden, so wie 
die Vollziehung der gemeinschaftlichen Zollgesetze überhaupt, einer, oder, wo sich das Bedürfniß hierzu zeigt, 
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mehreren Zolldirectionen übertragen, welche dem einschlägigen Ministerium des betreffenden Staates unter-
geordnet sind.

Die Bildung der Zolldirectionen und die Einrichtung ihres Geschäftsganges bleibt den einzelnen Staatsregie-
rungen überlassen; der Wirkungskreis derselben aber wird, insoweit er nicht schon durch den Grundvertrag 
und die gemeinschaftlichen Zoflgesetze bestimmt ist, durch eine gemeinschaftlich zu verabredende Instruction 
bezeichnet werden.
Art. 29. Die von den Zoll-Erhebungsbehörden nach Ablauf eines jeden Vierteljahres aufzustellenden Quartals-
Extracte, und die nach dem Jahres- und Bücherschlusse aufzustellenden Final-Abschlüsse über die resp. im 
Laufe des Vierteljahres und während des Rechnungsjahres fällig gewordenen Zoll-Einnahmen, werden von den 
betreffenden Zolldirectionen nach vorangegangener Prüfung in Haupt-Übersichten zusammengetragen, und 
diese sodann an ein Centralbüreau eingesendet, zu welchem ein jeder Vereinsstaat einen Beamten zu ernennen 
die Befugniß hat. 

Dieses Büreau fertigt auf den Grund jener Vorlagen die provisorischen Abrechnungen zwischen den verei-
nigten Staaten von drei zu drei Monaten, sendet dieselben den Central-Finanzstellen der letzteren, und bereitet 
die definitive Jahres-Abrechnung vor. 

Wenn aus den Quartal-Abrechnungen hervorgeht, daß die wirkliche Einnahme eines Vereinsstaates um 
mehr als einen Monatsbetrag gegen den ihm verhältnißmäßig an der Gesammt-Einnahme zuständigen Re-
venüen-Antheil zurückgeblieben ist, so muß alsbald das Erforderliche zur Ausgleichung dieses Ausfalles durch 
Herauszahlung von Seiten des oder derjenigen Staaten, bei denen eine Mehr-Einnahme Statt gefunden hat, 
eingeleitet werden.
Art. 30. In Absicht der Erhebungs- und Verwaltungskosten sollen folgende Grundsätze in Anwendung kom-
men:

1. Man wird keine Gemeinschaft dabei eintreten lassen, vielmehr übernimmt jede Regierung alle in ihrem 
Gebiete vorkommende Erhebungs- und Verwaltungskosten, es mögen diese durch die Einrichtung und Un-
terhaltung der Haupt- und Neben-Zoll-Ämter, der inneren Steuer-Ämter, Hall-Ämter und Packhöfe und der 
Zolldirectionen, oder durch den Unterhalt des dabei angestellten Personals und durch die dem letzteren zu 
bewilligenden Pensionen, oder endlich aus irgend einem anderen Bedürfnisse der Zollverwaltung entstehen.

2. Hinsichtlich desjenigen Theils des Bedarfs aber, welcher an den gegen das Ausland gelegenen Grenzen und 
innerhalb des dazu gehörigen Grenz-Bezirks für die Zoll-Erhebungs- und Aufsichts- oder Controlbehörden 
und Zoll-Schutzwachen erforderlich ist, wird man sich über Pauschsummen vereinigen, welche jeder der con-
trahirenden Staaten von der jährlich aufkommenden und der Gemeinschaft zu berechnenden Brutto-Einnah-
me an Zollgefällen in Abzug bringen kann.

3. Bei dieser Ausmittelung des Bedarfs soll da, wo die Perception privativer Abgaben mit der Zoll-Erhebung 
verbunden ist, von den Gehalten und Amtsbedürfnissen der Zollbeamten nur derjenige Theil in Anrechnung 
kommen, welcher dem Verhältnisse ihrer Geschäfte für den Zolldienst zu ihren Amtsgeschäften überhaupt 
entspricht.

4. Man wird sich über allgemeine Normen vereinigen, um die Besoldungs-Verhältnisse der Beamten beiden 
Zoll-Erhebungs- und Aufsichtsbehörden, imgleichen bei den Zolldirectionen in möglichste Übereinstimmung 
zu bringen.
Art. 31. Die contrahirenden Staaten gestehen sich gegenseitig das Recht zu, den Haupt-Zoll-Ämtern auf den 
Grenzen anderer Vereinsstaaten Controleure beizuordnen, welche von allen Geschäften derselben und der 
Neben-Ämter in Beziehung auf das Abfertigungsverfahren und die Grenzbewachung Kenntniß zu nehmen, 
und auf Einhaltung eines gesetzlichen Verfahrens, imgleichen auf die Abstellung etwaiger Mängel einzuwirken, 
übrigens sich jeder eigenen Verfügung zu enthalten haben. 

Einer näher zu verabredenden Dienstordnung bleibt es vorbehalten, ob und welchen Antheil dieselben an 
den laufenden Geschäften zu nehmen haben.
Art. 32. Jeder der contrahirenden Staaten hat das Recht, an die Zoll-Directionen der anderen vereinten Staaten 
Beamte zu dem Zwecke abzuordnen, um sich von allen vorkommenden Verwaltungsgeschäften, welche sich 
auf die durch den gegenwärtigen Vertrag eingegangene Gemeinschaft beziehen, vollständige Kenntniß zu ver-
schaffen. 

Eine besondere Instruction wird das Geschäftsverhältniß dieser Beamten näher bestimmen, als dessen 
Grundlage die unbeschränkte Offenheit von Seiten des Staates, bei welchem die Abgeordneten fungiren, in 
Bezug auf alle Gegenstände der gemeinschaftlichen Zollverwaltung, und die Erleichterung jedes Mittels, durch 
welches sie sich die Information hierüber verschaffen können, anzusehen ist, während andererseits ihre Sorgfalt 
nicht minder aufrichtig dahin gerichtet seyn muß, eintretende Anstände und Meinungsverschiedenheiten auf 
eine dem gemeinsamen Zwecke und dem Verhältnisse verbündeter Staaten entsprechende Weise zu erledigen. 

Die Ministerien der sämmtlichen Vereinsstaaten werden sich gegenseitig auf Verlangen jede gewünschte 
Auskunft über die gemeinschaftlichen Zoll-Angelegenheiten mittheilen, und insofern zu diesem Behufe die 



96

Zollvereinigungsvertrag [12]

zeitweise oder dauernde Abordnung eines höheren Beamten, oder die Beauftragung eines anderweit bei der 
Regierung beglaubigten Bevollmächtigten beliebt würde, so ist demselben nach dem oben ausgesprochenen 
Grundsatze alle Gelegenheit zur vollständigen Kenntnißnahme von den Verhältnissen der gemeinschaftlichen 
Zollverwaltung bereitwillig zu gewähren.
Art. 33. Jährlich in den ersten Tagen des Juni findet zum Zwecke gemeinsamer Berathung ein Zusammentritt 
von Bevollmächtigten der Vereinsregierungen Statt, zu welchem eine jede der letzteren einen Bevollmächtigten 
abzuordnen befugt ist. 

Für die formelle Leitung der Verhandlungen wird von den Conferenz-Bevollmächtigten aus ihrer Mitte ein 
Vorsitzender gewählt, welchem übrigens kein Vorzug vor den übrigen Bevollmächtigten zusteht. 

Der erste Zusammentritt wird in München Statt finden. Wo derselbe künftig erfolgen soll, wird bei dem 
Schlusse einer jeden jährlichen Versammlung mit Rücksicht auf die Natur der Gegenstände, deren Verhandlung 
in der folgenden Conferenz zu erwarten ist, verabredet werden.
Art. 34. Vor die Versammlung dieser Conferenz-Bevollmächtigten gehört:

a) die Verhandlung über alle Beschwerden und Mängel, welche in Beziehung auf die Ausführung des Grund-
vertrages und der besonderen Übereinkünfte, des Zollgesetzes, der Zollordnung und Tarife, in einem oder dem 
anderen Vereinsstaate wahrgenommen, und die nicht bereits im Laufe des Jahres in Folge der darüber zwischen 
den Ministerien geführten Correspondenz erledigt worden sind;

b) die definitive Abrechnung zwischen den Vereinsstaaten über die gemeinschaftliche Einnahme auf den 
Grund der von den obersten Zollbehörden aufgestellten, durch das Centralbüreau vorzulegenden Nachweisun-
gen, wie solche der Zweck einer dem gemeinsamen Interesse angemessenen Prüfung erheischt;

c) die Berathung über Wünsche und Vorschläge, welche von einzelnen Staats-Regierungen zur Verbesserung 
der Verwaltung gemacht werden;

d) die Verhandlungen über Abänderungen des Zollgesetzes, des Zolltarifs, der Zollordnung und der Verwal-
tungs-Organisation, welche von einem der contrahirenden Staaten in Antrag gebracht werden, überhaupt über 
die zweckmäßige Entwickelung und Ausbildung des gemeinsamen Zoll- und Handelssystems.
Art. 35. Treten im Laufe des Jahres außer der gewöhnlichen Zeit der Versammlung der Conferenz-Bevollmäch-
tigten außerordentliche Ereignisse ein, welche unverzügliche Maaßregeln oder Verfügungen abseiten der Ver-
einsstaaten erheischen; so werden sich die contrahirenden Theile darüber im diplomatischen Wege vereinigen, 
oder eine außerordentliche Zusammenkunft ihrer Bevollmächtigten veranlassen.
Art. 36. Den Aufwand für die Bevollmächtigten und deren etwaige Gehülfen bestreitet die Regierung, welche 
sie absendet.

Das Kanzlei-Dienstpersonale und das Lokale wird unentgeltlich von der Regierung gestellt, in deren Gebiete 
der Zusammentritt der Conferenz Statt findet.
Art. 37. Sollte zur Zeit der Vollziehung des gegenwärtigen Vertrages eine Übereinstimmung der Eingangs-Zoll-
sätze in den Landen der contrahirenden Regierungen nicht bereits im Wesentlichen bestehen; so verpflichten 
sich dieselben zu allen Maaßregeln, welche erforderlich sind, damit nicht die Zoll-Einkünfte des Gesammt-Ver-
eins durch die Einführung und Anhäufung unverzollter oder gegen geringere Steuersätze, als der Vereinstarif 
enthält, verzollter Waarenvorräthe beeinträchtigt werden.
Art. 38. Für den Fall, daß andere deutsche Staaten den Wunsch zu erkennen geben sollten, in den durch gegen-
wärtigen Vertrag errichteten Zollverein aufgenommen zu werden, erklären sich die hohen Contrahenten bereit, 
diesem Wunsche, so weit es unter gehöriger Berücksichtigung der besonderen Interessen der Vereinsmitglieder 
möglich erscheint, durch desfalls abzuschließende Verträge Folge zu geben.
Art. 40. Alles, was sich auf die Detail-Ausführung der im gegenwärtigen Vertrage und dessen Beilagen enthalte-
nen Verabredungen, insbesondere auf den Vollzug der gemeinschaftlich festgesetzten organischen Bestimmun-
gen, Reglements und Instructionen bezieht, soll durch gemeinschaftliche Commissarien vorbereitet werden.
Art. 41. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher mit dem ersten Januar 1834 in Ausführung gebracht 
werden soll, wird vorläufig bis zum ersten Januar 1842 festgesetzt. Wird derselbe während dieser Zeit und spä-
testens zwei Jahre vor Ablauf der Frist nicht gekündigt, so soll er auf 12 Jahre, und so fort von 12 zu 12 Jahren 
als verlängert angesehen werden. 

Letztere Verabredung wird jedoch nur für den Fall getroffen, daß nicht in der Zwischenzeit sämmtliche deut-
sche Bundesstaaten über gemeinsame Maaßregeln übereinkommen, welche den mit der Absicht des Artikels 59 
der deutschen Bundes-Acte in Übereinstimmung stehenden Zweck des gegenwärtigen Zoll-Vereins vollständig 
erfüllen.

Auch sollen im Falle etwaiger gemeinsamer Maaßregeln über den freien Verkehr mit Lebensmitteln in 
sämmtlichen deutschen Bundesstaaten die betreffenden Bestimmungen des nach gegenwärtigem Vertrage be-
stehenden Vereins-Tarifs demgemäß modificirt werden.
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Gegenwärtiger Vertrag soll alsbald zur Ratification der hohen contrahirenden Höfe vorgelegt, und die Aus-
wechselung der Ratifications-Urkunden soll spätestens binnen sechs Wochen in Berlin bewirkt werden. 

So geschehen Berlin, den 22sten März 1833. 
C.G. Maassen 
H.W.v.Steuber 

Wilhelm v. Kopp. 
Arn. Fried. v. Mieg. 

Franz a Paula Friedrich Frh. v. Linden 
Albrecht Friedrich Eichhorn 

Heinrich Theodor Ludwig Schwedes. 
Friedrich Ch. Johann Gf. v. Luxburg.

http://www.verfassungen.de/de/de06-66/zollverein33.htm
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Nr. 13. Verfassung des Königreichs Hannover 
vom 26. September 1833

[Sammlung der Gesetze, Verordnungen und Ausschreiben für das Königreich Hannover 1833, 286]

Grundgesetz des Königreichs

WILHELM DER VIERTE, von Gottes Gnaden König des vereinigten Reichs Großbritannien und Irland etc., 
auch König von Hannover, Herzog zu Braunschweig und Lüneburg etc. etc. 

Unter Bezugnahme auf Unser unter dem heutigen Tage erlassenes Patent wegen Publication eines Grundge-
setzes für Unser Königreich Hannover bringen wir dieses Gesetz hiemit zur öffentlichen Kunde. 

Erstes Capitel. Allgemeine Bestimmungen.
§ 1 Das Königreich Hannover bildet unter der Souverainetät des Königs ein in allen seinen Bestandtheilen 
durch dasselbe Grundgesetz verbundenes Ganzes. 

Bestandtheile des Königreiches können nur unter Zustimmung der allgemeinen Stände abgetreten werden. 
Friedensschlüsse und Berichtigungen streitiger Grenzen begründen hievon eine Ausnahme. 
§ 2 Das Königreich theilt in seiner Eigenschaft als Glied des teutschen Bundes alle aus diesem herfließenden 
Rechte und Verpflichtungen. 

Die Beschlüsse der Bundesversammlung werden für das Königreich verbindlich, sobald sie vom Könige ver-
kündigt sind. Die Mittel zur Erfüllung der hiedurch begründeten Verbindlichkeiten werden unter verfassungs-
mäßiger Mitwirkung der Stände bestimmt. 
§ 3 Die Regierungsform des Königreiches ist die erblich-monarchische. 

Der König ertheilt dem Lande die feierliche Zusicherung, in der Ausübung Seiner Königlichen Rechte die 
Rechte Seiner Unterthanen, die Rechte der Gemeinden und Körperschaften im Königreiche, die Rechte der 
Kirchen, die Rechte der Provinziallandschaften und der allgemeinen Ständeversammlung nach Maßgabe des 
gegenwärtigen Grundgesetzes ungeschmälert aufrecht zu erhalten und gegen alle Eingriffe zu schützen; 

die Anordnung der Finanzen des Königreiches und seiner einzelnen Provinzen nicht ohne die verfassungs-
mäßige Mitwirkung der Stände zu treffen; 

und bei der Einrichtung der Landesbehörden, so wie bei der Bestallung der Staatsdienerschaft dahin zu se-
hen, daß der öffentlichc Dienst in allen Zweigen jederzeit verfassungsmäßig verwaltet wird, und seinen unge-
hinderten Fortgang zum Besten des Landes hat. 
§ 4 Der Sitz der obersten, dem Könige unmittelbar untergeordneten, Regierungsbehörde kann nicht außerhalb 
des Königreiches verlegt werden, dringende Nothfälle ausgenommen. 
§ 5 Der König hat das Recht, bei längerer Abwesenheit eine Stellvertretung anzuordnen und deren Befugnisse 
zu bestimmen. 

Würde die Stellvertretung Einer Person anvertraut; so kann dieselbe nur aus der Zahl der Agnaten. gewählt 
werden. 

Es können jedoch keinem Stellvertreter ausgedehntere Rechte übertragen werden, als einem Regenten nach 
den Bestimmungen dieser Verfassungsurkunde zustehen. 

Zweites Capitel. Vom Könige, von der Thronfolge und der Regentschaft.
§ 6 Der König, als Oberhaupt des Staates, vereinigt in sich die gesammte Staatsgewalt, und übt sie auf verfas-
sungsmäßige Weise aus. 

Die Person des Königs ist heilig und unverletzlich. 
§ 7 Der König vertritt das Königreich in allen Beziehungen zu dem teutschen Bunde, zu den einzelnen Bun-
desstaaten und in allen auswärtigen Verhältnissen. Er ordnet die Gesandtschaften und sonstigen Missionen an, 
schließt mit andern Mächten Verträge und erwirbt dadurch Rechte für das Königreich, so wie Er dasselbe auch 
zur Erfüllung der vertragsmäßigen Verbindlichkeiten und zwar für die Cap. 6. § 92 bezeichneten Fälle nach 
Maßgabe der daselbst getroffenen Bestimmungen verpflichtet. 
§ 8 Ebenmäßig geht auch im Innern alle Regierungsgewalt von dem Könige aus, und wird durch die Lan-
desbehörden, diese mögen unmittelbar bestellt seyn oder nicht, vermöge der vom Könige verliehenen Gewalt 
ausgeübt. 

Kein Landesgesetz tritt in Gültigkeit, bevor es vom Könige verkündigt ist. 
Dem Könige steht vermöge der Staatsgewalt die Kirchenhoheit zu (siehe Cap. 3. § 30 und Cap. 5.). 
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Die bewaffnete Macht und deren Einrichtung, so wie alle sie betreffende Anstellungen, Anordnungen und 
Befehle sind allein vom Könige abhängig. 
§ 9 Die Gerichtsbarkeit geht vom Könige aus und wird durch die ordentlichen Gerichte des Landes geübt, über 
welche Demselben die Aufsicht zusteht. Der König verspricht, den Lauf der Rechtspflege nicht zu hemmen und 
Straferkenntnisse nicht zu schärfen, hat aber das Recht, Straferkenntnisse im Wege der Gnaden aufzuheben 
oder zu mildern, auch das Verfahren gegen den Beschuldigten einzustellen und niederzuschlagen. 
§ 10 Der König verleiht Rang, Titel und Würden, und hat das Recht, Standeserhöhungen vorzunehmen. 
§ 11 Die Krone des Königreiches Hannover vererbt ohne Theilung der Lande. 

Sie gebührt zunächst dem Mannsstamme des Königlichen Hauses aus rechtmäßiger, ebenbürtiger und haus-
gesetzlicher Ehe. Die Ordnung der Thronfolge wird durch die Linealerbfolge nach dem Rechte der Erstgeburt 
bestimmt. Erlischt der Mannsstamm der jetzigen Königlichen Linie; so geht die Thronfolge nach Maßgabe der 
Hausgesetze auf den Mannsstamm der jetzigen Herzoglich Braunschweig-Wolfenbüttelschen Linie, und nach 
dessen Erlöschen auf die weibliche Linie über. 
§ 12 Der König ist volljährig, sobald Er sein achtzehntes Lebensjahr vollendet hat. 
§ 13 Der König wird den Antritt Seiner Regierung durch ein Patent zur öffentlichen Kunde bringen, worauf, 
nach den von Ihm für das ganze Land gleichmäßig zu ertheilenden Vorschriften, die Huldigung erfolgt. 

Im Patente, welches in Urschrift unter des Königs Hand und Siegel demnächst im ständischen Archive nie-
derzulegen ist, versichert der König bei Seinem Königlichen Worte die unverbrüchliche Festhaltung der Lan-
desverfassung. 
§ 14 Eine Regentschaft tritt ein, wenn der König entweder minderjährig, oder sonst an der eignen Ausübung 
der Regierung verhindert ist. 
§ 15 Die Regentschaft gebührt dem nach der Reihe des Erbfolgerechts zunächst stehenden Agnaten, welcher das 
18te Lebensjahr vollendet hat. 

Sollte ein fähiger Agnat nicht vorhanden seyn, so geht die Regentschaft auf die Königin, Gemahlin des Kö-
nigs, nach dieser auf die Mutter und endlich auf die Großmutter väterlicher Seite über; anderweite Vermählun-
gen schließen dieselben jedoch von der Regentschaft aus. 
§ 16 Wird die Regentschaft vom Könige selbst angeordnet; so steht dem Könige zu, einen regierungsfähigen 
Agnaten, und, wenn deren nicht vorhanden seyn sollten, oder wenn der König Gründe hätte, von dem Seinen 
Agnaten gebührenden Vorzuge abzuweichen, einen nicht regierenden Prinzen aus den zum teutschen Bunde 
gehörenden Fürstenhäusern zum Regenten zu ernennen, welcher Letztere wenigstens das 25ste Lebensjahr voll-
endet haben muß. 
§ 17 Der König bestellt die Regentschaft entweder für Seine Person oder für den Thronfolger, auf den Fall, daß 
dieser zur Zeit des Anfalls der Krone minderjährig oder sonst verhindert wäre. 
§ 18 Ermangelt es an einer solchen Anordnung; so tritt im Falle der Minderjährigkeit die gesetzliche Regent-
schaft von selbst ein. Bei anderer Verhinderung ist das Ministerium verpflichtet, entweder auf eignen Beschluß, 
oder auf einen Antrag der versammelten allgemeinen Stände des Königreichs, eine Zusammenkunft der Agna-
ten zu veranlassen. Zu dieser sind alle volljährigen Agnaten zu berufen, um, wenn mindestens drei derselben 
in Person, oder durch gehörig Bevollmächtigte erschienen sind, innerhalb drei Monaten auf erstattetes Gutach-
ten des Ministern nach absoluter Stimmenmehrheit einen Beschluß darüber zu fassen, ob eine Regentschaft 
nothwendig sey. 

Das zur Regentschaft stehende Mitglied des Hauses, und die weder in Person noch durch Bevollmächtigte 
erschienenen Agnaten haben keine Stimme. 
§ 19 Überzeugt sich die Versammlung der Agnaten von der Nothwendigkeit einer Regentschaft; so wird dieser 
Beschluß durch das Ministerium den allgemeinen Ständen des Königreichs, welche von demselben außeror-
dentlich berufen werden müssen, insofern sie nicht bereits versammelt sind, mitgetheilt, um ihre Zustimmung 
zu erklären. 
§ 20 Sind keine Agnaten vorhanden, oder erscheinen dieselben nicht in gesetzlicher Zahl; so richtet das Mi-
nisterium, nach vorgängiger Untersuchung und Berichtserstattung an die Königin, einen Antrag an die allge-
meinen Stände des Königreichs. Die Regentschaft tritt ein, wenn in Gemäßheit dieses Antrages die Stände die 
Nothwendigkeit derselben anerkennen. 
§ 21 Ist in diesem Falle keine zur Regentschaft berechtigte Person vorhanden; so bestimmen die allgemeinen 
Stände des Königreiches, auf den Vorschlag des Ministern, unter den nicht regierenden Prinzen aus den zum 
teutschen Bunde gehörenden Fürstenhäusern den Regenten. Derselbe muß wenigstens das 25ste Lebensjahr 
vollendet haben, und seinen Aufenthalt im Königreich nehmen. 



100

 Verfassung des Königreichs Hannover [13]

§ 22 Der Regent leistet bei Übernahme der Regentschaft im versammelten Ministerio in Gegenwart des Erb-
landmarschalls, der Präsidenten und Vicepräsidenten der allgemeinen Ständeversammlung, einen Eid auf die 
Aufrechterhaltung der Verfassung, und bringt hierauf den Eintritt der Regentschaft zur öffentlichen Kunde. 
§ 23 Der Regent übt im Namen des Königs die volle Staatsgewalt, wie sie dem Könige selbst verfassungsmäßig 
zusteht. 

Der Regent darf jedoch eine Schmälerung der verfassungsmäßigen Rechte des Königs, so wie eine Änderung 
in dem Grundsysteme und in den verfassungsmäßigen Rechten der allgemeinen Ständeversammlung überall 
nicht vornehmen noch gestatten. 

Auch darf der Regent keine Standeserhöhungen vornehmen. 
§ 24 Die Regentschaft hört auf, sobald der König das Alter der Volljährigkeit erreicht hat, oder das anderweite 
Hinderniß der eignen Verwaltung der Regierung gehoben ist. 
§ 25 Die Erziehung des minderjährigen Königs gebührt, wenn der vorhergehende König deshalb keine andere 
Verfügung getroffen hat, der Mutter, und nach dieser der Großmutter von väterlicher Seite, sofern diese nicht 
anderweit vermählt sind, und in Ermangelung auch dieser, dem Regenten unter Beirath des Ministerii. 

Auf gleiche Weise steht der Regent den zur Erziehung berechtigten Personen zur Seite, und hat, wenn deren 
Ansicht über die Wahl der Erzieher oder über den Erziehungsplan von den seinigen abweichen, die Entschei-
dung. 

Die Aufsicht über die Person des durch Krankheit an der Ausübung der Regierung verhinderten Königs und 
die Sorge für denselben darf der Regent niemals übernehmen. 
§ 26 Die innern Verhältnisse des Königlichen Hauses werden vom Könige als Oberhaupte der Familie durch 
Hausgesetze bestimmt. Es soll jedoch das vom Könige zu erlassende und den allgemeinen Ständen mitzut-
heilende Hausgesetz, insoweit dasselbe die Erbfolge angeht, nicht ohne Zustimmung der Stande abgeändert 
werden. 

Drittes Capitel. Von den Rechten und Pflichten der Unterthanen im Allgemeinen.
§ 27 Den vollen Genuß aller politischen und bürgerlichen Rechte im Königreiche kann nur ein Hannoverscher 
Unterthan haben. 

Die Eigenschaft eines Hannoverschen Unterthans wird nach Maßgabe der Gesetze durch Geburt oder Auf-
nahme erworben, und dauert so lange, bis sie auf rechtliche Weise verloren wird. 

Die mit dieser Eigenschaft verbundenen Rechte können durch ein Straferkenntniß beschränkt werden. 
§ 28 Alle Landeseinwohner sind gleichmäßig zum Kriegsdienste und zu Tragung der allgemeinen Staatslasten 
verpflichtet. 

Zu diesen von allen Unterthanen nach gleichmäßigen Grundsätzen zu tragenden allgemeinen Staatslasten 
gehört auch die Unterhaltung des Heers ohne irgend eine hinsichtlich der Cavallerie oder anderer Waffengat-
tungen Statt findende Ausnahme, einschließlich der Kriegerfuhren. 

Für die bisherigen Befreiungen von dieser Staatslast erfolgt eine Entschädigung nicht. 
Jedoch verbleibt denjenigen, welchen nach dem an die allgemeine Ständeversammlung erlassenen Königli-

chen Rescripte vom 18. Januar 1822 die Befreiung von der Einquartierung und Verpflegung zugesichert ist, wel-
che aber nunmehr nach obigem Grundsatze zu dieser allgemeinen Staatslast gleichmäßig beizutragen haben, 
die Befugniß der Nichtannahme der ordinairen Naturaleinquartierung. Eben so soll es auch mit der Natural-
leistung der ordinairen Kriegerfuhren gehalten werden. 

Die nach dem oben genannten Rescripte außerdem noch bestehenden Realexemtionen von allgemeinen 
Staatslasten sollen zwar ebenfalls wegfallen, jedoch verbleibt den bisher Exemten das Recht, die künftig auf sie 
fallenden Naturalleistungen durch billige Geldbeiträge zu reluiren. 

Die Vorrechte und Befreiungen von allgemeinen Staatslasten, welche den Mitgliedern der Königlichen Fami-
lie und den Standesherren zustehen, so wie die Ausnahmen, welche zu Gunsten der Königlichen und standes-
herrlichen Schlösser und Gärten und in Ansehung der Güter der Kirchen, Pfarren, Pfarrwitwenthümer, Schulen 
und Armenstiftungen bewilligt worden, sollen in der bisherigen Maße und wie sie durch die betreffen-den 
Gesetze bestimmt sind, bestehen bleiben. 

Die Befreiungen vom Militairdienste sind von den Bestimmungen der Militairgesetze abhängig. 
§ 29 Über die Lehnsverhältnisse und die zu gestattende Ablösbarkeit derselben soll ein besonderes Gesetz er-
lassen werden. 

Durch dies Gesetz soll zugleich für eine zweckmäßige Erhaltung der größern Güter bei den Vasallenfamilien, 
so wie für Erleichterung der Stiftung von Majoraten und Fideicommissen gesorgt, auch über die Rechte der 
Agnaten und Exspectivirten und über die dem Heimfall nahe stehenden Lehne Bestimmung getroffen werden. 
§ 30 Allen Landeseinwohnern gebührt völlige Glaubens- und Gewissensfreiheit. Daher ist auch Jeder zu Religi-
onsübungen mit den Seinigen in seinem Hause berechtigt. 
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Die Mitglieder der evangelischen und der römisch-katholischen Kirche genießen gleiche bürgerliche und 
politische Rechte im Staate. vergl. Cap. 5. § 57 

Dem Könige gebührt das Recht, auch andere christliche Confessionen und Secten anzuerkennen. Den An-
hängern solcher anerkannten christlichen Confessionen und Secten wird der Genuß bürgerlicher Rechte und 
der Privatgottesdienst gestattet. Ihre politischen Rechte hangen jederzeit von einem besondern Gesetze ab; zur 
öffentlichen Religionsübung ist die besondere Bewilligung des Königs erforderlich. 

Die Rechtsverhältnisse der im Königreiche wohnhaften jüdischen Glaubensgenossen sollen durch ein beson-
deres Gesetz bestimmt werden. 
§ 31 Die Gerichte erster Instanz sind für alle Landeseinwohner dieselben. 

Die von dieser Regel bestehenden Ausnahmen sollen durch ein baldigst zu erlassendes Gesetz, 
hinsichtlich des persönlich befreieten Gerichtsstandes auf die höheren Königlichen Behörden, die Besitzer 

landtagsfähiger Rittergüter, den landsässigen Adel, die höheren Staatsdiener, die höhere Geistlichkeit, so wie die 
jetzt canzleisässigen Magistrate und Städte, und die Officiere, hinsichtlich des dinglichen Gerichtsstandes aber 
auf landtagsfähige Güter und die zu ihnen gehörenden Grundstücke beschränkt und alle übrigen Ausnahmen 
aufgehoben werden. Bis zu erfolgter Publication dieses Gesetzes besteht jedoch die jetzige Competenz der Ge-
richte ungeändert. 

Auch die Aufhebung der verbleibenden Ausnahmen soll bei künftiger, derselben entsprechender Verände-
rung der Gerichtsverfassung erfolgen. 

Bis zu anderweiter Bestimmung bleiben die für gewisse Sachen oder Classen von Unterthanen angeordneten 
Gerichte in ihrer bisherigen Wirksamkeit, und die Gerichte überhaupt in ihrer bisherigen Verfassung. 

Wegen der Gerichtsbarkeit über die nicht regierenden Mitglieder des Königlichen Hauses werden durch ein 
Königliches Familienstatut die erforderlichen Bestimmungen getroffen. 
§ 32 Die besondern Rechte der Standesherren, namentlich des Herzogs vom Aremberg, des Herzogs von Looz-
Corswaaren, des Fürsten von Bentheim, so wie der Grafen zu Stolberg-Wernigerode und Stolberg, sind durch 
Verordnungen und landesherrliche Zusicherungen festgestellt. 
§ 33 Die Freiheit der Person und des Eigenthums unterliegt keiner andern Beschränkung, als welche das Recht 
und die Gesetze bestimmen. 

Allgemeine Confiscation des Vermögens ist unzulässig. 
§ 34 Niemand darf verfolgt und verhaftet werden, als in den durch das Gesetz bestimmten Facllen und in der 
gesetzlichen Form. Bis zur Erlassung der desfallsigen Gesetze behält es bei den bisherigen Vorschriften sein 
Bewenden. 

Der Verhaftete muß binnen 24 Stunden verhört und über die Ursache seiner Verhaftung im Allgemeinen in 
Kenntniß gesetzt werden. 

Kein Unterthan darf seinem ordentlichen Richter entzogen werden, außer in den von den Gesetzen im Vor-
aus bestimmten Fällen, oder wenn der König aus besondern Gründen, auf den Bericht des Gesammtministerii, 
die Competenz auf eine andere ordentliche Gerichtsbehörde zu übertragen nöthig findet. 

Das Verfahren bei Störung der öffentlichen Ruhe soll durch ein besonderes Gesetz bestimmt werden. 
§ 35 Die Staatsverwaltung hat keinen Anspruch an das Eigenthum und die Gerechtsame von Einzelnen oder 
Corporationen, als aus allgemeinen Gesetzen oder besondern Privatrechtstiteln. Ausnahmsweise kann dieselbe 
jedoch gegen vorhergehende vollständige Entschädigung die Abtretung von Eigenthum oder Gerechtsamen zu 
Staats- oder andern öffentlichen Zwecken verlangen, wenn entweder eine dringende Nothwendigkeit solches 
erheischt, oder wenn ausdrückliche Gesetze zu Zwecken des gemeinen Nutzens ihr dazu die Befugniß geben. 
§ 36 Die Frage, ob die Abtretung geschehen soll, wird nach vorgängiger Vernehmung aller Betheiligten von der 
betreffenden obern Verwaltungsbehörde entschieden. 

Den Betheiligten steht jedoch wider die Entscheidung binnen gesetzlicher, oder in deren Ermangelung acht-
wöchiger Frist der Recurs an das Ministerium zu, welches über denselben unter Zuziehung des Geheimenraths-
collegii entscheidet. 

Der Betrag der Entschädigung wird, unter Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften über dessen Bestim-
mung, von der Verwaltungsbehörde festgesetzt. Will sich der Betheiligte bei deren Beschlüssen nicht beruhigen, 
und kann eine Vereinbarung nicht bewirkt werden; so ist die Sache im ordentlichen Rechtswege zu erledigen; 
es kann aber der zur Entschädigung Berechtigte bei Abtretung des Seinigen sofort die Überweisung der von der 
Verwaltungsbehörde ausgemittelten Entschädigung fordern. 

Ist aber unwiederbringlicher Nachtheil mit dem Verzuge verbunden; so entscheidet die höchste zur Stelle 
befindliche Verwaltungsbehörde über die Abtretung. In diesem Falle hält der Recurs das Verfahren nicht auf, 
und folgt die Entschädigung ausnahmsweise innerhalb möglichst kurzer Frist nach. 
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§ 37 Jedem, der sich von einer Verwaltungsbehörde durch Überschreitung ihrer Befugnisse in seinem wohler-
worbenen Rechte verletzt erachtet, steht nach den nachfolgenden Bestim-mungen der ordentliche Gerichtsgang 
offen. 

Ist die Verletzung durch einen Staatsvertrag oder durch ein verfassungsmäßig erlassenes Gesetz bewirkt; so 
kann dieselbe nicht zum Gegenstande eines Rechtsanspruches gegen den Staat oder gegen Verwaltungsbehör-
den gemacht werden. 

Vielmehr kann nur die unrichtige oder unbefugte Anwen-dung von Staatsvertraegen oder Gesetzen einen 
Rechtsanspruch begründen, sobald in einer Überschreitung der Befugnisse der Behörden außerdem die Erfor-
dernisse einer Entschädigungsverbindlichkeit nach gemeinrechtlichen Grundsätzen anzutreffen sind. 

Die Gerichte können in solchen Fällen die einstweilige Ausführung von Verfügungen der Verwaltungsbe-
hörden nicht hemmen, und dürfen eine gegen solche Verfügungen gerichtete Klage nur dann annehmen, wenn 
von dem Kläger zuvor nachgewiesen ist, daß er bei der vorgesetzten höhern oder höchsten Verwaltungsbehörde 
bereits Hülfe gesucht, und solche innerhalb eines angemessenen Zeitraums nicht gefunden habe. 

Wiederaufhebung von Verfügungen der Verwaltungsbehörden durch richterlichen Spruch kann nur in dem 
Falle Statt finden, wenn auf verfassungsmäßigem Wege (s. Cap. 8. § 156 entschieden ist, daß eine in Frage befan-
gene Angelegenheit zur Competenz der Verwaltungsbehörde nicht erwachsen gewesen sey. 
§ 38 Wenn Ansprüche aus einem wohlerworbenen Privatrechte gegen den Fiscus, sowohl des Königs als des 
Staats, oder von demselben geltend gemacht werden sollen, gehört die Verhandlung und Entscheidung der 
hieraus entstehenden Rechtsstreitigkeiten auf gleiche Weise, wie andere Privatrechtssachen, zur Competenz der 
ordentlichen Gerichte, und zwar, soweit dies nach bisherigen Gesetzen noch nicht der Fall gewesen, rücksicht-
lich der nach dem Tage der Publication des Staatsgrundgesetzes entstehenden Forderungen. 

Die Vollziehung des gerichtlichen Erkenntnisses findet gegen die in demselben bezeichnete Behörde oder 
Casse Statt. 
§ 39 Den Unterthanen steht das Recht zu, in angemessener Form und auf gesetzliche Weise Bitten an den König, 
an die allgemeine Ständeversammlung, so wie an die Landesbehörden zu bringen. 

Auch hat Jeder das Recht, in seiner Angelegenheit über gesetz- und ordnungswidriges Verfahren einer Be-
hörde oder über verzögerte Entscheidung bei der unmittelbar vorgesetzten Behörde Beschwerde zu führen und 
diese bis zur höchsten Behörde zu verfolgen. 

Mehrere Gemeinden oder Corporationen dürfen über Angelegenheiten, in Ansehung deren sie nicht ohne-
hin in einem verfassungsmäßigen Verbande mit einander stehen, keine gemeinschaftlichen Gesuche übergeben. 
§ 40 Die Freiheit der Presse soll unter Beobachtung der gegen deren Mißbrauch zu erlassenden Gesetze und der 
Bestimmungen des teutschen Bundes Statt finden. 

Bis zur Erlassung dieser Gesetze bleiben die bisherigen Vorschriften in Kraft. 
§ 41 Jedem Landeseinwohner steht das Recht zu, unter Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften über die 
Militairpflicht auszuwandern. 

Viertes Capitel. Von den Gemeinden und Körperschaften.
§ 42 Jeder Landeseinwohner muß in Beziehung auf die öffentlichen Verhältnisse einer Gemeinde oder einem 
Verbande mehrerer Gemeinden des Königreichs angehören und zu deren Lasten, bis auf die unten vorbehalte-
nen persönlichen Ausnahmen, verhältnißmäßig beitragen. Nicht minder soll jedes Gut, Haus oder Grundstück 
einer Gemeinde zugerechnet werden. 
§ 43 Exemtionen von Gemeindelasten sollen nicht ferner Statt finden. Rechtlich bestehende Exemtionen kön-
nen gegen vorgängig auszumittelnde Entschädigung aufgehoben werden. 

Gleichzeitig mit Aufhebung der Exemtionen ist auch die derselben entprechende Regulirung des Gemein-
dewesens in den betreffenden Gemeinden vorzunehmen. Bei Ausmittelung der Entschädigung soll zu Gunsten 
der zu deren Leistung Verpflichteten auf die Beschaffenheit und den Zweck der zu übernehmenden Last, so 
wie auf deren in neuerer Zeit durch polizeiliche Einrichtungen etwa eingetretene Vermehrung billige Rücksicht 
genommen werden. Auch sind dabei die von den Befreiten zu Gunsten der Gemeinde getragenen Lasten nebst 
den in Rücksicht auf eine getragene Last von den dazu Verpflichteten genossenen Vortheilen zur Ausgleichung 
zu bringen. Die zu weiterer Ausbildung dieser Vorschriften erforderlichen Bestimmungen über die Grundsätze 
und das Maaß der Entschädigung, so wie über diejenigen Verhältnisse, bei welchen ausnahmsweise eine Ex-
emtion auch ohne Entschädigung abgestellt werden kann, bleiben der provinziellen Gesetzgebung vorbehalten. 
Imgleichen sollen diejenigen Fälle, in denen ein persönliches Recht auf Befreiung von Gemeindelasten aufrecht 
zu erhalten seyn möchte, gesetzlich bestimmt werden. 
§ 44 Die Bildung neuer Gemeindeverbände, so wie die Zusammenlegung oder Abänderung bestehender, kann, 
nach vorgängiger Vernehmung der Betheiligten, unter steter Berücksichtigung ihrer besondern Interessen und 
der Provinzialverhältnisse erfolgen. 
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§ 45 Die bisher keiner Gemeinde angehörigen Domainen, Güter und Besitzungen sollen auf eine den Provinzi-
al- und Localverhältnissen angemessene Weise in einen bereits vorhandenen oder neu zu bildenden Gemein-
deverband eingeschlossen werden. 

Bis ein solcher Anschluß erfolgt ist, wird, in deren Beziehungen zu den Gemeinden, durch vorstehende Be-
stimmungen nichts verändert. 

Insofern Lage und Verhältnisse die Vereinigung einer Domaine oder eines Guts mit einer Gemeinde nicht 
angemessen erscheinen lassen, kann eine solche Domaine, oder ein solches Gut eine abgesonderte Gemeinde 
bilden. 
§ 46 Die Art und Weise, wie die in einen Gemeindeverband eintretenden Grundbesitzer an den Gemeindeange-
legenheiten Theil zu nehmen und zu den Gemeindelasten beizutragen haben, so wie die vorgängige angemesse-
ne Entschädigung der von solchen Lasten bisher rechtlich befreit Gewesenen, soll durch gütliche Vereinbarung 
zwischen den Gemeinden und den neu Eintretenden unter Leitung der Regierungsbehörde oder der von ihr 
zu ernennenden Commissarien, in Ermangelung einer solchen Übereinkunft aber, unter Berücksichtigung der 
gegenseitigen Verhältnisse, nach folgenden Grundsätzen festgesetzt werden: 

1) Die Vereinigung soll sich allein auf die öffentlichen, nicht aber auf die privatrechtlichen Verhältnisse der 
Gemeinde beziehen, sofern nicht von beiden Theilen eine Vereinigung auch in der letztem Rücksicht gewünscht 
wird. 

2) Das Beitragsverhältniß der Eintretenden zu den Gemeindelasten, soll nach Maaßgabe des, den Eintreten-
den zu Statten kommenden, Antheils an den diesen Lasten zum Grunde liegenden Zwecken festgestellt werden. 

Die Naturalleistungen der neu Eintretenden können mit Geld reluirt werden, mit Ausnahme der Fälle, wo 
Gefahr im Verzuge ist, und der Lasten, welche von den Eintretenden schon vorher in natura zu leisten waren. 

Liegen den Eintretenden Lasten ob, welche zum Nutzen der Gemeinden gereichen, in welche sie eintreten; so 
ist rücksichtlich solcher Lasten eine Ausgleichung zu bewirken. 

3) Den Eintretenden soll ein, der Concurrenz zu den Lasten der Gemeinden, ihrem Interesse an den Ge-
meindeangelegenheiten, und ihren Verhältnissen zu anderen Mitgliedern der Gemeinden entsprechendes, 
Stimmrecht beigelegt werden. Auch sollen die Besitzer ganzer Güter befugt seyn, solches durch Bevollmächtigte 
auszuüben. 
§ 47 Die Aufnahme neuer Mitglieder in eine Gemeinde, welche nicht aus einem in den bestehenden oder noch 
zu erlassenden Gesetzen bestimmten Grunde ein Recht darauf haben, so wie die Zulassung neuer An- und 
Abbauer, hangt, unter Vorbehalt des Recurses an die Vorgesetzte Regierungsbehörde, von der Gemeinde, in 
welche sie eintreten sollen, ab. 
§ 48 Das Vermögen und Einkommen der Gemeinden und ihrer Anstalten, so wie der Corporationen, darf nie 
als Staatsvermögen behandelt oder zu den Staatseinnahmen geschlagen werden, so wie auch ihre Verbindlich-
keiten den Staat nicht verpflichten. 
§ 49 Keine Gemeinde kann mit Leistungen oder Ausgaben beschwert werden, wozu sie nicht durch Gesetze 
oder andere Rechtstitel verbunden ist. Dasselbe gilt von mehreren in einem Verbande stehenden Gemeinden. 
§ 50 Ausgaben und Lasten, welche für die Zwecke und Bedürfnisse von Gemeinden oder Verbänden mehrerer 
Gemeinden erforderlich sind, müssen von den Mitgliedern der Gemeinden oder Verbände verhältnißmäßig 
getragen werden, und sollen daher, wenn Einzelne zur Bestreitung einer solchen Ausgabe oder Last nach be-
sondern Rechtsverhältnissen bisher allein oder vorzugsweise verbunden waren, auf deren Antrag, insoweit die 
Verhältnisse nach dem Urtheile der vorgesetzten Regierungsbehörde solches gestatten, gegen eine von ihnen zu 
leistende angemessene Entschädigung abgenommen oder bei Übernahme anderer Gemeindelasten angerech-
net werden. 
§ 51 Die Oberaufsicht der Regierungsbehörde auf die Vermögensverwaltung aller Gemeinden, so wie auf die 
Vertheilung und Verwendung der Gemeindeabgaben darf sich nicht weiter erstrecken, als dahin, daß das Ver-
mögen erhalten, dessen Einkünfte ihrer Bestimmung gemäß verwandt und bei Anordnung und Vertheilung der 
Gemeindeabgaben angemessene, auch die Rechte der übrigen Landeseinwohner und das allgemeine Wohl nicht 
verletzende Grundsätze befolget werden. Auch steht der Regierungsbehörde die Entscheidung von Beschwer-
den zu, die gegen die Gemeindeverwaltung erhoben werden möchten. 
§ 52 Den städtischen Obrigkeiten und deren Mitgliedern, wie auch den Beamten der Landgemeinden, liegt 
außer der Verwaltung der Gemeindesachen, auch die Besorgung der ihnen durch Gesetz, Verfassung oder Her-
kommen, oder von den höheren Behörden übertragenen Landesangelegenheiten in ihrer Gemeinde ob. 
§ 53 Die Verfassung und Verwaltung in den Städten des Königreiches soll nach vorgängiger Verhandlung mit 
denselben durch öffentlich bekannt zu machende, vom Könige oder dessen Stellvertreter zu vollziehende Ur-
kunden geordnet werden. 

Bei diesen Urkunden sollen folgende Grundsätze zur Anwendung kommen: 
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1) Die Bürgerschaften ernennen durch freie Wahl ihre Vertreter, welche nicht auf Lebenszeit gewählt werden 
können. 

Die Städte haben das Recht, ihre Magistrate und übrigen Gemeindebeamten selbst zu wählen. An den Wah-
len nehmen die Bürgerschaften mit den Magistraten, erstere durch ihre Vertreter Theil. 

2) Die höhere Bestätigung ist nur bei den Wahlen der stimmführenden Mitglieder des Magistrats und des 
Stadtgerichts erforderlich. 

3) Die Vertreter der Bürgerschaften nehmen Theil an den Angelegenheiten, welche das Gemeinwesen der 
Stadt, deren Vermögen, Rechte und Verbindlichkeiten betreffen, namentlich auch an der Veranlagung und 
Vertheilung der Communalabgaben, Lasten und Leistungen. 

4) Die Verwaltung des städtischen Vermögens und die Rechnungsablage über dieselbe ist ihrer Controle 
unterworfen. 

5) Gemeinschaftliche Beschlüsse des Magistrats und der Vertreter der Bürgerschaft über die Verwendung 
der laufen-den Einnahme des Gemeindevermögens bedürfen der höhern Genehmigung nicht; jedoch hat der 
Magistrat zu Anfang eines jeden Rechnungsjahrs einen von den Vertretern der Bürgerschaft genehmigten 
Haushaltsplan, so wie nach Ablauf des Rechnungsjahrs einen Auszug der von den Vertretern der Bürgerschaft 
abgenommenen städtischen Rechnungen der Bürgerschaft bekannt zu machen, und der die Oberaufsicht füh-
renden Regierungsbehörde einzusenden, welche die Vorlegung der vollständigen Rechnungen verfügen kann. 

6) Der Magistrat ist in allen städtischen Gemeindeangelegenheiten die einzige ausführende und verwaltende 
Behörde; inzwischen hat, was die Ausübung der Polizei betrifft, die Regierung das Recht, unter den Mitgliedern 
des Magistrats die Person zu bezeichnen, welche die städtische Polizei zu besorgen hat, auch, wo besondere 
Umstände solches erforderlich machen, eine eigene Polizeibehörde anzuordnen. 

Das Armenwesen kann nach Maßgabe der örtlichen Verhältnisse einer eigenen Verwaltung übertragen wer-
den. 

Es soll jedoch in den Fällen, wo die Verwaltung der Polizei nicht dem gesammten Magistrate verbleibt oder 
übertragen wird, der Geschäftskreis der städtischen Polizei in den einzelnen Städten durch Verhandlung mit 
denselben genau festgestellt, und dabei der Grundsatz befolgt werden, daß dem Magistrate die Besorgung alles 
desjenigen verbleibt, was die Gewerbsverhältnisse, die Einrichtung, und Beaufsichtigung der städtischen Güter 
und Anstalten, so wie der für gemeinsame städtische Zwecke bestimmten Privatanstalten zum Gegenstande hat. 

Schon bestehende Verfassungsurkunden einzelner Städte, welche den Befugnissen der Bürgerschaft, ihrer 
Vertreter und Obrigkeit engere Grenzen setzen, sollen revidirt und unter Berücksichtigung der Loacalverhält-
nisse, so wie unter Zuziehung von Vertretern der Bürgerschaft, mit den vorstehenden allgemeinen Grundsätzen 
in Übereinstimmung gebracht werden. 

Diese. Grundsätze finden auch auf die Verfassung der Flecken unter den, durch die Verhältnisse gebotenen, 
Beschränkungen und Ausnahmen ihre Anwendung. 
§ 54 Den Landgemeinden steht unter obrigkeitlicher Aufsicht (vergl. § 51 die eigene Verwaltung ihres Vermö-
gens, die Regulirung ihrer übrigen innern Gemeindeverhältnisse und der ihnen obliegenden Gemeindeabgaben 
und Leistungen, so wie eine Theilnahme an der Handhabung ihrer Flur- und Feldmarkspolizei zu. 

Das Recht der Wahl ihrer Vertreter steht den Gemeinden jederzeit zu, jedoch sind selbige nicht auf Lebens-
zeit zu wählen. 

Auch sollen die Landgemeinden in der Regel das Recht haben, ihre Gemeindebeamte, unter Vorbehalt obrig-
keitlicher Bestätigung, zu wählen. 

Ausnahmen von dieser Regel können sowohl auf den Grund bestehender Berechtigungen, als besonderer 
Verhältnisse in den Gemeinden Statt finden. 
§ 55 In den Fällen, wo Ausgaben verfassungsmäßig von einem Verbande mehrerer Gemeinden gemeinschaft-
lich getragen und aufgebracht werden müssen, sollen zur Prüfung der Ausgaben selbst, so wie zur Feststellung 
der Repartition derselben, gewählte, oder sonst berechtigte Mitglieder des Verbandes zugezogen, und diesen 
demnächst auch über die Aufbringung und Verwendung Rechnung abgelegt werden. Die nähere Einrichtung 
dieser Verbände soll nach Verschiedenheit der Provinzen gesetzlich regulirt werden. 
§ 56 Die in den verschiedenen Provinzen des Königreichs bestehenden ritterschaftlichen Corporationen behal-
ten ihre statutenmäßigen Rechte, sofern letztere nicht durch das gegenwärtige Grundgesetz aufgehoben werden. 

Namentlich bleibt ihnen die Befugniß, provinzielle Vereine, behuf Erhaltung ihrer Güter zu errichten. 

Fünftes Capitel. Von den Verhältnissen der evangelischen und römisch-
katholischen Kirche zum Staate, von den Unterrichtsanstalten, so wie von den zu 

wohltätigen Zwecken bestimmten Fonds.
§ 57 Den Mitgliedern der evangelischen und der römisch-katholischen Kirche wird freie öffentliche Religions-
übung zugesichert. 
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§ 58 Dem Könige gebührt über beide Kirchen das in der Kirchenhoheit begriffene Schutz- und Oberaufsichts-
recht. 
§ 59 Die Anordnung der innern geistlichen Angelegenheiten bleibt der, in der Verfassung jeder dieser Kirchen 
gegründeten, Kirchengewalt überlassen. 
§ 60 In der evangelischen Kirche werden die Rechte der Kirchengewalt vom Könige, und zwar durch Consistori-
al- oder Presbyterialbehörden, zusammengesetzt aus evangelischen Geistlichen und weltlichen Personen, unter 
der Aufsicht des Ministerii, so wie unter Aufrechterhaltung der den Gemeinden und Einzelnen zustehenden 
Rechte ausgeübt. 

Sollen für das Königreich oder ganze Landestheile neue Kirchenordnungen erlassen, oder in wesentlichen 
Grundsätzen derselben, und namentlich der Liturgie, Veränderungen gemacht werden; so ist darüber mit einer 
vom Könige zusammen zu berufenden Versammlung von geistlichen und weltlichen Personen, welche theils 
vom Könige bestimmt, theils von den Geistlichen und Gemeinden in den betreffenden Landestheilen auf die 
sodann gesetzlich anzuordnende Weise gewählt werden, zu berathen. 

Die künftige Einrichtung und der Geschäftskreis der Consistorial- und Presbyterialbehörden, den Umfang 
der Aufsichtsrechte des Ministerii, die Einführung und Ausbildung von Synoden und Kirchenvorständen, so 
wie die Art der Ausübung der, den Gemeinden und Einzelnen zustehenden, Rechte bleibt weiteren Bestimmun-
gen vorbehalten, und sollen bei Bestimmung des künftigen Geschäftskreises der Consistorialbehörden zugleich 
in Rücksicht der Überweisung der von ihnen bisher ausgeübten streitigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit an 
die weltlichen Gerichte die erforderlichen Anordnungen erfolgen. 
§ 61 Sollte der Fall eintreten, daß der König oder der Regent sich nicht zur evangelischen Kirche bekennte; so 
geht die Ausübung der Rechte der Kirchengewalt einstweilen auf die evangelischen Mitglieder des Gesammt-
ministerii über, und soll zur Sicherstellung des Rechtszustandes der evangelischen Kirche über die Art und 
Weise der Ausübung der Kirchengewalt in derselben mit Zustimmung der allgemeinen Ständeversammlung 
das Nöthige verordnet werden. 
§ 62 In der römisch-katholischen Kirche gebührt den Bischöfen oder Administratoren der Diöcesen Hildes-
heim und Osnabrück die Ausübung der Rechte der Kirchengewalt, gemäß der Verfassung dieser Kirche. 

Die Rechte der Kirchenhoheit, zu denen auch die Oberaufsicht über die zunächst unter dem Bischofe oder 
den Diöcesan-Administratoren stehende, und nach den Bestimmungen des § 69auszuübende Verwaltung des 
Vermögens der römisch-katholischen Kirchen und kirchlichen Stiftungen gehört, werden vom Könige oder 
dessen Ministerio unmittelbar, oder durch die römisch-katholischen Consistorien ausgeübt. 
§ 63 Alle allgemeine Anordnungen der römisch-katholischen Kirchenbehörden bedürfen der Einsicht des Mi-
nisterii, und sollen ohne dessen Genehmigung nicht verkündigt oder vollzogen werden. Betreffen sie reine 
Glaubens- oder kirchliche Lehr- und Disciplinarsachen; so soll deren Bekanntmachung nicht gehindert wer-
den, sobald nur das Ministerium durch genommene Einsicht sich davon überzeugt hat, daß deren Inhalt für 
den Staat unnachtheilig ist. 
§ 64 Alle amtliche Communicationen mit dem päpstlichen Stuhle, mit auswärtigen Kirchenversammlungen 
oder Kirchenobern müssen dem Ministerio zur Einsicht vorgelegt werden, und deren Beschlüsse, Erlasse, Bul-
len, Breven, Rescripte und sonstige Schreiben an die römisch-katholische Kirche im Königreiche, an ganze 
Gemeinden oder einzelne Landeseinwohner, bedürfen vor ihrer Verkündigung oder Insinuation des landes-
herrlichen Placet. Dieses soll nicht verweigert werden, wenn sie von der am Schlusse des vorhergehenden Para-
graphen angegebenen Beschaffenheit sind. 

Ausgenommen von der Bestimmung dieses § sind allein die Communicationen in Gewissenssachen einzel-
ner Personen. 
§ 65 Das Ministerium ist verpflichtet, Mißbräuche oder Überschreitungen der Kirchengewalt zu verhüten, und 
dieselben von Amtswegen, oder auf an dasselbe eingegangene Recurse abzustellen. 

Beschwerden gegen untergeordnete Kirchendiener müssen jedoch zunächst an die Kirchenobern im König-
reiche gebracht werden, können aber, wenn keine Abhülfe erfolgt, an das Ministerium gelangen. 
§ 66 Die Prediger und andere höhere Kirchendiener der evangelischen wie der römisch-katholischen Kirche, 
deren Ernennung vom Könige oder dessen Behörden nicht unmittelbar erfolgt, sondern welche von Dritten 
ernannt oder präsentirt werden, bedürfen der Bestätigung des Königs oder der dazu bestimmten Behörden 
desselben, und können, so lange sie diese nicht erhalten haben, weder die Amtsgeschäfte ausüben, noch haben 
sie ein Recht auf die Amtseinkünfte. 

Die Entscheidung über die canonischen Eigenschaften des zu Bestätigenden gebührt allein der geistlichen 
Behörde. 

Die Bestätigung darf ohne erhebliche Gründe nicht verweigert werden. 
Sämmtliche Kirchendiener sind in ihren bürgerlichen Beziehungen und Handlungen, wie auch in Rücksicht 

ihres Vermögens, den Gesetzen des Staats unterworfen. 
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Der Staat gewährt ihnen jede zur ordnunungsmäßigen Verwaltung und Erfüllung ihrer Amtsobliegenheiten 
erforderliche Unterstützung, und schützt sie in der ihnen zukommenden Amtswürde. 
§ 67 Die Entlassung der Kirchendiener von ihrem Amte und die Suspension vom Amte und zugleich vom 
Gehalte kann im Disciplinarverfahren nur geschehen, nachdem die kirchliche Behörde eine gehörige Untersu-
chung angestellt und den Kirchendiener mit seiner Vertheidigung hinreichend gehört hat. 

Sie bedarf in Ansehung der Prediger und übrigen höhern Geistlichkeit der Bestätigung des Ministerii. 
§ 68 Das jetzige und künftige Vermögen der einzelnen Kirchen, Kirchenämter, geistlichen und andern milden 
Stiftungen, Damenstifter und Klöster, Schulen und Armenanstalten, darf unter keinem Vorwande zum Staats-
vermögen gezogen, oder zu andern, als den gesetz- oder stiftungsmäßigen Zwecken verwandt werden. 

Eine Abänderung der Stiftung kann von der Staatsgewalt nur nach vorgängiger Vernehmung der zur Verwal-
tung und Aufsicht etwa Berechtigten und nur dann vorgenommen werden, wenn der Zweck der Stiftung auf die 
vorgeschriebene Weise nicht mehr zu erreichen ist. Indeß muß das Vermögen unter thunlichster Berücksich-
tigung der Wünsche der zur Verwaltung und Aufsicht etwa Berechtigten zu gleichen oder möglichst ähnlichen 
Zwecken wieder verwandt werden. 

Dabei bleiben jedoch die Bestimmungen des § 35des Reichsdeputationshauptschlusses vom 25sten Februar 
1803 in Ansehung der in demselben bezeichneten Güter, insofern darüber eine endliche Verfügung noch nicht 
getroffen ist, ausdrücklich vorbehalten. 
§ 69 Insofern die Verwalter des Vermögens der einzelnen Kirchen und der dazu gehörenden Stiftungen und 
Armenanstalten den bestehenden Einrichtungen gemäß nicht von der Kirchengemeinde gewählt werden, und 
diese an der Verwaltung einen größern Antheil nicht gehabt, sollen den Verwaltern dieses Vermögens in jeder 
Kirchengemeinde, nach den darüber zu erlassenden besondern Verfügungen, einige von der Kirchengemeinde 
zu erwählende Vorsteher, unter Mitwirkung der Pfarrgeistlichen, zur Seite stehen, welche zu allen wichtigen, 
auf die Verwaltung sich beziehenden Maßregeln bei Veräußerungen einzelner Theile dieses Vermögens, wie 
auch der zur Dotation der Kirchenämter und der zu Pfarrwitwenthümern gehörenden Grundstücke oder Ge-
rechtsame, ferner bei Werken, die zu kirchlichen oder geistlichen Zwecken unternommen, nicht weniger bei 
Leistungen, die zu solchen Zwecken ausgeschrieben werden, und endlich zu der Rechnungsablage zugezogen 
werden müssen. 

In denjenigen Fällen, in welchen der Kirchenpatron die Ausgaben ausschließlich bestreitet, tritt die Bestim-
mung dieses § nicht ein. 
§ 70 Für die Erhaltung und Vervollkommnung der Landesuniversität und der übrigen öffentlichen Unterrichts-
anstalten jeder Art soll stets nach Kräften gesorgt werden. 

Der Unterricht in den Volksschulen bleibt zunächst der Aufsicht der Prediger anvertraut. 
§ 71 Das von den vormaligen Klöstern und andern ähnlichen Stiftungen in verschiedenen Theilen des Kö-
nigreichs herrührende, zu einem abgesonderten Fonds vereinigte, Vermögen soll für immer von allen andern 
Staatscassen völlig getrennt bleiben, und allein zu den erforderlichen Zuschüssen behuf der Bedürfnisse der 
Landesuniversität, der Kirchen und Schulen und zu wohlthätigen Zwecken aller Art verwandt werden. 

Die Verwaltung dieses Vermögens steht unter Leitung.des Ministerii, jedoch soll der allgemeinen Ständever-
sammlung jährlich eine Übersicht der Verwendungen aus demselben mitgetheilt werden. In Rücksicht der Ver-
äußerungen einzelner Theile dieses Vermögens finden alle diejenigen Vorschriften ihre volle Anwendung, die 
bei Veräußerungen von Domanialvermögen in der gegenwärtigen Verfassungsurkunde vorgeschrieben sind. 

Sechstes Capitel. Von den Landständen.
§ 72 Für die einzelnen Provinzen des Königreichs sollen Provinziallandschaften, für das ganze Königreich aber 
eine allgemeine Ständeversammlung bestehen. 

Erster Abschnitt. Von den Provinziallandschaften.
§ 73 Provinziallandschaften sollen bestehen 

1) für die Fürstenthümer Calenberg, Göttingen und Grubenhagen nebst den vormals Hessischen Ämtern im 
Fürstenthume Göttingen und dem diesseitigen Eichsfelde, 

2) für das Fürstenthum Lüneburg, mit Einschluß der diesseitigen Theile des Herzogthums Sachsen-Lauen-
burg, 

3) für die Grafschaften Hoya und Diepholz, mit den vormals Hessischen Ämtern in diesen Provinzen, 
4) für die Herzogthümer Bremen und Verden, mit dem Lande Hadeln, 
5) für das Fürstenthum Osnabrück, 
6) für das Fürstenthum Hildesheim nebst der Stadt Goslar, 
7) für das Fürstenthum Ostfriesland und das Harlingerland. 
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§ 74 Wegen Einführung provinziallandschaftlicher Einrichtungen in denjenigen Landestheilen, wo solche noch 
nicht bestehen, so wie wegen angemessener Verbindung bisher getrennter Provinziallandschaften sollen, unter 
Mitwirkung von Abgeordneten der betreffenden Landestheile, Einleitungen getroffen werden. 
§ 75 In sämmtlichen Provinziallandschaften sollen zwei Curien eingeführt werden, welchen gleiche Rechte und 
Befugnisse zustehen. 

Die erste Curie soll bestehen aus den Prälaten, wo diesen eine Theilnahme an den Provinziallandtagen zu-
steht, und aus den Mitgliedern der Ritterschaft, deren Statuten revidirt und mit derselben festgestellt werden 
sollen. 

Die zweite Curie soll in einem näher zu bestimmenden angemessenen Verhältnisse bestehen aus den Depu-
tirten der mit Stimmrecht versehenen oder zu versehenden Städte und Flecken und der nicht zur Ritterschaft 
gehörigen Grundbesitzer. 

In denjenigen Provinzen jedoch, wo die Städte in einer zweiten und die nicht zur Ritterschaft gehörigen 
Grundbesitzer in einer dritten Curie vertreten sind, sollen drei Curien fortbestehen, insofern nicht ein Anderes 
durch vorgängige Verhandlungen zwischen der Regierung und der betreffenden Landschaft festgesetzt wird. 
§ 76 Auf den Provinziallandtagen sollen die vorkommenden Angelegenheiten und die zu machenden Anträge 
in voller Versammlung aller Stände vorgetragen und berathen, sodann aber soll, ohne eine nochmalige Be-
rathung in den Curien auszuschließen, nach Curien abgestimmt und beschlossen werden. 
§ 77 Die fernere innere Organisation der Provinziallandschaften und insbesondere der Curien soll binnen drei 
Jahren in Gemäßheit obiger Grundsätze auf verfassungsmäßigem Wege näher festgestellt, und zu dem Ende soll 
zwischen der Regierung und den einzelnen Landschaften weitere Verhandlung zugelegt werden. 

Sobald diese Organisation bewirkt ist, soll allen Provinziallandschaften das Recht der Zustimmung in der 
Art zustehen, wie solches im § 79festgesetzt ist. Bis zum Ablauf jener drei Jahre, insofern die Organisation nicht 
schon früher eingetreten seyn sollte, verbleiben einer jeden Landschaft in dieser Beziehung diejenigen Rechte, 
welche ihr bisher zustanden, in so weit solche mit dem gegenwärtigen Staatsgrundgesetze vereinbar sind. 

Nach beendigter Organisation der Provinziallandschaften ist zu einer Abänderung der Verfassung und Rech-
te derselben die Zustimmung der betreffenden Landschaft erforderlich. 
§ 78 Den Provinziallandschaften verbleiben diejenigen ständischen Rechte, welche nicht auf die allgemeine 
Ständeversammlung übergegangen sind, und in so weit solche Rechte den Principien des gegenwärtigen Staats-
grundgesetzes nicht entgegen stehen. 
§ 79 Die Zustimmung der Provinziallandschaften soll erforderlich seyn zu allen provinziellen Abgaben und 
Leistungen und zu dem wesentlichen Inhalte aller lediglich die speciellen Verhältnisse der Provinz betreffenden 
Provinzialgesetze, in so weit solche nicht allein die Ausführung und Handhabung bestehender Gesetze oder die 
Erlassung vorübergehender Verfügungen bezwecken, oder in Anordnungen der Sicherheits- oder Gesundheits-
polizei bestehen. 

Bei der Verkündigung solcher Provinzialgesetze ist die Zustimmung der Provinziallandschaft zu erwähnen. 
Diejenigen bestehenden Provinzialgesetze, zu deren Erlassung die Zustimmung der Landschaften erfor-

derlich seyn würde, können nur mit Zustimmung der betreffenden Landschaft aufgehoben, abgeändert oder 
authentisch interpretirt werden, in so fern deren Aufhebung oder Abänderung nicht Folge verfassungsmäßig 
erlassener allgemeiner Landesgesetze ist. 
§ 80 Die Anträge und Beschlüsse der Provinziallandschaften dürfen niemals die Ausführung der für das ganze 
Königreich bestehenden Gesetze hindern. 
§ 81 Falls Abgaben zu provinziellen Zwecken zu veranlagen sind; so soll der desfallsige Beschluß der Provin-
ziallandschaft zuvörderst durch das Ministerium zur Kenntniß der allgemeinen Ständeversammlung gebracht 
werden, damit diese im Stande ist, darüber zu wachen, daß durch dergleichen provinzielle Abgaben dem allge-
meinen Abgabe- und Finanzsysteme des Königreichs kein Eintrag geschehe. 

Die Art der Erhebung, Verwendung und Rechnungsführung wird mit der Provinziallandschaft regulirt. 
§ 82 Wenigstens alle drei Jahre soll ein Provinziallandtag in jeder Provinz Statt finden. 

Zweiter Abschnitt. Von der allgemeinen Ständeversammlung.
§ 83 Die allgemeine Ständeversammlung ist berufen, die grundgesetzlichen Rechte des Landes zu vertreten und 
dessen dauerndes Wohl möglichst zu befördern. 
§ 84 Über alle, das ganze Königreich oder den Bezirk mehrerer Provinziallandschaften gemeinschaftlich und 
nicht lediglich specielle Verhältnisse der Provinzen betreffende, zur ständischen Berathung gehörende, Gegen-
stände wird nur mit der allgemeinen Ständeversammlung des Königreichs verhandelt. 
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§ 85 Gesetze, welche das ganze Königreich oder den Bezirk mehrerer Provinziallandschaften betreffen, ohne 
sich lediglich auf specielle Verhältnisse der Provinzen zu beschränken, können nur mit Zustimmung der allge-
meinen Ständeversammlung erlassen, aufgehoben, abgeändert oder authentisch interpretirt werden. 

Beschließen die Stände Abänderungen des ihnen vorgelegten Gesetzentwurfs; so kann die Landesregierung 
denselben ganz zurücknehmen. 

Das Recht der ständischen Zustimmung bezieht sich auf den ganzen wesentlichen Inhalt des Gesetzes; dage-
gen bleibt der Landesregierung überlassen, dasselbe in Übereinstimmung mit den beschlossenen Grundsätzen 
näher zu bearbeiten und zu erlassen. 

Im Eingange des Gesetzes ist die erfolgte verfassungsmäßige Zustimmung der Stände zu erwähnen. 
§ 86 Die Mitwirkung der Stände ist nicht erforderlich zu denjenigen Verfügungen, welche der König über das 
Heer, dessen Formation, Disciplin und den Dienst überhaupt erläßt. 

Die Militairaushebungsgesetze, so wie die Rechte und Pflichten der übrigen Unterthanen in Beziehung auf 
das Heer und die auf dessen bürgerliche Verhältnisse bezüglichen Gesetze, können jedoch nur mit Zustimmung 
der Stände abgeändert und festgestellt werden. 

Militairstrafgesetze sind mit den Ständen zu berathen. 
§ 87 Verordnungen, welche zur Vollziehung oder Handhabung bestehender Gesetze erforderlich sind, werden 
von der Landesregierung ohne Mitwirkung der Stände erlassen. 

Außerordentliche, ihrer Natur nach der ständischen Zustimmung bedürfende, aber durch das Staatswohl, 
die Sicherheit des Landes oder die Erhaltung der ernstlich bedroheten Ordnung dringend gebotene gesetzliche 
Verfügungen, deren Zweck durch die Verzögerung vereitelt werden würde, gehen von der Landesregierung 
allein aus. 

Solche eilige gesetzliche Verfügungen, welche jedoch eine Abänderung im Staatsgrundgesetze nicht enthal-
ten dürfen, müssen im Gesammtministerio beschlossen werden, und ist, daß dieses geschehen, in denselben 
auszudrücken. 

Auch sind solche den Ständen zur Mitwirkung bei ihrer nächsten Zusammenkunft vorzulegen; und falls 
während derselben die verfassungsmäßige Zustimmung nicht erfolgt, wieder aufzuheben. 
§ 88 Gesetzentwürfe gelangen von Seiten der Regierung an die Stände; jedoch haben auch diese das Recht, auf 
Erlassung neuer oder abändernder Gesetze sowohl überhaupt anzutragen, als zu dem Ende Gesetzentwürfe 
vorzulegen. 
§ 89 Alle Gesetze und Verordnungen werden vom Könige unter Beobachtung der in gegenwärtiger Verfas-
sungsurkunde vorgeschriebenen Form öffentlich verkündigt, und erhalten dadurch für alle Unterthanen unbe-
dingte Verbindlichkeit. Alle Verwaltungsbehörden und Gerichte haben auf deren Erfüllung zu halten. 

Sollten Zweifel darüber entstehen, ob bei einem gehörig verkündigten Gesetze die verfassungsmäßige Mit-
wirkung der Stände hinreichend beobachtet sey; so steht es nur diesen zu, Anträge deshalb zu machen. 
§ 90 Die allgemeine Ständeversammlung hat das Recht, in Beziehung auf alle Landesangelegenheiten, insbeson-
dere auf etwaige Mängel oder Mißbräuche in der Verwaltung oder der Rechtspflege, ihre Wünsche, Vorstellun-
gen und Beschwerden dem Könige oder dem Ministerio vorzutragen. Ein weiteres Eingreifen in die Verwaltung 
steht derselben nicht zu. 
§ 91 Die Rechte der allgemeinen Ständeversammlung in Beziehung auf den Staatshaushalt sind in folgendem 
Capitel näher bestimmt. 
§ 92 Die allgemeine Ständeversammlung wird von den Verträgen, die der König mit andern Mächten schließt, 
in Kenntniß gesetzt, sobald es die Umstände erlauben. Erfordert die Ausführung der Verträge die Bewilligung 
von Geldmitteln, oder sollen dieselben eine Einwirkung auf die innere Gesetzgebung des Königreichs hervor-
bringen; so bedarf es deshalb der verfassungsmäßigen Mitwirkung der Stände. 
§ 93 Die allgemeine Ständeversammlung besteht aus zwei Kammern, die sich in ihren Rechten und Befugnissen 
gleich sind. 
§ 94 Die erste Kammer soll bestehen aus: 

1) den Königlichen Prinzen, Söhnen des Königs, und den Häuptern der Nebenlinien der Königlichen Fami-
lie, 

2) dem Herzoge von Aremberg, dem Herzoge von Looz-Corswaaren und dem Fürsten von Bentheim, so 
lange sie im Besitze ihrer Mediat-Territorien bleiben, 

3) dem Erblandmarschall des Königreichs, 
4) den Grafen zu Stolberg-Wernigerode und zu Stolberg-Stolberg wegen der Grafschaft Hohnstein, 
5) dem General-Erbpostmeister, Grafen von Platen-Hallermund, 
6) dem Abte zu Loccum, 
7) dem Abte von St. Michaelis zu Lüneburg, 
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8) dem Präsidenten der Bremischen Ritterschaft als Director des Klosters Neuenwalde, 
9) dem oder den katholischen Bischöfen des Königreichs, 
10) zwei auf die Dauer des Landtags zu ernennenden angesehenen evangelischen Geistlichen, 
11) den von der Landesherrschaft mit einem persönlichen erblichen Stimmrechte versehenen Majoratsher-

ren, 
12) den auf die Dauer eines jeden Landtags zu erwählenden Deputirten der Ritterschaften, nämlich: 
von der Calenberg-Grubenhagenschen Ritterschaft acht, 
von der Lüneburgischen sieben, 
von der Bremen- und Verdenschen sechs, 
von der Hoya- und Diepholzischen drei, 
von der Osnabrückischen Ritterschaft, incl. Meppen und Lingen, fünf, 
von der Hildesheimischen Ritterschaft vier, 
von der Ostfriesischen (unter Vorbehalt einer Vermehrung der Zahl, wenn eine verhältnismäßige Vermeh-

rung der Mitglieder der Ritterschaft sich ergeben sollte) zwei, 
13) vier Mitgliedern, welche der König ernennt. Eins dieser Mitglieder wird auf Lebenszeit, die drei andern 

aber werden auf die Dauer des Landtags ernannt. 
§ 95 Ein persönliches erbliches Stimmrecht wird der König nur solchen Majoratsherren verleihen, die ein Ma-
jorat errichtet haben, welches aus einem im Königreiche belegenen Rittersitze nebst anderm ebenfalls im Lande 
belegenen Grundvermögen besteht, und, nach Abzug der Zinsen der auf demselben etwa haftenden hypotheka-
rischen Schulden und der sonstigen fortwährenden Lasten, wenigstens 6000 Rthlr. reiner jährlicher Einkünfte 
gewährt. Sobald eine stärkere Beschwerung des Majorats eintritt, ruht einstweilen das erbliche Stimmrecht des 
Besitzers. 
§ 96 Das Recht der Beilegung einer erblichen Virilstimme steht, unter den verfassungsmäßigen Bedingungen, 
dem Könige ohne Rücksicht auf die Zahl der bereits vorhandenen, und abgesehen von einer sich ereignenden 
Erledigung zu jeder Zeit zu. 

Die Errichtung des Majorats giebt kein Recht auf die Beilegung einer Virilstimme, sondern ist lediglich die 
Bedingung, ohne deren Erfüllung die Beilegung eines erblichen Stimmrechts nicht Statt finden kann. 

Übrigens soll behuf Erleichterung der Stiftung von Majoraten die Untheilbarkeit und die Erbfolge nach dem 
Rechte der Erstgeburt bei Verleihung von eröffneten Lehen festgesetzt und bei bereits verliehenen Lehnen auf 
den Antrag der Vasallen genehmigt werden, soweit nicht bereits erworbene Rechte dritter Personen entgegen 
stehen. 
§ 97 Bei der Auswahl der § 94 No. 13. bezeichneten, von dem Könige zu ernennenden, Mitglieder tritt zwar 
keine Beschränkung durch Rang, Geburt und Vermögen ein. Sie müssen jedoch die in den §§ 102105 vorge-
schriebenen Qualificationen besitzen. 
§ 98 Die zweite Kammer soll bestehen aus folgenden auf die Dauer des Landtages zu erwählenden Deputirten: 

1) drei Deputirten der Stifter St. Bonzfacii zu Hameln, Cosmae et Damiani zu Wunstorf, St. Alexandri zu 
Einbeck, Beatae Mariä Virginis daselbst, des Stifts Bardowiek und des Stifts Ramelsloh, welche von diesen Stif-
tern unter Zuziehung von höhern Geistlichen und Predigern aus der Zahl der protestantischen Geistlichen oder 
solcher Männer, welche dem höhern Schulwesen im Königreiche angehören, in dem Maße zu erwählen sind, 
daß sich wenigstens zwei ordinirte protestantische Geistliche unter denselben befinden, 

2) drei Mitglieder, welche der König wegen des allgemeinen Klosterfonds ernennt, 
3) einem Deputirten der Universität Göttingen, 
4) zwei von den evangelischen Königlichen Consistorien zu erwählenden Deputirten, 
5) einem Deputirten des Domcapitels zu Hildesheim, 
6) aus sieben und dreißig Deputirten nachfolgender Städte und Flecken, nämlich: 
zwei Deputirten der Residenzstadt Hannover, 
einem Deputirten der Stadt Göttingen, 
einem Deputirten der Stadt Northeim, 
einem Deputirten der Stadt Hameln, 
einem Deputirten der Stadt Einbeck, 
einem Deputirten der Stadt Osterode, 
einem Deputirten der Stadt Duderstadt, 
einem Deputirten der Städte Moringen, Uslar, Hardegsen, Dransfeld und Hedemünden, 
einem Deputirten der Stadt Münden, 
einem Deputirten der Städte Münder, Pattensen, Neustadt am Rübenberge, Springe, Wunstorf, Eldagsen, 

Bodenwerder und Rehburg, 
einem Deputirten der Städte Clausthal und Zellerfeld, 
einem Deputirten der übrigen fünf Bergstädte, einschließlich Herzberg, Elbingerode und Lauterberg, 
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einem Deputirten der Stadt Lüneburg, 
einem Deputirten der Stadt Uelzen, 
einem Deputirten der Stadt Celle, 
einem Deputirten der Stadt Harburg, 
einem Deputirten der Städte Lüchow, Dannenberg und Hitzacker, 
einem Deputirten der Städte Soltau, Walsrode, Burgdorf und Gifhorn, 
einem Deputirten der Stadt Stade, 
einem Deputirten der Stadt Buxtehude, 
einem Deputirten der Stadt Verden, 
einem Deputirten der Stadt Nienburg, 
einem Deputirten der Hoyaischen Flecken, 
einem Deputirten der Diepholzischen Flecken, 
einem Deputirten der Stadt Osnabrück, 
einem Deputirten der Städte Quakenbrück und Fürstenau und des Fleckens Melle, 
einem Deputirten der Städte Meppen, Lingen und Haselünne, 
einem Deputirten der Stadt Goslar, 
einem Deputirten der Stadt Hildesheim, 
einem Deputirten der Städte Alfeld, Peine und Bockenem, 
einem Deputirten der Städte Elze, Gronau, Sarstedt und Dassel, 
einem Deputirten der Stadt Emden, 
einem Deputirten der Städte Aurich und Esens, 
einem Deputirten der Stadt Norden, 
einem Deputirten der Stadt Leer, 
einem Deputirten der Städte Schüttorf, Nordhorn und Neuenhaus und des Fleckens Bentheim; 
7) aus acht und dreißig Deputirten der sämmtlichen Grundbesitzer aus den unter No. 6 nicht aufgeführten 

Städten und Flecken, aus den Freien und aus dem Bauernstande, nämlich: 
von den Fürstenthümern Calenberg, Göttingen und Grubenhagen fünf, 
von der Grafschaft Hohnstein einem, 
von dem Fürstenthume Lüneburg fünf, 
von den Bremischen Marschen fünf, 
von der Bremischen Geest und dem Herzogthume Verden drei, 
vom Lande Hadeln mit Einschluß der Stadt Otterndorf zwei, 
von den Grafschaften Hoya und Diepholz drei, 
von dem Fürstenthume Osnabrück drei, 
von dem Herzogthume Aremberg-Meppen und der Niedergrafschaft Lingen zwei, 
von dem Fürstenthume Hildesheim drei, 
von dem Fürstenthume Ostfriesland fünf, 
von der Grafschaft Bentheim einem. 

§ 99 Sowohl die von den Ritterschaften, als die von den übrigen Grundbesitzern zu wählenden Deputirten 
müssen selbst Grundbesitzer in der Provinz seyn, aus welcher sie gewählt werden. 

Dagegen sind die übrigen Corporationen in der Wahl ihrer Deputirten nicht auf Mitglieder aus ihrer Mitte 
beschränkt. 
§ 100 Die Deputirten der Ritterschaften müssen aus im Königreiche belegenem Grundvermögen ein reines 
Einkommen besitzen, welches, nach Abzug der Zinsen der auf demselben etwa haftenden hypothekarischen 
Schulden und der sonstigen fortwährenden Lasten, jährlich sechshundert Thaler beträgt. Bei den Deputirten 
der übrigen Grundbesitzer ist ein solches reines Einkommen von 300 Rthlr. erforderlich, welches entweder 
ererbt, oder aber mindestens Ein Jahr vor der Wahl erworben seyn muß. 

Die übrigen Deputirten müssen entweder ein solches reines Einkommen von dreihundert Thalern, sey es 
von ländlichem und städtischem Grundbesitze oder im Lande radicirten Capitalien haben, oder eine jährliche 
Diensteinnahme von 800 Rthlr. oder als Gemeindebeamte von 400 Rthlr. genießen, oder aus ihrer Wissenschaft, 
ihrer Kunst oder ihrem Gewerbe ein jährliches Einkommen von 1000 Rthlr. beziehen, und solches schon drei 
Jahre vor ihrem Eintritte in die allgemeine Ständeversammlung genossen haben. 
§ 101 Die Wahl der städtischen Deputirten geschieht nach absoluter Stimmenmehrheit gemeinschaftlich durch 
die Magistratsmitglieder, Bürgervorsteher und Wahlmänner, die hiezu nach Maßgabe der Verfassung jeder 
Stadt aus den zu Bürgervorstehern qualificirten Bürgern besonders erwählt werden. 

Mehrere Städte, welche zusammen einen Deputirten absenden, wählen gleichfalls nach absoluter Stimmen-
mehrheit entweder nach einem turnus, wenn nicht mehr als drei concurriren, oder gemeinschaftlich nach ei-
nem Regulative. 
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Die Wahl der Deputirten der nicht zu den Ritterschaften gehörenden Grundbesitzer geschieht durch absolute 
Stimmenmehrheit von Wahlmännern, welche durch die Bevollmächtigten der Gemeinden gewählt werden. 

Die nähern Bestimmungen über diese Wahlen der übrigen Corporationen sollen, mit Rücksicht auf die ver-
schiedenen provinziellen Verhältnisse, unter Mitwirkung der Stände, durch ein Gesetz festgestellt werden. 
§ 102 Die Mitglieder beider Kammern müssen einer der im Königreiche anerkannten christlichen Kirchen 
zugethan seyn, und das 25ste Lebensjahr zurückgelegt haben. 
§ 103 Wer wegen eines Criminalverbrechens entweder bestraft ist oder vor Gericht gestanden hat, ohne daß er 
von der Beschuldigung völlig losgesprochen worden, kann nicht Mitglied der Ständeversammlung seyn. Aus-
nahmsweise kann der Landesherr bei nicht entehrenden Verbrechen die dergestalt verlorne Fähigkeit, Mitglied 
letzterer zu seyn, wiederherstellen. 
§ 104 Personen, über deren Vermögen unter ihrer Verwaltung ein Concurs ausgebrochen ist, können vor Be-
friedigung ihrer Gläubiger weder zu Mitgliedern der Ständeversammlung gewählt werden, noch, wenn sie zur 
Zeit des Ausbruchs des Concurses Mitglieder sind, in derselben verbleiben. Diejenigen Grundeigenthümer 
aber, welche den Concurs von ihren Vorfahren überkommen haben, können in so fern als Mitglieder der allge-
meinen Ständeversammlung zugelassen werden, als sie übrigens dazu qualificirt sind, und namentlich 

das vorbestimmte Einkommen besitzen, wozu auch die von ihnen zu beziehende Competenz gerechnet wer-
den soll. 
§ 105 Mitglieder der allgemeinen Ständeversammlung können nur solche Personen seyn, welche ihren Wohn-
sitz im Königreiche haben und sich nicht im activen Dienste eines fremden Landesherrn befinden. 

Ausgenommen hiervon sind 
1) die Prinzen des Königlichen Hauses und die Standesherren, 
2) diejenigen, welche in den Herzoglich Braunschweig-Wolfenbüttelschen Landen ihren Wohnsitz haben 

und daselbst in Staatsdiensten stehen, so lange hierunter das Reciprocum beobachtet wird. 
§ 106 Die Wahlcorporationen haben sich von dem Vorhandenseyn der in § 99 100 und 102 bis incl. 105 vorge-
schriebenen Qualificationen bei den zu erwählendcn Deputirten gebührend zu überzeugen. 
§ 107 Sämmtliche Mitglieder der Ständeversammlung haben sich als Repräsentanten des ganzen Königreichs 
anzusehen, und dürfen sich nicht durch eine bestimmte Instruction des Standes oder der Gemeinde, von denen 
sie gewählt sind, binden lassen. 
§ 108 Jedes Mitglied hat das Recht, für seine Person eine vollgültige Stimme abzugeben, kann solche aber nicht 
auf ein anderes Mitglied übertragen. 

Die § 94 unter Nr. 2. und 4. aufgeführten Mitglieder der ersten Kammer können sich durch dazu von ihnen 
bevollmächtigten Agnaten ihres Hauses, der Erblandmarschall des Königreiches, der General-Erbpostmeister 
Graf von Platen-Hallermund und die Majoratsherren durch ihre volljährigen ältesten Söhne, die nach § 94 Nr. 
10. vom Landesherrn zu ernennenden angesehenen Geistlichen durch gleichzeitig zu bezeichnende Substituten 
und die katholischen Bischöfe des Königreichs, im Falle der Behinderung, durch ein Mitglied ihres Domcapitels 
vertreten lassen. Jedoch kann der Erblandmarschall die ihm in dieser Eigenschaft zustehenden Functionen auf 
keinen Andern übertragen. 

Im Falle der Minderjährigkeit werden die hier benannten erblichen Mitglieder der ersten Kammer durch ihre 
Vormünder vertreten, sofern die letztem dem Mannsstamme der Familie angehören. 
§ 109 Jede Äußerung eines Mitgliedes in der Versammlung über ständische Angelegenheiten soll immer die 
günstigste Auslegung erhalten. 
§ 110 Kein Mitglied soll wegen einer in der Versammlung geschehenen Äußerung gerichtlich in Anspruch 
genommen werden, vielmehr die Kammer der alleinige Richter über die Äußerungen der Mitglieder seyn. Aus-
genommen ist jedoch der Fall, wenn ein Mitglied sich Äußerungen erlauben sollte, welche hochverrätherischen 
Inhalts sind. 

Außerdem versteht es sich von selbst, daß, wenn beleidigende Äußerungen oder schwere Beschuldigungen 
gegen irgend ein Individuum vorgebracht werden sollten, dem Beleidigten der Weg Rechtens nicht versperrt 
werden kann. 
§ 111 Kein Mitglied soll während der Dauer der Landtagsversammlung mit persönlichem Arrest belegt werden, 
es sey denn, daß die Gerichte in dem Falle eines schweren Criminalverbrechens eine schleunige Verhaftung 
nothwendig finden sollten, welcher Fall jedoch den Kammern ohne Aufschub anzuzeigen ist. 
§ 112 Die Ständeversammlung steht, mit Ausnahme des im § 152des achten Capitels erwähnten Falles, mit 
keinem andern Landesbehörde, als dem Ministerio in unmittelbarem Geschäftsverbindung, und kann Erwie-
derungen und Anträge nur an den König, an dessen Stellvertreter, oder an das Ministerium gelangen lassen, 
und auch nur an diese Deputationen absenden. Jedoch hat die Ständeversammlung das Recht, auf an sie gerich-
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tete Vorstellungen Beschlüsse zu fassen, und den Bittstellern von solchen Beschlüssen durch Protocollauszug 
Kenntniß zu geben. 
§ 113 Alle Anträge, welche vom Könige oder dem Ministerio an die Stände ergehen, sollen jederzeit an die ge-
sammte allgemeine Ständeversammlung gerichtet werden, so wie auch umgekehrt Erwiederungen und Anträge 
nur von beiden Kammern gemeinschaftlich ausgehen können. 
§ 114 Die Landesregierung hat das Recht, Commissarien abzuomdnen, welche den Sitzungen der Ständever-
sammlung, jedoch als solche ohne Stimmrecht, beiwohnen und an den Berathschlagungen Theil nehmen kön-
nen. 
§ 115 Die Kammern haben das Recht, unter den im Reglement enthaltenen Bestimmungen und Ausnahmen, 
zu ihren Sitzungen und Verhandlungen Zuhörer zuzulassen. 
§ 116 Die Dauer eines Landtags ist auf sechs Jahre festgesetzt. Jedoch hängt es von dem Könige ab, die Ver-
sammlung auch früher zu jeder Zeit aufzulösen und eine neue anzusetzen, auch zum Behufe demselben neue 
Wahlen von Deputirten auszuschreiben. 
§ 117 Die mit dem Schlusse des Landtages abtretenden Deputirten können wieder gewählt werden. 
§ 118 Jedes Jahr soll eine Versammlung der allgemeinen Stände gehalten werden. 
§ 119 Der König, oder in dessen Auftrage das Ministerium, können die Ständeversammlung zu jeder Zeit ver-
tagen. Jede Kammer derselben kann sich vertagen, jedoch auf mehr als drei Tage nur unter Genehmigung des 
Ministerii. 
§ 120 Der Anfang und der Schluß der Sitzungen jedes Jahres wird von dem Könige, oder, in dessen Auftrage, 
dem Ministerio verfügt. 
§ 121 Die übrigen Verhältnisse der allgemeinen Ständeversammlung und der Mitglieder derselben, des Erb-
landmannschalls, der Präsidenten, Generalsyndiken und der Generalsecretarien, die Vorschriften über das 
Verfahren in den Sitzungen dem Versammlung und bei Verhandlung der zur Deliberation kommenden Gegen-
stände sind in einem besondern Reglement festgesetzt. 

Siebentes Capitel. Von den Finanzen.
§ 122 Sämmtliche zu dem königlichcn Domanio gehörendc Gegenstände, namentlich Schlösser, Gärten, Güter, 
Gefälle, Forsten, Bergwerke, Salmen und Activcapitalien, machen das seinem Gesammtbestande nach stets zu 
erhaltende Krongut aus. Dem Könige und dessen Nachfolgern an dem Regierung verbleiben unter den nach-
folgenden Bestimmungen alle diejenigen Rechte, welche dem Landesherrn daran bis dahin zugestanden haben. 
§ 123 Das Krongut kann ohne Zustimmung der Stände rechtsgültig nicht verpfändet werden, mit Ausnahme 
des im § 147 bezeichneten Falles einem außerordentlichen Anleihe. 

Veräußerungen der Substanz können nur in Folge gesetzlichem Bestimmungen, oder wegen ihrer Nützlich-
keit eintreten. Das Äquivalent soll mit dem Krongute wiederum vereinigt und dessen Anlegung oder Verwen-
dung welche jedoch für die Dauer im Königreiche geschehen muß, auf eine sichere und einträgliche Art sofort 
beschafft werden. 

Über Veränderungen dieser Art soll der allgemeinen Ständeversammlung jährlich eine Nachweisung mit-
getheilt werden. 

Freiwillige Veräußerungen ganzer Domanialgüter, oder bedeutender Forsten, dürfen nicht ohne vorgängige 
Einwilligung der allgemeinen Ständeversammlung geschehen, und es sind sofort gleich einträgliche Gegenstän-
de, vorzugsweise Landgüter oder Forsten, an deren Stelle zu setzen. 
§ 124 Die Aufkünfte des gesammten Kronguts sollen ohne Ausnahme zum Besten des Landes verwandt werden, 
und zwar 

zunächst zur Bezahlung der Zinsen der auf dem Domanio haftenden Schulden und zum allmähligen Abtrage 
der Passivcapitalien; 

ferner zum Unterhalte und der Hofhaltung des Königs, der Königin, so wie der minderjährigen Prinzen und 
Prinzessinnen, Söhne und Töchter des Königs; 

sodann zu dem standesmäßigen Auskommen der verwittweten Königin und der verwittweten Kronprinzes-
sin, zu den Apanagen und Ausstattungskosten für die Prinzen und Prinzessinnen des königlichen Hauses, so 
wie auch zu dem standesmäßigen Auskommen der Wittwen der Prinzen des königlichen Hauses (vergl. §§ 134 
u. 135.); 

endlich aber der Überrest, so wie die bisher mit der Domanialverwaltung vereinigt gewesenen Revenüen der 
Regalien zur Bestreitung anderweiter Staatsausgaben. 
§ 125 Zur Deckung der für den Unterhalt und die Hofhaltung des Königs, der Königin, so wie der minderjähri-
gen Prinzen und Prinzessinnen, Söhne und Töchter des Königs, erforderlichen Ausgaben dienen 
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1) die Zinsen eines in den Jahren 1784 bis 1790 in den englischen dreiprocentigen Stocks belegten, aus Re-
venüen der königlichen Kammer erwachsenen Capitals von £. Sterl. 600000, welches Capital unveräußerlich 
und unzertrennlich mit der Krone vereinigt und vererblich seyn soll; 

2) die Domanialgüter, so wie die zu dem Domanio gehörenden Zehnten und Forsten bis zu dem Belaufe eines 
Nettoertrages von 500000 Rthlr. Conventionsmünze. 

Diese Summe kann bei sich vergrößerndem Bedarf mit Zustimmung der allgemeinen Stände des Königreichs 
erhöht werden. 
§ 126 Zu jenem Zwecke wird von dem im § 122 bezeichneten Krongute ein vom Könige auszuwählender Com-
plex, zunächst bestehend aus Grundstücken, Zehnten oder Forsten, deren im Einverständnisse mit den Ständen 
auszumittelnder Ertrag, nach Abzug aller darauf haftenden Ausgaben und Lasten, 500000 Rthlr. beträgt, ausge-
schieden und der selbsteigenen Administration vorbehalten. 

Dem Könige bleibt bei der Ausscheidung der Krondotation das Recht vorbehalten, einen Theil derselben in 
Renten oder Baarzahlungen der Cassen zu bestimmen. 
§ 127 Sollte der solchergestalt festgestellte Gütercomplex durch Veräußerungen oder Capitalablösungen dem-
nächst vermindert werden; so muß das aus der Veräußerung oder Ablösung hervorgegangene Capital jederzeit 
behuf Wiederanlegung desselben nach Vorschrift des § 123 der Generalcasse überwiesen werden, und der Kö-
nig behält das Recht, die Dotation nach Seiner Wahl durch andere Gegenstände des Kronguts, unter Beob-
achtung der Bestimmungen des § 12ergänzen zu lassen, oder aber die Rente des Capitals als Ergänzung der 
Krondotation zu nehmen. 
§ 128 Außerdem bleiben dem Könige und seinen Nachfolgern in der Regierung die königlichen Schlösser und 
Gärten, die zur Hofhaltung bestimmten königlichen Gebäude, Ameublements, das Silbergeräth nebst dem Sil-
bercapitale und sonstigen Kostbarkeiten, alle zur Hofhaltung gehörende Inventarien, die Bibliothek und die 
königlichen Jagden im ganzen Umfange des Königreichs vorbehalten, wogegen derselbe die damit verbundenen 
Ausgaben übernimmt. 
§ 129 Die zur Dotation der Krone ausgeschiedenen Theile des Kronguts dürfen niemals verpfändet, und nur 
unter Contrasignatur eines verantwortlichen Ministers und unter Beobachtung der im § 123 enthaltenen Be-
stimmungen veräußert werden. 
§ 130 Die aus der Dotation der Krone zu bestreitenden Ausgaben sind die Kosten des Hofetats, des Marstalls, 
die Besoldungen und Pensionen der Hofdienerschaft, die Kosten des Hoftheaters, die gewöhnliche Unterhal-
tung der königlichen Schlösser und Gärten, und die Kosten des königlichen Guelphenordens. 

Dagegen sind unter den Ausgaben der Krondotation nicht begriffen die Kosten der Erbauung oder Acquisi-
tion und der ersten Einrichtung königlicher Schlösser oder ganzer Abtheilungen derselben, vielmehr erfordern 
dergleichen Kosten, im Falle des Bedürfnisses, auf den Antrag des Königs, die Bewilligung der allgemeinen 
Ständeversammlung. 
§ 131 Sollte ein künftiger König als Inhaber einer andern Krone außer Landes residieren: so wird neben der 
nach dem vorstehenden Paragraphen auf der Einnahme der Krondotation liegenden Ausgabe von den Re-
venüen derselben jährlich eine Summe von 150000 Rthlr., behuf der Verwendung zu anderweiten Staatsausga-
ben der Generalcasse überwiesen. 
§ 132 Tritt eine Regentschaft ein: so müssen die mit derselben verbundenen Kosten aus der Krondotation be-
stritten werden. Dasselbe findet wegen der Kosten einer etwaigen Stellvertretung des Königs Statt. 
§ 133 Alle aus dem Krongute und aus den Regalien aufkommende Einnahmen, mit alleiniger Ausnahme der, 
der unmittelbaren Administration des königlichen Hauses vorbehaltenen, Güter sollen mit den Landesabgaben, 
Chausseegeldern und Sporteln in eine einzige Generalcasse fließen, aus welcher Casse alle Ausgaben bestritten 
werden, sofern dieselben nicht auf der Krondotation ruhen. 
§ 134 Für die Erhaltung der Prinzen und Prinzessinnen des königlichen Hauses aus ebenbürtiger, hausgesetz-
licher Ehe werden, wenn es demnächst das Bedürfniß erfordert, namentlich bei eigener Etablirung und Ver-
mählung, besondere Apanagen, Einrichtungs- und Ausstattungskosten ausgesetzt, deren Betrag auf den Antrag 
des Königs von der allgemeinen Ständeversammlung für einzelne Fälle bewilligt, oder durch ein allgemeines 
Regulativ festgestellt wird. 

Über die Art der Vererbung der Apanagen auf die Nachkommen der Berechtigten wird das zu erlassende 
Hausgesetz die näheren, unter Beirath der Stände zu treffenden, Bestimmungen enthalten. 
§ 135 Für das standesmäßige Auskommen der verwittweten Königin und der verwittweten Kronprinzessin muß 
auf den Antrag des Königs und mit Bewilligung der allgemeinen Ständeversammlung Sorge getragen werden. 

Dasselbe soll geschehen bei den Wittwen der Prinzen des königlichen Hauses, wenn die bewilligten Apana-
gen zu deren standesmäßigem Unterhalte nicht hinreichen. 
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§ 136 Das Privatvermögen des Königs, der Königin, der Prinzen und Prinzessinnen, wohin namentlich auch 
dasjenige gehört, was aus den ihnen zustehenden Revenüen acquirirt worden, verbleibt nach Maßgabe der 
Hausgesetze, oder soweit diese darüber nicht entscheiden, der Landesgesetze, der völlig freien Disposition der 
Berechtigten. 
§ 137 Über die Verwendung der zur Dotation der Krone, zu Apanagen oder Witthümern der Mitglieder der 
königlichen Familie ausgesetzten Einnahmen steht den Ständen keine Controle irgend einer Art zu. Auch kön-
nen dieselben rücksichtlich der Verwaltung der zur Krondotation ausgeschiedenen Gegenstände, so wie der 
Resultate dieser Verwaltung, keine Controle noch Einwirkung in Anspruch zu nehmen. 
§ 138 Das Vermögen der jetzigen Schatullcasse bleibt getrennt von den Staatscassen und zur ausschließlichen 
Disposition des Königs. 
§ 139 Über die Ausgaben, welche die Verwaltung des Landes und dessen sonstige, aus der Generalcasse zu 
bestreitende Bedürfnisse, erforderlich machen, soll der allgemeinen Ständeversammlung jährlich ein nach den 
Haupt-Ausgabezweigen aufgestelltes Budget vorgelegt, und mit den nöthigen auf Antrag der Stände zu vervoll-
ständigenden Etats und Erläuterungen begleitet werden. 
§ 140 Die allgemeine Ständeversammlung hat die Verpflichtung, für die Deckung der für den öffentlichen 
Dienst nothwendigen Ausgaben in so weit zu sorgen, als sie aus den Einkünften des Kronguts und der Regalien 
nicht bestritten werden können. Dagegen steht ihr das Recht zu, das Budget zu prüfen und zu bewilligen. 

Der Bedarf für den Militairetat, bei welchem die Bestimmungen des § 142 eintreten, und die Grundsätze, 
welche bei Bewilligung der in den übrigen Haupt-Ausgabezweigen begriffenen Gehalte und Pensionen zu be-
folgen sind, sollen durch Regulative gemeinschaftlich mit den Ständen festgestellt werden. Diese Regulative 
dienen bis dahin, daß ein Anderes zwischen König und Ständen ausgemacht ist, der ständischen Bewilligung 
zur Norm, müssen jedoch auf Antrag der allgemeinen Ständeversammlung jederzeit einer Revision unterzogen 
werden. 

Ausgaben, welche auf bestimmten bundes- oder landesgesetzlichen, oder auf privatrechtlichen Verpflichtun-
gen beruhen, darf die allgemeine Ständeversammlung nicht verweigern. Zu solchen Ausgaben werden nament-
lich auch gerechnet diejenigen Gehalte, Pensionen und Wartegelder, welche der König bereits bewilligt hat, oder 
einstweilen nach den bisherigen Grundsätzen, demnächst aber nach den mit den Ständen zu vereinbarenden 
Regulativen bewilligen wird. 
§ 141 Die Anschläge für die einzelnen Hauptdienstzweige werden dergestalt als ein Ganzes betrachtet, daß 
die Verwendung und Vertheilung der für jeden Hauptdienstzweig im Ganzen bewilligten Summen der Be-
stimmung des betreffenden Ministerialdepartements überlassen wird, insofern die Verwendung nur für diesen 
Hauptdienstzweig, und ohne Überschreitung des ganzen Credits in Gemäßheit der mit den Ständen vereinbar-
ten Regulative, (vergl. § 140) Statt findet. 
§ 142 Die Ersparungen, welche bei dem Ausgabeetat des Kriegsministerii gemacht werden, sollen so lange baar 
in den Schatz niedergelegt werden, bis die gesammelten Summen die Hälfte des ganzen Militairetats erreichen. 
Übersteigt die Ersparung diesen Betrag; so soll über den weitern Überschuß, mit Einwilligung der Ständever-
sammlung, anderweit disponirt werden. 

Die Vorräthe dieses Kriegsschatzes sind für die Ausgaben des Kriegsministerii zu verwenden, sobald letztere 
die ordentlichen Mittel übersteigen. 
§ 143 Für außerordentliche, während der Vertagung der allgemeinen Ständeversammlung eintretende Landes-
bedürfnisse, welche bei Feststellung des Budgets nicht berücksichtigt werden konnten, und welche gleichwohl 
(namentlich im Falle eintretender Landescalamitäten, Kriegsrüstungen oder innerer Unruhen), schleunige 
Maaßregeln und Kostenverwendungen erfordern, soll ein in dem jährlichen Budget nicht besonders aufzufüh-
render Reservecredit bestehen, welcher fünf Procent des ganzen Ausgabebudgets ausmacht. Die Disposition 
über diesen Reservecredit steht dem Gesammtministerio auf dessen Verantwortung zu; die Verwendung aber 
soll der allgemeinen Ständeversammlung bei ihrer nächsten Zusammenkunft nachgewiesen werden. 
§ 144 Gleichzeitig mit dem Anschlage der Ausgaben soll der allgemeinen Ständeversammlung ein Anschlag 
der, zu deren Bestreitung erforderlichen, Einnahmen vorgelegt werden, welche alle oben (§ 133) bezeichnete 
Einnahmen umfaßt. 
§ 145 Die zur Bestreitung der Landesausgaben außer der Einnahme von dem Krongut und den Regalien er-
forderlichen Steuern und Abgaben bedürfen der jährlichen Bewilligung der allgemeinen Ständeversammlung. 

In dem jährlich erforderlichen Ausschreiben soll der ständischen Bewilligung besonders erwähnt werden. 
Die Bewilligung der Steuern darf an keine Bedingung geknüpft werden, die nicht deren Wesen oder Verwen-

dung unmittelbar trifft. 
§ 146 Sollten die von der Landesregierung in Antrag gebrachten, zu den Bedürfnissen des Landes erforderlichen 
Steuern und Abgaben bei Auflösung einer Ständeversammlung nicht bewilligt seyn; so können die bestehenden 



115

 Verfassung des Königreichs Hannover [13]

Steuern und Abgaben, so weit sie nicht zu einem vorübergehenden, bereits erreichten Zwecke ausgeschrieben 
worden, noch 6 Monate vom Ablauf der letzten Bewilligungszeit an unverändert fort erhoben und zu dem Ende 
in Beziehung auf diesen Paragraphen ausgeschrieben werden. 
§ 147 Anleihen behuf der aus der Generalcasse zu bestreitenden Ausgaben können nur nach erfolgter Bewilli-
gung der allgemeinen Ständeversammlung gemacht werden. 

Sollte jedoch wegen außerordentlicher Umstände die ordentliche Einnahme der Casse so bedeutende Ausfäl-
le erleiden, daß die bewilligten Ausgaben nicht bestritten werden könnten, oder sollten schleunige Kriegsrüs-
tungen nothwendig werden, der § 142 festgesetzte Kriegsschatz aber in der erforderlichen Größe nicht vorhan-
den seyn, oder sollte der oben § 143 bestimmte Reservecredit benutzt werden müssen, und dazu die Vorräthe 
und Einnahmen der Cassen nicht hinreichen; so hat der König, wenn die Stände nicht versammelt sind, das 
Recht, auf den Bericht des ganzen Ministerii und nach Anhörung des Geheimenrathscollegii zu bestimmen, 
daß eine Anleihe auf den Credit der Generalcasse zur Deckung der bewilligten, oder aus dem Kriegsschatze zu 
bestreitenden, oder auf den Reservecredit anzuweisenden Ausgaben, höchstens bis zu dem Belaufe von einer 
Million Thaler gemacht werden darf. 

Insofern Anleihen für Kriegsrüstungen nöthig werden, ist der jedesmalige Bestand des Kriegsschatzes davon 
in Absatz zu bringen. 

Die Verhandlungen über solche außerordentliche Anleihen sollen jedoch der allgemeinen Ständeversamm-
lung bei ihrer nächsten Zusammenkunft vorgelegt und derselben nachgewiesen werden, daß die gemachte An-
leihe nothwendig gewesen und zum Besten des Landes verwandt ist, und soll der Betrag in die Landesschulden-
Etats aufgenommen werden. 
§ 148 Die Verwendung der zur Tilgung der Landesschulden ausgesetzten Summen soll unter Mitwirkung von 
Commissarien der allgemeinen Ständeversammlung geschehen. 

Auch sollen diese Commissarien bei Ausstellung von Obligationen über Landesschulden zu dem Zwecke 
zugezogen werden, um zu constatiren, daß bei Eingehung der Anleihe, deren vollständige Bedingungen ihnen 
mitzutheilen sind, die verfassungsmäßigen Zuständigkeiten nicht überschritten worden. 
§ 149 Die Rechnungen der Generalcasse und aller dazu gehörenden Nebencassen sollen der allgemeinen Stän-
deversammlung zur Einsicht vorgelegt werden. Diese hat alsdann aus ihrer Mitte eine Commission zu erwählen, 
welche diese Rechnungen zu prüfen und der allgemeinen Ständeversammlung darüber Bericht zu erstatten hat, 
ob die Einnahmen gehörig erhoben und zu keinen andern Zwecken, als den Ausgaben, zu denen sie bestimmt 
worden, verwandt sind. Zu diesem Zwecke sollen der Commission die etwa erforderlichen Erläuterungen und 
die Belege auf Begehren mitgetheilt werden. 

Auch hat die allgemeine Ständeversammlung das Recht, zur Prüfung der Rechnungen Commissarien auf 
Lebenszeit zu ernennen, die sodann als solche in der Kammer, welche sie erwählt hat, Sitz und Stimme haben. 

Ausgaben zu geheimen Verhandlungen, rücksichtlich deren eine Nachforschung von Seiten der Stände nicht 
Statt finden darf, können nicht anders in Rechnung gebracht werden, als wenn diese Ausgaben durch eine, von 
dem Könige und sämmtlichen Mitgliedern des Ministerii zu unterzeichnende, Verfügung als zu Landeszwecken 
nothwendig bezeichnet werden. 

Achtes Kapitel. Von den oberen Landesbehörden und der Staatsdienerschaft.
§ 150 Die oberste Leitung der Regierung unter dem Könige und dessen etwaigem Stellvertreter wird von dem 
Ministerio wahrgenommen, dessen Mitglieder der König nach eigener Wahl ernennt, und nach Gefallen ent-
lassen kann. 

Für die einzelnen Verwaltungszweige bestehen Ministerialdepartements. 
§ 151 Alle vom Könige, oder dessen Stellvertreter ausgehende Verfügungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Contrasignatur des Ministers oder Vorstandes des betreffenden Ministerialdepartements. 

Jeder Minister oder Vorstand eines Ministerialdepartements ist aber dem Könige und dem Lande dafür ver-
antwortlich, daß keine von ihm contrasignirte, ausgegangene oder unterschriebene Verfügung eine Verletzung 
des Staatsgrundgesetzes enthalte. 

Die allgemeine Ständeversammlung ist befugt, diese Verantwortlichkeit durch Beschwerde, außerdem aber 
wegen absichtlicher Verletzung des Staats-Grundgesetzes mittelst einer förmlichen Anklage gegen den Minister 
oder Vorstand eines Ministerialdepartements, geltend zu machen. 
§ 152 Zur Untersuchung und Entscheidung über eine solche förmliche Anklage ist ausschließlich das Ober-
Appellationsgericht in Plenarversammlung competent. 

Die Ständeversammlung muß dem Könige vier Wochen vor Anstellung der Anklage von derselben Anzeige 
machen. Die Anklage selbst wird von Seiten der Stände unmittelbar an das Gericht gebracht. Der König ver-
spricht, eine von der Ständeversammlung beschlossene Anklage nie zu hindern. 
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Die Entscheidung des Gerichts kann nur dahin gehen, daß der Angeschuldigte der absichtlichen Verletzung 
des Staats-Grundgesetzes, deren er angeklagt worden, schuldig sey oder nicht. Im erstem Falle ist er durch den 
Ausspruch des Gerichts von selbst seiner Stelle verlustig, und kann auch in einem anderen Amte nicht wieder 
angestellt werden. 

Gegen die Entscheidung des Gerichts in solchen Fällen finden überall keine Rechtsmittel Statt; auch sind die 
Abolition und die Begnadigung gänzlich ausgeschlossen. 

Die Urtheile über solche Anklagen werden mit ihren Entscheidungsgründen durch den Druck öffentlich 
bekannt gemacht. 

Hinsichtlich der gemeinrechtlichen Folgen behält es bei der ordentlichen Rechts- und Gerichtsverfassung 
sein Bewenden. 
§ 153 Alle in Abwesenheit des Königs, so wie des Stellvertreters desselben, im Namen und Auftrage des Königs 
von den anwesenden Mitgliedern des Ministerii unterzeichnete Ausfertigungen haben die Kraft der vom Köni-
ge selbst vollzogenen Verfügungen. 
§ 154 Zur Berathung wichtiger Landesangelegenheiten, insbesondere der zu erlassenden Gesetze und Verord-
nungen, wie auch der Entlassung von Civil-Staatsdienern, nach Maßgabe der Bestimmungen des § 163 soll 
ein Geheimerathscollegium bestehen, welches aus den Mitgliedern des Ministerii und andern dazu berufenen 
Personen zusammengesetzt ist. 

Dasselbe hat in der Regel eine bloß berathende Stimme. Eine Entscheidung steht demselben nur dann zu, 
wenn eine Competenzstreitigkeit zwischen den Verwaltungsbehörden und Gerichten (§ 156) vorliegt. 

Die Eröffnung der Entscheidung erfolgt durch das Ministerium. 
§ 155 Die rein militairischen Angelegenheiten, insbesondere die innere Organisation der Armee und die An-
stellung und Entlassung der Officiere, gehen vom Könige aus, ohne daß es dabei der Dazwischenkunft des 
Ministerii bedarf. 

Bei Reduction der Armee und bei Translocationen der Officiere finden die Bestimmungen des § 162 Anwen-
dung. 

Zur Aufrechterhaltung der innern Ruhe und Sicherheit, so wie zur Vollziehung und Aufrechterhaltung der 
von den Civilbehörden ergangenen Verfügungen kann die Militairgewalt nur auf ausdrückliche Requisition 
der competenten Civilbehörde einschreiten. Die von diesem Grundsatze eintretenden gesetzlichen Ausnahmen 
sollen in dem, nach Cap. 3. § 34 über das Verfahren bei Störung der öffentlichen Ruhe zu erlassenden, Gesetze 
näher bestimmt werden, bis zu dessen Erscheinen es bei den bisherigen Bestimmungen sein Bewenden behält. 
§ 156 Die Gerichte sind in den Grenzen ihrer Competenz unabhängig. 

Entstehen Zweifel darüber, ob eine Sache zur gerichtlichen Entscheidung geeignet sey, oder zur Compe-
tenz der Verwaltungsbehörden gehöre, und können sich diese mit den Gerichten nicht darüber vereinigen; 
so sollen diese Zweifel, nachdem die Gründe der Gerichte und der Verwaltungsbehörden gehörig dargelegt 
worden, durch eine, zu diesem Zwecke besonders zu bildende, Section des Geheimerathscollegii discutirt und 
entschieden werden. Diese Section soll aus einer unveränderlichen Anzahl dauernd, und zwar zur Hälfte aus 
den höhern Justizcollegien zu ernennender Mitglieder bestehen. 
§ 157 Die Ernennung und Entlassung der Staatsbeamten gehört, unter Vorbehalt der verfassungsmäßigen Be-
stimmungen, zu den Rechten des Königs, und wird entweder von demselben unmittelbar, oder durch die lan-
desherrlichen Behörden ausgeübt. 

Die Rechte einzelner Berechtigten oder Corporationen auf Ernennung oder Präsentation von Beamten wer-
den hierdurch nicht geändert. 
§ 158 Bei Besetzung aller Staatsämter soll, in sofern nicht bei einzelnen Dienststellen eine ausdrückliche, ge-
setzlich bestimmte Ausnahme besteht, der Unterschied der Geburt überall kein Recht auf Vorzüge irgend einer 
Art begründen. 
§ 159 Der König wird bei den von ihm unmittelbar ausgehenden Ernennungen von Civil-Staatsdienern zuvor 
das Gutachten des Ministerii oder des Departements-Chefs vernehmen. Bei Ernennung von Ministern oder 
Vorständen von Ministerialdepartements ist dies jedoch nicht erforderlich. 
§ 160 Anwartschaften auf bestimmte Dienststellen sollen nicht ertheilt werden, es sey denn, daß den Gehülfen 
altersschwächer, oder sonst an der gehörigen Wahrnehmung ihres Dienstes verhinderter Staatsdiener die künf-
tige selbstständige Anstellung nach Maaßgabe der von ihnen bewiesenen Thätigkeit zugesichert würde. 
§ 161 Alle Civil-Staatsdiener, mögen sie vom Könige oder dessen Behörden ernannt, oder von einzelnen Be-
rechtigten und Corporationen erwählt, präsentirt oder ernannt seyn, sind durch ihren, auf die getreuliche Be-
obachtung des Staats-Grundgesetzes auszudehnenden, Diensteid verpflichtet, bei allen von ihnen ausgehenden 
Verfügungen dahin zu sehen, daß sie keine Verletzung der Verfassung enthalten. In gehöriger Form erlassene 
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Befehle vorgesetzter Behörden befreien sie von der Verantwortung, und übertragen dieselbe an den Befehlen-
den. 
§ 162 Bei nothwendigen Translocationen hat der Staatsdiener ein Recht auf seinen bisherigen Rang und Gehalt. 

Macht eine Veränderung der Organisation Dienstentlassungen nothwendig; so hat der außer Thätigkeit ge-
setzte Staatsdiener Anspruch auf ein, seinen bisherigen Verhältnissen angemessenes, Wartegeld oder eine billige 
Entschädigung. 
§ 163 Kein Civil-Staatsdiener (vergl. § 161) kann seiner Stelle willkührlich entsetzt werden. 

Wer seinen Dienst vernachlässigt, und sich Erinnerungen und Disciplinarstrafen seiner vorgesetzten Behör-
de nicht zur Besserung dienen läßt; wer sich Dienstverletzungen oder Dienstwidrigkeiten zu Schulden kommen 
läßt; wer grobes öffentliches Ärgerniß giebt, oder von der Gerichtsbehörde wegen eines gemeinen Verbrechens 
mit einer Criminalstrafe belegt ist, kann nach genaür Erwägung des gehörig in Gewißheit gesetzten Verschul-
dens, nach dem Gutachten des Geheimenrathscollegii, dem Befinden der Umstände nach, auf eine andere ge-
ringer dotirte Stelle versetzt, vom Dienste und der Diensteinnahme auf längere Zeit suspendirt, oder ganz aus 
dem Dienste entlassen werden. Die völlige Entlassung vom Richteramte kann nur durch Urtheil und Recht 
verfügt werden. 

In Hinsicht auf die untere Staatsdienerschaft kann bei deren Anstellung eine Kündigung des Dienstes vorbe-
halten, solche aber nie anders als vom Ministerio angewandt werden. 

Suspension vom Dienste und von der Besoldung auf höchstens einen Monat, und Disciplinarstrafen, die 
diese Grenzen nicht überschreiten, können von den höhern Verwaltungsbehörden gegen die ihnen untergebene 
Staatsdienerschaft verfügt werden. 
§ 164 Diejenigen Staatsdiener, welche wegen Alterschwäche, oder wegen anderer Gebrechen ihre Berufsoblie-
genheiten nicht mehr erfüllen können, und daher in den Ruhestand versetzt werden, sollen eine angemessene 
Pension nach Maaßgabe ihrer Dienstjahre und ihrer Diensteinnahme erhalten. 
§ 165 Keinem Civil-Staatsdiener kann die nachgesuchte Entlassung versagt werden; jedoch muß er sich vor 
seinem wirklichen Austritte aus dem Dienste auf Verlangen seiner vorgesetzten Behörde aller ihm deshalb ob-
liegenden Verbindlichkeiten vollständig entledigen. 

Schluß
Alle dem gegenwärtigen Staats-Grundgesetze entgegenstehende Gesetze und Einrichtungen werden hiemit 

aufgehoben und außer Kraft gesetzt, und es soll dagegen dies Gesetz überall zur Anwendung kommen. 
Abänderungen desselben können nur in Übereinstimmung des Königs und der allgemeinen Ständever-

sammlung des Königreichs getroffen und nur in Folge eines, auf zwei nacheinander folgenden Diäten gefaßten, 
gleichmäßigen Beschlusses angeordnet werden. 

Auch ist zu solchen Veränderungen, mögen sie von der Regierung oder von den Ständen in Antrag gebracht 
werden, jederzeit erforderlich, daß in jeder Kammer der Ständeversammlung wenigstens die Anzahl von drei 
Viertel der zum regelmäßigen Erscheinen verpflichteten Mitglieder anwesend ist und wenigstens zwei Drittel 
der Anwesenden für die Veränderung stimmen. 

Vorstehendes Grundgesetz soll durch die erste Abtheilung der Gesetzsammlung bekannt gemacht werden. 
Gegeben Windsor-Castle, den 26. September des 1833sten Jahres, Unsers Reichs im Vierten. 

William R(ex). 
L. v. Ompteda.

http://www.verfassungen.de/de/nds/hannover/hannover33.htm
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Nr. 14. Verfassung des Deutschen Reichs
(„Paulskirchenverfassung“)

vom 28. März 1849
[Reichs-Gesetz-Blatt 1849, 101]

Paulskirchenverfassung (1849)

Abschnitt I: Das Reich
Art. I.
§ 1 Das deutsche Reich besteht aus dem Gebiete des bisherigen deutschen Bundes.

Die Festsetzung der Verhältnisse des Herzogthums Schleswig bleibt vorbehalten.
§ 2 Hat ein deutsches Land mit einem nichtdeutschen Lande dasselbe Staatsoberhaupt, so soll das deutsche 
Land eine von dem nichtdeutschen Lande getrennte eigene Verfassung, Regierung und Verwaltung haben. In 
die Regierung und Verwaltung des deutschen Landes dürfen nur deutsche Staatsbürger berufen werden.

Die Reichsverfassung und Reichsgesetzgebung hat in einem solchen deutschen Lande dieselbe verbindliche 
Kraft, wie in den übrigen deutschen Ländern.
§ 3 Hat ein deutsches Land mit einem nichtdeutschen Lande dasselbe Staatsoberhaupt, so muß dieses entweder 
in seinem deutschen Lande residiren, oder es muß auf verfassungsmäßigem Wege in demselben eine Regent-
schaft niedergesetzt werden, zu welcher nur Deutsche berufen werden dürfen.
§ 4 Abgesehen von den bereits bestehenden Verbindungen deutscher und nichtdeutscher Länder soll kein 
Staatsoberhaupt eines nichtdeutschen Landes zugleich zur Regierung eines deutschen Landes gelangen, noch 
darf ein in Deutschland regierender Fürst, ohne seine deutsche Regierung abzutreten, eine fremde Krone an-
nehmen.
§ 5 Die einzelnen deutschen Staaten behalten ihre Selbständigkeit, soweit dieselbe nicht durch die Reichsver-
fassung beschränkt ist; sie haben alle staatlichen Hoheiten und Rechte, soweit diese nicht der Reichsgewalt 
ausdrücklich übertragen sind.

Abschnitt II: Die Reichsgewalt
Art. I.
§ 6 Die Reichsgewalt ausschließlich übt dem Auslande gegenüber die völkerrechtliche Vertretung Deutschlands 
und der einzelnen deutschen Staaten aus.

Die Reichsgewalt stellt die Reichsgesandten und die Consuln an. Sie führt den diplomatischen Verkehr, 
schließt die Bündnisse und Verträge mit dem Auslande, namentlich auch die Handels- und Schifffahrtsverträge, 
sowie die Auslieferungsverträge ab. Sie ordnet alle völkerrechtlichen Maaßregeln an.
§ 7 Die einzelnen deutschen Regierungen haben nicht das Recht, ständige Gesandte zu empfangen oder solche 
zu halten.

Auch dürfen dieselben keine besonderen Consuln halten. Die Consuln fremder Staaten erhalten ihr Exequa-
tur von der Reichsgewalt.

Die Absendung von Bevollmächtigten an das Reichsoberhaupt ist den einzelnen Regierungen unbenommen.
§ 8 Die einzelnen deutschen Regierungen sind befugt, Verträge mit anderen deutschen Regierungen abzuschlie-
ßen.

Ihre Befugniß zu Verträgen mit nichtdeutschen Regierungen beschränkt sich auf Gegenstände des Privat-
rechts, des nachbarlichen Verkehrs und der Polizei.
§ 9 Alle Verträge nicht rein privatrechtlichen Inhalts, welche eine deutsche Regierung mit einer anderen deut-
schen oder nichtdeutschen abschließt, sind der Reichsgewalt zur Kenntnißnahme und, insofern das Reichsinte-
resse dabei betheiligt ist, zur Bestätigung vorzulegen.
Art. II.
§ 10 Der Reichsgewalt ausschließlich steht das Recht des Krieges und Friedens zu.
Art. III.
§ 11 Der Reichsgewalt steht die gesammte bewaffnete Macht Deutschlands zur Verfügung.
§ 12 Das Reichsheer besteht aus der gesammten, zum Zwecke des Kriegs bestimmten Landmacht der einzelnen 
deutschen Staaten. Die Stärke und Beschaffenheit des Reichsheeres wird durch das Gesetz über die Wehrver-
fassung bestimmt.
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Diejenigen Staaten, welche weniger als 500 000 Einwohner haben, sind durch die Reichsgewalt zu größeren 
militärischen Ganzen, welche dann unter der unmittelbaren Leitung der Reichsgewalt stehen, zu vereinigen, 
oder einem angrenzenden größeren Staate anzuschließen.

Die näheren Bedingungen einer solchen Vereinigung sind in beiden Fällen durch Vereinbarung der betheili-
gten Staaten unter Vermittelung und Genehmigung der Reichsgewalt festzustellen.
§ 13 Die Reichsgewalt ausschließlich hat in Betreff des Heerwesens die Gesetzgebung und die Organisation; sie 
überwacht deren Durchführung in den einzelnen Staaten durch fortdauernde Controle.

Den einzelnen Staaten steht die Ausbildung ihres Kriegswesens auf Grund der Reichsgesetze und der An-
ordnungen der Reichsgewalt und beziehungsweise in den Grenzen der nach § 12 getroffenen Vereinbarungen 
zu. Sie haben die Verfügung über ihre bewaffnete Macht, soweit dieselbe nicht für den Dienst des Reiches in 
Anspruch genommen wird.
§ 14 In den Fahneneid ist die Verpflichtung zur Treue gegen das Reichsoberhaupt und die Reichsverfassung an 
erster Stelle aufzunehmen.
§ 15 Alle durch Verwendung von Truppen zu Reichszwecken entstehenden Kosten, welche den durch das Reich 
festgesetzten Friedensstand übersteigen, fallen dem Reiche zur Last.
§ 16 Ueber eine allgemeine für ganz Deutschland gleiche Wehrverfassung ergeht ein besonderes Reichsgesetz.
§ 17 Den Regierungen der einzelnen Staaten bleibt die Ernennung der Befehlshaber und Offiziere ihrer Trup-
pen, soweit deren Stärke sie erheischt, überlassen.

Für die größeren militärischen Ganzen, zu denen Truppen mehrerer Staaten vereinigt sind, ernennt die 
Reichsgewalt die gemeinschaftlichen Befehlshaber.

Für den Krieg ernennt die Reichsgewalt die commandirenden Generale der selbständigen Corps, sowie das 
Personale der Hauptquartiere.
§ 18 Der Reichsgewalt steht die Befugniß zu, Reichsfestungen und Küstenvertheidigungswerke anzulegen und, 
insoweit die Sicherheit des Reiches es erfordert, vorhandene Festungen gegen billige Ausgleichung, namentlich 
für das überlieferte Kriegsmaterial, zu Reichsfestungen zu erklären.

Die Reichsfestungen und Küstenvertheidigungswerke des Reiches werden auf Reichskosten unterhalten.
§ 19 Die Seemacht ist ausschließlich Sache des Reiches. Es ist keinem Einzelstaate gestattet, Kriegsschiffe für 
sich zu halten oder Kaperbriefe auszugeben.

Die Bemannung der Kriegsflotte bildet einen Theil der deutschen Wehrmacht. Sie ist unabhängig von der 
Landmacht.

Die Mannschaft, welche aus einem einzelnen Staate für die Kriegsflotte gestellt wird, ist von der Zahl der von 
demselben zu haltenden Landtruppen abzurechnen. Das Nähere hierüber, sowie über die Kostenausgleichung 
zwischen dem Reiche und den Einzelstaaten bestimmt ein Reichsgesetz.

Die Ernennung der Offiziere und Beamten der Seemacht geht allein vom Reiche aus.
Der Reichsgewalt liegt die Sorge für die Ausrüstung, Ausbildung und Unterhaltung der Kriegsflotte und die 

Anlegung, Ausrüstung und Unterhaltung von Kriegshäfen und See-Arsenalen ob.
Ueber die zur Errichtung von Kriegshäfen und Marine-Etablissements nöthigen Enteignungen, so wie über 

die Befugnisse der dabei anzustellenden Reichsbehörden, bestimmen die zu erlassenden Reichsgesetze.
Art. IV.
§ 20 Die Schifffahrtsanstalten am Meere und in den Mündungen der deutschen Flüsse (Häfen, Seetonnen, 
Leuchtschiffe, das Lootsenwesen, das Fahrwasser usw.) bleiben der Fürsorge der einzelnen Uferstaaten überlas-
sen. Die Uferstaaten unterhalten dieselben aus eigenen Mitteln.

Ein Reichsgesetz wird bestimmen, wie weit die Mündungen der einzelnen Flüsse zu rechnen sind.
§ 21 Die Reichsgewalt hat die Oberaufsicht über diese Anstalten und Einrichtungen.

Es steht ihr zu, die betreffenden Staaten zu gehöriger Unterhaltung derselben anzuhalten, auch dieselben aus 
den Mitteln des Reiches zu vermehren und zu erweitern.
§ 22 Die Abgaben, welche in den Seeuferstaaten von den Schiffen und deren Ladungen für die Benutzung 
der Schifffahrtsanstalten erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung dieser Anstalten nothwendigen Kosten 
nicht übersteigen. Sie unterliegen der Genehmigung der Reichsgewalt.
§ 23 In Betreff dieser Abgaben sind alle deutschen Schiffe und deren Ladungen gleichzustellen.

Eine höhere Belegung fremder Schifffahrt kann nur von der Reichsgewalt ausgehen.
Die Mehrabgabe von fremder Schifffahrt fließt in die Reichskasse.



120

 Verfassung des Deutschen Reichs[14]

Art. V.
§ 24 Die Reichsgewalt hat das Recht der Gesetzgebung und die Oberaufsicht über die in ihrem schiffbaren Lauf 
mehrere Staaten durchströmenden oder begrenzenden Flüsse und Seen und über die Mündungen der in diesel-
ben fallenden Nebenflüsse, so wie über den Schifffahrtsbetrieb und die Flößerei auf denselben.

Auf welche Weise die Schiffbarkeit dieser Flüsse erhalten oder verbessert werden soll, bestimmt ein Reichs-
gesetz.

Die übrigen Wasserstraßen bleiben der Fürsorge der Einzelstaaten überlassen. Doch steht es der Reichsge-
walt zu, wenn sie es im Interesse des allgemeinen Verkehrs für nothwendig erachtet, allgemeine Bestimmungen 
über den Schifffahrtsbetrieb und die Flößerei auf denselben zu erlassen, so wie einzelne Flüsse unter derselben 
Voraussetzung den oben erwähnten gemeinsamen Flüssen gleich zu stellen.

Die Reichsgewalt ist befugt, die Einzelstaaten zu gehöriger Erhaltung der Schiffbarkeit dieser Wasserstraßen 
anzuhalten.
§ 25 Alle deutschen Flüsse sollen für die deutsche Schifffahrt von Flußzöllen frei sein. Auch die Flößerei soll auf 
schiffbaren Flußstrecken solchen Abgaben nicht unterliegen. Das Nähere bestimmt ein Reichsgesetz.

Bei den mehrere Staaten durchströmenden oder begrenzenden Flüssen tritt für die Aufhebung dieser Fluß-
zölle eine billige Ausgleichung ein.
§ 26 Die Hafen-, Krahn-, Waag-, Lager-, Schleusen- und dergleichen Gebühren, welche an den gemeinschaftli-
chen Flüssen und den Mündungen der in dieselben sich ergießenden Nebenflüsse erhoben werden, dürfen die 
zur Unterhaltung derartiger Anstalten nöthigen Kosten nicht übersteigen. Sie unterliegen der Genehmigung 
der Reichsgewalt.

Es darf in Betreff dieser Gebühren keinerlei Begünstigung der Angehörigen eines deutschen Staates vor de-
nen anderer deutscher Staaten stattfinden.
§ 27 Flußzölle und Flußschifffahrtsabgaben dürfen auf fremde Schiffe und deren Ladungen nur durch die 
Reichsgewalt gelegt werden.
Art. VI.
§ 28 Die Reichsgewalt hat über die Eisenbahnen und deren Betrieb, soweit es der Schutz des Reiches oder das 
Interesse des allgemeinen Verkehrs erheischt, die Oberaufsicht und das Recht der Gesetzgebung. Ein Reichsge-
setz wird bestimmen, welche Gegenstände dahin zu rechnen sind.
§ 29 Die Reichsgewalt hat das Recht, soweit sie es zum Schutze des Reiches oder im Interesse des allgemeinen 
Verkehrs für nothwendig erachtet, die Anlage von Eisenbahnen zu bewilligen, so wie selbst Eisenbahnen anzu-
legen, wenn der Einzelstaat, in dessen Gebiet die Anlage erfolgen soll, deren Ausführung ablehnt. Die Benut-
zung der Eisenbahnen für Reichszwecke steht der Reichsgewalt jederzeit gegen Entschädigung frei.
§ 30 Bei der Anlage oder Bewilligung von Eisenbahnen durch die einzelnen Staaten ist die Reichsgewalt befugt, 
den Schutz des Reiches und das Interesse des allgemeinen Verkehrs wahrzunehmen.
§ 31 Die Reichsgewalt hat über die Landstraßen die Oberaufsicht und das Recht der Gesetzgebung, soweit es der 
Schutz des Reiches oder das Interesse des allgemeinen Verkehrs erheischt. Ein Reichsgesetz wird bestimmen, 
welche Gegenstände dahin zu rechnen sind.
§ 32 Die Reichsgewalt hat das Recht, soweit sie es zum Schutze des Reiches oder im Interesse des allgemeinen 
Verkehrs für nothwendig erachtet, zu verfügen, daß Landstraßen und Kanäle angelegt, Flüsse schiffbar gemacht 
oder deren Schiffbarkeit erweitert werde.

Die Anordnung der dazu erforderlichen baulichen Werke erfolgt nach vorgängigem Benehmen mit den bet-
heiligten Einzelstaaten durch die Reichsgewalt.

Die Ausführung und Unterhaltung der neuen Anlagen geschieht von Reichswegen und auf Reichskosten, 
wenn eine Verständigung mit den Einzelstaaten nicht erzielt wird.
Art. VII.
§ 33 Das deutsche Reich soll Ein Zoll- und Handelsgebiet bilden, umgeben von gemeinschaftlicher Zollgrenze, 
mit Wegfall aller Binnengrenzzölle.

Die Aussonderung einzelner Orte und Gebietstheile aus der Zolllinie bleibt der Reichsgewalt vorbehalten.
Der Reichsgewalt bleibt es ferner vorbehalten, auch nicht zum Reiche gehörige Länder und Landestheile 

mittelst besonderer Verträge dem deutschen Zollgebiete anzuschließen.
§ 34 Die Reichsgewalt ausschließlich hat die Gesetzgebung über das gesammte Zollwesen, so wie über ge-
meinschaftliche Produktions- und Verbrauchs-Steuern. Welche Produktions- und Verbrauchs-Steuern gemein-
schaftlich sein sollen, bestimmt die Reichsgesetzgebung.
§ 35 Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, so wie der gemeinschaftlichen Produktions- und Verbrauchs-
Steuern, geschieht nach Anordnung und unter Oberaufsicht der Reichsgewalt.
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Aus dem Ertrage wird ein bestimmter Theil nach Maaßgabe des ordentlichen Budgets für die Ausgaben des 
Reiches vorweggenommen, das Uebrige wird an die einzelnen Staaten vertheilt.

Ein besonderes Reichsgesetz wird hierüber das Nähere feststellen.
§ 36 Auf welche Gegenstände die einzelnen Staaten Produktions- oder Verbrauchs-Steuern für Rechnung des 
Staates oder einzelner Gemeinden legen dürfen, und welche Bedingungen und Beschränkungen dabei eintreten 
sollen, wird durch die Reichsgesetzgebung bestimmt.
§ 37 Die einzelnen deutschen Staaten sind nicht befugt, auf Güter, welche über die Reichsgrenze ein- oder 
ausgehen, Zölle zu legen.
§ 38 Die Reichsgewalt hat das Recht der Gesetzgebung über den Handel und die Schifffahrt und überwacht die 
Ausführung der darüber erlassenen Reichsgesetze.
§ 39 Der Reichsgewalt steht es zu, über das Gewerbewesen Reichsgesetze zu erlassen und die Ausführung der-
selben zu überwachen.
§ 40 Erfindungs-Patente werden ausschließlich von Reichswegen auf Grundlage eines Reichsgesetzes ertheilt; 
auch steht der Reichsgewalt ausschließlich die Gesetzgebung gegen den Nachdruck von Büchern, jedes unbe-
fugte Nachahmen von Kunstwerken, Fabrikzeichen, Mustern und Formen und gegen andere Beeinträchtigun-
gen des geistigen Eigenthums zu.
Art. VIII.
§ 41 Die Reichsgewalt hat das Recht der Gesetzgebung und die Oberaufsicht über das Postwesen, namentlich 
über Organisation, Tarife, Transit, Portotheilung und die Verhältnisse zwischen den einzelnen Postverwaltun-
gen.

Dieselbe sorgt für gleichmäßige Anwendung der Gesetze durch Vollzugsverordnungen, und überwacht de-
ren Durchführung in den einzelnen Staaten durch fortdauernde Controle.

Der Reichsgewalt steht es zu, die innerhalb mehrerer Postgebiete sich bewegenden Course im Interesse des 
allgemeinen Verkehrs zu ordnen.
§ 42 Postverträge mit ausländischen Postverwaltungen dürfen nur von der Reichsgewalt oder mit deren Geneh-
migung geschlossen werden.
§ 43 Die Reichsgewalt hat die Befugniß, insofern es ihr nöthig scheint, das deutsche Postwesen für Rechnung 
des Reiches in Gemäßheit eines Reichsgesetzes zu übernehmen, vorbehaltlich billiger Entschädigung der Be-
rechtigten.
§ 44 Die Reichsgewalt ist befugt, Telegraphenlinien anzulegen, und die vorhandenen gegen Entschädigung zu 
benutzen, oder auf dem Wege der Enteignung zu erwerben.

Weitere Bestimmungen hierüber, so wie über Benutzung von Telegraphen für den Privatverkehr, sind einem 
Reichsgesetz vorbehalten.
Art. IX.
§ 45 Die Reichsgewalt ausschließlich hat die Gesetzgebung und die Oberaufsicht über das Münzwesen. Es liegt 
ihr ob, für ganz Deutschland dasselbe Münzsystem einzuführen.

Sie hat das Recht, Reichsmünzen zu prägen.
§ 46 Der Reichsgewalt liegt es ob, in ganz Deutschland dasselbe System für Maaß und Gewicht, so wie für den 
Feingehalt der Gold- und Silberwaaren zu begründen.
§ 47 Die Reichsgewalt hat das Recht, das Bankwesen und das Ausgeben von Papiergeld durch die Reichsgesetz-
gebung zu regeln. Sie überwacht die Ausführung der darüber erlassenen Reichsgesetze.
Art. X.
§ 48 Die Ausgaben für alle Maaßregeln und Einrichtungen, welche von Reichswegen ausgeführt werden, sind 
von der Reichsgewalt aus den Mitteln des Reiches zu bestreiten.
§ 49 Zur Bestreitung seiner Ausgaben ist das Reich zunächst auf seinen Antheil an den Einkünften aus den 
Zöllen und den gemeinsamen Produktions- und Verbrauchs-Steuern angewiesen.
§ 50 Die Reichsgewalt hat das Recht, insoweit die sonstigen Einkünfte nicht ausreichen, Matrikularbeiträge 
aufzunehmen.
§ 51 Die Reichsgewalt ist befugt, in außerordentlichen Fällen Reichssteuern aufzulegen und zu erheben oder 
erheben lassen, so wie Anleihen zu machen oder sonstige Schulden zu contrahiren.
Art. XI.
§ 52 Den Umfang der Gerichtsbarkeit des Reiches bestimmt der Abschnitt vom Reichsgericht.
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Art. XII.
§ 53 Der Reichsgewalt liegt es ob, die kraft der Reichsverfassung allen Deutschen verbürgten Rechte oberauf-
sehend zu wahren.
§ 54 Der Reichsgewalt liegt die Wahrung des Reichsfriedens ob.

Sie hat die für die Aufrechthaltung der innern Sicherheit und Ordnung erforderlichen Maaßregeln zu treffen:
1. wenn ein deutscher Staat von einem andern deutschen Staate in seinem Frieden gestört oder gefährdet 

wird;
2. wenn in einem deutschen Staate die Sicherheit und Ordnung durch Einheimische oder Fremde gestört 

oder gefährdet wird. Doch soll in diesem Falle von der Reichsgewalt nur dann eingeschritten werden, wenn die 
betreffende Regierung sie selbst dazu auffordert, es sein denn, daß dieselbe dazu notorisch außer Stande ist oder 
der gemeine Reichsfrieden bedroht erscheint;

3. wenn die Verfassung eines deutschen Staates gewaltsam oder einseitig aufgehoben oder verändert wird, 
und durch das Anrufen des Reichsgerichtes unverzügliche Hülfe nicht zu erwirken ist.
§ 55 Die Maaßregeln, welche von der Reichsgewalt zur Wahrung des Reichsfriedens ergriffen werden können, 
sind: 1) Erlasse, 2) Absendung von Commissarien, 3) Anwendung von bewaffneter Macht.

Ein Reichsgesetz wird die Grundsätze bestimmen, nach welchen die durch solchen Maaßregeln veranlaßten 
Kosten zu tragen sind.
§ 56 Der Reichsgewalt liegt es ob, die Fälle und Formen, in welchen die bewaffnete Macht gegen Störungen der 
öffentlichen Ordnung angewendet werden soll, durch ein Reichsgesetz zu bestimmen.
§ 57 Der Reichsgewalt liegt es ob, die gesetzlichen Normen über Erwerb und Verlust des Reichs- und Staatsbür-
gerrechts festzusetzen.
§ 58 Der Reichsgewalt steht es zu, über das Heimathsrecht Reichsgesetze zu erlassen und die Ausführung der-
selben zu überwachen.
§ 59 Der Reichsgewalt steht es zu, unbeschadet des durch die Grundrechte gewährleisteten Rechts der freien 
Vereinigung und Versammlung, Reichgesetze über das Associationswesen zu erlassen.
§ 60 Die Reichsgesetzgebung hat für die Aufnahme öffentlicher Urkunden diejenigen Erfordernisse festzustel-
len, welche die Anerkennung ihrer Aechtheit in ganz Deutschland bedingen.
§ 61 Die Reichsgewalt ist befugt, im Interesse des Gesammtwohls allgemeine Maaßregeln für die Gesundheits-
pflege zu treffen.
Art. XIII.
§ 62 Die Reichsgewalt hat die Gesetzgebung, soweit es zur Ausführung der ihr verfassungsmäßig übertragenen 
Befugnisse und zum Schutze der ihr überlassenen Anstalten erforderlich ist.
§ 63 Die Reichsgewalt ist befugt, wenn sie im Gesammtinteresse Deutschlands gemeinsame Einrichtungen und 
Maaßregeln nothwendig findet, die zur Begründung derselben erforderlichen Gesetze in den für die Verände-
rung der Verfassung vorgeschriebenen Formen zu erlassen.
§ 64 Der Reichsgewalt liegt es ob, durch die Erlassung allgemeiner Gesetzbücher über bürgerliches Recht, Han-
dels- und Wechselrecht, Strafrecht und gerichtliches Verfahren die Rechtseinheit im deutschen Volke zu be-
gründen.
§ 65 Alle Gesetze und Verordnungen der Reichsgewalt erhalten verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung 
von Reichswegen.
§ 66 Reichsgesetze gehen den Gesetzen der Einzelstaaten vor, insofern ihnen nicht ausdrücklich eine nur sub-
sidiäre Geltung beigelegt ist.
Art. XIV.
§ 67 Die Anstellung der Reichsbeamten geht vom Reiche aus.

Die Dienstpragmatik des Reiches wird ein Reichsgesetz feststellen.

Abschnitt III: Das Reichsoberhaupt
Art. I.
§ 68 Die Würde des Reichsoberhauptes wird einem der regierenden deutschen Fürsten übertragen.
§ 69 Diese Würde ist erblich im Hause des Fürsten, dem sie übertragen worden. Sie vererbt im Mannsstamme 
nach dem Rechte der Erstgeburt.
§ 70 Das Reichsoberhaupt führt den Titel: Kaiser der Deutschen.
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§ 71 Die Residenz des Kaisers ist am Sitze der Reichsregierung. Wenigstens während der Dauer des Reichstags 
wird der Kaiser dort bleibend residiren.

So oft sich der Kaiser nicht am Sitze der Reichsregierung befindet, muß einer der Reichsminister in seiner 
unmittelbaren Umgebung sein.

Die Bestimmungen über den Sitz der Reichsregierung bleiben einem Reichsgesetz vorbehalten.
§ 72 Der Kaiser bezieht eine Civilliste, welche der Reichstag festsetzt.
Art. II.
§ 73 Die Person des Kaisers ist unverletzlich.

Der Kaiser übt die ihm übertragene Gewalt durch verantwortliche, von ihm ernannte Minister aus.
§ 74 Alle Regierungshandlungen des Kaisers bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung von wenigstens 
einem der Reichsminister, welcher dadurch die Verantwortung übernimmt.
Art. III.
§ 75 Der Kaiser übt die völkerrechtliche Vertretung des deutschen Reiches und der einzelnen deutschen Staaten 
aus. Er stellt die Reichsgesandten und die Consuln an und führt den diplomatischen Verkehr.
§ 76 Der Kaiser erklärt Krieg und schließt Frieden.
§ 77 Der Kaiser schließt die Bündnisse und Verträge mit den auswärtigen Mächten ab, und zwar unter Mitwir-
kung des Reichstages, insoweit diese in der Verfassung vorbehalten ist.
§ 78 Alle Verträge nicht rein privatrechtlichen Inhalts, welche deutsche Regierungen unter sich oder mit aus-
wärtigen Regierungen abschließen, sind dem Kaiser zur Kenntnißnahme, und insofern das Reichsinteresse 
dabei betheiligt ist, zur Bestätigung vorzulegen.
§ 79 Der Kaiser beruft und schließt den Reichstag; er hat das Recht, das Volkshaus aufzulösen.
§ 80 Der Kaiser hat das Recht des Gesetzvorschlages. Er übt die gesetzgebende Gewalt in Gemeinschaft mit dem 
Reichstage unter den verfassungsmäßigen Beschränkungen aus. Er verkündigt die Reichsgesetze und erläßt die 
zur Vollziehung derselben nöthigen Verordnungen.
§ 81 In Strafsachen, welche zur Zuständigkeit des Reichsgerichts gehören, hat der Kaiser das Recht der Begna-
digung und Strafmilderung.

Das Verbot der Einleitung oder Fortsetzung von Untersuchungen kann der Kaiser nur mit Zustimmung des 
Reichstages erlassen.

Zu Gunsten eines wegen seiner Amtshandlungen verurtheilten Reichsministers kann der Kaiser das Recht 
der Begnadigung und Strafmilderung nur dann ausüben, wenn dasjenige Haus, von welchem die Anklage aus-
gegangen ist, darauf anträgt. Zu Gunsten von Landesministern steht ihm ein solches Recht nicht zu.
§ 82 Dem Kaiser liegt die Wahrung des Reichsfriedens ob.
§ 83 Der Kaiser hat die Verfügung über die bewaffnete Macht.
§ 84 Ueberhaupt hat der Kaiser die Regierungsgewalt in allen Angelegenheiten des Reiches nach Maaßgabe 
der Reichsverfassung. Ihm als Träger dieser Gewalt stehen diejenigen Rechte und Befugnisse zu, welche in der 
Reichsverfassung der Reichsgewalt beigelegt und dem Reichstage nicht zugewiesen sind.

Abschnitt IV: Der Reichstag
Art. I.
§ 85 Der Reichstag besteht aus zwei Häusern, dem Staatenhaus und dem Volkshaus.
Art. II.
§ 86 Das Staatenhaus wird gebildet aus den Vertretern der deutschen Staaten.
§ 87 Die Zahl der Mitglieder vertheilt sich nach folgendem Verhältniß:

Preußen				    40 Mitglieder
Oesterreich				    38 Mitglieder
Bayern					     18 Mitglieder
Sachsen					    10 Mitglieder
Hannover 				    10 Mitglieder
Würtemberg 				    10 Mitglieder
Baden					       9 Mitgleider
Kurhessen				      6 Mitglieder
Großherzogthum Hessen			     6 Mitglieder
Holstein (-Schleswig, s. Reich § 1)	  	   6 Mitglieder
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Mecklenburg-Schwerin			     4 Mitglieder
Luxemburg-Limburg			     3 Mitglieder
Nassau					       3 Mitglieder
Braunschweig				      2 Mitglieder
Oldenburg				      2 Mitglieder
Sachsen-Weimar				      2 Mitglieder
Sachsen-Coburg-Gotha			     1 Mitglied
Sachsen-Meiningen-Hildburghausen		    1 Mitglied            
Sachsen-Altenburg 			    1 Mitglied           
Mecklenburg-Strelitz			    1 Mitglied             
Anhalt-Dessau				     1 Mitglied           
Anhalt-Bernburg				     1 Mitglied           
Anhalt-Köthen				     1 Mitglied          
Schwarzburg-Sondershausen			   1 Mitglied            
Schwarzburg-Rudolstadt			    1 Mitglied
Hohenzollern-Hechingen			    1 Mitglied             
Liechtenstein				     1 Mitglied            
Hohenzollern-Sigmaringen			    1 Mitglied             
Waldeck				     1 Mitglied            
Reuß ältere Linie				     1 Mitglied            
Reuß jüngere Linie			    1 Mitglied             
Schaumburg-Lippe			    1 Mitglied            
Lippe-Detmold				     1 Mitglied           
Hessen-Homburg				     1 Mitglied           
Lauenburg				     1 Mitglied            
Lübeck					      1 Mitglied            
Frankfurt				     1 Mitglied            
Bremen					     1 Mitglied            
Hamburg				     1 Mitglied           
192     Mitglieder
So lange die deutsch-österreichischen Lande an dem Bundesstaate nicht Theil nehmen, erhalten nachfolgen-

de Staaten eine größere Anzahl von Stimmen im Staatenhause, nämlich
Bayern					     20
Sachsen					    12
Hannover				    12
Würtemberg				    12
Baden					     10
Großherzogthum Hessen			     8
Kurhessen				      7
Nassau 					      4
Hamburg				      2

§ 88 Die Mitglieder des Staatenhauses werden zur Hälfte durch die Regierung und zur Hälfte durch die Volks-
vertretung der betreffenden Staaten ernannt.

In denjenigen deutschen Staaten, welche aus mehreren Provinzen oder Ländern mit abgesonderter Verfas-
sung oder Verwaltung bestehen, sind die durch die Volksvertretung dieses Staates zu ernennenden Mitglieder 
des Staatenhauses nicht von der allgemeinen Landesvertretung, sondern von den Vertretungen der einzelnen 
Länder oder Provinzen (Provinzialständen) zu ernennen.

Das Verhältniß, nach welchem die Zahl der diesen Staaten zukommenden Mitglieder unter die einzelnen 
Länder oder Provinzen zu vertheilen ist, bleibt der Landesgesetzgebung vorbehalten.

Wo zwei Kammern bestehen und eine Vertretung nach Provinzen nicht Statt findet, wählen beide Kammern 
in gemeinsamer Sitzung nach absoluter Stimmenmehrheit.
§ 89 In denjenigen Staaten, welche nur Ein Mitglied in das Staatenhaus senden, schlägt die Regierung drei Can-
didaten vor, aus denen die Volksvertretung mit absoluter Stimmenmehrheit wählt.

Auf dieselbe Weise ist in denjenigen Staaten, welche eine ungerade Zahl von Mitgliedern senden, in Betreff 
des letzten derselben zu verfahren.
§ 90 Wenn mehrere deutsche Staaten zu einem Ganzen verbunden werden, so entscheidet ein Reichsgesetz über 
die dadurch etwa nothwendig werdende Abänderung in der Zusammensetzung des Staatenhauses.
§ 91 Mitglied des Staatenhauses kann nur sein, wer
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1. Staatsbürger des Staates ist, welcher ihn sendet,
2. das 30ste Lebensjahr zurückgelegt hat,
3. sich im vollen Genuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte
befindet.

§ 92 Die Mitglieder des Staatenhauses werden auf sechs Jahre gewählt. Sie werden alle drei Jahre zur Hälfte 
erneuert.

Auf welche Weise nach den ersten drei Jahren das Ausscheiden der einen Hälfte Statt finden soll, wird durch 
ein Reichsgesetz bestimmt. Die Ausscheidenden sind stets wieder wählbar.

Wird nach Ablauf dieser drei Jahre und vor Vollendung der neuen Wahlen für das Staatenhaus ein außeror-
dentlicher Reichstag berufen, so treten, so weit die neuen Wahlen noch nicht stattgefunden haben, die früheren 
Mitglieder ein.
Art. III.
§ 93 Das Volkshaus besteht aus den Abgeordneten des deutschen Volkes.
§ 94 Die Mitglieder des Volkshauses werden für das erste Mal auf vier Jahre, demnächst immer auf drei Jahre 
gewählt.

Die Wahl geschieht nach den in dem Reichswahlgesetze enthaltenen Vorschriften.
Art. IV.
§ 95 Die Mitglieder des Reichstages beziehen aus der Reichskasse ein gleichmäßiges Tagegeld und Entschädi-
gung für ihre Reisekosten. Das Nähere bestimmt ein Reichsgesetz.
§ 96 Die Mitglieder beider Häuser können durch Instruktionen nicht gebunden werden.
§ 97 Niemand kann gleichzeitig Mitglied von beiden Häusern sein.
Art. V.
§ 98 Zu einem Beschluß eines jeden Hauses des Reichstages ist die Theilnahme von wenigstens der Hälfte der 
gesetzlichen Anzahl seiner Mitglieder und die einfache Stimmenmehrheit erforderlich.

In Falle der Stimmengleichheit wird ein Antrag als abgelehnt betrachtet.
§ 99 Das Recht des Gesetzvorschlags, der Beschwerde, der Adresse und der Erhebung von Thatsachen, sowie 
der Anklage der Minister steht jedem Hause zu.
§ 100 Ein Reichstagsbeschluß kann nur durch die Übereinstimmung beider Häuser gültig zu Stande kommen.
§ 101 Ein Reichstagsbeschluß, welcher die Zustimmung der Reichsregierung nicht erlangt hat, darf in derselben 
Sitzungsperiode nicht wiederholt werden.

Ist von dem Reichstage in drei sich unmittelbar folgenden ordentlichen Sitzungsperioden derselbe Beschluß 
unverändert gefaßt worden, so wird derselbe, auch wenn die Zustimmung der Reichsregierung nicht erfolgt, 
mit dem Schlusse des dritten Reichstages zum Gesetz. Eine ordentliche Sitzungsperiode, welche nicht wenigs-
tens vier Wochen dauert, wird in dieser Reihenfolge nicht mitgezählt.
§ 102 Ein Reichstagsbeschluß ist in folgenden Fällen erforderlich:

1. Wenn es sich um die Erlassung, Aufhebung, Abänderung oder Auslegung von Reichsgesetzen handelt.
2. Wenn der Reichshaushalt festgestellt wird, wenn Anleihen contrahirt werden, wenn das Reich eine im 

Budget nicht vorgesehene Ausgabe übernimmt, oder Matrikularbeiträge oder Steuern erhebt.
3. Wenn fremde See- oder Flußschifffahrt mit höheren Abgaben belegt werden soll.
4. Wenn Landesfestungen zu Reichsfestungen erklärt werden sollen.
5. Wenn Handels-, Schifffahrts- und Auslieferungsverträge mit dem Auslande geschlossen werden, so wie 

überhaupt völkerrechtliche Verträge, insofern sie das Reich belasten.
6. Wenn nicht zum Reich gehörige Länder oder Landestheile dem deutschen Zollgebiete angeschlossen, oder 

einzelne Orte oder Gebietstheile von der Zolllinie ausgeschlossen werden sollen.
7. Wenn deutsche Landestheile abgetreten, oder wenn nichtdeutsche Gebiete dem Reiche einverleibt oder auf 

andere Weise mit demselben verbunden werden sollen.
§ 103 Bei Feststellung des Reichshaushaltes treten folgende Bestimmungen ein:

1. Alle die Finanzen betreffenden Vorlagen der Reichsregierung gelangen zunächst an das Volkshaus.
2. Bewilligungen von Ausgaben dürfen nur auf Antrag der Reichsregierung und bis zum Belauf dieses An-

trags erfolgen. Jede Bewilligung gilt nur für den besonderen Zweck, für welchen sie bestimmt worden. Die 
Verwendung darf nur innerhalb der Grenze der Bewilligung erfolgen.

3. Die Dauer der Finanzperiode und Budgetbewilligung ist ein Jahr.
4. Das Budget über die regelmäßigen Ausgaben des Reiches und über den Reservefond, so wie über die für 

beides erforderlichen Deckungsmittel, wird auf dem ersten Reichstage durch Reichstagsbeschlüsse festgestellt. 
Eine Erhöhung dieses Budgets auf späteren Reichstagen erfordert gleichfalls einen Reichstagsbeschluß.



126

 Verfassung des Deutschen Reichs[14]

5. Dieses ordentliche Budget wird auf jedem Reichstage zuerst dem Volkshause vorgelegt, von diesem in 
seinen einzelnen Ansätzen nach den Erläuterungen und Belegen, welche die Reichsregierung vorzulegen hat, 
geprüft und ganz oder theilweise bewilligt oder verworfen.

6. Nach erfolgter Prüfung und Bewilligung durch das Volkshaus wird das Budget an das Staatenhaus abge-
geben. Diesem steht, innerhalb des Gesammtbetrages des ordentlichen Budgets, so wie derselbe auf dem ersten 
Reichstage oder durch spätere Reichstagsbeschlüsse festgestellt ist, nur das Recht zu, Erinnerungen und Aus-
stellungen zu machen, über welche das Volkshaus endgültig beschließt.

7. Alle außerordentlichen Ausgaben und deren Deckungsmittel bedürfen, gleich der Erhöhung des ordentli-
chen Budgets, eines Reichstagsbeschlusses.

8. Die Nachweisung über die Verwendung der Reichsgelder wird dem Reichstage, und zwar zuerst dem Volk-
shause, zur Prüfung und zum Abschluß vorgelegt.
Art. VI.
§ 104 Der Reichstag versammelt sich jedes Jahr am Sitze der Reichsregierung. Die Zeit der Zusammenkunft 
wird vom Reichsoberhaupt bei der Einberufung angegeben, insofern nicht ein Reichsgesetz dieselbe festsetzt.

Außerdem kann der Reichstag zu außerordentlichen Sitzungen jederzeit vom Reichsoberhaupt einberufen 
werden.
§ 105 Die ordentlichen Sitzungsperioden der Landtage in den Einzelstaaten sollen mit denen des Reichstages in 
der Regel nicht zusammenfallen. Das Nähere bleibt einem Reichsgesetz vorbehalten.
§ 106 Das Volkshaus kann durch das Reichsoberhaupt aufgelöst werden.

In dem Falle der Auflösung ist der Reichstag binnen drei Monaten wieder zu versammeln.
§ 107 Die Auflösung des Volkshauses hat die gleichzeitige Vertagung des Staatenhauses bis zur Wiederberufung 
des Reichstages zur Folge.

Die Sitzungsperioden beider Häuser sind dieselben.
§ 108 Das Ende der Sitzungsperiode des Reichstages wird vom Reichsoberhaupt bestimmt.
§ 109 Eine Vertagung des Reichstages oder eines der beiden Häuser durch das Reichsoberhaupt bedarf, wenn 
sie nach Eröffnung der Sitzung auf länger als vierzehn Tage ausgesprochen werden soll, der Zustimmung des 
Reichstages oder des betreffenden Hauses.

Auch der Reichstag selbst so wie jedes der beiden Häuser kann sich auf vierzehn Tage vertagen.
Art. VII.
§ 110 Jedes der beiden Häuser wählt seinen Präsidenten, seine Vicepräsidenten und seine Schriftführer.
§ 111 Die Sitzungen beider Häuser sind öffentlich. Die Geschäftsordnung eines jeden Hauses bestimmt, unter 
welchen Bedingungen vertrauliche Sitzungen stattfinden können.
§ 112 Jedes Haus prüft die Vollmachten seiner Mitglieder und entscheidet über die Zulassung derselben.
§ 113 Jedes Mitglied leistet bei seinem Eintritt den Eid: „Ich schwöre, die deutsche Reichsverfassung getreulich 
zu beobachten und aufrecht zu erhalten, so wahr mir Gott helfe.“
§ 114 Jedes Haus hat das Recht, seine Mitglieder wegen unwürdigen Verhaltens im Hause zu bestrafen und 
äußersten Falls auszuschließen. Das Nähere bestimmt die Geschäftsordnung jedes Hauses.

Eine Ausschließung kann nur dann ausgesprochen werden, wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stim-
men sich dafür entscheidet.
§ 115 Weder Ueberbringer von Bittschriften noch überhaupt Deputationen sollen in den Häusern zugelassen 
werden.
§ 116 Jedes Haus hat das Recht, sich seine Geschäftsordnung selbst zu geben. Die geschäftlichen Beziehungen 
zwischen beiden Häusern werden durch Uebereinkunft beider Häuser geordnet.
Art. VIII.
§ 117 Ein Mitglied des Reichstages darf während der Dauer der Sitzungsperiode ohne Zustimmung des Hauses, 
zu welchem es gehört, wegen strafrechtlicher Anschuldigungen weder verhaftet, noch in Untersuchung gezogen 
werden, mit alleiniger Ausnahme der Ergreifung auf frischer That.
§ 118 In diesem letzteren Falle ist dem betreffenden Hause von der angeordneten Maaßregel sofort Kenntniß zu 
geben. Es steht demselben zu, die Aufhebung der Haft oder Untersuchung bis zum Schlusse der Sitzungsperiode 
zu verfügen.
§ 119 Dieselbe Befugniß steht jedem Hause in Betreff einer Verhaftung oder Untersuchung zu, welche über ein 
Mitglied desselben zur Zeit seiner Wahl verhängt gewesen, oder nach dieser bis zu Eröffnung der Sitzungen 
verhängt worden ist.
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§ 120 Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen seiner Abstimmung oder wegen der in 
Ausübung seines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disciplinarisch verfolgt oder sonst außerhalb 
der Versammlung zur Verantwortung gezogen werden.
Art. IX.
§ 121 Die Reichsminister haben das Recht, den Verhandlungen beider Häuser des Reichstages beizuwohnen 
und jederzeit von denselben gehört zu werden.
§ 122 Die Reichsminister haben die Verpflichtung, auf Verlangen jedes der Häuser des Reichstages in dem-
selben zu erscheinen und Auskunft zu ertheilen, oder den Grund anzugeben, weshalb dieselbe nicht ertheilt 
werden könne.
§ 123 Die Reichsminister können nicht Mitglieder des Staatenhauses sein.
§ 124 Wenn ein Mitglied des Volkshauses im Reichsdienst ein Amt oder eine Beförderung annimmt, so muß es 
sich einer neuen Wahl unterwerfen; es behält seinen Sitz im Hause, bis die neue Wahl stattgefunden hat.

Abschnitt V: Das Reichsgericht
Art. I.
§ 125 Die dem Reiche zustehende Gerichtsbarkeit wird durch ein Reichsgericht ausgeübt.
§ 126 Zur Zuständigkeit des Reichsgerichts gehören:

a) Klagen eines Einzelstaates gegen die Reichsgewalt wegen Verletzung der Reichsverfassung durch Erlassung 
von Reichsgesetzen und durch Maaßregeln der Reichsregierung, sowie Klagen der Reichsgewalt gegen einen 
Einzelstaat wegen Verletzung der Reichsverfassung.

b) Streitigkeiten zwischen dem Staatenhause und dem Volkshause unter sich und zwischen jedem von ihnen 
und der Reichsregierung, welche die Auslegung der Reichsverfassung betreffen, wenn die streitenden Theile 
sich vereinigen, die Entscheidung des Reichsgerichts einzuholen.

c) Politische und privatrechtliche Streitigkeiten aller Art zwischen den einzelnen deutschen Staaten.
d) Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungsfähigkeit und Regentschaft in den Einzelstaaten.
e) Streitigkeiten zwischen der Regierung eines Einzelstaates und dessen Volksvertretung über die Gültigkeit 

oder Auslegung der Landesverfassung.
f) Klagen der Angehörigen eines Einzelstaates gegen die Regierung desselben wegen Aufhebung oder verfas-

sungswidriger Veränderung der Landesverfassung.
Klagen der Angehörigen eines Einzelstaates gegen die Regierung wegen Verletzung der Landesverfassung 

können bei dem Reichsgericht nur angebracht werden, wenn die in der Landesverfassung gegebenen Mittel der 
Abhülfe nicht zur Anwendung gebracht werden können.

g) Klagen deutscher Staatsbürger wegen Verletzung der durch die Reichsverfassung ihnen gewährten Rechte. 
Die näheren Bestimmungen über den Umfang dieses Klagerechts und die Art und Weise, dasselbe geltend zu 
machen, bleiben der Reichsgesetzgebung vorbehalten.

h) Beschwerden wegen verweigerter oder gehemmter Rechtspflege, wenn die landesgesetzlichen Mittel der 
Abhülfe erschöpft sind.

i) Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Reichsminister, insofern sie deren ministerielle Verant-
wortlichkeit betreffen.

k) Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Minister der Einzel-staaten, insofern sie deren ministe-
rielle Verantwortlichkeit betreffen.

l) Strafgerichtsbarkeit in den Fällen des Hoch- und Landesverraths gegen das Reich.
Ob noch andere Verbrechen gegen das Reich der Strafgerichtsbarkeit des Reichsgerichts zu überweisen sind, 

wird späteren Reichsgesetzen vorbehalten.
m) Klagen gegen den Reichsfiscus.
n) Klagen gegen deutsche Staaten, wenn die Verpflichtung, dem Anspruche Genüge zu leisten, zwischen 

mehreren Staaten zweifelhaft oder bestritten ist, so wie wenn die gemeinschaftliche Verpflichtung gegen meh-
rere Staaten in einer Klage geltend gemacht wird.
§ 127 Ueber die Frage, ob ein Fall zur Entscheidung des Reichsgerichts geeignet sei, erkennt einzig und allein 
das Reichsgericht selbst.
§ 128 Ueber die Einsetzung und Organisation des Reichsgerichts, über das Verfahren und die Vollziehung der 
reichsgerichtlichen Entscheidungen und Verfügungen wird ein besonderes Gesetz ergehen.

Diesem Gesetze wird auch die Bestimmung, ob und in welchen Fällen bei dem Reichsgericht die Urtheilsfäl-
lung durch Geschworene erfolgen soll, vorbehalten.

Ebenso bleibt vorbehalten: ob und wie weit dieses Gesetz als organisches Verfassungsgesetz zu betrachten ist.
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§ 129 Der Reichsgesetzgebung bleibt es vorbehalten, Admiralitäts- und Seegerichte zu errichten, so wie Bestim-
mungen über die Gerichtsbarkeit der Gesandten und Consuln des Reiches zu treffen.

Abschnitt VI: Die Grundrechte des deutschen Volkes
§ 130 Dem deutschen Volke sollen die nachstehenden Grundrechte gewährleistet sein. Sie sollen den Verfassun-
gen der deutschen Einzelstaaten zur Norm dienen, und keine Verfassung oder Gesetzgebung eines deutschen 
Einzelstaates soll dieselben je aufheben oder beschränken können.
Art. I.
§ 131 Das deutsche Volk besteht aus den Angehörigen der Staaten, welche das deutsche Reich bilden.
§ 132 Jeder Deutsche hat das deutsche Reichsbürgerrecht. Die ihm Kraft dessen zustehenden Rechte kann er in 
jedem deutschen Lande ausüben. Ueber das Recht, zur deutschen Reichsversammlung zu wählen, verfügt das 
Reichswahlgesetz.
§ 133 Jeder Deutsche hat das Recht, an jedem Orte des Reichsgebietes seinen Aufenthalt und Wohnsitz zu neh-
men, Liegenschaften jeder Art zu erwerben und darüber zu verfügen, jeden Nahrungszweig zu betreiben, das 
Gemeindebürgerrecht zu gewinnen.

Die Bedingungen für den Aufenthalt und Wohnsitz werden durch ein Heimathsgesetz, jene für den Gewer-
bebetrieb durch eine Gewerbeordnung für ganz Deutschland von der Reichsgewalt festgesetzt.
§ 134 Kein deutscher Staat darf zwischen seinen Angehörigen und andern Deutschen einen Unterschied im 
bürgerlichen, peinlichen und Proceß-Rechte machen, welcher die letzteren als Ausländer zurücksetzt.
§ 135 Die Strafe des bürgerlichen Todes soll nicht stattfinden, und da, wo sie bereits ausgesprochen ist, in ihren 
Wirkungen aufhören, soweit nicht hierdurch erworbene Privatrechte verletzt werden.
§ 136 Die Auswanderungsfreiheit ist von Staatswegen nicht beschränkt; Abzugsgelder dürfen nicht erhoben 
werden.

Die Auswanderungsangelegenheit steht unter dem Schutze und der Fürsorge des Reiches.
Art. II.
§ 137 Vor dem Gesetz gilt kein Unterschied der Stände. Der Adel als Stand ist aufgehoben.

Alle Standesvorrechte sind abgeschafft.
Die Deutschen sind vor dem Gesetze gleich.
Alle Titel, insoweit sie nicht mit einem Amte verbunden sind, sind aufgehoben und dürfen nie wieder ein-

geführt werden.
Kein Staatsangehöriger darf von einem auswärtigen Staate einen Orden annehmen.
Die öffentlichen Aemter sind für alle Befähigten gleich zugänglich.
Die Wehrpflicht ist für Alle gleich; Stellvertretung bei derselben findet nicht Statt.

Art. III.
§ 138 Die Freiheit der Person ist unverletzlich.

Die Verhaftung einer Person soll, außer im Falle der Ergreifung auf frischer That, nur geschehen in Kraft 
eines richterlichen, mit Gründen versehenen Befehls. Dieser Befehl muß im Augenblicke der Verhaftung oder 
innerhalb der nächsten vier und zwanzig Stunden dem Verhafteten zugestellt werden.

Die Polizeibehörde muß Jeden, den sie in Verwahrung genommen hat, im Laufe des folgenden Tages entwe-
der freilassen oder der richterlichen Behörde übergeben.

Jeder Angeschuldigte soll gegen Stellung einer vom Gerichte zu bestimmenden Caution oder Bürgschaft der 
Haft entlassen werden, sofern nicht dringende Anzeigen eines schweren peinlichen Verbrechens gegen densel-
ben vorliegen.

Im Falle einer widerrechtlich verfügten oder verlängerten Gefangenschaft ist der Schuldige und nöthigenfalls 
der Staat dem Verletzten zur Genugthuung und Entschädigung verpflichtet.

Die für das Heer- und Seewesen erforderlichen Modifikationen dieser Bestimmungen werden besonderen 
Gesetzen vorbehalten.
§ 139 Die Todesstrafe, ausgenommen wo das Kriegsrecht sie vorschreibt, oder das Seerecht im Fall von Meu-
tereien sie zuläßt, so wie die Strafen des Prangers, der Brandmarkung und der körperlichen Züchtigung, sind 
abgeschafft.
§ 140 Die Wohnung ist unverletzlich.

Eine Haussuchung ist nur zulässig:
1. in Kraft eines richterlichen, mit Gründen versehenen Befehls, welcher sofort oder innerhalb der nächsten 

vier und zwanzig Stunden dem Betheiligten zugestellt werden soll,
2. im Falle der Verfolgung auf frischer That, durch den gesetzlich berechtigten Beamten,
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3. in den Fällen und Formen, in welchen das Gesetz ausnahmsweise bestimmten Beamten auch ohne richter-
lichen Befehl dieselbe gestattet.

Die Haussuchung muß, wenn thunlich, mit Zuziehung von Hausgenossen erfolgen.
Die Unverletzlichkeit der Wohnung ist kein Hinderniß der Verhaftung eines gerichtlich Verfolgten.

§ 141 Die Beschlagnahme von Briefen und Papieren darf, außer bei einer Verhaftung oder Haussuchung, nur in 
Kraft eines richterlichen, mit Gründen versehenen Befehls vorgenommen werden, welcher sofort oder inner-
halb der nächsten vier und zwanzig Stunden dem Betheiligten zugestellt werden soll.
§ 142 Das Briefgeheimniß ist gewährleistet.

Die bei strafgerichtlichen Untersuchungen und in Kriegsfällen nothwendigen Beschränkungen sind durch 
die Gesetzgebung festzustellen.
Art. IV.
§ 143 Jeder Deutsche hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck und bildliche Darstellung seine Meinung frei 
zu äußern.

Die Preßfreiheit darf unter keinen Umständen und in keiner Weise durch vorbeugende Maaßregeln, nament-
lich Censur, Concessionen, Sicherheitsbestellungen, Staatsauflagen, Beschränkungen der Druckereien oder des 
Buchhandels, Postverbote oder andere Hemmungen des freien Verkehrs beschränkt, suspendirt oder aufgeho-
ben werden.

Ueber Preßvergehen, welche von Amts wegen verfolgt werden, wird durch Schwurgerichte geurtheilt.
Ein Preßgesetz wird vom Reiche erlassen werden.

Art. V.
§ 144 Jeder Deutsche hat volle Glaubens- und Gewissensfreiheit.

Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Ueberzeugung zu offenbaren.
§ 145 Jeder Deutsche ist unbeschränkt in der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Uebung seiner Reli-
gion.

Verbrechen und Vergehen, welche bei Ausübung dieser Freiheit begangen werden, sind nach dem Gesetze 
zu bestrafen.
§ 146 Durch das religiöse Bekenntniß wird der Genuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte weder 
bedingt noch beschränkt. Den staatsbürgerlichen Pflichten darf dasselbe keinen Abbruch thun.
§ 147 Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig, bleibt aber den allge-
meinen Staatsgesetzen unterworfen.

Keine Religionsgesellschaft genießt vor andern Vorrechte durch den Staat; es besteht fernerhin keine Staats-
kirche.

Neue Religionsgesellschaften dürfen sich bilden; einer Anerkennung ihres Bekenntnisses durch den Staat 
bedarf es nicht.
§ 148 Niemand soll zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit gezwungen werden.
§ 149 Die Formel des Eides soll künftig lauten: „So wahr mir Gott helfe.“
§ 150 Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe ist nur von der Vollziehung des Civilactes abhängig; die kirchliche 
Trauung kann nur nach der Vollziehung des Civilaktes Statt finden.

Die Religionsverschiedenheit ist kein bürgerliches Ehehinderniß.
§ 151 Die Standesbücher werden von den bürgerlichen Behörden geführt.
Art. VI.
§ 152 Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei.
§ 153 Das Unterrichts- und Erziehungswesen steht unter der Oberaufsicht des Staats, und ist, abgesehen vom 
Religionsunterricht, der Beaufsichtigung der Geistlichkeit als solcher enthoben.
§ 154 Unterrichts- und Erziehungsanstalten zu gründen, zu leiten und an solchen Unterricht zu ertheilen, steht 
jedem Deutschen frei, wenn er seine Befähigung der betreffenden Staatsbehörde nachgewiesen hat.

Der häusliche Unterricht unterliegt keiner Beschränkung.
§ 155 Für die Bildung der deutschen Jugend soll durch öffentliche Schulen überall genügend gesorgt werden.

Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht lassen, 
welcher für die unteren Volksschulen vorgeschrieben ist.
§ 156 Die öffentlichen Lehrer haben das Recht der Staatsdiener.

Der Staat stellt unter gesetzlich geordneter Betheiligung der Gemeinden aus der Zahl der Geprüften die 
Lehrer der Volksschulen an.
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§ 157 Für den Unterricht in Volksschulen und niederen Gewerbeschulen wird kein Schulgeld bezahlt.
Unbemittelten soll auf allen öffentlichen Unterrichtsanstalten freier Unterricht gewährt werden.

§ 158 Es steht einem Jeden frei, seinen Beruf zu wählen und sich für denselben auszubilden, wie und wo er will.
Art. VII.
§ 159 Jeder Deutsche hat das Recht, sich mit Bitten und Beschwerden schriftlich an die Behörden, an die Volks-
vertretungen und an den Reichstag zu wenden.

Dieses Recht kann sowohl von Einzelnen als von Corporationen und von Mehreren im Vereine ausgeübt 
werden; beim Heer und der Kriegsflotte jedoch nur in der Weise, wie es die Disciplinarvorschriften bestimmen.
§ 160 Eine vorgängige Genehmigung der Behörden ist nicht nothwendig, um öffentliche Beamte wegen ihrer 
amtlichen Handlungen gerichtlich zu verfolgen.
Art. VIII.
§ 161 Die Deutschen haben das Recht, sich friedlich und ohne Waffen zu versammeln; einer besonderen Er-
laubniß dazu bedarf es nicht.

Volksversammlungen unter freiem Himmel können bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit verboten werden.
§ 162 Die Deutschen haben das Recht, Vereine zu bilden. Dieses Recht soll durch keine vorbeugende Maaßre-
geln beschränkt werden.
§ 163 Die in den §§ 161 und 162 enthaltenen Bestimmungen finden auf das Heer und die Kriegsflotte Anwen-
dung, insoweit die militärischen Disciplinarvorschriften nicht entgegenstehen.
Art. IX.
§ 164 Das Eigenthum ist unverletzlich.

Eine Enteignung kann nur aus Rücksichten des gemeinen Besten, nur auf Grund eines Gesetzes und gegen 
gerechte Entschädigung vorgenommen werden.

Das geistige Eigenthum soll durch die Reichsgesetzgebung geschützt werden.
§ 165 Jeder Grundeigenthümer kann seinen Grundbesitz unter Lebenden und von Todes wegen ganz oder 
theilweise veräußern. Den Einzelstaaten bleibt überlassen, die Durchführung des Grundsatzes der Theilbarkeit 
alles Grundeigenthums durch Uebergangsgesetze zu vermitteln.

Für die todte Hand sind Beschränkungen des Rechts, Liegenschaften zu erwerben und über sie zu verfügen, 
im Wege der Gesetzgebung aus Gründen des öffentlichen Wohls zulässig.
§ 166 Jeder Unterthänigkeits- und Hörigkeitsverband hört für immer auf.
§ 167 Ohne Entschädigung sind aufgehoben:

1. Die Patrimonialgerichtsbarkeit und die grundherrliche Polizei, sammt den aus diesen Rechten fließenden 
Befugnisse, Exemtionen und Abgaben.

2. Die aus dem guts- und schutzherrlichen Verbande fließenden persönlichen Abgaben und Leistungen.
Mit diesen Rechten fallen auch die Gegenleistungen und Lasten weg, welche dem bisher Berechtigten dafür 

oblagen.
§ 168 Alle auf Grund und Boden haftenden Abgaben und Leistungen, insbesondere die Zehnten, sind ablösbar; 
ob nur auf Antrag des Belasteten oder auch des Berechtigten, und in welcher Weise, bleibt der Gesetzgebung 
der einzelnen Staaten überlassen.

Es soll fortan kein Grundstück mit einer unablösbaren Abgabe oder Leistung belastet werden.
§ 169 Im Grundeigenthum liegt die Berechtigung zur Jagd auf eigenem Grund und Boden.

Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und Boden, Jagddienste, Jagdfrohnden und andere Leistungen für 
Jagdzwecke sind ohne Entschädigung aufgehoben.

Nur ablösbar jedoch ist die Jagdgerechtigkeit, welche erweislich durch einen lästigen mit dem Eigenthü-
mer des belasteten Grundstückes abgeschlossenen Vertrag erworben ist; über die Art und Weise der Ablösung 
haben die Landesgesetzgebungen das Weitere zu bestimmen.Die Ausübung des Jagdrechts aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit und des gemeinen Wohls zu ordnen, bleibt der Landesgesetzgebung vorbehalten.

Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und Boden darf in Zukunft nicht wieder als Grundgerechtigkeit 
bestellt werden.
§ 170 Die Familienfideicommisse sind aufzuheben. Die Art und Bedingungen der Aufhebung bestimmt die 
Gesetzgebung der einzelnen Staaten.

Ueber die Familienfideicommisse der regierenden fürstlichen Häuser bleiben die Bestimmungen den Lan-
desgesetzgebungen vorbehalten.
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§ 171 Aller Lehensverband ist aufzuheben. Das Nähere über die Art und Weise der Ausführung haben die Ge-
setzgebungen der Einzelstaaten anzuordnen.
§ 172 Die Strafe der Vermögenseinziehung soll nicht stattfinden.
§ 173 Die Besteuerung soll so geordnet werden, daß die Bevorzugung einzelner Stände und Güter in Staat und 
Gemeinde aufhört.
Art. X.
§ 174 Alle Gerichtsbarkeit geht vom Staate aus. Es sollen keine Patrimonialgerichte bestehen.
§ 175 Die richterliche Gewalt wird selbständig von den Gerichten geübt. Cabinets- und Ministerialjustiz ist 
unstatthaft.

Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Ausnahmegerichte sollen nie stattfinden.
§ 176 Es soll keinen privilegierten Gerichtsstand der Personen oder Güter geben.

Die Militärgerichtsbarkeit ist auf die Aburtheilung militärischer Verbrechen und Vergehen, so wie der Mili-
tär-Disciplinarvergehen beschränkt, vorbehaltlich der Bestimmungen für den Kriegsstand.
§ 177 Kein Richter darf, außer durch Urtheil und Recht, von seinem Amt entfernt, oder an Rang und Gehalt 
beeinträchtigt werden.

Suspension darf nicht ohne gerichtlichen Beschluß erfolgen.
Kein Richter darf wider seinen Willen, außer durch gerichtlichen Beschluß in den durch das Gesetz be-

stimmten Fällen und Formen, zu einer anderen Stelle versetzt oder in Ruhestand gesetzt werden.
§ 178 Das Gerichtsverfahren soll öffentlich und mündlich sein.

Ausnahmen von der Oeffentlichkeit bestimmt im Interesse der Sittlichkeit das Gesetz.
§ 179 In Strafsachen gilt der Anklageprozeß.

Schwurgerichte sollen jedenfalls in schwereren Strafsachen und bei allen politischen Vergehen urtheilen.
§ 180 Die bürgerliche Rechtspflege soll in Sachen besonderer Berufserfahrung durch sachkundige, von den 
Berufsgenossen frei gewählte Richter geübt oder mitgeübt werden.
§ 181 Rechtspflege und Verwaltung sollen getrennt und von einander unabhängig sein.

Ueber Competenzconflicte zwischen den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden in den Einzelstaaten entschei-
det ein durch das Gesetz zu bestimmender Gerichtshof.
§ 182 Die Verwaltungsrechtspflege hört auf; über alle Rechtsverletzungen entscheiden die Gerichte.

Der Polizei steht keine Strafgerichtsbarkeit zu.
§ 183 Rechtskräftige Urtheile deutscher Gerichte sind in allen deutschen Landen gleich wirksam und vollzieh-
bar.

Ein Reichsgesetz wird das Nähere bestimmen.
Art. XI.
§ 184 Jede Gemeinde hat als Grundrechte ihrer Verfassung:

a) die Wahl ihrer Vorsteher und Vertreter;
b) die selbständige Verwaltung ihrer Gemeindeangelegenheiten mit Einschluß der Ortspolizei, unter gesetz-

lich geordneter Oberaufsicht des Staates;
c) die Veröffentlichung ihres Gemeindehaushaltes;
d) Oeffentlichkeit der Verhandlungen als Regel.

§ 185 Jedes Grundstück soll einem Gemeindeverbande angehören.
Beschränkungen wegen Waldungen und Wüsteneien bleiben der Landesgesetzgebung vorbehalten.

Art. XII.
§ 186 Jeder deutsche Staat soll eine Verfassung mit Volksvertretung haben.

Die Minister sind der Volksvertretung verantwortlich.
§ 187 Die Volksvertretung hat eine entscheidende Stimme bei der Gesetzgebung, bei der Besteuerung, bei der 
Ordnung des Staatshaushaltes; auch hat sie – wo zwei Kammern vorhanden sind, jede Kammer für sich – das 
Recht des Gesetzvorschlags, der Beschwerde, der Adresse, sowie der Anklage der Minister.

Die Sitzungen der Landtage sind in der Regel öffentlich.
Art. XIII.
§ 188 Den nicht deutsch redenden Volksstämmen Deutschlands ist ihre volksthümliche Entwickelung gewähr-
leistet, namentlich die Gleichberechtigung ihrer Sprachen, so weit deren Gebiete reichen, in dem Kirchenwesen, 
dem Unterrichte, der innern Verwaltung und der Rechtspflege.
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Art. XIV.
§ 189 Jeder deutsche Staatsbürger in der Fremde steht unter dem Schutze des Reiches.

Abschnitt VII. Die Gewähr der Verfassung
Art. I.
§ 190 Bei jedem Regierungswechsel tritt der Reichstag, falls er nicht schon versammelt ist, ohne Berufung 
zusammen, in der Art, wie er das letzte Mal zusammengesetzt war. Der Kaiser, welcher die Regierung antritt, 
leistet vor den zu einer Sitzung vereinigten beiden Häusern des Reichstages einen Eid auf die Reichsverfassung.

Der Eid lautet: „Ich schwöre, das Reich und die Rechte des deutschen Volkes zu schirmen, die Reichsverfas-
sung aufrecht zu erhalten und sie gewissenhaft zu vollziehen. So wahr mir Gott helfe.“

Erst nach geleistetem Eide ist der Kaiser berechtigt, Regierungshandlungen vorzunehmen.
§ 191 Die Reichsbeamten haben beim Antritt ihres Amtes einen Eid auf die Reichsverfassung zu leisten. Das 
Nähere bestimmt die Dienstpragmatik des Reiches.
§ 192 Ueber die Verantwortlichkeit der Reichsminister soll ein Reichsgesetz erlassen werden.
§ 193 Die Verpflichtung auf die Reichsverfassung wird in den Einzelstaaten mit der Verpflichtung auf die Lan-
desverfassung verbunden und dieser vorangesetzt.
Art. II.
§ 194 Keine Bestimmung in der Verfassung oder in den Gesetzen eines Einzelstaates darf mit der Reichsverfas-
sung in Widerspruch stehen.
§ 195 Eine Aenderung der Regierungsform in einem Einzelstaate kann nur mit Zustimmung der Reichsgewalt 
erfolgen. Diese Zustimmung muß in den für Aenderungen der Reichsverfassung vorgeschriebenen Form ge-
geben werden.
Art. III.
§ 196 Abänderungen in der Reichsverfassung können nur durch einen Beschluß beider Häuser und mit Zu-
stimmung des Reichsoberhaupts erfolgen.

Zu einem solchen Beschluß bedarf es in jedem der beiden Häuser:
1. der Anwesenheit von wenigstens zwei Dritteln der Mitglieder;
2. zweier Abstimmungen, zwischen welchen ein Zeitraum von wenigstens acht Tagen liegen muß;
3. einer Stimmenmehrheit von wenigstens zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder bei jeder der beiden 

Abstimmungen.
Der Zustimmung des Reichsoberhaupts bedarf es nicht, wenn in drei sich unmittelbar folgenden ordentli-

chen Sitzungsperioden derselbe Reichstagsbeschluß unverändert gefaßt worden. Eine ordentliche Sitzungsperi-
ode, welche nicht wenigstens vier Wochen dauert, wird in dieser Reihenfolge nicht mitgezählt.
Art. IV.
§ 197 Im Falle des Kriegs oder Aufruhrs können die Bestimmungen der Grundrechte über Verhaftung, Haus-
suchung und Versammlungsrecht von der Reichsregierung oder der Regierung eines Einzelstaates für einzelne 
Bezirke zeitweise außer Kraft gesetzt werden; jedoch nur unter folgenden Bedingungen:

1. die Verfügung muß in jedem einzelnen Falle von dem Gesammtministerium des Reiches oder Einzelstaa-
tes ausgehen;

2. das Ministerium des Reiches hat die Zustimmung des Reichstages, das Ministerium des Einzelstaates die 
des Landtages, wenn dieselben zur Zeit versammelt sind, sofort einzuholen. Wenn dieselben nicht versammelt 
sind, so darf die Verfügung nicht länger als 14 Tage dauern, ohne daß dieselben zusammenberufen und die 
getroffenen Maaßregeln zu ihrer Genehmigung vorgelegt werden.

Weitere Bestimmungen bleiben einem Reichsgesetz vorbehalten.
Für die Verkündigung des Belagerungszustandes in Festungen bleiben die bestehenden gesetzlichen Vor-

schriften in Kraft.
Frankfurt a. M., den 28. März 1849
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Martin Eduard Simson von Königsberg in Preußen, d. Z. Präsident der verfassunggebenden Reichsversamm-
lung. 

Carl Kirchgeßner aus Würzburg, d. Z. II. Stellvertreter des Vorsitzenden, Abgeordneter des Wahlbezirkes Wei-
ler in Bayern. 

Friedrich Siegm. Jucho aus Frankfurt a. M., I. Schriftführer. 
Carl August Fetzer aus Stuttgart, Schriftführer. 

Dr. Anton Riehl aus Wien, Abgeordneter für Zwettl, Schriftführer. 
Carl Biedermann aus Leipzig. Abgeordneter für den XI. sächsischen Wahlbezirk,  Schriftführer. 

Gustav Robert v. Maltzahn aus Cüstrin, Abgeordneter für den Wahlkreis Königsberg i. d. N., Schriftführer. 
Max Neumayr aus München, Abgeordneter für den X. oberbayerischen Wahlbezirk, Schriftführer.

Und 392 weitere Abgeordnete.
http://verfassungen.de/de/de06-66/verfassung48-i.htm

n* laut huber, dokumente I, S. 396, Fn. 6 folgen auf die oben genannte Unterschrift noch diverse weitere, insgesamt 400 U
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nterschriften à bitteNr. 15. Verfassung des Preußischen Staates
vom 31. Januar 1850

[Gesetz-Sammlung für die königlichen preussischen Staaten 1850, 17]

Verfassung für den Preußischen Staat (1850)

Verfassungs-Urkunde für den Preußischen Staat
Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen etc. etc. thun kund und fügen zu wissen, 

daß Wir, nachdem die von Uns unterm 5. Dezember 1848 vorbehaltlich der Revision im ordentlichen Wege der 
Gesetzgebung verkündigte und von beiden Kammern Unseres Königreichs anerkannte Verfassung des preußi-
schen Staats der darin angeordneten Revision unterworfen ist, die Verfassung in Uebereinstimmung mit beiden 
Kammern endgültig festgestellt haben.

Wir verkünden demnach dieselbe als Staatsgrundgesetz, wie folgt:

 
Titel I. Vom Staatsgebiete.

Art. 1 Alle Landestheile der Monarchie in ihrem gegenwärtigen Umfange bilden das preußische Staatsgebiet.
Art. 2 Die Gränzen dieses Staatsgebiets können nur durch ein Gesetz verändert werden.

Titel II. Von den Rechten der Preußen.
Art. 3 Die Verfassung und das Gesetz bestimmen, unter welchen Bedingungen die Eigenschaft eines Preußen 
und die staatsbürgerlichen Rechte erworben, ausgeübt und verloren werden.
Art. 4 Alle Preußen sind vor dem Gesetz gleich. Standesvorrechte finden nicht statt. Die öffentlichen Aemter 
sind, unter Einhaltung der von den Gesetzen festgestellten Bedingungen, für alle dazu Befähigten gleich zu-
gänglich.
Art. 5 Die persönliche Freiheit ist gewährleistet. Die Bedingungen und Formen, unter welchen eine Beschrän-
kung derselben, insbesondere eine Verhaftung zulässig ist, werden durch das Gesetz bestimmt.
Art. 6 Die Wohnung ist unverletzlich. Das Eindringen in dieselbe und Haussuchungen, so wie die Beschlagnah-
me von Briefen und Papieren sind nur in den gesetzlich bestimmten Fällen und Formen gestattet.
Art. 7 Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Ausnahmegerichte und außerordentliche 
Kommissionen sind unstatthaft.
Art. 8 Strafen können nur in Gemäßheit des Gesetzes angedroht oder verhängt werden.
Art. 9 Das Eigenthum ist unverletzlich. Es kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohles gegen vorgängige, in 
dringenden Fällen wenigstens vorläufig festzustellende Entschädigung nach Maaßgabe des Gesetzes entzogen 
oder beschränkt werden.
Art. 10 Der bürgerliche Tod und die Strafe der Vermögenseinziehung finden nicht statt.
Art. 11 Die Freiheit der Auswanderung kann von Staatswegen nur in Bezug auf die Wehrpflicht beschränkt 
werden. 

Abzugsgelder dürfen nicht erhoben werden.
Art. 12 Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, die Vereinigung zu Religionsgesellschaften (Art. 30 und 31) 
und der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung wird gewährleistet. Der Genuß der bürger-
lichen und staatsbürgerlichen Rechte ist unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse. Den bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen.
Art. 13 Die Religionsgesellschaften, so wie die geistlichen Gesellschaften, welche keine Korporationsrechte ha-
ben, können diese Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen.
Art. 14 Die christliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des Staats, welche mit der Religionsübung 
im Zusammenhange stehen, unbeschadet der im Art. 12 gewährleisteten Religionsfreiheit zum Grunde gelegt.
Art. 15 Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, so wie jede andere Religionsgesellschaft, ordnet 
und verwaltet ihre Angelegenheiten selbstständig und bleibt im Besitz und Genuß der für ihre Kultus-, Unter-
richts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds.
Art. 16 Der Verkehr der Religionsgesellschaften mit ihren Oberen ist ungehindert. Die Bekanntmachung kirch-
licher Anordnungen ist nur denjenigen Beschränkungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentlichungen 
unterliegen.
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Art. 17 Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter welchen dasselbe aufgehoben werden kann, 
wird ein besonderes Gesetz ergehen.
Art. 18 Das Ernennungs-, Vorschlags-, Wahl- und Bestätigungsrecht bei Besetzung kirchlicher Stellen ist, so 
weit es dem Staate zusteht, und nicht auf dem Patronat oder besonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben.

Auf die Anstellung von Geistlichen beim Militair und an öffentlichen Anstalten findet diese Bestimmung 
keine Anwendung.
Art. 19 Die Einführung der Civilehe erfolgt nach Maaßgabe eines besonderen Gesetzes, was auch die Führung 
der Civilstandsregister regelt.
Art. 20 Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei.
Art. 21 [1] Für die Bildung der Jugend soll durch öffentliche Schulen genügend gesorgt werden.

[2] Eltern und deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht las-
sen, welcher für die öffentlichen Volksschulen vorgeschrieben ist.
Art. 22 Unterricht zu ertheilen und Unterrichtsanstalten zu gründen und zu leiten, steht Jedem frei, wenn er 
seine sittliche, wissenschaftliche und technische Befähigung den betreffenden Staatsbehörden nachgewiesen 
hat.
Art. 23 [1] Alle öffentlichen und Privat-Unterrichts- und Erziehungsanstalten stehen unter der Aufsicht vom 
Staate ernannter Behörden.

[2] Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte und Pflichten der Staatsdiener.
Art. 24 [1] Bei der Errichtung der öffentlichen Volksschulen sind die konfessionellen Verhältnisse möglichst 
zu berücksichtigen.

[2] Den religiösen Unterricht in der Volksschule leiten die betreffenden Religionsgesellschaften.
[3] Die Leitung der äußeren Angelegenheiten der Volksschule steht der Gemeinde zu. Der Staat stellt, unter 

gesetzlich geordneter Betheiligung der Gemeinden, aus der Zahl der Befähigten die Lehrer der öffentlichen 
Volksschulen an.
Art. 25 [1] Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung der öffentlichen Volksschule werden von 
den Gemeinden, und im Falle des nachgewiesenen Unvermögens, ergänzungsweise vom Staate aufgebracht. Die 
auf besonderen Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben bestehen.

[2] Der Staat gewährleistet demnach den Volksschullehrern ein festes, den Lokalverhältnissen angemessenes 
Einkommen.

[3] In der öffentlichen Volksschule wird der Unterricht unentgeltlich ertheilt.
Art. 26 Ein besonderes Gesetz regelt das ganze Unterrichtswesen.
Art. 27 [1] Jeder Preuße hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck und bildliche Darstellung seine Meinung 
frei zu äußern.

[2] Die Censur darf nicht eingeführt werden; jede andere Beschränkung der Preßfreiheit nur im Wege der 
Gesetzgebung.
Art. 28 Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder bildliche Darstellung begangen werden, sind nach 
den allgemeinen Strafgesetzen zu bestrafen.
Art. 29 [1] Alle Preußen sind berechtigt, sich ohne vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß friedlich und ohne 
Waffen in geschlossenen Räumen zu versammeln.

[2] Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf Versammlungen unter freiem Himmel, welche auch in Bezug 
auf vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß der Verfügung des Gesetzes unterworfen sind.
Art. 30 [1] Alle Preußen haben das Recht, sich zu solchen Zwecken, welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlau-
fen, in Gesellschaften zu vereinigen.

[2] Das Gesetz regelt, insbesondere zur Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit, die Ausübung des in 
diesem und in dem vorstehenden Artikel (29) gewährleisteten Rechts.

[3] Politische Vereine können Beschränkungen und vorübergehenden Verboten im Wege der Gesetzgebung 
unterworfen werden.
Art. 31 Die Bedingungen, unter welchen Korporationsrechte ertheilt oder verweigert werden, bestimmt das 
Gesetz.
Art. 32 Das Petitionsrecht steht allen Preußen zu. Petitionen unter einem Gesammtnamen sind nur Behörden 
und Korporationen gestattet.
Art. 33 Das Briefgeheimniß ist unverletzlich. Die bei strafgerichtlichen Untersuchungen und in Kriegsfällen 
nothwendigen Beschränkungen sind durch die Gesetzgebung festzustellen.
Art. 34 Alle Preußen sind wehrpflichtig. Den Umfang und die Art dieser Pflicht bestimmt das Gesetz.
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Art. 35 [1] Das Heer begreift alle Abtheilungen des stehenden Heeres und der Landwehr.
[2] Im Falle des Krieges kann der König nach Maaßgabe des Gesetzes den Landsturm aufbieten.

Art. 36 Die bewaffnete Macht kann zur Unterdrückung innerer Unruhen und zur Ausführung der Gesetze nur 
in den vom Gesetze bestimmten Fällen und Formen und auf Requisition der Civilbehörden verwendet werden. 
In letzterer Beziehung hat das Gesetz die Ausnahmen zu bestimmen.
Art. 37 Der Militairgerichtsstand des Heeres beschränkt sich auf Strafsachen und wird durch das Gesetz ge-
regelt. Die Bestimmungen über die Militairdisziplin im Heere bleiben Gegenstand besonderer Verordnungen.
Art. 38 Die bewaffnete Macht darf weder in noch außer dem Dienste berathschlagen oder sich anders, als auf 
Befehl versammeln. Versammlungen und Vereine der Landwehr zur Berathung militairischer Einrichtungen, 
Befehle und Anordnungen sind auch dann, wenn dieselbe nicht zusammenberufen ist, untersagt.
Art. 39 Auf das Heer finden die in den Art. 5, 6, 29, 30 und 32 enthaltenen Bestimmungen nur in soweit Anwen-
dung, als die militairischen Gesetze und Disziplinarvorschriften nicht entgegenstehen.
Art. 40 Die Errichtung von Lehen und die Stiftung von Familien-Fideikommissen ist untersagt. Die bestehen-
den Lehen und Familien-Fideikommisse sollen durch gesetzliche Anordnung in freies Eigenthum umgestaltet 
werden. Auf Familien-Stiftungen finden diese Bestimmungen keine Anwendung.
Art. 41 Vorstehende Bestimmungen (Artikel 40) finden auf die Thronlehen, das Königliche Haus- und Prinz-
liche Fideikommiß, sowie auf die außerhalb des Staats belegenen Lehen und die ehemals reichsunmittelbaren 
Besitzungen und Fideikommisse, insofern letztere durch das deutsche Bundesrecht gewährleistet sind, zur Zeit 
keine Anwendung. Die Rechtsverhältnisse derselben sollen durch besondere Gesetze geordnet werden.
Art. 42 [1] Das Recht der freien Verfügung über das Grundeigenthum unterliegt keinen anderen Beschränkun-
gen, als denen der allgemeinen Gesetzgebung. Die Theilbarkeit des Grundeigenthums und die Ablösbarkeit der 
Grundlasten wird gewährleistet.

[2] Für die todte Hand sind Beschränkungen des Rechts, Liegenschaften zu erwerben und über sie zu verfü-
gen, zulässig.

[3]Aufgehoben ohne Entschädigung sind:
1. die Gerichtsherrlichkeit, die gutsherrliche Polizei und obrigkeitliche Gewalt, sowie die gewissen Grundstü-

cken zustehenden Hoheitsrechte und Privilegien;
2. die aus diesen Befugnissen, aus der Schutzherrlichkeit, der früheren Erbunterthänigkeit, der früheren 

Steuer- und Gewerbeverfassung herstammenden Verpflichtungen.
[4] Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch die Gegenleistungen und Lasten weg, welche den bisherigen 

Berechtigten dafür oblagen.
[5] Bei erblicher Ueberlassung eines Grundstückes ist nur die Uebertragung des vollen Eigenthums zulässig; 

jedoch kann auch hier ein fester ablösbarer Zins vorbehalten werden.
[6] Die weitere Ausführung dieser Bestimmungen bleibt besonderen Gesetzen vorbehalten.

Titel III. Vom Könige.
Art. 43 Die Person des Königs ist unverletzlich.
Art. 44 Die Minister des Königs sind verantwortlich. Alle Regierungsakte des Königs bedürfen zu ihrer Gültig-
keit der Gegenzeichnung eines Ministers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt.
Art. 45 Dem Könige allein steht die vollziehende Gewalt zu. Er ernennt und entläßt die Minister. Er befiehlt die 
Verkündigung der Gesetze und erläßt die zu deren Ausführung nöthigen Verordnungen.
Art. 46 Der König führt den Oberbefehl über das Heer.
Art. 47 Der König besetzt alle Stellen im Heere, sowie in den übrigen Zweigen des Staatsdienstes, sofern nicht 
das Gesetz ein Anderes verordnet.
Art. 48 Der König hat das Recht, Krieg zu erklären und Frieden zu schließen, auch andere Verträge mit frem-
den Regierungen zu errichten. Letztere bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung der Kammern, sofern es 
Handelsverträge sind, oder wenn dadurch dem Staate Lasten oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen 
auferlegt werden.
Art. 49 [1] Der König hat das Recht der Begnadigung und Strafmilderung.

[2] Zu Gunsten eines wegen seiner Amtshandlungen verurtheilten Ministers kann dieses Recht nur auf An-
trag derjenigen Kammer ausgeübt werden, von welcher die Anklage ausgegangen ist.

[3] Der König kann bereits eingeleitete Untersuchungen nur auf Grund eines besonderen Gesetzes nieder-
schlagen.
Art. 50 [1] Dem Könige steht die Verleihung von Orden und anderen mit Vorrechten nicht verbundenen Aus-
zeichnungen zu.
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[2] Er übt das Münzrecht nach Maaßgabe des Gesetzes.
Art. 51 Der König beruft die Kammern und schließt ihre Sitzungen. Er kann sie entweder beide zugleich oder 
auch nur eine auflösen. Es müssen aber in einem solchen Falle innerhalb eines Zeitraums von sechzig Tagen 
nach der Auflösung die Wähler und innerhalb eines Zeitraums von neunzig Tagen nach der Auflösung die 
Kammern versammelt werden.
Art. 52 Der König kann die Kammern vertagen. Ohne deren Zustimmung darf diese Vertagung die Frist von 
dreißig Tagen nicht übersteigen und während derselben Session nicht wiederholt werden.
Art. 53 Die Krone ist, den Königlichen Hausgesetzen gemäß, erblich in dem Mannsstamme des Königlichen 
Hauses nach dem Rechte der Erstgeburt und der agnatischen Linealfolge.
Art. 54 [1] Der König wird mit Vollendung des achtzehnten Lebensjahres volljährig.

[2] Er leistet in Gegenwart der vereinigten Kammern das eidliche Gelöbniß, die Verfassung des Königreichs 
fest und unverbrüchlich zu halten und in Uebereinstimmung mit derselben und den Gesetzen zu regieren.
Art. 55 Ohne Einwilligung beider Kammern kann der König nicht zugleich Herrscher fremder Reiche sein.
Art. 56 Wenn der König minderjährig oder sonst dauernd verhindert ist, selbst zu regieren, so übernimmt 
derjenige volljährige Agnat (Art. 53), welcher der Krone am nächsten steht, die Regentschaft. Er hat sofort die 
Kammern zu berufen, die in vereinigter Sitzung über die Nothwendigkeit der Regentschaft beschließen.
Art. 57 Ist kein volljähriger Agnat vorhanden und nicht bereits vorher gesetzliche Fürsorge für diesen Fall 
getroffen, so hat das Staatsministerium die Kammern zu berufen, welche in vereinigter Sitzung einen Regenten 
erwählen. Bis zum Antritt der Regentschaft von Seiten desselben führt das Staatsministerium die Regierung.
Art. 58 [1] Der Regent übt die dem Könige zustehende Gewalt in dessen Namen aus. Derselbe schwört nach 
Einrichtung der Regentschaft vor den vereinigten Kammern einen Eid, die Verfassung des Königreichs fest und 
unverbrüchlich zu halten und in Uebereinstimmung mit derselben und den Gesetzen zu regieren.

[2] Bis zu dieser Eidesleistung bleibt in jedem Falle das bestehende gesammte Staatsministerium für alle 
Regierungshandlungen verantwortlich.
Art. 59 Dem Kron-Fideikommißfonds verbleibt die durch das Gesetz vom 17. Januar 1820 auf die Einkünfte der 
Domainen und Forsten angewiesene Rente.

Titel IV. Von den Ministern.
Art. 60 [1] Die Minister, so wie die zu ihrer Vertretung abgeordneten Staatsbeamten haben Zutritt zu jeder 
Kammer und müssen auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden.

[2] Jede Kammer kann die Gegenwart der Minister verlangen.
[3] Die Minister haben in einer oder der anderen Kammer nur dann Stimmrecht, wenn sie Mitglieder der-

selben sind.
Art. 61 [1] Die Minister können durch Beschluß einer Kammer wegen des Verbrechens der Verfassungsver-
letzung, der Bestechung und des Verrathes angeklagt werden. Ueber solche Anklage entscheidet der oberste 
Gerichtshof der Monarchie in vereinigten Senaten. So lange noch zwei oberste Gerichtshöfe bestehen, treten 
dieselben zu obigem Zwecke zusammen.

[2] Die näheren Bestimmungen über die Fälle der Verantwortlichkeit, über das Verfahren und über die Stra-
fen werden einem besonderen Gesetz vorbehalten.

Titel V. Von den Kammern.
Art. 62 [1] Die gesetzgebende Gewalt wird gemeinschaftlich durch den König und durch zwei Kammern aus-
geübt.

[2] Die Uebereinstimmung des Königs und beider Kammern ist zu jedem Gesetze erforderlich.
[3] Finanzgesetz-Entwürfe und Staatshaushalts-Etats werden zuerst der zweiten Kammer vorgelegt; letztere 

werden von der ersten Kammer im Ganzen angenommen oder abgelehnt.
Art. 63 Nur in dem Falle, wenn die Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit, oder die Beseitigung eines un-
gewöhnlichen Nothstandes es dringend erfordert, können, insofern die Kammern nicht versammelt sind, unter 
Verantwortlichkeit des gesammten Staatsministeriums, Verordnungen, die der Verfassung nicht zuwiderlaufen, 
mit Gesetzeskraft erlassen werden. Dieselben sind aber den Kammern bei ihrem nächsten Zusammentritt zur 
Genehmigung sofort vorzulegen.
Art. 64 [1] Dem Könige, so wie jeder Kammer, steht das Recht zu, Gesetze vorzuschlagen.

[2] Gesetzesvorschläge, welche durch eine der Kammern oder den König verworfen worden sind, können in 
derselben Sitzungsperiode nicht wieder vorgebracht werden.
Art. 65 [1] Die erste Kammer besteht:
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a) aus den großjährigen Königlichen Prinzen;
b) aus den Häuptern der ehemals unmittelbaren reichsständischen Häuser in Preußen - und aus den Häup-

tern derjenigen Familien, welchen durch Königliche Verordnung das nach der Erstgeburt und Linealfolge zu 
vererbende Recht auf Sitz und Stimme in der ersten Kammer beigelegt wird. In dieser Verordnung werden 
zugleich die Bedingungen festgesetzt, durch welche dieses Recht an einen bestimmten Grundbesitz geknüpft 
ist. Das Recht kann durch Stellvertretung nicht ausgeübt werden und ruht während der Minderjährigkeit oder 
während eines Dienstverhältnisses zu der Regierung eines nichtdeutschen Staats, ferner auch so lange der Be-
rechtigte seinen Wohnsitz außerhalb Preußen hat;

c) aus solchen Mitgliedern, welche der König auf Lebenszeit ernennt. Ihre Zahl darf den zehnten Theil der zu 
a. und b. genannten Mitglieder nicht übersteigen.

d) aus neunzig Mitgliedern, welche in Wahlbezirken, die das Gesetz feststellt, durch die dreißigfache Zahl 
derjenigen Urwähler (Art. 70), welche die höchsten direkten Staatssteuern bezahlen, durch direkte Wahl nach 
Maaßgabe des Gesetzes gewählt werden;

e) aus dreißig, nach Maaßgabe des Gesetzes von den Gemeinderäthen gewählten Mitglieder aus den größe-
ren Städten des Landes.

[2] Die Gesammtzahl der unter a. bis c. genannten Mitglieder darf die Zahl der unter d. und e. bezeichneten 
nicht übersteigen.

[3] Eine Auflösung der ersten Kammer bezieht sich nur auf die aus Wahl hervorgegangenen Mitglieder.
Art. 66 [1] Die Bildung der ersten Kammer in der Art. 65 bestimmten Weise tritt am 7. August des Jahres 1852. 
ein.

[2] Bis zu diesem Zeitpunkte verbleibt es bei dem Wahlgesetze für die erste Kammer vom 6. Dezember 1848.
Art. 67 Die Legislatur-Periode der ersten Kammer wird auf sechs Jahre festgesetzt.
Art. 68 [1] Wählbar zum Mitgliede der ersten Kammer ist jeder Preuße, der das vierzigste Lebensjahr vollendet, 
den Vollbesitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntnisses nicht verloren und 
bereits fünf Jahre lang dem preußischen Staatsverbande angehört hat.

[2] Die Mitglieder der ersten Kammer erhalten weder Reisekosten, noch Diäten.
Art. 69 Die zweite Kammer besteht aus 350 Mitgliedern. Die Wahlbezirke werden durch das Gesetz festgestellt. 
Sie können aus einem oder mehreren Kreisen oder aus einer oder mehreren der größeren Städte bestehen.
Art. 70 [1] Jeder Preuße, welcher das fünf und zwanzigste Lebensjahr vollendet hat und in der Gemeinde, in 
welcher er seinen Wohnsitz hat, die Befähigung zu den Gemeindewahlen besitzt, ist stimmberechtigter Urwäh-
ler.

[2] Wer in mehreren Gemeinden an den Gemeindewahlen Theil zu nehmen berechtigt ist, darf das Recht als 
Urwähler nur in Einer Gemeinde ausüben.
Art. 71 [1] Auf jede Vollzahl von zweihundert und fünfzig Seelen der Bevölkerung ist ein Wahlmann zu wählen. 
Die Urwähler werden nach Maaßgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Staatssteuern in drei Abtheilun-
gen getheilt, und zwar in der Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der Gesammtsumme der Steuerbeträge 
aller Urwähler fällt.

[2] Die Gesammtsumme wird berechnet:
a) gemeindeweise, falls die Gemeinde einen Urwahlbezirk für sich bildet;
b) bezirksweise, falls der Urwahlbezirk aus mehreren Gemeinden zusammengesetzt ist.
[3] Die erste Abtheilung besteht aus denjenigen Urwählern, auf welche die höchsten Steuerbeträge bis zum 

Belaufe eines Drittheils der Gesammtsteuer fallen.
[4] Die zweite Abtheilung besteht aus denjenigen Urwählern, auf welche die nächst niedrigeren Steuerbeträge 

bis zur Gränze des zweiten Drittheils fallen.
[5] Die dritte Abtheilung besteht aus den am niedrigsten besteuerten Urwählern, auf welche das dritte Dritt-

heil fällt.
[6] Jede Abtheilung wählt besonders und zwar ein Drittheil der zu wählenden Wahlmänner.
[7] Die Abtheilungen können in mehrere Wahlverbände eingetheilt werden, deren keiner mehr als fünfhun-

dert Urwähler in sich schließen darf.
[8] Die Wahlmänner werden in jeder Abtheilung aus der Zahl der stimmberechtigten Urwähler des Urwahl-

bezirks ohne Rücksicht auf die Abtheilungen gewählt.
Art. 72 [1] Die Abgeordneten werden durch die Wahlmänner gewählt.

[2] Das Nähere über die Ausführung der Wahlen bestimmt das Wahlgesetz, welches auch die Anordnung für 
diejenigen Städte zu treffen hat, in denen an Stelle eines Theils der direkten Steuern die Mahl- und Schlacht-
steuer erhoben wird.
Art. 73 Die Legislatur-Periode der zweiten Kammer wird auf drei Jahre festgesetzt.
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Art. 74 Zum Abgeordneten der zweiten Kammer ist jeder Preuße wählbar, der das dreißigste Lebensjahr vollen-
det, den Vollbesitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntnisses nicht verloren 
und bereits drei Jahre dem preußischen Staatsverbande angehört hat.
Art. 75 Die Kammern werden nach Ablauf ihrer Legislatur-Periode neu gewählt. Ein Gleiches geschieht im 
Falle der Auflösung. In beiden Fällen sind die bisherigen Mitglieder wieder wählbar.
Art. 76 Die Kammern werden durch den König regelmäßig im Monat November jeden Jahres, und außerdem, 
so oft es die Umstände erheischen, einberufen.
Art. 77 [1] Die Eröffnung und die Schließung der Kammern geschieht durch den König in Person oder durch 
einen dazu von ihm beauftragten Minister in einer Sitzung der vereinigten Kammern.

[2] Beide Kammern werden gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt und geschlossen.
[3] Wird eine Kammer aufgelöst, so wird die andere gleichzeitig vertagt.

Art. 78 [1] Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mitglieder und entscheidet darüber. Sie regelt ihren 
Geschäftsgang und ihre Disziplin durch eine Geschäftsordnung und erwählt ihren Präsidenten, ihre Vicepräsi-
denten und Schriftführer.

[2] Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in die Kammer.
[3] Wenn ein Kammermitglied ein besoldetes Staatsamt annimmt und im Staatsdienste in ein Amt eintritt, 

mit welchem ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbunden ist, so verliert es Sitz und Stimme in der 
Kammer und kann seine Stelle in derselben nur durch neue Wahl wieder erlangen.

[4] Niemand kann Mitglied beider Kammern sein.
Art. 79 Die Sitzungen beider Kammern sind öffentlich. Jede Kammer tritt auf den Antrag ihres Präsidenten 
oder von zehn Mitgliedern zu einer geheimen Sitzung zusammen, in welcher dann zunächst über diesen Antrag 
zu beschließen ist.
Art. 80 Keine der beiden Kammern kann einen Beschluß fassen, wenn nicht die Mehrheit der gesetzlichen 
Anzahl ihrer Mitglieder anwesend ist. Jede Kammer faßt ihre Beschlüsse nach absoluter Stimmenmehrheit, 
vorbehaltlich der durch die Geschäftsordnung für Wahlen etwa zu bestimmenden Ausnahmen.
Art. 81 [1] Jede Kammer hat für sich das Recht, Adressen an den König zu richten.

[2] Niemand darf den Kammern oder einer derselben in Person eine Bittschrift oder Adresse überreichen.
[3] Jede Kammer kann die an sie gerichteten Schriften an die Minister überweisen und von denselben Aus-

kunft über eingehende Beschwerden verlangen.
Art. 82 Eine jede Kammer hat die Befugniß, Behufs ihrer Information Kommissionen zur Untersuchung von 
Thatsachen zu ernennen.
Art. 83 Die Mitglieder beider Kammern sind Vertreter des ganzen Volkes. Sie stimmen nach ihrer freien Ueber-
zeugung und sind an Aufträge und Instruktionen nicht gebunden.
Art. 84 [1] Sie können für ihre Abstimmungen in der Kammer niemals, für ihre darin ausgesprochenen Mei-
nungen nur innerhalb der Kammer auf den Grund der Geschäftsordnung (Art. 78) zur Rechenschaft gezogen 
werden.

[2] Kein Mitglied einer Kammer kann ohne deren Genehmigung während der Sitzungsperiode wegen einer 
mit Strafe bedrohten Handlung zur Untersuchung gezogen oder verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung 
der That oder im Laufe des nächstfolgenden Tages nach derselben ergriffen wird.

[3] Gleiche Genehmigung ist bei einer Verhaftung wegen Schulden nothwendig.
[4] Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied der Kammer und eine jede Untersuchungs- oder Civilhaft wird 

für die Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben, wenn die betreffende Kammer es verlangt.
Art. 85 Die Mitglieder der zweiten Kammer erhalten aus der Staatskasse Reisekosten und Diäten nach Maaßga-
be des Gesetzes; ein Verzicht hierauf ist unstatthaft.

Titel VI. Von der richterlichen Gewalt.
Art. 86 [1] Die richterliche Gewalt wird im Namen des Königs durch unabhängige, keiner anderen Autorität als 
der des Gesetzes unterworfene Gerichte ausgeübt.

[2] Die Urtheile werden im Namen des Königs ausgefertigt und vollstreckt.
Art. 87 [1] Die Richter werden vom Könige oder in dessen Namen auf ihre Lebenszeit ernannt.

[2] Sie können nur durch Richterspruch aus Gründen, welche die Gesetze vorgesehen haben, ihres Am-
tes entsetzt oder zeitweise enthoben werden. Die vorläufige Amtssuspension, welche nicht kraft des Gesetzes 
eintritt, und die unfreiwillige Versetzung an eine andere Stelle oder in den Ruhestand können nur aus den 
Ursachen und unter den Formen, welche im Gesetze angegeben sind, und nur auf Grund eines richterlichen 
Beschlusses erfolgen.
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[3] Auf die Versetzungen, welche durch Veränderungen in der Organisation der Gerichte oder ihrer Bezirke 
nöthig werden, finden diese Bestimmungen keine Anwendung.
Art. 88 Den Richtern dürfen andere besoldete Staatsämter fortan nicht übertragen werden. Ausnahmen sind 
nur auf Grund eines Gesetzes zulässig.
Art. 89 Die Organisation der Gerichte wird durch das Gesetz bestimmt.
Art. 90 Zu einem Richteramte darf nur der berufen werden, welcher sich zu demselben nach Vorschrift der 
Gesetze befähigt hat.
Art. 91 [1] Gerichte für besondere Klassen von Angelegenheiten, insbesondere Handels- und Gewerbegerichte 
sollen im Wege der Gesetzgebung an den Orten errichtet werden, wo das Bedürfniß solche erfordert.

[2] Die Organisation und Zuständigkeit solcher Gerichte, das Verfahren bei denselben, die Ernennung ihrer 
Mitglieder, die besonderen Verhältnisse der letzteren und die Dauer ihres Amtes werden durch das Gesetz 
festgestellt.
Art. 92 Es soll in Preußen nur Ein oberster Gerichtshof bestehen.
Art. 93 [1] Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte in Civil- und Strafsachen sollen öffentlich sein. 
Die Oeffentlichkeit kann jedoch durch einen öffentlich zu verkündenden Beschluß des Gerichts ausgeschlossen 
werden, wenn sie der Ordnung oder den guten Sitten Gefahr droht.

[2] In anderen Fällen kann die Oeffentlichkeit nur durch Gesetze beschränkt werden.
Art. 94 [1] Bei den mit schweren Strafen bedrohten Verbrechen, bei allen politischen Verbrechen und bei allen 
Preßvergehen, welche das Gesetz nicht ausdrücklich ausnimmt, erfolgt die Entscheidung über die Schuld des 
Angeklagten durch Geschworene.

[2] Die Bildung des Geschworenengerichts regelt das Gesetz.
Art. 95 Es kann durch ein mit vorheriger Zustimmung der Kammern zu erlassendes Gesetz ein besonderer 
Schwurgerichtshof errichtet werden, dessen Zuständigkeit die Verbrechen des Hochverraths und diejenigen 
schweren Verbrechen gegen die innere und äußere Sicherheit des Staats, welche ihm durch das Gesetz überwie-
sen werden, begreift. Die Bildung der Geschworenen bei diesem Gerichte regelt das Gesetz.
Art. 96 Die Kompetenz der Gerichte und Verwaltungsbehörden wird durch das Gesetz bestimmt. Ueber Kom-
petenzkonflikte zwischen den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden entscheidet ein durch das Gesetz bezeich-
neter Gerichtshof.
Art. 97 Die Bedingungen, unter welchen öffentliche Civil- und Militairbeamte wegen durch Ueberschreitung 
ihrer Amtsbefugnisse verübter Rechtsverletzungen gerichtlich in Anspruch genommen werden können, be-
stimmt das Gesetz. Eine vorgängige Genehmigung der vorgesetzten Dienstbehörde darf jedoch nicht verlangt 
werden.

 
Titel VII. Von den nicht zum Richterstande gehörigen Staatsbeamten.

Art. 98 Die besonderen Rechtsverhältnisse der nicht zum Richterstande gehörigen Staatsbeamten, einschließ-
lich der Staatsanwälte, sollen durch ein Gesetz geregelt werden, welches, ohne die Regierung in der Wahl der 
ausführenden Organe zweckwidrig zu beschränken, den Staatsbeamten gegen willkürliche Entziehung von Amt 
und Einkommen angemessenen Schutz gewährt.

Titel VIII. Von den Finanzen.
Art. 99 [1] Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats müssen für jedes Jahr im Voraus veranschlagt und auf den 
Staatshaushalts-Etat gebracht werden.

[2] Letzterer wird jährlich durch ein Gesetz festgestellt.
Art. 100 Steuern und Abgaben für die Staatskasse dürfen nur, so weit sie in den Staatshaushalts-Etat aufgenom-
men oder durch besondere Gesetze angeordnet sind, erhoben werden.
Art. 101 [1] In Betreff der Steuern können Bevorzugungen nicht eingeführt werden.

[2] Die bestehende Steuergesetzgebung wird einer Revision unterworfen und dabei jede Bevorzugung abge-
schafft.
Art. 102 Gebühren können Staats- oder Kommunalbeamte nur auf Grund des Gesetzes erheben.
Art. 103 Die Aufnahme von Anleihen für die Staatskasse findet nur auf Grund eines Gesetzes statt. Dasselbe gilt 
von der Uebernahme von Garantieen zu Lasten des Staats.
Art. 104 [1] Zu Etats-Ueberschreitungen ist die nachträgliche Genehmigung der Kammern erforderlich.
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[2] Die Rechnungen über den Staatshaushalts-Etat werden von der Ober-Rechnungskammer geprüft und 
festgestellt. Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres, einschließlich einer Uebersicht der 
Staatsschulden, wird mit den Bemerkungen der Ober-Rechnungskammer zur Entlastung der Staatsregierung 
den Kammern vorgelegt.

[3] Ein besonderes Gesetz wird die Einrichtung und die Befugnisse der Ober-Rechnungskammer bestimmen.

 
Titel IX. Von den Gemeinden, Kreis-, Bezirks- und Provinzial-Verbänden.

Art. 105 [1] Die Vertretung und Verwaltung der Gemeinden, Kreise, Bezirke und Provinzen des preußischen 
Staats wird durch besondere Gesetze unter Festhaltung folgender Grundsätze näher bestimmt:

1. Ueber die innern und besondern Angelegenheiten der Provinzen, Bezirke, Kreise und Gemeinden   be-
schließen aus gewählten Vertretern bestehende Versammlungen, deren Beschlüsse durch die Vorsteher der Pro-
vinzen, Bezirke, Kreise und Gemeinden ausgeführt werden.

Das Gesetz wird die Fälle bestimmen, in welchen die Beschlüsse dieser Vertretungen der Genehmigung einer 
höheren Vertretung oder der Staatsregierung unterworfen sind.

2. Die Vorsteher der Provinzen, Bezirke und Kreise werden von dem Könige ernannt.
Ueber die Betheiligung des Staats bei der Anstellung der Gemeindevorsteher und über die Ausübung des den 

Gemeinden zustehenden Wahlrechts wird die Gemeindeordnung das Nähere bestimmen.
3. Den Gemeinden insbesondere steht die selbstständige Verwaltung ihrer Gemeindeangelegenheiten unter 

gesetzlich geordneter Oberaufsicht des Staats zu.
Ueber die Betheiligung der Gemeinden bei Verwaltung der Ortspolizei bestimmt das Gesetz.
Zur Aufrechthaltung der Ordnung kann nach näherer Bestimmung des Gesetzes durch Gemeindebeschluß 

eine Gemeinde-Schutz- oder Bürgerwehr errichtet werden.
4. Die Berathungen der Provinzial-, Kreis- und Gemeindevertretungen sind öffentlich. Die Ausnahmen be-

stimmt das Gesetz. Ueber die Einnahmen und Ausgaben muß wenigstens jährlich ein Bericht veröffentlicht 
werden.

Allgemeine Bestimmungen.
Art. 106 [1] Gesetze und Verordnungen sind verbindlich, wenn sie in der vom Gesetze vorgeschriebenen Form 
bekannt gemacht worden sind.

[2] Die Prüfung der Rechtsgültigkeit gehörig verkündeter Königlicher Verordnungen steht nicht den Behör-
den, sondern nur den Kammern zu.
Art. 107 Die Verfassung kann auf dem ordentlichen Wege der Gesetzgebung abgeändert werden, wobei in jeder 
Kammer die gewöhnliche absolute Stimmenmehrheit bei zwei Abstimmungen, zwischen welchen ein Zeitraum 
von wenigstens ein und zwanzig Tagen liegen muß, genügt.
Art. 108 [1] Die Mitglieder der beiden Kammern und alle Staatsbeamten leisten dem Könige den Eid der Treue 
und des Gehorsams und beschwören die gewissenhafte Beobachtung der Verfassung.

[2] Eine Vereidigung des Heeres auf die Verfassung findet nicht statt.
Art. 109 Die bestehenden Steuern und Abgaben werden forterhoben, und alle Bestimmungen der bestehenden 
Gesetzbücher, einzelnen Gesetze und Verordnungen, welche der gegenwärtigen Verfassung nicht zuwiderlau-
fen, bleiben in Kraft, bis sie durch ein Gesetz abgeändert werden.
Art. 110 Alle durch die bestehenden Gesetze angeordneten Behörden bleiben bis zur Ausführung der sie betref-
fenden organischen Gesetze in Thätigkeit.
Art. 111 Für den Fall eines Krieges oder Aufruhrs können bei dringender Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
die Artikel 5, 6, 7, 27, 28, 29, 30 und 36 der Verfassungs-Urkunde zeit- und distriktweise außer Kraft gesetzt 
werden. Das Nähere bestimmt das Gesetz.

Uebergangsbestimmungen.
Art. 112 Bis zum Erlaß des im Art. 26 vorgesehenen Gesetzes bewendet es hinsichtlich des Schul- und Unter-
richtswesens bei den jetzt geltenden gesetzlichen Bestimmungen.
Art. 113 Vor der erfolgten Revision des Strafrechts wird über Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder 
bildliche Darstellung begangen werden, ein besonderes Gesetz ergehen.
Art. 114 Bis zur Emanirung der neuen Gemeindeordnung bleibt es bei den bisherigen Bestimmungen hinsicht-
lich der Polizeiverwaltung.
Art. 115 Bis zum Erlaß des im Art. 72 vorgesehenen Wahlgesetzes bleibt die Verordnung vom 30. Mai  1849, die 
Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer betreffend, in Kraft.
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Art. 116 Die noch bestehenden beiden obersten Gerichtshöfe sollen zu einem Einzigen vereinigt werden. Die 
Organisation erfolgt durch ein besonderes Gesetz.
Art. 117 Auf die Ansprüche der vor Verkündigung der Verfassungs-Urkunde etatsmäßig angestellten Staatsbe-
amten soll im Staatsdienergesetz besondere Rücksicht genommen werden.
Art. 118 [1] Sollten durch die für den deutschen Bundesstaat auf Grund des Entwurfs vom 26. Mai 1849 festzu-
stellende Verfassung Abänderungen der gegenwärtigen Verfassung nöthig werden, so wird der König dieselben 
anordnen und diese Anordnungen den Kammern bei ihrer nächsten Versammlung mittheilen.

[2] Die Kammern werden dann Beschluß darüber fassen, ob die vorläufig angeordneten Abänderungen mit 
der Verfassung des deutschen Bundesstaats in Uebereinstimmung stehen.
Art. 119 Das im Artikel 5erwähnte eidliche Gelöbniß des Königs, so wie die vorgeschriebene Vereidigung der 
beiden Kammern und aller Staatsbeamten, erfolgen sogleich nach der auf dem Wege der Gesetzgebung vollen-
deten gegenwärtigen Revision dieser Verfassung (Artikel 62 und 108).

Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel v. Strotha. 

v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz
Link: http://www.documentarchiv.de/nzjh/verfpr1850.html
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Nr. 16. Dokumente zum Friedensschluss von 1866

Nr. 16a. Präliminarfrieden von Nikolsburg 
vom 26. Juli 1866

[Huber, Ernst Rudolf (Hrsg.) Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Band 2, 3. Aufl., Stuttgart
1986, S. 247]

Präliminarfrieden von Nikolsburg (1866)

Ihre Majestäten der Kaiser von Österreich und der König von Preussen, beseelt von dem Wunsche, Ihren 
Länder die Wohlthaten des Friedens wiederzugeben, haben zu diesein Ende und behufs Feststellung von Frie-
denspräliminarien zu Ihren Bevollmächtigten ernannt:

Se. Majestät der Kaiser von Österreich: 
Ihren wirklichen geheimen Rath und Kammerer, ausserordentlichen Gesandten Ordentlichen Gesandten 

und bevollmächtigten Minister Alois Grafen Karolyi von Nagy Karolyi, und Ihren wirklichen geheimen Rath 
und Kaminerer, ausserordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister Adolf Freiherrn von Brenner-
Felsach;

Se. Majestät der König von Preussen: 
Ihren Ministerpräsidenten und Minister der auswartigen Angelegenheiten, Otto Grafen von Bismarck-

Schönhausen, welche, nachdem ihre Vollmachten ausgetauscht und in guter und richtiger Form befunden, über 
folgende Grundzüge als Basis des demnächst abzuschliessenden Friedens übereingekommen sind:
Art I. Der Territorialbestand der Österreichischen Monarchie, mit Ausnahme des Lombardisch-Venetianischen 
Königreiches, bleibt unverändert. Se. Majestät der König von Preussen verpflichtet Sich, Seine Truppen aus 
den bisher von denselben okkupirten Österreichischen Territorien zurückzuziehen, sobald der Friede abge-
schlossen sein wird, vorbehaltlich der im definitiven Friedensschlusse zu treffenden Maassregeln wegen einer 
Garantie der Zahlung der Kriegsentschädigung.
Art. II. Se. Majestät der Kaiser von Österreich erkennt die Auflösung des bisherigen deutschen Bundes an und 
gibt Seine Zustimmung zu einer neuen Gestaltung Deutschlands ohne Betheiligung des Österreichischen Kai-
serstaates. Ebenso verspricht Se. Majestät das engere Bundesverhältniss anzuerkennen, welches Se. Majestät der 
König von Preussen nordlich von der Linie des Mains begründen wird, und erklart Sich damit einverstanden, 
dass die südlich von dieser Linie gelegenen deutschen Staaten in einen Verein zusammentreten, dessen nationa-
le Verbindung mit dem norddeutschen Bunde der naheren Verstandigung zwischen beiden vorbehalten bleibt.
Arti. III. Se. Majestät der Kaiser von Österreich übertragt auf Se. Majestät den König von Preussen alle Seine im 
Wiener Frieden vom 30. Oktober 186erworbenen Rechte auf die Herzogthürner Holstein und Schleswig, mit 
der Maassgabe, dass die Bevölkerungen der nordlichen Distrikte von Schleswig, wenn sie durch freie Abstim-
mung den Wunsch zu erkennen geben, mit Danemark vereinigt zu werden, an Dänemark abgetreten werden 
sollen.
Art. IV. Se. Majestät der Kaiser von Österreich verpflichtet Sich, behufs Deckung eines Theiles der für Preussen 
aus dem Kriege erwachsenen Kosten, au Se. Majestät den König von Preussen die Summe von 40 Millionen 
Thaler zu zahlen. Von dieser Summe soll jedoch der Betrag der Kriegskosten, welche Se. Majestät der Kaiser 
von Österreich laut Art. 12 des gedachten Wiener Friedens vom 30. Oktober 1864 noch an die Herzogthümer 
Schleswig und Holstein zu fordern hat, mit fünfzehn Millionen Thalern und als Aequivalent der freien Ver-
pflegung, welche die Preussische Armee bis zum Friedensschlusse in den von ihr okkupirten Österreichischen 
Landestheilen haben wird, mit fünf Millionen in Abzug gebracht werden, so dass nur zwanzig Millionen baar 
zu zahlen bleiben.
Art. V. Auf den Wunsch Sr. Majestät des Kaisers von Österreich erklärt Se. Majestät der König von Preussen 
Sich bereit, bei den bevorstehenden Veränderungen in Deutschland den gegenwartigen Territorialbestand des 
Königreichs Sachsen in seinem bisherigen Umfange bestehen zu lassen, indem er Sich dagegen vorbehält, den 
Beitrag Sachsens zu den Kriegskosten und die kunftige Stellung des Königreichs Sachsen innerhalb des Nord-
deutschen Bundes durch einen mit Sr. Majestät dem Könige von Sachsen abzuschliessenden besondem Frie-
densvertrag näher zu regeln.

Dagegen verspricht Se. Majestät der Kaiser von Österreich, die von Sr. Majestät dem Könige von Preussen in 
Norddeutschland herzustellenden neuen Einrichtungen, einschliesslich der Territorialveränderungen, anzuer-
kennen.
Art. VI. Se. Majestät der König von Preussen macht Sich anhischig, die Zustimmung Seines Verbündeten, Sr. 
Majestätdes Königs von Italien, zu den Friedenspraliminarien und an dem auf dieselben zu begründenden 
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Waffenstillstande zu beschaffen, sobald das Venetianische Königreich durch Erklärung Sr. Rung Sr. Majestät des 
Kaisers der Franzosen zur Disposition Sr. Majestät des Königs von Italien gestellt sein wird.
Art. VII. Die Ratifikationen der gegenwartigen Übereinkunft werden binnen längstens zwei Tagen in Nikols-
burg ausgetauscht werden.
Art. VIII. Gleich nach erfolgter und ausgetauschter Ratifikation der gegenwartigen Übereinkunft werden Ihre 
beiden Majestäten Bevolmachtigte ernennen, um an einem noch näher zu bestimmenden Orte zusammenzu-
kommen und auf der Basis des gegenwärtigen Präliminarvertrages den Frieden abzuschliessen und über die 
Detailbedingungen desselben zu verhandeln.
Art. IX. Zu diesem Zwecke werden die kontrahirenden Staaten, nach Feststellung dieser Präliminarien einen 
Waffenstillstand für die Kaiserlich Österreichischen und Königlich Sächsischen Streitkräfte einerseits und die 
Königlich Preussischen anderseits abschliessen, dessen nähere Bedingungen in militärischer Hinsicht sofort 
geregelt werden sollen. Dieser Waffenstillstand wird am 2. August beginnen und die im Augenblicke besiehende 
Waffenruhe bis dahin verlaugert.

Der Waffenstillstand wird gleichzeitig mit Bayern hier abgeschlossen und der General Freiherr v. Maateuffel 
beauftragt werden, mit Württemberg, Bäden und Hessen-Darmstadt einen am 2. August beginnenden Waffen-
stillstand auf der Grundlage des militarischen Besitzstandes abzuschliessen, sobald die genannten Staaten es 
beantragen.

Zu Urkund des Gegenwärtigen haben die gedachten Bevollmächtigten diese Übereinkunft unterzeichnet und 
ihr Siegel beigedrückt.

Nikolsburg, den 26. Juli 1866.
Karolyi m. p. v. Bismarck m. p. Brenner m. p.

Nr. 16b. Friedensvertrag von Prag 
vom 23. August 1866

[Huber, Ernst Rudolf (Hrsg.) Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Band 2, 3. Aufl., Stuttgart
1986, S. 249]

Prager Friedensvertrag (1866)

Im Namen der Allerheiligsten und Untheilbaren Dreieinigkeit!
Seine Majestät der König von Preussen und Seine Majestät der Kaiser von Österreich, beseelt von dem Wun-

sche Ihren Ländern die Wohlthaten des Friedens wiederzugeben, haben beschlossen, die zu Nikolsburg ara 26. 
Juli 1866 unterzeichneten Präliminarien in einen definitiven Friedens-Vertrag umzugestalten.

Zu diesem Ende haben Ihre Majestäten zu ihren Bevollmächtigten ernannt und zwar: 
Seine Majestät der König von Preussen 
Ihren Kammerherrn, Wirklichen Geheitnen Rath und Bevollmächtigten, Carl Freiherm v. Werther, Gross-

kreuz des Königlich Preussischen Rothen Adler Ordens mit Eichenlaub und des Kaiserlich Österreichischen 
Leopold-Ordens u. s. w.

und Seine Majestät der Kaiser von Österreich 
Ihren Wirklichen Geheimen Rath und Kammerer, ausserordentlichen Gesandten und bevollmächtigten 

Minister, Adolph Maria Freiherrn v. Brenner-Felsach, Kommandeur des Kaiserlich Österreichischen Leopold-
Ordens und Ritter des Königlich Preussischen Rothen Adler-Ordens erster Klasse u. s. w.

welche in Prag zu einer Konferenz zusammengetreten sind und, nach Auswechselung ihrer in guter und 
richtiger Form befundenen Vollmachten, über nachstehende Artikel sich vereinigt haben:
Art. I. Es soll in Zukunft und fur bestandig Friede und Freundschaft zwischen Seiner Majestät dem König von 
Preussen und Seiner Majestät dem Kaiser von Österreich, sowie zwischen Deren Erben und Nachkommen und 
den beiderseitigen Staaten und Unterthanen herrschen.
Art. II. Behufs Ausführung des Artikels VI. der in Nikolsburg am 26. Juli dieses Jahres abgeschlossenen Frie-
dens-Präliminarien und nachdem Seine Majestät der Kaiser der Franzosen durch Seinen bei Seiner Majestät 
dem Könige von Preussen beglaubigten Botschafter amtlich zu Nikolsburg am 29. Juli eusdem hat erklären las-
sen : „qu‘en ce qui concerne le Gouvernement de l‘Empereur, la Vénétie est acquise á l‘ltalie pour lui étre remise 
á la paix“, - tritt Seine Majestät der Kaiser von Österreich dieser Erklärung auch Seiner Seits bei und giebt Seine 
Zustimmung zu der Vereinigung des Lombardo- Venetianischen Königreichs mit dem Königreich Italien ohne 
andere lastige Bedingung, als die Liquidirung derjenigen Schulden, welche als auf den abgetretenen Landest-
heilen haftend, werden anerkannt werden, in Übereinstimmung mit dem Vorgange des Traktats von Zurich.
Art. III. Die Kriegsgefangenen werden sofort freigegeben.
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Art. IV. Seine Majestät der Kaiser von Österreich erkennt die Auflösung des bisherigen Deutschen Bundes an 
und giebt Seine Zustimmung zu einer neuen Gestaltung Deutschlands ohne Betheiligung des Österreichischen 
Kaiserstaates. Ebenso verspricht Seine Majestät, das engere Bundes-Verhältniss anzuerkennen, wie… der König 
von Preussen nördlich von der Linie des Mains begründen wird, und erklärt Sich damit einverstanden, dass 
die südlich von dieser Linie gelegenen Deutschen Staaten in einen Verein zusammentreten, dessen nationale 
Verbindung mit dem Norddeutschen Bunde der nahem Verständigung zwischen beiden vorbehalten bleibt und 
der eine internationale unabhängige Existenz haben wird.
Art. V. Seine Majestät der Kaiser von Österreich übertragt auf Seine Majestät den König von Preussen alle Seine 
iin Wiener Frieden vom 30. Oktober 186erworbenen Rechte auf die Herzogthümer Holstein und Schleswig mit 
der Maassgabe, dass die Bevölkerungen der nordlichen Distrikte von Schleswig, wenn sie durcb freie Abstim-
mung den Wunsch zu erkennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemark abgetreten werden 
sollen. 
Art. VI. Auf den Wunsch Seiner Majestät des Kaisers von Österreich erklart Seine Majestät der König von 
Preussen sich bereit, bei den bevorstehenden Veränderungen in Deutschland den gegenwärtigen Territorial-
bestand des Königreichs Sachsens in seinem bisherigen Königreichs Sachsens in seinem bisherigen Umfange 
bestehen zu lassen, indem Er Sich dagegen vorbehält, den Beitrag Sachsens zu den Kriegskosten und sens zu 
den Kriegskosten und die künftige Stellung des Königreichs Sachsen innerhalb des Norddeutschen Bundes 
durch einen mit Seiner Majestät dem Könige von Sachsen abzuschliessenden besonderen Friedensvertrag naher 
zu Dagegen verspricht Seine Majestät der Kaiser von Österreich, die von Seiner Majestät dem Könige von Preus-
sen in Norddeutschland herzustellenden neuen Einrichtüngen, einschliesslichder Territorial-Veränderungen 
anzuerkennen.
Art. VII. Behufs Auseinandersetzung über das bisherige Bundeseigenthum wird binnen längstens sechs Wo-
chen nach Ratifikation des gegenwärtigen Vertrages eine Kommission zu Frankfurt a. M. zusammeutreten, 
bei welcher sammtliche Forderungen und Ansprüche an den Deutschen Bund anzumelden und binnen sechs 
Monaten zu liquidiren sind. Preussen und Österreich werden sich in dieser Kommission vertreten lassen, und 
es steht allen übrigen bisherigen Bundes-Regierungen zu, ein Gleiches zu thun.
Art. VIII. Österreich bleibt berechtigt, aus den Bundesfestungen das Kaiserliehe Eigenthum, und von dem 
beweglichen Bundeseigenthum den matrikularmässigen Antheil Österreichs forrzuführen, oder sonst darüber 
zu verfügen; dasselbe gilt von dem gesammten beweglichen Vermögen des Bundes.
Art. IX. Den etatsmässigen Beamten, Dienern und Pensionisten des Bundes werden die ihnen gebührenden, 
beziebungsweise bereits bewilligten Pensionen pro rata der Matrikel zugesichert; jedocb übernimmt die König-
licb Preussische Regierung die bisher aus der Bundes-Matrikularkasse bestrittenen Pensionen und Unterstüt-
zungen für Offiziere der vormaligen Schleswig Holsteinischen Armee und deren Hinterlassenen.
Art. X. Der Bezug der von der Kaiserlich Österreichischen Statthalterschaft in Holstein zugesicherten Pensio-
nen bleibt den Interessenten bewilligt.

Die noch im Gewahrsam der Kaiserlich Österreichischen Regierung befindliche Summe von 449,500 Rthlr. 
Dänische Reichsmünze in vierprozentigen Dänischen Staats-Obligationen, welche den Holsteinischen Finan-
zen angehört, wird denselben unmittelbar nach der Ratifikation des gegenwartigen Vertrages zuruckerstattet.

Kein Augehöriger der Herzogthümer Holstein und Schleswig, und kein Unterthan Ihrer Majestäten des Kö-
nigs von Preussen und des Kaisers von Österreich wird wegen seines politischen Verhaltens während der letzten 
Ereignisse und des Krieges verfolgt, beunruhigt oder in seiner Person oder seinem Eigenthum beanstandet 
werden.
Art. XI. Seine Majestät der Kaiser von Österreich verpflichtet Sich, Behufs Deckung eines Theils der fur Preus-
sen aus dem Kriege erwachsenen Kosten, an Seine Majestät den König von Preussen die Summe von Vierzig 
Millionen Preussischer Thaler zu zahlen. Von dieser Summe soll jedoch der Betrag der Kriegskosten, welche 
Seine Majestät der Kaiser von Österreich, laut Artikel XII des gedachten Wiener Friedens vom 30. Oktober 
1864, noch an die Herzogthümer Schleswig und Holstein zu fordern hat, mit Fünfzehn Millionen Preussischer 
Thaler und als Aequivalent der freien Verpflegung, welche die Preussische Armee bis zum Friedensschlusse in 
den von ihr occupirten Österreichischen Landestheilen haben wird, mit Fünf Millionen Preussischer Thaler in 
Abzug gebracht werden, so dass nur Zwanzig Millionen Preussischer Thaler baar zu zahlen bleiben.

Die Hälfte dieser Summe wird gleichzeitig mit dem Austaussche der Ratifikationen des gegenwärtigen Ver-
trages, die zweite Hälfte drei Wochen später zu Oppeln baar berichtigt werden.
Art. XII. Die Räumung der von den Königlich Preussischen Truppen besetzten Österreichischen Territorien 
wird innerhalb drei Wochen nach dem Austausche der Ratifikationen des Friedensvertrages vollzogen sein.

Von dem Tage des Ratifikations-Tausches an werden die Preussischen General-Gouvernements ihre Funkti-
onen auf den rein militairisehen Wirkungskreis beschränken.
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Die besonderen Bestimmungen, nach welchen diese Räumung stattzufinden hat, sind in einem abgesonder-
ten Protokolle festgestellt, welches eine Beilage des gegenwärtigen Vertrages bildet.
Art. XIII. Alle zwischen den hohen vertragschliessenden Theilen vor dem Kriege abgeschlossenen Vertrage 
und Übereinkünfte werden, insofern dieselben nicht ihrer Natur nach durch die Auflösung des Deutschen Bun-
desverhältnisses ihre Wirkung verlieren müssen, hiermit neuerdings in Kraft gesetzt. Insbesondere wird die 
allgemeine Kartell-Konvention zwischen den Deutschen Bundesstaaten vom 10. Februar 1831, sammt den dazu 
gehörigen Nachtragsbestimmungen ihre Gültigkeit zwischen Preussen und Österreich behalten.

Jedoch erklart die Kaiserlich Österreichische Regierung, dass der am 24. Januar 1857 abgeschlossene Münz-
vertrag durch die Auflösung des Deutschen Bundes-Verhältnisses seinen wesentlichsten Werth für Österreich 
verliere und die Königlich Preussische Regierung erklart sich bereit, in Verhandlungen wegen Aufhebung dieses 
Vertrages mit Österreich und den übrigen Theilnehmern an demselben einzutreten. Desgleichen behalten die 
hohen Kontrahenten Sich vor, über eine Revision des Handels- und Zoll-Vertrages vom 11. April 1865, im Sinne 
einer grosseren Erleichterung des gegenseitigen Verkehrs, sobald als möglich in Verhandlung zu treten. Einst-
weilen soll der gedachte Vertrag mit der Maassgabe wieder in Kraft treten, dass jedem der hohen Kontrahenten 
vorbehalten bleibt, denselben nach einer Ankündigung von sechs Monaten ansser Wirksamkeit treten zu lassen.
Art. XIV. Die Ratifikationen des gegenwartigen Vertrages sollen zu Prag binnen einer Frist von acht Tagen, 
oder, wenn möglich, früher ausgewechselt werden. Urkund dessen haben die betrettenden Bevollmächtigten 
gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und mit dem Insiegel ihrer Wappen versehen.

Anm: Die Unterzeichnung erfolgte am 23. August 1866 durch 
(L. S.) Werther (L. S.) Brenner

http://da.wikisource.org/wiki/Freden_i_Wien_%281864%29_Prag_1866
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Nr. 17. Dokumente zum Verfassungsrecht des Deutschen Kaiserreichs

Nr. 17a. Verfassung des Deutschen Reiches 
(„Bismarckverfassung“)

vom 16. April 1871
[Bundes-Gesetzblatt des Deutschen Bundes 1871, 63]

Gesetz, betreffend die Verfassung des Deutschen Reiches

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc. verordnen hiermit im Namen 
des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt:
§ 1 An die Stelle der zwischen dem Norddeutschen Bunde und den Großherzogthümern Baden und Hessen 
vereinbarten Verfassung des Deutschen Bundes (Bundesgesetzblatt vom Jahre 1870, S. 627 ff.), sowie der mit 
den Königreichen Bayern und Württemberg über den Beitritt zu dieser Verfassung geschlossenen Verträge vom 
23. und 25. November 1870 (Bundesgesetzblatt 1871, S. 9 ff. und vom Jahre 1870, S. 654 ff.) tritt die beigefügte-
Verfassungs-Urkunde für das Deutsche Reich.
§ 2 Die Bestimmungen in Artikel 80. der in § 1 gedachten Verfassung des Deutschen Bundes (Bundesgesetzbl. 
vom Jahre 1870. S. 647.), unter III. § 8 des Vertrages mit Bayern vom 23. November 1870. (Bundesgesetzbl. vom 
Jahre 1871. S. 21. ff.), in Artikel 2. Nr. 6. des Vertrages mit Württemberg vom 25. November 1870. (Bundes-
gesetzbl. vom Jahre 1870. S. 656.), über die Einführung der im Norddeutschen Bunde ergangenen Gesetze in 
diesen Staaten bleiben in Kraft.

Die dort bezeichneten Gesetze sind Reichsgesetze. Wo in denselben von dem Norddeutschen Bunde, dessen 
Verfassung, Gebiet, Mitgliedern oder Staaten, Indigenat, verfassungsmäßigen Organen, Angehörigen, Beamten, 
Flagge u.s.w. die Rede ist, sind das Deutsche Reich und dessen entsprechende Beziehungen zu verstehen.

Dasselbe gilt von denjenigen im Norddeutschen Bunde ergangenen Gesetzen, welche in der Folge in einem 
der genannten Staaten eingeführt werden.
§ 3 Die Vereinbarungen in dem zu Versailles am 15. November 1870. aufgenommenen Protokolle (Bundesge-
setzblatt vom Jahre 1870. S. 650. ff.), in der Verhandlung zu Berlin vom 25. November 1870. (Bundesgesetzbl.
vom Jahre 1870. S. 657), dem Schlußprotokolle vom 23. November 1870. (Bundesgesetzbl.vom Jahre 1871. S. 
23. ff.), sowie unter IV. des Vertrages mit Bayern vom 23. November 1870. (a.a.O. S. 21. ff.) werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen Insigel.
Gegeben Berlin, den 16. April 1871.

(L. S.)  Wilhelm.
Fürst v. Bismarck.

Seine Majestät der König von Preußen im Namen des Norddeutschen Bundes, Seine Majestät der König von 
Bayern, Seine Majestät der König von Württemberg, Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden und 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Hessen und bei Rhein für die südlich vom Main gelegenen Theile 
des Großherzogtums Hessen, schließen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des innerhalb 
desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des Deutschen Volkes. Dieser Bund wird den Na-
men Deutsches Reich führen und wird nachstehende Verfassung haben. 

I. Bundesgebiet
Art. 1 Das Bundesgebiet besteht aus den Staaten Preußen mit Lauenburg, Bayern, Sachsen, Württemberg, Ba-
den, Hessen, Mecklenburg-Schwerin, Sachsen-Weimar, Mecklenburg-Strelitz, Oldenburg, Braunschweig, Sach-
sen-Meiningen, Sachsen-Altenburg, Sachsen-Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-
Sondershausen, Waldeck, Reuß ältere Linie, Reuß jüngere Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen 
und Hamburg. 

II. Reichsgesetzgebung
Art. 2 Innerhalb dieses Bundesgebietes übt das Reich das Recht der Gesetzgebung nach Maßgabe des Inhalts 
dieser Verfassung und mit der Wirkung aus, daß die Reichsgesetze den Landesgesetzen vorgehen. Die Reichs-
gesetze erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung von Reichswegen, welche vermittelst eines 
Reichsgesetzblattes geschieht. Sofern nicht in dem publizirten Gesetze ein anderer Anfangstermin seiner ver-
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bindlichen Kraft bestimmt ist, beginnt die letztere mit dem vierzehnten Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, 
an welchem das betreffende Stück des Reichsgesetzblattes in Berlin ausgegeben worden ist. 
Art. 3 1. Für ganz Deutschland besteht einen gemeinsames Indigenat mit der Wirkung, daß der Angehörige 
(Unterthan, Staatsbürger) eines jeden Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaate als Inländer zu behandeln 
und demgemäß zum festen Wohnsitz, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen Aemtern, zur Erwerbung von 
Grundstücken, zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes und zum Genusse aller sonstigen bürgerlichen Rechte 
unter denselben Voraussetzungen wie der Einheimische zuzulassen, auch in Betreff der Rechtsverfolgung und 
des Rechtsschutzes demselben gleich zu behandeln ist.

2.  Kein Deutscher darf in der Ausübung dieser Befugniß durch die Obrigkeit seiner Heimath, oder durch die 
Obrigkeit eines anderen Bundesstaates beschränkt werden.

3.  Diejenigen Bestimmungen, welche die Armenversorgung und die Aufnahme in den lokalen Gemeindes-
verband betreffen, werden durch den im ersten Absatz ausgesprochenen Grundsatz nicht berührt. 

4.  Ebenso bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, welche zwischen den einzelnen Bundesstaaten in 
Beziehung auf die Uebernahme von Auszuweisenden, die Verpflegung erkrankter und die Beerdigungen ver-
storbener Staatsangehörigen bestehenden. 

5.  Hinsichtlich der Erfüllung der Militairpflicht im Verhältniß zu dem Heimathslande wird im Wege der 
Reichsgesetzgebung das Nöthige geordnet werden.

6.  Dem Auslande gegenüber haben alle Deutschen gleichmäßig Anspruch auf den Schutz des Reichs. 
Art. 4 Der Beaufsichtigung Seitens des Reichs und der Gesetzgebung desselben unterliegen die nachstehenden 
Angelegenheiten: 

1. die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimaths- und Niederlassungs-Verhältnisse, Staatsbürgerrecht, 
Paßwesen und Fremdenpolizei und über den Gewerbebetrieb, einschließlich des Versicherungswesens, soweit 
diese Gegenstände nicht schon durch den Artikel 3 dieser Verfassung erledigt sind, in Bayern jedoch mit Aus-
schluß der Heimaths- und Niederlassungs-Verhältnisse, desgleichen über die Kolonisation und die Auswande-
rung nach außerdeutschen Ländern;

2. die Zoll- und Handelsgesetzgebung und die für die Zwecke des Reichs zu verwendenden Steuern;
3. die Ordnung des Maaß-, Münz- und Gewichtsystems nebst Feststellung der Grundsätze über die Emission 

von fundirtem und unfundirtem Papiergelde;
4. die allgemeinen Bestimmungen über das Bankwesen;
5. die Erfindungspatente;
6. den Schutz des geistigen Eigenthums;
7. Organisation eines gemeinsamen Schutzes des deutschen Handels im Auslande, der deutschen Schiffahrt 

und ihrer Flagge zur See und Anordnung gemeinsamer konsularischer Vertretung, welche vom Reiche ausge-
stattet wird;

8. das Eisenbahnwesen, in Bayern vorbehaltlich der Bestimmungen in Artikel 46, und die Herstellung von 
Land- und Wasserstraßen im Interesse der Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs; 

9. der Flößerei- und Schiffahrtbetrieb auf den mehreren Staaten gemeinsamen Wasserstraßen und der Zu-
stand der letzteren, sowie die Fluß- und sonstigen Wasserzölle;

10. das Post- und Telegraphenwesen, jedoch in Bayern und Württemberg nur nach Maßgabe der Bestim-
mungen in Artikel 52;

11. Bestimmungen über die wechselseitige Vollstreckung von Erkenntnissen in Civilsachen und Erledigung 
von Requisitionen überhaupt;

12. sowie über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden; 
13. die gemeinsame Gesetzgebung über das Obligationenrecht, Strafrecht, Handels- und Wechselrecht und 

das gerichtliche Verfahren; 
14. das Militairwesen des Reichs und die Kriegsmarine;
15. Maßregeln der Medizinal- und Veterinairpolizei;
16. die Bestimmungen über die Presse- und das Vereinswesen. 

Art. 5. 
1. Die Reichsgesetzgebung wird ausgeübt durch den Bundesrath und den Reichstag. Die Uebereinstimmung 

der Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungen ist zu einem Reichsgesetze erforderlich und ausreichend.
2. Bei Gesetzesvorschlägen über das Militairwesen, die Kriegsmarine und die im Artikel 35 bezeichneten Ab-

gaben giebt, wenn im Bundesrathe eine Meinungsverschiedenheit stattfindet, die Stimme des Präsidiums den 
Ausschlag, wenn sie sich für die Aufrechterhaltung der bestehenden Einrichtungen ausspricht. 
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III. Bundesrath
Art. 6 1. Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes, unter welchen die Stimmfüh-
rung sich in der Weise vertheilt, daß Preußen mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurhessen, Hol-
stein, Nassau und Frankfurt 17 Stimmen führt, 

Bayern 						     6 Stimmen 
Sachsen 					     4 Stimmen 
Württemberg 					     4 Stimmen 
Baden 						      3 Stimmen 
Hessen 						     3 Stimmen 
Mecklenburg-Schwerin 				    2 Stimmen 
Sachsen-Weimar 					     1 Stimme 
Mecklenburg-Strelitz 				    1 Stimme 
Oldenburg 					     1 Stimme 
Braunschweig 					     2 Stimmen 
Sachsen-Meiningen 				    1 Stimme 
Sachsen-Altenburg 				    1 Stimme 
Sachsen-Koburg-Gotha 				    1 Stimme 
Anhalt 						     1 Stimme 
Schwarzburg-Rudolstadt 				    1 Stimme 
Schwarzburg-sondershausen 				   1 Stimme 
Waldeck 					     1 Stimme 
Reuß älterer Linie 					    1 Stimme 
Reuß jüngerer Linie 				    1 Stimme 
Schaumburg-Lippe 				    1 Stimme 
Lippe 						      1 Stimme 
Lübeck 						     1 Stimme 
Bremen 					     1 Stimme 
Hamburg 					     1 Stimme 
					                    	 _____________________ 
						      Zusammen 58 Stimmen 
2. Jedes Mitglied des Bundes kann so viel Bevollmächtigte zum Bundesrathe ernennen, wie es Stimmen hat, 

doch kann die Gesammtheit der zuständigen Stimmen nur einheitliche abgegeben werden. 
Art. 7 1. Der Bundesrath beschließt: 

1. über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen und die von demselben gefaßten Beschlüsse;
2. über die zur Ausführung der Reichsgesetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften und Ein-

richtungen, sofern nicht durch Reichsgesetz etwas Anderes bestimmt ist;
3. über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichsgesetze oder der vorstehend erwähnten Vorschriften 

oder Einrichtungen hervortreten. 
2. Jedes Bundesglied ist befugt, Vorschläge zu machen und in Vortrag zu bringen, und das Präsidium ist 

verpflichtet, dieselben der Berathung zu übergeben.
3. Die Beschlußfassung erfolgt, vorbehaltlich der Bestimmungen in den Artikeln 5, 37 und 78, mit einfacher 

Mehrheit. Nicht vertretene oder nicht instruirte Stimmen werden nicht gezählt. Bei Stimmengleichheit giebt die 
Präsidialstimme den Ausschlag.

4. Bei der Beschlußfassung über eine Angelegenheit, welche nach den Bestimmungen dieser Verfassung nicht 
dem ganzen Reiche gemeinschaftlich ist, werden die Stimmen nur derjenigen Bundesstaaten gezählt, welchen 
die Angelegenheit gemeinschaftlich ist. 
Art. 8 1. Der Bundesrath bildet aus seiner Mitte dauernde Ausschüsse 

1. für das Landheer und die Festungen;
2. für das Seewesen;
3. für das Zoll- und Steuerwesen;
4. für Handel und Verkehr;
5. für Eisenbahnen, Post und Telegraphen;
6. für Justizwesen;
7. für Rechungswesen. 
2. In jedem dieser Ausschüsse werden außer dem Präsidium mindestens vier Bundesstaaten vertreten sein, 

und führt innerhalb derselben jeder Staat nur Eine Stimme. In dem Ausschuß für das Landheer und die Festun-
gen hat Bayern einen ständigen Sitz, die übrigen Mitglieder desselben, sowie die Mitglieder des Ausschusses für 
das Seewesen werden vom Kaiser ernannt; die Mitglieder der anderen Ausschüsse werden von dem Bundesra-
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thes gewählt. Die Zusammensetzung dieser Ausschüsse ist für jede Session des Bundesrathes resp. mit jedem 
Jahre zu erneuern, wobei die auscheidenden Mitglieder wieder wählbar sind.

3. Außerdem wird im Bundesrathes aus dem Bevollmächtigten der Königreiche Bayern, Sachsen und Würt-
temberg und zwei, vom Bundesrathe alljährlich zu wählenden Bevollmächtigten anderer Bundesstaaten ein 
Ausschuß für die auswärtigen Angelegenheiten gebildet, in welchem Bayern den Vorsitz führt. 

4. Den Ausschüssen werden die zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten zur Verfügung gestellt. 
Art. 9 Jedes Mitglied des Bundesrathes hat das Recht, in Reichstage zu erscheinen und muß daselbst auf Verlan-
gen jederzeit gehört werden, um die Ansichten seiner Regierung zu vertreten, auch dann, wenn dieselben von 
der Majorität des Bundesrathes nicht adoptirt worden sind. Niemand kann gleichzeitig Mitglied des Bundesra-
thes und des Reichstages sein. 
Art. 10 Dem Kaiser liegt es ob, den Mitgliedern des Bundesrathes den üblichen diplomatischen Schutz zu 
gewähren. 

IV. Präsidium
Art. 11 1. Das Präsidium des Bundes steht dem Könige von Preußen zu, welcher den Namen Deutscher Kaiser 
führt. Der Kaiser hat das Reich völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des Reichs Krieg zu erklären und Frie-
den zu schließen, Bündnisse und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gesandte zu beglaubigen 
und zu empfangen.

2.  Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs ist die Zustimmung des Bundesrathes erforderlich, es sei 
denn, daß ein Angriff auf das Bundesgebiet oder dessen Küsten erfolgt. 

3.  Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche Gegenstände beziehen, welche nach Artikel 4 in 
den Bereich der Reichsgesetzgebung gehören, ist zu ihrem Abschluß die Zustimmung des Bundesrathes und zu 
ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Reichstages erforderlich. 
Art. 12 Dem Kaiser steht es zu, den Bundesrath und den Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und 
zu schließen. 
Art. 13 Die Berufung des Bundesrathes und des Reichstages findet alljährlich statt und kann der Bundesrath 
zur Vorbereitung der Arbeiten ohne den Reichstag, letzterer aber nicht ohne den Bundesrath berufen werden. 
Art. 14 Die Berufung des Bundesrathes muß erfolgen, sobald sie von einem Drittel der Stimmzahl verlangt 
wird. 
Art. 15 1. Der Vorsitz im Bundesrathe und die Leitung der Geschäfte steht dem Reichskanzler zu, welcher vom 
Kaiser zu ernennen ist. 

2.  Der Reichskanzler kann sich durch jedes Mitglied des Bundesrathes vermöge schriftlicher Substitution 
vertreten lassen. 
Art. 16 Die erforderlichen Vorlagen werden nach Maßgabe der Beschlüsse des Bundesrathes im Namen des 
Kaisers an den Reichstag gebracht, wo sie durch Mitglieder des Bundesrathes oder durch besondere von letzte-
rem zu ernennende Kommissarien vertreten werden. 
Art. 17 Dem Kaiser steht die Ausfertigung und Verkündigung der Reichsgesetze und die Überwachung dersel-
ben zu. Die Anordnungen und Verfügungen des Kaisers werden im Namen des Reichs erlassen und bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Reichskanzlers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt. 
Art. 18 1. Der Kaiser ernennt die Reichsbeamten, läßt dieselben für das Reich vereidigen und verfügt erforder-
lichen Falls deren Entlassung.

2.  Den zu einem Reichsamte berufenen Beamten eines Bundesstaates stehen, sofern nicht vor ihrem Ein-
tritt in den Reichsdienst im Wege der Reichsgesetzgebung etwas Anderes bestimmt ist, dem Reiche gegenüber 
diejenigen Rechte zu, welche ihnen in ihrem Heimathlande aus ihrer dienstlichen Stellung zugestanden hatten. 
Art. 19 Wenn Bundesglieder ihre verfassungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllen, können sie dazu im 
Wege der Exekution angehalten werden. Diese Exekution ist vom Bundesrathe zu beschließen und vom Kaiser 
zu vollstrecken. 

V. Reichstag
Art. 20 1. Der Reichstag geht aus allgemeinen und direkten Wahlen mit geheimer Abstimmung hervor.

2.  Bis zu der gesetzlichen Regelung, welche im § 5 des Wahlgesetzes vom 31. Mai 1869 (Bundesgesetzblatt 
1869 S. 145) vorbehalten ist, werden in Bayern 48, in Württemberg 17, in Baden 14, in Hessen südlich des Mains 
6 Abgeordnete gewählt, und beträgt demnach die Gesammtzahl der Angeordneten 382. 
Art. 21 1. Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in den Reichstag. 
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2.  Wenn ein Mitglied des Reichstages ein besoldetes Reichsamt oder in einem Bundesstaat ein besoldetes 
Staatsamt annimmt oder im Reichs- oder Staatsdienste in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder 
ein höheres Gehalt verbunden ist, so verliert es Sitz und Stimme in dem Reichstag und kann seine Stelle in 
demselben nur durch neue Wahl wieder erlangen. 
Art. 22 1. Die Verhandlungen des Reichstages sind öffentlich.

2.  Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den öffentlichen Sitzungen des Reichstages bleiben von 
jeder Verantwortlichkeit frei. 
Art. 23 Der Reichstag hat das Recht, innerhalb der Kompetenz des Reichs Gesetze vorzuschlagen und an ihn 
gerichtete Petitionen dem Bundesrathe resp. Reichskanzler zu überweisen. 
Art. 24 Die Legislaturperiode des Reichstages dauert drei Jahre. Zur Auflösung des Reichstages während dersel-
ben ist ein Beschluß des Bundesrathes unter Zustimmung des Kaisers erforderlich. 
Art. 25 Im Falle der Auflösung des Reichstages müssen innerhalb eines Zeitraumes von 60 Tagen nach dersel-
ben die Wähler und innerhalb eines Zeitraumes von 90 Tagen nach der Auflösung der Reichstag versammelt 
werden. 
Art. 26 Ohne Zustimmung des Reichstages darf die Vertagung desselben die Frist von 30 Tagen nicht überstei-
gen und während derselben Session nicht wiederholt werden. 
Art. 27 Der Reichstag prüft die Legitimation seiner Mitglieder und entscheidet darüber. Er regelt seinen Ge-
schäftsgang und seine Disziplin durch eine Geschäfts-Ordnung und erwählt seinen Präsidenten, seine Vizeprä-
sidenten und Schriftführer. 
Art. 28 1. Der Reichstag beschließt mit absoluter Stimmenmehrheit. Zur Gültigkeit der Beschlußfassung ist die 
Anwesenheit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder erforderlich. 

2.  Bei der Beschlußfassung über eine Angelegenheit, welche nach den Bestimmungen dieser Verfassung 
nicht dem ganzen Reiche gemeinschaftlich ist, werden die Stimmen nur derjenigen Mitglieder gezählt, die in 
Bundesstaaten gewählt sind, welchen die Angelegenheit gemeinschaftlich ist. 
Art. 29 Die Mitglieder des Reichstages sind Vertreter des gesammten Volkes und an Aufträge und Instruktionen 
nicht gebunden. 
Art. 30 Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen seiner Abstimmung oder wegen der in 
Ausübung seines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disziplinarisch verfolgt oder sonst außerhalb 
der Versammlung zur Verantwortung gezogen werden. 
Art. 31 1. Ohne Genehmigung des Reichstages kann kein Mitglied desselben während der Sitzungsperiode 
wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Untersuchung gezogen oder verhaftet werden, außer wenn es 
bei Ausübung der That oder im Laufe des nächstfolgenden Tages ergriffen wird.

2.  Gleiche Genehmigung ist bei einer Verhaftung wegen Schulden erforderlich. 
3. Auf Verlangen des Reichstages wird jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied desselben und jede Untersu-

chungs- oder Civilhaft für die Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben. 
Art. 32 Die Mitglieder des Reichstages dürfen als solche keine Besoldung oder Entschädigung beziehen. 

VI. Zoll- und Handelswesen
Art. 33 1. Deutschland bildet ein Zoll- und Handelsgebiet, umgeben von gemeinschaftlicher Zollgrenze. Aus-
geschlossen bleiben die wegen ihrer Lage zur Einschließung in die Zollgrenze nicht geeigneten einzelnen Ge-
bietstheile.

2.  Alle Gegenstände, welche im freien Verkehr eines Bundesstaates befindlich sind, können in jeden anderen 
Bundesstaat eingeführt und dürfen in letzterem einer Abgabe nur insoweit unterworfen werden, als daselbst 
gleichartige inländische Erzeugnisse einer inneren Steuer unterliegen. 
Art. 34 Die Hansestädte Bremen und Hamburg mit einem dem Zweck entsprechenden Bezirk ihres oder des 
umliegenden Gebietes bleiben als Freihäfen außerhalb der gemeinschaftlichen Zollgrenze, bis sie ihren Ein-
schluß in dieselbe beantragen. 
Art. 35 1. Das Reich ausschließlich hat die Gesetzgebung über das gesammte Zollwesen, über die Besteuerung 
des im Bundesgebiete gewonnenen Salzes und Tabacks, bereiteten Branntweins und Bieres und aus Rüben oder 
anderen inländischen Erzeugnissen dargestellten Zuckers und Syrups, über den gegenseitigen Schutz der in den 
einzelnen Bundesstaaten erhobenen Verbrauchsabgaben gegen Hinterziehung, sowie über Maßregeln, welche 
in den Zollausschüssen zur Sicherung der gemeinsamen Zollgrenze erforderlich sind.

2.  In Bayern, Württemberg und Baden bleibt die Besteuerung des inländischen Branntweins und Bieres der 
Landesgesetzgebung vorbehalten. Die Bundesstaaten werden jedoch ihr Bestreben darauf richten, eine Ueber-
einstimmung der Gesetzgebung über die Besteuerung auch dieser Gegenstände herbeizuführen. 
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Art. 36 1. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchssteuern (Art. 35) bleibt jedem Bundesstaate, 
soweit derselbe sie bisher ausgeübt hat, innerhalb seines Gebietes überlassen. 

2.  Der Kaiser überwacht die Einhaltung des gesetzlichen Verfahrens durch Reichsbeamte, welche er den 
Zoll- oder Steuerämtern und den Direktivbehörden der einzelnen Staaten, nach Vernehmung des Ausschusses 
des Bundesrathes für Zoll- und Steuerwesen, beiordnet.

3.  Die von diesen Beamten über Mängel bei der Ausführung der gemeinschaftlichen Gesetzgebung (Art. 35) 
gemachten Anzeigen werden dem Bundesrathe zur Beschlußnahme vorgelegt. 
Art. 37 Bei der Beschlußnahme über die zur Ausführung der gemeinschaftlichen Gesetzgebung (Art. 35) die-
nenden Verwaltungsvorschriften und Einrichtungen giebt die Stimme des Präsidiums alsdann den Ausschlag, 
wenn sie sich für Aufrechterhaltung der bestehenden Vorschrift oder Einrichtung ausspricht. 
Art. 38 1. Der Ertrag der Zölle und der anderen in Artikel 35 bezeichneten Abgaben, letzterer soweit sie der 
Reichsgesetzgebung unterliegen, fließt in die Reichskasse.

2.  Dieser Ertrag besteht aus den gesammten von den Zöllen und den übrigen Abgaben aufgekommenen 
Einnahme nach Abzug: 

1. der auf Gesetzen oder allgemeinen Verwaltungsvorschriften beruhenden Steuervergütungen und Ermä-
ßigungen,

2. der Rückerstattung für unrichtige Erhebungen,
3. der Erhebungs- und Verwaltungskosten, und zwar: 
a) bei den Zöllen der Kosten, welche an den gegen das Ausland gelegenen Grenzen und in dem Grenzbezirke 

für den Schutz und die Erhebung der Zölle erforderlich sind,
b) bei der Salzsteuer der Kosten, welche zur Besoldung der mit Erhebung und Kontrolirung dieser Steuer auf 

den Salzwerken beauftragten Beamten aufgewendet werden,
c) bei der Rübenzuckersteuer und Tabacksteuer der Vergütung, welche nach den jeweiligen Beschlüssen des 

Bundesrathes den einzelnen Bundesregierungen für die Kosten der Verwaltung dieser Steuern zu gewähren ist,
d) bei den übrigen Steuern mit fünfzehn Prozent der Gesammteinnahme. 
3. Die außerhalb der gemeinschaftlichen Zollgrenze liegenden Gebiete tragen zu den Ausgaben des Reichs 

durch Zahlung eines Aversums bei.
4. Bayern, Württemberg und Baden haben an dem in die Reichskasse fließenden Ertrage der Steuern von 

Branntwein und Bier und an dem diesem Ertrage entsprechenden Theile des vorstehend erwähnten Aversums 
keinen Theil. 
Art. 39 1. Die von den Erhebungsbehörden der Bundesstaaten nach Ablauf eines jeden Vierteljahres aufzustel-
lenden Quartal-Extrakte und die nach dem Jahres- und Bücherschlusse aufzustellenden Finalabschlüsse über 
die im Laufe des Vierteljahres beziehungsweise während des Rechnungsjahres fällig gewordenen Einnahmen an 
Zöllen und nach Artikel 38 zur Reichskasse fließenden Verbrauchsabgaben werden von den Direktivbehörden 
der Bundesstaaten, nach vorangegangener Prüfung, in Hauptübersichten zusammengestellt, in welchen jede 
Abgabe gesondert nachzuweisen ist, und es werden diese Uebersichten an den Ausschuß des Bundesrathes für 
das Rechnungsjahr eingesandt.

2.  Der letztere stellt auf Grund dieser Uebersichten von drei zu drei Monaten den von der Kasse jedes Bun-
desstaates der Reichskasse schuldigen Betrag vorläufig fest und setzt von dieser Feststellung den Bundesrath 
und die Bundesstaaten in Kenntniß, legt auch alljährlich die schließliche Feststellung jener Beträge mit seinen 
Bemerkungen dem Bundesrathe vor. Der Bundesrath beschließt über diese Feststellung. 
Art. 40 Die Bestimmungen in dem Zollvereinigungsvertrage vom 8. Juli 1867 bleiben in Kraft, soweit sie nicht 
durch die Vorschriften dieser Verfassung abgeändert sind und so lange sie nicht auf dem im Artikel 7, bezie-
hungsweise 78 bezeichneten Wege abgeändert werden. 

VII. Eisenbahnwesen
Art. 41 1. Eisenbahnen, welche im Interesse der Vertheidigung Deutschlands oder im Interesse des gemeinsa-
men Verkehrs für nothwendig erachtet werden, können kraft eines Reichsgesetzes auch gegen den Widerstand 
der Bundesglieder, deren Gebiet die Eisenbahnen durchschneiden, unbeschadet der Landeshoheitsrechte, für 
Rechnung des Reichs angelegt oder an Privatunternehmer zur Ausführung konzessionirt und mit dem Expro-
priationsrechte ausgestattet werden. 

2.  Jede bestehende Eisenbahnverwaltung ist verpflichtet, sich den Anschluß neu angelegter Eisenbahnen auf 
Kosten der letzteren gefallen zu lassen.

3.  Die gesetzlichen Bestimmungen, welche bestehenden Eisenbahn-Unternehmungen ein Widerspruchs-
recht gegen die Anlegung von Parallel- oder Konkurrenzbahnen einräumen, werden, unbeschadet bereits er-
worbener Rechte, für das ganze Reich hierdurch aufgehoben. Ein solches Widerspruchsrecht kann auch in den 
künftig zu ertheilenden Konzessionen nicht weiter verliehen werden. 
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Art. 42 Die Bundesregierungen verpflichten sich, die Deutschen Eisenbahnen im Interesse des allgemeinen 
Verkehrs wie ein einheitliches Netz verwalten und zu diesem Behuf auch die neu herzustellenden Bahnen nach 
einheitlichen Normen anzulegen und ausrüsten zu lassen. 
Art. 43 Es sollen demgemäß in thunlichster Beschleunigung übereinstimmende Betriebseinrichtungen getrof-
fen, insbesondere gleiche Bahnpolizei-Reglements eingeführt werden. Das Reich hat dafür Sorge zu tragen, 
daß die Eisenbahnverwaltungen die Bahnen jederzeit in einem die nöthige Sicherheit gewährenden baulichen 
Zustande erhalten und dieselben mit Betriebsmaterial so ausrüsten, wie das Verkehrsbedürfnis es erheischt. 
Art. 44 Die Eisenbahnverwaltungen sind verpflichtet, die für den durchgehenden Verkehr und zur Herstellung 
ineinander greifender Fahrpläne nöthigen Personenzüge mit entsprechender Fahrgeschwindigkeit, desgleichen 
die zur Bewältigung des Güterverkehrs nöthigen Güterzüge, auch direkte Expeditionen im Personen- und Gü-
terverkehr, unter Gestaltung des Ueberganges der Transportmittel von einer Bahn auf die andere, gegen die 
übliche Vergütung einzurichten. 
Art. 45 Dem Reiche steht die Kontrolle über das Tarifwesen zu. Dasselbe wird namentlich dahin wirken: 

1. daß baldigst auf allen Deutschen Eisenbahnen übereinstimmende Betriebsreglements eingeführt werden;
2. daß die möglichste Gleichmäßigkeit und Herabsetzung der Tarife erzielt, insbesondere daß bei größeren 

Entfernungen für den Transport von Kohlen, Koaks, Holz, Steinen, Salz, Roheisen, Düngemitteln und ähnli-
chen Gegenständen ein Bedürfniß der Landwirtschaft Industrie entsprechender ermäßigter Tarif, und zwar 
zunächst thunlichst der Einpfennig-Tarif eingeführt werde. 
Art. 46 1. Bei eintretenden Nothständen, insbesondere bei ungewöhnlicher Teuerung der Lebensmittel, sind die 
Eisenbahnen verpflichtet, für den Transport, namentlich von Getreide, Mehl, Hülsenfrüchten und Kartoffeln, 
zeitweise einem dem Bedürfniß entsprechenden, von dem Kaiser auf Vorschlag des betreffenden Bundesraths-
Ausschusses festzustellenden, niedrigen Spezialtarif einzuführen, welcher jedoch nicht unter den niedrigsten 
auf der betreffenden Bahn für Rohprodukte geltenden Satz herabgehen darf.

2.  Die vorstehend, sowie die in den Artikeln 42 bis 45 getroffenen Bestimmungen sind auf Bayern nicht 
anwendbar.

3.  Dem Reiche steht jedoch auch Bayern gegenüber das Recht zu, im Wege der Gesetzgebung einheitliche 
Normen für die Konstruktion und Ausrüstung der für die Landesvertheidigung wichtigen Eisenbahnen aufzu-
stellen. 
Art. 47 Den Anforderungen der Behörden des Reichs in Betreff der Benutzung der Eisenbahnen zum Zwecke 
der Vertheidigung Deutschlands haben sämmtliche Eisenbahnverwaltungen unweigerlich Folge zu leisten. Ins-
besondere ist das Militair und alles Kriegsmaterial zu gleichen ermäßigten Sätzen zu befördern. 

VIII. Post- und Telegraphenwesen
Art. 48 1. Das Postwesen und Telegraphenwesen werden für das gesammte Gebiet des Deutschen Reichs als 
einheitliche Staatsverkehrs-Anstalten eingerichtet und verwaltet.

2.  Die im Artikel 4 vorgesehene Gesetzgebung des Reichs in Post- und Telegraphenangelegenheiten erstreckt 
sich nicht auf diejenigen Gegenstände, deren Regelung nach den in der Norddeutschen Post- und Telegraphen-
Verwaltung maßgebend gewesenen Grundsätzen der reglementarischen Festsetzung oder administrativen An-
ordnung überlassen ist. 
Art. 49 Die Einnahmen des Post- und Telegraphenwesens sind für das ganze Reich gemeinschaftlich. Die Aus-
gaben werden aus den gemeinschaftlichen Einnahmen bestritten. Die Ueberschüsse fließen in die Reichskasse 
(Abschnitt XII). 
Art. 50. 

1. Dem Kaiser gehört die obere Leitung der Post- und Telegraphenverwaltung an. Die von ihm bestellten Be-
hörden haben die Pflicht und das Recht, dafür zu sorgen, daß Einheit in der Organisation der Verwaltung und 
im Betriebe des Dienstes, sowie in der Qualifikation der Beamten hergestellt und erhalten wird.

2. Dem Kaiser steht der Erlaß der reglementarischen Festsetzungen und allgemeinen administrativen An-
ordnungen, sowie die ausschließliche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen Post- und Telegraphenver-
waltungen zu.

3. Sämmtliche Beamte der Post- und Telegraphenverwaltung sind daher verpflichtet den Kaiserlichen Anord-
nungen Folge zu leisten. Diese Verpflichtung ist in den Diensteid aufzunehmen. 

4. Die Anstellung der bei den Verwaltungsbehörden der Post- und Telegraphie in den verschiedenen Bezir-
ken erforderlichen oberen Beamten (z. B. Direktoren, Räthe, Ober-Inspektoren), ferner die Anstellung der zur 
Wahrnehmung des Aufsichts- u.s.w. Dienstes in den einzelnen Bezirken als Organe der erwähnten Behörden 
fungirenden Post- und Telegraphenbeamten (z. B. Inspektoren, Kontroleure) geht für das ganze Gebiet des 
deutschen Reichs vom Kaiser aus, welchem diese Beamten den Diensteid leisten. Den einzelnen Landesre-
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gierungen wird von den in Rede stehenden Ernennungen, soweit dieselben ihre Gebiete betreffen, Behufs der 
landesherrlichen Bestätigung und Publikation rechtzeitig Mittheilung gemacht werden.

5. Die anderen bei den Verwaltungsbehörden der Post- und Telegraphie erforderlichen Beamten, sowie alle 
für den lokalen und technischen Bereich bestimmten, mithin bei den eigentlichen Betriebsstellen fungirenden 
Beamten u.s.w. werden von den betreffenden Landesregierungen angestellt.

6. Wo eine selbstständige Landespost- resp. Telegraphenverwaltung nicht besteht, entscheiden die Bestim-
mungen besonderer Verträge. 
Art. 51 1. Bei Ueberweisung des Ueberschusses der Postverwaltung für allgemeine Reichszwecke (Art. 49) 
soll, in Betracht der bisherigen Verschiedenheit der von den Landes-Postverwaltungen der einzelnen Gebiete 
erzielten Reineinnahmen, zum Zwecke einer entsprechenden Ausgleichung während der unten festgesetzten 
Uebergangszeit folgendes Verfahren beobachtet werden.

2.  Aus den Postüberschüssen, welche in den einzelnen Postbezirken während der fünf Jahre 1861 bis 1865 
aufgekommen sind, wird ein durchschnittlicher Jahresüberschuß berechnet, und der Antheil, welcher jeder ein-
zelne Postbezirk an dem für das gesammte Gebiet des Reichs sich darnach herausstellenden Postüberschusses 
gehabt hat, nach Prozenten festgestellt.

3.  Nach Maßgabe des auf diese Weise festgestellten Verhältnisses werden den einzelnen Staaten während 
der auf ihren Eintritt in die Reichs-Postverwaltung folgenden acht Jahre die sich für sie aus den im Reiche 
aufkommenden Postüberschüssen ergebenden Quoten auf ihre sonstigen Beiträge zu Reichszwecken zu Gute 
gerechnet.

4.  Nach Ablauf der acht Jahre hört jene Unterscheidung aus, und fließen die Postüberschüsse in ungetheilter 
Aufrechnung nach dem im Artikel 49 enthaltenen Grundsatz der Reichskasse zu.

5.  Von der während der vorbedachten acht Jahre für die Hansestädte sich herausstellenden Quoten des 
Postüberschusses wird alljährlich vorweg die Hälfte dem Kaiser zur Disposition gestellt zu dem Zwecke, daraus 
zunächst die Kosten für die Herstellung normaler Posteinrichtungen in den Hansestädten zu bestreiten. 
Art. 52 1. Die Bestimmungen in den vorstehenden Artikeln 48 bis 51 finden auf Bayern und Württemberg keine 
Anwendung. An ihrer Stelle gelten für beide Bundesstaaten folgende Bestimmungen.

2.  Dem Reiche ausschließlich steht die Gesetzgebung über die Vorrechte der Post und Telegraphie, über 
die rechtlichen Verhältnisse beider Anstalten zum Publikum, über die Portofreiheiten und das Posttaxwesen, 
jedoch ausschließlich der reglementarischen und Tarif-Bestimmungen für den internen Verkehr innerhalb Bay-
erns, beziehungsweise Württembergs, sowie, unter gleicher Beschränkung, die Feststellung der Gebühren für 
die telegraphische Korrespondenz zu.

3.  Ebenso steht dem Reiche die Regelung des Post- und Telegraphenverkehrs mit dem Auslande zu, ausge-
nommen den eigenen unmittelbaren Verkehr Bayerns, beziehungsweise Württembergs mit seinen dem Reiche 
nicht angehörenden Nachbarstaaten, wegen dessen Regelung es bei der Bestimmung im Artikel 49 des Postver-
trages vom 23. November 1867 bewendet.

4.  An den zur Reichskasse fließenden Einnahmen des Post- und Telegraphenwesens haben Bayern und 
Württemberg keinen Theil. 

IX. Marine und Schiffahrt
Art. 53 1. Die Kriegsmarine des Reichs ist eine einheitliche unter dem Oberbefehl des Kaisers. Die Organisation 
und Zusammensetzung derselben liegt dem Kaiser ob, welcher die Offiziere und Beamten der Marine ernennt, 
und für welchen dieselben nebst den Mannschaften eidlich in Pflicht zu nehmen sind.

2.  Der Kieler Hafen und der Jadehafen sind Reichskriegshäfen. 
3.  Der zur Gründung und Erhaltung der Kriegsflotte und der damit zusammenhängenden Anstalten erfor-

derliche Aufwand wird aus der Reichskasse bestritten. Die gesammte seemännische Bevölkerung des Reichs, 
einschließlich des Maschinenpersonals und der Schiffshandwerker, ist vom Dienste im Landheere befreit, dage-
gen zum Dienste in der Kaiserlichen Marine verpflichtet.

4.  Die Vertheilung des Ersatzbedarfes findet nach Maßgabe der vorhandenen seemännischen Bevölkerung 
statt, und die hiernach von jedem Staate gestellte Quote kommt auf die Gestellung zum Landheere in Abrech-
nung. 
Art. 54 1. Die Kauffahrteischiffe aller Bundesstaaten bilden eine einheitliche Handelsmarine.

2.  Das Reich hat das Verfahren zur Ermittlung der Ladungsfähigkeit der Seeschiffe zu bestimmen, die Aus-
stellung der Meßbriefe, sowie der Schiffscertifikate zu regeln und die Bedingungen festzustellen, von welchen 
die Erlaubniß zur Führung eines Seeschiffes abhängig ist.

3.  In den Seehäfen und auf allen natürlichen und künstlichen Wasserstraßen der einzelnen Bundesstaaten 
werden die Kauffahrteischiffe sämmtlicher Bundesstaaten gleichmäßig zugelassen und behandelt. Die Abgaben, 
welche in den Sehäfen von den Seeschiffen oder deren Ladungen für die Benutzung der Schiffahrtsanstalten 
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erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herstellung dieser Anstalten erforderlichen 
Kosten nicht übersteigen. 

4.  Auf allen natürlichen Wasserstraßen dürfen Abgaben nur für die Benutzung besonderer Anstalten, die 
zur Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind, erhoben werden. Diese Abgaben, sowie die Abgaben für die 
Befahrung solcher künstlicher Wasserstraßen, welche Staatseigenthum sind, dürfen die zur Unterhaltung und 
gewöhnlichen Herstellung der Anstalten und Anlagen erforderlichen Kosten nicht übersteigen. Auf die Flößerei 
finden diese Bestimmungen insoweit Anwendung, als dieselbe auf schiffbaren Wasserstraßen betrieben wird. 

5.  Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere Abgaben zu legen, als von den Schiffen der 
Bundesstaaten oder deren Ladungen zu entrichten sind, steht keinem Einzelstaate, sondern nur dem Reiche zu. 
Art. 55 Die Flagge der Kriegs- und Handelsmarine ist schwarz-weiß-roth. 

X. Konsulatwesen
Art. 56 1. Das gesammte Konsulatwesen des Deutschen Reichs steht unter der Aufsicht des Kaisers, welcher die 
Konsuln, nach Vernehmung des Ausschusses des Bundesrathes für Handel und Verkehr, anstellt.

2.  In dem Amtsbezirk der Deutschen Konsuln dürfen neue Landeskonsulate nicht errichtet werden. Die 
Deutschen Konsuln üben für die in ihrem Bezirk nicht vertretenen Bundesstaaten die Funktionen eines Lan-
deskonsuls aus. Die sämmtlichen bestehenden Landeskonsulate werden aufgehoben, sobald die Organisation 
der Deutschen Konsulate dergestalt vollendet ist, daß die Vertretung der Einzelinteressen aller Bundesstaaten 
als durch die Deutschen Konsulate gesichert von dem Bundesrathe anerkannt wird. 

XI. Reichskriegswesen
Art. 57 Jeder Deutsche ist wehrpflichtig und kann sich in Ausübung dieser Pflicht nicht vertreten lassen. 
Art. 58 Die Kosten und Lasten des gesammten Kriegswesens des Reichs sind von allen Bundesstaaten und ihren 
Angehörigen gleichmäßig zu tragen, so daß weder Bevorzugungen, noch Prägravationen einzelner Staaten oder 
Klassen grundsätzlich zulässig sind. Wo die gleiche Vertheilung der Lasten sich in natura nicht herstellen läßt, 
ohne die öffentliche Wohlfahrt zu schädigen, ist die Ausgleichung nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit im 
Wege der Gesetzgebung festzustellen. 
Art. 59 1. Jeder wehrfähige Deutsche gehört sieben Jahre lang, in der Regel vom vollendeten 20. bis zum be-
ginnenden 28. Lebensjahre, dem stehenden Heere - und zwar die ersten drei Jahre bei den Fahnen, die letzten 
vier Jahre in der Reserve - und die folgenden fünf Lebensjahre der Landwehr an. In denjenigen Bundesstaaten, 
in denen bisher eine längere als zwölfjährige Gesammtdienstzeit gesetzlich war, findet die allmähliche Herab-
setzung der Verpflichtung nur in dem Maaße statt, als dies die Rücksicht auf die Kriegsbereitschaft des Reichs-
heeres zuläßt.

2.  In Bezug auf die Auswanderung der Reservisten sollen lediglich diejenigen Bestimmungen maßgebend 
sein, welche für die Auswanderung der Landwehrmänner gelten. 
Art. 60 Die Friedens-Präsenzstärke des Deutschen Heeres wird bis zum 31. Dezember 1871 auf Ein Prozent der 
Bevölkerung von 1871 normirt, und wird pro rata derselben von den einzelnen Bundesstaaten gestellt. Für die 
spätere Zeit wird die Friedens-Präsenzstärke des Heeres im Wege der Reichsgesetzgebung festgestellt. 
Art. 61 1. Nach Publikation dieser Verfassung ist in dem ganzen Reiche die gesammte Preußische Militairge-
setzgebung ungesäumt einzuführen, sowohl die Gesetze selbst, als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder 
Ergänzung erlassenen Reglements, Instruktionen und Reskripte, namentlich also das Militair-Strafgesetzbuch 
vom 3. April 1845, die Militair-Strafgerichtsordnung vom 3. April 1845, die Verordnung über die Ehrengerichte 
vom 20. Juli 1843, die Bestimmungen über Aushebung, Dienstzeit, Servis- und Verpflegungswesen, Einquar-
tierung, Ersatz von Flurbeschädigungen, Mobilmachung u.s.w. für Krieg und Frieden. Die Miltair-Kirchenord-
nung ist jedoch ausgeschlossen.

2.  Nach gleichmäßiger Durchführung der Kriegsorganisation des Deutschen Heeres wird ein umfassendes 
Reichs-Militairgesetz dem Reichstage und dem Bundesrathe zur verfassungsmäßigen Beschlußfassung vorge-
legt werden. 
Art. 62 1. Zur Bestreitung des Aufwandes für das gesammte Deutsche Heer und die zu demselben gehörigen 
Einrichtungen sind bis zum 31. Dezember 1871 dem Kaiser jährlich sovielmal 225 Thaler, als die Kopfzahl der 
Friedensstärke des Heeres nach Artikel 60 beträgt, zur Verfügung zu stellen. Vergl. Abschnitt XII.

2.  Nach dem 31. Dezember 1871 müssen die Beiträge von den einzelnen Staaten des Bundes zur Reichskas-
se fortgezahlt werden. Zur Berechnung derselben wird die im Artikel 60 interimistisch festgestellte Friedens-
Präsenzstärke so lange festgehalten, bis sie durch ein Reichsgesetz abgeändert ist.

3.  Die Verausgabung dieser Summe für das gesammte Reichsheer und dessen Einrichtungen wird durch das 
Etatsgesetz festgestellt. 
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4.  Bei der Feststellung des Militair-Ausgabe-Etats wird die auf Grundlage dieser Verfassung gesetzlich fest-
stehende Organisation des Reichsheeres zu Grunde gelegt. 
Art. 63 1. Die gesammte Landmacht des Reichs wird ein einheitliches Heer bilden, welches in Krieg und Frie-
den unter dem Befehle des Kaisers steht.

2.  Die Regimenter etc. führen fortlaufende Nummern durch das ganze Deutsche Heer. Für die Bekleidung 
sind die Grundfarben und der Schnitt der Königlich Preußischen Armee maßgebend. Dem betreffenden Kon-
tingentsherrn bleibt es überlassen, die äußeren Anzeichen (Kokarden etc.) zu bestimmen.

3.  Der Kaiser hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb des Deutschen Heeres alle 
Truppentheile vollzählig und kriegstüchtig vorhanden sind und daß Einheit in der Organisation und Formati-
on, in Bewaffnung und Kommando, in der Ausbildung der Mannschaften sowie in der Qualifikation der Offi-
ziere hergestellt und erhalten wird. Zu diesem Behufe ist der Kaiser berechtigt, sich jederzeit durch Inspektio-
nen von der Verfassung der einzelnen Kontingente zu überzeugen und die Abstellung der dabei vorgefundenen 
Mängel anzuordnen. 

4.  Der Kaiser bestimmt den Präsenzstand, die Gliederung und Eintheilung der Kontingente des Reichshee-
res, sowie die Organisation der Landwehr, und hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes die Garnisonen zu 
bestimmen, sowie die kriegsbereite Aufstellung eines jeden Theils des Reichsheeres anzuordnen.

5.  Behufs Erhaltung der unentbehrlichen Einheit in der Administration, Verpflegung, Bewaffnung und Aus-
rüstung aller Truppentheile des Deutschen Heeres sind die bezüglichen künftig ergehenden Anordnungen für 
die Preußische Armee den Kommandeuren der übrigen Kontingente, durch den Artikel 8 Nr. 1 bezeichneten 
Ausschuß für das Landheer und die Festungen zur Nachahmung in geeigneter Weise mitzutheilen. 
Art. 64 1. Alle Deutschen Truppen sind verpflichtet, den Befehlen des Kaisers unbedingte Folge zu leisten. Die 
Verpflichtung ist in den Fahneneid aufzunehmen.

2.  Der Höchstkommandirende eines Kontingents, sowie alle Offiziere, welche Truppen mehr als eines Kon-
tingents befehligen, und alle Festungskommandanten werden vom Kaiser ernannt. Die von Demselben ernann-
ten Offiziere leisten Ihm den Fahneneid. Bei Generalen und den Generalstellungen versehenden Offizieren in-
nerhalb des Kontingents ist die Ernennung von der jedesmaligen Zustimmung des Kaisers abhängig zu machen.

3.  Der Kaiser ist berechtigt, Behufs Versetzung mit und ohne Beförderung für die von Ihm im Reichsdienste, 
sei es im Preußischen Heere, oder in anderen Kontingenten zu besetzenden Stellen aus den Offizieren aller 
Kontingente des Reichsheeres zu wählen. 
Art. 65 Das Recht, Festungen innerhalb des Bundesgebietes anzulegen, steht dem Kaiser zu, welcher die Bewil-
ligung der dazu erforderlichen Mittel, soweit das Ordinatorium sie nicht gewährt, nach Abschnitt XII beantragt. 
Art. 66 1. Wo nicht besondere Konventionen ein Anderes bestimmen, ernennen die Bundesfürsten, beziehent-
lich die Senate die Offiziere ihrer Kontingente, mit der Einschränkung des Artikels 64. Sie sind Chefs aller ihren 
Gebieten angehörenden Truppentheile und genießen die damit verbundenen Ehren. Sie haben namentlich das 
Recht der Inspizirung zu jeder Zeit und erhalten, außer den regelmäßigen Rapporten und Meldungen über 
vorkommende Veränderungen, Behufs der nöthigen landesherrlichen Publikation, rechtzeitige Mittheilung von 
den die betreffenden Truppentheile berührenden Avancements und Ernennungen.

2.  Auch steht ihnen das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht blos ihre eigenen Truppen zu verwenden, 
sondern auch alle anderen Truppentheile des Reichsheeres, welche in ihren Ländergebieten dislocirt sind, zu 
requiriren. 
Art. 67 Ersparnisse an dem Militair-Etat fallen unter keinen Umständen einer einzelnen Regierung, sondern 
jederzeit der Reichskasse zu. 
Art. 68 Der Kaiser kann, wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete bedroht ist, einen jeden Theil 
desselben in Kriegszustand erklären. Bis zum Erlaß eines die Voraussetzungen, die Form der Verkündigung und 
die Wirkungen einer solchen Erklärung regelnden Reichsgesetzes gelten dafür die Vorschriften des Preußischen 
Gesetzes vom 4. Juni 1851 (Gesetz-Samml. Für 1851 S. 451 ff.). 

Schlußbestimmung zum XI. Abschnitt
Die in diesem Abschnitt enthaltenen Vorschriften kommen in Bayern nach näherer Bestimmung des Bünd-

nißvertrages vom 23. November 1870 (Bundesgesetzblatt 1871 S. 9) unter III. § 5 in Württemberg nach näherer 
Bestimmung des Militairkonvention vom 21./25. November 1870 (Bundesgesetzblatt 1870 S. 658) zur Anwen-
dung. 

XII. Reichsfinanzen
Art. 69 Alle Einnahmen und Ausgaben des Reichs müssen für jedes Jahr veranschlagt und auf den Reichshaus-
halts-Etat gebracht werden. Letzterer wird vor Beginn des Etatjahres nach folgenden Grundsätzen durch ein 
Gesetz festgestellt. 
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Art. 70 Zur Bestreitung aller gemeinschaftlichen Ausgaben dienen zunächst die etwaigen Ueberschüsse der 
Vorjahre, sowie die aus den Zöllen, den gemeinschaftlichen Verbrauchssteuern und aus dem Post- und Telegra-
phenwesen fließenden gemeinschaftlichen Einnahmen. Insoweit dieselben durch diese Einnahmen nicht ge-
deckt werden, sind sie, so lange Reichssteuern nicht eingeführt sind, durch Beiträge der einzelnen Bundesstaa-
ten nach Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche bis zur Höhe des budgetmäßigen Betrages durch 
den Reichskanzler ausgeschrieben werden. 
Art. 71 1. Die gemeinschaftlichen Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr bewilligt, können jedoch in beson-
deren Fällen auch für eine längere Dauer bewilligt werden.

2.  Während der im Artikel 60 normirten Uebergangszeit ist der nach Titeln geordnete Etat über die Ausgaben 
für das Heer dem Bundesrathe und dem Reichstage nur zur Kenntnißnahme und zur Erinnerung vorzulegen. 
Art. 72 Ueber die Verwendung aller Einnahmen des Reichs ist durch den Reichskanzler dem Bundesrathe und 
dem Reichstage zur Entlastung jährlich Rechnung zu legen. 
Art. 73 In Fällen eines außerordentlichen Bedürfnisses kann im Wege der Reichsgesetzgebung die Aufnahme 
einer Anleihe, sowie die Uebernahme einer Garantie zu Lasten des Reichs erfolgen. 

Schlußbestimmung zum XII. Abschnitt 
Auf die Ausgaben für das Bayerische Heer finden die Artikel 69 und 71 nur nach Maßgabe der in der Schluß-

bestimmung zum XI. Abschnitt erwähnten Bestimmungen des Vertrages vom 23. November 1870 und der 
Artikel 72 nur insoweit Anwendung, als dem Bundesrathe und dem Reichstage die Ueberweisung der für das 
Bayerische Heer erforderliche Summe an Bayern nachzuweisen ist. 

XIII. Schlichtung von Streitigkeiten und Strafbestimmungen 
Art. 74 Jedes Unternehmen gegen die Existenz, die Integrität, die Sicherheit oder die Verfassung des Deutschen 
Reichs, endlich die Beleidigung des Bundesrathes, des Reichstages, eines Mitgliedes des Bundesrathes oder des 
Reichstages, einer Behörde oder eines öffentlichen Beamten des Reichs, während dieselben in der Ausübung 
ihres Berufes begriffen sind oder in Beziehung auf ihren Beruf, durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche 
oder andere Darstellung, werden in den einzelnen Bundesstaaten beurtheilt und bestraft nach der Maßgabe der 
in den letzteren bestehenden oder künftig in Wirksamkeit tretenden Gesetze, nach welchen eine gleiche gegen 
einen Bundesstaat, seine Verfassung, seine Kammern oder Stände, seine Kammer- oder Ständemitglieder, seine 
Behörden und Beamten begangene Handlung zu richten wäre. 
Art. 75 1. Für diejenigen in Artikel 74 bezeichneten Unternehmungen gegen das Deutsche Reich, welche, wenn 
gegen einen der einzelnen Bundesstaaten gerichtet, als Hochverrath oder Landesverrath zu qualifiziren wären, 
ist das gemeinschaftliche Ober-Appellationsgericht der drei freien und Hansestädte in Lübeck die zuständige 
Spruchbehörde in erster und letzter Instanz.

2.  Die näheren Bestimmungen über die Zuständigkeit und das Verfahren des Ober-Appellationsgerichts 
erfolgen im Wege der Reichsgesetzgebung. Bis zum Erlasse eines Reichsgesetzes bewendet es bei der seitherigen 
Zuständigkeit der Gerichte in den einzelnen Bundesstaaten und den auf das Verfahren dieser Gerichte sich 
beziehenden Bestimmungen. 
Art. 76 1. Streitigkeiten zwischen verschiedenen Bundesstaaten, sofern dieselben nicht privatrechtlicher Natur 
und daher von den kompetenten Gerichtsbehörden zu entscheiden sind, werden auf Anrufen des einen Theils 
von dem Bundesrathe erledigt.

2.  Verfassungsstreitigkeiten in solchen Bundesstaaten, in deren Verfassung nicht eine Behörde zur Entschei-
dung solcher Streitigkeiten bestimmt ist, hat auf Anrufen eines Theiles der Bundesrath gütlich auszugleichen 
oder, wenn das nicht gelingt, im Wege der Reichsgesetzgebung zur Erledigung zu bringen. 
Art. 77 Wenn in einem Bundesstaate der Fall einer Justizverweigerung eintritt, und auf gesetzlichen Wegen 
ausreichende Hülfe nicht erlangt werden kann, so liegt dem Bundesrathe ob, erwiesene, nach der Verfassung 
und den bestehenden Gesetzen des betreffenden Bundesstaates zu beurtheilende Beschwerde über verweigerte 
oder gehemmte Rechtspflege anzunehmen, und darauf die gerichtliche Hülfe bei der Bundesregierung, die zu 
der Beschwerde Anlaß gegeben hat, zu bewirken. 

XIV. Allgemeine Bestimmungen
Art. 78 1. Veränderungen der Verfassung erfolgen im Wege der Gesetzgebung. Sie gelten als abgelehnt, wenn sie 
im Bundesrathe 14 Stimmen gegen sich haben.

2.  Diejenigen Vorschriften der Reichsverfassung, durch welche bestimmte Rechte einzelner Bundesstaaten 
in deren Verhältniß zur Gesammtheit festgestellt sind, können nur mit Zustimmung des berechtigten Bundes-
staates abgeändert werden. 
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Nr. 17b. Verfassungsänderung
vom 28. Oktober 1918

(Reichs-Gesetzblatt 1918, 1274)

Verfassungsänderung (1918)

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt:

Die Reichsverfassung wird wie folgt geändert:
1. Im Artikel 11 werden die Absätze 2 und 3 durch folgende Bestimmungen ersetzt:	
[2] Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs ist die Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags 

erforderlich.
[3] Friedensverträge sowie diejenigen Verträge mit fremden Staaten, welche sich auf Gegenstände der Reichs-

gesetzgebung beziehen, bedürfen der Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags.
2. Im Artikel 15 werden folgende Absätze hinzugefügt:	
[3] Der Reichskanzler bedarf zu seiner Amtsführung des Vertrauens des Reichstags.
[4] Der Reichskanzler trägt die Verantwortung für alle Handlungen von politischer Bedeutung, die der Kaiser 

in Ausübung der ihm nach der Reichsverfassung zustehenden Befugnisse vornimmt.
[5] Der Reichskanzler und seine Stellvertreter sind für ihre Amtsführung dem Bundesrath und dem Reichs-

tag verantwortlich.
3. Im Artikel 17 werden die Worte gestrichen:	
„welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt“.
4. Im Artikel 53 Abs. 1 wird folgender Satz hinzugefügt:	
Die Ernennung, Versetzung, Beförderung und Verabschiedung der Offiziere und Beamten der Marine erfolgt 

unter Gegenzeichnung des Reichskanzlers.
5. Im Artikel 64 Abs. 2 werden im ersten Satz hinter dem Worte „Kaiser“ die Worte eingeschaltet:	
„unter Gegenzeichnung des Reichskanzlers“.
6. Im Artikel 66 werden folgende Absätze 3 und 4 hinzugefügt:	
[3] Die Ernennung, Versetzung, Beförderung und Verabschiedung der Offiziere und Militärbeamten eines 

Kontingents erfolgt unter Gegenzeichnung des Kriegsministers des Kontingents.
[4] Die Kriegsminister sind dem Bundesrath und dem Reichstag für die Verwaltung ihres Kontingents ver-

antwortlich.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 28. Oktober 1918.
	 Wilhelm 

Max Prinz von Baden 
Link: http://www.documentarchiv.de/ksr/1918/reichsverfassung-aenderung_ges02.html
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Nr. 18. Dokumente zum Ende des Deutschen Kaiserreichs

Nr. 18a. Bekanntmachung des Reichskanzlers Prinz Max von Baden
vom 9. November 1918

(Deutscher Reichsanzeiger und Königlicher Preußischer Staatsanzeiger, Berlin, 9. November 1918, 1)

Erklärung Max von Baden (1918) 
Seine Majestät der Kaiser und König haben sich entschlossen, dem Throne zu entsagen. 

Der Reichskanzler bleibt noch so lange im Amte, bis die mit der Abdankung Seiner Majestät, dem Thronver-
zichte Seiner Kaiserlichen und Königlichen Hoheit des Kronprinzen des Deutschen Reichs und von Preußen 
und der Einsetzung der Regentschaft verbundenen Fragen geregelt sind. Er beabsichtigt, dem Regenten die 
Ernennung des Abgeordneten Ebert zum Reichskanzler und die Vorlage eines Gesetzentwurfs wegen der Aus-
schreibung allgemeiner Wahlen für eine verfassungsgebende deutsche Nationalversammlung vorzuschlagen, 
der es obliegen würde, die künftige Staatsform des deutschen Volk, einschließlich der Volksteile, die ihren Ein-
tritt in die Reichsgrenzen wünschen sollten, endgültig festzustellen.

Berlin, den 9. November 1918.
Der Reichskanzler. 

Prinz Max von Baden
ttp://www.documentarchiv.de/wr/1918/abdankung-kaiser_erl.html

Nr. 18b. Abdankungserklärung Kaiser Wilhelm II.
vom 28. November 1918

(Reichsanzeiger Nr. 283 vom 30. November 1918)

Erklärung Kaiser Wilhelm II (1918)

Ich verzichte hierdurch für alle Zukunft auf die Rechte an der Krone Preussens und die damit verbunde-
nen Rechte an der deutschen Kaiserkrone. Zugleich entbinde Ich alle Beamten des Deutschen Reiches und 
Preussens sowie alle Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften der Marine, des Preussischen Heeres und der 
Truppen der Bundeskontingente des Treueides, den sie Mir als ihrem Kaiser, König und Obersten Befehlshaber 
geleistet haben. Ich erwarte von ihnen, dass sie bis zur Neuordnung des Deutschen Reichs den Inhabern der 
tatsächlichen Gewalt in Deutschland helfen, das Deutsche Volk gegen die drohenden Gefahren der Anarchie, 
der Hungersnot und der Fremdherrschaft zu schützen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen Insiegel.
Gegeben Amerongen, den 28. November 1918.

 
Wilhelm

Link: http://www.wilhelm-der-zweite.de/dokumente/abdankungsurkunde.php
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Nr. 19. Dokumente zum bayerischen Verfassungsrecht

Nr. 19a. Verfassung der Republik Bayern 
vom 4. Januar 1919

(Gesetz- und Verordnungsblatt für den Volksstaat Bayern 1919, S. 1) 
Staatsgrundgesetz der Republik Bayern (1919)

Staatsgrundgesetz der Republik Bayern

Der Weltkrieg hat den Zusammenbruch der politischen und wirtschaftlichen Ordnung herbeigeführt. Das 
entrechtete, von der Entscheidung über seine Lebensfragen ausgesperrte Volk wurde von schrankenlos herr-
schenden Gewalten in Krieg und Untergang getrieben. In der Stunde höchster Not aber, raffte sich dieses ohn-
mächtige Volk auf, zertrat in gewaltiger revolutionärer Erhebung das schuldige System der Vergangenheit und 
riß die Macht an sich. Das politisch ohnmächtige Volk wurde durch die Revolution das freieste.

Das bayerische Volk ist in der Befreiung Deutschlands vorangegangen. Es ist entschlossen, als ein kraftvolles, 
selbstständiges Glied in einigem Verein deutscher Staaten und im Geiste des kommenden Völkerbundes zu 
wirken, der die Menschheit zu friedlicher gemeinschaftlicher Arbeit für alle Zeiten zusammenschließt.

Die Vergangenheit ist tot. Auf neuen Wegen ringt das Volk um die Gestaltung seines Schicksals. Daß dieses 
Volk in seiner Gesamtheit frei über die Bedingungen und Formen seines Lebens entscheidet, ist das unan-
tastbare ewige Grundgesetz der bayerischen Republik. Seine Herrschaft soll nicht in der Anwendung leerer 
äußerlicher Rechte bestehen, sondern in der unmittelbaren und unablässigen Mitarbeit an den Angelegenheiten 
des Staates und in der gesetzlich verbürgten Macht, den Volkswillen jederzeit durchzusetzen. Diese lebendige 
Demokratie vollzieht und vollendet sich in den freien Organisationen des Volkes wie im Landtag und ganz 
besonders in der Volksabstimmung, die den Zweck und die Wirkung hat, die Übereinstimmung zwischen dem 
Willen des Volkes und seinen Vertretungen in Regierung und Landtag zu sichern.

Die uneingeschränkte Herrschaft des Volkes, die gewaltige Kraft der Massen kann aber nur dann in schöpfe-
rische Leistung umgesetzt werden, wenn alle mit Kopf und Hand Arbeitenden im Staate durchdrungen sind von 
der einheitlichen Erkenntnis der Staatsziele und der Klarheit über die Mittel ihrer Erreichung. Aus der völligen 
Zerrüttung der alten Verhältnisse kann nur die soziale Neuordnung herausführen. Die neue Demokratie kann 
ihre Lebensfähigkeit und ihr Daseinsrecht nur in dem Grade beweisen, als es ihr gelingt, in ruhiger organisie-
render Arbeit, den sozialen Neuaufbau der Gesellschaft von Grund aus zu verwirklichen.

In einem umfassenden Verfassungswerk sollen die Grundsätze der sozialistischen Republik zur Darstellung 
gelangen. Bis zur Vollendung dieser Aufgabe, die dem von der revolutionären Regierung einberufenen Landtag 
obliegt, bleibt das folgende vorläufige Staatsgrundgesetz in Kraft, das die unerläßlichen Grundsätze der künfti-
gen Verfassung festlegt, und solange die giltige provisorische Verfassung der Republik Bayern darstellt, bis die 
endgültige Verfassung zustande gekommen ist.

Bayern ist eine Republik.
1. Bayern ist Mitglied der Vereinigten Staaten Deutschlands (Deutsches Reich).
2. Die höchste Gewalt des Bayerischen Staates liegt beim Volk.
3. Das Volk äußert seinen Willen durch Abstimmungen und Wahlen der Staatsbürger und die durch die 

Verfassung eingesetzten Organe.
Staatsbürger ist ohne Unterschied der Geburt, des Geschlechtes, des Glaubens und des Berufes jeder Ange-

hörige des Bayerischen Staates, der das 20. Lebensjahr vollendet hat.
4. Durch Wahlen der Staatsbürger wird der Landtag gebildet, der aus einer Kammer besteht. Die Wahl ist 

allgemein, gleich, unmittelbar, geheim, nach dem Verhältnisse der Stimmen.
5. Wahlberechtigt sind alle bayerischen Staatsbürger, wählbar sind alle bayerischen Staatsbürger über 25 Jah-

re.
6. Die oberste vollziehende Gewalt wird vom Gesamtministerium ausgeübt.
7. Das Gesamtministerium hat das Recht, Beschlüsse des Landtags spätestens innerhalb 4 Wochen der Volks-

bestimmung (Referendum) zu unterbreiten. In solchen Fällen werden die Beschlüsse des Landtags erst wirk-
sam, wenn sie in der Volksabstimmung mit einfacher Mehrheit der abstimmenden Staatsbürger bestätigt sind.

Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen.
Entscheidet sie gegen das Gesamtministerium, so hat es zurückzutreten.
8. Der Staat sichert die Unverletzlichkeit der Person, Freiheit des Glaubens und der Meinung in Rede und 

Schrift, Freiheit der Lehre, Wissenschaft und Kunst.
9. Das Eigentum ist unverletzlich. Die Enteignung von Vermögen kann nur zum Zwecke des Gemeinwohls 

auf Grund von Gesetzen erfolgen.
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10. Vor dem Gesetze sind alle Einwohner gleich. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 
Die Rechtsprechung wird durch unabhängige Gerichte ausgeübt.

11. Alle Vorrechte der Geburt und des Adels, sowie Titel, die keine Berufsbezeichnungen sind, werden auf-
gehoben. Neue Fideikommisse dürfen nicht errichtet werden, die bestehenden sind durch besonderes Gesetz 
aufzuheben.

12. Die öffentlichen Lasten sind ansteigend nach der Leistungsfähigkeit zu verteilen.
13. Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben das Recht, weitgehender Selbstverwaltung. Die Wahlen 

zu den gemeindlichen Vertretungskörpern erfolgen nach den Grundsätzen des Landtagswahlrechts.
14. Die Glaubensgesellschaften sind unabhängig von Staate und unterstehen dessen Schutz. Alle Glaubens-

gesellschaften sind gleichberechtigt und frei in ihrer Bestätigung. Niemand kann zum Eintritt in eine Glau-
bensgesellschaft, zur Teilnahme an ihren Kultus oder zum Verbleiben in einer Glaubensgesellschaft gezwungen 
werden.

Bestgehende Rechte der Glaubensgesellschaften können nur auf dem Wege der Gesetzgebung abgelöst wer-
den.

15. Das Unterrichtswesen ist eine staatliche Angelegenheit. Die Erteilung des Religionsunterrichts obliegt 
den Glaubensgesellschaften. Staatliche Lehrpersonen können zur Erteilung des Religionsunterrichts nicht ge-
zwungen werden; die Erziehungsberechtigten können von Staatswegen nicht gezwungen werden, die ihnen 
anvertraute Jugend zur Teilnahme am Religionsunterricht oder an religiösen Übungen anzuhalten.

16. Die Beamten haben das unbeschränkte Recht ihrer staatsbürgerlichen Betätigung. Die Rechte der Beam-
ten bleiben unabgetastet.

17. Bis zur endgültigen Erledigung des Verfassungsentwurfes, der dem Landtag sofort nach seinem Zusam-
mentritt vorgelegen werden muß, übt die revolutionäre Regierung die gesetzgebende und vollziehende Gewalt 
aus.

18. Dieses Staatsgrundgesetz tritt, insoweit es nicht bloße Programmsätze (Ziff. 11, 12, 13, 14, 15) enthält, mit 
seiner Verkündigung in Kraft.

München, den 4. Januar 1919
Kurt Eisner.        E. Auer.        H. v. Frauendorfer.        Hoffmann.        Dr. Jaffé.        Roßhaupter.        J. Timm. 

Unterleitner.

Nr. 19b. Vorläufige Verfassung des Freistaates Bayern 
vom 17. März 1919

(Gesetz- und Verordnungsblatt für den Volksstaat Bayern 1919, 109)

Vorläufiges Staatsgrundgesetz des Freistaates Bayern (1919)

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende vorläufige Staatsgrundgesetz beschlossen:
§ 1 Der Freistaat Bayern ist Mitglied des Deutschen Reiches.
§ 2 Die höchste Gewalt des bayerischen Staates liegt beim Volk.
§ 3 Das Volk äußert seinen Willen durch die auf der Verfassung beruhenden Organe, dann durch die Wahlen 
und die von der Verfassung vorgesehenen Abstimmungen der Staatsbürger.

Staatsbürger ist ohne Unterschied der Geburt, des Geschlechtes, des Glaubens und des Berufes jeder Ange-
hörige des bayerischen Staates, der das 20. Lebensjahr vollendet hat.
§ 4 Durch Wahlen der Staatsbürger wird der Landtag gebildet, der aus einer Kammer besteht. Die Wahlen sind 
allgemein, gleich, unmittelbar, geheim und erfolgen nach den Grundsätzen der Verhältniswahl.
§ 5 Wahlberechtigt sind alle bayerischen Staatsbürger, wählbar sind alle bayerischen Staatsbürger über 25 Jahre.
§ 6 Die gesetzgebende Gewalt wird vom Landtag ausgeübt. Zum Zustandekommen eines Gesetzes ist die Zu-
stimmung der einfachen Mehrheit der anwesenden Landtagsmitglieder erforderlich.
§ 7 Das Gesamtministerium hat das Recht, Beschlüsse des Landtags, die mit einer Bestimmung des gegenwär-
tigen vorläufigen Staatsgrundgesetzes in Widerspruch stehen, innerhalb vier Wochen der Volksabstimmung zu 
unterbreiten. In solchen Fällen werden die Beschlüsse des Landtags erst wirksam, wenn sie in der Volksabstim-
mung mit einfacher Mehrheit der abstimmenden Staatsbürger bestätigt sind.

Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen. Entscheidet sie gegen das Gesamt-
ministerium, so hat es zurückzutreten.

Auf Beschlüsse des Landtags, die zum Zustandekommen des endgültigen Staatsgrundgesetzes gefaßt werden, 
finden diese Bestimmungen keine Anwendung.
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§ 8 Die oberste vollziehende Gewalt wird vom Gesamtministerium ausgeübt. Der Vorsitzende des Gesamtmi-
nisteriums wird vom Landtag mit einfacher Mehrheit der Gesamtzahl seiner Mitglieder gewählt. Die übrigen 
Minister werden von ihm berufen.

Die Minister bedürfen zu ihrer Amtsführung des Vertrauens des Landtags. Sie sind für die Führung ihrer 
Geschäfte dem Landtag verantwortlich.
§ 9 Der Staat sichert die Unverletzlichkeit der Person, Freiheit des Glaubens und der Meinung in Rede und 
Schrift, Freiheit der Lehre, Wissenschaft und Kunst.
§ 10 Das Eigentum ist unverletzlich. Die Enteignung von Vermögen kann nur zum Zwecke des Gemeinwohls 
auf Grund Gesetzes erfolgen.
§ 11 Vor dem Gesetz sind alle Einwohner gleich. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 
Die Rechtsprechung wird durch unabhängige Gerichte ausgeübt.
§ 12 Alle Vorrechte der Geburt und des Adels sowie Titel, die keine Berufsbezeichnungen sind, werden auf-
gehoben. Neue Fideikommisse dürfen nicht errichtet werden. Die bestehenden Fideikommisse werden durch 
besonderes Gesetz aufgehoben.
§ 13 Die öffentlichen Lasten sind ansteigend nach der Leistungsfähigkeit zu verteilen.
§ 14 Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben das Recht der Selbstverwaltung nach Maßgabe der Geset-
ze. Die Wahlen zu den gemeindlichen Vertretungskörpern erfolgen nach den Grundsätzen des Landtagswahl-
rechts.
§ 15 Die Glaubensgesellschaften sind gleichberechtigt und ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selb-
ständig nach Maßgabe der Staatsgesetze. Niemand kann zum Eintritt in eine Glaubensgesellschaft oder zum 
Verbleiben in ihr, zur Teilnahme oder Nichtteilnahme an Kultushandlungen gezwungen werden.

Bestehende Rechte der Glaubensgesellschaften können nur durch Gesetz abgelöst werden.
§ 16 Das Unterrichtswesen ist eine staatliche Angelegenheit. Die Erteilung des Religionsunterrichts ist den 
Glaubensgesellschaften überlassen. Staatliche Lehrpersonen können zur Erteilung des Religionsunterrichts 
nicht gezwungen werden. Die Erziehungsberechtigten können von Staatswegen nicht gezwungen werden, die 
ihnen anvertraute Jugend zur Teilnahme am Religionsunterricht oder an religiösen Übungen anzuhalten.
§ 17 Die Beamten haben das unbeschränkte Recht der staatsbürgerlichen Betätigung. Die Rechte der Beamten 
bleiben unangetastet.
§ 18 Dieses vorläufige Staatsgrundgesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. Das vorläufige Staatsgrundgesetz 
vom 4. Januar 1919 (GVBl. S. 1ff.) wird aufgehoben.

München, den 17. März 1919
Hoffmann. Endres. Frauendorfer. Schneppenhorst. Segitz. Simon. Steiner. Unterleitner.
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Nr. 20 Gesetz über die vorläufige Reichsgewalt 
vom 10. Februar 1919

[Reichs-Gesetzblatt 1919, 169]

Gesetz über die vorläufige Reichsgewalt

Die verfassunggebende deutsche Nationalversammlung hat folgendes Gesetz beschlossen:
§ 1. Die verfassunggebende deutsche Nationalversammlung hat die Aufgabe, die künftige Reichsverfassung 
sowie auch sonstige dringende Reichsgesetze zu beschließen.
§ 2. Die Einbringung von Vorlagen der Reichsregierung an die Nationalversammlung bedarf unbeschadet des 
Abs. 4 der Zustimmung eines Staatenausschusses. Der Staatenausschuß wird gebildet von Vertretern derjenigen 
deutschen Freistaaten, deren Regierungen auf dem Vertrauen einer aus allgemeinen, gleichen, geheimen und 
direkten Wahlen hervorgegangenen Volksvertretung beruhen. Bis zum 31. März 1919 können mit Zustimmung 
der Reichsregierung auch andere deutsche Freistaaten Vertreter entsenden.
In dem Staatenausschusse hat jeder Freistaat mindestens eine Stimme. Bei den größeren Freistaaten entfällt 
grundsätzlich auf eine Million Landeseinwohner eine Stimme, wobei ein Überschuß, der mindestens der Ein-
wohnerzahl des kleinsten Freistaats gleichkommt, einer vollen Million gleichgerechnet wird. Kein Freistaat darf 
durch mehr als ein Drittel aller Stimmen vertreten sein. Den Vorsitz im Staatenausschusse führt ein Mitglied 
der Reichsregierung.
Wenn Deutsch-Österreich sich dem Deutschen Reiche anschließt, erhält es das Recht der Teilnahme am Staa-
tenausschusse mit einer dem Abs. 2 entsprechenden Stimmenzahl. Bis dahin nimmt es mit beratender Stimme 
teil. Kommt eine Übereinstimmung zwischen der Reichsregierung und dem Staatenausschusse nicht zustande, 
so darf jeder Teil seinen Entwurf der Nationalversammlung zur Beschlußfassung vorlegen.
§ 3. Die Mitglieder der Reichsregierung und des Staatenausschusses haben das Recht, an den Verhandlungen 
der Nationalversammlung teilzunehmen und dort jederzeit das Wort zu ergreifen, damit sie die Ansichten ihrer 
Regierung vertreten.
§ 4. Die künftige Reichsverfassung wird von der Nationalversammlung verabschiedet. Es kann jedoch der Ge-
bietsbestand der Freistaaten nur mit ihrer Zustimmung geändert werden. Im übrigen kommen Reichsgesetze 
durch Übereinstimmung zwischen der Nationalversammlung und dem Staatenausschusse zustande. Ist eine 
solche Übereinstimmung nicht zu erzielen, so kann der Reichspräsident die Entscheidung durch eine Volksab-
stimmung herbeiführen.
§ 5. Auf die Nationalversammlung finden die Artikel 21 bis 23, 26 und 32 der bisherigen Reichsverfassung ent-
sprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß Artikel 21 auch auf Soldaten Anwendung findet.
§ 6. Die Geschäfte des Reichs werden von einem Reichspräsidenten geführt. Der Reichspräsident hat das Reich
völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des Reichs Verträge mit auswärtigen Mächten einzugehen sowie Ge-
sandte zu beglaubigen und zu empfangen.
Kriegserklärung und Friedensschluß erfolgen durch Reichsgesetz. Verträge mit fremden Staaten, die sich auf 
Gegenstände der Reichsgesetzgebung beziehen, bedürfen der Zustimmung der Nationalversammlung und des 
Staatenausschusses.
Sobald das Deutsche Reich einem Völkerbunde mit dem Ziele des Ausschlusses aller Geheimverträge beigetre-
ten sein wird, bedürfen alle Verträge mit den im Völkerbunde vereinigten Staaten der Zustimmung der Natio-
nalversammlung und des Staatenausschusses. Der Reichspräsident ist verpflichtet, die gemäß §§ 1 bis 4 und 6 
beschlossenen Reichsgesetze und Verträge im Reichs-Gesetzblatt zu verkünden.
§ 7. Der Reichspräsident wird von der Nationalversammlung mit absoluter Stimmenmehrheit gewählt. Sein 
Amt dauert bis zum Amtsantritte des neuen Reichspräsidenten, der auf Grund der künftigen Reichsverfassung 
gewählt wird.
§ 8. Der Reichspräsident beruft für die Führung der Reichsregierung ein Reichsministerium, dem sämtliche 
Reichsbehörden und die Oberste Heeresleitung unterstellt sind. Die Reichsminister bedürfen zu ihrer Amtsfüh-
rung des Vertrauens der Nationalversammlung.
§ 9. Alle zivilen und militärischen Anordnungen und Verfügungen des Reichspräsidenten bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung durch einen Reichsminister. Die Reichsminister sind für die Führung ihrer 
Geschäfte der Nationalversammlung verantwortlich.
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§ 10. Dieses Gesetz tritt mit seiner Annahme durch die Nationalversammlung in Kraft. Von diesem Zeitpunkt 
an kommen Gesetze sowie Verordnungen, die nach dem bisherigen Reichsrecht der Mitwirkung des Reichstags 
bedurften, nur gemäß § 4 dieses Gesetzes zustande.
Weimar, den 10. Februar 1919

Der Präsident der verfassunggebenden deutschen Nationalversammlung
David
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Nr. 21 Versailler Vertrag
vom 28. Juni 1919

[Reichs-Gesetzblatt 1919, 701]

Friedensvertrag von Versailles (1919)

Die Vereinigten Staaten von Amerika, das Britische Reich, Frankreich, Italien und Japan,
die in dem gegenseitigen Vertrage als die alliierten und assoziierten Hauptmächte bezeichnet sind,
Belgien, Bolivien, Brasilien, China, Cuba, Ecuador, Griechenland, Guatemala, Haïti, Hedschas, Honduras, 

Liberia, Nicaragua, Panama, Peru, Polen, Portugal, Rumänien, der serbisch-kroatisch-slovenische Staat, Siam, 
die Tschecho-Slowakeit und Uruguay,

die hier mit den obenbezeichneten Hauptmächten die alliierten und assoziierten Mächte bilden,
einerseits
und Deutschland
andererseits,
in Anbetracht,
daß; auf den Antrag der Kaiserlich Deutschen Regierung am 11. November 1918 Deutschland von den al-

liierten und assoziierten Hauptmächten den Waffenstillstand mit dem Ziel demnächstigen Friedensschlusses 
bewilligt worden ist,

daß die alliierten und assoziierten Mächte gleichfalls den Wunsch haben, an die Stelle des Krieges, in den sie 
nacheinander unmittelbar oder mittelbar verwickelt worden sind und der in der Kriegserklärung Österreich-
Ungarns an Serbien vom 28. Juli 1914, in den Kriegserklärungen Deutschlands an Rußland vom 1. August 
1914 und an Frankreich vom 3. August 1914 sowie in dem Einfall in Belgien seinen Ursprung hat, einen festen, 
gerechten und dauerhaften Frieden treten zu lassen;

Zu diesem Zweck sind die Hohen vertragschließenden Teile, die wie folgt vertreten sind:
Der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika, durch
den Ehrenwerten Woodrow Wilson, Präsidenten der Vereinigten Staaten, handelnd sowohl in seinem eige-

nen Namen wie aus eigener Machtbefugnis
  den Ehrenwerten Robert Lansing, Staatssekrätar
  den Ehrenwerten Henry White, ehemaligen außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter der Ver-

einigten Staaten in Rom und in Paris,
  den Ehrenwerten Edward M. House,
  den General Tasker H. Bliß, Militärbevollmächtigten der Vereinigten Staaten beim Obersten Kriegsrat;
Seine Majestät der König des Vereinigten Königreiches von Großbritannien und Irland und der Übersee-

ischen Britischen Lande, Kaiser von Indien, durch
  den Sehr Ehrenwerten David Lloyd George, M. P., erster Lord des Schatzamtes und Ministerpräsident
  den Sehr Ehrenwerten Andrew Bonar Law, M. P., Großsiegelbewahrer,
  den Sehr Ehrenwerten Viscount Milner, G. C. B., G. C. M. G., Staatssekretär für die Kolonien,
  den Sehr Ehrenwerten Arthur James Balfour, O. M., M. P., Staatssekretär für die auswärtigen Angelegen-

heiten,
  den Sehr Ehrenwerten George Nicoll Barnes, M. P., Minister ohne Portefeuille;
und für das Dominium Canada, durch
  den Ehrenwerten Charles Joseph Doherty, Justizminister,
  den Ehrenwerten Arthur Lewis Sifton, Zollminister;
für den Australischen Bund, durch
  den Sehr Ehrenwerten William Morris Hughes, Justizminister und Ministerpräsidenten,
  den Sehr Ehrenwerten Sir Joseph Cook, G. C. M. G., Marineminister;
für die Südafrikanische Union, durch
  den Sehr Ehrenwerten General Louis Botha, Minister für die Angelegenheiten der Eingeborenen und Mi-

nisterpräsidenten,
  den Sehr Ehrenwerten Gernalleutnant Jan Christiaan Smuts, K. C., Verteidigungsminister;
für das Dominium Neuseeland, durch
  den Sehr Ehrenwerten William Ferguson Massey, Arbeitsminister und Ministerpräsidenten;
für Indien, durch
  den Sehr Ehrenwerten Edwin Samuel Montagu, M. P., Staatssekretär für Indien,
  Seine Hoheit den Gernerlamajor Maharaja Sir Ganga Singh Bahadur, Maharaja von Bikaner, G. C. S. I., G. 

C. I. E., G. C. V. O., K. C. B., A. D. C.;
Der Präsident des Französischen Freistaates, durch
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  Herrn Georges Clemenceau, Ministerpräsidenten, Kriegsminister,
  Herrn Stephen Pichon, Minister der auswärtigen Angelegenheiten,
  Herrn Louis-Lucien Klotz, Finanzminister,
  Herrn AndréTardieu, Gerneralkommissar für die französisch-amerikanischen Kriegsangelegenheiten,
  Herrn Jules Cambon, französischer Botschafter;
Seine Majestät der König von Italien, durch
  den Baron S. Sonnino, Abgeordneten,
  den Marquis G. Imperiali, Senator, Botschafter Sr. M. des Königs von Italien in London,
  Herrn S. Crespi, Abgeordneten;
Seine Majestät der Kaiser von Japan, durch
  den Marquis Saionzi, ehemaligen Präsidenten des Ministerrats,
   den Baron Makino, ehemaligen Minister der auswärtigen Angelegenheiten, Mitglied des diplomatischen 

Rats,
  den Viscount Chinda, außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter Sr. M. des Kaisers von Japan in 

London,
  Herrn K. Matsui außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter Sr. M. des Kaisers von Japan in Paris,
  Herrn H. Ijuin, außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter Sr. M. des Kaisers von Japan in Rom;
Seine Majestät der König der Belgier, durch
  Herrn Paul Hymans, Minister der auswärtigen Angelegenheiten, Staatsminister,
  Herrn Jules van der Heuvel, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister, Staatsminister,
  Herrn Emile Vandervelde, Justizminister, Staatsminister;
Der Präsident des Freistaates Bolivien, durch
  Herrn Ismael Montes, außerordentlichen  Gesandten und bevollmächtigten Minister von Bolivien in Paris;
Der Präsident des Freistaates Brasilien, durch
  Herrn João Pandiá Calogeras, Abgeordneten, ehemaligen Finazminister,
  Herrn Raul Fernandes, Abgeordneten,
  Herrn Rodrigo Octavio des L. Menezes, Professor des Völkerrechts in Rio des Janeiro;
Der Präsident des Chinesischen Freistaates, durch
  Herrn Lou Tseng-Tsiang, Minister der qauswärtigen Angelegenheiten,
  Herrn Chenting Thomas Wang, ehemaligen Minister für Ackerbau und Handel;
Der Präsident des Cubanischen Freistaates, durch
  Herrn Antonio Sànchez de Bustamante, Dekan der juristischen Fakultät der Universität Havana, Präsident 

der Cubanischen Gesellschaft für Völkerrecht;
Der Präsident des Freistaates Ecuador, durch
  Herrn Enrique Dorn y de Alsúa, außerordnetlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister von Ecuador 

in Paris;
Seine Majestät der König der Hellenen, durch
  Herrn Eleftherios K. Venisélos, Präsidenten des Ministerrats,
  Herrn Nicolas Politis, Minister der auswärtigen Angelegenheiten;
Der Präsident des Freistaates Guatemala, durch
  Herrn Joaquin Méndez, ehemaligen Staatsminister der öffentlichen Arbeiten und des öffentlichen Unter-

richts, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister Guatemalas in Washington, außerordent-
lichen Gesandten und bevollmächtigten Minister in besonderer Mission in Paris;

Der Präsident des Freistaates Haïti, durch
  Herrn Tertullien Guilbaud, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister von Haïti in Paris;
Seine Majestät der König der Hedschas, durch
  Herrn Rustem Haïdar,
  Herrn Abdul Hadi Aouni;
Der Präsident des Freistaates Honduras, durch
  den Dr. Policarpo Bonilla, in besonderer Mission in Washington, ehemaligen Präsidenten des Freistaates 

Honduras, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister;
Der Präsident des Freistaates Liberia, durch
  den Ehrenwerten Charles Dunbar Burgeß King, Staatssekretär;
Der Präsident des Freistaates Nicaragua, durch
  Herrn Salvador Chamorro, Präsidenten der Kammer der Abgeordneten;
Der Präsident des Freistaates Panama, durch
  Herrn Antonio Burgos, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister von Panama in Ma-

drid;
Der Präsident des Freistaates Peru, durch
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  Hernn Carlos G. Candamo, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister von Peru in Paris;
Der Präsident des Polnischen Freistaates, durch
  Herrn Ignaz J. Paderewski, Präsidenten des Ministerrats, Minister der auswärtigen Angelegenheiten,
  Herrn Roman Dmowski, Präsidenten des polnischen Nationalkomitees;
Der Präsident des Portugiesischen Freistaates, durch
  den Dr. Affonso Augusto da Costa, ehemaligen Präsidenten des Ministerrats,
  den Dr. Augusto Luiz Vieira Soares, ehemaliger Minister der auswärtigen Angelegenheiten;
Seine Majestät der König der Rumänen, durch
  Herrn Jon J. C. Bratiano, Präsidenten des Ministerrats, Minister der auswärtigen Angelegenheiten;
  den Gerneral Constantin Coanda, Kommandierender General, königlichen Flügeladjutanten, ehemaligen 

Präsidenten des Ministerrats;
Seine Majestät der König der Serben, Kroaten und Slovenen, durch
  Herrn Nicolas P. Paschitsch, früheren Präsidenten des Ministerrats,
  Herrn Ante Trumbic, Minister der auswärtigen Angelegenheiten,
  Herrn Milenko Vesnitsch, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister Sr. M. des Königs 

der Serben, Kroaten und Slovenen in Paris;
Seine Majestät der König von Siam, durch
  Seine Hoheit den Fürsten Charoon, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister Sr. M. des 

Königs von Siam in Paris,
  Seine Durchlaucht den Fürsten Traidos Prabandhu, Unterstaatssekretär der auswärtigen Angelegenheiten;
Der Präsident des Tschecho-Slowakischen Freistaates, durch
  Herrn Karel Kramár, Präsidenten des Ministerrats,
  Herrn Eduard Benes, Minister der auswärtigen Angelegenheiten;
Der Präsident des Freistaates Uruguay, durch
  Herrn Juan Antonio Buero, Minister der auswärtigen Angelegenheiten, früheren Minister für Gewerbe;
Deutschland, durch
  Herrn Hermann Müller, Reichsminister des Auswärtigen,
  den Dr. Bell, Reichsminister;
im Namen des Deutschen Reichs sowie im Namen aller seiner Gliedstaaten und jedes einzelnen dieser Staa-

ten,
nach Austausch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten über folgende Bestimmungen übereinge-

kommen:
Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags nimmt der Kriegszustand ein Ende. Von diesem Augen-

blick an werden unter Vorbehalt die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags die amtlichen Beziehungen der 
alliierten und assoziierten Mächte mit Deutschland und dem einen oder anderen anderen deutschen Staaten 
wiederaufgenommen.

Teil I. Völkerbundssatzung.
In der Erwägung, daß es zur Förderung der Zusammenarbeit unter den Nationen und zur Gewährleistung 

des internationalen Friedens und der internationalen Sicherheit wesentlich ist,
bestimmte Verpflichtungen zu übernehmen, nicht zum Kriege zu schreiten;
in aller Öffentlichkeit auf Gerechtigkeit und Ehre gegründete internationale Beziehungen zu unterhalten;
die Vorschriften des internationalen Rechtes, die fürderhin als Richtschnur für das tatsächliche Verhalten der 

Regierungen anerkannt sind, genau zu beobachten,
die Gerechtigkeit herrschen zu lassen und alle Vertragsverpflichtungen in den gegenseitigen Beziehungen der 

organisierten Völker peinlich zu achten,
nehmen die Hohen vertragschließenden Teile die gegenwärtige Satzung, die den Völkerbund errichtet, an.

Art. 1 Ursprüngliche Mitglieder des Völkerbunds sind diejenigen Signatarmächte, deren Namen in der Anlage 
zu der gegenwärtigen Satzung aufgeführt sind, sowie die ebenfalls in der Anlage genannten Staaten, die der 
gegenwärtigen Satzung ohne jeden Vorbehalt durch eine binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten der Satzung 
im Sekretariat niedergelegte Erklärung beizutreten; die Beitrittserklärung ist den andern Bundesmitgliedern 
bekanntzugeben.

Alle Staaten, Dominien oder Kolonien mit voller Selbstverwaltung, die nicht in der Anlage aufgeführt sind, 
können Bundesmitglieder werden, wenn ihre Zulassung von zwei Dritteln der Bundesversammlung ausgespro-
chen wird, vorausgesetzt, daß sie für ihre aufrichtige Absicht, ihre internationalen Verpflichtungen zu beobach-
ten, wirksame gewähr leisten und die hinsichtlich ihrer Streitkräfte und Rüstungen zu Lande, zur See und in der 
Luft von dem Bundes festgesetzten Ordnung annehmen.
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Jedes Bundesmitglied kann nach zweijähriger Kündigung aus dem Bunde austreten, vorausgesetzt, daß es zu 
dieser Zeit alle seine internationalen Verpflichtungen einschließlich derjenigen aus der gegenwärtigen Satzung 
erfüllt hat.
Art. 2 Der Bund übt seine in dieser Satzung bestimmte Tätigkeit durch eine Bundesversammlung und durch 
einen Rat, denen ein ständiges Sekretariat beigegeben ist, aus.
Art. 3 Die Bundesversammlung besteht aus Vertretern der Bundesmitglieder.

Sie tagt zu festgesetzten Zeitpunkten und außerdem dann, wenn die Umstände es erfordern, am Bundessitz 
oder an einem zu bestimmenden anderen Orte.

Die Bundesversammlung bestimmt über jede Frage, die in den Tätigkeitsbereich des Bundes fällt oder die 
den Weltfrieden berührt.

Jedes Bundesmitglied hat höchstens drei Vertreter in der Bundesversammlung und verfügt nur über eine 
Stimme.
Art. 4 Der Rat setzt sich aus Vertretern der alliierten und assoziierten Hauptmächte und aus den Vertretern der 
anderen Bundesmitglieder zusammen. Diese vier Bundesmitglieder werden von der Bundesversammlung nach 
freiem Ermessen und zu den Zeiten, die sie für gut befindet, bestimmt. Bis zu der ersten Bestimmung durch die 
Bundesversammlung sind die Vertreter Belgiens, Brasiliens, Spaniens und Griechenlands Mitglieder des Rates.

Mit Zustimmung der Mehrheit der Bundesversammlung kann der Rat andere Bundesmitglieder bestimmen, 
die von da ab ständig im Rat vertreten sind. Er kann mit der gleichen Zustimmung die Anzahl der Bundesmit-
glieder, die durch die Bundesversammlung als Vertreter in den Rat gewählt werden, erhöhen.

Der Rat tagt, wenn es die Umstände erfordern, am Bundessitz oder an einem zu bestimmenden anderen 
Orte, und zwar zum mindesten einmal im Jahre.

Der Rat befindet [engl. Text: in seinen Sitzungen] über jede Frage, die in den Tätigkeitsbereich des Bundes 
fällt oder die den Weltfrieden berührt.

Jedes im Rate nicht vertretene Bundesmitglied wird eingeladen, zur Teilnahme an der Tagung einen Vertreter 
abzuordnen, wenn eine seine Interessen besonders berührende Frage auf der Tagesordnung des Rates steht.

Jedes im Rate vertretene Bundesmitglied verfügt [engl. Text: in den Sitzungen des Rates] nur über eine Stim-
me und hat nur einen Vertreter.
Art. 5 Beschlüsse der Bundesversammlung oder des Rates erfordern Einstimmigkeit der in der Tagung vertre-
tenen Bundesmitglieder, es ei den, daß in den Vorschriften dieser Satzung oder den Bestimmungen des gegen-
wärtigen Vertrags ausdrücklich ein anderes vorgesehen ist.

Alle Verfahrensfragen, die sich im Laufe der Tagung der Bundesversammlung oder des Rates ergeben, ein-
schließlich der Ernennung von Ausschüssen zur Untersuchung besonderer Angelegenheiten, werden durch 
die Bundesversammlung oder den Rat geregelt und durch die Mehrheit der anwesenden Bundesmitglieder 
entschieden.

Die erste Tagung der Bundesversammlung   und die erste Tagung des Rates erfolgen auf Einberufung des 
Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika.
Art. 6 Das ständige Sekretariat befindet sich am Bundessitz. Es besteht aus einem Generalsekretär sowie den 
erforderlichen Sekretären und dem erforderlichen Personal.

Der erste Generalsekretär ist in der Anlage benannt. Für die Folge wird der Generalsekretär mit der Zustim-
mung der Mehrheit der Bundesversammlung durch den Rat ernannt.

Die Sekretäre und das Personal des Sekretariats werden mit der Zustimmung des Rates durch den General-
sekretär ernannt.

Der Generalsekretär des Bundes ist ohne weiteres auch Generalsekretär der Bundesversammlung und des 
Rates.

Die Kosten des Sekretariats werden von den Bundesmitgliedern nach den Verhältnissen getragen, das für die 
Umlegung der Kosten des internationalen Büros des Weltpostvereins maßgebend ist.
Art. 7 Der Bundessitz in in Genf.

Der Rat ist berechtigt, ihn jederzeit an jeden anderen Ort zu verlegen.
Alle Ämter des Bundes oder seines Verwaltungsdienstes, einschließlich des Sekretariats, sind in gleicher Wei-

se Männern wie Frauen zugänglich.
Die Vertreter der Bundesmitglieder und die Beauftragten des Bundes genießen in der Ausübung ihres Amtes 

die Vorrechte und die Unverletzlichkeit der Diplomaten.
Die dem Bund, seiner Verwaltung oder seinen Tagungen dienenden Gebäude und Grundstücke sind unver-

letzlich.
Art. 8 Die Bundesmitglieder bekennen sich zu dem Grundsatz, daß die Aufrechterhaltung des Friedens eine 
Herabsetzung der nationalen Rüstungen auf das Mindestmaß erfordert, das mit der nationalen Sicherheit und 
mit der Erzwingung internationaler Verpflichtungen durch gemeinschaftliches Vorgehen vereinbar ist.
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Der Rat entwirft unter Berücksichtigung der geographischen Lage un der besonderen Verhältnisse eines 
jeden Staates die Abrüstungspläne und unterbreitet sie den verschiedenen Regierungen zur Prüfung und Ent-
scheidung.

Von zehn zu zehn Jahren sind diese Pläne einer Nachprüfung und gegebenfalls einer Berichtigung zu unter-
ziehen.

Die auf diese Weise festgesetzte Grenze der Rüstungen darf nach ihrer Annahme durch die verschiedenen 
Regierungen nicht ohne Zustimmung des Rates überschritten werden.

Mit Rücksicht auf die schweren Bedenken gegen die private Herstellung von Munition oder Kriegsgerät be-
auftragen die Bundesmitglieder den Rat, auf Mittel gegen die daraus entspringenden schlimmen Folgen Be-
dacht zu nehmen, und zwar unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der Bundesmitglieder, die nicht in der Lage 
sind, selbst die für ihre Sicherheit erforderlichen Mengen an Munition und Krieggerät herzustellen.

Die Bundesmitglieder übernehmen es, sich in der offensten und erschöpfendsten Weise gegenseitig jede Aus-
kunft über den Stand ihre Rüstung, über ihr Heer-, Flotten- und Luftschiffahrtsprogramm und über die Lage 
ihrer auf Kriegszwecke einstellbaren Industrien zukommen zu lassen.
Art. 9 Ein ständiger Ausschuß wird eingesetzt, um dem Rate sein Gutachten über die Ausführung der Bestim-
mungen in Artikel 1 und 8 und überhaupt über Heer-, Flotten- und Luftschiffahrtsfragen zu erstatten.
Art. 10 Die Bundesmitglieder verpflichten sich, die Unversehrtheit des Gebiets und die bestehende politische 
Unabhängigkeit aller Bundesmitglieder zu achten und gegen jeden äußeren Angriff zu wahren. Im Falle eines 
Angriffs, der Bedrohung mit einem Angriff oder einer Angriffsgefahr nimmt der Rat auf die Mittel zur Durch-
führung dieser Verpflichtung Bedacht.
Art. 11 Ausdrücklich wird hiermit festgestellt, daß jeder Krieg und jede Bedrohung mit Krieg, mag davon un-
mittelbar ein Bundesmitglied betroffen werden oder nicht, eine Angelegenheit des ganzen Bundes ist, und daß 
dieser die zum wirksamen Schutz des Völkerfriedens geeigneten Maßnahmen zu ergreifen hat. Tritt ein solcher 
Fall ein, so beruft der Generalsekretär unverzüglich auf Antrag irgend eines Bundesmitgliedes den Rat.

Es wird weiter festgestellt, daß jedes Bundesmitglied das Recht hat, in freundschaftlicher Weise die Aufmerk-
samkeit der Bundesversammlung oder des Rates auf jeden Umstand zu lenken, der von Einfluß auf die interna-
tionalen Beziehungen sein kann und daher den Frieden oder das gute Einvernehmen zwischen den Nationen, 
von dem der Friede abhängt, zu stören droht.
Art. 12 Alle Bundesmitglieder kommen überein, eine etwa zwischen ihnen entstehende Streitfrage, die zu ei-
nem Bruche führen könnte, entweder der Schiedsgerichtsbarkeit oder der Prüfung durch den Rat zu unterbrei-
ten. Sie kommen ferner überein, in keinem Falle vor Ablauf von drei Monaten nach dem Spruch der Schieds-
richter oder dem berichte des Rates zum Krieg zu schreiten.

In allen in diesem Artikel vorgesehenen Fällen ist der Spruch der Schiedsrichter binnen angemessener Frist 
zu erlassen und der Bericht des Rates binnen sechs Monaten nach dem Tage zu erstatten, an dem er mit der 
Streitfrage befaßt worden ist.
Art. 13 Die Bundesmitglieder kommen überein, daß, wenn zwischen ihnen eine Streifrage entsteht, die nach 
ihrer Ansicht einer schiedsrichterlichen Lösung zugänglich ist und die auf diplomatischem Wege nicht zufrie-
denstellend geregelt werden kann, die Frage in ihrer Gesamtheit der Schiedsgerichtsbarkeit unterbreitet werden 
soll.

Streifragen über die Auslegung eines Vertrages, über alle Fragen des internationalen Rechtes, über das Be-
stehen jeder Tatsache, welche die Verletzung einer internationalen Verpflichtung bedeuten würde, oder über 
Umfang und Art der Wiedergutmachung im Falle einer solchen Verletzung gelten allgemein als solche, die einer 
schiedsrichterlichen Lösung zugänglich sind.

Als Schiedsgericht, dem der Streitfall unterbreitet wird, wird das Gericht tätig, das von den Parteien bestimmt 
wird oder das in früheren Übereinkommen von ihnen vereinbart ist.

Die Bundesmitglieder verpflichten sich, den erlassenen Schiedsspruch nach Treu und Glauben auszuführen 
und gegen klein Bundesmitglied, das sich dem Schiedsspruch fügt, zum Kriege zu schreiten. Im Falle der Nicht-
ausführung des Spruches schlägt der Rat die Schritte vor, die ihm Wirkung verschaffen sollen.
Art. 14 Der Rat wird mit dem Entwurf eines Planes zur Errichtung eines ständigen internationalen Gerichts-
hofes betraut und hat den Plan den Bundesmitgliedern zu unterbreiten. Dieser Gerichtshof, befindet über alle 
ihm von den Parteien unterbreiteten internationalen Streitfragen. Er erstattet ferner gutachterliche Äußerungen 
über jede ihm vom Rate oder der Bundesversammlung vorgelegten Streifragen oder sonstigen Angelegenheiten.
Art. 15 Entsteht zwischen Bundesmitgliedern eine Streifrage, die zu einem Bruche führen könnte, und wird 
diese Streifrage nicht, wie im Artikel 13 vorgesehen, der Schiedsgerichtsbarkeit unterbreitet, so kommen die 
Bundesmitglieder überein, sie vor den Rate zu bringen. Zu diesem Zwecke genügt es, wenn eine der Parteien 
den Generalsekretär von der Streitfrage benachrichtigt; dieser veranlaßt alles Nötige zu erschöpfender Unter-
suchung und Prüfung.
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Die Parteien haben ihm binnen kürzester Frist eine Darstellung ihres Falles mit allen einschlägigen Tatsachen 
und Belegstücken mitzuteilen; der Rat kann deren sofortige Veröffentlichung anordnen.

Der Rat bemüht sich, die Schlichtung der Streitfrage herbeizuführen. Gelingt es, so veröffentlicht er, soweit 
er es für zweckdienlich hält, eine Darstellung des Tatbestandes mit den zugehörigen Erläuterungen und dem 
Wortlaut des Ausgleichs.

Kann die Streitfrage nicht geschlichtet werden, so erstattet und veröffentlicht der Rat einen auf einstimmigen 
Beschluß oder Mehrheitsbeschluß beruhenden Bericht, der die Einzelheiten der Streitfrage und die Vorschläge 
wiedergibt, die er zur Lösung der Frage als die gerechtesten und geeignetsten empfiehlt.

Jedes im Rate vertretene Bundesmitglied kann gleichfalls eine Darstellung des Tatbestandes der Streitfrage 
und seine eigene Stellungsnahme dazu veröffentlichen.

Wird der Bericht des Rates von denjenigen seiner Mitglieder, die nicht Vertreter der Parteien sind, einstim-
mig angenommen. so verpflichten sich die Bundesmitglieder, gegen keine Partei, die sich dem Vorschlag fügt, 
zum Kriege zu schreiten.

Findet der Bericht des Rates nicht einstimmige Annahme bei denjenigen seiner Mitglieder, die nicht Ver-
treter der Parteien sind, so behalten sich die Bundesmitglieder das Recht vor, die Schritte zu tun, die sie zur 
Wahrung von Recht und Gerechtigkeit für nötig erachten.

Macht eine Partei geltend, und erkenne der Rat an, daß sich der Streit auf eine Frage bezieht, die nach inter-
nationalem Rechte zur ausdrücklichen Zuständigkeit dieser Partei gehört, so hat der Rat dies in einem Bericht 
festzustellen, ohne eine Lösung der Frage vorzuschlagen.

Der Rat kann in allen in diesem Artikel vorgesehenen Fällen die Streitfrage vor die Bundesversammlung 
bringen. Die Bundesversammlung hat sich auch auf Antrag einer der Parteien mit der Streitfrage zu befassen; 
der Antrag ist binnen vierzehn Tagen zu stellen, nachdem die Streifrage vor den Rat gebracht worden ist.

In jedem der Bundesversammlung unterbreiteten Falle finden auf das Verfahren und die Befugnisse der Bun-
desversammlung die Bestimmungen dieses Artikels und des Artikels 12, die sich auf das Verfahren und die Be-
fugnisse der Rates beziehen, mit der Maßgabe Anwendung, daß ein Bericht, den die Bundesversammlung unter 
Zustimmung der Vertreter der dem Rate angehörenden Bundesmitglieder immer mit Ausschluß der Vertreter 
der Parteien verfaßt, dieselbe Bedeutung hat wie ein Bericht des Rates, den seine Mitglieder mit Ausnahme der 
Vertreter der Parteien einstimmig gutheißen.
Art. 16 Schreitet ein Bundesmitglied entgegen den in den Artikeln 12, 13 und 15 übernommenen Verpflich-
tungen zum Kriege, so wird es ohne weiteres so angesehen, als hätte es eine Kriegshandlung gegen alle anderen 
Bundesmitglieder begangen. Diese verpflichten sich, unverzüglich alle Handels- und Finanzbeziehungen zu 
ihm abzubrechen, ihren Staatsangehörigen jeden Verkehr mit den Staatsangehörigen des vertragsbrüchigen 
Staates zu untersagen und alle finanziellen, Handels- und persönlichen Verbindungen zwischen den Staatsan-
gehörigen dieses Staates und jeden anderen Staates, gleichviel ob Bundesmitglied oder nicht, abzuschneiden.

In diesem Falle ist der Rat verpflichtet, den verschiedenen beteiligten Regierungen vorzuschlagen, mit wel-
chen Land-, See- oder Luftstreitkräften jedes Bundesmitglied für sein Teil zu der bewaffneten Macht beizutra-
gen hat, die den Bundesverpflichtungen Achtung zu verschaffen bestimmt ist.

Die Bundesmitglieder sagen sich außerdem wechselseitige Unterstützung bei der Aisführung der auf Grund 
dieses Artikels zu ergreifenden wirtschaftlichen und finanziellen Maßnahmen zu, um die damit verbundenen 
Verluste und Nachteile auf das Mindestmaß herabzusetzen. Sie unterstützen sich gleichfalls wechselseitig in 
dem Widerstand gegen jede Sondermaßnahme, die der vertragsbrüchige Staat gegen eines von ihnen richtet. Sie 
veranlassen alles Erforderliche, um den Streitkräften eines jeden Bundesmitglieds, daß an einem gemeinsamen 
Vorgehen zur Wahrung der Bundesverpflichtungen teilnimmt, den Durchzug durch ihr gebiet zu ermöglichen.

Jedes Mitglied, daß sich der Verletzung einer aus der Satzung entspringenden Verpflichtung schuldig macht, 
kann aus dem Bunde ausgeschlossen werden. Die Ausschließung wird durch Abstimmung aller anderen im 
Rate vertretenen Bundesmitglieder ausgesprochen.
Art. 17 Bei Streitfragen zwischen einem Bundesmitglied und einem Nichtmitglied oder zwischen Staaten, die 
Nichtmitglieder sind, werden der Staat oder die Staaten, die Nichtmitglieder sind, aufgefordert, sich für die 
Beilegung der Streitfrage den Bundesmitgliedern obliegenden Verpflichtungen zu unterwerfen, und zwar unter 
den vom Rat für gerecht erachteten Bedingungen. Wird dieser Aufforderung Folge geleistet, so gelangen unter 
Vorbehalt der Änderung, die der Rat für erforderlich erachtet, die Bestimmungen der Artikel 12 bis 16 zur 
Anwendung.

Zugleich mit dem Erlaß dieser Aufforderung eröffnet der Rat eine Untersuchung über die Einzelheit der 
Streitfrage und schlägt die Schritte vor, die er in dem besonderen Falle für die besten und wirksamsten hält.

Lehnt der so aufgeforderte Staat es ab, die Verpflichtungen eines Bundesmitglieds für die Beilegung der 
Streitfrage auf sich zu nehmen, und schreitet er zum Krieg gegen ein Bundesmitglied so finden die Bestimmun-
gen des Artikel 16 auf ihn Anwendung.
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Weigern sich beide Parteien auf die Aufforderung hin hin, die Verpflichtungen eines Bundesmitglieds für die 
Beilegung der Streifrage auf sich zu nehmen, so kann der Rat alle zur Vermeidung von Feindseligkeiten und zur 
Schlichtung des Streites geeigneten Maßnahmen ergreifen und Vorschläge machen.
Art. 18 Jeder Vertrag oder jede internationale Abmachung, die ein Bundesmitglied künftig abschließt, ist un-
verzüglich beim Sekretariat einzutragen und sobald wie möglich von ihm zu veröffentlichen. Kein solcher Ver-
trag und keine solche internationale Abmachung ist vor dieser Eintragung rechtsverbindlich.
Art. 19 Die Bundesversammlung kann von Zeit zu Zeit die Bundesmitglieder zu einer Nachprüfung der unan-
wendbar gewordenen Verträge und solcher internationalen Verhältnisse auffordern, deren Aufrechterhaltung 
den Weltfrieden gefährden könnte.
Art. 20 Die Bundesmitglieder erkennen, ein jedes für sein Teil, an, daß die gegenwärtige Satzung Verpflichtun-
gen und Einzelverständigungen aufhebt, die mit ihren Bestimmungen unvereinbar sind, und verpflichten sich 
feierlich, solche in Zukunft nicht mehr einzugehen.

Hat ein Mitglied vor seinem Eintritt in den Bund Verpflichtungen übernommen, die mit der Satzung unver-
einbar sind, so hat es die Pflicht, unverzüglich Maßnahmen zur Lösung dieser Verpflichtungen zu ergreifen.
Art. 21 Internationale Abreden wie Schiedsverträge und Abmachungen über bestimmte Gebiete wie die Mon-
roe-Doktrin, welche die Erhaltung des Friedens sicherstellen, gelten nicht als mit einer der Bestimmungen der 
gegenwärtigen Satzung unvereinbar.
Art. 22 Auf die Kolonien und Gebiete, die infolge des Krieges aufgehört haben, unter der Souveränität der 
Staaten zu stehen, die sie vorher beherrschten, und die von solchen Völkern bewohnt sind, noch nicht imstande 
sind, sich unter den besonders schwierigen Bedingungen der heutigen Welt selbst zu leiten, finden die nach-
stehenden Grundsätze Anwendung: Das Wohlergehen und die Entwicklung dieser Völker bilden eine heilige 
Aufgabe der Zivilisation, und es ist geboten, in die gegenwärtige Satzung Bürgschaften für die Erfüllung dieser 
Aufgabe aufzunehmen.

Der beste Weg, diesem Grundsatz durch die Tat zu verwirklichen, ist die Übertragung der Vormundschaft 
über diese Völker an die fortgeschrittenen Nationen, die auf Grund des ihrer Hilfsmittel, ihre Erfahrungen oder 
ihrer geographischen Lage am besten imstande sind, eine solche Verantwortung auf sich zu nehmen, und die 
hierzu bereit sind; sie hätten die Vormundschaft als Mandatare des Bundes in seinem Namen zu führen.

Die Art des Mandats muß nach der Entwicklungsstufe des Volkes, nach der geographischen Lage des Gebiets, 
nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen und allen sonstigen Umständen dieser verschieden sein.

Gewisse Gemeinwesen, ehemals zum Türkischen Reiche gehörten, haben eine solche Entwicklungsstufe er-
reicht, daß sie in ihren Dasein als unabhängige Nationen vorläufig anerkannt werden können, unter der Bedin-
gung, daß die Ratschläge und die Unterstützung eines Mandatars ihre Verwaltung bis zu dem Zeitpunkt leiten, 
wo sie imstande sein werden, sich selbst zu leiten. Bei der Wahl des Mandatars sind in erster Linie die Wünsche 
ein jener Gemeinwesen zu berücksichtigen.

Die Entwicklungsstufe, auf der sich andere Völker, insbesondere die mittelafrikanischen befinden, erfordert, 
daß der Mandatar dort die Verwaltung des Gebiets übernimmt. Doch ist dies an Bedingungen geknüpft. Außer 
der Abstellung von Mißbräuchen, wie Sklaven-, Waffen- und Alkoholhandel muß Gewissens- und Religions-
freiheit, lediglich mit den Einschränkungen, die die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und der guten 
Sitten erfordert, gewährleistet sein. Verbürgt muß weiter sein das Verbot der Errichtung von Belästigungen oder 
von Heeres- oder Flottenstützpunkten, sowie das Verbot militärische Ausbildung der Eingeborenen, soweit sie 
nicht lediglich polizeilichen oder Landesverteidigungszwecken dient. Den Güteraustausch und handelte ande-
ren Bundesmitglieder muß ferner die gleiche Möglichkeit der Betätigung gesichert sein.

Endlich gibt es Gebiete wie Südwestafrika und gewisse Inseln des australischen Stillen Ozeans, die infolge ih-
rer schwachen Bevölkerungsdichte und geringen Ausdehnung, ihrer Entfernung von den Mittelpunkt unter Zi-
vilisation, ihrer geographischen Nachbarschaft zum Gebiet des Mandatars oder infolge andere Umstände nicht 
wohl besser verwaltet werden können, als nach den Gesetzen des Mandatars und als integrierender Bestandteil 
seines Gebiets, unter Vorbehalt der Bürgschaften, die vorstehend dem Interesse der eingeborenen Bevölkerung 
vorgesehen sind.

In allen Fällen hat der Mandatar dem Rate jährlich einen Bericht über die seiner Fürsorge anvertrauten Ge-
biete vorzulegen.

Ist der Grad von behördlicher Machtbefugnis, Überwachung und Verwaltung, den der Mandatar ausüben 
soll, nicht bereits Gegenstand eines vorgängigen Übereinkommens zwischen den Bundmitgliedern, so trifft der 
Radio hierüber ausdrückliche Entscheidung.

Ein ständiger Ausschuß wird beauftragt, Jahresberichte der Mandatare entgegenzunehmen und zu prüfen 
und dem Rate über alle die Ausführung der Mandatsverpflichtungen angehenden Fragen sein Gutachten zu 
erstatten.
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Art. 23 Unter Vorbehalt der Bestimmungen der schon bestehenden oder künftig abzuschließenden internati-
onalen Übereinkommen und im Einklang mit diesen Bestimmungen übernehmen die Bundesmitglieder fol-
gendes:

a) sie werden sich bemühen, angemessene und menschliche Arbeitsbedingungen für Männer, Frauen und 
Kinder zu schaffen und aufrechtzuerhalten, sowohl in ihren eigenen Gebieten, wie in allen Ländern, auf die sich 
ihrer Handels- und Gewerbebeziehungen erstrecken, unter diesem Zwecke die erforderlichen internationalen 
Stellen zu errichten und zu unterhalten;

b) sie verbürgen der eingeborenen Bevölkerung in den ihre Verwaltung unterstellten Gebieten eine gerechte 
Behandlung;

c) sie betrauen den Bund mit der allgemeinen Überwachung der Abmachungen, betreffend den Mädchen- 
und Kinderhandel sowie den Handel mit Opium und anderen schädlichen Mittel;

d) sie betrauen den Bund mit der allgemeinen Überwachung des Waffen- und Munitionshandels mit den 
Ländern, bei denen die Überwachung dieses Handels im allgemeinen Interesse unumgänglich ist;

e) sie werden die nötigen Anordnungen treffen, um die Freiheit des Verkehrs und der Durchfuhr sowie 
die gerechte Regelung des Handels aller Bundesmitglieder zu gewährleisten und aufrechtzuerhalten mit der 
Maßgabe, daß die besonderen Bedürfnisse der während des Krieges 1914/1918 verwüsteten Gegenden berück-
sichtigt werden soll;

f) sie werden sich bemühen, internationale Maßnahmen schon Vergütung und Bekämpfung der Krankheiten 
zu treffen.
Art. 24 Alle früher durch Gesamtverträge errichteten internationalen Stellen werden vorbehaltlich der Zustim-
mung der vertragschließenden Teile dem Bunde untergeordnet. Alle anderen künftig gebildeten internationa-
len Stellen und mit der Regelung von Angelegenheiten internationalen Interesses betrauten Ausschüsse werden 
dem Bunde untergeordnet.

In allen durch allgemeine Übereinkommen geregelten Angelegenheiten internationalen Interesses, die der 
Aufsicht international Ausschüsse oder Stellen nicht unterstehen, hat das Sekretariat des Bundes, auf Antrag 
der vertragschließenden Teile und mit Zustimmung des Rates, alle geeigneten Unterlagen zu sammeln und 
weiterzuleiten sowie jede nötige oder wünschenswerte Unterstützung zu gewähren.

Der Rat kann bestimmen, daß zu den Ausgaben des Sekretariats auch die Ausgaben der dem Bunde unterge-
ordneten Stellen oder Ausschüsse gehören sollen.
Art. 25 Die Bundesmitglieder verpflichten sich, die Einrichtung und das Zusammenarbeiten anerkannter frei-
williger nationaler Organisationen des Roten Kreuzes zur Hebung der Gesundheit, die Vorhütung von Krank-
heiten und die Milderung der Leiden der Welt zu fördern und zu begünstigen.
Art. 26 Abänderungen der gegenwärtigen Satzung treten mit der Ratifikation durch die Gesamtheit der im Rate 
und die Mehrheit der in der Bundesversammlung vertretenen Bundesmitglieder in Kraft.

Jedem Bundesmitglied steht es frei, solche Abänderungen abzulehnen; in diesem Falle scheidet es aus dem 
Bundes aus.

Anlage.
I. Ursprüngliche Mitglieder des Völkerbunds, Signatarmächte des Friedensvertrags:

Vereinigte Staaten von Amerika Hedjaz

Belgien Honduras

Bolivien Italien

Brasilien Japan

Britisches Reich Liberia

Canada Nikaragua

Australien Panama

Südafrika Peru

Neuseeland Polen

Indien Portugal

China Rumänien

Cuba Der derbisch-kroatische-slovenische Staat

Ecuador Siam
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Frankreich Tschecho-Slovakei

Griechenland Uruguay.

Guatemala Haiti
II. Erster Generalsekretär des Völkerbundes.

Der Ehrenwerte Sir James Eric Drummond,
K. C. M. G., C. B.

Teil II. Deutschlands Grenzen.
Art. 27 Die Grenzen Deutschlands werden folgendermaßen festgelegt:

1.  Gegen Belgien:
Von dem Treffpunkt der belgischen, niederländischen und deutschen Grenze nach Süden:
die Nordostgrenze des ehemaligen Gebietes von Neutral-Moresnet, dann die Ostgrenze des Kreises Eupen, 

dann die Grenze zwischen Belgien und dem Kreise Monschau, dann die Nordost- und Ostgrenze des Kreises 
Malmedy bis zu ihrem Treffpunkt mit der Grenze von Luxemburg.

2. Gegen Luxemburg:
Die Grenze vom 3. August 1914 bis zu ihrem Zusammentreffen mit der Grenze von Frankreich vom 18. Juli 

1870.
3. Gegen Frankreich:
Die Grenze vom 18. Juli 1870 von Luxemburg bis zur Schweiz mit den in den Artikeln 48, Abschnitt IV 

(Saarbecken), Teil III gemachten Vorbehalten.
4. Gegen die Schweiz:
Die gegenwärtige Grenze.
5. Gegen Österreich:
Die Grenze vom 3. August 1914 von der Schweiz bis zu der im folgenden umschriebenen Tschecho-Slowakei.
6. Gegen die Tschecho-Slowakei:
Die Grenze vom 3. August 1914 zwischen Deutschland und Österreich von ihrem Treffpunkt mit der alten 

Verwaltungsgrenze zwischen Böhmen und der Provinz Ober-Österreich bis zu der ungefähr 8 km östlich von 
Neustadt vorspringenden Nordspitze der ehemaligen Provinz Österreichisch-Schlesien.

7. Gegen Polen:
Von dem oben erwähnten Punkt bis zu einem im Gelände noch zu bestimmenden Punkte etwa 2 km östlich 

von Lorzendorf:
die Grenze, wie sie nach Artikel 88 des gegenwärtigen Vertrags bestimmt wird;
von dort in nördlicher Richtung bis zu dem Schnittpunkt der Verwaltungsgrenze Polens mit der Bartsch:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die Polen die Ortschaften Skorischau, Reichthal, Trembatschau, 

Kunzendorf, Schleise, Groß Kosel, Schreibersdorf, Rippin, Fürstlich-Niefken, Pawelau, Tscheschen, Konradau, 
Johannisdorf, Modzenowe, Bogdai und Deutschland die Ortschaften Lorzendorf, Kaulwitz, Glausche, Dal-
bersdorf, Reesewitz, Stradam, Groß Wartenberg, Kraschen, Neumittenwalde, Domaslawitz, Wedelsdorf und 
Tscheschen-Hammer läßt;

von dort nach Nordwesten die Verwaltungsgrenze Polens bis zu ihrem Schnittpunkt mit der Eisenbahnlinie 
Rawitsch-Herrnstadt;

von dort bis zum Schnittpunkt der Verwaltungsgrenze Polens mit der Straße Reisen-Tschirnau:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die westlich von Triebusch und Gabel und östlich von Sabor-

witz verläuft;
von dort die Verwaltungsgrenze Polens bis zu ihrem Treffpunkt mit der östlichen Verwaltungsgrenze des 

Kreises Fraustadt;
von dort nach Nordwesten bis zu einem an der Straße zwischen den Ortschaften Unruhstadt und Kopnitz zu 

wählenden Punkte:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die westlich der Ortschaften Geyersdorf, Brenno, Fehlen, Alt-

kloster, Klebel und östlich der Ortschaften Ulbersdorf, Buchwald, Ilgen, Weine, Lupitze und Schwenten verläuft;
von dort nach Norden bis zum Nordende des Chlopfees:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die der Mittellinie der Seen folgt, wobei jedoch Stadt und Bahn-

hof Bentschen (einschließlich des Knotenpunkts der Linien Schwiebus-Bentschen und Züllichau-Bentschen) 
auf polnischem Gebiete bleiben;

von dort nach Nordosten bis zum Treffpunkt der Grenzen der Kreise Schwerin, Birnbaum und Meseritz:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die östlich von Betsche verläuft;
von dort nach Norden die Grenze zwischen den Kreisen Schwerin und Birnbaum, dann nach Osten die 

Nordgrenze Polens bis zum Schnittpunkt dieser Grenze mit der Netze;
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von dort der lauf der Netze stromaufwärts bis zur Mündung der Küddow;
von dort der lauf der Küddow aufwärts bis zu einem etwa 6 km südöstlich von Schneidemühl noch zu wäh-

lenden Punkte;
von dort nach Nordosten bis zu der südlichen Spitze der von der Nordgrenze Polens gebildeten Einbuchtung 

ungefähr 5 km westlich von Stahren:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, welche in diesem Raum die Eisenbahnlinie Schneidemühl-

Konitz ganz auf deutscher Seite läßt;
von dort die Grenze Polens nach Nordosten bis zu ihrer ungefähr 15 km östlich von Flatow vorspringenden 

Spitze;
von dort nach Nordosten bis zum Treffpunkt der Kamionka mit der Südgrenze der Kreises Konitz etwa 3 km 

nordöstlich von Grunau:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die Polen die Ortschaften Jasdrowo, Groß Lutau, Klein Lutau, 

Wittkau und Deutschland die Ortschaften Groß Butzig, Cziskowo, Battrow, Böck und Grunau läßt;
von dort nach Norden die Grenze der Kreise Konitz und Schlochau bis zu ihrem Schnittpunkt mit der Brahe;
von dort bis zu einem 15 km östlich von Rummelsburg belegenen Punkte der Grenze Pommerns:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die Polen die Ortschaften Konarzin, Kelpin, Adl. Briesen und 

Deutschland die Ortsschaften Samphol, Neuguth, Steinfort und Groß Peterkau läßt;
von dort nach Osten die Grenze Pommerns bis zu ihrem Treffpunkt mit der Grenze der Kreise Konitz und 

Schlochau;
von dort nach Norden die Grenze zwischen Pommern und Westpreußen bis zu dem Punkte an der Rheda 

(etwa 3 km nordwestlich von Gohra), wo diese eine von Nordwesten kommenden Nebenfluß aufnimmt;
von dort bis zu einem an der krümmung der Piasnitz ungefähr 1½ km nordwestlich von Warschkau zu 

wählenden Punkte:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie;
von dort der Lauf der Piasnitz abwärts, dann die Mittellinie des Zarnowitzer Sees und schließlich die alte 

Grenze Westpreußens bis zur Ostsee.
8. Gegen Dänemark:
Die Grenze, wie sie nach den Bestimmungen des Artikel 109 bis 111, Teil III, Abschnitt XII (Schleswig) 

festgelegt wird.
Art. 28 Die Grenzen Ostpreußens werden unter Vorbehalt der Bestimmungen des Abschnittes IX (Ostpreu-
ßen), Teil III wie folgt festgesetzt:

von einem Punkte an der Ostseeküste etwa 1½ km nördlich der Kirche des Dorfes Pröbbernau und in einer 
ungefähren Richtung von 159° (von NOrden nach Osten gerechnet):

eine im Gelände zu bestimmende Linie von ungefähr 2 km Länge;
von dort in gerader Linie auf das Leuchtfeuer, das an der Biegung der Fahrrinne nach Elbing ungefähr in 54° 

19½´ nördlicher Breite und 19° 26´ östlicher Länge von Greenwich gelegen ist;
von dort bis zur östlichsten Mündung der Nogat in einer ungefähren Richtung von 209° (von Norden nach 

Osten gerechnet);
von dort der Lauf der Nogat aufwärts bis zu dem Punkte, wo dieser Fluß die Weichsel verläßt;
von dort die Hauptfahrrinne der Weichsel aufwärts, dann die Südgrenze des Kreises Marienwerder, dann 

die Südgrenze des Kreises Rosenberg nach Osten bis zu ihrem Treffpunkt mit der alten Grenze Ostpreußens;
von dort die alte Grenze zwischen West- und Ostpreußen, dann die Grenze zwischen den Kreisen Osterode 

und Neidenburg, dann der Lauf der Skottau abwärts, dann der Lauf der Neide aufwärts bis zu einem Punkte, der 
ungefähr 5 km westlich von Bialutten zunächst der alten russischen Grenze gelegen ist;

von dort nach Osten bis zu einem Punkte unmittelbar südlich des Schnittpunktes der Straße Neidenburg-
Mlawa mit der alten russischen Grenze:

eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die nördlich von Bialutten verläuft;
von dort die alte russische Grenze bis östlich von Schmalleningken, dann die Hauptfahrrinne der Memel (des 

Njemen) abwärts, dann der Skierwietharm des Deltas bis zum Kurischen Haff;
von dort eine gerade Linie bis zum Schnittpunkt der Ostküste der Kurischen Nehrung mit der Verwaltungs-

grenze etwa 4 km südwestlich von Nidden;
von dort diese Verwaltungsgrenze bis zum Westufer der Kurischen Nehrung.

Art. 29 Die oben beschriebenen Grenzen sind in rot auf einer Karte im Maßstabe 1:1000000 eingezeichnet, die 
dem gegenwärtigen Vertrag unter Nummer 1 als Anlage beigefügt ist.

Im Falle von Abweichungen zwischen dem Wortlaut des Vertrags und dieser Karte oder irgendeiner anderen 
als Anlage beigefügten Karte ist der Wortlaut des Vertrags maßgebend.
Art. 30 Wenn die Grenzen durch einen Wasserweg bezeichnet sind, so bedeuten die in der Beschreibung des 
gegenwärtigen Vertrags gebrauchten Ausdrücke „Lauf “ oder „Fahrrinne“ bei nicht schiffbaren Flüssen die Mit-
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tellinie des Wasserlaufs oder seines Hauptarms, und bei schiffbaren Flüssen die Mittellinie der Hauptschif-
fahrtsrinne. Jedoch bleibt es den durch den gegenwärtigen Vertrag vorgesehenen Grenzregelungsausschüssen 
überlassen, im einzelnen festzulegen, ob die Grenzlinie den jeweiligen Veränderungen des so bezeichneten 
Wasserlaufs oder der so bezeichneten Fahrrinne folgen oder endgültig durch die Lage des Wasserlaufs oder der 
Fahrrinne bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags bestimmt werden soll.

Teil III. Politische Bestimmungen über Europa.

Abschnitt I. Belgien.
Art. 31 In Anerkennung der Tatsache, daß die Verträge vom 19. April 1839, die vor dem Kriege die Rechtslage 
Belgiens bestimmten, durch die Verhältnisse überholt sind, stimmt Deutschland der Aufhebung dieser Verträge 
zu und verpflichtet sich schon jetzt zu Anerkennung und Beobachtung aller wie auch immer gearteten Über-
einkommen, die die alliierten und assoziierten Hauptmächte oder einzelne von ihnen mit der belgischen oder 
der niederländischen Regierung zum Ersatz der genannten Verträge von 1839 etwa abschließen. Sollte sein 
förmlicher Beitritt zu diesem Übereinkommen oder zu einzelnen ihrer Bestimmungen gefordert werden, so 
verpflichtet sich Deutschland schon jetzt, diesen Beitritt zu erklären.
Art. 32 Deutschland erkennt die volle Souveränität Belgiens über das ganze streitige Gebiet von Moresnet (das 
sogenannte „Neutral-Moresnet“) an.
Art. 33 Deutschland verzichtet zugunsten Belgiens auf alle Rechte und Ansprüche auf das westlich der Straße 
Lüttich-Aachen liegende Gebiet von Preußisch-Moresnet. Die am Rande dieses Gebietes verlaufende Strecke 
der Straße fällt an Belgien.
Art. 34 Deutschland verzichtet außerdem zugunsten Belgiens auf alle Rechte und Ansprüche auf das gesamte 
Gebiet der Kreise Eupen und Malmedy.

Während sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags werden von der belgischen Behörde 
in Eupen und Malmedy Listen ausgelegt; die Einwohner dieser Gebiete sind berechtigt, darin schriftlich den 
Wunsch auszudrücken, daß diese Gebiete ganz oder teilweise unter deutscher Souveränität verbleiben.

Es ist Sache der belgischen Regierung, das Ergebnis dieser [engl. Text: dieser öffentlichen] Äußerung der 
Bevölkerung zur Kenntnis des Völkerbundes zu bringen, dessen Entscheidung anzunehmen sich Belgien ver-
pflichtet.
Art. 35 Ein Ausschuß von sieben Mitgliedern, von denen fünf von den alliierten und assoziierten Hauptmäch-
ten, eines von Deutschland und eines von Belgien ernannt werden, tritt zwei Wochen nach Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrags zusammen, um an ort und Stelle unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhält-
nisse und der Verkehrswege die neue Grenzlinie zwischen Belgien und Deutschland festzusetzen.

Dieser Ausschuß entscheidet mit Stimmenmehrheit. Seine Entscheidungen sind für die Beteiligten bindend.
Art. 36 Mit dem endgültigen Übergang der Souveränität über die obenbezeichneten Gebiete erwerben die 
deutschen Reichsangehörigen, die in diesen Gebieten ihren Wohnsitz haben, endgültig und von Rechts wegen 
die belgische Staatsangehörigkeit unter Verlust der deutschen.

Indes können deutsche Reichsangehörige, die sich nach dem 1. August 1914 in diesem Gebieten niedergelas-
sen haben, die belgische Staatsangehörigkeit nur mit Genehmigung der belgischen Regierung erwerben.
Art. 37 Während zweier Jahre nach dem endgültigen Übergang der Souveränität über die durch den gegenwär-
tigen Vertrag Belgien zugesprochenen Gebiete sind die über achtzehn Jahre alten deutschen Reichsangehörigen, 
die in diesen Gebieten ansässig sind, berechtigt, für die deutsche Reichsangehörigkeit zu optieren.

Die Option des Ehemannes erstreckt ihre Wirkung auf die Ehefrau, die Option der Eltern erstreckt ihre Wir-
kung auf Kinder unter achtzehn Jahren.

Personen, die von dem oben vorgesehenen Optionsrecht Gebrauch machen, müssen innerhalb der nächsten 
zwölf Monate ihren Wohnsitz nach Deutschland verlegen.

Es steht ihnen frei, das unbewegliche Gut, daß sie in den von Belgien erworbenen Gebieten besitzen, zu be-
halten. Sie dürfen ihr gesamtes bewegliches Gut mitnehmen. Es wird dafür keinerlei Ausfuhr- oder Ei8nfuhrzoll 
von ihnen erhoben.
Art. 38 Die deutsche Regierung hat der belgischen Regierung unverzüglich die Archive, Register, Pläne, Ur-
kunden und Schriftstücke aller Art betreffend die Zivil-, Militär-, Finanz-, Justiz- und sonstige Verwaltung des 
unter die Souveränität Belgiens tretenden Gebiets zu übermitteln.

Desgleichen hat die deutsche Regierung die im Laufe des Krieges von den deutschen Behörden aus dem bel-
gischen öffentlichen Verwaltungsstellen, namentlich aus dem Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten zu 
Brüssel, entnommenen Archive und Urkunden aller Art der belgischen Regierung zurückzustellen.
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Art. 39 Umfang und Art der von Belgien auf Grund der Gebietsabtretungen zu übernehmenden finanziellen 
Lasten Deutschlands und Preußens werden gemäß Artikel 254 und 256 Teil IX (Finanzielle Bestimmungen) des 
gegenwärtigen Vertrags festgesetzt.

Abschnitt II. Luxemburg.
Art. 40 Deutschland verzichtet hinsichtlich des Großherzogtums Luxemburg auf die Geltendmachung aller Be-
stimmungen, die zu seinen Gunsten in den Verträgen vom 8. Januar 1842, 2. April 1847, 20./25. Oktober 1865, 
18. August 1866, 21. Februar und 11. Mai 1867, 10. Mai 1871, 11. Juni 1872 und 11. November 1902 sowie in 
allen an die genannten Verträge sich anschließenden Übereinkommen enthalten sind.

Deutschland erkennt an, daß das Großherzogtum Luxemburg mit dem 1. Januar 1919 aufgehört hat, dem 
deutschen Zollverein anzugehören, verzichtet auf alle Rechte bezüglich des Eisenbahnbetriebes, stimmt der 
Aufhebung der Neutralisierung des Großherzogtums zu und nimmt im voraus alle internationalen Verein-
barungen an, die von den alliierten und assoziierten Mächten hinsichtlich des Großherzogtums geschlossen 
werden.
Art. 41 Deutschland verpflichtet sich, dem Großherzogtum Luxemburg auf ein entsprechendes Ersuchen der 
alliierten und assoziierten Hauptmächte die Vorteile und Rechte zugute kommen zu lassen, die im gegenwärti-
gen Vertrage zugunsten der genannten Mächte oder ihrer Staatsangehörigen in wirtschaftlicher Hinsicht sowie 
im Verkehrs- und Luftschiffahrtswesen ausbedungen sind.

Abschnitt III. Linkes Rheinufer.
Art. 42 Es ist Deutschland untersagt, auf dem linken Ufer des Rheines und auf dem rechten Ufer westlich einer 
50 km östlich des Stromes verlaufenden Linie Befestigungen beizubehalten oder anzulegen.
Art. 43 Ebenso ist in der im Artikel 42 bezeichneten Zone die ständige oder zeitweise Unterhaltung oder Samm-
lung von Streitkräften untersagt. Das gleiche gilt für jedwede militärischen Übungen und die Beibehaltung aller 
materiellen [engl. Text: statt „materiellen“, „ständigen“] Vorkehrungen für die Mobilmachung.
Art. 44 Jeder etwaige Verstoß Deutschlands gegen die Bestimmungen der Artikel 42 und 43 gilt als eine feind-
selige Handlung gegen die Signatarmächte des gegenwärtigen Vertrags und als Versuch einer Störung des Welt-
friedens.

Abschnitt IV. Saarbecken.
Art. 45 Als Ersatz für die Zerstörung der Kohlegruben in Nordfrankreich und als Anzahlung auf die von 
Deutschland geschuldete völlige Wiedergutmachung* [*Übersetzung laut dem engl. Text] der Kriegsschäden 
tritt Deutschland das volle und unbeschränkte, völlig schulden- und lastenfrei Eigentum an den Kohlegruben 
im Saarbecken, wie es im Artikel 48 abgegrenzt ist, mit dem ausschließlichen Ausbeutungsrecht an Frankreich 
ab.
Art. 46 Zur Sicherstellung der Rechte und der Wohlfahrt der Bevölkerung, und um Frankreich volle Freiheit 
bei der Ausbeutung der Gruben zu verbürgen, nimmt Deutschland die Bestimmungen der Kapitel I und II der 
beigefügten Anlage an.
Art. 47 Zum Zweck endgültiger, zur gegebenen Zeit unter Berücksichtigung der Wünsche der Bevölkerung 
vorzunehmender Regelung der Rechtsstellung des Saarbeckens nehmen Frankreich und Deutschland die Be-
stimmungen des Kapitels III der beigefügten Anlage an.
Art. 48 Die Grenzen des Saarbeckengebiets, das den Gegenstand der gegenwärtigen Bestimmungen bildet, 
werden, wie folgt, festgesetzt:

Im Süden und Südwesten: Die französische Grenze, wie sie in dem gegenwärtigen Vertrage festgesetzt ist;
Im Nordwesten und Norden: Die Grenzlinie folgt  der nördlichen Verwaltungsgrenze des Kreises Merzig von 

dem Punkte, wo sie sich von der französischen Grenze trennt, bis zu ihrem Schnittpunkte mit der Verwaltungs-
grenze zwischen den Gemeinden Saarhölzbach und Britten;

sie folgt dann dieses Gemeindegrenze nach Süden bis zur Verwaltungsgrenze der Bürgermeisterei Merzig 
derart, daß die Bürgermeisterei Mettlach mit Ausnahme der Gemeinde Britten in das Saarbeckengebiet fällt; 
sodann folgt sie den nördlichen Verwaltungsgrenzen der Bürgermeistereien Merzig und Haustadt, die dem 
Saarbeckengebiet einverleibt werden, dann nacheinander den Verwaltungsgrenzen, die die Kreise Saarlouis, 
Ottweiler und Sankt Wendel von den Kreisen Merzig und Trier und dem Fürstentum Birkenfeld trennen, bis zu 
einem Punkte ungefähr 500 Meter nördlich des Dorfes Furschweiler (Gipfelpunkt des Metzelberges);

Im Nordosten und Osten:
Von dem letztgenannten Punkt bis zu einem Punkt ungefähr 3½ km ostnordöstlich von Sankt Wedel:
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eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die östlich von Furschweiler, westlich von Roschwerg, östlich 
der Höhen 418 und 329 (südlich von Roschberg), westlich von Leitersweiler, nordöstlich der Höhe 464 verläuft 
und dann nach Süden der Kammlinie bis zu ihrem Treffpunkt mit der Verwaltungsgrenze des Kreises Kusel 
folgt;

von dort nach Süden die Grenze des Kreises Kusel, dann die des Kreises Homburg, dann in südsüdöstlicher 
Richtung bis zu einem Punkte ungefähr 1000 m westlich von Dunzweiler;

von dort bis zu einem Punkte ungefähr 1 km südlich von Hornbach:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die die Höhe 424 (ungefähr 1000 m südöstlich von Dunzwei-

ler), die Höhen 363 (Fuchsberg), 322 (südwestlich von Waldmohr) schneidet, dann östlich von Jägersburg und 
Erbach verläuft, dann Homburg einschließend die Höhen 361 (ungefähr 2½ km ostnordöstlich der Stadt), 342 
(ungefähr 2 km südöstlich der Stadt), 357 [engl. Text: 347] (Schreinersberg), 356, 350 (ungefähr 1½ km südöst-
lich von Schwarzenbach) schneidet, sodann östlich von Einöd, südöstlich der Höhen 322 und 333 ungefähr 2 
km östlich von Webenheim, ungefähr 2 km östlich von Mimbach verläuft, die Geländewelle, über die die Straße 
Mimbach-Böckweiler führt, östlich umgeht, so daß diese Straße in das Saargebiet fällt, unmittelbar nördlich der 
ungefähr 2 km von Altheim kommenden Straßen verläuft, dann über Ringweilerhof, das ausgeschlossen bleibt, 
und die Höhe 322, die eingeschlossen wird, die französische Grenze an der Biegung erreicht, die sie etwa 1 km 
südlich von Hornbach bildet. (Vergleiche die dem gegenwärtigen Vertrage als Anlage unter Nr. 2 beigefügte 
Karte im Maßstab 1:100000.)

Ein Ausschuß von fünf Mitgliedern, von denen eines von Frankreich, eines von Deutschland und drei von 
dem Rate des Völkerbunds, welch letzterer seine Wahl unter den Staatsangehörigen anderer Mächte zu treffen 
hat, ernannt werden, tritt binnen zwei Wochen nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags zusammen, um 
an Ort und Stelle den Verlauf der obenbeschriebenen Grenzlinie festzulegen.

Wo dieser verlauf nicht mit den Verwaltungsgrenzen zusammenfällt, wird der Ausschuß bemüht sein, dem 
angegebenen Verlauf unter möglichster Berücksichtigung der örtlichen Wirtschaftsinteressen und der beste-
henden Gemeindegrenzen nahezukommen.

Dieser Ausschuß entscheidet mit Stimmenmehrheit. Seine Entscheidungen sind für die Beteiligten bindend.
Art. 49 Deutschland verzichtet zugunsten des Völkerbunds, der insoweit als Treuhänder gilt, auf die Regierung 
des obenbezeichneten Gebiets.

Nach Ablauf einer Frist von fünfzehn Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags wird die Bevöl-
kerung dieses Gebietes zu einer Äußerung darüber berufen, unter welche Souveränität sie zu treten wünscht.
Art. 50 Die Bestimmungen, nach denen die Abtretung der Gruben des Saarbeckens zu erfolgen hat, sowie die 
Maßnahmen, die den Schutz der Rechte und die Wohlfahrt der Bevölkerung zugleich mit der Regierung des 
Gebiets sicherstellen sollen, und die Bedingungen, unter denen die oben vorgesehene Äußerung der Bevölke-
rung stattzufinden hat, sind in der Anlage niedergelegt, die als untrennbarer Bestandteil des gegenwärtigen 
Vertrags gilt und die Deutschland gutzuheißen erklärt.

Anlage.
Gemäß den Abreden der Artikel 45 bis 50 des gegenwärtigen Vertrags werden die Bestimmungen, nach 

denen die Abtretung der Gruben des Saarbeckens von Deutschland an Frankreich zu erfolgen hat, sowie die 
Maßnahmen, die den Schutz der Rechte und die Wohlfahrt der Bevölkerung zugleich mit der Regierung des 
Gebietes sicherstellen sollen, und ferner die Bedingungen, unter denen die Bevölkerung zu einer Äußerung 
darüber berufen werden soll, unter welche Souveränität sie zu treten wünscht, wie folgt festgesetzt:

Kapitel I. Abtretung und Ausbeutung der Gruben.
§ 1 Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags erwirbt der französische Staat das volle und unbeschränk-
te Eigentum an sämtlichen Kohlefeldern in den Grenzen des Saarbeckens, wie sie im Artikel 48 dieses Vertrags 
näher umschrieben sind.

Der französische Staat hat das Recht, diese Gruben auszubeuten oder nicht auszubeuten oder das Ausbeu-
tungsrecht an Dritte abzutreten, ohne vorher eine Ermächtigung dazu einholen oder irgendeine Förmlichkeit 
erfüllen zu müssen.

Der französische Staat kann jederzeit die Anwendung der weiter unten genannten deutschen Berggesetze 
und -verordnungen zwecks Festlegung seiner Rechte beanspruchen.
§ 2 Das Eigentumsrecht des französischen Staates erstreckt sich auf die freien und noch nicht verliehenen sowie 
auf die bereits verliehenen Kohlefelder, einerlei, wer der gegenwärtige Eigentümer ist. Es begründet keinen 
Unterschied, ob sie dem preußischen Staate, dem bayrischen Staate, anderen Staaten oder Körperschaften, Ge-
sellschaften oder Privatleuten gehören, auch keinen Unterschied, ob sie bereits ausgebeutet werden oder nicht, 
endlich keinen Unterschied, ob ein von dem Rechte des Grundeigentümers gesondertes Ausbeutungsrecht an-
erkannt ist oder nicht.
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§ 3 Bei den bereits erschlossenen Gruben erstreckt sich die Übertragung des Eigentums an den französischen 
Staat auf alle Nebenanlagen dieser Gruben, insbesondere auf die Einrichtungen und das Gerät zu Gewinnung 
über und unter Tage, auf das Förderungsgerät, auf die Werke zur Umwandlung von Kohle in elektrische Kraft, 
Koks und Nebenprodukte, Werkstätten, Verkehrswege, elektrische Leitungen, Wassersammelanlagen und Was-
serleitungen, Grundstücke und Gebäude, wie Verwaltungsräume, Wohnungen von Direktoren, Angestellten 
und Arbeitern, auf Schulen, Krankenhäuser und Polikliniken, auf Lager und Vorräte jeder Art, auf Archive und 
Pläne, überhaupt auf alles, was die Eigentümer der Gruben oder diejenigen, die sie betreiben, zur Ausbeutung 
der Gruben und ihrer Nebenanlagen in Besitz oder Nutzung haben.

Die Übertragung erstreckt sich gleichfalls auf ausstehende Forderungen für Erzeugnisse, die vor der Besitz-
ergreifung durch den französischen Staat und nach der Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrags geliefert 
werden, sowie auf die von Abnehmern hinterlegten Summen; der französische Staat verbürgt diesen Abneh-
mern ihre Ansprüche.
§ 4 Der französische Staat erwirbt das Eigentum frei und ledig von allen Schulden und Lasten. Jedoch bleiben 
bezüglich der Alters- oder Invalidenrenten des Personals der Gruben oder ihrer Nebenanlagen die bei Inkraft-
treten des gegenwärtigen Vertrags erworbenen Rechte oder Anwartschaften unangetastet. Deutschland hat da-
für dem französischen Staat die versicherungstechnischen Reserven der von dem Personal erdienten Renten zu 
übermitteln.
§ 5 Der Wert des dem französischen Staat dergestalt abgetretenen Besitzes wird durch den in Artikel 233 Teil 
VIII (Wiedergutmachungen) des gegenwärtigen Vertrags vorgesehenen Widergutmachungsausschuß festge-
setzt.

Dieser Wert wird Deutschland auf die Wiedergutmachungsschuld gutgeschrieben.
Es ist Sache Deutschlands, die Eigentümer oder Beteiligten zu entschädigen, einerlei wer sie sind.

§ 6 Auf den deutschen Eisenbahnen und Kanälen darf kein Tarif eingeführt werden, der die Beförderung des 
Personals und der Erzeugnisse der gruben und ihrer Nebenanlagen sowie der für ihre Ausbeutung nötigen 
Stoffe durch mittel- oder unmittelbare Unterscheidungen beeinträchtigt. Diese Beförderungen genießen alle 
Rechte und Begünstigungen, die in internationalen Eisenbahnübereinkommen für entsprechende Erzeugnisse 
französischen Ursprungs gewährleistet werden.
§ 7 Das für die Fortschaffung und Beförderung der aus den Gruben und ihren Nebenanlagen gewonnenen 
Erzeugnisse sowie das für die Beförderung der Arbeiter und Angestellten erforderliche Material und Personal 
wird von der Eisenbahnverwaltung des Beckens gestellt.
§ 8 Erweiterungsarbeiten für die Eisenbahnen oder Wasserstraßen, die der französische Staat zur Fortschaf-
fung und Beförderung der aus den Gruben und ihren Nebenanlagen gewonnenen Erzeugnisse für erforderlich 
erachtet, wie Verdoppelung der Gleise, Vergrößerung der Bahnhöfe, Einrichtung von Bahnhöfen und dazuge-
hörigen Anlagen, steht kein Hindernis im Wege. Die Kostenverteilung erfolgt im Falle von Meinungsverschie-
denheiten durch Schiedsspruch.

Der französische Staat kann ferner alle neuen Verkehrwege und -mittel, wie Straßen, elektrische Leitungen 
und Fernsprechverbindungen, die er für die Bedürfnisse der Ausbeutung für erforderlich erachtet, anlegen.

Es steht ihm auch ohne jede Beschränkung frei, die Verkehrswege und -mittel auszunützen, deren Eigentü-
mer er wird, insbesondere die, welche die Gruben und ihre Nebenanlagen an das Verkehrsnetz im französi-
schen Teil anschließen.
§ 9 Für dem Erwerb von Grundstücken, die der französische Staat zur Ausbeutung der Gruben und ihrer Ne-
benanlagen für erforderlich erachtet, kann er stets die Anwendung der deutschen Berggesetze und -verordnun-
gen nach dem Stand vom 11. November 1918 verlangen (abgesehen von den ausschließlich mit Rücksicht auf 
den Kriegszustand getroffenen Bestimmungen).

Der Ersatz des an Grundstücken durch die Ausbeutung dieser Gruben und ihrer Nebenanlagen verursachten 
Schadens wird gemäß den vorerwähnten deutschen Berggesetzen und -verordnungen geregelt.
§ 10 Jeder Person, die der französische Staat an seiner Stelle ganz oder teilweise in seine Rechte auf Ausbeutung 
der Gruben oder ihrer Nebenanlagen einsetzt, kommen die in dieser Anlage festgesetzten Vorrechte zustatten.
§ 11 Die in das Eigentum des französischen Staates übergegangenen Gruben und anderen Liegenschaften sind 
auf immer jeder Verfallserklärung, jedem Rücklauf, jeder Enteignung, jeder Requisition und jeder anderen das 
Eigentumsrecht beeinträchtigenden Maßnahme entzogen.

Das bei der Ausbeutung dieser Gruben oder ihrer Nebenanlagen verwandte Personal und Material sowie 
die in den Gruben gewonnenen oder in ihren Nebenanlagen verfertigten Erzeugnisse sind auf immer jeder 
Requisition entzogen.
§ 12 Für die Ausbeutung der Gruben und ihrer Nebenanlagen, deren Eigentum auf dem französischen Staat 
übergeht, bleibt unter Vorbehalt der Bestimmungen des nachfolgenden § 23auch weiterhin die Rechtsordnung 
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maßgebend, die aus den deutschen Gesetzen und Verordnungen nach ihrem Stand vom 11. November 1918 
(abgesehen von den ausschließlich mit Rücksicht auf den Kriegszustand getroffenen Bestimmungen) sich er-
gibt.

Die Rechte der Arbeiter bleiben unter Vorbehalt der Bestimmungen des § 23ebenfalls weiter bestehen, so wie 
sie am 11. November 1918 aus den vorgenannten deutschen Gesetzen und Verordnungen sich ergaben.

Die Einführung solcher Arbeiter, die nicht aus dem Saarbecken stammen und ihre Verwendung in den Gru-
ben oder ihren Nebenanlagen unterliegt keiner Beschränkung.

Die Arbeiter und Angestellten französischer Staatsangehörigkeit dürfen den französischen Gewerkschaften 
angehören.
§ 13 Die Beiträge der Gruben und ihrer Nebenanlagen zu dem örtlichen Haushalt des Saarbeckengebiets sowie 
zu den Gemeindeabgaben werden unter gebührender Berücksichtigung des Verhältnisses des Wertes der Gru-
ben zu dem gesamten steuerpflichtigen Vermögen des Saarbeckens festgesetzt.
§ 14 Der französische Staat kann jederzeit als Nebenanlage der Gruben Volksschulen oder technische Schulen 
für das Personal gründen und unterhalten und den Unterricht darin in französischer Sprache nach einem von 
ihm festgesetzten Lehrplan durch von ihm auserwählte Lehrer erteilen lassen.

Desgleichen kann er Krankenhäuser, Polikliniken, Arbeiterhäuser und -gärten und andere Wohlfahrtsein-
richtungen und gemeinnützige Anstalten gründen und unterhalten.
§ 15 Der französische Staat hat volle Freiheit, die Verteilung und Verwendung der Erzeugnisse der Gruben und 
ihrer Nebenanlagen sowie die Festsetzung der Verkaufspreise nach seinem Ermessen vorzunehmen.

Die französische Regierung verpflichtet sich jedoch, ohne Rücksicht auf die Höhe der Grubenförderung, den 
Bedarf des örtlichen gewerblichen und häuslichen Verbrauches stets nach dem Verhältnis zu befriedigen, das 
im Betriebsjahr 1913 zwischen dem örtlichen Verbrauch und der Gesamtförderung des Saarbeckens bestand.

Kapitel II. Regierung des Saarbeckengebiets.
§ 16 Die Regierung des Saarbeckengebietes wird einem den Völkerbund vertretenden Ausschuß übertragen. 
Dieser Ausschuß hat seinen Sitz im Saarbeckengebiet.
§ 17 Der im § 16vorgesehene Regierungsausschuß besteht aus fünf Mitgliedern, die vom Rate des Völkerbunds 
ernannt werden. Ihm gehören an ein Franzose, ein aus dem Saargebiet stammender und dort ansässiger Nicht-
franzose und 3 Mitglieder, die drei anderen Ländern als Fra´nkreich und Deutschland angehören.

Die Mitglieder des Regierungsausschusses werden auf ein Jahr ernannt; ihr Auftrag kann erneuert werden. 
Der Rat des Völkerbunds kann sie abberufen und sorgt für ihren Ersatz.

Die Mitglieder des Regierungsauschusses haben Anspruch auf ein Gehalt, das von dem Rat des Völkerbunds 
festgesetzt und aus den Einnahmen des Gebietes bezahlt wird.
§ 18 Der Vorsitzende des Regierungsausschusses wird von dem Rat des Völkerbunds aus den Mitgliedern des 
Ausschusses für die Dauer eines Jahres ernannt; er kann wiederernannt werden.

Der Vorsitzende ist die ausführende Stelle des Ausschusses.
§ 19 Der Regierungsausschuß besitzt im Saarbeckengebiet alle Regierungsbefugnisse, die früher dem Deut-
schen Reiche, Preußen und Bayern zustanden, einschließlich des Rechts, Beamte zu ernennen und abzuberufen 
und alle erforderlich erscheinenden Verwaltungsstellen und Vertretungen zu schaffen.

Er hat volle Freiheit in der Verwaltung und Ausbeutung der Eisenbahnen, Kanäle und sonstigen öffentlichen 
Betreibe.

Er entscheidet mit Stimmenmehrheit.
§ 20 Deutschland hat alle in seinem Besitz oder im Besitz eines deutschen Staates oder einer örtlichen Behörde 
befindlichen, das Saarbeckengebiet oder die Rechte seiner Einwohner betreffenden amtlichen Urkunden und 
Archive der Regierung des Saarbeckens zur Verfügung zu stellen.
§ 21 Es ist Sache des Regierungsausschusses, mit den ihm angemessen erscheinenden Mitteln und in der ihm 
angemessen scheinenden Weise für den Schutz der Interessen der Einwohner des Saarbeckengebiets im Aus-
land zu sorgen.
§ 22 Der Regierungsausschuß hat die volle Nutznießung des gesamten Eigentums, das bisher der Deutschen 
Reichsregierung oder der Regierung irgendeines deutschen Staates im Saarbeckengebiet als öffentliches oder 
privates Staatseigentum gehörte. Auf die Gruben erstreckt sich die Nutznießung nicht.

Hinsichtlich der Eisenbahnen soll ein gemischter Ausschuß, in dem der Regierungsausschuß für das Saarb-
eckengebiet und die deutschen Eisenbahnen vertreten sind, eine gerechte Verteilung des rollenden Materials 
vornehmen.

Personen, Güter, Schiffe, Eisenbahnwagen, Fahrzeuge und Postsendungen sollen im Verkehr aus und nach 
dem Saarbecken alle Rechte und Vorteile genießen, die für den Durchgangsverkehr und die Beförderung in den 
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Bestimmungen des Teils XII (Häfen, Wasserstraßen und Eisenbahnen) des gegenwärtigen Vertrags im einzel-
nen aufgeführt sind.
§ 23 Die Gesetze und Verordnungen, die im Saarbeckengebiet am 11. November 1918 in Kraft waren, bleiben 
(abgesehen von den mit Rücksicht auf den Kriegszustand getroffenen Bestimmungen) in Kraft.

Sollten aus allgemeinen Gesichtspunkten oder um diese Gesetze und Verordnungen mit den Bestimmungen 
des gegenwärtigen Vertrags in Einklang bringen, Änderungen nötig werden, so werden diese durch den Regie-
rungsausschuß nach Äußerung der gewählten Vertreter der Bevölkerung beschlossen und eingeführt. Über die 
Form der Einholung dieser Äußerung entscheidet der Ausschuß.

Ohne vorgängige Befragung des französischen Staats darf keine Änderung in der im § 12vorgesehenen ge-
setzlichen Ordnung des Grubenbetriebes vorgenommen werden, es sei denn, daß diese Änderung die Folge 
einer allgemeinen vom Völkerbund beschlossenen Regelung der Arbeitsverhältnisse ist.

Bei Festsetzung der Arbeitsbedingungen und Arbeitsstunden für Männer, Frauen und Kinder hat der Regie-
rungsausschuß die Wünsche der örtlichen Arbeitsverbände sowie die vom Völkerbund angenommenen Grund-
sätze zu berücksichtigen.
§ 24 Unter Vorbehalt der Bestimmungen des § 4werden die Rechte der Einwohner des Saarbeckens in Versiche-
rungs- und Rentenangelegenheiten durch keine der Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags berührt, gleich-
viel, ob diese Rechte bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags bereits erworben sind oder entsprechende 
Anwartschaften bestanden haben, und gleichviel, ob sie auf irgendeinem deutschen Versicherungssystem oder 
auf Renten irgendwelcher Art beruhen.

Deutschland und die Regierung des Saarbeckengebiets haben alle vorerwähnten Rechte zu erhalten und zu 
schützen.
§ 25 Die im Saarbeckengebiet bestehenden Zivil- und Strafgerichte werden beibehalten.

Von dem Regierungsausschuß wird ein Gerichtshof für Zivil- und Strafsachen eingesetzt, der die Berufungs-
instanz für die vorerwähnten Gerichte zu bilden und auf den sachlichen Gebieten zu entscheiden hat, für die 
diese Gerichte nicht zuständig sind.

Innere Verfassung und Zuständigkeit dieses Gerichtshofes werden von dem Regierungsausschuß geregelt.
Die gerichtlichen Entscheidungen ergehen im Namen des Regierungsausschusses.

§ 26 Der Regierungsausschuß hat allein das Recht, im Bereich des Saarbeckengebiets Abgaben und Steuern zu 
erheben.

Die Abgaben und Steuern sind ausschließlich für die Bedürfnisse des Gebiets zu verwenden.
Das Steuersystem, das am 11. November 1918 bestand, wird beibehalten, soweit die Verhältnisse es gestatten. 

Abgesehen von Zöllen darf keine neue Abgabe ohne vorherige Befragung der gewählten Vertreter der Bevölke-
rung erhoben werden.
§ 27 Die gegenwärtige Staatsangehörigkeit der Einwohner des Saarbeckengebiets wird von diesen Bestimmun-
gen in keiner Weise berührt.

Niemand ist gehindert, eine andere Staatsangehörigkeit zu erwerben; in solchem Falle soll der Erwerb der 
neuen Staatsangehörigkeit den Verlust der anderen zur Folge haben.
§ 28 Die Einwohner behalten unter der Überwachung des Regierungsausschusses ihre örtlichen Vertretungen, 
ihre religiösen Freiheiten, ihre Schulen und ihre Sprache.

Das Wahlrecht darf für keine anderen als für die örtlichen Vertretungen ausgeübt werden; es steht jedem über 
zwanzig Jahre alten Einwohner ohne Unterschied des Geschlechts zu.
§ 29 Einwohnern des Saarbeckengebiets, die es verlassen wollen, steht es völlig frei, ihren dortigen Grundbe-
sitz zu behalten oder zu einem angemessenen Preise zu verkaufen und ihr bewegliches Vermögen abgabenfrei 
mitzunehmen.
§ 30 Im Saarbeckengebiet besteht weder allgemeine Wehrpflicht noch freiwilliger Heeresdienst; die Anlage von 
Befestigungen ist verboten.

Es wird nur eine örtliche Gendarmerie zur Aufrechterhaltung der Ordnung eingerichtet.
Dem Regierungsausschuß liegt es ob, in allen eintretenden Fällen für den Schutz der Person und des Eigen-

tums im Saarbeckengebiet zu soregen.
§ 31 Das Saarbeckengebiet, wie es durch den Artikel 48 des gegenwärtigen Vertrages abgegrenzt ist, wird dem 
französischen Zollsystem eingeordnet. Der Ertrag aus den Zöllen auf die für den örtliche Verbrauch bestimm-
ten Güter wird nach Abzug aller Erhebungskosten in den Haushalt dieses Gebietes eingestellt.

Von Erzeugnissen der Hüttenindustrie und von Kohlen, die aus dem Saarbeckengebiet nach Deutschland 
ausgeführt werden, wird keine Ausfuhrabgabe erhoben, ebensowenig von der deutschen Ausfuhr für die Indus-
trien des Saarbeckengebiets.
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Aus dem Saarbecken stammende Roh- und Fertigerzeugnisse sind bei ihrer Durchfuhr durch deutsches Ge-
biet von allen Zollabgaben befreit. Dasselbe gilt für die deutschen Erzeugnisse bei ihrer Durchfuhr durch das 
Saarbeckengebiet.

Die aus dem Saarbecken stammenden und von dort ausgeführten Erzeugnisse genießen während eines Zeit-
raumes von fünf Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags freie Einfuhr in Deutschland. Während 
derselben Zeit bleibt auch die deutsche Einfuhr in das Becken für Gegenstände des örtlichen Verbrauchs von 
Zollabgaben befreit.

Die französische Regierung behält sich vor, während dieser 5 Jahre für jeden aus dem Saarbecken ausge-
führten Gegenstand, in dem zollfrei aus Deutschland kommende Rohstoffe oder Halbfertigfabrikate enthalten 
sind, die nach Frankreich zugelassene Menge auf den Jahresdurchschnitt der nach Elsaß-Lothringen und nach 
Frankreich in den Jahren 1911 bis 1913 eingeführten Mengen zu beschränken. Dieser Durchschnitt wird an der 
Hand der sämtlichen amtlichen Unterlagen und statistischen Urkunden festgestellt.
§ 32 Der Umlauf französischen Geldes im Saarbeckengebiet unterliegt keinem Verbot und keiner Beschrän-
kung.

Der französische Staat hat das recht, sich  bei allen Käufen und Zahlungen und bei allen Verträgen über die 
Ausbeutung der Gruben oder ihrer Nebenanlagen des französischen Geldes zu bedienen.
§ 33 Der Regierungsausschuß ist ermächtigt, alle Fragen, zu denen die Auslegung der vorstehenden Bestim-
mungen Anlaß geben könnte, zu entscheiden.

Frankreich und Deutschland erkennen an, daß jeder Streit, der auf einer verschiedenen Auslegung der er-
wähnten Bestimmungen beruht, gleichfalls dem Regierungsausschuß zu unterbreiten ist. Seine mit Stimmen-
mehrheit getroffene Entscheidung ist für beide Länder bindend.

Kapitel III. Volksabstimmung.
§ 34 Nach Ablauf einer Frist von fünfzehn Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags wird die Be-
völkerung des Saarbeckengebiets berufen, ihren Willen, wie folgt, zu äußern:

Eine Abstimmung findet gemeinde- oder bezirksweise über folgende drei Fragen statt:
a) Beibehaltung der durch den gegenwärtigen Vertrag und diese Anlage geschaffenen Rechtsordnung,
b) Vereinigung mit Frankreich,
c) Vereinigung mit Deutschland
Stimmberechtigt ist ohne Unterschied des Geschlechts jede zur Zeit der Abstimmung über zwanzig Jahre alte 

Person, die bei Unterzeichnung des Vertrags in dem Gebiet gewohnt hat.
Die übrigen Vorschriften, die näheren Einzelheiten und der Zeitpunkt der Abstimmung werden von dem 

Rate des Völkerbunds so festgesetzt, daß eine freie, geheime und unbeeinflußte Stimmabgabe gesichert ist.
§ 35 Der Völkerbund entscheidet unter Berücksichtigung des durch die Volksabstimmung ausgedrückten Wun-
sches darüber, unter welche Souveränität das Gebiet tritt:

a) Beschließt der Völkerbund für das ganze Gebiet oder einen Teil die Beibehaltung der durch den gegen-
wärtigen Vertrag und diese Anlage geschaffenen Rechtsordnung, so verpflichtet sich Deutschland schon jetzt, 
zugunsten des Völkerbunds auf seine Souveränität, so wie dies der Völkerbund für nötig erachtet, zu verzichten. 
Es ist Sache des Völkerbunds, durch geeignete Maßnahmen die endgültige Rechtsordnung mit den dauernden 
Interessen des Gebiets und dem allgemeinen Interesse in Einklang zu bringen;

b) beschließt der Völkerbund für das ganze Gebiet oder einen Teil die Vereinigung mit Frankreich, so ver-
pflichtet sich Deutschland schon jetzt, in Ausführung der entsprechenden Entscheidung des Völkerbunds, alle 
seine Rechte und Ansprüche auf das von dem Völkerbunde näher bezeichnete Gebiet an Frankreich abzutreten;

c) beschließt der Völkerbund für das ganze Gebiet oder einen Teil die Vereinigung mit Deutschland, so ist 
es Sache des Völkerbunds, für Deutschlands Wiedereinsetzung in die Regierung des vom Völkerbund näher 
bezeichneten Gebiets zu sorgen.
§ 36 Beschließt der Völkerbund die Vereinigung des ganzen Saarbeckengebiets oder eines Teiles mit Deutsch-
land, so hat Deutschland die Eigentumsrechte Frankreichs an den in diesem Gebietsteil gelegenen Gruben im 
ganzen zu einem in Gold zahlbaren Preise zurückzuerstatten. Dieser Preis wird durch drei nach Stimmenmehr-
heit beschließende Sachverständige festgesetzt; einer dieser Sachverständigen wird von Deutschland, einer von 
Frankreich und einer, der weder Franzose noch Deutscher sein darf, vom Völkerbund [engl. Text: „vom Rat des 
Völkerbunds“] ernannt.

Deutschlands Verpflichtung zu dieser Zahlung wird von dem Wiedergutmachungsausschuß in Rücksicht 
gezogen werden; zu diesem Zwecke kann Deutschland in jeder vom Wiedergutmachungsausschuß gebilligten 
Art eine erste Hypothek an seinem Kapital und seinen Einkünften bestellen.
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Sollte indes Deutschland die Zahlung ein Jahr nach dem dafür festgesetzten Tage nicht geleistet haben, so 
wird der Wiedergutmachungsausschuß in Übereinstimmung mit den ihm vom Völkerbund erteilten Weisun-
gen, nötigenfalls durch Liquidation des in Frage stehenden Teils der Gruben, die Angelegenheit ordnen.
§ 37 Geht infolge des im § 36vorgesehenen Rücklaufs das Eigentum der Gruben oder eines Teiles davon an 
Deutschland über, so sind der französische Staat und die französischen Staatsangehörigen berechtigt, Kohlen 
aus dem Becken zu kaufen und zwar in der Menge, die auf Grund ihres gewerblichen und häuslichen Bedarfs 
zu dieser Zeit gerechtfertigt erscheint. Eine zu gegebener Zeit vom Rate des Völkerbundes zu treffende gerechte 
Regelung wird die Kohlemengen, die Dauer des Vertrages sowie die Preise bestimmen.
§ 38 Es besteht Einverständnis darüber, daß Frankreich und Deutschland vor dem für die Bezahlung des Rück-
kaufpreises der Gruben festgesetzten Zeitpunkt besondere Vereinbarungen treffen und dadurch die Bestim-
mungen der §§ 36und 37 abändern können.
§ 39 Der Rat des Völkerbunds trifft die erforderlichen Verfügungen zur Ausgestaltung derjenigen Rechtsord-
nung, die nach dem Inkrafttreten der im § 35erwähnten Entscheidungen des Völkerbunds einzuführen ist. 
Dise Verfügungen sollen eine angemessene Verteilung aller Verbindlichkeiten enthalten, die der Regierung des 
Saarbeckengebiets infolge von Anleihen, die der Ausschuß aufgenommen hat, oder infolge irgendwelcher an-
deren Maßnahmen obliegen.

Mit dem Inkrafttreten der neuen Rechtsordnung hören die Befignisse des Regierungsausschusses auf, ausge-
nommen den im § 35 Absatz a) vorgesehenen Fall.
§ 40 Die Entscheidungen des Rates des Völkerbunds über die in dieser Anlage behandelten Gegenstände wer-
den mit Stimmenmehrheit getroffen.

Abschnitt V. Elsaß-Lothringen
In Anerkennung der sittlichen Verpflichtung, das Unrecht wiedergutzumachen, das Deutschland im Jahre 

1871 sowohl dem Rechte Frankreichs als dem Willen der trotz des feierlichen Widerspruchs ihrer Vertreter in 
der Versammlung zu Bordeaux von ihrem Vaterlande getrennten elsaß-lothringischen Bevölkerung gegenüber 
gegangen hat,

kommen die Hohen vertragsschließenden Teile über folgende Artikel überein:
Art. 51 Die infolge des Versailler Vorfriedens vom 26. Februar 1871 und des Frankfurter Vorfriedens vom 10. 
Mai 1871 an Deutschland abgretretenen Gebiete fallen mit Wirkung vom Zeitpunkte des Waffenstillstandes 
vom 11. November 1918 ab unter die französischen Souveränität zurück.

Die Bestimmungen der Verträge über die Grenzführung vor 1871 treten wieder in Kraft.
Art. 52 Die deutsche Regierung hat der französischen Regierung unverzüglich die Archive, Register, Pläne, Ur-
kunden und Schriftstücke aller Art zu übermitteln, welche die Zivil-, Militär-, Finanz-, Gerichts- und sonstige 
Verwaltung der unter die französische Souveränität zurückfallenden Gebiete betreffen. Schriftstücke, Archive, 
Register, Urkunden oder Pläne, die etwa entfernt worden sind, hat die deutsche Regierung auf Ersuchen der 
französischen Regierung zurückzuschaffen.
Art. 53 Die Regelung der Interessen der Einwohner der im Artikel 51 bezeichneten Gebiete, besonders hin-
sichtlich ihrer bürgerlichen Rechte, ihres Handels und der Ausübung ihres Berufes erfolgt durch Sonderverträ-
ge zwischen Frankreich und Deutschland. Jedoch verpflichtet sich Deutschland schon jetzt, die in der beige-
fügten Anlage niedergelegten Vorschriften über die Staatsangehörigkeit der Einwohner der genannten Gebiete 
und der aus ihnen stammenden Personen anzuerkennen und anzunehmen, niemals und nirgends für die aus 
irgendeinem Grunde für Franzosen Erklärten die deutsche Reichsangehörigkeit zu beanspruchen, die anderen 
in seinem Gebiet aufzunehmen und bezüglich des Gutes der deutschen Reichsangehörigen in den im Artikel 
51 bezeichneten Gebiete sich nach den Bestimmungen des Artikel 297 und der Anlage zu Abschnitt IV, Teil X 
(Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags zu richten.

Die deutschen Reichsangehörigen, die, ohne die französische Staatsangehörigkeit zu erwerben, von der fran-
zösischen Regierung die Genehmigung erhalten, in den genannten Gebieten zu wohnen, sind den Bestimmun-
gen des angeführten Artikels nicht unterworfen.
Art. 54 Die Personen, die kraft § 1der beigefügten Anlage die französische Staatsangehörigkeit wiedererlangen, 
gelten für die Ausführung der Bestimmungen dieses Abschnitts als Elsaß-Lothringer.

Die im § 2der bezeichneten Anlage erwähnten Personen gelten von dem Tage an, an dem sie die Verleihung 
der französischen Staatsangehörigkeit beantragt haben, mit rückwirkender Kraft bis zum 11. November 1918 
als Elsaß-Lothringer. Bei denjenigen, deren Antrag zurückgewiesen wird, endet diese Vorzugsbehandlung mit 
dem tage des abschlägigen Bescheids.

Desgleichen gelten als elsaß-lothringisch die juristischen Personen, denen diese Eigenschaft von den franzö-
sischen Verwaltungsbehörden oder durch eine gerichtliche Entscheidung zuerkannt wird.
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Art. 55 Die im Artikel 51 bezeichneten Gebiete fallen an Frankreich frei und ledig von allen öffentlichen Schul-
den unter den im Artikel 255 Teil IX (Finanzielle Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags vorgesehenen 
Bedingungen zurück.
Art. 56 Nach den Bestimmungen des Artikel 256 Teil IX (Finanzielle Bestimmungen) des gegenwärtigen Ver-
trags geht alles Gut und Eigentum des Deutschen Reichs oder der deutschen Staaten, das in den im Artikel 51 
bezeichneten Gebieten liegt, ohne Bezahlung oder Gutschrift in französischen Besitz über.

Diese Bestimmung bezieht sich auf alles bewegliche und unbewegliche Gut öffentlichen sowie privaten 
Staatseigentums sowie die rechte jeder Art, die dem Reich oder den deutschen Staaten oder ihren Verwaltungs-
bezirken zustanden.

Das Gut der Krone und das Privateigentum des vormaligen Kaisers oder vormaliger deutscher Herrscher 
[engl. Text: „oder anderer deutscher Herrscher“] steht dem Staatsgut gleich.
Art. 57 Deutschland darf keine Verfügungen treffen, die darauf hinauslaufen, durch eine Abstempelung oder 
durch sonstige gesetzliche oder Verwaltungsmaßregeln, die nicht auch für den übrigen Teil seines Gebietes 
Geltung haben, den gesetzlichen Wert der deutschen Zahlungsmittel oder Geldsorten, die bei der Unterzeich-
nung des gegenwärtigen Vertrags gesetzlichen Kurs haben und sich zu dem genannten Zeitpunkt im Besitz der 
französischen Regierung befinden, oder ihre Eignung zur rechtswirksamen Erfüllung von Verbindlichkeiten zu 
beeinträchtigen.
Art. 58 Ein Sonderabkommen wird die Bedingungen festsetzten, nach denen die außerordentlichen Kriegsaus-
gaben in Markwährung zurückzuzahlen sind, die Elsaß-Lothringen oder seine öffentlichen Verbände im Laufe 
des Krieges für Rechnung des Reiches gemäß der deutschen Gesetzgebung vorschußweise bestritten haben, wie 
z. B. Familienunterstützungen Kriegsteilnehmer, Beitreibungen, Einquartierungslasten, Beihilfe für Abgescho-
bene.

Bei der Festsetzung der Höhe dieser Beträge wird zugunsten Deutschlands der betrag verrechnet, den Elsaß-
Lothringen an das Reich zur Deckung der durch solche Rückzahlungen entstehenden Ausgaben hätte zahlen 
müssen; und zwar ist dieser Beitrag verhältnismäßig nach den Einnahmen zu errechnen, die das Reich aus 
Elsaß-Lothringen im Jahre 1913 bezogen hat.
Art. 59 Der französischen Staat erhebt für seine eigene Rechnung die verschiedenen deutschen Steuern, Abga-
ben und Gebühren, die in dem im Artikel 51 bezeichneten Gebieten fällig und zur Zeit des Waffenstillstandes 
vom 11. November noch nicht eingezogen waren.
Art. 60 Die deutsche Regierung setzt unverzüglich die Elsaß-Lothringer (natürliche und juristische Personen 
sowie öffentliche Anstalten) wieder in den Besitz ihres gesamten, ihnen am 11. November 1918 gehörenden 
und auf deutschem Gebiet belegenen Gutes, sowie ihrer gesamten dort zu jenem Zeitpunkt ihnen zustehenden 
Rechte und Interessen.
Art. 61 Die deutsche Regierung verpflichtet sich, die Ausführung der in den verschiedenen Waffenstillstands-
abkommen vorgesehenen finanziellen Bestimmungen, betreffend Elsaß-Lothringen, ohne Verzögerung fortzu-
setzen und zu beendigen.
Art. 62 Die deutsche Regierung verpflichtet sich, alle in Elsaß-Lothringen am 11. November 191erdienten Zi-
vil- und Militärpersonen, deren Auszahlung dem Haushalt des Deutschen Reiches oblag, zu übernehmen.

Die deutsche Regierung liefert jedes Jahr die nötigen Mittel, um die Beiträge, auf welche die in Elsaß-Lothrin-
gen wohnenden Personen Anspruch in Markwährung gehabt hätten, wenn Elsaß-Lothringen unter deutscher 
Staatsgewalt verbleiben wäre, in Franken zum Jahresdurchschnittskurse auszuzahlen.
Art. 63 Bezüglich der von Deutschland in Teil VIII (Wiedergutmachungen) des gegenwärtigen Vertrags über-
nommenen Verpflichtungen, Ersatz für die in Gestalt von Geldstrafen der Zivilbevölkerung der alliierten und 
assoziierten Länder zugefügten Schäden zu leisten, stehen die Einwohner der im Artikel 51 bezeichneten Ge-
biete der genannten Bevölkerung gleich.
Art. 64 Die Grundsätze der Rhein- und Moselordnung sind in Teil XII (Häfen, Wasserstraßen und Eisenbah-
nen) des gegenwärtigen Vertrags niedergelegt.
Art. 65 Binnen drei Wochen nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags werden die Häfen von Straßburg 
und von Kehl für die Dauer von sieben Jahren zu einer Betriebseinheit ausgestaltet.

Die Verwaltung dieser Betriebseinheit leitet ein Direktor, den die Rheinschiffahrts-Zentralkommission er-
nennt und auch wiederabberufen kann.

Dieser Direktor muß französischer Staatsangehörigkeit sein.
Er untersteht der Rheinschiffahrts-Zentralkommission und hat seinen Sitz in Straßburg.
In beiden Häfen werden Freizonen gemäß Teil XII (Häfen, Wasserstraßen und Eisenbahnen) des gegenwär-

tigen Vertrags eingerichtet.
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Ein Sonderabkommen zwischen Frankreich und Deutschland, das der Billigung der Rheinschiffahrts-Zent-
ralkommission bedarf, bestimmt die Einzelheiten dieser Ordnung, insbesondere auf finanziellem Gebiet.

Es besteht Einverständnis, daß im Sinne dieses Artikels der Kehler Hafen alles für den Hafenverkehr und 
den dazu gehörigen Zugverkehr nötige Gelände umfaßt, einschließlich der die Hafeneinrichtung bildenden 
Binnenhäfen, Ladestraßen, Schienenwege, Dämme, Kräne, Lade- und Lagerhallen, Silos, Aufzüge und Werke 
mit elektrischer, aus dem Wasser gewonnenen Kraft.

Die deutsche Regierung verpflichtet sich, alle von ihr erforderten Anordnungen für die bestmögliche Zusam-
menstellung und Verschiebung der nach Kehl bestimmten und von dort ausgehenden Züge sowohl rechts- wie 
linksrheinisch zu treffen.

Alle Eigentums- und sonstigen Rechte von Privatpersonen [Die engl. Fassung spricht von „property rights“ 
im allgemeinen ohne sich auf die Rechte von Privatpersonen zu beschränken. Sie erwähnt dagegen nicht die 
sonstigen Rechte] bleiben gewahrt; insbesondere hat die Hafenverwaltung sich jedes Eingriffs in die Eigentums-
rechte der französischen oder badischen Eisenbahnen zu enthalten.

In beiden Häfen wird den Staatsangehörigen, Schiffen und Gütern sämtlicher Nationen gleichmäßige Be-
handlung in bezug auf den Handel zugesichert.

Ist Frankreich nach Ablauf des sechsten Jahres der Ansicht, daß der Stand der Straßburger Hafenarbeiten eine 
Verlängerung dieser Übergangsordnung erheischt, so steht ihm frei, sie bei der Rheinschiffahrts-Zentralkom-
mission zu beantragen. Diese kann sie für eine Zeit von höchstens drei Jahren bewilligen.

Während der ganzen Dauer der Verlängerung bleiben die oben erwähnten Freizonen bestehen.
Bis zur Ernennung des ersten Direktors durch die Rheinschiffahrts-Zentralkommission kann ein vorläufiger 

Direktor, der französischer Staatsangehörigkeit sein muß, von den alliierten und assoziierten Hauptmächten 
unter den oben angeführten Bedingungen ernannt werden.

Alle mit diesem Artikel zusammenhängenden Fragen werden von der Rheinschiffahrts-Zentralkommission 
mit Stimmenmehrheit entschieden.
Art. 66 Die Eisenbahn- und anderen Brücken, die gegenwärtig im Bereich von Elsaß-Lothringen über den 
Rhein führen, werden in allen ihren Teilen und in ihrer ganzen Länge Eigentum des französischen Staates, dem 
ihre Unterhaltung obliegt.
Art. 67 Die französische Regierung tritt in alle Rechte des Deutschen Reichs auf allen gegenwärtig in Betrieb 
oder im Bau befindlichen Eisenbahnstrecken ein, die unter Verwaltung der Reichseisenbahnen stehen.

Daselbe gilt für die Rechte des Reiches hinsichtlich der Eisenbahn- und Straßenbahnkonzessionen in den im 
Artikel 51 bezeichneten Gebieten.

Aus diesem Eintritt in die deutschen Rechte erwächst dem französischen Staat keine Verpflichtung zu irgend-
welcher Zahlung.

Die Grenzbahnhöfe werden durch ein späteres Abkommen festgelegt, wobei im voraus festgesetzt wird, daß 
sie an der Rheingrenze auf dem rechten Rheinufer liegen sollen.
Art. 68 Entsprechend den Bestimmungen des Artikels 268 Kapitel I, Abschnitt I, Teil X (Wirtschaftliche Be-
stimmungen) des gegenwärtigen Vertrags genießen während eines Zeitraums von fünf Jahren nach Inkraft-
treten des gegenwärtigen Vertrags die Roh- und Fertigerzeugnisse, die aus den im Artikel 51 bezeichneten 
Gebieten stammen und aus ihnen ausgeführt werden, bei Eingang in das deutsche Zollgebiet volle Zollfreiheit.

Die französische Regierung behält sich vor, jedes Jahr durch einen der deutschen Regierung kundgegebenen 
Erlaß die Art und die Menge der Erzeugnisse zu bestimmen, denen diese Zollfreiheit zustatten kommt.

Die jährliche Menge der Erzeugnisse, die auf diese Weise nach Deutschland geschickt werden dürfen, darf 
den Jahresdurchschnitt der Jahre 1911 bis 1913 nicht überschreiten.

Außerdem verpflichte sich die deutsche Regierung, während der genannten fünf Jahre frei von allen Zoll-
abgaben oder sonstigen Lasten, einschließlich der inneren Steuern, aus Deutschland aus- und dorthin wieder 
einführen zu lassen: Garne, Gewebe und andere Textilstoffe oder -erzeugnisse jeder Art und in jedem Zustand, 
die aus Deutschland in die im Artikel 51 bezeichneten Gebiete zwecks irgendwelcher Veredelung, wie z. B. zum 
Bleichen, Färben, Bedrucken, Merzerisieren, Garzieren, Zwirnen oder Zurichten eingeführt werden.
Art. 69 Während eines Zeitraums von zehn Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags sind die auf 
deutschem Gebiete liegenden Kraftwerke, die die im Artikel 51 bezeichneten Gebiete oder irgendeine Anlage, 
deren Betrieb entgültig oder vorläufig von Deutschland an Frankreich übergeht, mit Elektrizität versorgen, ver-
pflichtet, diese Versorgung bis zur Höhe des Verbrauchs fortzusetzen, der den am 11. November 1918 gültigen 
Abschlüssen und Verträgen entspricht.

Der Strom ist nach den in Kraft befindlichen Verträgen und zu Sätzen zu liefern, welche die von den deut-
schen Reichsangehörigen an die Werke gezahlten Sätze nicht übersteigen dürfen.
Art. 70 Es besteht Einverständnis, daß die französische Regierung das Recht behält, in Zukunft in den im Arti-
kel 51 bezeichneten Gebieten jegliche neue deutsche Beteiligung
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1.  an der Verwaltung oder Ausnutzung des öffentlichen Eigentums und der öffentlichen Anstalten, wie Ei-
senbahnen, Schiffahrtsstraßen, Wassert-, Gas- und Elektrizitätsversorgung usw.;

2.  an dem Eigentum der Gruben und Steinbrüche aller Art und der damit zusammenhängenden Betriebe;
3.  endlich an den Hüttenwerken, auch wenn ihr Betrieb in keiner Weise mit dem einer Grube in Verbindung 

steht,
zu verbieten.

Art. 71 In den im Artikel 51 bezeichneten Gebieten verzichtet Deutschland für sich und seine Angehörigen mit 
Wirkung vom 11. November 1918 ab auf Geltendmachung der Bestimmungen des Gesetzes vom 25 Mai 1910 
über den Handel mit Kalisalzen sowie überhaupt aller Bestimmungen über die Mitwirkung deutscher Stellen 
bei der Ausbeutung der Kaligruben. Es verzichtet desgleichen für sich und seine Angehörigen auf Geltend-
machung aller Abmachungen, Bestimmungen oder Gesetze, die bezüglich anderer Erzeugnisse der genannten 
Gebiete zu seinem Vorteil bestehen.
Art. 72 Die Fragen, betreffend die vor dem 11. November 1918 zwischen dem Reich und den deutschen Staaten 
oder ihren in Deutschland wohnenden Angehörigen einerseits und den in Elsaß-Lothringen wohnenden Elsaß-
Lothringern andererseits entstandenen Schuldverhältnisse werden gemäß den Bestimmungen des Abschnitts 
III Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags geregelt, und zwar mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle des Ausdrucks „vor dem Kriege“ der Ausdruck „vor dem 11. November 1918“ tritt. Umrech-
nungskurs bei dieser Regelung ist der an der Genfer Börse während des Monats vor dem 11. November 1918 
notierte Durchschnittkurs.

In den im Artikel 51 bezeichneten Gebieten kann zur Abwicklung der genannten Schuldverhältnisse unter 
den in Abschnitt III Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags vorgesehenen Bedin-
gungen ein besonderes Prüfungs- und Ausgleichsamt errichtet werden, und zwar besteht Einverständnis, daß 
dies Amt als Landesamt gemäß § 1der Anlage jenes Abschnitts zu gelten hat.
Art. 73 Für die privaten Güter, Rechte und Interessen der Elsaß-Lothringer in Deutschland sind die Bestim-
mungen des Abschnitts IV Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags maßgebend.
Art. 74 Die französische Regierung behält sich das Recht vor, alle Güter, Rechte und Interessen, die am 11. No-
vember 1918 deutsche Reichsangehörige oder von Deutschland abhängige Gesellschaften  in den im Artikel 51 
bezeichneten Gebieten besaßen, unter den im letzten Absatz des obigen Artikels 53 festgesetzten Bedingungen 
einzubehalten und zu liquidieren.

Deutschland hat seine durch diese Liquidation enteigneten Angehörigen unmittelbar zu entschädigen.
Die Verwendung des Erlöses dieser Liquidationen regelt sich gemäß den Bestimmungen der Abschnitte III 

und IV Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags.
Art. 75 Unter Abweichung von den in Abschnitt V Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen 
Vertrags vorgesehenen Bestimmungen bleiben alle Verträge in Kraft, die, bevor das französische Dekret vom 
30. November 1918 in Elsaß-Lothringen verkündet wurde, zwischen Elsaß-Lothringern (natürlichen und juris-
tischen Personen) oder anderen Einwohnern Elsaß-Lothringens einerseits und dem Reich oder den deutschen 
Staaten oder deren in Deutschland wohnenden Angehörigen andererseits abgeschlossen sind und deren Aus-
führung durch den Waffenstillstand oder durch die spätere französische Gesetzgebung ausgesetzt worden ist.

Indes sind alle Verträge aufgehoben, deren Auflösung im allgemeinen Interesse die französischen Regierung 
binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags Deutschland mitteilt. Ausgenommen 
bleiben die Schuldforderungen und sonstigen Geldverbindlichkeiten, die sich aus einer vor dem 11. November 
1918 auf Grund eines solchen Vertrags bereits vollzogenen Rechtshandlung oder Zahlung ergeben. Hat diese 
Auflösung für eine der Parteien einen erheblichen Nachteil zur Folge, so wird der geschädigten Partei eine an-
gemessene Entschädigung zugebilligt, die aber lediglich nach dem angelegten Kapital ohne Rücksicht auf den 
entgangenen Gewinn berechnet wird.

Für Verjährung, Ausschlußfrist und Verfall gelten in Elsaß-Lothringen die in Artikel 300 und 301 Abschnitt 
V Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) enthaltenen Bestimmungen, und zwar mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Ausdrucks „Kriegsausbruch“ der Ausdruck „11. November 1918“ und an die Stelle des Ausdrucks 
„Kriegsdauer“ der Ausdruck „Zeit vor dem 11. November 1918 bis zum Inkrafttreten des gegenwärtigen Ver-
trags“ tritt.
Art. 76 Die Fragen des gewerblichen, literarischen und künstlerischen Eigentums der Elsaß-Lothringer regelt 
sich nach den allgemeinen Bestimmungen des Abschnitts VII Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des ge-
genwärtigen Vertrags, und zwar mit der Maßgabe, daß die Elsaß-Lothringer, denen derartige Rechte nach der 
deutschen Gesetzgebung zustehen, den vollen und unbeschränkten Genuß dieser Rechte im deutschen Gebiet 
behalten.
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Art. 77 Das Deutsche Reich verpflichtet sich, den Anteil der Straßburger Invaliden- und Altersversicherungs-
anstalt an den gesamten zum Zweck der Invaliden- und Altersversicherung gesammelten Rückstellungen des 
Reiches oder von ihm abhängiger öffentlicher oder privater Stellen an den französischen Staat abzuführen.

Das gleiche gilt für die in Deutschland angelegten Kapitalien und Rückstellungen, die rechtlich den anderen 
sozialen Versicherungsträger, den Knappschaftskassen, der Eisenbahn-Pensionskasse von Elsaß-Lothringen 
oder solchen anderen Pensionskassen zustehen, die für das Personal der öffentlichen Verwaltung und Anstal-
ten errichtet sind und in Elsaß-Lothringen arbeiten, sowie für die Kapitalien und Rückstellungen, welche die 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte in Berlin auf Grund von Verpflichtungen zugunsten von in Elsaß-
Lothringen wohnenden Versicherten dieser Art schuldet.

Ein Sonderabkommen legt die Bedingungen und Einzelheiten dieser Übertragungen fest.
Art. 78 Für Vollstreckung von Urteilen, für Einlegung von Rechtsmitteln und für Strafverfolgung gelten fol-
gende Regeln:

1.  Alle seit dem 3. August 1914 zwischen Elsaß-Lothringern oder zwischen Elsaß-Lothringern und Auslän-
dern oder zwischen Ausländern in bürgerlichen oder Handelssachen ergangenen Urteile erlsaß-lothringischer 
Gerichte, die vor dem 11. November 1918 Rechtskraft erlangt haben, gelten als endgültig und ohne weiteres 
vollstreckbar.

Ist das Urteil zwischen Elsaß-Lothringern und Deutschen oder zwischen Elsaß-Lothringern und Staatsan-
gehörigen der mit Deutschland verbündeten Mächte ergangen, so wird es erst vollstreckbar, nachdem das ent-
sprechende neue Gericht des wiederangegliederten im Artikel 51 bezeichneten Gebiets ein Vollstreckungsurteil 
erlassen hat.

2.  Alle seit dem 3. August 1914 wegen politischer Verbrechen oder Vergehen gegen Elsaß-Lothringer von 
deutschen Gerichten gefällten Urteile gelten als nichtig.

3.  Alle Entscheidungen des Reichsgerichts in Leipzig, die nach dem 11. November 1918 infolge der Einle-
gung eines Rechtsmittels gegen die Entscheidungen der elsaß-lothringischen Gerichte ergangen sind, gelten als 
null und nichtig und sind aufzuheben. Die solchen reichsgerichtlichen Entscheidungen zu Grunde liegenden 
Akten der Vorinstanzen sind an die betreffenden elsaß-lothringischen Gerichte zurückzusenden.

Kein beim Reichsgericht gegen Entscheidungen elsaß-lothringischer Gerichte eingelegtes Rechtsmittel wird 
weiter verfolgt. Die Akten werden in der oben angegebenen Weise zurückgesandt und unverzüglich an den 
französischen Kassationshof weitergeleitet, der für die Entscheidung zuständig ist.

4.  Alle Verfolgungen in Elsaß-Lothringen wegen Straftaten, die in der Zeit vom 11. November 1918 bis 
zum Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags begangen worden sind, werden nach den deutschen Gesetzen 
durchgeführt, soweit diese nicht von den französischen Behörden durch ordnungsgemäß an Ort und Stelle 
veröffentlichte Erlasse abgeändert oder ersetzt worden sind.

5.  Alle anderen Zuständigkeits-, Verfahrens- sowie Justizverwaltungsfragen werden durch ein Sonderab-
kommen zwischen Frankreich und Deutschland geregelt.
Art. 79 Die anliegenden Zusatzbestimmungen über die Staatsangehörigkeit haben gleiche Kraft und Geltung 
wie die Bestimmungen dieses Abschnitts.

Alle anderen Elsaß-Lothringen betreffenden Fragen, die nicht in diesem Abschnitt und seiner Anlage oder in 
den allgemeinen Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags geregelt sind, sollen Gegenstand späterer Überein-
kommen zwischen Frankreich und Deutschland bilden.

Anlage.
§ 1 Mit Wirkung vom 11. November 191erlangen von Rechtswegen die französische Staatsangehörigkeit wieder:

1.  Die Personen, die durch den französisch-deutschen Vertrag vom 10. Mai 1871 die französische Staatsange-
hörigkeit verloren und seitdem keine andere als die deutsche Staatsangehörigkeit erworben haben;

2.  die ehelichen oder unehelichen Nachkommen der unter der vorstehenden Nummer genannten Personen 
mit Ausnahme derer, die unter ihren Vorfahren väterlicherseits einen nach dem 15. Juli 1870 nach Elsaß-Loth-
ringen eingewanderten Deutschen haben;

3.  alle in Elsaß-Lothringen von unbekannten Eltern Geborenen und die Personen, deren Staatsangehörigkeit 
unbekannt ist.
§ 2 Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags können Personen, die einer der folgen-
den Gattungen angehören, Anspruch auf die französische Staatsangehörigkeit erheben:

1.  jede Person , die nicht auf Grund des § 1die französische Staatsangehörigkeit wiedererlangt hat und die 
unter ihren Vorfahren einen Franzosen oder eine Französin zählt, welche die französische Staatsangehörigkeit 
unter den im genannten Paragraphen vorgesehenen Umständen verloren haben;

2.  jeder Ausländer, die nicht Staatsangehöriger eines deutschen Staates ist und der die elsaß-lothringische 
Staatsangehörigkeit vor dem 3. August 1914 erworben hat;
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3.  jeder Deutsche mit Wohnsitz in Elsaß-Lothringen, wenn er diesen Wohnsitz schon vor dem 15. Juli 1870 
hatte oder wenn einer seiner Vorfahren zu jener Zeit seinen Wohnsitz in Elsaß-Lothringen hatte;

4.  jeder Deutsche, der in Elsaß-Lothringen geboren ist oder dort seinen Wohnsitz hat, der während des 
jetzigen Krieges in den Reihen der alliierten oder assoziierten Heere gedient hat, sowie seine Nachkommen;

5.  alle Personen, die vor dem 10. Mai 1871 in Elsaß-Lothringen von ausländischen Eltern geboren sind, sowie 
ihre Nachkommen;

6.  der Ehegatte jeder Person, die entweder nach § 1die französische Staatsangehörigkeit wiedererlangt hat 
oder auf die französische Staatsangehörigkeit nach Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen Anspruch erhebt 
und sie erlangt.

Das Recht, den Anspruch auf Verleihung der französischen Staatsangehörigkeit an einen Minderjährigen 
geltend zu machen, steht seinem gesetzlichen Vertreter zu; macht dieser von dem Rechte keinen Gebrauch, so 
kann der Minderjährige selbst innerhalb eines Jahres nach erreichter Volljährigkeit die Verleihung der franzö-
sischen Staatsangehörigkeit beanspruchen.

Außer im Fall der Nr. 6 dieses Paragraphen kann der Antrag auf Verleihung der Staatsangehörigkeit von der 
französischen Behörde im Einzelfall abgelehnt werden.
§ 3 Soweit nicht die Bestimmungen des § 2 Platz greifen, erwerben Deutsche, die in Elsaß-Lothringen geboren 
sind oder ihren Wohnsitz haben, selbst wenn sie die elsaß-lothringische Staatsangehörigkeit besitzen, die fran-
zösische Staatsangehörigkeit nicht durch die bloße Tatsache des Rückfalls von Elsaß-Lothringen an Frankreich.

Sie können diese Staatsangehörigkeit nur im Wege der Einbürgerung erlangen, und auch nur dann, wenn sie 
in Elsaß-Lothringen vor dem 3. August 1914 ihren Wohnsitz hatten und einen ununterbrochenen Aufenthalt 
in dem wieder angegliederten Gebiet während dreier Jahre gerechnet vom 11. November 1918 ab nachweisen 
können.

Von der Einreichung ihres Einbürgerungsantrags ab übernimmt Frankreich allein ihren diplomatischen und 
konsularischen Schutz.
§ 4 Die Grundsätze, nach denen die Festsetzung eines kraft Gesetzes eingetretenen Wiedererwerbs der französi-
schen Staatsangehörigkeit erfolgt, bestimmt die französische Regierung. Das gleiche gilt für die Art und Weise, 
in der über die Ansprüche auf Verleihung der französischen Staatsangehörigkeit und über die in der gegenwär-
tigen Anlage vorgesehenen Einbürgerungsanträge entschieden wird.

Abschnitt VI. Österreich.
Art. 80 Deutschland erkennt die Unabhängigkeit Österreichs innerhalb der durch Vertrag zwischen diesem 
Staate und den alliierten und assoziierten Hauptmächten festzusetzenden Grenzen an und verpflichtet sich, sie 
unbedingt zu achten; es erkennt an, daß diese Unabhängigkeit unabänderlich ist, es sei denn, daß der Rat des 
Völkerbunds einer Abänderung zustimmt.

Abschnitt VII. Tschecho-Slowakei.
Art. 81 Deutschland erkennt, wie die alliierten und assoziierten Mächte es schon getan haben, die vollständige 
Unabhängigkeit der Tschecho-Slowakei an, die das autonome Gebiet der Ruthenen südlich der Karpaten mit 
einbegreift. Es erklärt sein Einverständnis mit der Abgrenzung dieses Staates, wie sie durch die alliierten und 
assoziierten Hauptmächte und die anderen beteiligten Staaten erfolgen wird.
Art. 82 Die Grenze zwischen Deutschland und der Tschecho-Slowakei bildet die alte Grenze zwischen Öster-
reich-Ungarn und dem Deutschen Reich, so wie sie am 3. August 1914 bestand.
Art. 83 Deutschland verzichtet zugunsten der Tschecho-Slowakei auf alle Rechte und Ansprüche auf den fol-
gendermaßen umschriebenen Teil des schlesischen Gebietes:

von einem Punkte ab, der etwa 2 km südöstlich von Katscher auf der Grenze der Kreise Leobschütz und 
Ratibor liegt:

die Grenze zwischen den beiden Kreisen;
dann die alte Grenze zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn bis zu einem Punkte, der an der Oder 

hart südlich der Eisenbahnlinie Ratibor-Oderberg liegt;
von dort nach Nordwesten bis zu einem Punkte ungefähr 2 km südöstlich von Katscher:
eine im Gelände nach zu bestimmende Linie, die westlich von Kranowitz verläuft.
Ein aus sieben Mitgliedern zusammengesetzter Ausschuß, von denen fünf durch die alliierten und assozi-

ierten Hauptmächte, eines von Polen und eines von der Tschecho-Slowakei ernannt werden, tritt zwei Wochen 
nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags zusammen, um an ort und Stelle die Grenzlinie zwischen Polen 
und der Tschecho-Slowakei festzusetzen.

Dieser Ausschuß entscheidet mit Stimmenmehrheit. Seine Entscheidungen sind für die Beteiligten bindend.
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Deutschland verzichtet bereits jetzt zugunsten der Tschecho-Slowakei auf alle Rechte und Ansprüche auf den 
von den nachstehend bezeichneten Grenzen eingefaßten Teil des Kreises Leobschütz für den fall, daß infolge 
der deutschpolnischen Grenzfestsetzung der bezeichnete Teil dieses Kreises den Zusammenhang mit Deutsch-
land verlieren sollte:

von dem Südostende des Vorsprungs der alten österreichischen Grenze etwa 5 km westlich von Leobschütz 
in südlicher Richtung bis zum Treffpunkt mit der Grenze der Kreise Leobschütz und Ratibor:

die alte Grenze zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn;
dann nach Norden die Verwaltungsgrenze zwischen den Kreisen Leobschütz und Ratibor bis zu einem Punk-

te etwa 2 km südöstlich von Katscher;
von dort gegen Nordwesten bis zum Ausgangspunkt dieser Grenzbeschreibung:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die östlich von Katscher verläuft.

Art. 84 Die deutschen Reichsangehörigen, die ihren Wohnsitz in irgendeinem als Bestandteil der Tschecho-
Slowakei anerkannten Gebiet haben, erwerben von Rechts wegen die tschecho-slowakische Staatsangehörigkeit 
unter Verlust der deutschen.
Art. 85 Zwei Jahre lang nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags sind die über achtzehn Jahre alten deut-
schen Reichsangehörigen, die in irgendeinem der als Bestandteil der Tschecho-Slowakei anerkannten Gebiete 
ansässig sind, berechtigt, für die deutsche Reichsangehörigkeit zu optieren. Die Tschecho-Slowaken, die deut-
sche Reichsangehörigkeit besitzen und in Deutschland wohnen, sind ebenso berechtigt, für die tschecho-slowa-
kische Staatsangehörigkeit zu optieren.

Die Option des Ehemannes erstreckt ihre Wirkung auf die Ehefrau, die Option der Eltern erstreckt ihre Wir-
kung auf Kinder unter achtzehn Jahren.

Personen, die von dem oben vorgesehenen Optionsrecht Gebrauch machen, müssen in den nächsten zwölf 
Monaten ihren Wohnsitz in den Staat verlegen, für den sie optiert haben.

Es steht ihnen frei, das unbewegliche Gut zu behalten, das sie im Gebiete des anderen Staates besitzen, in 
dem sie vor der Option wohnten. Sie dürfen ihr gesamtes bewegliche Gut mitnehmen. Es wird dafür keinerlei 
Ausfuhr- oder Einfuhrzoll von ihnen erhoben.

Innerhalb derselben Frist haben die Tschecho-Slowaken, die deutschen Reichsangehörigen sind und sich im 
Ausland befinden, das Recht, - falls dies den Bestimmungen des fremden Gesetzes nicht zuwiderläuft und falls 
sie nicht die fremde Staatsangehörigkeit erworben haben - die tschecho-slowakische Staatsangehörigkeit unter 
Verlust der deutschen nach Maßgabe der von der Tschecho-Slowakei erlassenen Vorschriften zu erwerben.
Art. 86 Die Tschecho-Slowakei ist damit einverstanden, daß die alliierten und assoziierten Hauptmächte in 
einen mit ihr zu schließenden Vertrag die Bestimmungen aufzunehmen, die sie zum Schutze der Interessen der 
nationalen, sprachlichen und religiösen Minderheiten in der Tschecho-Slowakei für notwendig erachten, und 
genehmigt damit diese Bestimmungen.

Auch ist die Tschecho-Slowakei damit einverstanden, daß die alliierten und assoziierten Hauptmächte in ei-
nem mit ihr zu schließenden Vertrag die Bestimmungen aufnehmen, die sie zur Sicherung der freien Durchfuhr 
und einer gerechten Regelung des Handelsverkehrs der anderen Völker für notwendig erachten:

Umfang und Art der finanziellen Lasten, die die Tschecho-Slowakei mit Rücksicht auf das unter ihre Souve-
ränität fallenden schlesische Gebiet vom Deutschen Reiche und von Preußen zu übernehmen hat, werden nach 
Artikel 254 Teil IX (Finanzielle Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags festgesetzt.

Alle nicht durch den gegenwärtigen Vertrag geregelten Fragen, die sich aus der Abtretung des bezeichneten 
Gebiets ergeben, werden in späteren Übereinkommen geregelt.

Abschnitt VIII. Polen.
Art. 87 Deutschland erkennt, wie die alliierten und assoziierten Mächte es bereits getan haben, die völlige 
Unabhängigkeit Polens an und verzichtet zugunsten Polens auf alle Rechte und Ansprüche auf das Gebiet, das 
begrenzt wird durch die Ostsee, die Ostgrenze Deutschlands, wie sie im Artikel 27 Teil II (Deutschlands Gren-
zen) des gegenwärtigen Vertrags festgesetzt ist, bis zu einem Punkte etwa 2 km von Lorzendorf, dann durch eine 
Linie bis zu dem von der Nordgrenze Oberschlesiens gebildeten spitzen Winkel etwa 3 km nordwestlich von 
Simmenau, dann durch die Grenze Oberschlesiens bis zu ihrem Treffpunkt mit der alten deutsch-russischen 
Grenze, dann durch diese Grenze bis zu ihrem Schnittpunkt mit der Memel, dann durch die Nordgrenze von 
Ostpreußen, wie sie im Artikel 28 des angeführten Teiles II festgelegt ist.

Keine Anwendung finden indes die Bestimmungen dieses Artikels auf die Gebiete Ostpreußens und der 
Freien Stadt Danzig, wie sie in dem bezeichneten Artikel 28 Teil II (Deutschlands Grenzen) und im Artikel 100 
Abschnitt XI (Danzig) dieses Teils abgegrenzt sind.

Soweit die Grenzen Polens in dem gegenwärtigen Vertrag nicht näher festgelegt sind, werden sie von den 
alliierten und assoziierten Hauptmächten später bestimmt.
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Ein aus sieben Mitgliedern zusammengesetzter Ausschuß, von denen fünf durch die alliierten und asso-
ziierten Hauptmächte, eines von Deutschland und eines von Polen ernannt werden, tritt zwei Wochen nach 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags zusammen, um an Ort und Stelle die Grenzen zwischen Polen und 
Deutschland festzulegen.

Dieser Ausschuß entscheidet mit Stimmenmehrheit. Seine Entscheidungen sind für die Beteiligten bindend.
Art. 88 In dem Teile Oberschlesiens, der innerhalb der nachstehend beschriebenen Grenzen gelegen ist, werden 
die Einwohner berufen, im Wege der Abstimmung kundzutun, ob sie mit Deutschland oder Polen vereinigt zu 
werden wünschen:

von der ungefähr 8 km östlich von Neustadt belegenen Nordspitze des Vorsprungs der ehemaligen österrei-
chischen Provinz Schlesien, die alte deutsch-österreichische Grenze bis zu ihrem Treffpunkt mit der Grenze der 
Kreise Leobschütz und Ratibor;

von dort nach Norden bis zu einem Punkte etwa 2 km südöstlich von Katscher:
die Grenze der Kreise Leobschütz und Ratibor;
von dort nach Südosten bis zu einem am Laufe der oder hart südlich an der Eisenbahnlinie Ratibor-Oderberg 

belegenen Punkte:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die südlich von Kranowitz verläuft;
von dort die alte deutsch-österreichische Grenze, dann die alte deutsch-russische Grenze bis zu ihrem Treff-

punkt mit der Verwaltungsgrenze zwischen Polen und Oberschlesien.
von dort diese Verwaltungsgrenze bis zu ihrem Treffpunkt mit der Grenze zwischen Ober- und Mittelschle-

sien;
von dort nach Westen bis zu dem Punkt, wo die Verwaltungsgrenze etwa 3 km nordwestlich von Simmenau 

sich im spitzem Winkel nach Südosten wendet:
die Grenze zwischen Ober- und Mittelschlesien;
von dort nach Westen bis zu einem noch zu bestimmenden Punkte etwa 2 km östlich von Lorzendorf:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die nördlich von Klein-Hennersdorf verläuft;
von dort nach Süden bis zum Schnittpunkt der Grenze zwischen Ober- und Mittelschlesien mit der Straße 

Städtel-Karlsruhe;
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die westlich der Ortschaften Hennersdorf, Polkowitz, Noldau, 

Steinersdorf und Dammer und östlich der Ortschaften Strehlitz, Naßadel, Eckersdorf, Schwirz und Städtel ver-
läuft;

von dort die Grenze zwischen Ober- und Mittelschlesien bis zu ihrem Treffpunkt mit der Ostgrenze des 
Kreises Falkenberg;

von dort die Ostgrenze des Kreises Falkenberg bis zu einem Punkte des Vorsprungs etwa 3 km östlich von 
Puschine;

von dort bis zur Nordspitze des Vorsprungs der ehemaligen österreichischen Provinz Schlesien etwa 8 km 
östlich von Neustadt:

eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die östlich von Zülz verläuft.
Die Regelung, gemäß der diese Äußerung der Bevölkerung herbeizuführen und ihr Folge zu geben ist, bildet 

den Gegenstand der Bestimmungen der beigefügten Anlage.
Die polnische und die deutsche Regierung verpflichten sich bereits jetzt, jede, insoweit sie es angeht, an kei-

ner Stelle ihres Gebietes wegen politischer Vorkommnisse, die sich in Oberschlesien währen der Dauer der in 
der beigefügten Anlage bestimmten Regelung bis zur endgültigen Regelung des Schicksals dieses Gebiets ereig-
nen, Strafverfolgungen einzuleiten und weiterzuführen oder irgendwelche Ausnahmemaßregeln zu ergreifen.

Deutschland verzichtet bereits jetzt zu Gunsten Polens auf alle Rechte und Ansprüche auf den Teil Ober-
schlesiens, der jenseits der auf Grund der Volksabstimmung von den alliierten und assoziierten Hauptmächten 
festgesetzten Grenzlinie gelegen ist.

Anlage.
§ 1 Mit Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags und zwar längstens binnen zwei Wochen haben die deutschen 
Truppen und die deutschen Behörden, die von dem im § 2genannten Ausschuß bezeichnet werden, die Zone, 
in der die Volksabstimmung stattfindet, zu räumen. Bis zur völligen Räumung haben sie sich aller Beitreibun-
gen in Geld oder Naturalien und aller Maßnahmen zu enthalten, wodurch die wirtschaftlichen Interessen des 
Landes beeinträchtigt werden könnten.

Binnen derselben Frist werden die in dieser Zone bestehenden Arbeiter- und Soldatenräte aufgelöst; ihre 
Mitglieder, die aus einer anderen Gegend stammen und ihr Amt bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags 
noch ausüben oder es nach dem 1. März 1919 niedergelegt haben, fallen gleichfalls unter die Räumungsvor-
schrift.
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Sämtliche militärischen und halbmilitärischen Vereine, die in der genannten Zone von den Einwohnern 
gebildet worden sind, werden unverzüglich aufgelöst. Die in der genannten Zone nicht wohnhaften Vereinsmit-
glieder haben die Zone zu räumen.
§ 2 Die Zone der Volksabstimmung wird unverzüglich einem internationalen Ausschuß von vier Mitgliedern 
unterstellt, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika, Frankreich, das Britische Reich und Italien ernannt 
werden. Sie wird von den Truppen der alliierten und assoziierten Mächte besetzt. Die Deutsche Regierung ver-
pflichtet sich, die Beförderung dieser Truppen nach Oberschlesien zu ermöglichen.
§ 3 Der Ausschuß besitzt außer in gesetzgeberischer oder steuerlicher Hinsicht alle Befugnisse der deutschen 
oder preußischen Regierung. Außerdem tritt er an Stelle der Regierung der Provinz oder des Regierungsbezirks.

Er ist selbst für die Auslegung der ihm durch die gegenwärtigen Bestimmungen übertragenen Befugnisse zu-
ständig und hat selbst zu bestimmen, inwieweit er diese Befugnisse auszuüben oder den bestehenden Behörden 
zu belassen gedenkt.

Abänderungen der bestehenden Gesetze und Steuern treten nur mit Zustimmung des Ausschusses in Kraft.
Die Ordnung wird durch den Ausschuß mit der Hilfe der zu seiner Verfügung stehenden Truppen und, so-

weit er es für nötig hält, von einer aus den Einwohnern [franz. Text: „aus Leuten, die aus dem Lande stammen“] 
gebildeten Polizei aufrechterhalten.

Der Ausschuß hat unverzüglich für den Ersatz der von der Räumungsvorschrift betroffenen deutschen Be-
hörden zu sorgen und gegebenenfalls selbst insoweit die Räumung anzuordnen und den Ersatz der etwa in 
Frage kommenden Ortsbehörden in die Wege zu leiten.

Er hat alle Maßnahmen zu treffen, die er zur Sicherung einer freien, unbeeinflußten und geheimen Stim-
menabgabe für erforderlich erachtet. Er darf insbesondere die Ausweisung jeder Person verfügen, die irgendwie 
das Ergebnis der Volksabstimmung durch Bestechungs- oder Einschüchterungsmachenschaften zu fälschen 
versucht.

Der Ausschuß hat Vollmacht zur Erledigung sämtlicher Fragen, zu denen die Ausführung der gegenwärtigen 
Bestimmungen Anlaß geben kann. Er hat technische Berater, die er sich selbst unter der örtlichen Bevölkerung 
auswählt, zur Hilfeleistung heranzuziehen.

Der Ausschuß entscheidet mit Stimmenmehrheit.
§ 4 Die Abstimmung findet nach Ablauf einer von den alliierten und assoziierten Hauptmächten festzusetzen-
den Frist statt, indes nicht früher als sechs und nicht später als achtzehn Monate nach dem Amtsantritt des 
obengenannten Ausschusses in der Zone.

Stimmberechtigt ist jede Person ohne Unterschied des Geschlechts, die den nachstehenden Bedingungen 
genügt:

a) sie muß am 1. Januar des Jahres, in dem die Volksabstimmung stattfindet, das zwanzigste Lebensjahr 
vollendet haben;

b) sie muß in der Zone, in der die Volksabstimmung stattfindet, geboren sein oder dort seit einem von dem 
Ausschuß festzusetzenden Zeitpunkt, der aber nicht nach dem 1. Januar 1919 liegen darf, ihren Wohnsitz haben 
oder von den deutschen Behörden ohne Beibehaltung des Wohnsitzes in der Zone ausgewiesen worden sein.

Den wegen politischer Straftaten Verurteilten muß die Ausübung ihres Stimmrechts ermöglicht werden.
Jeder stimmt in der Gemeinde, in der er seinen Wohnsitz hat oder, wenn er seinen Wohnsitz nicht in dem 

Gebiete hat, in der Gemeinde, in der er geboren ist.
Das Abstimmungsergebnis wird gemeindeweise, und zwar nach der Stimmenmehrheit in jeder Gemeinde, 

festgestellt.
§ 5 Nach Beendigung der Abstimmung teilt der Ausschuß den alliierten und assoziierten Hauptmächten die 
Anzahl der in jeder Gemeinde angegebenen Stimmen mit und reicht gleichzeitig einen eingehenden Bericht 
über die Wahlhandlung sowie einen Vorschlag über die Linie ein, die in Oberschlesien unter Berücksichtigung 
sowohl der Willenskundgebung der Einwohner als auch der geographischen und wirtschaftlichen Lage der 
Ortschaften als Grenze Deutschlands angenommen werden soll.
§ 6 Sobald die Grenzlinie von den alliierten und assoziierten Hauptmächten festgelegt ist, hat der Ausschuß den 
deutschen Behörden mitzuteilen, daß sie die Verwaltung des als deutsch anzuerkennenden Gebiets wieder zu 
übernehmen haben; die bezeichneten Behörden haben dies im Laufe des auf diese Benachrichtigung folgenden 
Monats in der vom Ausschuß vorgeschriebenen Weise zu tun.

Innerhalb derselben Frist hat die polnische Regierung in der von dem Ausschuß vorgeschriebenen Weise für 
die Verwaltung des als polnisch anzuerkennenden Gebiets zu sorgen.

Sobald die Verwaltung des Landes in solcher Weise von den deutschen und polnischen Behörden sicherge-
stellt ist, erlöschen die Befugnisse des Ausschusses.

Die Kosten der Besetzungstruppen und die Ausgaben des Ausschusses für seine Geschäftsführung sowie für 
die Verwaltung der Zone werden aus den örtlichen Einnahmen bestritten.
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Art. 89 Polen verpflichtet sich, dem Personen-, Güter-, Schiffs-, Boots-, Wagen-, Eisenbahnwagen- und Post-
verkehr zwischen Ostpreußen und dem übrigen Deutschland durch das polnische Gebiet einschließlich der 
Hoheitsgewässer völlige Durchgangfreiheit zuzugestehen und ihm hinsichtlich der Verkehrserleichterungen 
oder -beschränkungen sowie in jeder anderen Hinsicht zum mindesten dieselbe günstige Behandlung zuteil 
werden zu lassen, wie dem Verkehr von Personen, Gütern, Schiffen, Booten, Wagen, Eisenbahnwagen und 
Postsendungen, die polnischer Nationalität, polnischen Ursprungs, polnischer Herkunft, polnisches Eigentum 
sind oder von einem polnischen Abgangsort kommen; wird einer anderen Nationalität eine noch günstigere 
Behandlung als der polnischen bewährt, so ist diese Behandlung maßgebend.

Durchfuhrgüter bleiben von allen Zoll- oder ähnlichen Abgaben frei.
Die Durchgangsfreiheit erstreckt sich auf den Draht- und Fernsprechverkehr unter den Bedingungen, wie sie 

in den im Artikel 98 vorgesehenen Übereinkommen festgelegt sind.
Art. 90 Polen verpflichtet sich, während eines Zeitraumes von fünfzehn Jahren die Ausfuhr der Bergwerkser-
zeugnisse nach Deutschland aus allen denjenigen Teilen Oberschlesiens zu gestatten, die auf Grund des gegen-
wärtigen Vertrags an Polen übergehen.

Diese Erzeugnisse bleiben von allen Ausfuhrabgaben sowie allen auf ihrer Ausfuhr lastenden Gebühren oder 
Beschränkungen frei.

Polen verpflichte sich desgleichen, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, damit der Verkauf der ver-
fügbaren Erzeugnisse dieser Gruben an Käufer in Deutschland unter ebenso günstigen Bedingungen erfolgt, 
wie der Verkauf gleichartiger Erzeugnisse, die unter entsprechenden Verhältnissen an Läufer in Polen oder in 
irgend einem anderen Lande verkauft werden.
Art. 91 Die deutschen Reichsangehörigen, die ihren Wohnsitz in den endgültig als Bestandteil Polens anerkann-
ten Gebieten haben, erwerben von Rechts wegen die polnische Staatsangehörigkeit unter Verlust der deutschen.

Indes können deutsche Reichsangehörige und ihre Nachkommen, die sich nach dem 1. Januar 1919 in jenen 
Gebieten niedergelassen haben, die polnische Staatsangehörigkeit nur mit besonderer Genehmigung des pol-
nischen Staates erwerben.

Zwei Jahre lang nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags sind die über achtzehn Jahre alten deutschen 
Reichsangehörigen, die in einem der als Bestandteil Polens anerkannten Gebieten ihren Wohnsitz haben, be-
rechtigt, für die deutsche Reichsangehörigkeit zu optieren.

Polen deutscher Reichsangehörigkeit im Alter von über achtzehn Jahren, die in Deutschland ihren Wohnsitz 
haben, sind ebenso [franz. Text: statt „ebenso“, „selbst“] berechtigt, für die polnische Staatsangehörigkeit zu 
optieren.

Die Option des Ehemannes erstreckt ihre Wirkung auf die Ehefrau, die Option der Eltern erstreckt ihre Wir-
kung auf Kinder unter achtzehn Jahren.

Alle Personen, die von dem oben vorgesehenem Optionsrecht Gebrauch machen, steht es frei, in den nächs-
ten zwölf Monaten ihren Wohnsitz in den Staat zu verlegen, für den sie optiert haben.

Es steht ihnen frei, das unbewegliche Gut zu behalten, das sie im Gebiete des anderen Staates besitzen, in dem 
sie vor der Option wohnten.

Sie dürfen ihr gesamtes bewegliches Gut zollfrei in das Land mitnehmen, für das sie optiert haben. Die etwa 
bestehenden Ausfuhrzölle oder -gebühren werden dafür von ihnen nicht erhoben.

Innerhalb derselben Frist haben die Polen, die deutsche Reichsangehörige sind und sich im Ausland befin-
den, das Recht - falls dies den Bestimmungen des fremden Gesetzes nicht zuwiderläuft und falls sie nicht die 
fremde Staatsangehörigkeit erworben haben - die polnische Staatsangehörigkeit unter Verlust der deutschen auf 
Grund der von dem polnischen Staat zu erlassenden Vorschriften zu erwerben.

In dem Teile Oberschlesiens, in dem die Volksabstimmung stattfindet, treten die Bestimmungen dieses Arti-
kels erst nach der endgültigen Zuteilung dieses Gebietes in Kraft.
Art. 92 Umfang und Art der finanziellen Lasten, die Polen vom Deutschen Reiche und von Preußen zu über-
nehmen hat, werden nach Artikel 254, Teil IX (Finanzielle Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags festge-
setzt.

Der Teil der Staatsschuld, der nach der Entscheidung des im genannten Artikel erwähnten Widergutma-
chungsausschusses auf die von der deutschen und preußischen Regierung für die deutsche Besiedlung Polens 
getroffenen Maßnahmen entfällt, bleibt bei der Berechnung des Polen aufzuerlegenden Anteils außer Betracht.

Die gemäß Artikel 256 des gegenwärtigen Vertrags von dem Wiedergutmachungsausschuß vorzunehmen-
de Abschätzung des gleichzeitig mit den abzutretenden Gebieten an Polen fallenden Guts und Eigentums des 
Reichs und der deutschen Staaten erstreckt sich nicht auf Gebäude, Wälder und sonstiges Staatseigentum, das 
dem ehemaligen Königreich Polen gehörte. Diese erwirbt Polen frei und ledig von allen Lasten.

In allem deutschen Gebieten, die auf Grund des gegenwärtigen Vertrags übergehen und endgültig als Be-
standteil Polens anerkannt werden, dürfen die Güter, Rechte und Interessen der deutschen Reichsangehörigen 
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auf grund des Artikel 297 von der polnischen Regierung nur nach Maßgabe nachstehender Bestimmungen 
liquidiert werden:

1. Der Liquidationserlös muß unmittelbar an den Berechtigten ausbezahlt werden;
2. falls letzterer vor dem in Abschnitt VI, Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags 

vorgesehenen Gemischten Schiedsgerichtshof oder vor einem von diesem Gericht bezeichneten Schiedsrichter 
nachweist, daß die Verkaufsbedingungen oder daß von der polnischen Regierung außerhalb ihrer allgemeinen 
Gesetzgebung ergriffene Maßnahmen den Preis unbillig beeinflußt haben, ist der Gerichtshof oder der Schieds-
richter befugt, dem Berechtigten eine angemessene Entschädigung zuzusprechen, die von der polnischen Re-
gierung bezahlt werden muß. Alle in dem gegenwärtigen Vertrag nicht geregelten Fragen, die anläßlich der 
Abtretung der bezeichneten Gebiete entstehen, werden in späteren Übereinkommen geregelt.
Art. 93 Polen ist damit einverstanden, daß die alliierten und assoziierten Hauptmächte in einem mit ihm zu 
schließenden Vertrag die Bestimmungen aufnehmen, die sie zum Schutz der Interessen der nationalen, sprach-
lichen und religiösen Minderheiten in Polen für notwendig erachten, und genehmigt damit diese Bestimmun-
gen.

Auch ist Polen damit einverstanden, daß die alliierten und assoziierten Hauptmächte in einen mit ihm zu 
schließenden Vertrag die Bestimmungen aufnehmen, die sie zum Schutz der freien Durchfuhr und einer ge-
rechten Regelung des Handelsverkehrs der anderen Völker für notwendig erachten.

Abschnitt IX. Ostpreußen.
Art. 94 In der Zone zwischen der Südgrenze Ostpreußens, wie sie im Artikel 28 Teil II (Deutschlands Grenzen) 
des gegenwärtigen Vertrags bezeichnet ist, und der nachstehend beschriebenen Linie werden die Einwohner 
berufen, im Wege der Abstimmung zu erklären, mit welchem Staate sie vereinigt zu werden wünschen:

West- und Nordgrenze des Regierungsbezirks Allenstein bis zu ihrem Treffpunkt mit der Grenzlinie zwi-
schen den Kreisen Oletzko und Angerburg; von dort Nordgrenze des Kreises Oletzko bis zu ihrem Treffpunkt 
mit der alten Grenze Ostpreußens.
Art. 95 Binnen längstens zwei Wochen nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags haben die deutschen 
Truppen und Behörden das oben umschriebene Gebiet zu verlassen. Bis zur Vollendung der Räumung haben 
sie sich aller Beitreibungen in Geld- und Naturalien und jeder Maßnahme zu enthalten, wodurch die wirtschaft-
lichen Interessen des Landes beeinträchtigt werden könnten.

Mit Ablauf der vorerwähnten Frist wird die genannte Zone einem internationalen Ausschuß unterstellt, der 
aus fünf von den alliierten und assoziierten Hauptmächten ernannten Mitgliedern besteht. Dieser Ausschuß 
erhält allgemeine Verwaltungsbefugnis und hat insbesondere die Aufgabe, die Abstimmung in die Wege zu 
leiten und alle Maßnahmen zu treffen, die er zur Sicherung einer freien, unbeeinflußten und geheimen Stim-
menabgabe für erforderlich erachtet. Er erhält desgleichen Vollmacht zur Entscheidung aller Fragen, zu denen 
die Ausführung der gegenwärtigen Bestimmungen Anlaß gibt. Er trifft ferner alle geeigneten Anordnungen, um 
sich bei der Ausübung seines Amtes durch Hilfskräfte unterstützen zu lassen, die er selbst unter der örtlichen 
Bevölkerung auswählt. Er entscheidet mit Stimmenmehrheit.

Stimmberechtigt ist jede Person, ohne Unterschied des Geschlechts, die den nachstehenden Bestimmungen 
genügt:

a) Sie muß bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags das zwanzigste Lebensjahr vollendet haben;
b) sie muß in der Zone, in der die Volksabstimmung stattfindet, geboren sein oder seit einem von dem Aus-

schuß festzusetzenden Zeitpunkt dort ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt gehabt haben.
Jeder stimmt in der Gemeinde, in der er seinen Wohnsitz hat, oder, wenn er seinen Wohnsitz oder Aufenthalt 

nicht in der Zone hat, in der Gemeinde, in der er geboren ist.
Das Abstimmungsergebnis wird gemeindeweise und zwar nach der Stimmenmehrheit in jeder Gemeinde 

festgestellt.
Nach Beendigung der Abstimmung teilt der Ausschuß den alliierten und assoziierten Hauptmächten die 

Anzahl der in jeder Gemeinde abgegebenen Stimmen mit und reicht gleichzeitig einen eingehenden Bericht 
über die Wahlhandlung sowie einen Vorschlag über die Linie ein, die unter Berücksichtigung sowohl des durch 
die Abstimmung kundgegebenen Willens der Einwohner als der geographischen und wirtschaftlichen Lage der 
Ortschaften in dieser Gegend als Grenzen Ostpreußens angenommen werden soll. Die alliierten und assoziier-
ten Hauptmächte setzen alsdann die Grenze zwischen Ostpreußen und Polen in dieser Gegend fest.

Schließt der von den alliierten und assoziierten Hauptmächten festgesetzte Grenzverlauf irgendeinen Teil des 
im Artikel 94 umschriebenen Gebiets von Ostpreußen aus, so erstreckt sich der oben im Artikel 87 vorgesehene, 
von Deutschland zugunsten Polens ausgesprochene Rechtsverzicht auf die so ausgeschlossenen Gebietsteile.

Sobald die alliierten und assoziierten Hauptmächte die Grenzlinie festgesetzt haben, werden die ostpreußi-
schen Verwaltungsbehörden von dem Ausschluß dahin verständigt, daß sie in dem nördlich dieser Grenzlinie 
liegenden Gebiet die Verwaltung wider zu übernehmen haben. Diese Übernahme hat binnen Monatsfrist nach 
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der Benachrichtigung und in der von dem Ausschuß vorgeschriebenen Art zu erfolgen. Binnen derselben Frist 
und ebenfalls in der von dem Ausschuß vorgeschriebenen Art hat die polnische Regierung für die Verwaltung 
des südlich der Grenzlinie liegenden Gebiets Sorge zu tragen. Sobald hiernach die Verwaltung des Landes durch 
die ostpreußischen oder polnischen Behörden sichergestellt ist, nahmen die Befugnisse des internationalen 
Ausschusses ein Ende.

Die Ausgaben des Ausschusses für seine eigene Tätigkeit sowie für die Verwaltung der Zone werden aus den 
örtlichen Einnahmen bestritten; das Mehr an Ausgaben wird nach einem von den alliierten und assoziierten 
Hauptmächten festgesetzten Verhältnis von Ostpreußen getragen.
Art. 96 In einer Zone, die die Kreise Stuhm und Rosenberg, den östlich der Nogat liegenden Teil des Kreises 
Marienburg und östlich der Weichsel liegenden Teil des Kreises Marienwerder umfaßt, werden die Einwohner 
berufen, durch eine gemeindeweise Abstimmung kundzutun, ob sie wünschen, daß die verschiedenen in die-
sem Gebiete liegenden Gemeinden zu Polen oder zu Ostpreußen gehören sollen.
Art. 97 Binnen längstens zwei Wochen nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags haben die deutschen 
Truppen und Behörden die im Artikel 96 bezeichnete Zone zu verlassen. Bis zur Vollendung der Räumung 
haben sie sich aller Beitreibungen in Geld oder Naturalien und jeder Maßnahme zu enthalten, wodurch die 
wirtschaftlichen Interessen des Landes beeinträchtigt werden könnten.

Mit Ablauf der vorerwähnten Frist wird die genannte Zone einem internationalen Ausschuß unterstellt, der 
aus fünf von den alliierten und assoziierten Hauptmächten ernannten Mitgliedern besteht. Dieser Ausschuß, 
dem erforderlichenfalls die nötigen Streitkräfte beizugeben sind, erhält allgemeine Verwaltungsbefugnis und 
hat insbesondere die Aufgabe, die Abstimmung in die Wege zu leiten und alle Maßnahmen zu treffen, die er 
zur Sicherung einer freien, unbeeinflußten und geheimen Stimmenabgabe für erforderlich erachtet. Er hat sich, 
soweit möglich, nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags über die Volksabstimmung in der Allen-
steiner Zone zu richten. Er entscheidet mit Stimmenmehrheit.

Die Ausgaben des Ausschusses für seine eigene Tätigkeit sowie für die Verwaltung der ihm unterstellten Zone 
werden aus den örtlichen Einnahmen bestritten.

Nach Beendigung der Abstimmung teilt der Ausschuß den alliierten und assoziierten Hauptmächten die An-
zahl der in jeder Gemeinde angegebenen Stimmen mit und reicht gleichzeitig einen eingehenden Bericht über 
die Wahlhandlung sowie einen Vorschlag über die Linie ein, die unter Berücksichtigung sowohl des durch die 
Abstimmung kundgegebenen Willens der Einwohner als auch der geographischen und wirtschaftlichen Lage 
der Ortschaften in dieser Gegend als Grenzlinie Ostpreußens angenommen werden soll.   Die alliierten und 
assoziierten Hauptmächte setzen alsdann die Grenze zwischen Ostpreußen und Polen in dieser Gegend fest, 
wobei zum mindesten für die gesamte Strecke, auf der die Weichsel die Grenze bildet, die volle und uneinge-
schränkte Überwachung des Stromes einschließlich seines östlichen Ufers in der Tiefe, die für die Regulierung 
und Verbesserungsarbeiten erforderlich ist, Polen zugesprochen werden muß. Deutschland verpflichtet sich, 
niemals irgendwelche Befestigungen in irgendeinem Teile des erwähnten Gebiets, soweit es deutsch bleibt, an-
zulegen.

Die alliierten und assoziierten Hauptmächte erlassen gleichzeitig Vorschriften, die der ostpreußischen Be-
völkerung den Zugang zur Weichsel und die Benutzung des Stromes für sie selbst, für ihre Güter und für ihre 
Schiffe unter angemessenen Bedingungen und unter vollster Rücksichtnahme auf ihre Interessen sichern.

Die Grenzbestimmungen und die oben vorgesehenen Vorschriften sind für alle Beteiligten bindend.
Sobald die Verwaltung des Landes durch die ostpreußischen oder polnischen Behörden übernommen ist, 

nehmen die Befugnisse des Ausschusses ein Ende.
Art. 98 Deutschland und Polen werden binnen Jahresfrist nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags Über-
einkommen abschließen, deren Wortlaut im Streitfalle von dem Rate des Völkerbundes festgesetzt wird und 
die einerseits Deutschland für den Eisenbahn-, Draht- und Fernsprechverkehr zwischen Ostpreußen und dem 
übrigen Deutschland durch das polnische Gebiet die volle Möglichkeit geeigneter Betätigung gewährleisten und 
andererseits Polen für seinen Verkehr mit der Freien Stadt Danzig durch das etwa auf dem rechten Weichselufer 
zwischen Polen und der Freien Stadt Danzig liegende deutsche Gebiet die gleiche Möglichkeit sichert.

Abschnitt X. Memel.
Art. 99 Deutschland verzichtet zugunsten der alliierten und assoziierten Hauptmächte auf alle Rechte und 
Ansprüche auf die Gebiete zwischen der Ostsee, der in Artikel 28 Teil II (Deutschlands Grenzen) des gegenwär-
tigen Vertrags beschriebenen Nordgrenze Ostpreußens und den alten deutsch-russischen Grenzen.

Deutschland verpflichtet sich, die von den alliierten und assoziierten Hauptmächten hinsichtlich dieser Ge-
biete, insbesondere über die Staatsangehörigkeit der Einwohner getroffenen Bestimmungen anzuerkennen.
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Abschnitt XI. Freie Stadt Danzig.
Art. 100 Deutschland verzichtet zugunsten der alliierten und assoziierten Hauptmächte auf alle Rechte und 
Ansprüche auf das Gebiet, das von den nachstehend angegebenen Grenzen umschlossen wird:

von der Ostsee nach Süden bis zu dem Punkte, an dem die Hauptschiffahrtswege der Nogat und der Weichsel 
zusammentreffen:

die ostpreußische Grenze, wie sie im Artikel 28 Teil II (Deutschlands Grenzen) des gegenwärtigen Vertrags 
beschrieben ist;

von dort der Hauptschiffahrtsweg der Weichsel talwärts bis zu einem Punkt ungefähr 6½ km nördlich der 
Dirschauer Brücke;

von dort nach Nordwesten bis zur Höhe 5, 1½ km südöstlich der Kirche von Güttland:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie;
von dort nach Westen bis zu dem Vorsprung, die die Grenze des Kreises Berent 8½ km nordöstlich von 

Schöneck bildet:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die zwischen Mühlbanz im Süden und Rambeltsch im Norden 

verläuft;
von dort nach Westen die Grenze des Kreises Berent bis zu der Einbuchtung, die sie 6 km nordnordwestlich 

von Schöneck bildet;
von dort bis zu einem Punkte auf der Mittellinie des Lonkener Sees:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die nördlich von Neu-Fietz und Schatarpi und südlich von 

Barenhütte und Lonken verläuft;
von dort die Mittellinie des Lonkener Sees bis zu seinem Nordende;
von dort bis zum Südende des Pollenziner Sees:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie;
von dort die Mittellinie des Pollenziner Sees bis zu seinem Nordende;
von dort nach Nordosten bis zu dem ungefähr 1 km südlich der Kirche von Koliebken liegenden Punkt, wo 

die Eisenbahn Danzig-Neustadt einen Bach kreuzt:
eine im Gelände noch zu bestimmende Linie, die südöstlich von Kamehlen, Krissau, Fidlin, Sulmin (Richt-

hof) Mattern, Schäferei und nordwestlich von Neuendorf, Marschau, Czapielken, Hoch- und Klein-Kelpin, 
Pulvermühl, Renneberg und den Städten Oliva und Zoppot verläuft;

von dort der Lauf des oben erwähnten Baches bis zur Ostsee.
Die vorstehend beschriebenen Grenzen sind auf einer deutschen Karte im Maßstab 1:100000, die dem gegen-

wärtigen Vertrag unter Nr. 3 als Anlage beigefügt ist, eingezeichnet.
Art. 101 Ein Ausschuß, der aus drei von den alliierten und assoziierten Hauptmächten ernannten Mitgliedern 
, darunter einem Oberkommissar als Vorsitzenden und aus je einem von Deutschland und Polen ernannten 
Mitgliede besteht, tritt binnen zwei Wochen nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags zusammen, um 
unter möglichster Berücksichtigung der bestehenden Gemeindegrenzen die Grenzlinie für das vorstehend be-
zeichnete Gebiet an Ort und Stelle festzulegen.
Art. 102 Die alliierten und assoziierten Hauptmächte verpflichten sich, die Stadt Danzig nebst den im Artikel 
100 bezeichneten Gebiet als Freie Stadt zu begründen; sie tritt unter den Schutz des Völkerbunds.
Art. 103 Die Verfassung der Freien Stadt Danzig wird im Einvernehmen mit einem Oberkommissar des Völ-
kerbunds von ordnungsgemäß berufenen Vertretern der Freien Stadt Danzig ausgearbeitet. Die Verfassung 
wird von dem Völkerbund gewährleistet.

Der Oberkommissar wird ferner mit der erstinstanzlichen Entscheidung aller Streitigkeiten betraut, die zwi-
schen Polen und der Freien Stadt aus Anlaß des gegenwärtigen Vertrags oder ergänzender Vereinbarungen und 
Abmachungen entstehen sollten.

Der Oberkommissar hat seinen Sitz in Danzig.
Art. 104 Die alliierten und assoziierten Hauptmächte verpflichten sich, ein Übereinkommen zwischen der pol-
nischen Regierung und der Freien Stadt Danzig zu vermitteln, daß mit der Begründung der Freien Stadt in Kraft 
treten und den Zweck haben soll:

1.  die Freie Stadt Danzig in das polnische Zollgebiet aufzunehmen und die Einrichtung einer Freizone im 
Hafen in die Wege zu leiten;

2.  Polen die freie Benutzung in den Gebrauch der Wasserstraßen, Docks, Binnenhäfen, Ladestraßen und der 
sonstigen im Gebiete der Freien Stadt belegenen, für die Ein- und Ausfuhr Polens notwendigen Anlagen ohne 
irgendwelche Einschränkung zu gewährleisten;

3.  Polen die Überwachung und Verwaltung der Weichsel sowie des gesamten Eisenbahnnetzes innerhalb 
der Grenzen der Freien Stadt , mit Ausnahme der Straßenbahnen und der sonstigen in erster Linie den Bedürf-
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nissen der Freien Stadt dienenden Bahnen, ferner die Überwachung und Verwaltung des Post-, Draht- und 
Fernsprechverkehrs zwischen Polen und dem Hafen von Danzig zu gewährleisten;

4.  Polen das Recht zum Ausbau und zur Verbesserung der Wasserstraßen, Docks, Binnenhäfen, Ladestraßen, 
Eisenbahnen und der sonstigen vorerwähnten Anlagen und Verkehrsmittel zu gewährleisten, sowie das Recht 
zur Miete oder zum Ankauf des dazu erforderlichen Geländes und Eigentums zu angemessenen Bedingungen;

5.  Vorsorge zu treffen, daß in der Freien Stadt Danzig keinerlei unterschiedliche Behandlung der Bevölke-
rung zum Nachteil der polnischen Staatsangehörigen und anderer Personen polnischer Herkunft oder polni-
scher Zunge stattfindet;

6.  der polnischen Regierung die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig sowie den 
Schutz ihrer Staatsangehörigen im Ausland zu übertragen.
Art. 105 Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags verlieren die in dem im Artikel 100 bezeichneten 
Gebiete wohnhaften deutschen Reichsangehörigen von Rechtswegen die deutsche Reichsangehörigkeit und 
werden Staatsangehörige der Freien Stadt Danzig.
Art. 106 Zwei Jahre lang nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags sind die über achtzehn Jahre alten deut-
schen Reichsangehörigen, die in dem in Artikel 100 bezeichneten Gebiet ihren Wohnsitz haben, berechtigt, für 
die deutsche Reichsangehörigkeit zu optieren.

Die Option der Ehemanns erstreckt ihre Wirkung auf die Ehefrau, die Option der Eltern erstreckt ihre Wir-
kung auf Kinder unter achtzehn Jahren.

Personen, die von dem oben vorgesehenen Optionsrecht Gebrauch machen, müssen in den nächsten zwölf 
Monaten ihren Wohnsitz nach Deutschland verlegen.

Es steht ihnen frei, daß unbewegliche Gut, das sie im Gebiete der Freien Stadt Danzig besitzen zu behalten. 
Sie dürfen ihr gesamtes bewegliches Gut mitnehmen. Es wird dafür keinerlei Ausfuhr- oder Einfuhrzoll von 
ihnen erhoben.
Art. 107 Alles Gut des Deutschen Reiches oder der deutschen Staaten, das im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
liegt, geht auf die alliierten und assoziierten Hauptmächte über, um von diesen, nach gerechtem Ermessen an 
die Freie Stadt oder den polnischen Staat weiter abgetreten zu werden.
Art. 108 Umfang und Art der finanziellen Lasten, die die Freie Stadt vom Deutschen Reiche und von Preußen 
zu übernehmen hat, werden nach Artikel 254 Teil IX (Finanzielle Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags 
festgesetzt.

Alle anderen Fragen, die sich aus der Abtretung des in Artikel 100 bezeichneten Gebiets ergeben, werden 
durch spätere Bestimmungen geregelt.

Abschnitt XII. Schleswig.
Art. 109 Die Grenze zwischen Deutschland und Dänemark wird in Übereinstimmung mit dem Wunsche der 
Bevölkerung festgesetzt.

Zu diesem Zwecke wird die Bevölkerung derjenigen Gebiete des bisherigen Deutschen Reichs, die nördlich 
einer von Osten nach Westen verlaufenden (auf der dem gegenwärtigen Vertrag als Anlage beigefügten Karte 
Nr. 4 durch einen braunen Strich kenntlich gemachten) Linie gelegen sind,

die von der Ostsee ungefähr 13 km ostnordöstlich von Flensburg ausgeht,
sich dann nach
Südwesten wendet und südöstlich von Sygum, Ringsberg, Munkbrarup, Adelby, Tastrup, Jarplund, Oversee 

und nordwestlich von Langballigholz, Langballig, Bönstrup, Rüllschau, Weseby, Kleinwolfstrup, Groß-Solt ver-
läuft,

dann gegen Westen südlich von Frörup, nördlich von Wanderup verläuft,
dann gegen Südwesten südöstlich von Oxlund, Stieglund und Ostenau und nordwestlich der Dörfer an der 

Straße Wanderup-Kollund verläuft,
dann gegen Nordwesten südwestlich von Löwenstedt, Joldelund, Goldelund und nordöstlich von Kolkerhei-

de und Högel bis zum Knie der Soholmer Au, etwa 1 km östlich von Soholm verläuft, wo sie mit der Südgrenze 
des Kreises Tondern zusammentrifft,

dieser Grenze bis zur Nordsee folgt
und südlich der Inseln Föhr und Amrum und nördlich der Inseln Oland und Langeneß verläuft,
berufen, ihren Willen durch eine Abstimmung kundzutun, die unter den nachstehenden Bedingungen statt-

findet:
1. Mit Inkrafttreten dieses Vertrags, und zwar längstens binnen zehn Tagen, haben die deutschen Truppen 

und Behörden (einschließlich der Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten, Landräte, Amtsvorsteher, Ober-
bürgermeister) die nördlich der oben festgesetzten Linie liegende Zone zu räumen.
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Binnen derselben Frist werden die in dieser Zone bestehenden Arbeiter- und Soldatenräte aufgelöst; ihre 
Mitglieder, die aus einer anderen Gegend stammen und ihr Amt bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags 
noch ausüben oder es nach dem 1. März 1919 niedergelegt haben, fallen gleichfalls unter die Räumungsvor-
schrift.

Die genannte Zone wird unverzüglich einem internationalen Ausschuß von fünf Mitgliedern unterstellt, von 
denen drei durch die alliierten und assoziierten Hauptmächte ernannt werden; die norwegische und die schwe-
dische Regierung sollen ersucht werden, je ein weiteres Mitglied zu benennen; erfolgt die Benennung durch 
diese Regierungen nicht, so werden die beiden Mitglieder von den alliierten und assoziierten Hauptmächte 
gewählt.

Der Ausschuß, der nötigenfalls von den erforderlichen Streitkräften unterstützt wird, erhält allgemeine Ver-
waltungsbefugnis. Er hat insbesondere unverzüglich für den Ersatz der von der Räumungsvorschrift betroffe-
nen deutschen Behörden zu sorgen und gegebenenfalls selbst insoweit die Räumung anzuordnen und der Ersatz 
der etwa in Frage kommenden Ortsbehörden in die Wege zu leiten. Er hat alle Maßnahmen zu treffen, die er 
zur Sicherung einer freien, unbeeinflußten und geheimen Stimmenabgabe für erforderlich hält. Er hat deutsche 
und dänische technische Berater, die er sich selbst unter der örtlichen Bevölkerung auswählt, zur Hilfeleistung 
heranzuziehen. Er entscheidet mit Stimmenmehrheit.

Die Hälfte der Kosten des Ausschusses und der durch die Volksabstimmung verursachten Ausgaben fallen 
Deutschland zur Last.

2. Stimmberechtigt ist jede Person, ohne Unterschied des Geschlechts, die den nachstehenden Bedingungen 
genügt:

a) Sie muß bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags das zwanzigste Lebensjahr vollendet haben;
b) Sie muß in der Zone, wo die Volksabstimmung stattfindet, geboren sein oder dort seit einem vor dem 1. 

Januar 1900 liegenden Zeitpunkt ihren Wohnsitz haben oder von den deutschen Behörden ohne Beibehaltung 
des Wohnsitzes in der Zone ausgewiesen worden sein.

Jeder stimmt in der Gemeinde ab, in der er seinen Wohnsitz hat oder aus der er stammt.
Den Militärpersonen, Offizieren, Unteroffizieren und Soldaten der deutschen Armee, die aus der Zone 

Schleswigs stammen, wo die Volksabstimmung stattfindet, ist zwecks Teilnahme an der Abstimmung die Rück-
kehr an ihren Heimatort zu ermöglichen.

3. In dem Abschnitt der geräumten Zone, der nördlich einer von Osten nach Westen verlaufenden (auf der 
dem gegenwärtigen Vertrage als Anlage beigefügten Karte Nr. 4 mit einem roten Strich kenntlich gemachten) 
Linie liegt, welche:

südlich der Insel Alsen verläuft und der Mittellinie der Flensburger Förde folgt,
die Förde an einem Punkt ungefähr 6 km nördlich von Flensburg verläßt und dem Laufe des bei Kupfermühle 

vorbeifließenden Baches aufwärts bis zu einem Punkt nördlich von Niehuus folgt,
dann nördlich von Pattburg und Ellund und südlich von Fröslee verläuft und die Ostgrenze des Kreises Ton-

dern an dem Punkte erreicht, wo sie mit der Grenze zwischen dem ehemaligen Gerichtssprengel von Slogs und 
Kjaer (Slogs Herred und Kjaer Herred) zusammentrifft,

dieser letzteren Grenze bis zum Scheidebeck folgt,
dann abwärts dem Laufe des Scheidebeck (Alte Au) der Süderau und der Wiedau bis zu der nordwärts gerich-

teten Biegung folgt, die diese letztere ungefähr 1½ km westlich von Ruttebüll beschreibt,
sich dann nach West-Nordwesten wendet und die Nordsee nördlich von Sieltoft erreicht,
von dort nördlich der Insel Sylt verläuft,
wird spätestens drei Wochen nach erfolgter Räumung des Landes durch die deutschen Truppen und Behör-

den zu der oben vorgesehenen Abstimmung geschritten.
Das Wahlergebnis bestimmt sich nach der Mehrheit der in diesem gesamten Abschnitt abgegebenen Stim-

men. Es wird von dem Ausschuß unverzüglich zur Kenntniß der alliierten und assoziierten Hauptmächte ge-
bracht und verkündet.

Lautet das Abstimmungsergebnis auf Wiederangliederung dieses Gebietes an das Königreich Dänemark, so 
darf die dänische Regierung nach Verständigung mit dem Ausschuß das Gebiet unmittelbar nach jener Verkün-
dung durch ihre Militär- und Verwaltungsbehörden besetzen lassen.

4. In dem Abschnitt der geräumten Zone, der südlich des vorstehend behandelten Abschnittes und nördlich 
einer Linie liegt, die an der Ostsee 13 Kilometer von Flensburg beginnt und nördlich der Inseln Oland und 
Langeneß endet, wird spätestens fünf Wochen nach der Abstimmung in dem ersten Abschnitt zur Abstimmung 
geschritten.

Das Abstimmungsergebnis wird hier gemeindeweise, und zwar nach der Stimmenmehrheit in jeder Gemein-
de festgestellt.
Art. 110 Bis zur Festlegung der Grenze an Ort und Stelle wird von den alliierten und assoziierten Hauptmäch-
ten eine Grenzlinie bestimmt. Ihre Linienführung wird von dem internationalen Ausschuß vorgeschlagen; sie 
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hat das Abstimmungsergebnis zugrunde zu legen und die besonderen geographischen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Ortschaften zu berücksichtigen.

Von diesem Zeitpunkt an kann die dänische Regierung diese Gebiete durch dänische Zivil- und Militär-
behörden besetzen lassen, ebenso kann die deutsche Regierung bis zu der genannten Grenzlinie die von ihr 
zurückgezogenen deutschen Zivil- und Militärbehörden wiedereinsetzen.

Deutschland erklärt, endgültig zugunsten der alliierten und assoziierten Hauptmächte auf alle Souveränitäts-
rechte über die Gebiete Schleswigs zu verzichten, die nördlich der in der oben angegebenen Weise festgesetzten 
Grenzlinie liegen. Die alliierten und assoziierten Hauptmächte werden diese Gebiete Dänemark zuweisen.
Art. 111 Ein Ausschuß von sieben Mitgliedern, von denen fünf von den alliierten und assoziierten Haupt-
mächten und je eines von Dänemark und Deutschland ernannt werden, tritt binnen zwei Wochen nach der 
Feststellung des endgültigen Abstimmungsergebnisses zusammen, um an Ort und Stelle den Lauf der Grenz-
linie festzulegen.

Der Ausschuß entscheidet mit Stimmenmehrheit. Seine Entscheidungen sind für die Beteiligten bindend.
Art. 112 Alle Einwohner des an Dänemark zurückfallenden Gebietes erwerben von Rechtswegen das dänische 
Indigenat (Bürgerrecht) unter Verlust der deutschen Reichsangehörigkeit.

Jedoch können Personen, die sich erst nach dem 1. Oktober 1918 in diesem Gebiet niedergelassen haben, das 
dänische Indigenat nur mit Genehmigung der dänischen Regierung erwerben.
Art. 113 Zwei Jahre lang nach dem Tage, an dem die Souveränität über die Gesamtheit oder einen Teil der Ge-
biete, in denen Volksabstimmungen stattfindet, an Dänemark zurückfällt,

kann jede über achtzehn Jahre alte Person, die in den an Dänemark zurückfallenden Gebieten geboren ist, 
aber keinen Wohnsitz in dieser Gegend hat und die deutsche Reichsangehörigkeit besitz, für Dänemark optie-
ren;

und jede über achtzehn Jahre alte Person, die in den an Dänemark zurückfallenden Gebieten ihren Wohnsitz 
hat, für Deutschland optieren.

Die Option des Ehemanns erstreckt ihre Wirkung auf die Ehefrau und die Option der Eltern erstreckt ihre 
Wirkung auf Kinder unter achtzehn Jahren.

Personen, die von dem oben vorgesehenen Optionsrecht Gebrauch macht haben, müssen in den nächsten 
zwölf Monaten ihren Wohnsitz in das Gebiet des Staates verlegen, für den sie optiert haben.

Es steht ihnen frei, das unbewegliche Gut zu behalten, das sie in dem Gebiete des anderen Staates besitzen, in 
dem sie vor der Option wohnten. Sie dürfen ihr gesamtes bewegliches Gut mitnehmen. Es wird dafür keinerlei 
Ausfuhr- oder Einfuhrzoll von ihnen erhoben.
Art. 114 Umfang und Art der finanziellen Lasten, die Dänemark vom Deutschen Reiche oder von Preußen 
zu übernehmen hat, werden nach Artikel 254 Teil IX (Finanzielle Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags 
festgesetzt.

Alle anderen Fragen, die sich aus dem ganzen oder teilweisen Rückfall der Gebiete, deren Aufgabe der Ver-
trag vom 30. Oktober 1864 Dänemark auferlegt hatte, an dieses Land ergeben, werden durch besondere Bestim-
mungen geregelt.

Abschnitt XIII. Helgoland.
Art. 115 Befestigungen, militärischen Anlagen und Häfen der Insel Helgoland und der Düne sind unter Über-
wachung der alliierten und assoziierten Hauptregierungen von der deutschen Regierung auf eigene Kosten 
innerhalb einer von den genannten Regierungen festgesetzten Frist zu zerstören.

Unter „Häfen“ sind zu verstehen:
Die Nordost-Mole, der Westdamm, die äußeren und inneren Wellenbrecher, die Geländeteile, die innerhalb 

dieser Wellenbrecher dem Meere abgewonnen sind, sowie alle vollendeten oder im Bau befindlichen Marine- 
und Militäranlagen, -befestigungen und -bauten innerhalb der Linien, welche die nachstehenden Orte, so wie 
sie auf der Karte Nr. 126 der britischen Admiralität vom 19. April 1918 verzeichnet sind, verbinden:

a) Nördliche Breite 54° 10‘ 49“;
Östliche Länge    7° 53‘ 30“;
b) Nördliche Breite 54° 10‘ 35“;
Östliche Länge    7° 54‘ 18“;
c) Nördliche Breite 54° 10‘ 14“;
Östliche Länge    7° 54‘ 00“;
d) Nördliche Breite 54° 10‘ 17“;
Östliche Länge    7° 53‘ 37“;
e) Nördliche Breite 54° 10‘ 44“;
Östliche Länge    7° 53‘ 26“;
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Deutschland darf weder diese Befestigungen noch diese militärischen Anlagen wiedererrichten, auch nicht 
diese Häfen wiederanlegen oder irgendein entsprechendes Werk künftig herstellen.

Abschnitt XIV. Rußland und die russischen Staaten.
Art. 116 Deutschland erkennt die Unabhängigkeit aller Gebiete, die am 1. August 1914 zum ehemaligen russi-
schen Reiche gehörten, an und verpflichtet sich, diese Unabhängigkeit als dauernd und unantastbar zu achten.

Gemäß den Bestimmungen der Artikel 259 und 292 Teil IX (Finanzielle Bestimmungen) und Teil X (Wirt-
schaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags erkennt Deutschland die Aufhebung der Verträge von 
Brest-Litowsk sowie aller anderen Verträge, Vereinbarungen und Übereinkommen an, die es mit der maxima-
listischen Regierung in Rußland abgeschlossen hat.

Die alliierten und assoziierten Mächte behalten sich ausdrücklich die Rechte Rußlands vor, von Deutschland 
jede Widerherstellung und Wiedergutmachung zu erhalten, die den Grundsätzen des gegenwärtigen Vertrags 
entspricht.
Art. 117 Deutschland verpflichtet sich, die volle Gültigkeit aller Verträge und Vereinbarungen anzuerkennen, 
die von den alliierten und assoziierten Mächten mit den Staaten abgeschlossen werden, die sich auf dem Ge-
samtgebiete des ehemaligen russischen Reiches, wie es am 1. August 1914 bestand, oder in einem Teil desselben 
gebildet haben oder noch bilden werden. Deutschland verpflichtet sich ferner, die Grenzen dieser Staaten so, 
wie die danach festgesetzt werden, anzuerkennen.

Teil IV. Deutsche Rechte und Interessen außerhalb Deutschlands.
Art. 118 Außerhalb seiner Grenzen in Europa, wie sie durch den gegenwärtigen Vertrag festgesetzt sind, ver-
zichtet Deutschland auf sämtliche Rechte, Ansprüche und Vorrechte auf und in bezug auf alle ihm oder seinen 
Verbündeten gehörenden Gebiete sowie auf alle Rechte, Ansprüche und Vorrechte, die ihm aus irgendwelchem 
Grunde den alliierten und assoziierten Mächten bislang zustanden.

Deutschland verpflichtet sich bereits jetzt, Die Maßnahmen anzuerkennen und gutzuheißen, die von den 
alliierten und assoziierten Hauptmächten, gegebenenfalls im Einverständnis mit dritten Mächten, zur Regelung 
der sich aus der vorstehenden Bestimmung ergebenden Folgen getroffen sind oder noch werden.

Insbesondere erklärt sich Deutschland mit den Bestimmungen der nachfolgenden, sich auf einige besondere 
Gegenstände beziehenden Artikel einverstanden.

Abschnitt I. Deutsche Kolonien.
Art. 119 Deutschland verzichtet zugunsten der alliierten und assoziierten Hauptmächte auf alle seine Rechte 
und Ansprüche bezüglich seiner überseeischen Besitzungen.
Art. 120 Alle Rechte beweglicher und unbeweglicher Art, die in diesen Gebieten dem deutschen Reich oder 
irgendeinem deutschen Staate zustehen, gehen auf die Regierung über, unter deren behördliche Gewalt diese 
Gebiete treten, und zwar unter den in Artikel 257 Teil IX (Finanzielle Bestimmungen) des gegenwärtigen Ver-
trags festgesetzten Bedingungen. Streitigkeiten, die etwa hinsichtlich der Natur dieser Rechte entstehen, werden 
von den örtlichen Gerichten endgültig entschieden.
Art. 121 Die Bestimmungen der Abschnitte I und IV Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen 
Vertrags finden auf diese Gebiete Anwendung, gleichviel, welches die für sie angenommene Regierungsform ist.
Art. 122 Die Regierung, die über diese Gebiete die behördliche Gewalt ausübt, darf die erforderlichen An-
ordnung hinsichtlich der Heimschaffung der dortigen deutschen Reichsangehörigen sowie hinsichtlich der 
Bedingungen treffen, unter denen deutsche Reichsangehörige europäischer Herkunft zur Niederlassung, zum 
Besitzerwerb, zum Handel oder zur Ausübung eines Berufs daselbst zugelassen oder nicht zugelassen werden.
Art. 123 Die Bestimmungen des Artikel 260 Teil IX (Finanzielle Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags 
finden auf die Übereinkommen Anwendung, die mit deutschen Reichsangehörigen wegen Ausführung oder 
Betrieb der öffentlichen Arbeiten in den deutschen überseeischen Besitzungen abgeschlossen worden sind. Das 
gleiche gilt für die Unterkonzessionen oder Abschlüsse, die mit den erwähnten Reichsangehörigen im Verfolg 
dieser Übereinkommen getätigt sind.
Art. 124 Deutschland übernimmt die Wiedergutmachung der Schäden, die französische Staatsangehörige in 
der Kolonie Kamerun oder in der Grenzzone durch Handlungen deutscher Zivil- und Militärbehörden und 
deutschen Privatpersonen in der Zeit vom 1. Januar 1900 bis zum 1. August 191erlitten haben. Die Berechnung 
wird von der französischen Regierung aufgestellt. Sie bedarf der Billigung des Widergutmachungsausschusses.
Art. 125 Deutschland verzichtet auf alle Rechte aus den Übereinkommen und Vereinbarungen mit Frankreich 
vom 4. November 1911 und 28. September 1912, betreffend Äquatorial-Afrika. Es verpflichtet sich, alle hin-
terlegten Werte, Kredite, Vorschüsse usw., die auf Grund dieser Abkommen Deutschland zugute gekommen 
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sind, der französischen Regierung zurückzuerstatten. Die Berechnung wird von der französischen Regierung 
aufgestellt. Sie bedarf der Billigung des Wiedergutmachungsausschusses.
Art. 126 Deutschland verpflichtet sich zur Anerkennung und Annahme der von den alliierten und assoziierten 
Mächten oder einigen derselben mit irgendeiner anderen Macht abgeschlossenen oder abzuschließenden Über-
einkommen über den Handel mit Waffen und Spirituosen sowie über die sonstigen Gegenstände, die in der 
Berliner Generalakte vom 26. Februar 1885, der Brüsseler Generalakte vom 2. Juli 1890 und ihren Zusatz- oder 
Abänderungsübereinkommen behandelt sind.
Art. 127 Die Eingeborenen in den ehemaligen deutschen überseeischen Besitzungen erwerben Anspruch auf 
den diplomatischen Schutz der Regierung, die über diese Gebiete die behördliche Gewalt ausübt.

Abschnitt II. China.
Art. 128 Deutschland verzichtet zugunsten Chinas auf alle Vorrechte und Vorteile, die ihm auf Grund der 
Bestimmungen des Pekinger Schlußprotokolls vom 7. September 1901 nebst sämtlicher Anlagen, Noten und 
Ergänzungen zustehen. Es verzichtet gleichfalls zugunsten Chinas auf jeden Entschädigungsanspruch auf grund 
des bezeichneten Protokolls für die Zeit nach dem 14. März 1917.
Art. 129 Mit Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags bringen die Hohen vertragschließenden Teile, jeder, 
soweit es ihn betrifft:

1.  das Abkommen vom 29. August 1902, betreffend die neuen chinesischen Zolltarife;
2.  das Whangpu-Abkommen vom 27. September 1905 und das vorläufige Zusatzabkommen vom 4. April 

1912
zur Anwendung.
Jedoch ist China nicht länger verpflichtet, Deutschland die Vorteile und Vorrechte, die es ihm in diesem 

Abkommen zugestanden hat, zu gewähren.
Art. 130 Vorbehaltlich der Bestimmungen des Abschnitts VIII dieses Teils tritt Deutschland an China sämtliche 
Gebäude, Ladestraßen und Landungsbrücken, Kasernen, Forts, Kriegswaffen und Kriegsmunition, Schiffe jeder 
Art, Funkspruchanlagen und sonstiges öffentliches, der deutschen Regierung gehörendes Eigentum ab, die in 
den deutschen Niederlassungen zu Tientsin und Hankau oder in den anderen Teilen des chinesischen Gebiets 
gelegen sind oder sich befinden.

Diese Abtretung erstreckt sich indessen nicht auf die diplomatischen oder konsularischen Wohnungen oder 
Amtsräume; außerdem darf die chinesische Regierung keine Verfügung über das in Peking im sogenannten Ge-
sandtschaftsviertel gelegene öffentliche oder private deutsche Eigentum ohne Zustimmung der diplomatischen 
Vertreter derjenigen Mächte treffen, die bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags noch Vertragsteilnehmer 
am Schlußprotokoll vom 7. September 1901 sind.
Art. 131 Deutschland verpflichtet sich, China binnen einer Frist von 12 Monaten nach Inkrafttreten des gegen-
wärtigen Vertrags sämtliche astronomischen Instrumente zurückzustellen, die seine Truppen 1900/1901 aus 
China weggeführt haben.

Deutschland verpflichtet sich ferner zur Tragung aller Kosten dieser Rückerstattung, einschließlich der Kos-
ten für das Auseinandernehmen, die Verpackung, die Überführung, die Neuaufstellung in Peking und die Ver-
sicherung.
Art. 132 Deutschland erklärt sich mit der Aufhebung der von der chinesischen Regierung zugestandenen Ver-
träge einverstanden, auf denen die deutschen Niederlassungen in Hankau und Tientsin zur Zeit beruhen.

China, das in den Vollbesitz seiner Souveränitätsrechte über die besagten Gebiete wieder eintritt, erklärt sei-
ne Absicht, sie der internationalen Niederlassung und dem Handel zu öffnen. Es erklärt, daß die Aufhebung der 
Verträge, auf denen die Niederlassungen zur Zeit beruhen, nicht die Eigentumsrechte von Staatsangehörigen 
der alliierten und assoziierten Mächte berühren soll, welche Grundstücke in diesen Niederlassungen inneha-
ben.
Art. 133 Deutschland verzichtet auf jeden Anspruch gegen die chinesische Regierung oder gegen jede alliierte 
oder assoziierte Regierung aus der Internierung von deutschen Reichsangehörigen in China und deren Heim-
schaffung. Es verzichtet ferner auf jeden Anspruch aus der Beschlagnahme [engl. Text: und Verurteilung] deut-
scher Schiffe in China, der Liquidation, Sequestrierung oder Beschlagnahme deutschen Eigentums, deutscher 
Rechte oder Interessen in diesem Lande oder der Verfügung darüber mit Wirkung vom 14. August 1917 ab. Von 
dieser Bestimmung bleiben jedoch die Rechte der Parteien unberührt, die an dem Erlöß irgendeiner Liquida-
tion interessiert sind; diese Rechte werden in den Bestimmungen des Teils X (Wirtschaftliche Bestimmungen) 
des gegenwärtigen Vertrags geregelt.
Art. 134 Deutschland verzichtet zugunsten der Regierung Seiner Britischen Majestät auf das deutsche Staats-
eigentum in der britischen Niederlassung Shameen in Canton. Es verzichtet zugunsten der französischen und 
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chinesischen Regierung, und zwar beider gemeinschaftlich, auf das Eigentum an der deutschen Schule in der 
französischen Niederlassung zu Schanghai.

Abschnitt III. Siam.
Art. 135 Deutschland erkennt alle seine Verträge, Übereinkommen und Vereinbarungen mit Siam samt den 
daraus etwa entspringenden Rechten, Ansprüchen und Vorrechten sowie sein Recht auf die Konsulargerichts-
barkeit in Siam als seit dem 22. Juli 1917 hinfällig an.
Art. 136 Alles Gut und Eigentum des Deutschen Reichs oder der deutschen Staaten in Siam mit Ausnahme der 
diplomatischen und konsularischen Wohnungen und Arbeitsräume geht von Rechts wegen ohne Entschädi-
gung auf die siamesische Regierung über.

Gut, Eigentum und Privatrechte der deutschen Staatsangehörigen in Siam werden nach den Bestimmungen 
des Teiles X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags behandelt.
Art. 137 Deutschland verzichtet für sich und seine Angehörigen auf alle Ansprüche gegen die siamesische 
Regierung aus der Beschlagnahme [engl. Text: und Verurteilung] deutscher Schiffe, der Liquidation deut-
schen Gutes oder der Internierung deutscher Reichsangehöriger in Siam. Von diesen Bestimmungen bleiben 
die Rechte der Parteien unberührt, die an dem Erlöß irgend einer solchen Liquidation interessiert sind; diese 
Rechte werden in den Bestimmungen des Teiles X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags 
geregelt.

Abschnitt IV. Liberia.
Art. 138 Deutschland verzichtet auf alle Rechte und Vorrechte aus dem Übereinkommen von 1911 und 1912 
betreffend Liberia, insbesondere auf das Recht zur Ernennung eines deutschen Zolleinnehmers in Liberia.

Es erklärt außerdem, auf jeden Anspruch auf irgendwelche Beteiligung an den Maßnahmen zu verzichten, 
die gegebenenfalls für die Wiederherstellung Liberias getroffen werden.
Art. 139 Deutschland erkennt alle seine Verträge und Abkommen mit Liberia als seit dem 4. August 1917 
hinfällig an.
Art. 140 Mit den Gütern, Rechten und Interessen Deutscher in Liberia wird nach Maßgabe des Teiles X (Wirt-
schaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags verfahren.

Abschnitt V. Marokko.
Art. 141 Deutschland verzichtet auf alle Rechte, Ansprüche und Vorrechte, die ihm auf Grund der Generalakte 
von Algeciras vom 7. April 1906, sowie der deutsch-französischen Abmachung vom 9. Februar 1909 und vom 4. 
November 1911 zustehen. Alle von ihm mit dem scherifischen Reich abgeschlossenen Verträge, Abmachungen, 
Abkommen oder Vereinbarungen gelten als seit dem 3. August 1914 aufgehoben.

Deutschland darf sich in keinem Fall auf diese Abkommen berufen und verpflichtet sich, in keiner Weise in 
Verhandlungen zwischen Frankreich und den anderen Mächten bezüglich Marokkos einzugreifen.
Art. 142 Deutschland erklärt, alle Folgen der von ihm anerkannten Errichtung des französischen Protektorats 
über Marokko anzunehmen und auf die Kapitulationen in Marokko zu verrichten.

Der Verzicht hat Wirkung vom 3. August 1914 ab.
Art. 143 Die scherifische Regierung hat völlige Handlungsfreiheit hinsichtlich der Regelung der Rechtsstellung 
der deutschen Reichsangehörigen in Marokko und der Bedingungen, unter denen sie sich dort niederlassen 
dürfen.

Die deutschen Schutzgenossen, Semsaren und Associés agricoles gelten vom 3. August 1914 an als des Ge-
nusses aller mit diesen Eigenschaften verbundenen Vorrechte verlustig und unterstehen dem gemeinen Recht.
Art. 144 Alles Gut und Eigentum des Deutschen Reiches und der deutschen Staaten im scherifischen Reiche 
geht von Rechts wegen [engl. Text: „von Rechts wegen“ nicht vorhanden] ohne irgendwelche Entschädigung auf 
den Machzen über.

Im Sinne dieser Bestimmung gilt das sämtliche Eigentum der Krone, des Deutschen Reiches und der deut-
schen Staaten sowie das Privateigentum des vormaligen deutschen Kaisers und der anderen königlichen Perso-
nen als zu dem Gut und Eigentum des Deutschen Reiches und der deutschen Staaten gehörig.

Alles bewegliche und unbewegliche Gut deutscher Reichsangehöriger im scherifischen Reiche wird nach 
Maßgabe der Abschnitte III und IV Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags be-
handelt.

Bergrechte, die etwa deutschen Reichsangehörigen von dem auf Grund der marokkanischen Bergwerksord-
nung eingesetzten Schiedsgericht zuerkannt werden, werden auf Antrag von dem Schiedsgerichte [engl. Text: 
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„den Schiedsrichtern“] in Geld abgeschätzt; diese Rechte werden alsdann in gleicher Weise wie das sonstige 
deutschen Reichsangehörigen in Marokko gehörende Gut behandelt.
Art. 145 Die deutsche Regierung veranlaßt die Übertragung der Aktien, die den Anteil Deutschlands am Ka-
pital der marokkanischen Staatsbank darstellen, auf die von der französischen Regierung bestimmte Persön-
lichkeit. Der von dem Wiedergutmachungsausschuß angegebene Wert dieser Aktien wird an diesen Ausschuß 
bezahlt und Deutschland auf die Wiedergutmachungsschuld gutgeschrieben. Es ist Sache der deutschen Regie-
rung, aus diesem Anlaß ihre Reichsangehörigen zu entschädigen.

Diese Übertragung läßt die Verpflichtung zur Rückzahlung etwaiger Schulden unberührt, die von deutschen 
Reichsangehörigen der marokkanischen Staatsbank gegenüber eingegangen worden sind.
Art. 146 Marokkanische Waren genießen bei ihrer Einfuhr nach Deutschland die gleiche Behandlung wie fran-
zösische Waren.

Abschnitt VI. Ägypten.
Art. 147 Deutschland erklärt, das von Großbritannien am 18. Dezember 1914 verkündete Protektorat über 
Ägypten anzuerkennen, und auf die Kapitulation Ägyptens zu verzichten.

Dieser Verzicht hat Wirkung vom 4. August 1914.
Art. 148 Alle von Deutschland mit Ägypten geschlossenen Verträge, Abmachungen, Abkommen oder Verein-
barungen gelten als seit dem 4. August 1914 aufgehoben.

Deutschland darf sich in keinem Fall auf diese Abkommen berufen und verpflichtet sich, in keiner Weise in 
Verhandlungen zwischen Großbritannien und den anderen Mächten hinsichtlich Ägyptens einzugreifen.
Art. 149 Bis zum Inkrafttreten eines ägyptischen Gerichtsverfassungsgesetzes, durch das Gerichtshöfe mit all-
gemeiner Zuständigkeit errichtet werden, wird die Ausübung der Gerichtsbarkeit über die deutschen Reichsan-
gehörigen und ihr Eigentum von den britischen Konsulargerichten auf Grund von Erlassen Seiner Hoheit des 
Sultans wahrgenommen.
Art. 150 Die ägyptische Regierung hat völlige Handlungsfreiheit hinsichtlich der Rechtsstellung der deutschen 
Reichsangehörigen in Ägypten und der Bedingungen, unter denen sie sich dort niederlassen dürfen.
Art. 151 Deutschland gibt seine Zustimmung zur Aufhebung der Verordnung Seiner Hoheit des Khediven vom 
28. November 1904, betreffend die Kommission der ägyptischen öffentlichen Schuld und zu allen Abänderun-
gen, die die ägyptische Regierung für angebracht erachtet.
Art. 152 Deutschland ist für sein Teil damit einverstanden, daß die Seiner Kaiserlichen Majestät dem Sul-
tan durch das zu Konstantinopel am 29. Oktober 1888 unterzeichnete Übereinkommen hinsichtlich der freien 
Schiffahrt durch den Suezkanal zuerkannten Befugnisse auf die Regierung Seiner Britischen Majestät überge-
hen.

Es verzichtet auf jede Teilnahme an dem Gesundheits-, See- und Quarantänerat Ägyptens und ist für sein Teil 
mit dem Übergang der Befugnisse dieses Rates auf die ägyptischen Behörden einverstanden.
Art. 153 Alles Gut und Eigentum des Deutschen Reichs und der deutschen Staaten in Ägypten geht von Rechts 
wegen [engl. Text: „von Rechts wegen“ nicht vorhanden] ohne irgendwelche Entschädigung auf die ägyptische 
Regierung über.

Im Sinne dieser Bestimmung gilt das gesamte Eigentum der Krone, des Deutschen Reichs und der deutschen 
Staaten sowie das Privateigentum des vormaligen deutschen Kaisers und der anderen königlichen Personen als 
zum Gut und Eigentum des Deutschen Reichs und der deutschen Staaten gehörig.

Alles bewegliche und unbewegliche Gut deutscher Reichsangehöriger in Ägypten wird nach Maßgabe der 
Abschnitte III und IV Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärtigen Vertrags behandelt.
Art. 154 Ägyptische Waren genießen bei ihrer Einfuhr nach Deutschland die gleiche Behandlung wie britische 
Waren.

Abschnitt VII. Türkei und Bulgarien.
Art. 155 Deutschland verpflichtet sich, alle Vereinbarungen anzuerkennen und gutzuheißen, die von den al-
liierten und assoziierten Mächten mit der Türkei und Bulgarien hinsichtlich jeglicher Rechte, Interessen und 
Vorrechte abgeschlossen werden, auf welche Deutschland oder deutsche Reichsangehörige in der Türkei und 
in Bulgarien etwa Anspruch erheben können, soweit über sie im gegenwärtigen Vertrag nichts bestimmt ist.

Abschnitt VIII. Schantung.
Art. 156 Deutschland verzichtet zugunsten Japans auf alle Rechte, Ansprüche und Vorrechte - insbesondere 
soweit sie auf das Gebiet von Kiautschau, die Eisenbahnen, die Gruben und Unterseekabel Bezug haben -, die 
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Deutschland auf Grund seines Vertrags mit China vom 6. März 1898 sowie durch alle sonstigen die Provinz 
Schantung betreffenden Abkommen erworben hat.

Alle deutschen Rechte an der Eisenbahn Tsingtau-Tsinanfu samt Zweigstrecken einschließlich des Zubehörs 
jeder Art, der Bahnhöfe, der Laderäume, des festen und rollenden Materials, der Gruben, ihrer Betriebsanlagen 
und ihres Betriebsmaterial werden und bleiben mit allen zugehörigen Rechten und Vorrechten japanisches 
Eigentum.

Die Unterseekabel des Deutschen Reichs von Tsingtau nach Schanghai und von Tsingtau nach Tschefu gehen 
mit allen dazugehörigen Rechten, Vorrechten und Eigentumsrechten gleichfalls völlig frei und unbelastet auf 
Japan über.
Art. 157 Die Rechte beweglicher und unbeweglicher Art, die das Deutsche Reich im Kiautschaugebiet besitzt, 
sowie alle seine etwaigen Ansprüche aus mittelbar oder unmittelbar im Interesse dieses Gebiets vorgenom-
menen Arbeiten und Verbesserungen oder gemachten Aufwendungen werden und bleiben völlig freies und 
unbelastetes japanisches Eigentum.
Art. 158 Binnen drei Wochen nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags übergibt Deutschland Japan sämt-
liche Archive, Register, Pläne, Belege und Urkunden jeder Art der Zivil-, Militär-, Finanz-, Gerichts- oder sons-
tigen Verwaltung Kiautschaus ohne Rücksicht auf den Aufbewahrungsort.

Binnen der gleichen Frist gibt Deutschland Japan sämtliche Verträge, Abkommen oder Vereinbarungen 
kund, die sich auf die von den beiden vorstehenden Artikeln betroffenen Rechte, Ansprüche oder Vorrechte 
beziehen.

Teil V. Bestimmungen über Landheer, Seemacht und Luftfahrt.
Um die Einleitung einer allgemeinen Rüstungsbeschränkung aller Nationen zu ermöglichen, verpflichtet sich 

Deutschland, die im folgenden niedergelegten Bestimmungen über das Landheer, die Seemacht und die Luft-
fahrt genau innezuhalten.

Abschnitt I. Bestimmungen über das Landheer.

Kapitel I. Stärke und Einteilung des deutschen Heeres.
Art. 159 Die deutschen Streitkräfte werden gemäß nachstehenden Bedingungen demobilgemacht und herab-
gesetzt.
Art. 160 1. Spätestens am 31. März 1920 darf das deutsche Heer nicht mehr als sieben Infanterie- und drei 
Kavallerie-Divisionen umfassen.

Von diesem Zeitpunkt ab darf die gesamte Iststärke des Heeres des sämtlichen deutschen Einzelstaaten nicht 
mehr als einhunderttausend Mann, einschließlich der Offiziere und der Depots, betragen. Das Heer ist nur für 
die Erhaltung der Ordnung innerhalb des deutschen Gebietes und zur Grenzpolizei bestimmt.

Die Gesamtstärke der Offiziere, einschließlich der Stäbe, ohne Rücksicht auf deren Zusammensetzung, darf 
die Zahl viertausend nicht übersteigen.

2. Die Divisionen und die Stäbe der Generalkommandos sind nach der diesem Abschnitt angefügten Über-
sicht I zu bilden.

Die Zahl und Stärke der Einheiten an Infanterie, Artillerie, Pionieren, technischen Dienstzweigen und Trup-
pen, welche die erwähnte Übersicht vorsieht, bedeuten Höchststärken, die nicht überschritten werden dürfen.

Folgende Einheiten dürfen ein eigenes Depot besitzen:
Das Infanterie-Regiment,
das Kavallerie-Regiment,
das Feldartillerie-Regiment,
das Pionier-Bataillon.
3. Die Divisionen dürfen nur unter zwei Generalkommandos zusammengefaßt werden.
Die Unterhaltung oder Bildung anderswie zusammengefaßter Formationen oder anderer Kommandobehör-

den oder Behörden für Kriegsvorbereitung ist verboten.
Der deutsche Generalstab und alle ähnlichen Formationen werden aufgelöst und dürfen unter keiner Gestalt 

neu gebildet werden.
An Offizieren und ihnen Gleichgestellten dürfen die Kriegsministerien der deutschen Einzelstaaten und die 

ihnen angegliederten Behörden nicht mehr als dreihundert zählen, die auf die Höchststärke von viertausend 
nach Nummer 1, Absatz 3 dieser Artikels anzurechnen sind.
Art. 161 Alle Gattungen des Zivilpersonals der Verwaltungsbehörden des Heeres, das nicht in den durch die 
gegenwärtigen Bestimmungen vorgesehenen Höchststärken enthalten ist, werden auf ein Zehntel der durch den 
Heereshaushalt für 1913 festgesetzten Stärke herabgesetzt.



203

Versailler Vertrag [21]

Art. 162 Die Zahl der im Zollwächterdienst, im Forst- und Küstenschutz verwendeten Angestellten und Be-
amten der deutschen Staaten darf nicht die der im Jahre 1913 diesen Dienst versehenden Angestellten und 
Beamten übersteigen.

Die Zahl der Gendarmen sowie der Angestellten und Beamten der Polizeiverwaltungen für einzelne Bezirke 
oder Gemeinden darf nur im Verhältnis der seit 1913 in den betreffenden Bezirken oder Gemeinden eingetre-
tenen Bevölkerungszunahme vermehrt werden.

Diese Angestellten und Beamten dürfen nicht zu militärischen Übungen zusammengezogen werden.
Art. 163 Die im Artikel 160 vorgeschriebene Herabsetzung der Streitkräfte Deutschlands kann schrittweise in 
der folgenden Art durchgeführt werden.

Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ist die gesamte Iststärke auf zweihun-
derttausend Mann zurückzuführen; die Zahl der Einheiten darf das Doppelte der im Artikel 160 vorgesehenen 
Zahl nicht überschreiten.

Nach Ablauf dieser Frist und am Schlusse jedes folgenden Vierteljahrs setzt ein Ausschuß von Heeressachver-
ständigen der alliierten und assoziierten Hauptmächte die für das nächste Vierteljahr durchzuführenden Her-
absetzungen fest, und zwar in der Weise, das spätestens am 31. März 1920 die gesamte Iststärke der deutschen 
Streitkräfte die im Artikel 160 vorgesehene Höchstziffer von einhunderttausend Mann nicht überschreitet. Bei 
dieser schrittweisen Herabsetzung bleibt das Verhältnis zwischen Mannschaften und Offizieren und ferner das 
Verhältnis zwischen den verschiedenen Einheiten , so wie es in dem bezeichneten Artikel vorgesehen ist, ge-
wahrt.

Kapitel II. Bewaffnung, Munition, Material.
Art. 164 Bis zu dem Zeitpunkt, an dem Deutschland als Mitglied in den Völkerbund eintreten darf, darf das 
deutsche Heer an Bewaffnung nicht mehr besitzen, als in der diesem Abschnitt beigefügten Übersicht II festge-
setzt ist, abgesehen von einem freigestellten Zuschlag von höchstens einem Fünfundzwanzigstel an Handfeuer-
waffen und einem Fünfzigstel an Geschützen, der lediglich als Ersatz für Ausfälle bestimmt ist.

Deutschland sagt für den Zeitpunkt, zu dem ihm der Eintritt in den Völkerbund gestattet wird, jetzt bereits 
zu, daß die in der angezogenen Übersicht festgesetzte Bewaffnung nicht überschritten werden wird und daß 
es dem Rat des Völkerbunds zustehen soll, sie andersweit zu regeln; es verpflichtet sich, die von dem Rat des 
Völkerbunds in dieser Richtung getroffenen Entscheidungen genau zu befolgen.
Art. 165 Die Höchstziffer von Geschützen, Maschinengewehren, Minenwerfern und Gewehren, sowie die Vor-
räte an Munition und Ausrüstung, welche Deutschland während der im Artikel 16erwähnten Zeit zwischen 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags und dem 31. März 1920 halten darf, haben zu den zulässigen Höchst-
ziffern der diesem Abschnitt beigefügten Übersicht III in demselben Verhältnis zu stehen, in dem die deutschen 
Streitkräfte je nach dem Fortschreiten der im Artikel 163 vorgesehenen Herabsetzung zu den nach Artikel 160 
zulässigen Höchststärken stehen.
Art. 166 Am 31. März 1920 dürfen die für das deutsche Heer verfügbaren Munitionsvorräte nicht höher sein, 
als die in der diesem Abschnitt angefügten Übersicht III niedergelegten Zahlen ergeben.

Binnen der gleichen Frist muß die deutsche Regierung die Stapelplätze dieser Vorräte den Regierungen der 
alliierten und assoziierten Hauptmächte kundgeben. Es ist verboten, irgendwelche andere Bestände, Niederla-
gen oder Vorräte an Munition anzulegen.
Art. 167 Die Zahl und das Kaliber der Geschütze, die bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags die Bestü-
ckung der Festungswerke, Festungen und festen Plätze, sei es im Lande, sei es an der Küste, bilden, die Deutsch-
land beibehalten darf, sind sofort durch die deutsche Regierung den Regierungen der alliierten und assoziierten 
Hauptmächte kundzugeben. Sie stellen Höchstzahlen dar, die nicht überschritten werden dürfen.

Binnen zwei Wochen nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags Wird die Ausstattung dieser Geschütze 
mit Munition auf höchstens 1500 Schuß je Geschütz von Kaliber 10,5 cm und darunter und 500 Schuß je Ge-
schütz für die größeren Kaliber gleichmäßig zurückgeführt und auf diesem Satz erhalten.
Art. 168 Die Anfertigung von Waffen, Munition und Kriegsgerät aller Art darf nur in Werkstätten und Fabri-
ken stattfinden, deren Lage den Regierungen der alliierten und assoziierten Hauptmächte zur Kenntnisnahme 
mitgeteilt und von ihnen genehmigt worden ist. Diese Regierungen behalten sich vor, die Zahl der Werkstätten 
und Fabriken zu beschränken.

Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags werden alle anderen Anlagen, die der 
Anfertigung, Herrichtung, Lagerung von Waffen, Munition und Kriegsgerät aller Art oder der Herstellung von 
entsprechenden Entwürfen dienen, geschlossen. Dasselbe gilt für alle Zeughäuser außer denen, die zur Lage-
rung des zugelassenen Munitionsvorrates dienen. Binnen der gleichen Frist wird das Personal dieser Zeughäu-
ser entlassen.
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Art. 169 Binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags sind die deutschen Waffen, Mu-
nitionsvorräte und das Kriegsgerät einschließlich jeden Flugabwehrgerätes, die in Deutschland über die zuge-
lassenen Mengen hinaus vorhanden sind, den Regierungen der alliierten und assoziierten Hauptmächte zur 
Zerstörung oder Unbrauchbarmachung auszuliefern. Dasselbe gilt für alle für die Anfertigung von Kriegsgerät 
bestimmten Werkzeuge und Maschinen, abgesehen von dem, was als notwendig für die Bewaffnung und Aus-
rüstung der zugelassenen deutschen Streitkräfte anzuerkennen ist.

Die Auslieferung erfolgt auf deutschen Gebiet; den ort im einzelnen bestimmen die genannten Regierungen.
Binnen der gleichen Frist wird den genannten Regierungen was an Waffen, Munition und Kriegsgerät ein-

schließlich des Flugabwehrgerätes aus dem Auslande stammt, ohne Rücksicht auf seinen Zustand, ausgeliefert. 
Die Regierungen entscheiden über die weitere Bestimmung.

Bestände an Waffen, Munition und Gerät [engl. Text: „und Gerät“ nicht vorhanden] die infolge der schritt-
weisen Herabsetzung der deutschen Streitkräfte über die nach den Übersichten II und III der Anlage dieses 
Abschnitts zulässigen Mengen hinausgehen, sind, wie vorstehend angegeben, auszuliefern, und zwar in den 
Fristen, die von den im Artikel 163 vorgesehenen Ausschüssen vom Heeressachverständigen bestimmt werden.
Art. 170 Die Einfuhr von Waffen, Munition und Kriegsgerät jeder Art nach Deutschland ist ausdrücklich ver-
boten.

Dasselbe gilt für Anfertigung und Ausfuhr von Waffen, Munition und Kriegsgerät jeder Art für fremde Völ-
ker.
Art. 171 Mit Rücksicht darauf, daß der Gebrauch von erstickenden, giftigen oder ähnlichen Gasen, sowie von 
allen derartigen Flüssigkeiten, Stoffen oder Verfahrensarten verboten ist, wird ihre Herstellung in Deutschland 
und ihre Einfuhr streng untersagt.

Dasselbe gilt für alles Material, das eigens für die Herstellung, die Aufbewahrung oder den Gebrauch der 
genannten Erzeugnisse oder Verfahrensarten bestimmt ist.

Desgleichen ist die Herstellung von Panzerwagen, Tanks, oder irgendwelchen anderen ähnlichen Vorrich-
tungen, die Kriegszwecken dienen können, in Deutschland verboten, ebenso deren Einfuhr nach Deutschland.
Art. 172 Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags hat die deutsche Regierung den 
alliierten und assoziierten Hauptmächten Beschaffenheit und Herstellungsart aller Spreng- und Giftstoffe oder 
anderen chemischen Präparate, die von ihr im Laufe des Krieges angewendet oder zu dieser Anwendung vor-
bereitet worden sind, mitzuteilen.

Kapitel III. Heeresergänzung und militärische Ausbildung.
Art. 173 Die allgemeine Wehrpflicht wird in Deutschland abgeschafft.

Das deutsche Heer darf nur im Wege freiwilliger Verpflichtung aufgestellt und ergänzt werden.
Art. 174 Unteroffiziere und Gemeine verpflichten sich für eine ununterbrochene Dauer von zwölf Jahren.

Der Satz der Mannschaften, die aus irgendeinem Grunde vor Ablauf der Verpflichtungszeit aus dem Dienste 
ausscheiden, darf im Jahre fünf v. H. von der gesamten durch den gegenwärtigen Vertrag (Artikel 160, Nummer 
1, Absatz 2) festgesetzten Iststärke nicht überschreiten.
Art. 175 Die Offiziere, die in der Armee bleiben, müssen sich verpflichten, wenigstens bis zu einem Alter von 
fünfundvierzig Jahren zu dienen.

Die Offiziere, die neu ernannt werden, müssen sich verpflichten, wenigstens fünfundzwanzig Jahre hinterei-
nander wirklich Dienst zu tun.

Die Offiziere, die früher irgendwelchen Heeresformationen angehört haben und die nicht in den Einheiten 
untergebracht werden können, deren Bestehenbleiben zugelassen ist, dürfen an keiner theoretischen oder prak-
tischen militärischen Übung teilnehmen und sind keinerlei militärischer Dienstpflicht unterworfen.

Der Satz an Offizieren, die aus irgendeinem Grunde vor Ablauf der Verpflichtungszeit aus dem Dienst aus-
schieden, darf im Jahr fünf v. H. der gesamten durch den gegenwärtigen Vertrag (Artikel 160, Nummer 1, 
Absatz 3) festgelegten Iststärke nicht überschreiten.
Art. 176 Nach Ablauf von zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags darf in Deutschland 
nur noch die Zahl von militärischen Schulen bestehen, die für den Offiziersersatz der zugelassenen Einheiten 
unumgänglich nötig ist. Diese Schulen sind ausschließlich für die Heranbildung der Offiziere der einzelnen 
Waffe bestimmt, derart, daß jede Waffengattung eine Schule hat.

Die Zahl der Schüler, die zum Lehrgang der genannten Schulen zugelassen werden, muß genau der Zahl 
der zu besetzenden Stellen in den Offizierskorps entsprechen. Die Schüler und die Stämme der Schulen zählen 
bei Berechnung der durch den gegenwärtigen Vertrag (Artikel 160, Nummer 1, Absatz 2 und 3) festgelegten 
Stärken mit.



205

Versailler Vertrag [21]

Infolgedessen werden in der oben festgelegten Frist alle Kriegsakademien oder ähnlichen deutschen Einrich-
tungen, ebenso wie die verschiedenen Militärschulen für Offiziere, Offiziersaspiranten, Kadetten, Unteroffiziere 
oder Unteroffizierschüler, abgesehen von den oben erwähnten Schulen, aufgehoben.
Art. 177 Unterrichtsanstalten, Hochschulen, Kriegsvereine, Schützengilden, Sport- und Wandervereine, über-
haupt Vereinigungen jeder Art, ohne Rücksicht auf das Alter ihrer Mitglieder, dürfen sich nicht mit militäri-
schen Dingen befassen.

Es ist ihnen namentlich untersagt, ihre Mitglieder im Waffenhandwerk oder im Gebrauch von Kriegswaffen 
auszubilden oder zu üben oder ausbilden oder üben zu lassen.

Diese Vereine, Gesellschaften, Unterrichtsanstalten und Hochschulen dürfen in keinerlei Verbindung mit 
dem Kriegsministerium oder irgendeiner anderen militärischen Behörde stehen.
Art. 178 Alle Mobilmachungsmaßnahmen oder solche, die auf eine Mobilmachung hinzielen, sind untersagt.

In keinem Falle dürfen bei Truppenteilen Behörden oder Stäben Stämme für Ergänzungsformationen vor-
handen sein.
Art. 179 Deutschland verpflichtet sich, vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags an in keinem fremden 
Lande irgendeine Mission des Landheeres, der Seemacht oder der Luftstreitkräfte zu beglaubigen, keine solche 
Mission dorthin zu senden oder abreisen zu lassen; es verpflichtet sich außerdem, durch geeignete Maßnah-
men zu verhindern, daß Reichsdeutsche sein Gebiet verlassen, um in das Heer, die Flotte oder den Luftdienst 
irgendeiner fremden Macht einzutreten oder in ein Zugehörigkeitsverhältnis zu ihr zu treten zu dem Zwecke, 
die Ausbildung zu fördern oder überhaupt in einem fremden Lande beim Unterricht im Heer-, Marine- oder 
Luftwesen mitzuwirken.

Die alliierten und assoziierten Mächte vereinbaren ihrerseits, vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags 
an keinen Reichsdeutschen in ihr Heer, ihre Flotte oder ihre Luftstreitkräfte einzureihen oder zur Förderung der 
militärischen Ausbildung in ein Zugehörigkeitsverhältnis zu ihnen treten zu lassen, überhaupt keinen Reichs-
deutschen als Lehrer im Heer-, Marine- oder Luftfahrwesen anzustellen.

Von dieser Bestimmung bleibt jedoch das Recht Frankreichs, die Mannschaft seiner Fremdenlegion gemäß 
den französischen militärischen Gesetzen und Vorschriften zu ergänzen, unberührt.

Kapitel IV. Befestigungen.
Art. 180 Alle befestigten Anlagen, Festungen und festen Plätze zu Lande, die auf deutschem Gebiete westlich 
einer Linie in 50 km Abstand östlich des Rheins liegen, werden abgerüstet und geschleift.

Soweit die befestigten Anlagen, Festungen und festen Plätze zu Lande in dem von den alliierten und assozi-
ierten Truppen nicht besetzten Gebiete liegen, sind sie binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwär-
tigen Vertrags abzurüsten und binnen einer weiteren Frist von vier Monaten zu schleifen. Soweit sie in dem von 
dem alliierten und assoziierten Truppen besetzten Gebiete liegen, setzt die alliierte Oberste Heeresleitung die 
Frist für die Abrüstung und Schleifung fest.

Die Anlage jeder neuen Befestigung, gleichviel welcher Art und Wichtigkeit, ist in der im ersten Absatz dieses 
Artikels bezeichneten Zone verboten.

Das System der befestigten Werke an der Süd- und Ostgrenze Deutschlands verbleibt im gegenwärtigen Zu-
stande.

Übersicht Nr. 1. Zusammensetzung und Stärke der Stäbe eines Armeekorps und 
der Infanterie- und Kavallerie-Divisionen.

Diese Übersicht stellt nicht einen Stärkebestand dar, den Deutschland haben muß, sondern die hier gegebe-
nen Ziffern (Zahl der Einheiten und Stärken) bilden Höchstzahlen, die in keinem Falle überschritten werden 
dürfen.

I. Stab eines Armeekorps.

Einheiten Höchste zugelasse-
ne Anzahl

Höchstzahl des Bestandes einer jeden Ein-
heit

Offiziere Mannschaften

Stab eines Armeekorps 2 30 150

Gesamtzahl bei den Stäben    60 300
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II. Zusammensetzung einer Infanterie-Division.

Etatmäßige Einheiten
Höchste zugelassene 
Anzahl der Einhei-
ten einer Division

Höchstzahl des Bestandes einer 
jeden Einheit

Offiziere Truppe

Stab einer Inf.-Division 1 25 70

Stab eines Inf.-Kdeurs 1 4 30

Stab eines Art.-Kdeurs 1 4 30

Inf.-Regiment
(Jedes Inf.-Regiment umfaßt: 3 Inf.-Bataillone; jedes 
Bataillon umfaßt: 3 Inf.-Komp. und 1 M.-G.-Komp.)

3 70 2300

Minenwerfer-Komp. 3 6 150

Divisions-Schwadron 1 6 150

Feldart.-Regiment
(Jedes Regiment umfaßt: 3 Abteilungen; jede Abtei-
lung umfaßt: 3 Batterieen)

1 85 1300

Pion.-Bataillon
(Jedes Bataillon umfaßt: 2 Pion.-Komp., 1 Brücken-
train, 1 Scheinwerferzug)

1 12 400

Nachrichtenabteilung
(Diese Abteilung umfaßt: 1 Telef.-Abteilung, 1 Ab-
hörabteilung, 1 Brieftaubenschlag)

1 12 300

Div.-Sanitätsabt. 1 20 400

Parks und Kolonnen . 14 800

Gesamtbestand einer Inf.-Division    410 10830
 
III. Zusammensetzung einer Kavallerie-Division

                     Etatmäßige Einheiten Höchste zugelassene Anzahl 
der Einheiten einer Division

Höchstzahl des Bestandes 
einer jeden Einheit

Offiziere Truppe

                     Stab einer Kav.-Div.               1 15 50

                     Kav.-Regiment
                     (Jedes Regiment umfaßt 4 Schwadronen)

              6 40 800

                     Reitende Abteilung (zu je 3 Battr.)               1 20 400

                     Gesamtbestand eine Kav.-Division    275 5250
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Übersicht Nr. 2. 
Übersicht der Bewaffnung für die Ausstattung einer Höchstzahl von 7 Infanterie-

Divisionen, 3 Kavallerie-Divisionen und 2 Armeekorps-Stäben.

Material
Inf.- Div. 7 Inf.- Div. Kav.- Div. 3 Kav.- Div. 2Armeekorps- 

stäbe
Gesamtmaterial 
der Spalten 2, 
4, 5

1 2 3 4 5 6

Gewehre 12000  84000  . .

Diese Aus-
rüstung ist dem 
Überschuß an 
Bewaffnung 
der Inf.-Div. zu 
entnehmen

84000 

Karabiner . . 6000  18000  18000 

Schwere M.-G. 108  756  12  36  792 

Leichte M.-G. 162  1134  . . 1134 

Mittlere Minen-
werfer

9  63  . . 63 

Leichte Minenwerfer 27  189  . . 189 

Geschütze 7,7 cm 24  168  12  36  204 

Haubitzen 10,5 cm 12  84  . . 84 

Übersicht Nr. 3. 
Zugelassener Höchstbestand

Material Höchstzahl der Waffen Ausrüstung der einzel-
nen Einheiten

Höchstzahl des Gesamt- 
materials

Gewehre 84000  } 400 Schuß 40800000 

Karabiner 18000 

Schwere M.-G. 792  } 8000   „ 15408000 

Leichte M.-G. 1134 

Mittlere Minenwerfer 63  400   „ 25200 

Leichte Minenwerfer 189  800   „ 151200 

Feldartillerie:

Geschütze 7,7 cm 204  1000   „ 204000 

Haubitzen 10,5 cm 84  800   „ 67200

Abschnitt II.
Bestimmungen über die Seemacht.

Art. 181 Nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags dürfen die 
deutschen Seestreitkräfte im Dienst höchstens betragen:

6. Schlachtschiffe der „Deutschland“- oder „Lothringen“-Klasse,
6. kleine Kreuzer,
12 Zerstörer,
12 Torpedoboote oder
eine gleiche Anzahl von Ersatzschiffen der im Artikel 190 vorgesehenen Bauart.
Es darf kein Unterwasserfahrzeug darunter sein.
Alle anderen Kriegsschiffe müssen, soweit nicht der gegenwärtige Vertrag ein anderes bestimmt, in Reserve 

gestellt oder Handelzwecken dienstbar gemacht werden.
Art. 182 Bis zur Beendigung der im Artikel 193 vorgesehenen Minenräumarbeiten hat Deutschland die von 
den Regierungen der alliierten und assoziierten Hauptmächte festzusetzende Anzahl Minenräumfahrzeuge in 
Dienst zu halten.
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Art. 183 Nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags darf die ge-
samte Kopfstärke der deutschen Kriegsmarine, Offiziere und Personal aller Grade und Gattungen eingeschlos-
sen, 15000 Mann nicht übersteigen. In dieser Zahl ist die Besatzung der Flotte und die Mannschaft im Küsten-
verteidigungs-, Küstensignal-, Verwaltungs- und Landdienst inbegriffen.

Die gesamte Kopfstärke an Offizieren und Deckoffizieren darf die Zahl von 1500 nicht übersteigen.
Binnen einer Frist von zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ist das Personal, soweit 

seine Zahl über obige Kopfstärke hinausgeht, zu demobilisieren.
Ohne Anrechnung auf die oben festgesetzte Kopfstärke dürfen in Deutschland weder Marine- noch Heeres-

formationen noch Reserveverbände für einen mit der Marine zusammenhängenden Dienst gebildet werden.
Art. 184 Mit Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags verliert Deutschland das Eigentum an allen deutschen 
Überwasserkriegsschiffen, die sich außerhalb der deutschen Häfen befinden. Deutschland verzichtet auf alle 
Rechte an den genannten Schiffen.

Schiffe, die in Ausführung der Bestimmungen des Waffenstillstandes vom 11. November 1918 zur Zeit in den 
Häfen der alliierten und assoziierten Mächte interniert sind, werden für endgültig ausgeliefert erklärt.

Schiffe, die zur Zeit in neutralen Häfen interniert sind, sind dort an die Regierungen der alliierten und assozi-
ierten Hauptmächte auszuliefern. Die deutsche Regierung hat bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags den 
neutralen Mächten entsprechende Mitteilung zu machen.
Art. 185 Binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags sind die nachstehend aufgeführ-
ten deutschen Überwasserkriegsschiffe den Regierungen der alliierten und assoziierten Hauptmächte in den 
durch diese Mächte zu bestimmenden alliierten Häfen auszuliefern.

Diese Schiffe müssen desarmiert sein, so wie es im Artikel XXIII des Waffenstillstandes vom 11. November 
1918 vorgesehen ist. Sie müssen aber ihre gesamte Artillerie an Bord haben.
Art. 186 Mit Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags hat die deutsche Regierung unter Überwachung der 
Regierungen des alliierten und assoziierten Hauptmächte den Abbruch aller zur Zeit im Bau befindlichen deut-
schen Überwasserkriegsschiffe in die Wege zu leiten.
Art. 187 Die nachstehend aufgeführten deutschen Hilfskreuzer und Hilfskriegsschiffe werden desarmiert und 
wie Handelsschiffe behandelt:

Schlachtschiffe.   

„Oldenburg“ „Posen“

„Thüringen“ „Westfalen“

„Ostfriesland“ „Rheinland“

„Helgoland“ „Nassau“

Kleine Kreuzer.   

„Stettin“ „Stralsund“

„Danzig“ „Augsburg“

„München“ „Kolberg“

„Lübeck“ „Stuttgart“
und außerdem 42 moderne Zerstörer und 50 moderne Torpedoboote, die durch die Regierungen der alliierten 
und assoziierten Hauptmächte bezeichnet werden.

In neutralen Ländern internierte Schiffe:

„Berlin“ „Seydlitz“

„Santa Fé“ „Yorck“

Schiffe in deutschen Häfen:

„Ammon“ „Fürst Bülow“

„Answald“ „Gertrud“

„Bosnia“ „Kigoma“

„Cordoba“ „Rugia“
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„Cassel“ „Santa Elena“

„Dania“ „Schleswig“

„Rio Negro“ „Möwe“

„Rio Pardo“ „Sierra Ventana“

„Santa Cruz“ „Chemnitz“

„Schwaben“ „Emil Georg von Strauß“

„Solingen“ „Habsburg“

„Franken“ „Waltraude“

„Gundomar“ „Scharnhorst“
Art. 188 Nach Ablauf einer Frist von einem Monat nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags müssen alle 
deutschen Unterseeboote ebenso wie die Hebeschiffe und Docks für Unterseeboote einschließlich des Druck-
docks den alliierten und assoziierten Hauptmächten ausgeliefert sein.

Diejenigen dieser Unterseeboote, Schiffe und Docks, die nach Ansicht der genannten Regierungen imstande 
sind, mit eigener Kraft zu fahren oder geschleppt zu werden, sind von der deutschen Regierung in die hierfür 
bezeichneten Häfen der alliierten Länder zu überführen.

Die anderen Unterseeboote sowie die im Bau befindlichen hat die deutsche Regierung unter Aufsicht der 
genannten Regierungen vollständig abbrechen zu lassen. Der Abbruch muß spätestens drei Monate nach In-
krafttreten des gegenwärtigen Vertrags vollendet sein.
Art. 189 Alle Gegenstände, Maschinen und Materialien, die von dem Abbruch der deutschen Kriegsschiffe 
jeder Art, Überwasserschiffen oder Unterseebooten herrühren, dürfen nur zu rein gewerblichen oder reinen 
Handelszwecken Verwendung finden.

An das Ausland dürfen sie weder verkauft noch abgetrieben werden.
Art. 190 Es ist Deutschland untersagt, irgendwelche Kriegsschiffe zu bauen oder zu erwerben, es sei denn zum 
Ersatz der durch den gegenwärtigen Vertrag (Artikel 181) vorgesehenen in Dienst gestellten Einheiten.

Die vorerwähnten Ersatzbauten dürfen keine größere Wasserverdrängung haben als
10000 Tonnen für die Schlachtschiffe,
5000 Tonnen für die kleinen Kreuzer,
800 Tonnen für die Zerstörer,
200 Tonnen für die Torpedoboote.
Außer im Falle des Verlustes eines Schiffes dürfen die Einheiten der verschiedenen Klassen erst nach einem 

Zeitpunkt von
20 Jahren für die Schlachtschiffe und Kreuzer,
15 Jahren für die Zerstörer und Torpedoboote
gerechnet vom Stapellauf an, ersetzt werden.

Art. 191 Der Bau und der Erwerb aller Unterwasserfahrzeuge, selbst zu Handelszwecken, ist Deutschland un-
tersagt.
Art. 192 Die in Dienst gestellten deutschen Kriegsschiffe dürfen nur die durch die alliierten und assoziierten 
Hauptmächte festgesetzten Mengen an Waffen, Munition und Kriegsmaterial an Bord oder in Reserve haben.

Binnen eines Monats nach Festsetzung obiger Mengen sind die Bestände an Waffen, Munition und Kriegs-
material jeder Art, einschließlich Minen und Torpedos, die sich zur Zeit in den Händen der deutschen Regie-
rung befinden und die über die erwähnten Mengen hinausgehen, den Regierungen der genannten Mächte an 
den von ihnen zu bezeichnenden Orten auszuliefern. Sie werden zerstört oder unbrauchbar gemacht.

Irgendwelche anderen Vorräte, Lager oder Reserven von Waffen, Munition oder Seekriegsmaterial jeder Art 
sind unstatthaft.

Auch die Herstellung der genannten Gegenstände auf deutschem Boden für fremde Länder oder ihre Aus-
fuhr dorthin ist verboten.
Art. 193 Mit Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags hat Deutschland unverzüglich die Räumung der Minen 
innerhalb folgender Zonen der Nordsee östlich von 4° 00‘ östlicher Länge von Greenwich in die Wege zu leiten:

1.  zwischen 53° 00‘ und 59° 00‘ Breite,
2.  nördlich von 60° 30‘ nördlicher Breite.
Deutschland hat diese Zonen frei von Minen zu halten.
Deutschland hat ebenso diejenigen Zonen der Ostsee, die ihm späterhin durch die Regierungen der alliierten 

und assoziierten Hauptmächte bezeichnet werden, von Minen zu säubern und freizuhalten.
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Art. 194 Das Personal der deutschen Marine darf sich ausschließlich im Wege freiwilliger Verpflichtung, und 
zwar bei Offizieren und Deckoffizieren für die Dauer von mindestens 25, bei Unteroffizieren und Mannschaften 
mindestens 12 aufeinanderfolgenden Jahren ergänzen.

Die Zahl der Neueinstellungen als Ersatz für Personal, das aus irgendeinem Grunde vor Ablauf seiner Ver-
pflichtungszeit aus dem Dienst ausscheidet, darf 5 von Hundert jährlich der gesamten in diesem Abschnitt 
(Artikel 183) vorgesehenen Kopfstärken nicht übersteigen.

Das Personal, das aus dem Dienst der Kriegsmarine ausscheidet, darf keine Art militärischer Ausbildung 
erhalten und keinen Dienst, weder in der Flotte, noch im Heere, wieder annehmen.

Die Offiziere, die der deutschen Kriegsmarine angehören und nicht demobilisiert werden, müssen sich ver-
pflichten, ihren Dienst bis zu einem Alter von 45 Jahren fortzusetzen, es sei denn, daß sie den Dienst aus be-
rechtigten Gründen verlassen.

Kein Offizier oder Mann der Handelsmarine darf irgendwelche militärische Ausbildung erhalten.
Art. 195 Damit allen Nationen völlig freier Zutritt zur Ostsee gesichert wird, darf Deutschland in der Zone 
zwischen 55° 27‘ und 54° 00‘ nördlicher Breite und 9° 00‘ und 16° 00‘ östlicher Länge von Greenwich keine 
Befestigung anlegen und keine Seewege zwischen Nordsee und Ostsee beherrschende Geschütze aufstellen. Die 
Befestigungen, die zur Zeit in dieser Zone vorhanden sind, sind zu schleifen und die Geschütze unter Aufsicht 
der alliierten Mächte und in den von ihnen festgesetzten Fristen zu entfernen.

Die deutsche Regierung hat den Regierungen der alliierten und assoziierten Hauptmächte alle zur Zeit in 
ihrem Besitz befindlichen Unterlagen über das Fahrwasser der Fahrrinnen nebst angrenzenden Gewässern zwi-
schen Nordsee und Ostsee vollständig zur Verfügung zu stellen.
Art. 196 Alle befestigten Werke und Anlagen und festen Seeplätze, die nicht in Abschnitt XIII (Helgoland) 
Teil III (Politische Bestimmungen über Europa) und im Artikel 19erwähnt sind und entweder weniger als 50 
km von der deutschen Küste oder auf den deutschen Inseln vor der Küste liegen, gelten als zur Verteidigung 
bestimmt und dürfen in ihrem gegenwärtigen Zustande bleiben.

In dieser Zone darf keine neue Befestigung errichtet werden. Die Bestückung dieser Werke darf an Zahl und 
Kaliber der Geschütze niemals die bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags vorhandenen übersteigen. Die 
deutsche Regierung hat unverzüglich deren Zusammensetzung allen europäischen Regierungen mitzuteilen.

Nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags wird die Ausstat-
tung dieser Geschütze mit Munition auf höchstens 1500 Schuß je Geschütz von Kaliber 10,5 cm und darunter 
und 500 Schuß je Geschütz für die größeren Kaliber gleichmäßig zurückgeführt und auf diesem Satz erhalten.
Art. 197 Während einer Frist von drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags dürfen die deut-
schen drahtlosen Großstationen von Nauen, Hannover und Berlin ohne Ermächtigung der alliierten und as-
soziierten Hauptmächte nicht dazu verwendet werden, um Nachrichten über Angelegenheiten der Seemacht, 
des Heeres oder der Politik zu übermitteln, die für Deutschland oder die mit Deutschland während des Krieges 
verbündet gewesenen Mächte von Belang sind. Handelsdrahtungen dürfen diese Stationen übermitteln, aber 
nur unter Überwachung der genannten Regierungen, die auch die zu benutzende Wellenlänge festsetzen.

Währen derselben Frist darf Deutschland weder auf seinem eigenen Gebiet noch auf dem Österreichs, Un-
garns, Bulgariens oder der Türkei drahtlose Großstationen errichten.

Abschnitt III. Bestimmungen über militärische und Seeluftfahrt.
Art. 198 Deutschland darf Luftstreitkräfte weder zu lande noch zu Wasser als Teil seines Heerwesens unter-
halten.

Deutschland darf längstens bis zum 1. Oktober 1919 eine Höchstzahl von einhundert Wasserflugzeugen oder 
Flugbooten unterhalten, die, ausschließlich zur Aufsuchung von Unterseeminen bestimmt, diesem Zweck mit 
der nötigen Ausrüstung versehen sind und in keinem Fall Waffen, Munition oder Bomben irgendwelcher Art 
mitführen dürfen.

Außer den in den vorgenannten Wasserflugzeugen oder Flugbooten eingebauten Motoren darf für jeden 
Motor eines jeden dieser Apparate ein einziger Reservemotor vorgesehen werden.

Keine Lenkluftschiff darf beibehalten werden.
Art. 199 Binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ist das Personal der Luftfahrt, das 
gegenwärtig in den Listen der deutschen Streitkräfte zu Land und zu Wasser geführt wird, demobil zu machen. 
Indes darf Deutschland bis zum 1. Oktober 1919 eine Gesamtzahl von eintausend Mann, einschließlich Offizie-
ren für die Gesamtheit der Verbände, fliegendes und nichtfliegendes Personal aller Formationen und Anstalten, 
beibehalten und unterhalten.
Art. 200 Bis zur völligen Räumung des deutschen Gebiets durch die alliierten und assoziierten Truppen sollen 
die Luftfahrzeuge der alliierten und assoziierten Mächte in Deutschland freie Fahrt im Luftraum sowie Durch-
flugs- und Landefreiheit haben.



211

Versailler Vertrag [21]

Art. 201 Während einer Frist von sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ist die Herstel-
lung und Einfuhr von Luftfahrzeugen und Teilen solcher, ebenso wie von Luftfahrzeugmotoren und Teilen von 
solchen für das ganze deutsche Gebiet verboten.
Art. 202 Mit Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ist das ganze militärische und Marineluftfahrzeugma-
terial mit Ausnahme der in Artikel 198 Absatz 2 und 3 vorgesehenen Apparate den Regierungen des alliierten 
und assoziierten Hauptmächte auszuliefern.

Diese Auslieferung hat an den von den genannten Regierungen zu bestimmenden Orten zu erfolgen; sie muß 
binnen drei Monaten beendet sein.

Zu diesem Material gehört im besonderen dasjenige, das für kriegerische Zwecke im Gebrauch oder be-
stimmt ist oder im Gebrauch oder bestimmt gewesen ist, namentlich:

Die vollständigen Land- und Wasserflugzeuge, ebenso solche, die sich Herstellung, Auslieferung oder Aufbau 
befinden.

Die flugfähigen Luftschiffe, ebenso solche, die sich in Herstellung, Auslieferung oder Aufbau befinden.
Die Geräte für die Herstellung von Wasserstoffgas.
Die Luftschiffhallen und Behausungen aller Art für Luftfahrzeuge.
Bis zu ihrer Auslieferung sind die Luftschiffe auf Kosten Deutschlands mit Wasserstoffgas gefüllt zu halten. 

Die Geräte zur Herstellung von Wasserstoffgas ebenso wie die Behausungen für Luftschiffe können nach freiem 
Ermessen der genannten Mächte Deutschland bis zur Auslieferung der Lenkluftschiffe belassen werden.

Die Luftfahrzeugmotoren.
Die Zellen (Ballonette und Tragflächen [engl. Text: „Luftschiffgondeln und Flugzeuggitterkörper“ statt „Bal-

lonette und Tragflächen“]).
Die Bewaffnung (Kanonen, Maschinengewehre, leichte Maschinengewehre, Bombenwerfer, Torpedolanzier-

vorrichtungen, Apparate für Synchronismus, Zielapparate).
Die Munition (Patronen, Granaten, geladene Bomben, Bombenkörper, Vorräte von Sprengstoff oder deren 

Rohstoffe [engl. Text: „Rohstoffen“]).
Die Bordinstrumente.
Die Apparate für die drahtlose Telegraphie, die photographischen und kinematographischen Apparate für 

Luftfahrzeuge.
Einzelteile, die einer der vorstehenden Gattungen angehören.
Das vorerwähnte Material darf nicht ohne ausdrückliche Ermächtigung der genannten Regierungen von Ort 

und Stelle verbracht werden.

Abschnitt IV. Interalliierte Überwachungsausschüsse.
Art. 203 Alle Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags über Landheer, Seemacht und Luftfahrt, für deren 
Durchführung eine zeitliche Grenze festgesetzt ist, sind von Deutschland unter Überwachung interalliierte 
Ausschüsse durchzuführen, die zu diesem Zweck von den alliierten und assoziierten Hauptmächten besonders 
ernannt werden.
Art. 204 Die interalliierten Überwachungsausschüsse werden besonders damit betraut, die regelrechte Ausfüh-
rung der Auslieferungen, der Zerstörung, des Abbruchs und der Unbrauchbarmachung zu überwachen, wie sie 
zu Lasten der deutschen Regierung durch den gegenwärtigen Vertrag vorgesehen sind.

Sie bringen den deutschen Behörden die Entscheidungen zur Kenntnis, welche die Regierungen der alliierten 
und assoziierten Hauptmächte sich zu treffen vorbehalten haben oder welche zur Durchführung der Bestim-
mungen über Landheer, Seemacht und Luftfahrt nötig werden.
Art. 205 Die interalliierten Überwachungsausschüsse dürfen ihre Dienststellen am Sitz der deutschen Reichs-
regierung einrichten.

Sie sind befugt, so oft sie es für angebracht erachten, sich an jeden beliebigen Ort des deutschen Reichsgebiets 
zu begeben, Unterausschüsse dorthin zu entsenden oder eins oder mehrere ihrer Mitglieder zu beauftragen, 
sich dorthin zu verfügen.
Art. 206 Die deutsche Regierung hat den interalliierten Überwachungsausschüssen und ihren Mitgliedern je-
des Entgegenkommen zu erweisen, das zur Erfüllung ihrer Aufgabe notwendig ist.

Sie hat für jeden interalliierten Überwachungsausschuß einen geeigneten Beauftragten zu bezeichnen, dessen 
Aufgabe es ist, von dem Ausschuß die für die deutsche Regierung Regierung bestimmten Mitteilungen entge-
genzunehmen und dem Ausschuß alle verlangten Auskünfte oder Schriftstücke zu liefern oder zu beschaffen.

In allen Fällen liegt es der deutschen Regierung ob, auf eigene Kosten sowohl für das Personal wie für das 
Material die Mittel zur Durchführung der in dem gegenwärtigen Vertrag vorgesehenen Auslieferungen, Zerstö-
rungen, Schleifungen, Abbrüche und Unbrauchbarmachungen zu beschaffen.
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Art. 207 Der Unterhalt und die Kosten der Überwachungsausschüsse und die Aufwendungen, die durch ihre 
Tätigkeit veranlaßt werden, fallen Deutschland zur Last.
Art. 208 Der interalliierte Überwachungsausschuß vertritt die Regierungen der alliierten und assoziierten 
Hauptmächte bei der deutschen Regierung in allem, was die Durchführung der militärischen Bestimmungen 
betrifft.

Er ist namentlich dazu berufen, von der deutschen Regierung die Mitteilungen bezüglich des Lagerungsplat-
zes der Munitionsvorräte und Lager, bezüglich der Bestückung derjenigen Festungswerke, Festungen und festen 
Plätze, die Deutschland behalten darf, bezüglich der Lager der Werkstätten und Fabriken von Waffen, Munition 
und Kriegsgerät und bezüglich ihres Betriebes entgegenzunehmen.

An ihn erfolgt die Auslieferung von Waffen, Munition und Kriegsgerät; er setzt die Orte fest, wo diese Aus-
lieferung stattzufinden hat und überwacht die durch den gegenwärtigen Vertrag vorgesehenen Zerstörungen, 
Abbrüche und Unbrauchbarmachungen.

Die deutsche Regierung hat dem interalliierten Heeresüberwachungsausschuß alle Auskünfte und Schriftstü-
cke zu liefern, die er für nötig erachtet, um sich über die vollständige Durchführung der militärischen Bestim-
mungen zu vergewissern, namentlich alle Unterlagen, deren Inhalt gesetzliche oder Verwaltungsbestimmungen 
oder innere Dienstvorschriften bilden.
Art. 209 Der interalliierte Marineüberwachungsausschuß vertritt die Regierungen des alliierten und assozi-
ierten Hauptmächte bei der deutschen Regierung in allem, was die Durchführung der Bestimmungen über die 
Seemacht betrifft.

Er ist namentlich berufen, sich auf die Bauwerften zu begeben und den Abbruch der Schiffe zu überwachen, 
die sich dort im Bau befinden, die Auslieferung aller Überwasser- und Unterwasserfahrzeuge, Hebeschiffe, 
Docks sowie des Druckdocks entgegenzunehmen und die vorgesehenen Zerstörungen und Abbrüche zu über-
wachen.

Die deutsche Regierung hat dem Marine-Überwachungsausschuß alle Auskünfte und Schriftstücke zu lie-
fern, die er für nötig erachtet, um sich über die vollständige Durchführungen der Bestimmungen über die 
Seemacht zu vergewissern, namentlich die Pläne der Kriegsschiffe, die Zusammensetzung ihrer Bestückung, 
die Einzelheiten und die Modelle von Kanonen, Munition, Torpedos, Minen, Sprengstoffen und Apparaten für 
drahtlose Telegraphie, überhaupt von allem, was auf das Material für die Seekriegsführung Bezug hat, sowie 
alle Unterlagen, deren Inhalt gesetzliche, Verwaltungsbestimmungen oder innere Dienstvorschriften bilden.
Art. 210 Der interalliierte Luftfahrt-Überwachungsausschuß vertritt die Regierungen der alliierten und asso-
ziierten Hauptmächte bei der deutschen Regierung in allem, was die Durchführung der Bestimmungen über 
die Luftfahrt betrifft.

Dieser Ausschuß ist namentlich dazu berufen, den Bestand des auf deutschem Boden befindlichen Luftfahr-
zeugmaterials aufzunehmen, die Werkstätten für Flugzeuge, Ballons und Luftfahrzeugmotoren, die Fabriken 
von Waffen, Munition und Sprengstoffen, die von Luftfahrzeugen verwandt werden können, zu besichtigen, 
alle Flugplätze, Hallen, Landungsplätze, Parks und Lager zu besuchen und gegebenenfalls die Verbringung des 
erwähnten Materials an einen anderen Ort zu veranlassen und seine Auslieferung entgegenzunehmen.

Die deutsche Regierung hat den Luftfahrt-Überwachungsausschuß alle Auskünfte und Unterlagen, deren 
Inhalt gesetzliche, Verwaltungsbestimmungen oder innere Dienstvorschriftenbilden, sowie Unterlagen sonsti-
gen Inhalts zu liefern, die er für nötig erachtet, um sich über die vollständige Durchführung der Bestimmungen 
über die Luftfahrt zu vergewissern, namentlich eine zahlenmäßige Aufstellung über das Personal im Dienste 
aller deutschen Flugverbände, sowie über das fertig vorhandene, in Herstellung befindliche oder bestellte Mate-
rial, ferner eine vollständige [engl. Text: „vollständige“ nicht vorhanden] Liste aller für die Luftfahrt arbeitenden 
Betriebsstätten nebst Angabe ihrer Lage, sowie aller Hallen und Landungsplätze.

Abschnitt V. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 211 Nach Ablauf einer Frist von drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags muß die 
deutsche Gesetzgebung die erforderlichen Abänderungen erfahren haben und dann von der deutschen Regie-
rung mit diesem Teile des gegenwärtigen Vertrags in Einklang gehalten werden.

Binnen der gleichen Frist müssen von der deutschen Regierung alle Verwaltungs- und sonstigen Maßnah-
men zur Ausführung der Bestimmungen dieses Teiles getroffen worden sein.
Art. 212 Folgende Bestimmungen des Waffenstillstands vom 11. November 1918, nämlich Artikel VI, Artikel 
VII Absätze 1, 2, 6 und 7, Artikel IX, Anlage 2, Bestimmungen I, II, V, sowie das Zusatzprotokoll vom 4. April 
1919 zum Waffenstillstand vom 11. November 1918 bleiben in Kraft, soweit sich nicht aus den vorstehenden 
Bestimmungen ein anderes ergibt.
Art. 213 Solange der gegenwärtige Vertrag in Kraft bleibt, verpflichtet sich Deutschland, jede Untersuchung zu 
dulden, die der Rat des Völkerbunds mit Mehrheitsbeschluß für notwendig erachtet.
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Teil VI. Kriegsgefangene und Grabstätten.

Abschnitt I. Kriegsgefangene.
Art. 214 Die Heimschaffung der Kriegsgefangenen und Zivilinternierten soll nach Inkrafttreten des gegen-
wärtigen Vertrags sobald wie möglich stattfinden und mit der größten Beschleunigung durchgeführt werden.
Art. 215 Die Heimschaffung der deutschen Kriegsgefangenen und Zivilinternierten wird gemäß den im Artikel 
214 festgesetzten Bedingungen durch einen Ausschuß veranlaßt, der aus Vertretern der alliierten und assoziier-
ten Mächte einerseits und der deutschen Regierung andererseits besteht.

Für jede der alliierten und assoziierten Mächte regelt ein Unterausschuß, der sich nur aus Vertretern der be-
teiligten Macht und der deutschen Regierung zusammensetzt, die Einzelheiten der Heimschaffung der Kriegs-
gefangenen.
Art. 216 Sobald die Kriegsgefangenen und Zivilinternierten an die deutschen Behörden abgeliefert sind, haben 
diese für ihre unverzügliche Rücksendung nach dem Heimatsort Sorge zu tragen.

Diejenigen, deren Wohnsitz vor dem Kriege sich in einem von den Truppen der alliierten und assoziierten 
Mächte besetzten Gebiet befand, sind, vorbehaltlich der Zustimmung und Überwachung von seiten der militä-
rischen Behörden der alliierten und assoziierten Besetzungsarmeen gleichfalls dorthin zurückzusenden.
Art. 217 Sämtliche Kosten der Heimschaffung vom Augenblick der Abbeförderung an fallen der deutschen 
Regierung zur Last; auch ist diese verpflichtet, die Beförderungsmittel zu Lande und zu Wasser sowie das tech-
nische Personal gemäß Anforderung des im Artikel 215 vorgesehenen Ausschusses zu stellen.
Art. 218 Kriegsgefangene und Zivilinternierte, die wegen Vergehen gegen die Disziplin eine Strafe verwirkt 
haben oder verbüßen, werden ohne Rücksicht auf die Dauer der noch zu verbüßenden Strafe oder auf das gegen 
sie schwebende Verfahren heimgeschafft.

Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf Kriegsgefangene und Zivilinternierte, die für Handlungen 
bestraft worden sind, welche nach dem 1. Mai 1919 begangen wurden.

Bis zu ihrer Heimschaffung bleiben alle Kriegsgefangenen und Zivilinternierten den bestehenden Vorschrif-
ten, besonders hinsichtlich der Arbeit und der Disziplin, unterworfen.
Art. 219 Kriegsgefangene und Zivilinternierte, die Strafen wegen anderer Vergehen als solcher gegen die Diszi-
plin verwirkt haben oder verbüßen, können in Haft behalten werden.
Art. 220 Die deutsche Regierung verpflichtet sich, alle heimzuschaffenden Personen ohne Unterschied in ihr 
Gebiet aufzunehmen.

Deutsche Kriegsgefangene oder Reichsangehörige, die nicht heimgeschafft zu werden wünschen, dürfen von 
der Heimschaffung ausgeschlossen werden; jedoch behalten sich die alliierten und assoziierten Regierungen 
das Recht vor, nach ihrer Wahl sie heimzuschaffen oder sie in ein neutrales Land zu verbringen oder ihnen die 
Niederlassung im eigenen Lande zu gestatten.

Die deutsche Regierung verpflichtet sich, gegen solche Personen oder ihre Angehörigen keinerlei Ausnah-
mebestimmungen zu erlassen, auch nicht aus diesem Grunde sie irgendwelcher Verfolgung oder Belästigung 
auszusetzen.
Art. 221 Die alliierten und assoziierten Regierungen behalten sich das Recht vor, die Heimschaffung der deut-
schen Kriegsgefangenen und deutschen Reichsangehörigen in ihrer Gewalt davon abhängig zu machen, daß 
die deutsche Regierung alle etwa noch in Deutschland befindlichen kriegsgefangenen Staatsangehörigen der 
alliierten und assoziierten Mächte unverzüglich angibt und freiläßt.
Art. 222 Deutschland verpflichtet sich:

1. den Ausschüssen zur Nachforschung nach Vermißten freien Zutritt zu gestatten, ihnen jede geeignete Be-
förderungsgelegenheit zu verschaffen, ihnen Einlaß in die Gefangenenlager, Lazarette und alle sonstigen Räum-
lichkeiten zu gewähren sowie ihnen alle amtlichen und privaten Urkunden zur Verfügung zu stellen, die ihnen 
bei ihren Nachforschungen Aufschluß geben können;

2. strafweise gegen deutsche Beamte und Privatpersonen vorzugehen, die einen Staatsangehörigen einer al-
liierten oder assoziierten Macht verborgen halten oder es verabsäumen, nach erlangter Kenntnis von ihm An-
zeige zu erstatten.
Art. 223 Deutschland verpflichtet sich, alle Gegenstände, Werte oder Urkunden, die Staatsangehörigen der 
alliierten und assoziierten Mächte gehört haben und etwa von den deutschen Behörden zurückbehalten sind, 
unverzüglich nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags zurückzustellen.
Art. 224 Die Hohen vertragschließenden Teile verzichten auf die gegenseitige Erstattung der Aufwendungen 
für den Unterhalt der Kriegsgefangenen in ihren Gebieten.
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Abschnitt II. Grabstätten.
Art. 225 Die alliierten und assoziierten Regierungen und die deutsche Regierung werden dafür Sorge tragen, 
daß die Grabstätten der auf ihren Gebieten beerdigten Heeres- und Marineangehörigen mit Achtung behandelt 
und instandgehalten werden.

Sie verpflichten sich, jeden Ausschuß, der von irgendeiner der alliierten oder assoziierten Regierungen mit 
der Feststellung, der Verzeichnung, der Instandhaltung dieser Grabstätten oder der Errichtung würdiger Denk-
mäler auf ihnen betraut wird, anzuerkennen und in der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen.

Sie kommen ferner überein, Wünsche wegen Überführung der irdischen Reste ihrer Heeres- und Marinean-
gehörigen in die Heimat, vorbehaltlich der Bestimmungen ihrer Landesgesetze und der Gebote der öffentlichen 
Gesundheitspflege, gegenseitig nach Möglichkeit zu erfüllen.
Art. 226 Die Grabstätten, der in Gefangenschaft verstorbenen, den verschiedenen kriegsführenden Staaten 
angehörenden Kriegsgefangenen und Zivilinternierten sind nach Maßgabe der Bestimmungen im Artikel 225 
des gegenwärtigen Vertrags würdig instandzuhalten.

Die alliierten und assoziierten Regierungen einerseits und die deutsche Regierung andererseits verpflichten 
sich weiter einander:

1. eine vollständige Liste der Verstorbenen mit allen zur Feststellung der Person dienlichen Angaben,
2. alle Auskünfte über Zahl und Ort der Gräber sämtlicher Toten, die ohne Feststellung der Person beerdigt 

worden sind,
zu übermitteln.

Teil VII. Strafbestimmungen.
Art. 227 Die alliierten und assoziierten Mächte stellen Wilhelm II. von Hohenzollern, vormaligen Kaiser von 
Deutschland, wegen schwerer Verletzung des internationalen Sittengesetzes und der Heiligkeit der Verträge 
unter öffentliche Anklage.

Ein besondere Gerichtshof wird eingerichtet, um über den Angeklagten unter Wahrung der wesentlichen 
Bürgschaften des Rechts auf Verteidigung zu Gericht zu sitzen. Der Gerichtshof besteht aus fünf Richtern, von 
denen je einer von folgenden fünf Mächten, namentlich den Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritannien, 
Frankreich, Italien und Japan, ernannt wird.

Der Gerichtshof urteilt auf der Grundlage der erhabensten Grundsätze der internationalen Politik; Richt-
schnur ist für ihn, den feierlichen Verpflichtungen und internationalen Verbindlichkeiten ebenso wie dem in-
ternationalen Sittengesetze Achtung zu verschaffen. Es steht ihm zu, die Strafe zu bestimmen, deren Verhän-
gung er für angemessen erachtet.

Die alliierten und assoziierten Mächte werden an die Regierung der Niederlande das Ersuchen richten, den 
vormaligen Kaiser zum Zwecke seiner Aburteilung auszuliefern.
Art. 228 Die deutsche Regierung räumt den alliierten und assoziierten Mächten die Befugnis ein, die wegen 
eines Verstoßes gegen die Gesetze und Gebräuche des Krieges angeklagten Personen vor ihre Militärgerichte 
zu ziehen. Werden sie schuldig befunden, so finden die gesetzlichen Strafen auf sie Anwendung. Diese Be-
stimmung greift ohne Rücksicht auf ein etwaiges Verfahren oder eine etwaige Verfolgung vor einem Gerichte 
Deutschlands oder seiner Verbündeten Platz.

Die deutsche Regierung hat den alliierten und assoziierten Mächten oder derjenigen Macht von ihnen, die 
einen entsprechenden Antrag stellt, alle Personen auszuliefern, die ihr auf Grund der Anklage, sich gegen die 
Gesetze und Gebräuche des Krieges vergangen zu haben, sei es namentlich, sei es nach ihrem Dienstgrade 
oder nach der ihnen von den deutschen Behörden übertragenen Dienststellung oder sonstigen Verwendung 
bezeichnet werden.
Art. 229 Sind die strafbaren Handlungen gegen Staatsangehörige einer der alliierten und assoziierten Mächte 
begangen, so werden die Täter vor die Militärgerichte dieser Macht gestellt.

Sind die strafbaren Handlungen gegen Staatsangehörige mehrerer alliierter und assoziierter Mächte began-
gen, so werden die Täter vor Militärgerichte gestellt, die sich aus Mitgliedern von Militärgerichten der beteilig-
ten Mächte zu sammensetzen.

In jedem Fall steht den Angeklagten die freie Wahl seines Anwalts zu.
Art. 230 Die deutsche Regierung verpflichtet sich, Urkunden und Auskünfte jeder Art zu liefern, deren Vorle-
gung zur vollständigen Aufklärung der verfolgten Taten, zur Ermittlung der Schuldigen und zur erschöpfenden 
Würdigung der Schuldfrage für erforderlich erachtet wird.
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Teil VIII. Wiedergutmachungen.

Abschnitt I. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 231 Die alliierten und assoziierten Regierungen erklären, und Deutschland erkennt an, daß Deutschland 
und seine Verbündeten als Urheber für alle Verluste und Schäden verantwortlich sind, die die alliierten und 
assoziierten Regierungen und ihre Staatsangehörigen infolge des ihnen durch den Angriff Deutschlands und 
seiner Verbündeten aufgezwungenen Krieges erlitten haben.
Art. 232 Die alliierten und assoziierten Regierungen erkennen an, daß die Hilfsmittel Deutschlands unter Be-
rücksichtigung ihrer dauernden, sich aus den übrigen Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags ergebenden 
Verminderung nicht ausreichen, um die volle Wiedergutmachung aller dieser Verluste und Schäden sicherzu-
stellen.

Immerhin verlangen die alliierten und assoziierten Regierungen und Deutschland verpflichtet sich dazu, daß 
alle Schäden wieder gutgemacht werden, die der Zivilbevölkerung jeder der alliierten und assoziierten Mächte 
und ihrem Gut während der Zeit, in der sich die beteiligte Macht mit Deutschland im Kriegszustand befand, 
durch diesen Angriff zu Lande, zur See und in der Luft zugefügt worden sind, sowie überhaupt alle Schäden, die 
in der Anlage I näher bezeichnet sind.

In Erfüllung der von Deutschland bereits früher bezüglich der völligen Wiederherstellung und Wiederauf-
richtung Belgiens gegebenen Zusage verpflichtet sich Deutschland noch über den an anderer Stelle in diesem 
Kapitel vorgesehenen Schadensersatz hinaus, und als Folge der Verletzung des Vertrags von 1839, alle Summen 
zu erstatten, die Belgien von den alliierten und assoziierten Regierungen bis zum 11. November 1918 entliehen 
hat, nebst 5 v. H. Zinsen aufs Jahr für diese Summen. Der Betrag dieser Summen wird durch den Wiedergutma-
chungsausschuß festgestellt, und die deutsche Regierung verpflichtet sich, sofort eine entsprechende Ausgabe 
von besonderen Schatzscheinen auf den Inhaber, zahlbar in Mark Gold am 1. Mai 1926 oder nach Wahl der 
deutschen Regierung am 1. Mai eines der 1926 vorausgehenden Jahre, zu veranstalten. Unter Berücksichtigung 
obiger Bestimmungen wird die Form dieser Schatzscheine durch den Wiedergutmachungsausschuß festgesetzt. 
Die Schatzscheine werden dem Wiedergutmachungsausschuß ausgefolgt, der zur Entgegennahme und Emp-
fangsbestätigung im Rahmen Belgiens ermächtigt ist.
Art. 233 Der Betrag der bezeichneten Schäden, deren Wiedergutmachung Deutschland schuldet, wird durch 
einen interalliierten Ausschuß festgesetzt, der den Namen „Wiedergutmachungsausschuß“ trägt und in der 
Form und mit den Befugnissen, wie nachstehend und in Anlage II bis VII ausgeführt, gebildet wird.

Dieser Ausschuß prüft die Ansprüche und gewährt der deutschen Regierung nach Billigkeit Gehör.
Die Beschlüsse dieses Ausschusses über den Betrag der oben näher bestimmten Schäden werden spätestens 

am 1. Mai 1921 aufgesetzt und der deutschen Regierung als Gesamtbetrag ihrer Verpflichtungen bekanntgege-
ben.

Zu gleicher Zeit stellt der Ausschuß einen Zahlungsplan auf, der die Fälligkeitszeiten und die Art und Weise 
vorschreibt, wie Deutschland vom 1. Mai 1921 an seine gesamte Schuld in einem Zeitraum von 30 Jahren zu til-
gen hat. Sollte jedoch im Laufe dieses Zeitraums Deutschland mit der Begleichung seiner Schuld im Rückstande 
bleiben, so kann die Zahlung jeder Restsumme nach Gutdünken des Ausschusses auf spätere Jahre verschoben 
werden oder unter Bedingungen, die die alliierten und assoziierten Regierungen entsprechend dem in diesem 
Teile des gegenwärtigen Vertrags vorgesehenen Verfahren festsetzen, eine anderweitige Behandlung erfahren.
Art. 234 Der Wiedergutmachungsausschuß prüft vom 1. Mai 1921 ab von Zeit zu Zeit die Hilfsmittel und 
Leistungsfähigkeit Deutschlands. Er gewährt dessen Vertretern nach Billigkeit Gehör und Vollmacht, danach 
die Frist für die im Artikel 233 vorgesehenen Zahlungen zu verlängern und die Form der Zahlung abzuändern; 
ohne besondere Ermächtigung der verschiedenen im Ausschuß vertretenen Regierungen darf er jedoch keine 
Zahlung erlassen.
Art. 235 Um den alliierten und assoziierten Mächten schon jetzt die Wiederaufrichtung ihres gewerblichen 
und wirtschaftlichen Lebens zu ermöglichen, bevor der endgültige Betrag ihrer Ansprüche festgesetzt ist, zahlt 
Deutschland in Anrechnung auf obige Schuld während der Jahre 1919, 1920 und der ersten vier Monate von 
1921 in so viel Raten und in solcher Form (in Gold, Waren, Schiffen, Wertpapieren oder anderswie), wie es der 
Wiedergutmachungsausschuß festsetzt, den Gegenwert von 20 000 000 000 (zwanzig Milliarden) Mark Gold; 
aus dieser Summe werden zunächst die Kosten für die Besetzungsarmee entsprechend dem Waffenstillstands-
vertrag vom 11. November 1918 bestritten; weiter können diejenigen Mengen von Nahrungsmitteln und Roh-
stoffen, die von den Regierungen der alliierten und assoziierten Hauptmächte für nötig gehalten werden, um 
Deutschland die Möglichkeit zur Erfüllung seiner Verpflichtung zur Wiedergutmachung zu gewähren, gleich-
falls mit Genehmigung der genannten Regierungen aus der bezeichneten Summe bezahlt werden. Der Rest ist 
von Deutschlands Wiedergutmachungsschuld in Abzug zu bringen. Außerdem hinterlegt Deutschland die im § 
12) der beigefügten Anlage II vorgesehenen Schatzscheine.
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Art. 236 Des weiteren willigt Deutschland ein, daß seine wirtschaftlichen Hilfsmittel der Wiedergutmachung 
unmittelbar dienstbar gemacht werden, wie in Anlage III, IV, V und VI, betreffend Handelsflotte, Wiederherstel-
lung in Natur, Kohle und deren Nebenprodukte, Farbstoffe und andere chemische Erzeugnisse, näher bestimmt 
ist; immer mit der Maßgabe, daß der Wert der übertragenen Güter und des von ihnen gemäß den genannten 
Anlagen gemachten Gebrauchs, nachdem er in der dort vorgeschriebenen Weise festgestellt ist, Deutschland 
gutgeschrieben wird und von den in obigen Artikeln festgesetzten Verpflichtungen in Abzug kommt.
Art. 237 Die jeweiligen Zahlungen Deutschlands auf obige Ansprüche einschließlich der in den vorstehenden 
Artikeln behandelten werden von den alliierten und assoziierten Regierungen nach einem von ihnen im voraus 
festgesetzten, auf Billigkeit und den Rechten jeder Regierung beruhenden Verhältnis verteilt.

Bei dieser Verteilung wird er Wert der gemäß Artikels 243 und Anlage III, IV, V, VI und VII gelieferten Güter 
und geleisteten Dienste in derselben Weise in Rechnung gestellt wie die im gleichen Jahr bewirkten Zahlungen.
Art. 238 Außer den oben vorgesehenen Zahlungen bewirkt Deutschland gemäß dem von dem Wiedergut-
machungsausschuß bestimmten Verfahren die Rücklieferung in bar des weggeführten, beschlagnahmten oder 
sequestrierten Bargeldes wie auch die Rücklieferung der weggeführten, beschlagnahmten oder sequestrierten 
Tiere, Gegenstände aller Art und Wertpapiere, falls es möglich ist, sie auf dem Gebiete Deutschlands oder seiner 
Verbündeten festzustellen.

Bis zur Einführung dieses Verfahrens werden die Rücklieferungen entsprechend den Bestimmungen des 
Waffenstillstandes vom 11. November 1918, seiner Verlängerungsabkommen und der Nachtragsprotokolle 
fortgesetzt.
Art. 239 Die deutsche Regierung verpflichtet sich, die in obigem Artikel 238 vorgesehenen Rücklieferungen 
unverzüglich durchzuführen und die in Artikel 233, 234, 235 und 236 vorgesehenen Zahlungen und Lieferun-
gen zu bewirken.
Art. 240 Die deutsche Regierung erkennt den durch Artikel 233 vorgesehenen Ausschuß in der Form an, wie er 
von den alliierten und assoziierten Regierungen gemäß Anlage II zu bilden  ist. Sie gesteht ihm unwiderruflich 
Besitz und Ausübung aller ihm durch den gegenwärtigen Vertrag verliehenen Rechte und Befugnisse zu.

Die deutsche Regierung liefert dem Ausschuß alle Auskünfte über Finanzlage und Finanzgeschäfte, Güter, 
Produktionskraft, Vorräte und laufende Erzeugung von Rohstoffen und gewerblichen Erzeugnissen Deutsch-
lands und seiner Reichsangehörigen, deren er bedarf; desgleichen liefert sie jede Auskunft über militärische 
Operationen, deren Kenntnis für die Feststellung von Deutschlands Verpflichtungen gemäß Anlage I von dem 
Ausschuß für nötig erachtet wird.

Sie räumt den Mitgliedern des Ausschusses und seinen anerkannten Vertretern alle Rechte und die Un-
verletzlichkeit ein, die die ordnungsgemäß beglaubigten diplomatischen Vertreter befreundeter Mächte in 
Deutschland genießen.

Deutschland übernimmt es außerdem, die Bezüge und Kosten des Ausschusses und des von ihm benötigten 
Personals zu bestreiten.
Art. 241 Deutschland sagt zu, alle Gesetze, Verordnungen und Verfügungen bekanntzumachen, in Kraft zu 
halten und zu veröffentlichen, die für die vollständige Erfüllung gegenwärtiger Bestimmungen nötig werden.
Art. 242 Die Bestimmungen dieses Teils des gegenwärtigen Vertrags finden keine Anwendung auf Eigentum, 
Rechte und Interessen, die unter Abschnitt III und IV Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärti-
gen Vertrags fallen, ebensowenig auf den Erlöß ihrer Liquidation, außer soweit der im Artikel 243a) erwähnte 
endgültige Saldo zugunsten Deutschlands in Betracht kommt.
Art. 243 Auf seine Wiedergutmachungsschuld werden Deutschland folgende Posten gutgeschrieben:

a) Jeder endgültige Saldo zugunsten Deutschlands gemäß Abschnitt V (Elsaß-Lothringen) Teil III (Politische 
Bestimmungen über Europa) und gemäß Abschnitt III und IV Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des 
gegenwärtigen Vertrags;

b) alle an Deutschland auf Grund der in Abschnitt IV (Saarbecken) Teil III (Politische Bestimmungen über 
Europa), Teil IX (Finanzielle Bestimmungen) und Teil XII (Häfen, Wasserstraßen und Eisenbahnen) vorgese-
henen Abtretungen geschuldeten Summen;

c) alle Summen, die nach dem Urteil des Ausschusses Deutschland in Anrechnung auf jede sonstige durch 
den gegenwärtigen Vertrag vorgesehene Übertragung von Eigentum, Rechten, Konzessionen oder anderen In-
teressen gutzubringen sind.

Keinesfalls dürfen jedoch die auf Grund von Artikel 238 dieses Teils erfolgten Rücklieferungen Deutschland 
gutgeschrieben werden.
Art. 244 Die Abtretung der deutschen Überseekabel, die nicht Gegenstand einer besonderen Bestimmung des 
gegenwärtigen Vertrags bilden, ist durch Anlage VII geregelt.
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Anlage I.
Gemäß obigen Artikel 232 kann von Deutschland Ersatz für jeglichen Schaden gefordert werden, der unter 

eine der folgenden Gattungen fällt:
1. Schäden, die, wo auch immer es sei, Zivilpersonen an ihrer Person oder ihrem Leben und den ihnen gegen-

über unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen durch irgendwelche Kriegshandlungen, einschließlich der Bom-
bardements und sonstiger Land-, See- und Luftangriffe, sowie durch die unmittelbaren Folgen dieser Kriegs-
handlungen oder die Folgen irgendwelcher Kriegsoperationen der beiden kriegsführenden Gruppen zugefügt 
worden sind.

2. Schäden, die, wo auch immer es sei, von Deutschland und seinen Verbündeten Zivilpersonen oder den 
ihnen gegenüber unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen durch Grausamkeiten, Gewalttätigkeiten oder Miß-
handlungen zugefügt sind. Darunter fällt auch Schädigung an Leben oder Gesundheit infolge von Gefangenset-
zung, Verschickung, Internierung, Abschiebung, Aussetzung auf See und Zwangsarbeit.

3. Schäden, die von Deutschland oder seinen Verbündeten auf eigenem Gebiet oder im besetzten und mit 
Krieg überzogenem Gebiet Zivilpersonen oder den ihnen gegenüber unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen 
durch Verletzung von Gesundheit, Arbeitsfähigkeit oder Ehre zugefügt sind.

4. Schäden aus jeder Art schlechter Behandlung von Kriegsgefangenen.
5. Als Schaden, der den Völkern der alliierten und assoziierten Mächte zugefügt ist, alle Pensionen und 

gleichartigen Vergütungen an die militärischen Opfer des Krieges (Landheer, Marine und Luftstreitkräfte), Ver-
stümmelte, Verwundete, Kranke oder Invalide und an Personen, deren Ernährer diese Opfer waren; als Betrag 
dieser den alliierten und assoziierten Regierungen geschuldeten Summen kommt für jede dieser Regierungen 
der kapitalisierte Wert der bezeichneten Pensionen und Vergütungen in Anschlag. Bei der Umrechnung auf 
den Kapitalwert werden der Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenwärtigen Vertrags und die in Frankreich zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Tarife zugrunde gelegt.

6. Die Kosten der Unterstützung, die von den Regierungen der alliierten und assoziierten Mächte den Kriegs-
gefangenen, ihren Familien und den Personen, deren Ernährer sie waren, gewährt worden ist.

7. Die Zuwendungen der Regierungen der alliierten und assoziierten Mächte an die Familien der Mobili-
sierten und aller im Heer Gedienten und an die ihnen gegenüber unterhaltsberechtigten Personen; der Betrag 
der ihnen für jedes Jahr der Dauer der Feindseligkeiten zustehenden Summen wird für jede der genannten Re-
gierungen auf der Grundlage des in Frankreich in dem betreffenden Jahre für Zahlungen dieser Art geltenden 
Durchschnittstarifs errechnet.

8. Die den Zivilpersonen von Deutschland oder seinen Verbündeten durch Heranziehung zur Arbeit ohne 
angemessenen Vergütung zugefügte Schäden.

9. Schäden an allem Eigentum, gleichviel wo belegen, das einer der alliierten oder assoziierten Mächte oder 
ihren Staatsangehörigen zusteht (ausgenommen Anlagen und Material des Heeres und der Marine) und durch 
die Maßnahmen Deutschlands oder seiner Verbündeten zu Lande, zu Wasser oder in der Luft weggeführt, be-
schlagnahmt, beschädigt oder zerstört worden ist, oder Schäden, die unmittelbar aus den Feindseligkeiten oder 
irgendwelchen Kriegshandlungen erwachsen sind.

10. Schäden, die der Zivilbevölkerung in Form von Auflagen, Geldstrafen oder ähnlichen Beitreibungen sei-
tens Deutschlands oder seiner Verbündeten zugefügt sind.

Anlage II.
§ 1 Der im Artikel 233 vorgesehene Ausschuß erhält die Bezeichnung „Wiedergutmachungsausschuß“; in den 
folgenden Artikeln wird er kurz als „Der Ausschuß“ bezeichnet.
§ 2 In den Ausschuß entsenden die Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritannien, Frankreich, Italien, Ja-
pan, Belgien und der serbo-kroatisch-slovenische Staate Delegierte. Jede dieser Mächte ernennt einen Delegier-
ten und ebenso einen Hilfsdelegierten, der für den Delegierten im Falle seiner Erkrankung oder unfreiwilligen 
Abwesenheit eintritt, aber sonst nur das Recht hat, den Verhandlungen beizuwohnen, ohne in sie einzugreifen.

An den Beratungen und Abstimmungen des Ausschusses sind immer nur fünf Delegierte der obigen Mächte 
teilzunehmen berechtigt. Der Delegierte der Vereinigten Staaten, Großbritanniens, Frankreichs und Italiens 
hat immer dieses Recht. Der Delegierte Belgiens hat es in allen Fällen außer dem nachgenannten. Der De-
legierte Japans hat es in den Fällen, in denen Fragen der Seeschäden oder im Artikel 260 Teil IX (Finanzielle 
Bestimmungen) vorgesehenen Fragen, in denen japanische Interessen in Rede stehen, behandelt werden. Der 
Delegierte des Serbo-kroatisch-slowenischen Staates hat das Recht, wenn Fragen bezüglich Österreich, Ungarns 
oder Bulgariens zur Erörterung stehen.

Jeder der im Ausschuß vertretenen Regierung steht es frei, aus ihm auszuscheiden. Dem Ausschuß hat sie 
zwölf Monate vorher eine entsprechende Ankündigung zugehen zu lassen; diese ursprüngliche Ankündigung 
muß im Laufe des sechsten Monats nach ihrer Zustellung bestätigt werden.
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§ 3 Die übrigen alliierten und assoziierten Staaten sind berechtigt, wenn ihre Interessen verhandelt werden, 
einen Delegierten zu ernennen, der jedoch nur dann anwesend sein und als Beisitzer mitwirken darf, wenn 
Ansprüche und Interessen  sein e s  Staates untersucht und erörtert werden; ein Stimmrecht steht diesem De-
legierten nicht zu.
§ 4 Falls ein Delegierter, Hilfsdelegierter oder Beisitzer stirbt, zurücktritt oder abberufen wird, so ist sobald als 
möglich ein Nachfolger zu ernennen.
§ 5 Der Ausschuß hat seine ständige Hauptgeschäftsstelle in Paris und tritt zum ersten Mal in kürzester Frist 
nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags in Paris zusammen; späterhin tritt er jeweils an dem Ort und zu 
der Zeit zusammen, die er für geeignet erachtet und die zur schnellsten Durchführung seiner Aufgabe notwen-
dig sind.
§ 6 In seiner ersten Sitzung wählt der Ausschuß aus den oben genannten Delegierten einen Vorsitzenden und 
einen stellvertretenden Vorsitzenden, die ein Jahr lang im Amte bleiben und wiederwählbar sind. Wird das 
Amt des Vorsitzenden oder des stellvertretenden Vorsitzenden während der einjährigen Amtsdauer frei, so hat 
der Ausschuß unverzüglich [engl. Text: „unverzüglich“ nicht vorhanden] zu einer Neuwahl für den Rest des 
genannten Zeitraums zu schreiten.
§ 7 Der Ausschuß ist berechtigt, die zur Erfüllung seiner Obliegenheiten erforderliche Beamten, Beauftragten 
und Angestellten zu ernennen, ihre Vergütungen festzusetzen, Sonderausschüsse zu bilden, deren Mitglieder 
selbst nicht dem Ausschuß angehören brauchen, und alle Ausführungsmaßnahmen zur Durchführung seiner 
Aufgaben zu treffen, endlich seine Amtsbefugnisse und Vollmachten auf seine Beamten, Beauftragten und Son-
derausschüsse zu übertragen.
§ 8 Alle Beratungen [engl. Text: „Verfahrenshandlungen“] des Ausschusses sind geheim, soweit er nicht im Ein-
zelfall aus besonderen Gründen ein anderes bestimmt.
§ 9 Auf Antrag der deutschen Regierung hat der Ausschuß alle Gründe und Beweise anzuhören, die von 
Deutschland hinsichtlich aller seine Zahlungsfähigkeit betreffenden Fragen vorgebracht werden; die Fristen für 
dies Vorbringen setzt sie von Zeit zu Zeit fest.
§ 10 Der Ausschuß prüft die Ansprüche und gewährt der deutschen Regierung Gehör nach Billigkeit, ohne 
daß dieser jedoch irgendein Anteil an den Beschlüssen des Ausschusses zusteht. In gleicher Weise gewährt der 
Ausschuß Deutschlands Bundesgenossen Gehör, wenn deren Interessen nach seiner Ansicht in Frage kommen.
§ 11 Der Ausschuß ist an keine Gesetzgebung , keine bestimmten Gesetzbücher, auch nicht an besondere Vor-
schriften über die Untersuchung [engl. Text: „auch nicht an besondere Beweisregeln“] und das Verfahren ge-
bunden; er läßt sich von der Gerechtigkeit, der Billigkeit und von Treu und Glauben leiten. Der Ausschuß hat 
bei seinen Entscheidungen für gleichliegende Fälle einheitliche Gesichtspunkte und Regeln zugrunde zu legen. 
Er regelt das Beweisverfahren für die Schadensersatzansprüche. Er kann jede ordnungsmäßige Berechnungsart 
anwenden.
§ 12 Der Ausschuß hat alle Vollmachten und übt alle Befugnisse aus, die ihm der gegenwärtige Vertrag zuweist.

Allgemein stehen dem Ausschuß hinsichtlich der Frage der Wiedergutmachung im Sinne dieses Teiles des 
gegenwärtigen Vertrags die weitestgehenden Überwachungs- und Ausführungsbefugnisse sowie die Ermächti-
gung zur Auslegung der Bestimmungen dieses Teiles zu. Der Ausschuß bildet im Rahmen der Bestimmungen 
des gegenwärtigen Vertrags die alleinige Vertretung der Gesamtheit der in §§ 2und 3 genannten alliierten und 
assoziierten Regierungen, und zwar einer jeden, soweit sie beteiligt ist, zur Empfangnahme, zum Verkauf, zur 
Verwahrung und zur Verteilung der von Deutschland gemäß den Bestimmungen dieses Teiles des gegenwärti-
gen Vertrags für Wiedergutmachung zu leistenden Zahlungen. Es gelten für ihn folgende Gesichtspunkte und 
Bestimmungen:

a) Soweit Deutschland einen Teil des Gesamtbetrags der festgesetzten Forderungen nicht in Gold, Schiffen, 
Wertpapieren, Waren oder sonstwie berichtigt, hat es als Sicherheit Deckung durch Hingabe eines entsprechen-
den Betrags von Anweisungen, Schuldverschreibungen oder anderen Papieren als Anerkennung der rückstän-
digen Teilschuld zu leisten; die näheren Bedingungen bestimmt der Ausschuß.

b) In regelmäßiger Wiederkehr schätzt der Ausschuß die Zahlungsfähigkeit Deutschlands ab und prüft das 
deutsche Steuersystem und zwar: 1. Damit alle Einkünfte Deutschlands, einschließlich der für den Zinsendienst 
und die Tilgung aller inneren Anleihen bestimmten, vorzugsweise zur Abtragung der Wiedergutmachungs-
schuld verwendet werden; 2. um die Gewißheit zu erlangen, daß das deutsche Steuersystem im allgemeinen 
im Verhältnis vollkommen ebenso schwer ist, als dasjenige irgendeiner der im Ausschuß vertretenen Mächte.

c) Um die alsbaldige Wiederaufrichtung des wirtschaftlichen Lebens der alliierten und assoziierten Länder 
zu erleichtern und durchzuführen, erhält der Ausschuß, wie es im Artikel 235 vorgesehen ist, von Deutschland 
als Sicherstellung und Anerkenntnis seiner Schuld eine erste Anzahlung in Anweisungen auf den Inhaber in 
Gold, frei von Steuern und Abgaben jeder Art, die von der Reichsregierung , den Landesregierungen oder den 
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ihnen nachgeordneten Behörden eingeführt sind oder eingeführt werden; diese Anweisungen sind nach Maß-
gabe nachstehender Bestimmungen als Anzahlung in drei Raten zu überweisen (die Mark Gold zahlbar gemäß 
Artikel 262 Teil IX „Finanzielle Bestimmungen“ des gegenwärtigen Vertrags):

1. Sofort sind auszugeben zwanzig Milliarden Mark Gold in Anweisungen auf den Inhaber, zahlbar ohne Zin-
sen bis spätestens 1. Mai 1921; die Tilgung dieser Anweisungen erfolgt besonders aus den Zahlungen, zu deren 
Leistung sich Deutschland gemäß Artikel 235 verpflichtet hat, nach Abzug der zum Ersatz der Unterhaltskosten 
der Besetzungstruppen und zur Begleichung der Ausgaben für Deutschlands Lebensmittel- und Rohstoffver-
sorgung bestimmten Summen; diejenigen Anweisungen, die bis zum 1. Mai 1921 nicht eingelöst sind alsdann 
in solche der nachstehend (§ 12c,2) genannten Art umzutauschen.

2. Sofort auszugeben sind ferner vierzig Milliarden Mark Gold in Anweisungen auf den Inhaber mit zweiein-
halb v. H. Zinsen für die Jahre 1921 bis 1926 und fünf v. H. Zinsen für die Zeit nach 1926. Zu den letzteren tritt 
ein weiterer Aufschlag von ein v. H. vom Gesamtbetrag der Anleihe zur Tilgung, beginnend mit dem Jahre 1926.

3. Sofort auszuhändigen ist ferner zur Deckung eine schriftliche Verpflichtung, zwecks weiterer Zahlung 
vierzig Milliarden Mark Gold in Anweisungen auf den Inhaber mit fünf v. H. Zinsen auszugeben. Diese Ausga-
be erfolgt nur, wenn der Ausschuß die Überzeugung gewinnt, daß Deutschland die Zinsen und Tilgungsraten 
der genannten Anweisungen aufbringen kann; Zeit und Art der Zahlung für Kapital und zinsen wird vom 
Ausschuß bestimmt.

Die Fälligkeitstage der Zinsen, die Verwendung der Tilgungssummen sowie alle ähnlichen Fragen, die sich 
auf die Ausgabe, die Verwaltung und die Ordnung der Ausgabe der Anweisungen beziehen, werden durch den 
Ausschuß, und zwar von Zeit zu Zeit geregelt.

Neue Ausgaben können als Anerkenntnis und Sicherstellung unter den Bedingungen, die der Ausschuß spä-
terhin von Zeit zu Zeit festsetzt, gefordert werden.

d) Im Falle, daß die von Deutschland als Sicherstellung oder Anerkenntnis seiner Wiedergutmachungsschuld 
ausgegebenen Anweisungen, Schuldverschreibungen oder anderen Schuldanerkenntnisse anderen Personen als 
den verschiedenen Regierungen, zu deren Gunsten der Betrag der Wiedergutmachungsschuld Deutschlands 
ursprünglich festgesetzt worden war, endgültig und nicht nur als Sicherheit übertragen werden, gilt die ge-
nannte Schuld den alliierten Regierungen gegenüber als erloschen, und zwar in der Höhe des Nennwerts der 
Anweisungen, die endgültig auf diese Weise übertragen worden sind; Deutschlands Verpflichtung aus diesen 
Anweisungen beschränkt sich auf die Verbindlichkeit [engl. Text: „gegenüber dem Inhaber“], die in ihnen zum 
Ausdruck kommt.

e) Die Kosten, die durch die Wiederherstellung und den Wiederaufbau der Anwesen einschließlich ihrer 
Wiederausstattung mit Hausrat, Maschinen und allem Gerät in den mit Krieg überzogenen und verwüsteten 
Gegenden entstehen, werden mit dem Preis berechnet, den die Wiederherstellung und der Wiederaufbau zur 
Zeit der Ausführung der Arbeiten erfordert.

f) Entscheidungen des Ausschusses, betreffend einen völligen oder teilweisen Ersatz des Kapitals oder der 
Zinsen jeder festgestellten Schuld Deutschlands, müssen mit Gründen versehen sein.
§ 13 Hinsichtlich der Abstimmung gelten für den Ausschuß folgende Regeln:

Faßt der Ausschuß einen Beschluß, so werden die Stimmen aller stimmberechtigten Delegierten oder in ihrer 
Abwesenheit die ihrer Hilfsdelegierten, zu Protokoll genommen. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung des zur 
Erörterung stehenden Vorschlags. Die Beisitzer haben kein Stimmrecht. Bei folgenden Fragen ist Einstimmig-
keit notwendig:

a) Fragen, die die Souveränität eines der alliierten und assoziierten Staaten oder die den völligen oder teilwei-
sen Ersatz der Schuld oder der Verpflichtungen Deutschlands betreffen;

b) Fragen über den Betrag und die Bedingungen der Anweisungen oder Schuldverschreibungen der deut-
schen Regierung und über die Festsetzung des Zeitpunktes und der Art und Weise ihres Verkaufs, ihrer Bege-
bung oder Verteilung;

c) jeder völlige oder teilweise Aufschub der zwischen dem 1. Mai 1921 und Ende 1926 einschließlich fällig 
werdenden Zahlungen über das Jahr 1930 hinaus;

d) jeder völlige oder teilweise Aufschub der nach 1926 fällig werdenden Zahlungen für eine Dauer von mehr 
als drei Jahren;

e) Fragen der Verwendung einer bestimmten Berechnungsart bei der Schadensabschätzung in einem Einzel-
fall, wenn diese Berechnungsart von der in einem früheren, gleichliegenden Fall befolgten abweicht;

f) Fragen der Auslegung der Bestimmungen dieses Teiles des gegenwärtigen Vertrags.
Alle anderen Fragen werden mit Stimmenmehrheit entschieden.
Ergibt sich unter den Delegierten eine Meinungsverschiedenheit über die Frage, ob eine bestimmte Angele-

genheit zu denen gehöre, deren Entscheidung Einstimmigkeit erfordert, und kann diese Meinungsverschieden-
heit nicht durch Angehen der Regierungen beigelegt werden, so verpflichten sich die alliierten und assoziierten 
Regierungen, die Meinungsverschiedenheit unverzüglich dem Schiedsspruch einer unparteiischen Persönlich-
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keit zu unterbreiten, über deren Wahl sie sich einigen werden und deren Entscheidung sie sich anzunehmen 
verpflichten.
§ 14 Beschlüsse des Ausschusses im Rahmen der ihm übertragenen Befugnisse sind sofort vollstreckbar und 
ohne weitere Förmlichkeit alsbald anwendbar.
§ 15 Der Ausschuß übersendet in einer von ihm festzusetzenden Form jeder beteiligten Macht:

1.  eine Bescheinigung darüber, daß er für Rechnung der genannten Macht Anweisungen der oben erwähn-
ten Ausgaben bereit hält; die genannte Bescheinigung kann auf Antrag der betreffenden Macht in Abschnitte 
zerlegt werden, jedoch nicht in mehr als fünf;

2.  von Zeit zu Zeit Bescheinigungen darüber, daß er für Rechnung der genannten Macht sonstige Güter 
bereit hält, die von Deutschland auf seine Wiedergutmachungsschuld in Zahlung gegeben sind.

Diese Bescheinigungen lauten auf den Namen [engl. Text: „werden in ein Verzeichnis aufgenommen“] und 
können nach Benachrichtigung des Ausschusses durch Indossament übertragen werden.

Werden Anweisungen zwecks Verkauf oder Begebung ausgegeben oder Güter von dem Ausschuß geliefert, so 
sind Bescheinigungen in entsprechendem Betrage einzuziehen.
§ 16 Vom 1. Mai 1921 ab werden der deutschen Regierung auf ihre Schuld in der von dem Ausschuß festgestell-
ten Höhe Zinsen belastet, und zwar nach Abzug der Summen, die durch Zahlung in bar oder entsprechenden 
Werten oder in Anweisungen zugunsten des Ausschusses oder gemäß Artikel 243 geleistet worden sind. Der 
Zinsfuß beträgt fünf v. H., sofern nicht der Ausschuß in der Folge zu der Ansicht gelangt, daß die Umstände 
eine Änderung des Zinsfußes rechtfertigen.

Wenn der Ausschuß zum 1. Mai 1921 den Gesamtbetrag der deutschen Schuld festsetzt, kann er Zinsen für 
die wegen Sachschäden geschuldeten Summen vom 11. November 1918 bis 1. Mai 1921 in Rechnung stellen.
§ 17 Kommt Deutschland irgendeiner seiner Verpflichtungen aus diesem Teile des gegenwärtigen Vertrags 
nicht nach, so zeigt der Ausschuß dieses Nichterfüllung unverzüglich jeder der beteiligten Mächte an und teilt 
ihr gleichzeitig seine Vorschläge über die im Hinblick auf diese Nichterfüllung angebracht erscheinenden Maß-
nahmen mit.
§ 18 Die Maßnahmen, zu denen die alliierten und assoziierten Regierungen, falls Deutschland vorsätzlich sei-
nen Verpflichtungen nicht nachkommt, berechtigt sind und die Deutschland sich verpflichtet, nicht als feind-
selige Handlungen zu betrachten, können in wirtschaftlichen und finanziellen Sperr- und Vergeltungsmaßre-
geln, überhaupt in solchen Maßnahmen bestehen, welche die genannten Regierungen als durch die Umstände 
geboten erachten.
§ 19 Zahlungen, die als Anzahlung auf festgestellte Schadenersatzansprüche der alliierten und assoziierten 
Mächte in Gold oder entsprechenden Werten zu leisten sind, können vom dem Ausschuß jederzeit in Form von 
beweglichen und unbeweglichen Gütern, Waren, Unternehmungen, Rechten und Konzessionen auf deutschem 
und nichtdeutschem Gebiet, von Schiffen, Schuldverschreibungen, Aktien, Wertpapieren jeder Art und deut-
schen und nichtdeutschen Geldsorten angenommen werden; ihr Wert als Ersatz für Goldzahlung wird von dem 
Ausschuß nach einem gerechten und billigen Satze festgesetzt.
§ 20 Wenn der Ausschuß Zahlungen durch Ausantwortung von Gütern oder Übertragung von bestimmten 
Rechten festsetzt oder annimmt, so hat er dabei die wohlbegründeten Rechte und Interessen der alliierten und 
assoziierten Mächte und ihrer Staatsangehörigen daran zu berücksichtigen.
§ 21 Kein Mitglied des Ausschusses kann für eine Handlung oder Unterlassung im Rahmen seiner Amtspflich-
ten zur Verantwortung gezogen werden, es sei denn von der Regierung, die es ernannt hat. Keine der alliierten 
und assoziierten Regierungen haftet für irgendeine andere Regierung.
§ 22 Vorbehaltlich der Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags kann diese Anlage durch einstimmigen Be-
schluß der im Ausschuß vertretenen Regierungen [engl. Text: „Der im Ausschuß auch nur zeitweise vertretenen 
Regierungen“] abgeändert werden.
§ 23 Der Ausschuß wird aufgelöst, wenn Deutschland und seine Verbündeten alle Summen, die von ihnen auf 
Grund des gegenwärtigen Vertrags oder der Beschlüsse des Ausschusses geschuldet werden, getilgt haben und 
wenn alle empfangenen Summen oder der entsprechende Wert unter die beteiligten Mächte verteilt sind.

Anlage III.
§ 1 Deutschland erkennt das Recht der alliierten und assoziierten Mächte auf Ersatz aller durch Kriegsereignisse 
verlorenen oder beschädigten Handelsschiffe und Fischerei, Tonne für Tonne (Bruttovermessung) und Klasse 
für Klasse an.

Indes soll das vorstehend anerkannte Recht auf die deutschen Schiffe und Boote unter folgenden Bedingun-
gen ausgeübt werden, obwohl der heute vorhandene Tonnengehalt der deutschen Schiffe und Boote hinter dem 
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von den alliierten und assoziierten Mächten infolge des deutschen Angriffs verlorenen Tonnengehalt erheblich 
zurückbleibt:

Die deutsche Regierung überträgt in ihrem Namen und mit verbindlicher Wirkung für und gegen alle ande-
ren Beteiligten den alliierten und assoziierten Regierungen das Eigentum an allen den Reichsangehörigen ge-
hörenden Handelsschiffen von 1600 Bruttotonnen und darüber, ferner die Hälfte des Tonnengehalts der Schiffe, 
deren Bruttotonnengehalt zwischen 1000 und 1600 Tonnen beträgt, und je ein Viertel des Tonnengehalts so-
wohl der Fischdampfer wie der anderen Fischereifahrzeuge.
§ 2 Die deutsche Regierung hat binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags alle im § 
1bezeichneten Schiffe und Boote dem Wiedergutmachungsausschuß auszuliefern.
§ 3 Zu den im § 1bezeichneten Schiffen und Booten gehören alle diejenigen,

a) welche die deutsche Handelsflagge führen oder führen dürfen,
b) welche einem deutschen Reichsangehörigen, einer deutschen Gesellschaft oder Vereinigung oder einer in 

Abhängigkeit oder unter Leitung von deutschen Reichsangehörigen stehenden Gesellschaft oder Vereinigung 
eines anderen Landes als der alliierten und assoziierten Länder gehören,

c) welche zur Zeit im Bau sind, und zwar
1.  in Deutschland,
2.  für Rechnung eines deutschen Reichsangehörigen, einer deutschen Gesellschaft oder Vereinigung in an-

deren als den alliierten und assoziierten Ländern.
§ 4 Zwecks Beschaffung von Eigentumstiteln für jedes solchermaßen auszuliefernde Schiff hat die deutsche 
Regierung

a) für jedes Schiff dem Wiedergutmachungsausschuß auf Verlangen eine Verkaufsurkunde oder irgendeinen 
sonstigen Eigentumstitel zu übermitteln, der den Übergang des vollen Eigentums frei von allen Vorrechten, 
Pfandrechten und sonstigen Lasten an dem Schiff auf den genannten Ausschuß ergibt,

b) alle von dem Wiedergutmachungsausschuß angegebenen Maßnahmen zur Sicherstellung der Ausantwor-
tung dieser Schiffe an den Ausschuß zu ergreifen.
§ 5 Zur Ergänzung der teilweisen Wiedergutmachung verpflichtet sich Deutschland, auf den deutschen Werften 
für Rechnung der alliierten und assoziierten Regierungen wie folgt Handelsschiffe bauen zu lassen:

a) Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags gibt der Wiedergutmachungsaus-
schuß der deutschen Regierung die Höhe des Tonnengehalts bekannt, der in jedem der beiden folgenden Jahren 
auf den Werften in Bau zu geben ist; mit Ablauf der erwähnten drei Monate beginnt die Frist der zwei Jahre zu 
laufen.

b) Binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags gibt der Wiedergutmachungsausschuß 
der deutschen Regierung die Höhe des Tonnegehalts bekannt, die auf den Werften in jedem der drei Jahre in 
Bau zu geben ist, die der vorstehend erwähnten zweijährigen Frist folgen.

c) Die Höhe des in Bau zu gebenden Tonnegehalts darf zweihunderttausend Bruttotonnen für das Jahr nicht 
übersteigen.

d) Die genauere Bezeichnung der zu bauenden Schiffe, die Bau- und Lieferungsbedingungen, der vom Wie-
dergutmachungsausschuß in Rechnung zu stellende Preis für die Tonne und alle anderen auf die Bestellung, 
den Bau, die Lieferung der Schiffe sowie ihre Anrechnung bezüglichen Fragen werden von dem genannten 
Ausschuß geregelt.
§ 6 Deutschland sagt zu, binnen zwei Wochen nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags unter Beobach-
tung eines vom Wiedergutmachungsausschuß vorgeschriebenen Verfahrens den alliierten und assoziierten 
Mächten alle noch feststellbaren Flußschiffe und anderen Fahrzeuge der Flußschiffahrt, die seit dem 1. August 
1914 aus irgendeinem Grunde in seinen oder seiner Reichsangehörigen Besitz gelangt sind, in Natur, und zwar 
in einem normalen Zustande zurückzugeben.

Zum Ausgleich für die Verluste an Flußschiffahrtstonnengehalt, welche die alliierten und assoziierten Mäch-
ten aus irgendeinem Grunde während des Krieges erlitten haben und die durch oben vorgeschriebene Rückga-
be nicht ersetzt werden können, verpflichtet sich Deutschland, dem Wiedergutmachungsausschuß  einen Teil 
seines Flußschiffahrtsparks, und zwar bis zu einer Höhe dieser Verluste abzutreten, höchstens jedoch zwanzig 
v. H. des gesamten Parks nach seinem Bestande vom 11. November 1918.

Die Einzelheiten dieser Abtretung werden durch die im Artikel 339, Teil XII (Häfen, Wasserstraßen und 
Eisenbahnen) des gegenwärtigen Vertrags bezeichneten Schiedsrichter geregelt, die damit betraut sind, die 
Schwierigkeiten aus der Verteilung des Flußschiffahrtstonnengehalts infolge der internationalen Neuordnung 
gewisser Flußgebiete oder infolge der Gebietsveränderungen in diesen Flußgebieten zu schlichten.
§ 7 Deutschland verpflichtet sich zur Ergreifung aller Maßregeln, die ihm von dem Wiedergutmachungsaus-
schuß zu dem Zwecke angegebene werden, volles Eigentumsrecht an allen den Schiffen zu erhalten, die ohne 
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Zustimmung der alliierten und assoziierten Regierungen während des Krieges unter neutrale Flagge gestellt 
worden sind oder deren Stellung unter neutrale Flagge in die Wege geleitet ist.
§ 8 Deutschland verzichtet auf jeden Anspruch, gleichviel welcher Art, gegen die alliierten und assoziierten Re-
gierungen und ihre Staatsangehörigen aus der Zurückhaltung oder Benutzung irgend welcher deutschen Schiffe 
und Boote und aus allen Verlusten  oder Schäden, die diese Schiffe und Boote erlitten haben. Eine Ausnahme 
gilt für Zahlungen, die aus der Benutzung dieser Schiffe gemäß dem Waffenstillstandsprotokoll vom 13. Januar 
1919 und den anschließenden Protokollen geschuldet werden.

Entsprechend diesen Protokollen wird die Auslieferung der deutschen Handelsflotte ohne Unterbrechung 
fortgesetzt.
§ 9 Deutschland verzichtet auf alle Ansprüche auf Schiffe oder Ladungen, die durch feindliche Einwirkung 
zur See oder ihre Folgen zunächst versenkt und demnächst gerettet worden sind und an denen eine der alli-
ierten und assoziierten Regierungen oder ihre Staatsangehörigen als Eigentümer, Charterer, Versicherer oder 
anderswie beteiligt sind, ohne Rücksicht auf alle auf Einziehung lautenden Urteile, die von einem Prisengericht 
Deutschlands oder seiner Bundesgenossen gefällt worden sind.

Anlage IV.
§ 1 Die alliierten und assoziierten Mächte fordern und Deutschland sagt zu, daß es in teilweiser Erfüllung 
seiner durch diesen Teil festgesetzten Verpflichtungen entsprechend den nachstehenden näheren Bestimmun-
gen seine wirtschaftlichen Hilfsmittel unmittelbar der Wiederherstellung in Natur der mit Krieg überzogenen 
Gebietsteile der alliierten und assoziierten Mächte dienstbar macht, und zwar in dem von diesem Mächten zu 
bestimmenden Ausmaß.
§ 2 Die Regierungen der alliierten und assoziierten Mächte behändigen dem Wiedergutmachungsausschuß 
Verzeichnisse, enthaltend:

a) die Tiere, Maschinen, Montierungsteile, Maschinenspiele [engl. Text: „Werkzeuge“ statt „Maschinenspie-
le“] und alle ähnlichen im Handel erhältlichen Gegenstände, die von Deutschland beschlagnahmt, verbraucht 
oder zerstört worden sind oder die unmittelbar durch militärische Maßnahmen zerstört worden sind und die 
die genannten Regierungen zur Befriedung unmittelbarer und dringender Bedürfnisse durch gleichartige Tiere 
oder Gegenstände ersetzt zu sehen wünschen, die auf deutschem Gebiete bei Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrags vorhanden sind;

b) die Stoffe zum Wiederaufbau (Steine, Backsteine, feuerfeste Steine, Dachziegel, Bauholz, Fensterglas, Stahl, 
Kalk, Zement usw.), Maschinen, Heizeinrichtungen, Möbel und alle im Handel erhältlichen Gegenstände, die 
die genannten Regierungen in Deutschland erzeugt und hergestellt und an sie zur Wiederherstellung der mit 
Krieg überzogenen Gebietsteile geliefert zu sehen wünschen.
§ 3 Die Verzeichnisse der in § 2a) oben erwähnten Gegenstände werden binnen sechzig Tagen nach Inkrafttre-
ten des gegenwärtigen Vertrags zugestellt.

Die Verzeichnisse der oben in § 2b) erwähnten Gegenstände werden spätestens am 31. Dezember 1919 zu-
gestellt.

Die Verzeichnisse enthalten alle in den Verträgen des Handels üblichen Einzelheiten über die betreffenden 
Gegenstände einschließlich genauer Beschreibung, Lieferfrist (höchstens vier Jahre) und Lieferungsort, aber 
weder Preise noch veranschlagten Wert, diese werden, wie weiter unten ausgeführt, vom Ausschuß festgesetzt.
§ 4 Unmittelbar nach Eingang der Verzeichnisse prüft der Ausschuß, inwieweit die Lieferung der in ihnen 
aufgeführten Stoffe und Tiere von Deutschland gefordert werden kann. Bei seiner Entscheidung trägt der Aus-
schuß den inneren Bedürfnissen Deutschlands soweit Rechnung, wie es zur Aufrechterhaltung des sozialen und 
wirtschaftlichen Lebens Deutschlands notwendig ist; er berücksichtigt ferner die Preise und die Zeiten, zu de-
nen gleiche Gegenstände in den alliierten und assoziierten Ländern erhältlich sind und vergleicht sie mit denen, 
die für di deutschen Gegenstände gelten sollen; er berücksichtigt schließlich das allgemeine Interesse der alliier-
ten und assoziierten Regierungen daran, daß das gewerbliche Leben Deutschlands nicht soweit zerrüttet wird, 
daß seine Fähigkeit, seinen anderen Wiedergutmachungsverpflichtungen zu genügen, in Frage gestellt wird.

Jedoch dürfen von Deutschland Maschinen, Montierungsteile, Maschinenspiele [engl. Text: „Werkzeuge“ 
statt „Maschinenspiele“] und ähnliche im Handel erhältliche Gegenstände, sofern sie augenblicklich in gewerb-
liche Betrieben verwendet werden, nur gefordert werden, wenn kein Vorrat von diesen Gegenständen verfügbar 
oder verkäuflich ist; zudem dürfen Forderungen dieser Art dreißig v. H. der Mengen jeden Gegenstandes nicht 
überschreiten, die in einem deutschen Unternehmen oder Betrieb verwendet werden.

Der Ausschuß gibt den Vertretern der deutschen Regierung Gelegenheit, sich binnen bestimmter Frist darü-
ber zu äußern, wieweit es ihr möglich ist, die genannten Stoffe, Tiere und Gegenstände zu liefern.

Die Entscheidung des Ausschusses wird dann möglichst schnell der deutschen Regierung und den verschie-
denen beteiligten alliierten und assoziierten Regierungen bekanntgegeben.
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Die deutsche Regierung sagt zu, die in dieser Mitteilung näher bestimmten Materialien, Gegenstände und 
Tiere zu liefern, und die beteiligten alliierten und assoziierten Regierungen sagen, jede für ihren Teil, zu, diese 
Lieferungen anzunehmen, sofern sie der gegebenen näheren Beschreibung entsprechen und nach Ansicht des 
Ausschusses zur Verwendung beim Wiederaufbau nicht ungeeignet sind.
§ 5 Der Ausschuß bestimmt den Wert der Materialien, Gegenstände und Tiere, die, wie oben bestimmt, geliefert 
werden, und die alliierten und assoziierten Regierungen, welche diese Lieferungen empfangen, sind damit ein-
verstanden, daß sie mit derem Wert belastet werden und erkennen an, daß die entsprechende Summe als eine 
von Deutschland geleistet Zahlung gilt, die entsprechend Artikel 237 dieses Teiles des gegenwärtigen Vertrags 
zu verteilen ist.

In den Fällen, wo das Recht ausgeübt wird, Wiederherstellung in Natur zu den oben festgesetzten Bedingun-
gen zu fordern, hat sich der Ausschuß zu vergewissern, daß die Deutschland gutgeschriebene Summe den nor-
malen Wert der von ihm geleisteten Arbeit oder der von ihm gelieferten Stoffe darstellt, und daß unter Berück-
sichtigung der teilweisen Wiedergutmachung der Schadensersatzanspruch der beteiligten Macht im Verhältnis 
des so gelieferten Beitrags zur Wiedergutmachung sich mindert.
§ 6 Als unmittelbare Abschlagslieferung auf die in § 2) obenerwähnten Tiere sagt Deutschland zu, binnen drei 
Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags die nachstehenden Mengen an lebenden Tieren zu 
liefern, und zwar monatlich ein Drittel von jeder Art: 

1. An die französische Regierung:

500   Zuchthengste von 3 bis 7 Jahren;

30 000   Stutfüllen und Stuten von 18 Monaten bis 7 Jahren 
von Ardenner, Boulonnaiser oder belgische Rasse;

2 000   Stiere von 18 Monaten bis 3 Jahren;

90 000   Milchkühe von 2 bis 6 Jahren;

1 000   Böcke;

100 000   Schafe;

10 000   Ziegen.

2. An die belgische Regierung:

200   Zuchthengste von 3 bis 7 Jahren, schwere belgische 
Rasse;

5 000   Stuten von 3 bis 7 Jahren, schwere belgische Rasse;

5 000   Stutfüllen von 18 Monaten bis 3 Jahren, schwere 
belgische Rasse;

2 000   Stiere von 18 Monaten bis 3 Jahren;

50 000   Milchkühe von 2 bis 6 Jahren;

40 000   Färsen;

200   Böcke;

20 000   Schafe;

15 000   Mutterschweine.
Die gelieferten Tiere müssen gesund und von normaler Beschaffenheit sein.

Der Wert der so gelieferten Tiere wird, entsprechend den Bestimmungen des § 5dieser Anlage, auf Deutsch-
lands Wiedergutmachungsschuld angerechnet, es sei denn, daß von den Tieren festgestellt wird, daß sie zu den 
weggeführten oder beschlagnahmten gehören.
§ 7 Ohne die Entscheidungen des Ausschusses, wie sie in § 4dieser Anlage vorgesehen sind, abzuwarten, hat 
Deutschland die Lieferungen landwirtschaftlichen Geräts an Frankreich fortzusetzen, die im Artikel III des 
Vertrags vom 16. Januar 1919 über die Verlängerung des Waffenstillstands vorgesehen sind.

Anlage V.
§ 1 Deutschland sagt zu, auf jeweiliges Erfordern den nachstehend bezeichneten Signatarmächten des gegen-
wärtigen Vertrags die im folgenden näher bestimmten Mengen von Kohlen und Kohlennebenprodukten zu 
liefern.
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§ 2 Deutschland liefert an Frankreich zehn Jahre Lang sieben Millionen Tonnen Kohlen jährlich. Außerdem 
liefert Deutschland jedes Jahr an Frankreich eine Kohlenmenge gleich dem Unterschied zwischen der Jahres-
förderung der durch den Krieg zerstörten Bergwerke des Nordens und des Pas-de-Calais vor dem Kriege und 
der Förderung der Bergwerke dieses Beckens in dem in Betracht kommenden Jahre [engl. Text: „in den in Be-
tracht kommenden Jahren“]. Letztere Lieferung erfolgt zehn Jahre lang; ihre Höchstmenge beträgt indes nicht 
mehr als zwanzig Millionen Tonnen jährlich während der ersten fünf Jahre und acht Millionen Tonnen jährlich 
während der fünf folgenden Jahre.

Als selbstverständlich wird hierbei vorausgesetzt, daß die Wiederinstandsetzung der Bergwerke des Nordens 
und des Pas-de-Calais mit allem Nachdruck betrieben wird.
§ 3 Deutschland liefert an Belgien zehn Jahre lang acht Millionen Tonnen Kohlen jährlich.
§ 4 Deutschland liefert an Italien nachstehende Höchstmengen an Kohle: 

Juli 1919 bis Juni 1920:   4½ Millionen Tonnen

„  1920   „    „   1921:   6       „            „

„  1921   „    „   1922:   7½     „            „

„  1922   „    „   1923:   8       „            „

„  1923   „    „   1924:   8½     „            „
und in jedem der fünf folgenden Jahre 8½ Millionen Tonnen.

Wenigstens zwei Drittel der Lieferungen müssen auf dem Landweg erfolgen.
§ 5 Deutschland liefert an Luxemburg, wenn der Wiedergutmachungsausschuß ein entsprechendes Verlangen 
stellt, eine jährliche Kohlenmenge gleich derjenigen, die Luxemburg vor dem Kriege an deutscher Kohle jähr-
lich verbraucht hat.
§ 6 Die Preise, für die auf Grund des vorstehenden Bezugsrecht gelieferten Kohlenmengen sind folgende:

a) Lieferung  mit  der  Bahn  oder  zu  Wasser. Der preis stellt sich wie der deutsche Preis frei Grube, den 
die deutschen Reichsangehörigen zahlen, unter Hinzurechnung der Fracht bis zur französischen, belgischen, 
italienischen oder luxemburgischen Grenze; doch darf der Preis frei Grube den Preis frei Grube der britischen 
Ausfuhrkohlen nicht übersteigen. Falls es sich um belgische Bunkerkohle handelt, darf der Preis nicht höher 
sein als der für holländische Bunkerkohle.

Die Tarife für die Beförderung mit der Eisenbahn oder auf dem Wasserwege dürfen nicht höher sein als die 
niedrigsten Tarife für gleichartige Beförderungen in Deutschland.

b) Lieferunge n  a u f  d e m  Seewege. Der preis ist entweder der deutsche Ausfuhrpreis frei an Bord in den 
deutschen Häfen oder der englische Ausfuhrpreis frei an Bord in den englischen Häfen, und zwar immer der 
niedrigere von beiden.
§ 7 Die beteiligten alliierten und assoziierten Regierungen können die Lieferung von Hüttenkoks an Stelle der 
Kohle verlangen, und zwar zum Satz von drei Tonnen Koks statt vier Tonnen Kohle.
§ 8 Deutschland sagt zu, folgende Erzeugnisse an Frankreich jährlich drei Jahre lang nach Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrags zu liefern und mit der Bahn oder zu Wasser an die französische Grenze zu befördern. 

Benzol 35 000 t,

Steinkohlenteer 50 000 t,

schwefelsaures Ammoniak 30 000 t.
An Stelle des Steinkohleteers treten nach Wahl der französischen Regierung ganz oder zum Teil entsprechende 
Mengen von Destillationserzeugnissen, wie leichte Öle, schwere Öle, Anthrazen, Naphthalin oder Teerpech.
§ 9 Der Preis für den Koks und für die in § 8genannten anderen Erzeugnisse ist derselbe, den die deutschen 
Reichsangehörigen zahlen. Die Berechnung der Verpackung und der Fracht bis zur französischen Grenze oder 
bis zu den deutschen Häfen erfolgt zu den vorteilhaftesten Bedingungen, die für gleiche Erzeugnisse deutschen 
Reichsangehörigen gewährt werden.
§ 10 Die Bezugsrechte auf Grund dieser Anlage werden durch Vermittlung des Wiedergutmachungsausschuß 
geltend gemacht. Der Ausschuß ist ermächtigt, zwecks Durchführung obiger Bestimmungen [engl. Text: „vor-
behaltlich der vorliegenden besonderen Bestimmungen“ statt „zwecks Durchführung obiger Bestimmungen“] 
über alle Fragen, betreffend das Verfahren sowie betreffend die Beschaffenheit und die Menge der Lieferungen, 
die Menge des an Stelle der Kohle zu liefernde Koks, die Fristen und die Art der Lieferung und Zahlung zu 
befinden. Die Anforderungen, welchen die zweckdienlichen Einzelangaben beizufügen sind, müssen Deutsch-
land hundertzwanzig Tage vor dem Lieferungstermin bekanntgegeben werden, soweit es sich um Lieferungen  
vom 1. Januar 1920 an handelt, und dreißig Tage bei Lieferung zwischen dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
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gegenwärtigen Vertrags und dem 1. Januar 1920. Bis Deutschland die in diesem Paragraphen vorgesehenen 
Anforderungen erhalten hat, bleiben die Bestimmungen des Protokolls vom 25. Dezember 1918 (Ausführung 
des Artikels VI des Waffenstillstandsvertrags vom 11. November 1918) in Kraft. Die Anforderungen bezüglich 
der in den §§ 7und 8 vorgesehenen Ersatzlieferungen sind der deutschen Regierung mit einer von dem Aus-
schuß für ausreichend erachteten Frist bekanntzugeben. Wenn der Ausschuß sich dahin schlüssig wird, daß die 
vollständige Erfüllung der Anforderungen die deutschen eigenen gewerblichen Bedürfnisse übermäßig beein-
trächtigen würde, so kann er Fristen für die Anforderungen bewilligen oder sie völlig fallen lassen und auf diese 
Weise zugleich die Reihenfolge der Lieferungen bestimmen; doch hat die als Ersatz für Kohle aus zerstörten 
Bergwerken zu liefernde Kohle den Vorrang vor allen übrigen Lieferungen.

Anlage VI.
§ 1 Zum Zwecke teilweiser Wiedergutmachung räumt Deutschland dem Wiedergutmachungsausschuß   ein 
Bezugsrecht auf Farbstoffe und chemisch-pharmazeutische Erzeugnisse ein. Menge und Art wird von dem Aus-
schuß bestimmt. Das Bezugsrecht reicht bis zu fünfzig v. H. der Gesamtmenge jeder einzelnen Art von Farb-
stoffen und chemisch-pharmazeutischen Erzeugnissen, die sich bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags in 
Deutschland befinden, oder über die Deutschland zu dieser Zeit verfügen kann.

Das Bezugsrecht ist von dem Ausschuß binnen sechzig Tagen nach Empfang des ausführlichen Verzeichnis-
ses der Vorräte auszuüben. Das Verzeichnis ist dem Ausschuß in der von ihm gewünschten Form zu liefern.
§ 2 Deutschland gewährt außerdem dem Wiedergutmachungsausschuß für die Zeit vom Inkrafttreten des ge-
genwärtigen Vertrags bis zum 1. Januar 1920, sodann für jedes nachfolgende Halbjahr bis zum 1. Januar 1925 
ein Bezugsrecht auf sämtliche Farbstoffe und sämtliche chemisch-pharmazeutischen Erzeugnisse bis zu fünf-
undzwanzig v. H. der deutschen Erzeugung im vorangegangenen Halbjahr, oder wenn nach Ansicht des Aus-
schusses die Erzeugung währen dieses Halbjahrs hinter der normalen zurückblieb, bis zu fünfundzwanzig v. H. 
der normalen Erzeugung.

Dieses Bezugsrecht ist binnen vier Wochen nach Eingang einer Aufstellung über die Erzeugung des letzten 
Halbjahrs auszuüben; die Aufstellung ist von der deutschen Regierung beim Anlauf jeden Halbjahrs in der von 
dem Ausschuß vorgeschriebenen Form vorzulegen.
§ 3 Der Preis der Farbstoffe und der chemisch-pharmazeutischen Erzeugnisse, die in Ausführung des § 1gelie-
fert werden, wird von dem Ausschuß auf Grund der Nettoausfuhrpreise vor dem Kriege und unter Berücksich-
tigung der inzwischen eingetretenen Veränderungen des Herstellungspreises festgestellt.

Für die Farbstoffe und chemisch-pharmazeutischen Erzeugnisse, die in Ausführung des § 2geliefert werden, 
wird der Preis von dem Ausschuß auf Grund der Nettoausfuhrpreise vor dem Kriege und unter Berücksichti-
gung der eingetretenen Veränderungen des Herstellungspreises oder auf Grund des niedrigsten, irgendeinem 
anderen Käufer bewilligten Verkaufspreises derselben Stoffe festgestellt.
§ 4 Alle Einzelheiten, insbesondere bezüglich der Art und des Zeitpunkts der Geltendmachung des Bezugs-
rechts und der Lieferung und auch alle Fragen, die bei der Ausführung der obigen Vorschriften hervortreten, 
werden von dem Wiedergutmachungsausschuß geregelt, dem die deutsche Regierung alle erforderlichen Aus-
künfte zu beschaffen und jede von ihm verlangte Unterstützung zu gewähren hat.
§ 5 Unter Farbstoffen und chemisch-pharmazeutischen Erzeugnissen im Sinne dieser Anlage sind sowohl alle 
Farbstoffe und alle synthetischen chemisch-pharmazeutischen Erzeugnisse als auch alle Zwischenerzeugnisse 
und andere zu verstehen, die in den entsprechenden Industrien verwendet und zum Verkauf hergestellt werden. 
Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf Chinarinde und Chininsalze.

Anlage VII.
Deutschland verzichtet im eigenen Namen und im Namen seiner Angehörigen zugunsten der alliierten und 

assoziierten Hauptmächte auf alle Rechte, Ansprüche oder Vorrechte jeder Art, die es auf nachstehend aufge-
führte Kabel oder Teile von Kabeln besitzt: 

Emden-Vigo: Von der Straße von Calais bis auf die Höhe von Vigo;
Emden-Brest: Von der Höhe von Cherbourg bis Brest;
Emden-Teneriffa: Von der Höhe von Dünkirchen bis bis auf die Höhe von Teneriffa.
Emden-Azoren (1): Von der Straße von Calais bis Fayal;
Emden-Azoren (2): Von der Straße von Calais bis Fayal;
Azoren-New York (1): Von Fayal bis New York;
Azoren-New York (2): Von Fayal bis zur geographischen Länge von Halifax;
Teneriffa-Monrovia: Von der Höhe von Teneriffa bis auf die Höhe von Monrovia;
Monrovia-Lome: 
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Von dem Punkt,
{

Breite: 2° 30‘ N,

bestimmt durch Länge: 7° 40‘ W von Greenwich:

bis zu dem* Punkt,
{

Breite: 2° 20‘ N,

bestimmt durch Länge: 5° 30‘ W von Greenwich;

und von dem Punkt,
{

Breite: 3° 48‘ N,

bestimmt durch Länge: 0° 00‘:

bis Lome;

Lome-Duala: Von Lome bis Duala;
Monrovia-Pernambuco: Von der Höhe von Monrovia bis auf die Höhe von Pernambuco;
Konstantinopel-Konstanza: Von Konstantinopel bis Konstanza;
Yap-Schanghai, Yap-Guam und Yap-Menado (Celebes-Ineln): Von der Insel Yap bis Schanghai, von der Insel 

Yap nach der Insel Guam und von der Insel Yap bis Menado.
Der Wert der vorstehend erwähnten Kabel oder Kabelteile wird, soweit sie Privateigentum sind, auf Grund 

der ursprünglichen Anlagekosten mit einer angemessenen Abschreibung für Abnutzung berechnet und 
Deutschland auf die Wiedergutmachungsschuld gutgeschrieben.

Abschnitt II. Besondere Bestimmungen.
Art. 245 Binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags hat die deutsche Regierung der 
französischen Regierung gemäß einem von dieser ihr zuzustellen Verzeichnis die Trophäen, Archive, geschicht-
lichen Erinnerungen und Kunstwerke zurückzugeben, die von den deutschen Behörden im Laufe des Krieges 
1870/71 und des letzten Krieges aus Franreich weggeführt sind, insbesondere die im Kriege 1870/7erbeuteten 
Fahnen und alle politischen Schriftstücke, die am 10. Oktober 1870 von den deutschen Behörden auf Schloß 
Cerçay bei Brunoy (Seine-et-Oise) weggenommen sind, das damals dem früheren Staatsminister Herrn Rouher 
gehörte.
Art. 246 Binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags hat Deutschland Seiner Majestät 
dem König des Hedschas den Originalkoran zurückzugeben, der dem Kalifen Osman gehört hat und von den 
türkischen Behörden aus Medina entfernt worden ist, um dem vormaligen Kaiser Wilhelm II. als Geschenk 
überreicht zu werden.

Binnen der gleichen Frist ist der Schädel des Sultans Makaua, der aus dem deutschen Schutzgebiet Ostafrika 
entfernt und nach Deutschland gebracht worden ist, von Deutschland der Regierung Seiner Britischen Majestät 
zu übergeben.

Ort und Bedingungen der Rückgabe werden von den Regierungen bestimmt, an die dieses Gegenstände 
zurückzuerstatten sind.
Art. 247 Deutschland verpflichtet sich, an die Hochschule zu Löwen binnen drei Monaten nach Empfang der 
ihm durch Vermittlung des Wiedergutmachungsausschusses zugehenden Aufforderung Handschriften, Wie-
gendrucke, gedruckte Bücher, Karten und Sammlungsgegenstände zu liefern, die der Zahl und dem Werte nach 
den Gegenständen entsprechen, die bei dem von Deutschland verursachten Brande der Bücherei von Löwen 
vernichtet worden sind. Alle Einzelheiten dieser Erstattung werden von dem Wiedergutmachungsausschuß 
bestimmt.

Deutschland verpflichtet sich, durch die Vermittlung des Wiedergutmachungsausschusses binnen sechs Mo-
naten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags an Belgien, um ihm die Wiederherstellung zweier großer 
Kunstwerke zu ermöglichen, abzuliefern:

1. die Flügel des Triptychons der Brüder van Eyck „Die Anbetung des Lammes“ („Agneau mystique“), früher 
in der Kirche Sankt Bavo in Gent, jetzt im Berliner Museum;

2. die Flügel des Triptychons von Dierk Bouts, „Das Abendmahl“, früher in der Kirche Sankt Peter in Löwen, 
von denen sich jetzt zwei im Berliner Museum und zwei in der Alten Pinakothek in München befinden.

Teil IX. Finanzielle Bestimmungen.
Art. 248 Unter Vorbehalt der von dem Wiedergutmachungsausschuß etwa bewilligten Ausnahmen haften der 
gesamte Besitz und alle Einnahmequellen des Deutschen Reiches und der deutschen Staaten an erster Stelle für 
die Bezahlung der Kosten der Wiedergutmachung und aller anderen Lasten, die sich aus dem gegenwärtigen 
Vertrag oder aus allen ihn ergänzenden Verträgen und Übereinkommen oder aus den zwischen Deutschland 
und den alliierten und assoziierten Mächten während des Waffenstillstands und seinen Verlängerungen ge-
schlossenen Abmachungen ergeben.
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Bis zum 1. Mai 1921 darf die deutsche Regierung ohne vorherige Zustimmung der durch den Wiedergutma-
chungsausschuß vertretenen alliierten und assoziierten Mächte weder Gold ausführen oder darüber verfügen 
noch seine Ausfuhr oder die Verfügung darüber zu gestatten.
Art. 249 Deutschland trägt die gesamten Unterhaltskosten der alliierten und assoziierten Heere in den besetz-
ten deutschen Gebieten von der Unterzeichnung des Waffenstillstandsvertrags vom 11. November 1918 an. 
Darunter fallen: die Ausgaben für die Ernährung der Personen und Tiere, für Einquartierung und Unterbrin-
gung, für Sold und andere Bedürfnisse, für Gehälter und Löhne, für Nachtlager, Heizung, Beleuchtung, Beklei-
dung, Ausrüstung, Geschirr [engl. Text: „und Sattelzeug“], Bewaffnung und rollendes Material, für Flugwesen, 
Kranken- und Verwundetenbehandlung, Veterinär- und Remontewesen, das gesamte Beförderungswesen (wie 
Eisenbahn, See- und Flußschiffahrt und Lastkraftfahrzeuge), Verkehrs- und Nachrichtenwesen, überhaupt die 
Verwaltungs- und technischen Dienstzweige, die für die Ausbildung der Truppen, die Erhaltung ihrer Bestände 
und ihrer militärischen Leistungsfähigkeit erforderlich sind.

Die deutsche Regierung hat den alliierten und assoziierten Regierungen alle Ausgaben der obenbezeichneten 
Art, soweit sie auf Käufen oder Beitreibungen der alliierten und assoziierten Regierungen in den besetzten 
Gebieten beruhen, in Mark zum Tageskurs oder zu dem von Deutschland zugestandenem [engl. Text: „zum 
vereinbarten“] Kurse zu erstatten. Alle anderen oben aufgeführten Ausgaben sind in Mark Gold zu bezahlen.
Art. 250 Deutschland bestätigt die Übergabe des gesamten an die alliierten und assoziierten Mächte in Ausfüh-
rung des Waffenstillstandsvertrags vom 1.. November 1918 und aller späteren Waffenstillstandsabkommen aus-
gelieferten Materials und erkennt das Recht der alliierten und assoziierten Regierungen auf dieses Material an.

Der Wert des gemäß Artikel VII des Waffenstillstandsvertrags vom 11. November 1918 oder Artikel III des 
Waffenstillstandsvertrags vom 16. Januar 1919 ausgelieferten Materials kommt von der Wiedergutmachungs-
forderung der alliierten und assoziierten Regierungen in Abzug und wird Deutschland gutgeschrieben; der 
Wert wird durch Schätzung des im Artikel 233 Teil VIII (Wiedergutmachungen) des gegenwärtigen Vertrags 
vorgesehenen Wiedergutmachungsausschusses festgesetzt. Das gleiche gilt für alles sonstige in Ausführung des 
Waffenstillstandsvertrags vom 11. November 1918 und aller späteren Waffenstillstandsabkommen ausgeliefer-
ten Materials, bei dem mit Rücksicht auf seinen nichtmilitärischen Charakter nach Ansicht des Wiedergutma-
chungsausschusses der Wert der deutschen Regierung zu vergüten ist.

Nicht gutgeschrieben wird der deutschen Regierung das Gut der alliierten und assoziierten Regierungen 
oder ihrer Staatsangehörigen, das auf Grund der Waffenstillstandsverträge in Natur zurückgegeben oder aus-
geliefert worden ist.
Art. 251 Die vorzugsweise Befriedigung gemäß Artikel 248 findet unter dem im letzten Absatz des gegenwärti-
gen Artikels erwähnten Vorbehalt in folgender Reihenfolge statt:

a) die in Artikel 249 näher aufgeführten Kosten der Besetzungsarmeen während des Waffenstillstands und 
seinen Verlängerungen;

b) die in Artikel 249 näher aufgeführten Kosten aller Besetzungsarmeen nach Inkrafttreten des gegenwärti-
gen Vertrags;

c) der Betrag der Wiedergutmachungen, der sich aus dem gegenwärtigen Vertrag oder den ergänzenden 
Verträgen und Übereinkommen ergibt;

d) alle anderen Verpflichtungen Deutschlands aus den Waffenstillstandsabkommen, dem gegenwärtigen Ver-
trag oder den ergänzenden Verträgen und Übereinkommen.

Die Kosten der Versorgung Deutschlands mit Lebensmitteln und Rohstoffen und alle von Deutschland zu 
leistenden Zahlungen, soweit sie von den alliierten und assoziierten Regierungen für notwendig erachtet wer-
den, um Deutschland die Erfüllung seiner Wiedergutmachungspflicht zu ermöglichen, haben Vorrang in dem 
Maße und unter den Bedingungen, die von den alliierten und assoziierten Regierungen festgesetzt worden sind 
oder noch werden.
Art. 252 Das Verfügungsrecht jeder einzelnen der alliierten und assoziierten Mächte über die feindlichen Gut-
haben und das feindliche Eigentum, die sich bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags im Bereich ihrer 
Gerichtsbarkeit befinden, wird durch die vorstehenden Bedingungen nicht berührt.
Art. 253 Ordnungsmäßig zugunsten der alliierten und assoziierten Mächte oder ihrer Staatsangehörigen von 
dem Deutschen Reiche oder den deutschen Staaten oder von deutschen Reichsangehörigen an ihrem Gut oder 
ihren Einnahmen bestellte Pfänder oder Hypotheken werden von diesen Bestimmungen in keiner Weise be-
rührt, falls die Bestellung dieser Pfänder oder Hypotheken vor Eintritt des Kriegszustands zwischen der deut-
schen Regierung und der beteiligten Regierung erfolgt ist.
Art. 254 Die Mächte, denen deutsche Gebietsteile abgetreten werden, übernehmen vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Artikel 255 die Verpflichtung zur Zahlung:

1. eines Teiles der Schuld des Deutschen Reiches nach ihrem Stande vom 1. August 1914. Der Wiedergutma-
chungsausschuß bezeichnet eine bestimmte Gattung von Einkünften, die nach seinem Urteil des rechte Bild von 
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der Zahlungsfähigkeit der abgetretenen Gebiete ergeben. Der zu übernehmende Anteil wird alsdann nach dem 
Durchschnitt der drei Rechnungsjahre 1911, 1912 und 1913 auf Grund des Verhältnisses berechnet, in dem 
diese Einkünfte in dem abgetrennten Gebietsteil zu den entsprechenden Einkünften des gesamten Deutschen 
Reichs stehen.

2. eines Teiles der am 1. August 1914 bestehenden Schuld des deutschen Staates, dem das abgetrennte Gebiet 
angehörte. Die Berechnung erfolgt nach dem gleichen Grundsatz wie oben.

Diese Anteile werden von dem Widergutmachungsausschuss festgesetzt.
Die Art der Erfüllung der so übernommenen Verpflichtung an Kapital und Zinsen wird von dem Wieder-

gutmachungsausschuß festgesetzt. Sie kann unter anderem die Form haben, daß die erwerbende Regierung  die 
Verpflichtungen Deutschlands aus den deutschen Schuldverschreibungen, die sich in Händen ihrer eigenen 
Staatsangehörigen befinden, übernimmt. Falls aber die angewandte Methode Zahlungen an die deutsche Re-
gierung selbst mit sich brächte, erfolgen dieses Zahlungen statt dessen an den Wiedergutmachungsausschuß in 
Anrechnung auf die deutsche Wiedergutmachungsschuld, solange auf diese noch irgendein Betrag rückständig 
ist.
Art. 255 1. Mit Rücksicht auf die Weigerung Deutschlands im Jahre 1871, einen Anteil der französischen Schuld 
zu übernehmen, wird Frankreich, soweit Elsaß-Lothringen in Betracht kommt, in Abweichung von den vorste-
henden Bestimmungen von jeder Zahlung gemäß Artikel 254 befreit.

2. Soweit Polen in Betracht kommt, wird derjenige Anteil der Schuld, dessen Ursprung der Wiedergutma-
chungsausschuß auf Maßnahmen der deutschen und preußischen Regierung zur deutschen Besiedlung Polens 
zurückführt, von der teilweisen Schuldübernahme im Sinne des Artikel 254 ausgenommen.

3. Soweit andere abgetrennte Gebietsteile als Elsaß-Lothringen in Betracht kommen, wird derjenige Anteil 
der Schuld des Deutschen Reiches oder der deutschen Staaten, dessen Betrag nach dem Urteil des Wiedergut-
machungsausschusses den Aufwendungen des Deutschen Reiches oder der deutschen Staaten für das im Arti-
kel 256 erwähnte Gut und Eigentum entspricht, von der teilweisen Schuldenübernahme im Sinne des Artikel 
254 ausgenommen.
Art. 256 Die Mächte, in deren Besitz deutsches Gebiet übergeht, erwerben gleichzeitig alles Gut und Eigentum 
des Deutschen Reichs oder der deutschen Staaten, das in diesen Gebieten gelegen ist. Der Wert dieser Erwer-
bungen wird von dem Wiedergutmachungsausschuß festgestellt und von dem erwerbenden Staate an diesen 
bezahlt, um der deutschen Regierung auf die Wiedergutmachungsschuld gutgeschrieben zu werden.

Im Sinne dieses Artikels gilt das gesamte Eigentum der Krone, des Deutschen Reichs und der deutschen 
Staaten sowie das Privateigentum des vormaligen deutschen Kaisers und der anderen königlichen Personen als 
zum Gut und Eigentum des Deutschen Reichs und der deutschen Staaten gehörig.

In Anbetracht der Bedingungen, unter denen im Jahre 1871 Elsaß-Lothringen an Deutschland abgetreten 
worden ist, wird Frankreich mit Bezug auf Elsaß-Lothringen von jeder im gegenwärtigen Artikel vorgesehenen 
Zahlung oder Gutschrift zugunsten Deutschlands für den Wert des in Elsaß-Lothringen belegenen und dem 
Reich oder den deutschen Staaten gehörigen Guts und Eigentums befreit.

Ebenso wird Belgien von jeder Zahlung oder Gutschrift zugunsten Deutschlands für den Wert des dem Rei-
che oder der deutschen Staaten gehörigen und in den auf Grund des gegenwärtigen Vertrags an Belgien fallen-
den Gebietsteilen belegenen Guts und Eigentums befreit.
Art. 257 Was die bisher deutschen Gebiete einschließlich ihrer Kolonien, Protektorate und zugehörigen Gebiete 
anbelangt, die gemäß Artikel 22 Teil I (Völkerbundssatzung) des gegenwärtigen Vertrags unter die Verwaltung 
eines Mandatars treten, so übernimmt weder das Gebiet noch die Mandatarmacht einen Teil des Schulden-
dienstes des Reichs oder der deutschen Staaten.

Alles dem Reiche oder den deutschen Staaten gehörige und in solchen Gebieten belegene Gut und Eigentum 
geht zugleich mit den Gebieten auf die Mandatarmacht als solche über, und es ist aus Anlaß dieses Überganges 
keinerlei Zahlung oder Gutschrift zugunsten jener Regierungen zu bewirken.

Im Sinne dieses Artikels gilt das gesamte Eigentum der Krone, des Deutschen Reichs und der deutschen 
Staaten sowie das Privateigentum des vormaligen deutschen Kaisers und der anderen königlichen Personen als 
zum Gut und Eigentum des Deutschen Reichs und der deutschen Staaten gehörig.
Art. 258 Deutschland verzichtet auf jede Vertretung oder Beteiligung bei der Verwaltung und Beaufsichtigung 
von Ausschüssen, staatlichen Stellen und Staatsbanken und jede Vertretung oder Beteiligung bei sonstigen fi-
nanziellen und wirtschaftlichen Aufsichts- oder Verwaltungsorganisationen internationaler Art in irgendeinem 
der alliierten und assoziierten Staaten, in Österreich, in Ungarn, in Bulgarien oder der Türkei oder in den 
Besitzungen und zugehörigen Gebieten der genannten Staaten sowie im ehemaligen russischen Reich, die ihm 
oder seinen Angehörigen durch Verträge, Übereinkommen oder Abmachungen irgendwelcher Art bislang zu-
gesichert war.
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Art. 259 1. Deutschland verpflichtet sich, binnen einem Monat nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags 
den von den alliierten und assoziierten Hauptmächten bezeichneten Behörden die Summe auszuantworten, die 
bei der Reichsbank auf den Namen des Verwaltungsrats der türkischen Staatsschuldenverwaltung als Unterlage 
für die erste Papiergeldausgabe der türkischen Regierung in Gold hinterlegt werden sollte.

2. Deutschland erkennt seine Verpflichtung an, zwölf Jahre hindurch jährlich die Goldzahlungen zu bewir-
ken, auf welche die von ihm zu verschiedenen Zeitpunkten auf den Namen des Verwaltungsrats der türkischen 
Staatsschuldenverwaltung als Unterlage der zweiten und der folgenden Papiergeldausgaben der türkischen Re-
gierung hinterlegten deutschen Schatzanweisungen lauten.

3. Deutschland verpflichtet sich, binnen einem Monat nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags den 
von den alliierten und assoziierten Hauptmächten hierfür bezeichneten Behörden das bei der Reichsbank oder 
an anderer Stelle hinterlegte Golddepot auszuantworten, das den rückständigen Teil des am 5. Mai 1915 vom 
Verwaltungsrat der türkischen Staatsschuldenverwaltung der Kaiserlich osmanischen Regierung zugesagten 
Goldvorschusses darstellt.

4. Deutschland verpflichtet sich, den alliierten und assoziierten Hauptmächten seine etwaigen Rechte an der 
Summe Gold und Silber zu übertragen, die es dem türkischen Finanzministerium im November 1918 als An-
schaffung für die im Mai 1919 fällige Zahlung für den Dienst der inneren türkischen Anleihe überwiesen hat.

5. Deutschland verpflichtet sich, binnen einem Monat nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags den 
alliierten und assoziierten Hauptmächten alle Goldsummen auszuantworten, die Deutschland oder seine An-
gehörigen aus Anlaß der von ihnen der österreichisch-ungarischen Regierung gewährten Vorschüsse als Pfand 
oder sonstige Sicherheit überwiesen wurden.

6. Deutschland bestätigt seinen im Artikel XV des Waffenstillstandsvertrag vom 11. November 1918 ausge-
sprochenen Verzicht auf alle Vorteile aus den Bestimmungen der Verträge von Bukarest und Brest-Litowsk und 
ihrer Zusatz-Verträge. Die Bestimmung des Artikel 292 Teil X (Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwär-
tigen Vertrags bleibt unberührt.

Es verpflichtet sich, alles, was es an Zahlungsmitteln, Bargeld, Werten, begebbaren Handelspapieren oder Er-
zeugnissen auf Grund der vorgenannten Verträge erhalten hat, je nachdem auf Rumänien oder auf die alliierten 
und assoziierten Hauptmächte zu übertragen.

7. Die Art und Weise der Verwendung der auf Grund der Bestimmungen dieses Artikels zu liefernden, zu 
zahlenden oder zu übertragenen Barbeträge, Zahlungsmittel, Werte und Erzeugnisse aller Art wird von den 
alliierten und assoziierten Hauptmächten später bestimmt.
Art. 260 Unbeschadet des auf Grund des gegenwärtigen Vertrags von Deutschland ausgesprochenen Verzichts 
auf eigene Rechte oder Rechte seiner Angehörigen kann der Wiedergutmachungsausschuß binnen einem Jah-
re nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags fordern, daß Deutschland alle Rechte oder Beteiligungen 
deutscher Reichsangehöriger an allen öffentlichen Unternehmungen oder Konzessionen in Rußland, China, 
Österreich, Ungarn, Bulgarien, der Türkei, den Besitzungen und zugehörigen Gebieten dieser Staaten oder in 
Gebieten, die früher Deutschland oder seinen Verbündeten gehört haben und auf Grund des gegenwärtigen 
Vertrags abgetrennt werden müssen oder unter Verwaltung eines Mandatars treten, erwirbt; andererseits hat 
die deutsche Regierung binnen sechs Monaten nach Geltendmachung dieser Forderung die Gesamtheit dieser 
Rechte und Beteiligungen sowie alle Rechte und Beteiligungen, die Deutschland etwa selbst besitzt, dem Wie-
dergutmachungsausschuß zu übertragen.

Deutschland übernimmt die Verpflichtung seine auf diese Weise enteigneten Angehörigen zu entschädigen. 
Der Wiedergutmachungsausschuß setzt den Wert der übertragenen Rechte und Beteiligungen fest und schreibt 
Deutschland die entsprechenden Summen auf die Wiedergutmachungsschuld gut. Die deutsche Regierung hat 
dem Widergutmachungsausschuss binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags eine 
Liste alle in Betracht kommenden Rechte und Beteiligungen zu übermitteln, einerlei, ob die Rechte und Be-
teiligungen bereits erworben oder nur Anwartschaften oder noch nicht ausgeübt sind, und hat zugunsten der 
alliierten und assoziierten Mächte sowohl in seinem eigenen Namen wie in dem seiner Angehörigen auf alle 
obigen Rechte und Beteiligungen, die in der vorgenannten List etwa nicht verzeichnet sind, zu verzichten.
Art. 261 Deutschland verpflichtet sich, auf die alliierten und assoziierten Mächte seine gesamten Forderungen 
an Österreich-Ungarn, Bulgarien und die Türkei zu übertragen, insbesondere diejenigen, die sich aus der Erfül-
lung von Verpflichtungen ergeben oder ergeben werden, die es diesen Mächten gegenüber während des Krieges 
übernommen hat.
Art. 262 Jede Barzahlungsverpflichtung Deutschlands aus dem gegenwärtigen Vertrage, die in Mark Gold aus-
gedrückt ist, ist nach Wahl der Gläubiger zu erfüllen in Pfund Sterling zahlbar in London, in Golddollars der 
Vereinigten Staaten zahlbar New-York, in Goldfranken zahlbar Paris und in Goldlire zahlbar in Rom.

Bei Ausführung des gegenwärtigen Artikels bestimmt sich Gewicht und Feingehalt für die oben genannten 
Münzen jeweils nach dem am 1. Januar 1914 in Geltung gewesenen gesetzlichen Vorschriften.
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Art. 263 Deutschland gewährleistet der brasilianischen Regierung die Rückzahlung aller bei dem Bankhause 
Bleichröder in Berlin hinterlegten Summen, die aus dem Verkauf von Kaffee des Staates Sao Paulo in den Häfen 
von Hamburg, Bremen, Antwerpen und Triest herrühren; die Summe ist zu dem vereinbarten Satze oder den 
vereinbarten Sätzen zu verzinsen. Da sich Deutschland der rechtzeitigen Überweisung der genannten Summen 
an den Staat Sao Paulo widersetzt hat, gewährleistet es ebenfalls, daß die Zahlung zum Marktkurse des Hinter-
legungstags erfolgt.

Teil X. Wirtschaftliche Bestimmungen.

Abschnitt I. Handelsbeziehungen.

Kapitel I. Zollregelung, Zollabgaben und Zollbeschränkungen.
Art. 264 Deutschland verpflichtet sich, die Waren, Roh- oder Fertigerzeugnisse irgendeines der alliierten oder 
assoziierten Staaten bei der Einfuhr in das deutsche Gebiet ohne Rücksicht auf den Abgangsort keinen anderen 
oder höheren Gebühren oder Abgaben, einschließlich der inneren Steuern, zu unterwerfen als denen, welchen 
die gleichen Waren, Roh- oder Fertigerzeugnisse irgendeines anderen der genannten Staaten oder irgendeines 
anderen fremden Landes unterworfen sind.

Deutschland darf gegen die Einfuhr von Waren, Roh- oder Fertigerzeugnissen der Gebiete irgendeines der 
alliierten oder assoziierten Staaten bei der Einfuhr in das deutsche Gebiet, ohne Rücksicht auf den Abgangsort, 
keinerlei Verbote oder Beschränkungen beibehalten oder erlassen, die sich nicht in gleicher Weise auf die Ein-
fuhr der gleichen Waren, Roh- oder Fertigerzeugnisse irgendeines anderen der genannten Staaten oder irgend-
eines anderen fremden Landes erstrecken.
Art. 265 Deutschland verpflichtet sich ferner, in seinen Grundsätzen für die Regelung der Einfuhr keine un-
terschiedliche Behandlung zum Nachteil des Handels irgendeines der alliierten oder assoziierten Staaten ge-
genüber irgendeinem anderen der genannten Staaten oder irgendeinem anderen fremden Lande eintreten zu 
lassen, auch nicht mittelbar etwa durch seine Zollverwaltungs- oder Zollabfertigungsvorschriften, seine Un-
tersuchungs- oder Analysemethoden, seine Zahlungsvorschriften für die Gebühren, seine Tarifierungs- oder 
Tarifauslegungsgrundsätze oder durch Monopole.
Art. 266 Was die Ausfuhr betrifft, so verpflichtete sich Deutschland, Waren, Roh- oder Fertigerzeugnisse bei 
der Ausfuhr aus dem deutschen Gebiet nach den Gebieten irgendeines der alliierten oder assoziierten Staaten 
keinen anderen oder höheren Gebühren oder Abgaben, einschließlich der inneren Steuern, zu unterwerfen, als 
denen, die für die gleichen Waren bei der Ausfuhr nach irgendeinem anderen der genannten Staaten oder nach 
irgendeinem fremden Lande entrichtet werden.

Deutschland darf gegen die Ausfuhr irgendwelcher waren aus dem deutschen Gebiete nach irgendeinem der 
alliierten oder assoziierten Staaten keinerlei Verbote oder Beschränkungen beibehalten oder erlassen, die sich 
nicht in gleicher Weise auf die Ausfuhr der gleichen Waren, Roh- oder Fertigerzeugnisse nach irgendeinem 
anderen der genannten Staaten oder nach irgendeinem anderen fremden Lande erstrecken.
Art. 267 Alle Vergünstigungen, Befreiungen oder Vorzugsrechte in bezug auf die Einfuhr, Ausfuhr oder Durch-
fuhr von Waren, die von Deutschland irgendeinem der alliierten oder assoziierten Staaten oder irgendeinem 
anderen fremden Lande eingeräumt werden, treten gleichzeitig und bedingungslos ohne besonderen Antrag 
und ohne Gegenleistung für sämtliche alliierten oder assoziierten Staaten in Geltung.
Art. 268 Die Bestimmungen der Artikel 264 bis 267 dieses Kapitels und des Artikel 323 Teil XII (Häfen, Was-
serstraßen und Eisenbahnen) des gegenwärtigen Vertrags erleiden folgende Ausnahmen:

a) Während eines Zeitraums von fünf Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags genießen die 
Roh- oder Fertigerzeugnisse, die aus den mit Frankreich wieder vereinigten elsässischen und lothringischen 
Gebieten stammen und herkommen, bei ihrem Eingang in das deutsche Zollgebiet vollständige Zollfreiheit

Die französische Regierung wird alljährlich durch einen der deutschen Regierung mitzuteilenden Beschluß 
die Art und Menge der Erzeugnisse festsetzen, denen diese Befreiung zustatten kommt.

Die Mengen jedes Erzeugnisses, die so jährlich nach Deutschland gesandt werden können, dürfen den Jah-
resdurchschnitt der im Laufe der Jahre 1911 bis 1913 versandten Mengen nicht überschreiten.
Außerdem verpflichtet sich die deutsche Regierung, während des oben angegebenen Zeitraums aus Deutschland 
Garne, Gewebe und andere Spinnstoffe oder Gespinstwaren aller Art und in jedem Zustand, die aus Deutsch-
land in die elsässischen oder lothringischen Gebiete gehen, um dort irgend einem Veredelungsverfahren, wie 
Bleichen, Färben, Bedrucken, Merzerisieren, Gazieren, Zwirnen oder Zurichten unterworfen zu werden, frei 
aus Deutschland ausgehen und frei von allen Zöllen und anderen Angaben, einschließlich der inneren Steuern, 
nach Deutschland wiedereingehen zu lassen.
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b) Während eines Zeitraums von drei Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags genießen die 
Roh- oder Fertigerzeugnisse, die aus den vor dem Kriege zu Deutschland gehörigen polnischen Gebieten stam-
men oder herkommen, bei ihrem Eingang in das deutsche Zollgebiet vollständige Zollfreiheit.

Die polnische Regierung wird alljährlich durch einen der deutschen Regierung mitzuteilenden Beschluß die 
Art und Menge der Erzeugnisse festsetzen, denen diese Befreiung zustatten kommt.

Die Mengen jedes Erzeugnisses, die so jährlich nach Deutschland gesandt werden können, dürfen den Jah-
resdurchschnitt der im Laufe der Jahre 1911 bis 1913 versandten Mengen nicht überschreiten.

c) Die alliierten und assoziierten behalten sich das Recht vor, Deutschland die Verpflichtung aufzuerlegen, 
für einen Zeitraum von fünf Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags die Roh- oder Fertigerzeug-
nisse, die aus dem Großherzogtum Luxemburg stammen und herkommen, bei ihrem Eingang in das deutsche 
Zollgebiet vollständig zollfrei einzulassen.

Die Art und Menge der Erzeugnisse, denen diese Behandlung zustatten kommen soll, werden alljährlich der 
deutschen Regierung mitgeteilt.

Die Mengen jedes Erzeugnisses, die so jährlich nach Deutschland gesandt werden können, dürfen den Jah-
resdurchschnitt der im Laufe der Jahre 1911 bis 1913 versandten Mengen nicht überschreiten.
Art. 269 Währen einer Frist von sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags dürfen die von 
Deutschland auf die Einfuhr der alliierten und assoziierten Mächte gelegten Abgaben nicht höher sein, als die 
vorteilhaftesten Sätze, die für die Einfuhr nach Deutschland am 31. Juli 1914 in Anwendung waren.

Diese Bestimmung bleibt während eines weiteren Zeitraums von dreißig Monaten nach Ablauf der ersten 
sechs Monate weiter in Anwendung, jedoch ausschließlich für die im ersten Abschnitt, Unterabschnitt A, des 
deutschen Zolltarifs vom 25. Dezember 1902 aufgeführten Erzeugnisse, deren Zollsätze am 31. Juli 1914 auf 
Grund von Verträgen mit den alliierten oder assoziierten Mächten vertraglich festgelegt waren, ferner für alle 
Arten Wein und Pflanzenöle, für Kunstseide und gewaschene oder entfettete Wolle, gleichviel, ob diese vor dem 
31. Juli 1914 Gegenstand besonderer Übereinkommen gewesen sind oder nicht.
Art. 270 Die alliierten und assoziierten Mächte behalten sich vor, für das deutsche, von ihren Truppen besetzte 
Gebiet eine eigene Zollordnung sowohl für die Einfuhr wie für die Ausfuhr in Geltung zu setzen, sofern ihnen 
eine solche Maßnahme erforderlich erscheint, um die wirtschaftlichen Interessen der Bevölkerung dieser Ge-
biete zu wahren.

Kapitel II. Schiffahrt.
Art. 271 In Bezug auf Fischerei, Küstenschiffahrt und Schleppschiffahrt zur See sollen die Schiffe und Boote 
der alliierten und assoziierten Mächte in den deutschen Hoheitsgewässern die Behandlung erfahren, die den 
Schiffen und Booten der meistbegünstigten Nation zugestanden wird.
Art. 272 Deutschland ist damit einverstanden, daß ohne Rücksicht auf alle gegenteiligen Bestimmungen in den 
Übereinkommen, betreffend die Fischerei und den Handel mit geistigen Getränken in der Nordsee, alle Un-
tersuchungs- und Polizeirechte soweit Fischereifahrzeuge der alliierten Mächte in Betracht kommen, lediglich 
durch Fahrzeuge dieser Mächte ausgeübt werden.
Art. 273 Alle Arten Zeugnisse oder Papiere, die sich auf Schiffe und Boote der alliierten und assoziierten Mäch-
te beziehen und die von Deutschland vor dem Kriege als gültig anerkannt waren oder in Zukunft durch die 
Hauptseestaaten als gültig anerkannt werden sollen, werden von Deutschland als gültig und gleichwertig mit 
den den deutschen Schiffen ausgefolgten entsprechenden Zeugnissen anerkannt.

Ebenso sind die Zeugnisse und Papiere, die von den neuen Staaten ihren Schiffen und Booten ausgefolgt wer-
den, gleichviel, ob die Staaten über Meeresküsten verfügen oder nicht, unter der Voraussetzung anzuerkennen, 
daß diese Zeugnisse und Papiere in Übereinstimmung mit den in den Hauptseestaaten allgemein geltenden 
Gebräuchen ausgestellt sind.

Die Hohen vertragschließenden Teile sind sich darüber einig, die Flagge der Schiffe jeder nicht über Mee-
resküsten verfügenden alliierten und assoziierten Macht anzuerkennen, wenn die Schiffe an einem einzigen 
bestimmten auf ihrem Gebiete gelegenen Orte eingetragen sind. Dieser Ort gilt als Registerhafen der Schiffe.

Kapitel III. Unlauterer Wettbewerb.
Art. 274 Deutschland verpflichtet sich, alle erforderlichen Gesetzgebungs- oder Verwaltungsmaßnahmen zu 
treffen, um die Roh- oder Fertigerzeugnisse einer jeden alliierten oder assoziierten Macht gegen jede Art von 
unlauteren Wettbewerb im Handelsverkehr zu schützen.

Deutschland verpflichtet sich, durch Beschlagnahme und durch alle anderen geeigneten Rechtsbehelfe die 
Ein- und Ausfuhr sowie für das Inland die Herstellung, den Umlauf, den Verkauf und das Feilbieten aller Er-
zeugnisse oder Waren zu unterdrücken und zu verhindern, die auf dem betreffenden Gegenstand selbst oder 
seiner unmittelbaren Aufmachung oder seiner äußeren Verpackung irgendwelche Marken, Namen, Aufschrif-
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ten oder Zeichen tragen, welche unmittelbar oder mittelbar falsche Angaben über Ursprung, Gattung, Art oder 
charakteristische Eigenschaften dieser Erzeugnisse oder Waren darstellen.
Art. 275 Deutschland verpflichtet sich unter der Bedingung der Gegenseitigkeit auf diesem Gebiet, die in ei-
nem alliierten oder assoziierten Lande geltenden und durch die zuständigen Behörden Deutschland gehörig 
bekanntgegebenen Gesetze und in Übereinstimmung mit diesen Gesetzen ergangenen Verwaltungs- oder Ge-
richtsentscheidungen zu beobachten, wodurch das Recht auf eine Legebezeichnung für die in dem betreffenden 
Lande erzeugten Weine oder geistigen Getränke bestimmt oder geregelt wird oder wodurch die Bedingungen 
bestimmt oder geregelt werden, an welche die Erlaubnis zum Gebrauch einer Lagebezeichnung geknüpft ist. Die 
Ein- und Ausfuhr, die Herstellung, der Umlauf, der Verkauf oder das Feilbieten von Erzeugnissen oder Waren, 
die den obengenannten Gesetzen oder Entscheidungen zuwiderlaufende Lagebezeichnungen tragen, sind von 
Deutschland zu untersagen und durch die im vorigen Artikel vorgeschriebenen Maßnahmen zu unterdrücken.

Kapitel IV. Behandlung der Staatsangehörigen der alliierten und assoziierten 
Mächte.

Art. 276 Deutschland verpflichtet sich:
a) die Staatsangehörigen der alliierten und assoziierten Mächte hinsichtlich der Ausübung von Handwerk, 

Beruf, Handel und Gewerbe keine Ausschlußmaßnahmen zu unterwerfen, die nicht in gleicher Weise und 
ausnahmslos für alle Ausländer gilt;

b) die Staatsangehörigen der alliierten und assoziierten Mächte keinen Vorschriften oder Beschränkungen 
hinsichtlich der in Absatz a) bezeichneten Rechte zu unterwerfen, soweit sie unmittelbar oder mittelbar den 
Bestimmungen des genannten Absatzes widersprechen oder soweit sie von anderer Art oder ungünstiger sind 
als diejenigen, die für die der meistbegünstigten Nation angehörenden Ausländer gelten;

c) die Staatsangehörigen der alliierten und assoziierten Mächte, deren Güter, Rechte oder Interessen, ein-
schließlich der Gesellschaften oder Vereinigungen, an denen sie beteiligt sind, keinen anderen oder höheren di-
rekten oder indirekten Gebühren zu unterwerfen, als sie den eigenen Angehörigen oder deren Gütern, Rechten 
oder Interessen auferlegt sind oder etwa auferlegt werden;

d) den Staatsangehörigen irgendeiner der alliierten und assoziierten Mächte keinerlei Beschränkungen auf-
zuerlegen, die nicht am 1. Januar 1914 auf die Staatsangehörigen dieser Mächte anwendbar war, sofern nicht 
seinen eigenen Angehörigen dieselbe Beschränkung gleichfalls auferlegt wird.
Art. 277 Die Staatsangehörigen der alliierten und assoziierten Mächte sollen auf deutschem Gebiete für ihre 
Person, Güter, Rechte und Interessen ständigen Schutz genießen und freien Zutritt zu den Gerichten haben.
Art. 278 Deutschland verpflichtet sich, die neue Staatsangehörigkeit, die von seinen Angehörigen gemäß den 
Gesetzen der alliierten und assoziierten Mächte und gemäß den Entscheidungen der zuständigen Behörden 
dieser Mächte, sei es auf dem Wege der Einbürgerung, sei es auf Grund einer Vertragsbestimmung etwa er-
worben ist oder erworben wird, anzuerkennen und auf Grund der neuerworbenen Staatsangehörigkeit dieses 
Reichsangehörigen in jeder Richtung von jeder Pflicht gegenüber ihrem Heimatstaate zu entbinden.
Art. 279 Die alliierten und assoziierten Mächte dürfen in den Städten und Häfen Deutschlands Generalkonsuln, 
Konsuln, Vizekonsuln und Konsularagenten ernennen. Deutschland verpflichtet sich, die Ernennung dieser 
Generalkonsuln, Konsuln, Vizekonsuln und Konsularagenten, deren Namen ihm bekanntgegeben werden, gut-
zuheißen und sie zur Ausübung ihrer Tätigkeit nach Maßgabe der üblichen Regeln und Gebräuche zuzulassen.

Kapitel V. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 280 Die Deutschland vorstehend durch Kapitel I und durch die Artikel 271 und 272 des Kapitels II auf-
erlegten Verpflichtungen erlöschen fünf Jahre nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags, sofern sich nicht 
aus dem Wortlaut das Gegenteil ergibt oder sofern nicht der Rat des Völkerbunds spätestens zwölf Monate vor 
Ablauf dieser Frist entscheidet, daß die Verpflichtungen mit oder ohne Abänderung für einen weiteren Zeit-
raum aufrechterhalten bleiben.

Der Artikel 276 des Kapitels IV bleibt, mit oder ohne Abänderung, nach Ablauf dieser fünf Jahre in Kraft, 
wenn dies die Mehrheit des Rates des Völkerbunds beschließt; der Beschluß setzt zugleich die Dauer der Ver-
längerung fest, die indes fünf Jahre nicht überschreiten darf.
Art. 281 Treibt die deutsche Regierung internationalen Handel, so soll sie in dieser Hinsicht keinerlei Rechte, 
Vorrechte und Freiheiten der Souveränität haben, auch nicht so angesehen werden, als ob sie solche hätte.

Abschnitt II. Staatsverträge.
Art. 282 Vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ab und unter Vorbehalt der darin enthaltenen Bestim-
mungen gelten lediglich die nachstehend und in den folgenden Artikeln aufgezählten Kollektivverträge, -über-
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einkommen und -abmachungen wirtschaftlicher oder technischer Art zwischen Deutschland und denjenigen 
alliierten und assoziierten Mächten, die daran als Vertragsschließende beteiligt sind:

1. Übereinkommen vom 14. März 1884, vom 1. Dezember 1886 und vom 23. März 1887, sowie Schlußproto-
koll vom 7. Juli 1887 zum Schutz der unterseeischen Telegraphenkabel;

2. Übereinkommen vom 11. Oktober 1909, betreffend den internationalen Verkehr mit Kraftfahrzeugen;
3. Abmachung vom 15. Mai 1886, betreffend die Plombierung der der Zollbesichtigung unterliegenden Wag-

gons, und Protokoll vom 18. Mai 1907;
4. Abmachung vom 15. Mai 1886, betreffend die technische Einheit im Eisenbahnwesen;
5. Übereinkommen vom 5. Juli 1890, betreffend die Veröffentlichung der Zolltarife und die Organisation 

einer internationalen Vereinigung zur Veröffentlichung der Zolltarife;
6. Übereinkommen vom 31. Dezember 1913, betreffend die Vereinheitlichung der Handelsstatistiken;
7. Übereinkommen vom 25. April 1907, betreffend die Erhöhung der türkischen Zolltarife;
8. Übereinkommen vom 14. März 1857, betreffend die Ablösung des Zolles im Sund und in den Belten;
9. Übereinkommen vom 22. Juni 1861, betreffend die Ablösung des Elbzolls;
10. Übereinkommen vom 16. Juli 1863, betreffend die Ablösung des Scheldezolls;
11. Übereinkommen vom 29. Oktober 1888, betreffend Festsetzung einer endgültigen Regelung zur Siche-

rung der freien Benutzung des Suezkanals;
12. Übereinkommen vom 23. September 1910, betreffend Vereinheitlichung gewisser Regeln über den Zu-

sammenstoß von Schiffen, die Hilfeleistung und Bergung in Seenot;
13. Übereinkommen vom 21. Dezember 1904, betreffend Befreiung der Lazarettschiffe von Hafenabgaben 

und -taxen;
14. Übereinkommen vom 4. Februar 1898, betreffend die Eichung der Binnenschiffe;
15. Übereinkommen vom 26. September 1906 über das Verbot der Nachtarbeit von Frauen;
16. Übereinkommen vom 26. September 1906 über das Verbot der Verwendung von weißem Phosphor bei 

der Zündholzfabrikation;
17. Übereinkommen vom 18. Mai 1904 und vom 4. Mai 1910 zur Bekämpfung des Mädchenhandels;
18. Übereinkommen vom 4. Mai 1910 zur Bekämpfung der Verbreitung unzüchtiger Veröffentlichungen;
19. Sanitätsübereinkommen vom 30. Januar 1892, 15. April 1893, 3. April 1894, 19. März 1897 und 3. De-

zember 1903;
20. Übereinkommen vom 20. Mai 1875, betreffend die Einigung und Vervollkommnung des metrischen 

Systems;
21. Übereinkommen vom 29. November 1906, betreffend die Vereinheitlichung pharmazeutischer Formeln 

für starkwirkende Medikamente;
22. Übereinkommen vom 16. und 19. November 1885, betreffend die Herstellung einer Normalstimmgabel;
23. Übereinkommen vom 7. Juni 1905, betreffend die Schaffung eines internationalen Ackerbauinstituts in 

Rom;
24. Übereinkommen vom 3. November 1881 und vom 15. April 1889, betreffend Maßregeln gegen die Reb-

laus;
25. Übereinkommen vom 19. März 1902 zum Schutz für die der Landwirtschaft nützlichen Vögel;
26. Übereinkommen vom 12. Juni 1902 zur Regelung der Vormundschaft über Minderjährige.

Art. 283 
Vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ab lassen die Hohen vertragschließenden Teile unter der Bedin-
gung, daß Deutschland die besonderen in diesem Artikel enthaltenen Bestimmungen befolgt, die nachstehend 
aufgeführten Übereinkommen und Abreden, soweit sie davon betroffen werden, wieder gelten.
Postali sche  Übereinkommen
Übereinkommen und Abreden des Weltpostvereins, unterzeichnet in Wien am 4. Juli 1891;
Übereinkommen und Abreden des Weltpostvereins, unterzeichnet in Washington am 15. Juni 1897;
Übereinkommen und Abreden des Weltpostvereins, unterzeichnet in Rom am 26. Mai 1906.
Telegraphenübereinkommen
Internationale Telegraphenübereinkommen, unterzeichnet in St. Petersburg am 10./22. Juli 1875;
Ausführungsbestimmungen und Tarife der internationalen Telegraphenkonferenz in Lissabon vom 11. Juni 
1908.
Deutschland verpflichtet sich, seine Einwilligung zum Abschlusse von Sonderabreden mit neuen Staaten, wie 
sie durch die Übereinkommen und Abreden, betreffend den Weltpostverein und den internationalen Tele-
graphenverein, vorgesehen sind, nicht zu verweigern, soweit die neuen Staaten diesen Übereinkommen und 
Abreden beigetreten sind oder beitreten werden. 
Art. 284 Vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ab lassen die Hohen vertragschließenden Teile unter 
der Bedingung, daß Deutschland die ihm von seiten der alliierten und assoziierten Mächte mitzuteilenden 
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vorläufigen Bestimmungen befolgt, das internationale funktelegraphische Übereinkommen vom 5. Juli 1912, 
soweit sie davon betroffen werden, wieder gelten.

Wird binnen fünf Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags an Stelle des Übereinkommens vom 
5. Juli 1912 ein neues Übereinkommen zur Regelung der internationalen funktelegraphischen Beziehungen 
geschlossen, so ist dieses Übereinkommen für Deutschland bindend, selbst wenn Deutschland sich geweigert 
haben sollte, bei dessen Ausarbeitung mitzuwirken oder es zu unterzeichnen.

Ein solches neues Übereinkommen tritt zugleich an Stelle der vorläufigen Bestimmungen.
Art. 285   Vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ab lassen die Hohen vertragschließenden Teile, soweit 
sie davon betroffen werden und unter der im Artikel 272 festgesetzten Bedingung, die folgenden Übereinkom-
men gelten:

1. Übereinkommen vom 6. Mai 1882 und vom 1. Februar 1889 zur Regelung der Nordseefischerei außerhalb 
der Territorialgewässer;

2. die Übereinkommen und Protokolle vom 16. November 1887, vom 14. Februar 1893 und vom 11. April 
1894, betreffend den Branntweinhandel in der Nordsee.
Art. 286 Das internationale Pariser Übereinkommen vom 20. März 1883 zum Schutze des gewerblichen Ei-
gentums, revidiert in Washington am 2. Juni 1911, und das internationale Berner Übereinkommen vom 9. 
September 1886 zum Schutze von Werken der Literatur und Kunst, revidiert in Berlin am 13. November 1908 
und vervollständigt durch das Berner Zusatzprotokoll vom 20. März 1914erlangen vom Inkrafttreten des gegen-
wärtigen Vertrags ab erneute Geltung und Wirksamkeit, soweit sie nicht durch die in letzterem vorgesehenen 
Ausnahmen und Einschränkungen betroffen und abgeändert werden.
Art. 287 Vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ab lassen die Hohen vertragschließenden Teile, soweit 
sie davon betroffen werden, das Haager Übereinkommen vom 17. Juli 1905 über den Zivilprozeß gelten. Doch 
bleibt diese Wiederinkraftsetzung gegenüber Frankreich, Portugal und Rumänien jetzt und fernerhin ohne 
Wirksamkeit.
Art. 288 Die Deutschland  durch den Artikel 3 des Übereinkommens vom 2. Dezember 1899 über die Samoa-
Inseln gewährten besonderen Rechte und Vorrechte gelten als mit dem 4. August 191erloschen.
Art. 289 Jede der alliierten oder assoziierten Mächte wird, getreu dem Geiste der allgemeinen Grundsätze oder 
der besonderen Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags, Deutschland die zweiseitigen Übereinkommen 
oder Verträge mitteilen, deren Wiederinkraftsetzung im Verhältnis zu ihr sie verlangt.

Die in diesem Artikel vorgesehene Mitteilung ergeht entweder unmittelbar oder durch die Vermittlung einer 
anderen Macht. Deutschland wird den Empfang schriftlich bestätigen. Die Wiederinkraftsetzung hat Wirkung 
von der Mitteilung an.

Die alliierten oder assoziierten Mächte verpflichten sich untereinander, nur diejenigen Übereinkommen oder 
Verträge mit Deutschland wieder in Kraft zu setzen, die mit den Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags im 
Einklang stehen.

Die Mitteilung bezeichnet gegebenenfalls diejenigen Bestimmungen der Übereinkommen oder Verträge, die, 
weil sie den Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags nicht entsprechen, nicht wieder in Kraft treten sollen.

Bei Meinungsverschiedenheiten wird der Völkerbund um seine Entscheidung angegangen.
Für die Mitteilung wird den alliierten oder assoziierten Mächten eine Frist von sechs Monaten nach dem 

Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags gewährt.
Nur diejenigen zweiseitigen Übereinkommen und Verträge, die den Gegenstand einer solchen Mitteilung 

bilden, treten zwischen den alliierten oder assoziierten Mächten und Deutschland wieder in Kraft; alle andern 
sind und bleiben aufgehoben.

Die vorstehenden Bestimmungen finden auf alle zweiseitigen Übereinkommen und Verträge Anwendung, 
die zwischen irgendeiner zu den Signatarmächten des gegenwärtigen Vertrags gehörenden alliierten und assozi-
ierten Macht und Deutschland bestehen, selbst wenn sie sich für Deutschland nicht im Kriegszustand befunden 
hat.
Art. 290 Deutschland erkennt an, daß durch den gegenwärtigen Vertrag alle Verträge, Übereinkommen oder 
Abmachungen, die es mit Österreich, Ungarn, Bulgarien oder der Türkei seit dem 1. August 1914 bis zum In-
krafttreten des gegenwärtigen Vertrags abgeschlossen hat, aufgehoben sind und bleiben.
Art. 291 Deutschland verpflichtet sich, die alliierten und assoziierten Mächte, sowie deren Beamte und Staats-
angehörigen ohne weiteres in den Genuß aller Rechte und Vorteile jeder Art treten zu lassen, die es Österreich, 
Ungarn, Bulgarien oder der Türkei oder den Beamten und Angehörigen dieser Staaten vor dem 1. August 1914 
durch Verträge, Übereinkommen oder Abmachungen eingeräumt hat, und zwar so lange diese Verträge, Über-
einkommen oder Abmachungen in Kraft bleiben.

Die alliierten und assoziierten Mächte behalten sich vor, den Genuß dieser Rechte und Vorteile für sich in 
Anspruch zu nehmen oder nicht.
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Art. 292 Deutschland erkennt an, daß alle mit Rußland oder irgendeinem Staate oder irgendeiner Regierung, 
deren Gebiet früher einen Teil Rußlands bildete, sowie mit Rumänien vor dem 1. August 1914 oder seit diesem 
Tage bis zum Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags geschlossenen Verträge, Übereinkommen oder Abma-
chungen aufgehoben sind und bleiben.
Art. 293 Falls seit dem 1. August 1914 eine alliierte oder assoziierte Macht, Rußland oder ein Staat oder eine 
Regierung, deren Gebiet früher einen Teil Rußlands bildete, infolge einer militärischen Besetzung oder mit 
anderen Mitteln oder aus anderen Gründen genötigt worden ist, Deutschland oder einem deutschen Reichs-
angehörigen durch ein von irgendeiner öffentliche Behörde ausgehenden Maßnahme Konzessionen, Vorrechte 
und Begünstigungen irgendwelcher Art zu gewähren oder gewähren zu lassen, so werden diese Konzessionen, 
Vorrechte und Begünstigungen durch den gegenwärtigen Vertrag ohne weiteres hinfällig.
Alle hieraus möglicherweise entspringenden Lasten oder Schadensersatzansprüche werden unter keinen Um-
ständen, sei es von den alliierten und assoziierten Mächten, sei es von den Mächten, Staaten, Regierungen oder 
öffentlichen Behörden getragen, die dieser Artikel von ihren Verpflichtungen entbindet.

Vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ab verpflichtet sich Deutschland, die alliierten und assoziier-
ten Mächte sowie ihre Staatsangehörigen an allen Rechten und Vorteilen jeder Art, die seit dem 1. August 1914 
bis zum Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags, Übereinkommen oder Abmachungen nicht kriegführender 
Staaten oder deren Staatsangehörigen eingeräumt hat, ohne weiteres teilnehmen zu lassen, solange diese Ver-
träge, Übereinkommen und Abmachungen in Karft6 bleiben.
Art. 295 Diejenigen der Hohen vertragschließenden Teile, die das Haager Opium-Abkommen vom 23. Januar 
1912 noch nicht unterzeichnet oder nach der Unterzeichnung noch nicht ratifiziert haben, erklären sich damit 
einverstanden, das Abkommen in Kraft treten zu lassen und zu diesem Zwecke sobald wie möglich und spätes-
tens binnen zwölf Monaten nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags die nötigen Gesetze zu erlassen.

Die Hohen vertragschließenden Teile kommen außerdem überein, daß für diejenigen von ihnen, die das 
genannte Übereinkommen noch nicht ratifiziert haben, die Ratifikation des gegenwärtigen Vertrags in jeder 
Hinsicht einer solchen Ratifikation und der Unterzeichnung des Spezialprotokolls gleichkommen soll, das in 
Haag gemäß den Beschlüssen der dritten, im Jahre 1914 zur Inkraftsetzung dieses Übereinkommens abgehalte-
nen Opiumkonferenz aufgenommen worden ist.

Die Regierung des französischen Freistaats wird der Regierung der Niederlande eine beglaubigte Abschrift 
des Protokolls über die Hinterlegung der Ratifikation des gegenwärtigen Vertrags übermitteln und sie ersuchen, 
diese Urkunde als Hinterlegung der Ratifikation des Abkommens vom 23. Januar 1912 und als Unterzeichnung 
des Zusatzprotokolls von 1914 entgegenzunehmen und anzuerkennen.

Abschnitt III. Schulden.
Art. 296 Durch Vermittlung von Prüfungs- und Ausgleichämtern, die von jedem der Hohen vertragschließen-
den Teile binnen drei Monaten nach der in dem nachstehenden Absatz e vorgesehenen Mitteilung einzusetzen 
sind, werden folgende Arten von Geldverbindlichkeiten geregelt:

1. Vor dem Kriege fällig gewordene Schulden, deren Zahlung von Staatsangehörigen einer der vertragschlie-
ßenden Mächte, die im Gebiete dieser Macht wohnen, an die Staatsangehörigen einer gegnerischen Macht, die 
in deren Gebiet wohnen, zu leisten ist;

2. Während des Krieges fällig gewordenen Schulden, welche an die im Gebiete einer der vertragschließenden 
Mächte wohnenden Staatsangehörigen dieser Macht zu zahlen sind und aus Geschäften oder Verträgen mit den 
im Gebiet einer gegnerischen Macht wohnenden Staatsangehörigen dieser Macht herrühren, sofern die Aus-
führung dieser Geschäfte oder Verträge ganz oder teilweise infolge der Kriegserklärung ausgesetzt worden ist;

3. Die vor oder im Kriege fällig gewordenen und dem Staatsangehörigen einer der vertragschließenden 
Mächte geschuldeten Zinsen von Werten, die von einer gegnerische Macht ausgegeben worden sind, es sei 
denn, daß die Zahlung dieser Zinsen an die Staatsangehörigen dieser Macht oder an die Neutralen während des 
Krieges ausgesetzt worden ist;

4. Die vor oder im Kriege rückzahlbar gewordenen, an die Staatsangehörigen einer der vertragschließenden 
Mächte zu entrichtenden Kapitalbeträge der von einer gegnerischen Macht ausgegebenen Werte, es sei denn, 
daß die Zahlung eines solchen Kapitalbetrags an die Staatsangehörigen dieser Macht oder an die Neutralen 
während des Krieges ausgesetzt worden ist.

Die Erlöse aus der Liquidation der in Abschnitt IV und seiner Anlage bezeichneten feindlichen Güter, Rechte 
und Interessenwerden von den Prüfungs- und Ausgleichsämtern in der nachstehend in Absatz d vorgesehenen 
Währung und zu dem dort bezeichneten Kurse übernommen. Sie treffen darüber nach Maßgabe der in dem 
genannten Abschnitt und seiner Anlage vorgesehenen Bedingungen Bestimmung.

Die von diesem Artikel bezeichnete Abwicklung vollzieht sich nach folgenden Grundsätzen und gemäß der 
Anlage zu diesen Abschnitt:
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a) Vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ab verbietet jeder der Hohen vertragschließenden Teile 
alle Zahlungen, Zahlungsannahmen, überhaupt jeden auf die Regelung der genannten Schulden bezüglichen 
Verkehr zwischen den Beteiligten, sofern er nicht durch Vermittlung der oben bezeichneten Prüfungs- und 
Ausgleichsämter erfolgt;

b) jeder der in Betracht kommenden Hohen vertragschließenden Teile haftet für die Bezahlung der genann-
ten Schulden seiner Staatsangehörigen, es sei denn, daß der Schuldner sich vor dem Kriege im Konkurs, in 
Zahlungsunfähigkeit oder im Zustande erklärter Zahlungseinstellung befand, oder daß die Begleichung der 
Schuld einer Gesellschaft oblag, deren Geschäfte während des Krieges auf Grund der Ausnahmegesetzgebung 
des Krieges liquidiert worden sind. Für Schulden von Einwohnern der vom Feinde vor dem Waffenstillstand 
mit Krieg überzogenen oder besetzten Gebiete tritt indessen keine Haftung der Staaten ein, zu denen diese 
Gebiete gehören;

c) die den Staatsangehörigen einer der vertragschließenden Mächte von den Staatsangehörigen einer gegne-
rischen Macht geschuldeten Summe werden dem Prüfungs- und Ausgleichsamt des Landes des Schuldners zur 
Last geschrieben und dem Gläubiger durch das Amt seines Landes ausbezahlt;

d) die Schulden werden in der Währung der jeweils beteiligten alliierten oder assoziierten Macht (einschließ-
lich der Kolonien und Protektorate der alliierten Mächte, der britischen Dominien und Indiens) bezahlt oder 
gutgeschrieben. Lauten die Schulden auf irgendeine andere Währung, so sind sie in der Währung der beteilig-
ten alliierten oder assoziierten Macht (Kolonien, des Protektorats, des britischen Dominiums oder Indiens) zu 
bezahlen oder gutzuschreiben. Die Umwandlung erfolgt zu dem vor dem Kriege geltenden Umrechnungskurse.

Als Umrechnungskurs vor dem Kriege im Sinne dieser Bestimmung gilt der Durchschnittskurs der Draht-
überweisungen der beteiligten alliierten oder assoziierten Macht während des Monats, der der Eröffnung der 
Feindseligkeiten zwischen dieser Macht und Deutschland unmittelbar vorherging.

Schreibt ein Vertrags ausdrücklich einen festen Umrechnungskurs für die Umwandlung aus der Währung, 
auf welche die Schuldverbindlichkeit lautet, in die Währung der beteiligten alliierten und assoziierten Macht 
vor, so bleibt die obige Bestimmung über den Umrechnungskurs außer Anwendung.

Für die neugebildeten Mächte bestimmt der in Teil VIII vorgesehene Wiedergutmachungsausschuß die für 
die Zahlung oder Gutschrift maßgebende Währung und den dabei anzuwendenden Umrechnungskurs;

e) die Vorschriften dieses Artikel und der beigefügten Anlage finden keine Anwendung im Verhältnis zwi-
schen Deutschland einerseits und irgendeiner der alliierten oder assoziierten Mächte, ihren Kolonien oder Pro-
tektoraten oder Indien andererseits, sofern nicht eine entsprechende Mitteilung an Deutschland seitens der 
beteiligten Macht binnen einem Monat nach der Hinterlegung der Ratifikation des gegenwärtigen Vertrags 
oder, sofern es sich um ein britisches Dominium oder um Indien handelt, binnen einem Monat nach der mit 
Wirkung für dieses Dominium oder für Indien erfolgten Ratifikation ergeht;

f) die alliierten und assoziierten Mächte, die diesem Artikel und der beigefügten Anlage beigetreten sind, 
können unter sich deren Anwendung auf ihre, in ihrem Gebiete ansässigen Staatsangehörigen vereinbaren, 
soweit die Beziehungen zwischen diesen Staatsangehörigen und den deutschen Reichsangehörigen in Frage 
kommen. Geschieht dies, so werden die gemäß der gegenwärtigen Bestimmung bewirkten Zahlungen zwischen 
den beteiligten Prüfungs- und Ausgleichsämtern der alliierten und assoziierten Mächte geregelt.

Anlage.
§ 1 Binnen drei Monaten nach der im Artikel 296 Absatz e) vorgesehenen Mitteilung errichtet jeder der Hohen 
vertragschließenden Teile ein Prüfungs- und Ausgleichsamt für die Zahlung und die Einziehung feindlicher 
Schulden.

Es dürfen örtliche Ämter für einen Teil der gebiete der Hohen vertragschließenden Teile errichtet werden. 
Innerhalb dieser Gebiete üben solche Ämter ihre Tätigkeit wie ein Landesamt aus, indessen geht aller Verkehr 
mit dem gegnerischen Landesamt durch das eigene Landesamt.
§ 2 Im Sinne dieser Anlage sind „feindliche Schulden“ die im ersten Absatz des Artikels 296 genannten Geldver-
bindlichkeiten, „feindliche Schuldner“ die Personen, die diese Summen schuldig sind, „feindliche Gläubiger“ 
die Personen, denen sie geschuldet werden. Im Sinne dieser Ablage ist „Gläubigeramt“ das Prüfungs- und Aus-
gleichsamt im Lande des Schuldners.
§ 3 Die Hohen vertragschließenden Teile belegen Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen des Absatzes a) 
des Artikels 296 mit den gegenwärtig in ihrer Gesetzgebung für Handel mit dem Feinde vorgesehenen Strafen. 
Ebenso untersagen sie auf ihrem Gebiete jedes auf die Zahlung der feindlichen Schulden  abzielende gerichtli-
che Vorgehen. Eine Ausnahme gilt für die in dieser Anlage vorgesehenen Fälle.
§ 4 Die in Absatz b des Artikel 296 vorgesehene Haftung der Regierung tritt ein, sobald die Schuld sich aus ir-
gendeinem Grunde als uneinbringlich erweist, es sei denn, daß nach der Gesetzgebung des Landes des Schuld-
ners die Schuld im Zeitpunkt der Kriegserklärung verjährt war oder daß der Schuldner sich in diesem Zeit-
punkt im Konkurs, in Zahlungsunfähigkeit oder im Zustand erklärter Zahlungseinstellung befand, oder daß die 
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Begleichung der Schuld einer Gesellschaft oblag, deren Geschäfte auf Grund der Ausnahmegesetzgebung des 
Krieges liquidiert worden sind. In diesem Falle findet das in dieser Anlage vorgesehene Verfahren Anwendung 
auf die Zahlung der Ausschüttungssummen.

Die Ausdrücke „in Konkurs“, „in Zahlungsunfähigkeit“ sind im technisch-juristischen Sinne der einschlägi-
gen Gesetzgebung zu verstehen. Der Ausdruck „im Zustand erklärter Zahlungseinstellung“ hat die Bedeutung, 
die ihm im englischen Rechte zukommt.
§ 5 Die Gläubiger melden bei dem Gläubigeramt binnen sechs Monaten nach seiner Errichtung ihre Forderun-
gen an und liefern diesem Amte alle ihnen abgeforderten Urkunden und Auskünfte.

Die Hohen vertragschließenden Teile treffen alle geeigneten Maßnahmen, um betrügerische Einverständnis-
se zwischen feindliche Gläubigern und Schuldnern zu verfolgen und zu bestrafen. Die Ämter teilen einander 
alle zur Entdeckung und Bestrafung derartiger Einverständnisse dienlichen Anhaltspunkte und Unterlagen mit.

Die Hohen vertragschließenden Teile erleichtern auf Kosten der Parteien und durch Vermittlung der Ämter, 
soweit wie möglich, die Post- und Drahtverbindung zwischen den Schuldnern und Gläubigern, die sich über 
den Betrag der Schuld gütlich verständigen wollen.

Das Gläubigeramt teilt dem Schuldneramt alle bei ihm angemeldeten Forderungen mit. Das Schuldneramt 
gibt dem Gläubigeramt binnen angemessener Frist bekannt, welche Forderungen anerkannt und welche bestrit-
ten worden sind. Im letzteren Falle hat das Schuldneramt die Gründe für die Nichtanerkennung der Forderung 
anzugeben.
§ 6 Wird eine Forderung ganz oder teilweise anerkannt, so schreibt das Schuldneramt den anerkannten Betrag 
sogleich dem Gläubigeramt gut und gibt ihm gleichzeitig Nachricht von der Gutschrift.
§ 7 Eine Forderung gilt als vollständig anerkannt und ihr Betrag wird alsbald dem Gläubigeramt gutgeschrie-
ben, sofern das Schuldneramt nicht binnen drei Monaten nach Empfang der an dieses Amt gerichteten Mittei-
lung die Nichtanerkennung der Schuld anzeigt, (es sei denn, daß das Gläubigeramt eine Verlängerung der Frist 
bewilligt).
§ 8 Wir die Forderung ganz oder teilweise nicht anerkannt, so prüfen die beiden Ämter die Angelegenheit ge-
meinsam und versuchen, eine gütliche Einigung der Parteien herbeizuführen.
§ 9 Das Gläubigeramt zahlt den einzelnen Gläubigern die ihm gutgeschriebenen Summen aus den durch die 
Regierung seines Landes ihm zur Verfügung gestellten Mitteln und unter den von dieser Regierung festgesetz-
ten Bedingungen, insbesondere mit dem erforderlichen Abzug für Ausfälle, Kosten und Vermittlungsgebühren.
§ 10 Wer einen Anspruch auf Zahlung einer feindlichen Schuld erhebt, der sich ganz oder teilweise als unbe-
gründet erweist, bezahlt dem Amte zur Strafe fünf v. H. Zinsen auf den nicht begründeten Teil des Anspruchs. 
Wer ohne zureichenden Grund die Anerkennung des Gesamtbetrags oder eines Teiles des gegen ihn erhobenen 
Anspruchs verweigert hat, zahlt zur Strafe gleichfalls fünf v. H. Zinsen von dem Betrage, bezüglich dessen seine 
Weigerung sich als unbegründet erweist.

Diese Zinsen laufen vom Tage des Endes der in § 7vorgesehenen Frist bis zu dem Tage, an dem der Anspruch 
als ungerechtfertig anerkannt oder die Schuld bezahlt worden ist.

Die obengenannten Strafen werden durch die jeweils zuständigen Ämter eingezogen, die für den Fall der 
Uneinbringlichkeit verantwortlich sind.

Die Strafen werden dem gegnerischen Amte gutgeschrieben, welches sie als Beitrag zu den Kosten der 
Durchführung der gegenwärtigen Bestimmungen einbehält.
§ 11 Die Abrechnung zwischen den Ämtern erfolgt jeden Monat, und der Saldo wird binnen einer Woche von 
dem Schuldnerstaate durch bare Zahlung beglichen.

Indessen werden Salden zu Lasten einer oder mehrerer der alliierten oder assoziierten Mächte bis zur völli-
gen Bezahlung der den alliierten oder assoziierten Mächten oder ihren Staatsangehörigen aus Anlaß des Krieges 
geschuldeten Summen einbehalten.
§ 12 Um den Meinungsaustausch zwischen den Ämtern zu erleichtern, hat jedes von ihnen einen Vertreter in 
der Stadt, in der das andere tätig ist.
§ 13 Von begründeten Ausnahmen abgesehen, werden die Verhandlungen, soweit wie möglich, in den Dienst-
räumen des Schuldneramts geführt.
§ 14 Gemäß Artikel 296 Absatz b) haften die Hohen vertragschließenden Teile für die Zahlung der feindlichen 
Schulden, die ihren Staatsangehörigen zur Last fallen.

Demgemäß hat das Schuldneramt dem Gläubigeramt alle anerkannten Schulden gutzuschreiben, selbst dann, 
wenn die Einziehung vom Privatschuldner sich als unmöglich erweist. Die Regierungen geben ihrem Amte 
nichtsdestoweniger jede benötigte Vollmacht, um die Einziehung der anerkannten Forderungen zu betreiben.
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Haben die Schuldner anerkannte Summen Kriegsschäden erlitten, so werden die betreffenden Summen aus-
nahmsweise dem Gläubigeramt erst gutgeschrieben, nachdem den Schuldnern die ihnen für diese Schäden 
etwa zustehenden Entschädigung gezahlt worden ist.
§ 15 Jede Regierung bestreitet die Kosten des in ihrem Gebiet arbeitenden Amtes, einschließlich der Bezüge 
des Personals.
§ 16 Können sich zwei Ämter über das tatsächliche Bestehen einer Schuld nicht einigen oder kommt es zwi-
schen dem feindlichen Schuldner und dem feindlichen Gläubiger oder zwischen den Ämtern zum Streit, so 
wird der Fall entweder einem Schiedsgericht unterbreitet (dies gilt, wenn die Parteien zustimmen, und es sind 
dafür dann die Bedingungen maßgebend, auf die sie sich einigen) oder vor den im nachstehenden Abschnitt VI 
vorgesehenen Gemischten Schiedsgerichtshof gebracht.

Doch kann auf Ersuchen des Gläubigeramts der Fall auch der Rechtssprechung der ordentlichen Gerichte am 
Wohnort des Schuldners unterbreitet werden.
§ 17 Die von dem Gemischten Schiedsgerichtshof, den ordentlichen Gerichten oder dem Schiedsgericht zuge-
sprochenen Summen werden durch Vermittlung der Ämter in der gleichen Weise vereinnahmt, wie wenn diese 
Summen durch das Schuldneramt als geschuldet anerkannt worden wären.
§ 18 Die beteiligten Regierungen bestimmen einen Staatsvertreter, dem die Einleitung der Verfahren beim 
Gemischten Schiedsgerichtshof für das Amt seines Landes obliegt. Diesem Staatsvertreter steht die allgemeine 
Aufsicht über die Bevollmächtigten oder Anwälte der Staatsangehörigen seines Landes zu.

Der Gerichtshof urteilt auf Grund der Akten. Doch kann er die Parteien anhören, wenn sie persönlich er-
scheinen, oder sich nach ihrem Belieben entweder durch von beiden Regierungen zugelassene Bevollmächtigte 
oder durch den oben genannten Staatsvertreter vertreten lassen, welcher das Recht hat, sich der Partei anzu-
schließen, sowie auch das Recht, den von der Partei aufgegebenen Anspruch wieder aufzunehmen und geltend 
zu machen.
§ 19 Die beteiligten Ämter liefern dem Gemischten Schiedsgerichtshof alle in ihren Besitze befindlichen Aus-
künfte und Urkunden, damit der Gerichtshof über die ihm unterbreiteten Angelegenheiten ohne Verzug ent-
scheiden kann.
§ 20 Legt eine der beiden Parteien gegen die gemeinsame Entscheidung der beiden Ämter Berufung ein, so 
hat der Berufungskläger eine Sicherheit zu leisten, die nur zurückgezahlt wird, wenn die erste Entscheidung 
zugunsten des Berufungsklägers abgeändert wird, und nur in dem Verhältnis, in dem er Erfolg hat. In diesem 
Fall wird sein Gegner im gleichen Verhältnis zur Tragung der Kosten und Auslagen verurteilt. Die Sicherungs-
leistung kann durch eine von dem Gerichtshof angenommene Bürgschaft ersetzt werden.

In allen dem Gerichthof unterbreiteten Angelegenheiten wird auf den Betrag der Streitsumme eine Gebühr 
von fünf v. H. erhoben. Diese Abgabe fällt dem verlierenden Teile zur Last, es sei denn, daß der Gerichtshof eine 
Anderes bestimmt. Diese Gebühr tritt zu der oben erwähnten Sicherheitsleistung hinzu, wie sie auch von der 
Bürgschaftsleistung unabhängig ist.

Der Gerichtshof kann einer der Parteien Entschädigung bis zur Höhe der Prozeßkosten zubilligen.
Jede auf Grund dieses Paragraphen geschuldete Summe wird dem Amte der gewinnenden Partei gutgeschrie-

ben und dort besonders verrechnet.
§ 21 Zwecks schneller Abwicklung der Geschäfte wird bei der Besetzung der Ämter und des Gemischten 
Schiedsgerichtshofs auf Kenntnis der Sprache des beteiligten gegnerischen Landes Rücksicht genommen.

Die Ämter haben freien schriftlichen Verkehr miteinander und können sich Urkunden in ihrer Sprache über-
mitteln.
§ 22 Vorbehaltlich anderweitiger Abmachungen zwischen den beteiligten Regierungen werden die Schulden 
gemäß nachstehenden Bedingungen verzinst:

Auf Summen, die als Dividenden, Zinsen oder sonstige wiederkehrende, eine Kapitalverzinsung darstellende 
Zahlungen geschuldet werden, sind keine Zinsen zu zahlen.

Der Zinsfuß beträgt fünf v. H. für das Jahr, es sei denn, daß der Gläubiger Auf Grund Vertrags, Gesetzes oder 
örtlicher Gewohnheitsrechte Zinsen zu einem anderen Zinsfuß zu beanspruchen hatte [eng. Text: „zu bean-
spruchen hat“]. In diesem Falle hat dieser Zinsfuß Geltung.

Die Zinsen laufen vom Tage der Eröffnung der Feindseligkeiten an, oder wenn die zu zahlende Schuld im 
Laufe des Krieges fällig geworden ist, vom Fälligkeitstage an bis zu dem Tage, an dem der Betrag der Schuld dem 
Gläubigeramt gutgeschrieben worden ist.

Soweit Zinsen geschuldet werden, gelten sie als durch die Ämter anerkannte Schulden und werden unter 
denselben Bedingungen wie diese dem Gläubigeramt gutgeschrieben.
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§ 23 Gehört gemäß einer Entscheidung der Ämter oder des Gemischten Schiedsgerichtshofs ein Anspruch 
nicht unter die im Artikel 296 vorgesehenen Fälle, so kann der Gläubiger seine Forderung vor den ordentlichen 
Gerichten oder auf jedem anderen Wege Rechtens geltend machen.

Die Anmeldung der Forderung bei dem Amt unterbricht die Verjährung.
§ 24 Die Hohen vertragschließenden Teile vereinbaren, die Entscheidungen des Gemischten Schiedsgerichts-
hofs als endgültig anzuerkennen und sie für ihre Staatsangehörigen verbindlich zu machen.
§ 25 Weigert sich ein Gläubigeramt, einem Schuldneramt einen Anspruch mitzuteilen oder eine Verfahrens-
handlung vorzunehmen, die in dieser Anlage zur gänzlichen oder teilweisen Geltendmachung einer bei ihm 
gehörig angemeldeten Forderung vorgesehen ist, so ist es verpflichtet, dem Gläubiger eine Bescheinigung aus-
zustellen, die den Betrag der beanspruchten Summe angibt. Der betreffende Gläubiger kann alsdann seine For-
derung vor den ordentlichen Gerichten oder auf jedem anderen Wege Rechtens geltend machen.

Abschnitt IV. Güter, Rechte und Interessen.
Art. 297 Die Frage der privaten Güter, Rechte und Interessen in Feindesland findet ihre Lösung gemäß den 
Grundsätzen dieses Abschnittes und den Bestimmungen der beigefügten Anlage.

a) Die von Deutschland getroffenen, in § 3der beigefügten Anlage näher bestimmten außerordentlichen 
Kriegsmaßnahmen und Übertragungsanordnungen, betreffend die Güter, Rechte und Interessen von Staatsan-
gehörigen der alliierten oder assoziierten Mächte einschließlich der Gesellschaften und Vereine, an denen diese 
Staatangehörigen beteiligt waren, werden, wenn die Liquidation dieser Güter, Rechte und Interessen nicht voll-
endet ist, sofort aufgehoben oder eingestellt. Die Berechtigten werden in die fraglichen Güter, Rechte und Inte-
ressen wieder eingesetzt und treten in deren vollen Genuß nach Maßgabe der Bestimmungen des Artikel 298.

b) Soweit der gegenwärtige Vertrag nicht ein anderes bestimmt, behalten sich die alliierten und assoziierten 
Mächte das Recht vor, alle den deutschen Reichsangehörigen oder den von ihnen abhängigen Gesellschaften 
bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags gehörenden Güter, Rechte und Interessen innerhalb ihrer Gebiete, 
Kolonien, Besitzungen und Protektoratsländer, einschließlich der Gebiete, die ihnen durch den gegenwärtigen 
Vertrag abgetreten werden, zurückzubehalten und zu liquidieren.

Die Liquidation erfolgt nach den Gesetzen des beteiligten alliierten oder assoziierten Staates, ohne dessen 
Zustimmung der deutsche Eigentümer auch weder über diese Güter, Rechte und Interessen verfügen, noch sie 
belasten darf.

Deutsche Reichsangehörige, die auf Grund des gegenwärtigen Vertrags von Rechts wegen die Staatsangehö-
rigkeit einer alliierten oder assoziierten Macht erwerben, gelten nicht als deutsche Reichsangehörige im Sinne 
dieses Absatzes.

c) Der Kaufpreis oder der Betrag der Entschädigung für die Ausübung des in Absatz b bestimmten Rechtes 
wird gemäß den Abschätzungs- und Liquidationsgrundsätzen der Gesetzgebung desjenigen Landes festgestellt, 
in welchem das Gut zurückbehalten oder liquidiert worden ist.

d) Im Verhältnis zwischen den alliierten oder assoziierten Mächten oder deren Staatsangehörigen einerseits 
und Deutschland oder seinen Reichsangehörigen andererseits werden alle außerordentlichen Kriegsmaßnah-
men oder Übertragungsanordnungen oder kraft solcher Maßnahmen vorgenommene oder vorzunehmende 
Handlungen, so wie sie in den §§ 1und 3 der beigefügten Anlage näher bestimmt sind, als endgültig und für 
jedermann bindend angesehen, soweit der gegenwärtige Vertrag nicht ein anderes bestimmt.

e) Die Staatsangehörigen der alliierten oder assoziierten Mächte haben Anspruch auf eine Entschädigung 
für den Schaden oder Nachteil, welcher auf deutschem Gebiet, wie es am 1. August 1914 bestand, ihren Gü-
tern, Rechten und Interessen, einschließlich der Gesellschaften oder Vereinigungen, an denen sie beteiligt sind, 
durch Anwendung der in §§ 1und 3 der beigefügten Anlage bezeichneten außerordentlichen Kriegsmaßnah-
men und Übertragungsanordnungen zugefügt ist. Die aus diesem Anlaß von den betreffenden Angehörigen 
erhobenen Ersatzansprüche werden geprüft, und die Höhe der Entschädigung wird durch den im Abschnitt 
VI vorgesehenen Gemischten Schiedsgerichtshof oder durch einen von dem genannten Gericht bezeichneten 
Schiedsrichter festgesetzt; die Entschädigungen gehen zu Lasten Deutschlands und dürfen aus dem Gut der 
deutschen Reichsangehörigen, das sich auf dem Gebiet oder unter Aufsicht des Staates der ansprucherhebenden 
Person befindet, vorweg gedeckt werden. Dieses Gut darf unter den durch § 4der beigefügten Anlage festgesetz-
ten Bedingungen für die feindlichen Verpflichtungen zum Pfande genommen werden. Die Bezahlung dieser 
Entschädigungen kann durch die alliierte oder assoziierte Macht erfolgen und der betrag Deutschland zur Last 
geschrieben werden.

f) In jedem Falle, wo der Staatsangehörige einer alliierten oder assoziierten Macht, als Inhaber eines Gutes, 
Rechtes oder Interesses [engl. Text: „Rechtes und Interesses“ nicht vorhanden], das auf deutschem Gebiete von 
einer Übertragungsanordnung betroffen worden ist, dies verlangt, wird der in Absatz e vorgesehene Anspruch 
durch Rückerstattung des erwähnten Gutes befriedigt, wenn es noch in Natur vorhanden ist.
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In diesem Falle hat Deutschland alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um den Eigentümer, dem der 
besitz des Gutes entzogen ist, es wieder frei von allen Lasten oder Dienstbarkeiten, mit denen es nach der Liqui-
dation belegt worden ist, zurückzuerstatten und jeden Dritten zu entschädigen, der durch die Rückgabe einen 
Nachteil erleidet.

Kann die in diesem Absatz vorgesehene Zurückerstattung nicht stattfinde, so kann durch Vermittlung der 
beteiligten Mächte oder der in der Anlage zu Abschnitt III bezeichneten Prüfungs- und Ausgleichsämter eine 
private Abmachung herbeigeführt werden, die dem Staatsangehörigen der alliierten oder assoziierten Macht 
durch Zuwendung eines ihm als Abfindung für die entzogenen Güter, Rechte oder Interessen genehmen gleich-
wertigen Gegenstandes oder Vorteils Ersatz des im Absatz e bezeichneten Schadens sichert.

Findet in Gemäßheit dieses Artikels Zurückerstattung statt, so mindern sich die in Anwendung des Absatzes 
e festgesetzten Preise oder Entschädigungen um den derzeitigen Wert des zurückerstatteten Gutes unter der 
Berechnung einer Entschädigung für entgangene Nutznießung oder für Verschlechterung.

g) Die im Absatz f vorgesehene Befugnis bleibt den Eigentümern vorbehalten, welche Staatsangehörige der 
alliierten oder assoziierten Mächte sind, auf deren Gebiete gesetzliche Maßnahmen zwecks Anordnung der 
allgemeinen Liquidation der feindlichen Güter, Rechte und Interessen vor der Unterzeichnung des Waffenstill-
standes nicht in Anwendung waren.

h) Mit Ausnahme des Falles, wo durch Anwendung des Absatz f Zurückerstattung in Natur erfolgt ist, wird 
mit dem Reinerlöß der entweder auf Grund der außerordentlichen Kriegsgesetzgebung oder in Gemäßheit 
dieses Artikels erfolgten Liquidationen der feindlichen Güter, Rechte und Interessen, gleichviel wo belegen, und 
überhaupt mit allen feindlichen Barguthaben wie folgt zu verfahren:

1. Soweit die Mächte dem Abschnitt III nebst Anlage beitreten, werden die erwähnten Erlöse und Guthaben 
der Macht, welcher der Eigentümer angehört, durch Vermittlung des im genannten Abschnitt und seiner Anla-
ge eingesetzten Prüfungs- und Ausgleichsamtes gutgeschrieben; mit jedem Überschuß zugunsten Deutschlands 
wird gemäß Artikel 243 verfahren.

2. Soweit die Mächte dem Abschnitt III nebst Anlage nicht beitreten, ist der Erlöß der von Deutschland 
zurückbehaltenen Güter, Rechte und Interessen sowie der von ihm einbehaltenen Barguthaben der Staatsange-
hörigen der alliierten und assoziierten Mächte unverzüglich an den Berechtigten oder an seine Regierung aus-
zuzahlen. Jede alliierte oder assoziierte Macht kann über den Erlöß der von ihr in Gemäßheit ihrer Gesetze und 
Verordnungen beschlagnahmten Güter, Rechte und Interessen sowie über die solchermaßen beschlagnahmten 
Barguthaben der deutschen Reichsangehörigen verfügen [engl. Text: „in Gemäßheit ihrer Gesetze und Verord-
nungen“ bezieht sich nicht auf „beschlagnahmten“, sondern auf „verfügen“] und sie zur Bezahlung der in diesem 
Artikel oder in § 4der beigefügten Anlage näher bestimmten Ansprüche und Forderungen verwenden. Jedes 
Güter, Recht und Interesse, beziehungsweise jeder Erlöß aus der Liquidation solchen Gutes oder jedes Bargut-
haben, über welche nicht nach dem Vorstehenden verfügt wird, kann von der genannten alliierten oder asso-
ziierten Macht zurückbehalten werden. In diesem Fall wird mit seinem Geldwert nach Artikel 243 verfahren.

Bei Liquidationen in den neuen Staaten, die als alliierte und assoziierte Mächte Signatarstaaten des gegenwär-
tigen Vertrags sind, oder bei Liquidationen in den Staaten, die an den von Deutschland zu zahlenden Wieder-
gutmachungen keinen Anteil haben, ist der Erlöß aus den von der Regierung dieser Staaten vorgenommenen 
Liquidationen unmittelbar an die Eigentümer zu zahlen; dabei bleiben jedoch die dem Wiedergutmachungs-
ausschuß nach dem gegenwärtigen Vertrage, insbesondere nach den Artikeln 235 und 260 zustehenden Rechte 
vorbehalten. Weist der Eigentümer vor dem in Abschnitt VI dieses Teiles vorgesehenen Gemischten Schieds-
gerichtshof oder vor einem von diesem Gericht ernannten Schiedsrichter nach, daß die Verkaufsbedingungen 
oder irgendwelche von der Regierung des betreffenden Staates außerhalb seiner allgemeinen Gesetzgebung er-
griffene Maßnahmen den Preis unbillig beeinträchtigt haben, so ist der Gerichtshof oder der Schiedsrichter be-
fugt, dem Berechtigten eine angemessene Entschädigung zuzubilligen, die ihm der genannte Staat zu zahlen hat.

i) Deutschland verpflichtet sich, seine Angehörigen wegen der Liquidation oder Einbehaltung ihrer Güter, 
Rechte oder Interessen in den alliierten oder assoziierten Ländern zu entschädigen.

j) Der Betrag der Abgaben und Steuern auf das Kapital, die von Deutschland auf die Güter, Rechte und 
Interessen der Staatsangehörigen der alliierten oder assoziierten Mächte seit dem 11. November 1918 bis zum 
Ablauf von drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags oder, falls es sich um Güter, Rechte und 
Interessen handelt, die Gegenstand außerordentlicher Kriegsmaßnahmen gewesen sind, bis zu ihrer gemäß den 
Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags erfolgenden Rückerstattungen erhoben worden sind oder erhoben 
werden, ist an die Berechtigten zurückzuerstatten.
Art. 298 Deutschland verpflichtet sich, in Ansehung der Güter, Rechte und Interessen, die gemäß Artikel 297 
Absatz a) oder f) den Staatsangehörigen der alliierten oder assoziierten Mächte, einschließlich der Gesellschaf-
ten und Vereinigungen, an denen solche Staatsangehörige beteiligt waren, zurückerstattet werden,

a) vorbehaltlich der im gegenwärtigen Vertrag ausdrücklich vorgesehenen Ausnahmen , die Güter, Rechte 
und Interessen der Staatsangehörigen der alliierten oder assoziierten Mächte in die rechtliche Lage zu versetzen 
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und darin zu erhalten, in der, kraft der vor dem Krieg geltenden Gesetze, die Güter, Rechte und Interessen der 
deutschen Reichsangehörigen sich befanden;

b) die Güter, Rechte oder Interessen der Staatsangehörigen der alliierten oder assoziierten Staaten keinerlei 
in das Eigentumsrecht eingreifenden Maßnahmen zu unterwerfen, die nicht gleichermaßen auf Güter, Rechte 
oder Interessen der deutschen Reichsangehörigen Anwendung finden, und im Fall, daß solche Maßnahmen 
getroffen werden, angemessene Entschädigungen zu zahlen.

Anlage.
§ 1 Gemäß Artikel 297 Absatz d) wird die Gültigkeit aller Eigentumsübertragungen, aller Liquidationsanord-
nungen gegen Unternehmen oder Gesellschaften und aller anderen Verfügungen, Verordnungen, Entschei-
dungen oder Anweisungen bestätigt, die von einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde eines der Hohen 
vertragschließenden Teile in Anwendung der Kriegsgesetzgebung über feindliche Güter, Rechte oder Interessen 
ausgegangen oder erlassen worden sind oder als ausgegangen oder erlassen gelten. Das Interesse aller Personen, 
deren Gut von Verordnungen, Verfügungen, Entscheidungen oder Anweisungen betroffen worden ist, gilt als 
in denselben rechtsgültig gewahrt, gleichviel, ob dies Interesse in den besagten Verordnungen, Verfügungen, 
Entscheidungen oder Anweisungen ausdrücklich berücksichtigt ist oder nicht. Keinerlei Beanstandung findet 
bezüglich der Ordnungsmäßigkeit einer kraft der obenerwähnten Verordnungen, Verfügungen, Entscheidun-
gen oder Anweisungen vollzogenen Übertragung von Gütern, Rechten oder Interessen statt. Ebenso wird, so-
weit Gerichte oder Verwaltungsbehörden eines der Hohen vertragschließenden Teile in Anwendung der au-
ßerordentlichen Kriegsgesetzgebung über feindliche Güter, Rechte und Interessen Verfügungen, Ordnungen, 
Entscheidungen oder Anweisungen getroffen, erlassen oder vollstreckt haben, oder soweit es so anzusehen ist, 
als sei dies geschehen, die Gültigkeit der in Ausübung solcher Schritte der Gerichte oder Verwaltungsbehörden 
hinsichtlich eines Eigentumsrechts, einer Unternehmung oder Gesellschaft getroffenen Maßnahmen bestätigt, 
mag es sich um Untersuchungen, Sequestration, Zwangsverwaltung, Gebrauch, Requisition, Überwachung 
oder Liquidation , Verkauf oder Verwaltung von Gütern, Rechten und Interessen, Einziehung oder Bezahlung 
von Schulden, Bezahlung von Kosten, Gefällen, Auslagen oder um irgendwelche sonstige Maßnahmen handeln. 
Jedoch gilt der Vorbehalt, daß die Bestimmungen dieses Paragraphen den Eigentumsrechten, die von Staatsan-
gehörigen der alliierten und assoziierten Mächte in gutem Glauben und zu gerechtem Preise vorher gemäß dem 
Rechte des Ortes der belegten Sache erworben worden sind, keinen Eintrag tun dürfen.

Die Bestimmungen dieses Paragraphen finden keine Anwendung auf Maßnahmen der obenerwähnten Art, 
die von Deutschland in den mit Krieg überzogenen oder besetzten Gebieten, oder von Deutschland oder von 
den deutschen Behörden nach dem 11. November 1918 getroffen worden sind; alle diese Maßnahmen bleiben 
ungültig.
§ 2 Wegen Handlungen oder Unterlassungen in bezug auf Güter, Rechte oder Interessen der deutschen Reichs-
angehörigen während des Krieges oder zur Vorbereitung des Krieges ist jeglicher Anspruch und jegliche Klage 
Deutschlands oder seiner Angehörigen, gleichviel wo sie ansässig sind, gegen eine alliierte oder assoziierte 
Macht oder gegen irgendeine Person, die im Namen oder nach den Weisungen einer Gerichts- oder Verwal-
tungsbehörde dieser Macht gehandelt hat, unzulässig. Gleichfalls unzulässig ist jeglicher Anspruch und jegli-
che Klage gegen irgendeine Person wegen einer Handlung oder Unterlassung, die auf den außerordentlichen 
Kriegsmaßnahmen, Gesetzen oder Verordnungen einer der alliierten oder assoziierten Mächte beruht.
§ 3 Im Sinne des Artikel 297 und dieser Anlage fallen unter den Begriff der „außerordentlichen Kriegsmaß-
nahmen“ Maßnahmen jeder Art, Maßnahmen der Gesetzgebung, der Verwaltung, der Rechtsprechung und 
sonstige bezüglich des feindlichen Gutes bereits getroffene oder erst nachträglich zu treffende, deren Zweck ist 
oder sein wird, dem Eigentümer die Verfügungsbefugnis über sein Gut zu entziehen, ohne das Eigentum selbst 
anzutasten; namentlich also Überwachungs-, Zwangsverwaltungs-, Sequestrationsmaßnahmen oder Maßnah-
men mit dem Zweck, die feindlichen Guthaben zu beschlagnahmen, zu verwerten oder zu sperren. Der Grund, 
die Form, der Ort des Vorgehens sind ohne Belang. Als in Ausführung dieser Maßnahmen vorgenommene 
Handlungen gelten alle Verordnungen, Weisungen, Befehle oder Verfügungen der Verwaltungsbehörden oder 
Gerichte, die dieses Maßnahmen auf das feindliche Gut anwenden, sowie alle Handlungen solcher Personen, 
welche die Verwaltung oder die Überwachung des feindlichen Gutes, zum Beispiel die Schuldentilgung, Einzie-
hung von Außenständen, Bezahlung von Kosten, Gefällen oder Auslagen, Einziehung von Vergütungen, über-
tragen ist.

„Übertragungsanordnungen“ sind solche Anordnungen, die das Eigentum an feindlichem Gut betroffen ha-
ben oder betreffen werden, indem sie es ohne Zustimmung des feindlichen Eigentümers ganz oder teilweise 
auf eine andere Person als ihn selbst übertragen, insbesondere die Maßnahmen, welche den Verkauf, die Liqui-
dation, den Eigentumsübergang, kraft Gesetzes an feindlichem Gut, die Nichtigkeitserklärung von verbrieften 
Ansprüchen oder Wertpapieren anordnen.
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§ 4 Die Güter, Rechte und Interessen der deutschen Reichsangehörigen auf dem Gebiet einer alliierten oder as-
soziierten Macht, sowie der Reinerlöß aus ihrem Verkauf, ihrer Liquidation oder den sonstigen Übertragungs-
anordnungen können durch diese Macht belastet werden: an erster Stelle mit der Bezahlung von Schadens-
beträgen, die auf Grund von Ansprüchen ihrer eigenen Staatsangehörigen mit Bezug auf ihre in Deutschland 
gelegenen Güter, Rechte und Interessen einschließlich der Gesellschaften oder Vereinigungen, an denen sie 
beteiligt sind, oder auf Grund von Forderungen gegen deutsche Reichsangehörige geschuldet werden; eben-
so mit der Bezahlung von Ersatzansprüchen, die auf Handlungen der deutschen Regierung oder irgendeiner 
deutschen Behörde gegründet werden, welche nach dem 31. Juli 1914 und vor dem Eintritt der beteiligten 
alliierten und assoziierten Macht in den Krieg begangen sind. Die Höhe solcher Ersatzansprüche kann von 
einem Schiedsrichter festgesetzt werden, der von Herrn Gustav Ador, wenn er dazu bereit ist, andernfalls von 
dem im Abschnitt VI vorgesehenen Gemischten Schiedsgerichtshof ernannt wird. An zweiter Stelle können sie 
belastet werden mit Zahlungen von Schadensbeträgen auf Ersatzansprüche der eigenen Staatsangehörigen einer 
solchen alliierten und assoziierten Macht, die auf ihre im Gebiete der anderen feindlichen Mächte gelegenen 
Güter, Rechte und Interessen Bezug haben; dies gilt indes nur insoweit, als dieses Schadloshaltung nicht auf 
andere Weise erfolgt ist.
§ 5 Hatte eine in einem alliierten oder assoziierten Staate gesetzlich zugelassene Gesellschaft unmittelbar vor 
dem Beginn des Krieges gemeinschaftlich mit einer von ihr abhängigen und in Deutschland gesetzlich zuge-
lassenen Gesellschaft Verwertungsrechte mit Bezug auf Fabrik- und Handelsmarken für andere Länder oder 
befand sie sich zusammen mit dieser Gesellschaft im Besitz ausschließlicher Herstellungsverfahren für Waren 
oder Verkaufsgegenstände für andere Länder, so hat ohne Rücksicht auf die Bestimmungen des Artikel 297 
künftig die erste Gesellschaft unter Ausschluß der deutschen Gesellschaft allein das Recht, diese Fabrikmarken 
in anderen Ländern zu verwerten. Die gemeinschaftlichen Herstellungsverfahren werden der ersten Gesell-
schaft überlassen, ungeachtet entgegenstehender, auf der deutschen Kriegsgesetzgebung beruhender Maßnah-
men in Ansehung der zweiten Gesellschaft oder ihrer Interessen, ihres Geschäftsvermögens oder ihrer Aktien. 
Jedoch hat die erste Gesellschaft, wenn sie darum angegangen wird, der zweiten Gesellschaft die Modelle zu 
übergeben, die die weitere Herstellung der Waren im Umfang des Verbrauchs in Deutschland ermöglichen.
§ 6 Soweit Güter, Rechte und Interessen von Staatsangehörigen der alliierten oder assoziierten Mächte, ein-
schließlich der Gesellschaften und Vereinigungen, an denen diese Staatsangehörigen beteiligt waren, durch 
Deutschland einer außerordentlichen Kriegsmaßnahme unterworfen worden sind, ist Deutschland bis zu dem 
Zeitpunkt der gemäß § 297durchzuführenden Zurückerstattung für die Erhaltung verantwortlich.
§ 7 Die alliierten oder assoziierten Mächte haben binnen eines Jahres nach Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrags die Güter, Rechte und Interessen bekanntzugeben, in Ansehung derer sie das im Artikel 297 Absatz f) 
vorgesehene Recht auszuüben gedenken.
§ 8 Die im Artikel 297 vorgesehenen Zurückerstattungen erfolgen auf Anordnung der deutschen Regierung 
oder der sie vertretenden Behörden. Auf Antrag der Beteiligten haben die deutschen Behörden ihnen ins Ein-
zelne gehende Auskunft über die Geschäftsführung der Verwalter zu geben. Der Antrag wird mit Inkrafttreten 
des gegenwärtigen Vertrags zulässig.
§ 9 Güter, Rechte und Interessen der deutschen Reichsangehörigen unterliegen weiterhin bis zur Durchführung 
der im Artikel 297 Absatz b) vorgesehenen Liquidation den im Hinblick auf sie getroffenen oder zu treffenden 
außerordentlichen Kriegsmaßnahmen.
§ 10 Deutschland übermittelt binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags jeder al-
liierten oder assoziierten Macht alle in Händen seiner Angehörigen befindlichen Verträge, Bescheinigungen, 
Urkunden und sonstigen Eigentumstitel, die sich auf Güter, Rechte und Interessen im Gebiete der betreffen-
den alliierten oder assoziierten Macht beziehen. Unter diese Güter, Rechte und Interessen fallen auch Aktien, 
Schuldverschreibungen oder sonstige Wertpapiere aller durch die Gesetzgebung dieser Macht zugelassenen 
Gesellschaften.

Deutschland erteilt jederzeit auf Verlangen der beteiligten alliierten oder assoziierten Macht jegliche Aus-
kunft über Güter, Rechte und Interessen der deutschen Reichsangehörigen im Gebiet der beteiligten alliierten 
oder assoziierten Macht, sowie über die Geschäfte, die seit dem 1. Juli 1914 in bezug auf jene Güter, Rechte und 
Interessen etwa stattgefunden haben.
§ 11 Der Ausdruck „Barguthaben“ umfaßt alle vor oder nach der Kriegserklärung angelegten Gelder oder De-
ckungen; er umfaßt ferner alle Guthaben, die aus Geldanlagen, Einkünften oder Gewinnen stammen, welche 
Verwalter, Sequester oder andere aus angelegtem Geld oder sonstwie eingezogenhaben; ausgeschlossen bleibt 
jede Geldsumme, die den alliierten und assoziierten Mächten oder ihren einzelnen Staaten, Provinzen oder 
Gemeinden zusteht.
§ 12 Soweit durch die für die Verwaltung feindlichen Gutes verantwortlichen Personen oder die Aufsichtper-
sonen für dieses Verwaltung Barguthaben der Staatsangehörigen der Hohen vertragschließenden Teile, ein-
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schließlich Barguthaben von Gesellschaften oder Vereinigungen, an denen diese Staatsangehörigen beteiligt 
sind, angelegt worden sind, gleichviel wo die Anlage erfolgt ist, oder soweit dies auf Anordnung der oben ge-
dachten Personen oder irgendeiner Behörde geschehen ist, wird die Anlage hinfällig; die Regelung des Bargut-
habens erfolgt ohne Rücksicht auf diese Anlage.
§ 13 Soweit Güter, Rechte und Interessen von Staatsangehörigen einer alliierten oder assoziierten Macht ein-
schließlich der Gesellschaften oder Vereinigungen, an denen solche Staatsangehörigen beteiligt waren, in 
Deutschland oder in den von Deutschland oder seinen Verbündeten besetzten Gebieten Gegenstand einer au-
ßerordentlichen Kriegsmaßnahme oder einer Übertragungsanordnung waren, übermittelt Deutschland den 
alliierten oder assoziierten Mächten, einer jeden für ihr Teil, binnen einem Monat nach Inkrafttreten des ge-
genwärtigen Vertrags oder auf Verlangen zu irgendeiner späteren Zeit alle einschlägigen Abrechnungen oder 
Rechnungsbelege, Archive, Urkunden und Auskünfte jeglicher Art, die sich auf seinem Gebiet befinden.

Die Aufsichts- und Überwachungspersonen, Geschäftsführer, Verwalter, Zwangsverwalter, Liquidatoren und 
Pfleger sind unter Bürgschaft der deutschen Regierung persönlich für die unverzügliche vollständige Übermitt-
lung und die Richtigkeit dieser Rechnungen und Urkunden verantwortlich.
§ 14 Auf Schulden, Guthaben und Abrechnungen finden die Bestimmungen des Artikel 297 und dieser Anlage, 
betreffend Güter, Rechte und Interessen in Feindesland und den Erlöß ihrer Liquidation Anwendung; Abschnitt 
III regelt nur die Art und Weise der Zahlung.

Soweit von den alliierten und assoziierten Mächten, ihren Kolonien oder Protektoraten oder einem der eng-
lischen Dominien oder Indien, die Erklärung nicht abgegeben wird, daß sie dem Abschnitt III beitreten, finden 
zwischen Deutschland und ihnen und zwischen den beiderseitigen Staatsangehörigen bei Regelung der von 
Artikel 297 betroffenen Fragen die Bestimmungen des Abschnitts III über die Währung, in der die Bezahlung 
stattfinden soll, und über den Umrechnungskurs und Zinsen Anwendung, es sei denn, daß die Regierung der 
beteiligten alliierten oder assoziierten Macht Deutschland binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegen-
wärtigen Vertrags mitteilt, daß die erwähnten Bestimmungen nicht zur Anwendung gelangen sollen.
§ 15 Erstreckt sich die in Anwendung der außerordentlichen Kriegsgesetzgebung durch die alliierten oder as-
soziierten Mächte oder die in Anwendung der Bestimmungen des Artikel 297 Absatz b) vorgenommene Li-
quidation von Gütern, Rechten, Interessen, Gesellschaften und Unternehmungen auf Rechte des gewerblichen, 
literarischen oder künstlerischen Eigentums, so finden die Bestimmungen des Artikel 297 und dieser Anlage 
Anwendung.

Abschnitt V. Verträge, Verjährung, Urteile.
Art. 299 a) Verträge zwischen Feinden gelten als mit dem Zeitpunkt aufgehoben, an dem zwei der Beteiligten 
Feinde geworden sind. Dies gilt nicht für Schulden und andere Geldverpflichtungen, die aus der Vornahme 
einer in einem solchen Vertrage vorgesehenen Handlung oder der Leistung einer dort vorgesehenen Zahlung 
entspringen. Vorbehalten bleiben ferner die nachstehend oder in der beigefügten Anlage vorgesehenen Aus-
nahmen und Sonderregeln für bestimmte Verträge oder Vertragsgattungen.

b) Nicht betroffen von der Aufhebung im Sinne dieses Artikels werden diejenigen Verträge, bei denen im 
Allgemeininteresse die Regierungen der alliierten und assoziierten Mächte denen eine der Vertragsparteien 
angehört, binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags erklären, daß sie auf der Aus-
führung bestehen.

Bringt die Ausführung der demgemäß aufrechterhaltenen Verträge für eine der Parteien infolge veränderter 
Handelsverhältnisse  einen erheblichen Nachteil mit sich, so kann der in Abschnitt VI vorgesehene Gemischte 
Schiedsgerichtshof der geschädigten Partei eine angemessene Entschädigung zubilligen.

c) Mit Rücksicht auf die Bestimmungen der Verfassung und des Rechts der Vereinigten Staaten von Ame-
rika, Brasiliens und Japans findet weder dieser Artikel noch Artikel 300, noch die Anlage auf Verträge, die 
von Staatsangehörigen dieser Staaten mit deutschen Reichsangehörigen geschlossen worden sind, Anwendung. 
Desgleichen findet Artikel 306 keine Anwendung auf die Vereinigten Staaten von Amerika oder deren Staats-
angehörigen.

d) Dieser Artikel und seine Anlage finden keine Anwendung auf Verträge, deren Parteien dadurch Feinde 
geworden sind, daß eine von ihnen Einwohner eines Gebiets war, das unter eine andere Souveränität tritt, falls 
diese Partei infolge des gegenwärtigen Vertrags die Staatsangehörigkeit einer alliierten oder assoziierten Macht 
erwirbt. Das gleiche gilt für Verträge zwischen Staatsangehörigen der alliierten und assoziierten Mächte, zwi-
schen denen der Handel deshalb verboten war, weil einer der Vertragschließenden sich in einem vom Feinde 
besetzten Gebiet einer alliierten oder assoziierten Macht befand.

e) Keine Bestimmung dieses Artikels und seiner Anlage darf zur Ungültigkeitserklärung eines Geschäfts 
führen, das in gesetzmäßiger Weise auf Grund eines mit Genehmigung einer der kriegführenden Mächte abge-
schlossenen Vertrags zwischen den Feinden vorgenommen worden ist.
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Art. 300 a) Auf dem Gebiete der Hohen vertragschließenden Teile sind im Verhältnis zwischen Feinden alle 
Verjährungs-, Ausschluß- und Verfallfristen für die Kriegsdauer gehemmt, gleichviel ob sie vor oder nach 
Kriegsausbruch zu laufen begonnen haben. Sie beginnen frühestens drei Monate nach Inkrafttreten des gegen-
wärtigen Vertrags wieder zu laufen. Diese Bestimmung findet auch Anwendung auf die Vorlegungsfristen für 
Zinsen- oder Dividendenabschnitte und die Vorlegungsfristen für Wertpapiere, die auf Grund erfolgter Auslo-
sung oder aus irgendeinem anderen Grund auszahlbar sind.

b) Sind infolge Versäumung einer Handlung oder Nichtwahrung einer Formvorschrift während es Krieges 
Vollstreckungsmaßnahmen auf deutschem Gebiete zum Nachteil eines Staatsangehörigen einer alliierten oder 
assoziierten Macht vorgenommen, so wird der Einspruch dieses Staatsangehörigen vor den in Abschnitt VI 
vorgesehenen Gemischten Schiedsgerichtshof gebracht, es sei denn, daß der betreffende Fall zur Zuständigkeit 
eines Gerichts einer alliierten oder assoziierten Macht gehört.

c) Auf den Antrag der beteiligten Staatsangehörigen der alliierten oder assoziierten Macht erkennt der Ge-
mischte Schiedsgerichtshof auf Wiederherstellung des durch die im Absatz b erwähnten Vollstreckungsmaß-
nahmen beeinträchtigten Rechtszustands in allen Fällen, in denen dies nach dem besonderen Tatbestand billig 
und möglich ist.

Ist die Wiederherstellung ungerecht oder unmöglich, so kann der Gemischte Schiedsgerichtshof der benach-
teiligten Partei eine Entschädigung zubilligen, die der deutschen Regierung zur Last fällt.

d) Ist ein Vertrag zwischen Feinden für aufgehoben erklärt, und zwar entweder weil eine der Parteien eine 
Vertragsbestimmung nicht ausgeführt hat, oder infolge Ausübung eines im Vertrage ausbedungenen Rechtes, 
so steht der benachteiligten Partei frei, sich an den Gemischten Schiedsgerichtshof zu wenden, um Abhilfe zu 
erlangen. Der Gerichtshof hat in diesem Falle die im Absatz c) vorgesehenen Befugnisse.

e) Haben Staatsangehörige der alliierten und assoziierten Mächte durch Maßnahmen der obenerwähnten 
Art, die Deutschland in dem mit Krieg überzogenen oder besetzten Gebiet vorgenommen hat, Schaden erlitten, 
so finden die Bestimmungen der vorstehenden Absätze dieses Artikels Anwendung, falls diese Staatsangehöri-
gen nicht anderweitig entschädigt worden sind.

f) Deutschland hat jeden Dritten schadlos zu halten, der durch eine von dem Gemischten Schiedsgericht 
gemäß den vorstehenden Absätzen dieses Artikels zuerkannte Rechtswiederherstellung oder Wiedereinsetzung 
in den früheren Rechtszustand benachteiligt wird.

g) Die in Absatz a) vorgesehene dreimonatige Frist beginnt für Handelspapiere mit dem Tage, an dem die 
Ausnahmevorschriften, die in den Gebieten der beteiligten Macht bezüglich der Handelspapiere erlassen wor-
den sind, endgültig außer Kraft getreten sind.
Art. 301 Im Verhältnis zwischen den Feinden darf kein vor dem Kriege ausgestelltes Handelspapier lediglich 
wegen versäumter fristgerechter Vorlegung zwecks Annahme oder zwecks Zahlung, wegen versäumter Be-
nachrichtigung der Aussteller oder Giranten von der Nichtannahme oder Nichtzahlung, wegen versäumten 
Protestes, wegen Versäumung der Erfüllung irgendeiner Formvorschrift für verfallen erklärt werden, wenn die 
Versäumung währen des Krieges erfolgt ist.

Ist die Frist zur Vorlegung eines Handelspapiers zwecks Annahme oder zwecks Zahlung oder die Frist zur 
Benachrichtigung des Ausstellers oder der Giranten von der Nichtannahme oder der Nichtzahlung oder die 
Frist zur Erhebung des Protestes während des Krieges abgelaufen und hat die vorlegungs-, protest- oder be-
nachrichtigungspflichtige Partei währen des Krieges die betreffende Handlung versäumt, so steht ihr für die 
nachträgliche Vorlegung, nachträgliche Benachrichtigung von Nichtannahme oder Nichtzahlung oder nach-
trägliche Protesterhebung mindestens eine Frist von drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Ver-
trags zu.
Art. 302 Soweit nach dem gegenwärtigen Vertrage die Zuständigkeit der Gerichte einer alliierten und assozi-
ierten Macht reicht, schaffen ihre Urteile in Deutschland Rechtskraft und sind ohne weitere Vollstreckbarkeits-
erklärung vollstreckbar.

ist, gleichviel in welcher Art von Angelegenheiten, während des Krieges von einem deutschen Gericht gegen 
den Staatsangehörigen einer alliierten oder assoziierten Mach ein urteil ergangen, ohne daß er in der Lage war, 
sich zu verteidigen, so ist der hierdurch benachteiligte Staatsangehörige der alliierten oder assoziierten Macht 
berechtigt, Abhilfe zu verlangen, deren Form von dem im Abschnitt VI vorgesehenen Gemischten Schiedsge-
richtshof näher bestimmt wird.

Auf Antrag des Staatangehörigen der alliierten oder assoziierten Macht kann der Gemischte Schiedsgerichts-
hof dieses Abhilfe, sofern das möglich ist, in der Form eintreten lassen, daß er die Parteien in die Lage zurück-
versetzt, in der sie sich vor dem von dem deutschen Gericht gefällten Urteil befanden.

Die obenerwähnte Abhilfe kann ebenso vor dem Gemischten Schiedsgerichtshof von Staatsangehörigen der 
alliierten oder assoziierten Mächte, die durch richterliche Maßnahmen in den mit Krieg überzogenen oder be-
setzten Gebieten Nachteile erlitten haben, beansprucht werden, wenn sie nicht schon anderweitig entschädigt 
worden sind.
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Art. 303 Im Sinn der Abschnitte III, IV, V und VII bedeutet der Ausdruck „während des Krieges“ für jede al-
liierte oder assoziierte Macht der Zeitraum zwischen dem Eintritt des Kriegszustandes zwischen dieser Macht 
und Deutschland und dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags.

Anlage. I.  Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Im Sinne der Artikel 299, 300 und 301 gelten Vertragsparteien dann als Feinde, wenn der Handel zwischen 
ihnen verboten worden oder infolge von Gesetzen, Verordnungen oder Vorschriften, denen eine der Parteien 
unterworfen war, gesetzwidrig geworden ist. Der maßgebende Zeitpunkt ist der Tag, an dem der Handel verbo-
ten worden oder an dem er sonstwie gesetzwidrig geworden ist.
§ 2 Unbeschadet der Rechte aus Artikel 297 Absatz b) des Abschnitts IV, unter Vorbehalt ferner der Anwendung 
der während des Krieges von den alliierten und assoziierten Mächten erlassenen Gesetze, Verordnungen oder 
inneren Vorschriften, schließlich unter Vorbehalt abweichender Vertragsbestimmungen, bleiben von der Auf-
hebung durch Artikel 299 ausgenommen und in Kraft:

a) Verträge zum Zwecke der Übertragung von Eigentum, Gütern oder von beweglichen oder unbeweglichen 
Werten, wenn das Eigentum übertragen oder der Gegenstand ausgehändigt worden ist, bevor die Parteien Fein-
de wurden;

b) Mietverträge, Mieten und Mietversprechen [engl. Text besagt: „Mieten und Mietabkommen über Liegen-
schaften und Häuser“];

c) Verträge über Hypotheken, Verpfändungen und Sicherstellungen;
d) Konzessionen, betreffend Bergwerke und Gruben, Steinbrüche oder Lagerstätten;
e) Verträge zwischen Privaten [engl. Text besagt: „Individuen oder Gesellschaften“] einerseits und Staaten, 

Provinzen, Gemeinden oder anderen ähnlichen Verwaltungskörperschaften andererseits sowie Konzessionen, 
die von derartigen Staaten, Provinzen, Gemeinden oder anderen ähnlichen Verwaltungskörperschaften verlie-
hen sind.
§ 3 Sind gemäß Artikel 299 Bestimmungen eines Vertrags teilweise aufgehoben, lassen sich aber die aufgehobe-
nen von den übrigen Bestimmungen des Vertrags trennen, so bleieben die übrigen Bestimmungen des Vertrags, 
vorbehaltlich der Anwendung der im § 2bezeichneten Gesetze, Verordnungen und inneren Vorschriften, in 
Kraft. Lassen sie sich nicht trennen, so gilt der Vertrag als in seiner Gesamtheit aufgehoben.

II.  Besondere Bestimmungen über einzelne Vertragsgattungen. 
Verträge an der Effekten- und Produktenbörse.

§ 4 a) Bestimmungen, die während des Krieges von einer anerkannten Effekten- oder Produktenbörse bezüglich 
Abwicklung der von einer feindlichen Privatperson vor dem Kriege eingegangenen börsenmäßigen Verpflich-
tungen erlassen worden sind, werden durch die Hohen vertragschließenden Teile bestätigt, ebenso wie die in 
Anwendung dieser Bestimmungen getroffenen Maßnahmen, vorausgesetzt:

1.  daß das Geschäft ausdrücklich in Gemäßheit der Bestimmungen der betreffenden Börse abgeschlossen 
worden war;

2.  daß die Bestimmungen für alle Beteiligten verbindlich waren;
3.  daß die Abwicklungsbedingungen gerecht und vernünftig waren.
b) Der vorstehende Absatz findet auf Maßnahmen, die von Börsen in den vom Feinde besetzten Gebieten 

währen der Besetzung erlassen worden sind, keine Anwendung.
c) Die Abwicklung der am 31. Juli 1914 abgeschlossenen Termingeschäfte über Baumwolle, gemäß Entschei-

dung der Baumwollvereinigung von Liverpool, wird ebenfalls bestätigt.
Verpfändung.

§ 5 Ist ein als Sicherheit für die Schuld eines Feindes bestelltes Pfand wegen mangelnder Zahlung verkauft 
worden, so soll selbst dann, wenn der Eigentümer nicht hat benachrichtigt werden können, der Verkauf als 
gültig angesehen werden, sofern der Gläubiger in gutem Glauben und mit vernünftiger Sorgfalt und Vorsicht 
gehandelt hat. In diesem Falle steht dem Eigentümer kein Ersatzanspruch auf Grund des Pfandverkaufs zu.

Diese Bestimmung findet auf Pfandverkäufe, die in den mit Krieg überzogenen oder vom Feind besetzten 
Gebieten währen der Besetzung von einem Feinde vorgenommen worden sind, keine Anwendung.

Handelspapiere.
§ 6 Soweit Mächte in Betracht kommen, die dem Abschnitt III und seiner Anlage beigetreten sind, werden 
die Geldverbindlichkeiten zwischen Feinden aus der Ausstellung von Handelspapieren in Gemäßheit der ge-
nannten Anlage durch Vermittlung der Prüfungs- und Ausgleichsämter geregelt. Auf diese geht das Recht des 
Inhabers mit den verschiedenen ihm zustehenden Rechtsbehelfen über.
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§ 7 Hat sich jemand auf Grund der Zusage eines Anderen vor oder während des Krieges zur Zahlung eines 
Handelspapiers verpflichtet und ist der Andere später für ihn Feind geworden, so bleibt ihm trotz der Eröffnung 
der Feindseligkeiten der Rückgriff gegen den Anderen erhalten.

III.  Versicherungsverträge.
§ 8 Versicherungsverträge zwischen Personen, die später Feinde geworden sind, werden in Gemäßheit der fol-
genden Paragraphen geregelt.

Feuerversicherungen.
§ 9 Verträge zur Versicherung von Eigentum gegen Feuersgefahr zwischen einer an dem Eigentum beteiligten 
Person und einer anderen, die später Feind geworden ist, gelten nicht durch die Eröffnung der Feindseligkeiten 
oder dadurch, daß die betreffende Person Feind geworden ist, oder deshalb, weil während des Krieges oder 
dreier Monate danach einer der Vertragschließenden eine Vertragsbestimmung nicht erfüllt hat, als aufgeho-
ben. Sie werden aber mit Wirkung vom ersten, nach Ablauf einer Frist von drei Monaten nach Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrags eintretenden Fälligkeitstag der Jahresprämie aufgehoben.

Bezüglich der währen des Krieges fällig gewordenen, unbezahlt gebliebenen Prämien oder der Ansprüche 
aus Schadensfällen, die während des Krieges eingetreten sind, findet eine Regelung statt.
§ 10 Ist eine vor dem Kriege abgeschlossene Feuerversicherung durch eine Verwaltungs- oder gesetzgeberische 
Maßnahme währen des Krieges von dem ursprünglichen auf einen anderen Versicherer übertragen worden, so 
wird die Übertragung anerkannt; die Haftung des ursprünglichen Versicherers gilt seit dem Tage der Übertra-
gung als erloschen. Der ursprüngliche Versicherer bleibt indessen berechtigt, auf Verlangen volle Auskunft über 
die Bedingungen der Übertragung zu erhalten. Ergibt sich, daß diese Bedingungen unbillig waren, so sind sie 
soweit abzuändern, daß sie den Ansprüchen der Billigkeit genügen.

Mit Zustimmung der ursprünglichen Versicherers ist ferner der Versicherte berechtigt, den vertrag auf den 
ursprünglichen Versicherer mit Wirkung vom Zeitpunkt der Stellung des bezüglichen Antrags ab zurückzu-
übertragen.

Lebensversicherungen.
§ 11 Lebensversicherungsverträge zwischen einem Versicherer und einer Person, die später Feind geworden 
ist, gelten weder durch die Kriegserklärung noch durch die Tatsache, daß die Person Feind geworden ist, als 
aufgehoben.

Jeder Vertrag, der währen des Krieges auf Grund eines nach dem vorstehenden Absatz als nicht aufgehoben 
geltenden Vertrags fällig geworden ist, ist nach dem Kriege zuzüglich fünf v. H. jährlicher Zinsen vom Tage der 
Fälligkeit bis zum Berichtigungstage zahlbar.

Ist der Vertrag währen des Krieges mangels Prämienzahlung hinfällig oder infolge der Nichterfüllung von 
Vertragsbestimmungen unwirksam geworden, so sind der Versicherte und seine Vertreter oder Rechtsnachfol-
ger jederzeit berechtigt, binnen zwölf Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags vom Versicherer 
den Wert der Police am Tage ihres Hinfälligwerdens oder ihrer Unwirksamkeit zu fordern.

Beruht das Hinfälligwerden des Vertrags währen des Krieges mangels Prämienzahlung auf der Anwendung 
von Kriegsmaßnahmen, so sind der Versicherte oder seine Vertreter oder Rechtsnachfolger berechtigt, binnen 
drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags dadurch wieder in Kraft zu setzen, daß sie die 
gegebenenfalls verfallenen Prämien zuzüglich fünf v. H. jährlicher Zinsen bezahlen.
§ 12 Jeder alliierten oder assoziierten Macht steht es frei, binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des gegen-
wärtigen Vertrags alle laufenden Versicherungsverträge zwischen einer deutschen Versicherungsgesellschaft 
und ihren Staatsangehörigen unter solchen Bedingungen aufzulösen, daß ihre Staatsangehörigen vor jedem 
Schaden bewahrt bleiben.

Zu diesem Zwecke hat die deutsche Versicherungsgesellschaft der in Frage kommenden alliierten oder asso-
ziierten Macht den auf diese hinfällig gewordenen Policen verhältnismäßig entfallenden Teil ihres Vermögens 
zu übertragen und wird von jeder Verpflichtung aus diesen Policen entbunden. Der zu übertragende Vermö-
gensteil wird durch einen vom Gemischten Schiedsgerichtshof ernannten Rechnungsbeamten festgesetzt.
§ 13 Sind Lebensversicherungsverträge von der Zweigstelle einer Versicherungsgesellschaft geschlossen, deren 
Hauptniederlassung sich in einem in der Folge feindlich gewordenen Lande befindet, so unterliegt der Vertrag, 
falls er nicht selbst eine gegenteilige Bestimmung enthält, dem Gesetz des Ortes. Sind indes auf Ansprüche, 
die im Widerspruch zu den Bestimmungen des Vertrags selbst und zu den zur Zeit seines Abschlusses gelten-
den Gesetzen und Abkommen auf Grund von Kriegsmaßnahmen erhoben oder durchgesetzt sind, Zahlungen 
erfolgt, so ist der Versicherer berechtigt, deren Erstattung von dem Versicherten oder seinen Vertretern zu 
verlangen.
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§ 14 Sieht das auf den Vertrag anzuwendende Gesetz vor, daß der Versicherer trotz der Nichtzahlung der Prämi-
en an den Vertrag gebunden bleibt, bis dem Versicherten von der Hinfälligkeit des Vertrags Mitteilung gemacht 
worden ist, so ist er in den Fällen, in denen er infolge des Krieges dieses Mitteilung nicht machen konnte, be-
rechtigt, von dem Versicherten die nicht bezahlten Prämien zuzüglich fünf v. H. jährlicher Zinsen zu fordern.
§ 15 Als Lebensversicherungsverträge im Sinne der §§ 11bis 14 gelten Versicherungsverträge dann, wenn die 
Berechnung der gegenseitigen Verpflichtung beider Parteien auf der Wahrscheinlichkeit der menschlichen Le-
bensdauer verbunden mit dem Zinsfuß beruhen.

Seeversicherungen.
§ 16 Seeversicherungsverträge, unter Einschluß von Zeit- und Reisepolicen, zwischen dem Versicherer und 
einer Person, die in der Folgezeit Feind wurde, gelten von diesem Augenblick an als aufgelöst, es sei denn daß 
die im Vertrage vorgesehene Gefahr von diesem Zeitpunkte begonnen hatte.

Hatte die Gefahr nicht begonnen, so hat der Versicherer die in Form von Prämien oder anderswie gezahlten 
Summen zu erstatten.

Hatte die Gefahr begonnen, so gilt der Vertrag als rechtsbeständig, obwohl die eine Partei Feind wurde, die 
Beträge, die auf Grund der Vertragsbestimmungen, sei es als Prämien, sei es für Seeschäden, zu zahlen sind, 
können nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags eingefordert werden.

Kommt es zu einem Übereinkommen über die Verzinsung der vor dem Kriege an Staatsangehörige der krieg-
führenden Staaten oder von solchen Staatsangehörigen geschuldeten, nach dem Kriege zur Zahlung gelangen-
den Summen, so sollen solche Zinsen bei Verlusten, die auf Grund von Seeversicherungsverträgen zu ersetzen 
sind, nach Ablauf eines Jahres vom Tage des Verlustes an laufen.
§ 17 Kein Seeversicherungsvertrag mit einem Versicherten, der in der Folgezeit Feind wurde, begründet eine 
Haftung für Verluste durch Kriegshandlungen der Macht, der der Versicherer angehört, oder einer mit ihr alli-
ierten oder assoziierten Macht.
§ 18 Erweist es sich, daß jemand, der vor dem Kriege einen Seeversicherungsvertrag mit einem in der Fol-
ge Feind gewordenen Versicherer eingegangen ist, nach Eröffnung der Feindseligkeiten einen neuen Vertrag 
geschlossen hat, der dieselbe Gefahr bei einem nicht feindlichen Versicherer deckt, so tritt von dem Tage des 
Abschlusses an der neue Vertrag an die Stelle des ursprünglichen. Die verfallenen Prämien werden nach dem 
Grundsatz berechnet, daß der ursprüngliche Versicherer aus dem Vertrag nur bis zu dem Zeitpunkt haftet, wo 
der neue Vertrag geschlossen wurde.

Andere Versicherungen
§ 19 Solche vor dem Kriege zwischen einem Versicherer und einer Person, welche in der Folge Feind wurde, 
abgeschlossene Versicherungsverträge, die nicht unter §§ 918 fallen, erfahren in jeder Hinsicht dieselbe Be-
handlung, wie sie nach den genannten Paragraphen Feuerversicherungsverträgen zwischen den Parteien zuteil 
würde.

Rückversicherungen
§ 20 Alle Rückversicherungsverträge mit einer Person, die Feind geworden ist, gelten als durch diese bloße Tat-
sache aufgehoben; jedoch bleibt im Falle der Haftung für eine Lebens- oder Seeversicherungsgefahr, die schon 
vor dem Kriege begonnen hatte, das Recht unberührt, nach dem Kriege die Zahlung der aus der Haftung für 
diese Gefahren geschuldeten Summen zu verlangen.

War es indessen infolge feindlichen Einfalls dem Rückversicherten unmöglich, einen anderen Rückversi-
cherer zu finden, so bleibt der Vertrag bis zum Ablauf nach drei Wochen nach Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrags in Geltung.

Wird ein Rückversicherungsvertrag auf Grund dieses Paragraphen hinfällig, so findet zwischen beiden Par-
teien eine Abrechnung statt, die einerseits die bezahlten und zu bezahlenden Prämien, andererseits die Ersatz-
pflicht für erlittene Verluste aus der Haftung für die vor dem Kriege in Lauf gekommenen Lebens- und See-
versicherungsgefahren berücksichtigt. Bei anderen als in §§ 1118 erwähnten Gefahren gilt der Stichtag für die 
Abrechnung der Zeitpunkt, an dem beide Parteien Feinde wurden; Ersatzansprüche für seitdem eingetretene 
Verluste bleiben außer Betracht.
§ 21 Hat ein Versicherer in einem Versicherungsvertrag die Haftung für besondere Gefahren übernommen, 
die keine Lebens- oder Seeversicherungsgefahren sind, so erstrecken sich die Bestimmungen des vorstehenden 
Paragraphen gleichfalls auf die entsprechenden Rückversicherungen, die an dem Tage bestanden, wo die ver-
tragschließenden Parteien Feinde geworden sind.
§ 22 Die Rückversicherung eines Lebensversicherungsvertrags, die auf Grund  eines besonderen Vertrags ab-
geschlossen worden und nicht in einem allgemeinen Rückversicherungsvertrag enthalten ist, bleibt in Kraft.
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Haben feindliche Gesellschaften Lebensversicherungspolicen rückversichert, so finden auf diese Rückversi-
cherungsverträge die Bestimmungen des § 12 Anwendung.
§ 23 Ist vor dem Kriege ein Seeversicherungsvertrag rückversichert worden, so bleibt die Übertragung der 
Gefahr auf den Rückversicherer gültig, wenn diese Gefahr vor Eröffnung der Feindseligkeiten begonnen hatte; 
der Vertrag bleibt trotz der Eröffnung der Feindseligkeiten in Kraft. Nach dem Kriege kann die Zahlung der auf 
Grund des Rückversicherungsvertrags geschuldeten Beträge für Prämien oder für erlittene Verluste verlangt 
werden.
§ 24 Die Bestimmungen der §§ 17und 18 und der letzte Absatz des § 16finden auf Rückversicherungsverträge 
für Seeversicherungsgefahr Anwendung.

Abschnitt VI. Gemischter Schiedsgerichtshof.
Art. 304 a) Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags wird zwischen jeder alliierten 
und assoziierten Macht einerseits und Deutschland andererseits ein Gemischter Schiedsgerichtshof gebildet. 
Jeder Schiedsgerichtshof besteht aus drei Mitgliedern. Jede der beteiligten Regierungen ernennt eines dieser 
Mitglieder. Der Vorsitzende wird auf Grund einer Vereinbarung zwischen den beiden beteiligten Regierungen 
ausgewählt.

Kommt eine solche Vereinbarung nicht zustande, so ernennt der Rat des Völkerbunds, oder, bis zu einem 
Zeitpunkt der Errichtung des Völkerbunds Herr Gustav Ador, falls er dazu bereit ist, den Vorsitzenden des 
Schiedsgerichtshofs sowie zwei weitere Personen, die den Vorsitzenden gegebenenfalls vertreten. Diese Perso-
nen müssen Mächten angehören, die im laufe des Krieges neutral geblieben sind.

Sorgt eine Regierung nicht innerhalb eines Monats für die oben vorgesehene Ernennung eines Mitglieds des 
Schiedsgerichtshofs für eine unbesetzte Stelle, so wird das fehlende Mitglied von der gegnerischen Regierung 
aus den beiden oben genannten außer dem Vorsitzenden berufenen Personen ausgewählt.

Der Schiedsgerichtshof entscheidet nach Stimmenmehrheit.
b) Die gemäß Absatz a errichteten Gemischten Staatsgerichtshöfe befinden über die Streitfragen, die laut 

Abschnitt III, IV, V und VII zu ihrer Zuständigkeit gehören.
Außerdem regelt der Gemischte Staatsgerichtshof alle Streitfragen bezüglich der vor Inkrafttreten des ge-

genwärtigen Vertrags zwischen den Staatsangehörigen der alliierten und assoziierten Mächte und deutschen 
Reichsangehörigen geschlossenen Verträge. Eine Ausnahme gilt für die Streitfragen, die nach den Gesetzen der 
alliierten, assoziierten oder neutralen Mächten zur Zuständigkeit der Landesgerichte dieser Mächte gehören. 
Derartige Streitfragen werden von den Landesgerichten unter Ausschluß des Gemischten Schiedsgerichtshofs 
entschieden. Dem beteiligten Staatsangehörigen einer alliierten oder assoziierten Macht steht es jedoch frei, die 
Sache vor den Gemischten Schiedsgerichtshof zu bringen, sofern kein Landesgesetz dem nicht entgegensteht.

c) Wenn die Anzahl der Sachen es erfordert, sind weitere Mitglieder zu ernennen, damit sich jeder Gemisch-
te Schiedsgerichtshof in mehrere Abteilungen gliedern kann. Jede dieser Abteilungen wird entsprechend den 
obigen Vorschriften besetzt.

d) Jeder Gemischte Schiedsgerichtshof ordnet sein Verfahren selbst, soweit es nicht durch die Bestimmungen 
der Anlage zu diesem Artikel geregelt ist. Er hat das Recht, die von der verlierenden Partei an Kosten und Aus-
lagen zu zahlenden Beträge festzusetzen.

e) Jede Regierung bezahlt die Bezüge des von ihr ernannten Mitglieds des Gemischten Schiedsgerichts und 
jedes Beauftragten, den sie bezeichnet, um sie vor dem Gerichtshof zu vertreten. Die Bezüge des Vorsitzenden 
werden durch besondere Vereinbarungen zwischen den beteiligten Regierungen festgesetzt; diese Bezüge wer-
den ebenso wie die gemeinsamen Ausgaben jedes Gerichts je zur Hälfte von den beiden Regierungen getragen.

f) Die Hohen vertragschließenden Teile verpflichten sich, durch ihre Gerichte und Behörden den Gemisch-
ten Schiedsgerichtshöfen jede irgend mögliche Rechtshilfe, insbesondere bei Zustellungen und bei der Beweis-
erhebung, gewähren zu lassen.

g) Die Hohen vertragschließenden Teile kommen überein, die Entscheidungen des Gemischten Schiedsge-
richtshofes als endgültig zu betrachten und ihnen verbindliche Kraft für ihre Staatsangehörigen beizulegen.

Anlage.
§ 1 Stirbt ein Mitglied des Gerichtshofs, legt es ein Amt nieder oder wird es aus irgendeinem Grund an der Aus-
übung seines Amtes behindert, so erfolgt seine Ersetzung nach dem Verfahren, das für seine Ernennung galt.
§ 2 Der Gerichtshof ordnet sein Verfahren nach Grundsätzen der Gerechtigkeit und Billigkeit. Er bestimmt 
Reihenfolge und Fristen für das Vorbringen der Parteien und regelt die Förmlichkeiten der Beweisaufnahme.
§ 3 Die Anwälte und Beistände der Parteien sind befugt, ihre Ausführungen und Gegenausführungen mündlich 
oder schriftlich dem Gerichtshof vorzutragen.
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§ 4 Der Gerichtshof bewahrt die schriftlichen Unterlagen der ihm vorgelegten Sachen und Streitigkeiten sowie 
des darauf bezüglichen Verfahrens unter Beifügung der Daten auf.
§ 5 Jede beteiligte Macht kann einen Sekretär ernennen. Diese Sekretäre bilden das gemischte Sekretariat des 
Gerichtshofs und sind diesem unterstellt. Der Gerichtshof kann einen oder mehrere Beamte ernennen und 
verwenden, die zur Mitwirkung bei der Erfüllung seiner Aufgabe nötig sind.
§ 6 Der Gerichtshof entscheidet über alle ihm unterbreiteten Fragen und Fälle auf Grund der Beweismittel, 
Zeugenaussagen und Unterlagen, die von den beteiligten Parteien beigebracht werden können.
§ 7 Deutschland verpflichtet sich, dem Gerichtshof jedes zur Durchführung seiner Untersuchungen erforderli-
che Entgegenkommen zu erweisen und alle erforderlichen Unterlagen zu liefern.
§ 8 Die Sprache, in der das Verfahren durchgeführt wird, ist mangels gegenteiliger Abmachung je nach der von 
der beteiligten alliierten oder assoziierten Macht getroffenen Bestimmung das Englische, Französische, Italie-
nische oder Japanische.
§ 9 Der Vorsitzende des Gerichtshofes bestimmt Ort und Zeit der Gerichtssitzungen.
Art. 305. 

Hat ein zuständiges Gericht in einer unter Abschnitt III, IV, V oder VII fallende Angelegenheit ein Urteil 
gefällt oder fällt es ein Urteil, das mit den Bestimmungen der genannten Abschnitte nicht im Einklang steht, so 
hat die dadurch geschädigte Partei ein Recht auf Abhilfe, die durch den Gemischten Schiedsgerichtshof näher 
bestimmt wird. Auf Antrag des Staatsangehörigen einer alliierten oder assoziierten Macht kann der Gemischte 
Gerichtshof diese Abhilfe, sofern es möglich ist, in der Form eintreten lassen, daß er die Parteien in die Lage 
zurückversetzt, in der sie sich vor dem von dem deutschen Gericht gefällten Urteil befanden.

Abschnitt VII. Gewerbliches Eigentum.
Art. 306 Die gewerblichen, literarischen und künstlerischen Eigentumsrechte im Sinne der im Artikel 286 be-
zeichneten internationalen Abkommen von Paris und Bern werden unter Vorbehalt der Bestimmungen des 
gegenwärtigen Vertrags zugunsten der Personen, die bei Beginn des Kriegszustands in ihrem Genuß standen, 
oder zugunsten ihrer Rechtsnachfolger mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags in den Gebieten der 
Hohen vertragschließenden Teile wieder in Kraft gesetzt oder wiederhergestellt. Desgleichen werden Rechte, 
die, wenn es nicht zum Krieg gekommen wäre, während des Krieges zufolge eines Gesuchs zum Schutz ge-
werblichen Eigentums oder zufolge der Veröffentlichung eines literarischen oder künstlerischen Werkes hätten 
erlangt werden können, mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags zugunsten der Personen, die sie zu 
beanspruchen gehabt hätten, anerkannt und begründet.

Sind indes während des Krieges durch gesetzgebende, ausführende oder verwaltende Stelle einer alliierten 
oder assoziierten Macht hinsichtlich der Rechte deutscher Reichsangehöriger auf dem Gebiete des gewerbli-
chen, literarischen oder künstlerischen Eigentums Sondermaßnahmen ergriffen worden, so behalten die auf 
Grund derselben getroffenen Anordnung weiterhin ihre Gültigkeit und volle Wirksamkeit.

Wegen der Ausnutzung von gewerblichen, literarischen oder künstlerischen Eigentumsrechten, die während 
des Krieges durch die Regierung einer alliierten oder assoziierten Macht oder durch irgendeine Person für 
Rechnung oder mit Zustimmung dieser Regierung erfolgt ist, sowie wegen des Verkaufs, des Feilbietens und des 
Gebrauchs irgendwelcher Erzeugnisse, Geräte, Sachen oder Gegenstände, die unter diese Rechte fielen, stehen 
Deutschland und deutschen Reichsangehörigen keinerlei Ersatzansprüche oder Klagen zu.

Geldbeträge, die auf Grund irgendeiner in Ausführung der in Absatz 1 dieses Artikels genannten Sonder-
maßnahmen getroffenen Anordnungen oder Maßregel geschuldet werden oder gezahlt worden sind, werden, 
falls die bei der Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrags geltende Gesetzgebung einer der alliierten oder 
assoziierten Mächte nicht anders darüber verfügt hat, in gleicher Weise wie die anderen Forderungen der deut-
schen Reichsangehörigen nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags verwendet; die Geldbeträge, 
die durch besondere, von der deutschen Regierung hinsichtlich der gewerblichen, literarischen oder künstleri-
schen Eigentumsrechte von Staatsangehörigen der alliierten oder assoziierten Mächte ergriffene Maßnahmen 
aufgebracht worden sind, werden wie alle übrigen Schulden der deutschen Reichsangehörigen angesehen und 
behandelt.

Haben deutsche Reichsangehörige nach der Gesetzgebung einer alliierten oder assoziierten Macht vor dem 
Kriege oder in seinem Verlaufe gewerbliche, literarische oder künstlerische Eigentumsrechte erworben oder 
erwerben sie solche künftig, so bleibt der betreffenden alliierten oder assoziierten Macht die Befugnis vorbe-
halten, diese Rechte (soweit es sich dabei nicht um Fabrik- oder Handelsmarken handelt) in der für notwendig 
erachteten Weise zu begrenzen, an Bedingungen zu knüpfen oder einzuschränken. Solche Beschränkungen 
dürfen im Interesse der Landesverteidigung oder um des Gemeinwohls willen oder zu dem Zwecke auferlegt 
werden, auf deutscher Seite eine gerechte Behandlung der gewerblichen, literarischen oder künstlerischen Ei-
gentumsrechte der betreffenden fremden Staatsangehörigen auf deutschem Gebiet sicherzustellen; ferner auch 
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zu dem Zwecke, die vollständige Erfüllung aller Verpflichtungen aus diesem Vertrage durch Deutschland zu 
verbürgen. Die gedachten Beschränkungen erfolgen in der Form, daß die betreffende alliierte oder assoziierte 
Macht die eingangs bezeichneten deutschen Rechte entweder selbst ausübt oder Lizenzen für ihre Ausübung 
erteilt oder die Ausübung weiterhin unter ihrer Überwachung hält oder in sonst einer anderen Form. Bei den 
nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags erworbenen gewerblichen, literarischen oder künstlerischen Ei-
gentumsrechte darf die vorstehend den alliierten und assoziierten Mächten vorbehaltene Befugnis nur ausgeübt 
werden, wenn die Begrenzung, Bedingungen und Einschränkungen im Interesse der Landesverteidigung oder 
des Gemeinwohls notwendig erscheinen.

Gelangen die vorstehenden Bestimmungen seitens der alliierten und assoziierten Mächte zur Anwendung, so 
werden angemessene Entschädigungen oder Vergütungen gewährt, die in der gleichen Weise wie alle anderen 
den deutschen Reichsangehörigen geschuldeten Summen gemäß den Bestimmungen des gegenwärtigen Ver-
trags verwendet werden.

Jede der alliierten oder assoziierten Mächte behält sich die Befugnis vor, jede seit dem 1. August 1914 voll-
zogene  und jede künftige Abtretung oder Teilabtretung oder jede Einräumung gewerblicher, literarischer oder 
künstlerischer Eigentumsrechte, die die Anwendung der Bestimmungen dieses Artikels vereiteln könnte, als 
null und nichtig anzusehen.

Die Bestimmungen dieses Artikels finden auf die gewerblichen, literarischen oder künstlerischen Eigentums-
rechte von Gesellschaften oder Unternehmungen, deren Liquidation von den alliierten oder assoziierten Mäch-
ten entsprechend den Kriegsausnahmegesetzen vorgenommen worden ist oder auf Grund des Artikels 297 
Absatz b noch vorgenommen wird, keine Anwendung.
Art. 307 Soweit Staatsangehörige eines jeden der Hohen vertragschließenden Teile  bereits vor dem 1. August 
1914 gewerbliche Eigentumsrechte besaßen oder solche, wenn es nicht zum Kriege gekommen wäre, auf Grund 
eines vor oder im Verlauf des Krieges angebrachten Gesuches seitdem hätten erwerben können, wird ihnen zur 
Erhaltung oder zum Erwerb dieser Rechte eine Mindestfrist von einem Jahre nach Inkrafttreten des gegenwär-
tigen Vertragsgewährt, um ohne jeden Aufschlag oder irgendwelche Strafgebühr jede Handlung nachzuholen, 
jede Förmlichkeit zu erfüllen, jede Gebühr zu entrichten, überhaupt jeder Verpflichtung zu genügen, die die 
Gesetze oder Verwaltungsverordnungen des einzelnen Staates vorschreiben. Das gleiche gilt für die Geltend-
machung eines Widerspruchs gegen solche Rechte. Indessen verleiht dieser Artikel kein Recht auf die Wieder-
eröffnung eines Interferenzverfahrens in den Vereinigten Staaten von Amerika, in dem die Schlußverhandlung 
stattgefunden hat.

Gewerbliche Eigentumsrechte, die infolge der Nichtvornahme einer Handlung, der Nichterfüllung einer 
Förmlichkeit oder der Nichtbezahlung einer Gebühr verfallen sind, treten wieder in Kraft. Haben jedoch dritte 
Personen Patente oder Muster, während sie verfallen waren, verwertet oder benutzt, so bleibt jeder alliierten 
oder assoziierten Macht die Befugnis vorbehalten, die Anordnungen zu treffen, die sie zur Wahrung der Rechte 
dieser dritten Personen billigerweise für geboten erachtet. Ferner unterliegen die Patente und Muster, welche 
deutschen Reichsangehörigen zustehen und hiernach wieder in Kraft treten, hinsichtlich der Lizenzbewilligung 
auch weiterhin den Vorschriften, die während des Krieges auf sie Anwendung fanden, sowie allen Bestimmun-
gen des gegenwärtigen Vertrags.

Der Zeitraum zwischen dem 1. August 1914 und dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags wird auf die 
für die Ausübung eines Patents oder für den Gebrauch von Fabrik- und Handelsmarken oder von Mustern vor-
gesehene Frist nicht angerechnet; auch wird vereinbart, daß ein Patent, eine Fabrik- oder Handelsmarke oder 
ein Muster, das am 1. August 1914 noch in Kraft war, wegen bloßer Nichtausübung oder bloßen Nichtgebrauchs 
nicht vor Ablauf einer Frist von zwei Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags verfällt oder für 
ungültig erklärt werden darf.
§ 308 Die Prioritätsfristen, die im Artikel 4 des im Jahre 1911 in Washington revidierten internationalen Pariser 
Abkommens vom 20. März 1883 oder in einem anderen geltenden Abkommen oder Gesetze für die Einreichung 
oder Eintragung der Gesuche um Verleihung von Patenten, um Schutz von Gebrauchsmustern, Fabrik- oder 
Handelsmarken, Mustern und Modellen vorgesehen sind und die am 1. August 1914 noch nicht abgelaufen 
waren, sowie diejenigen, die während des Krieges begonnen haben oder, wenn es nicht zum Kriege gekommen 
wäre, hätten beginnen können, werden durch jeden der Hohen vertragschließenden Teile zugunsten der Staats-
angehörigen der anderen Hohen vertragschließenden Teile bis zum Ablauf einer Frist von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags verlängert.

Diese Fristverlängerung läßt jedoch die Rechte jedes Hohen vertragschließenden Teils oder jeder Person 
unberührt, die sich bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags im gutgläubigen Besitze von gewerblichen 
Eigentumsrechten befindet, welche mit den unter Beanspruchung der Priorität nachgesuchten Rechte in Wi-
derspruch stehen; sie behalten den Genuß ihrer Rechte für ihre Person oder in der Person von Vertretern oder 
Lizenzinhabern, denen sie diese Rechte vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags eingeräumt haben, 
und dürfen dieserhalb in keiner Weise als Nachahmer in Anspruch genommen oder verfolgt werden.



251

Versailler Vertrag [21]

Art. 309 Deutsche Reichsangehörige oder in Deutschland wohnende oder dort ihr Gewerbe treibende Perso-
nen einerseits und Staatsangehörige der alliierten oder assoziierten Mächte oder im Gebiete dieser Mächte woh-
nende oder dort ihr Gewerbe treibende Personen andererseits sowie Dritte, denen die bezeichneten Persön-
lichkeiten etwa während des Krieges ihre Rechte abgetreten haben, können auf Grund von Vorgängen auf dem 
Gebiete des anderen Teils in der Zeit zwischen der Kriegserklärung und dem Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrags, in denen Verletzungen der zu irgend einem Zeitpunkt während des Krieges geltenden oder der gemäß 
den vorstehenden Artikeln 307 und 308 wiederhergestellten gewerblichen, literarischen oder künstlerischen 
Eigentumsrechte erblickt werden könnten, keine Klage zu erheben und keinerlei Anspruch geltend zu machen.

Sind des ferneren in der Zeit zwischen der Kriegserklärung und der Unterzeichnung des gegenwärtigen 
Vertrags Erzeugnisse oder Gegenstände hergestellt oder literarische oder künstlerische Werke veröffentlicht 
worden, so gibt weder ihr Erwerb noch ihre Benutzung oder Verwendung durch dritte den vorbezeichneten 
Personen jemals ein Klagerecht wegen Verletzung von gewerblichen oder künstlerischen [engl. Text: „gewerb-
lichen, literarischen oder künstlerischen“] Eigentumsrechten; auch der Verkauf und das Feilbieten begründet 
ein solches Klagerecht nicht, wenn dieser Verkauf und dieses Feilbieten während eines Jahres nach der Unter-
zeichnung des gegenwärtigen Vertrags in den Gebieten der alliierten und assoziierten Mächte einerseits oder 
Deutschland andererseits stattfindet. Diese Bestimmung findet jedoch keine Anwendung, wenn die Berech-
tigten ihren Wohnsitz oder ihre gewerbliche oder Handelsniederlassung in den von Deutschland im Laufe des 
Krieges besetzten Gebieten hatten.

Dieser Artikel gilt nicht im Verhältnis zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika einerseits und 
Deutschland andererseits.
Art. 310 Lizenzverträge über Ausübung von Rechten des gewerblichen Eigentums oder über Vervielfältigung 
von literarischen oder künstlerischen Werken [engl. Text: „Lizenzverträge über gewerbliches, literarisches oder 
künstlerisches Eigentum, die vor ...“], die vor der Kriegserklärung zwischen Staatsangehörigen der alliierten 
oder assoziierten Mächte oder in ihrem Gebiete wohnenden oder dort ihr Gewerbe treibenden Personen ei-
nerseits und deutschen Reichsangehörigen andererseits geschlossen sind, gelten vom Zeitpunkt der Kriegser-
klärung zwischen Deutschland und der alliierten oder assoziierten Macht ab als aufgelöst. In allen Fällen hat 
jedoch der auf Grund eines solchen Vertrags ursprünglich Lizenzberechtigte das Recht, binnen  einer Frist von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags von dem Inhaber der Rechte die Einräumung 
einer neuen Lizenz zu verlangen. Die Bedingungen der neuen Lizenz werden mangels einer Einigung zwischen 
den Parteien von dem zuständigen Gerichte des Landes, unter dessen Gesetzgebung die Rechte erworben sind, 
festgesetzt, es sei denn, daß die Lizenzen auf Rechten beruhen, die unter deutscher Gesetzgebung erworben 
sind; in diesem Fall werden die Bedingungen durch den in Abschnitt VI dieses Teils vorgesehenen Gemischten 
Schiedsgerichtshof festgesetzt. Der Gerichtshof kann alsdann gegebenenfalls den Betrag der ihm angebracht 
erscheinenden Vergütung für die Ausnutzung der Rechte währen des Krieges festsetzen.

Lizenzen für gewerbliche, literarische oder künstlerische Eigentumsrechten, die kraft der besonderen Kriegs-
gesetzgebung einer alliierten oder assoziierten Macht verliehen sind, werden von der Fortdauer einer schon vor 
dem Kriege bestehenden Lizenz nicht berührt, sondern behalten ihre volle Gültigkeit und Wirksamkeit. Ist eine 
solche Lizenz dem auf Grund eines vor dem Kriege abgeschlossenen Lizenzvertrags ursprünglich Lizenzberech-
tigten verliehen, so gilt sie als an die Stelle der früheren Lizenz getreten.

Sind auf Grund eines vor dem Kriege abgeschlossenen, auf Ausübung von Rechten des gewerblichen Ei-
gentums oder Vervielfältigung oder Aufführung literarischer oder künstlerischer Werke gerichteten Vertrags 
oder auf Grund einer vor dem Kriege erteilten Lizenz solchen Inhalts währen des Krieges Geldsummen gezahlt 
worden, so finden sie die gleiche Verwendung wie dem gegenwärtigen Vertrag zufolge die sonstigen Schulden 
oder Forderungen der deutschen Reichsangehörigen.

Dieser Artikel gilt nicht im Verhältnis zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika einerseits und 
Deutschland andererseits.
Art. 311 Die Einwohner der auf Grund des gegenwärtigen Vertrags von Deutschland abgetrennten Gebie-
te behalten ungeachtet dieser Trennung und des sich daraus ergebenen Wechsels der Staatsangehörigkeit in 
Deutschland den vollen, uneingeschränkten Genuß aller gewerblichen, literarischen und künstlerischen Eigen-
tumsrechte, deren Inhaber sie nach der deutschen Gesetzgebung zur Zeit dieser Trennung waren.

Die gewerblichen, literarischen und künstlerischen Eigentumsrechte, die in den nach Maßgabe des ge-
genwärtigen Vertrags von Deutschland abgetrennten Gebieten zur Zeit der Abtrennung dieser Gebiete von 
Deutschland in Kraft sind oder zufolge Artikel 306 des gegenwärtigen Vertrags wiederhergestellt werden oder 
in Kraft treten, werden von dem Staate, auf den das Gebiet übergeht, anerkannt und bleiben in diesem Gebiete 
solange in Kraft, wie dies nach deutschem Rechte der Fall ist.
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Abschnitt VIII. Soziale und staatliche Versicherungen in den abgetrennten 
Gebieten.

Art. 312 Unbeschadet der in anderen Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags enthaltenen Abreden ver-
pflichten sich die deutsche Regierung, derjenigen Macht, an die deutsche Gebiete in Europa abgetreten werden, 
oder der Macht, die frühere deutsche Gebiete kraft Artikel 22 Teil I (Völkerbundssatzung) als Mandator ver-
waltet, einen entsprechenden Anteil der von der Reichsregierung oder den Regierungen der deutschen Staaten 
oder von den unter ihrer Aufsicht tätigen öffentlichen und privaten Körperschaften angesammelten Rücklagen 
abzutreten, die für den Dienst der gesamten sozialen und staatlichen Versicherungen in diesen Gebieten be-
stimmt sind.

Die Mächte, auf welche diese Gelder übertragen werden, sind gehalten, sie zur Erfüllung der aus den Versi-
cherungen entspringenden Verpflichtungen zu verwenden.

Die Bedingungen dieser Übertragung werden durch besondere Übereinkommen zwischen der deutschen 
Regierung und den beteiligten Regierungen geregelt.

Falls diese besonderen Übereinkommen nicht nach Maßgabe des vorstehenden Absatzes binnen drei Mo-
naten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags geschossen sind, werden die Übertragungsbedingungen 
in jedem Einzelfall einem aus fünf Mitgliedern gebildeten Ausschuß unterbreitet, von denen eines von der 
deutschen Regierung, eines von der anderen beteiligten Regierung und drei von dem Verwaltungsrat des inter-
nationalen Arbeitsamtes unter den Staatsangehörigen anderer Staaten ausgewählt werden. Dieser Ausschuß hat 
mit Stimmenmehrheit innerhalb einer Frist von drei Monaten nach seiner Bildung Vorschläge aufzustellen, die 
dem Rat des Völkerbunds zu unterbreiten sind; die Entscheidungen des Rates sind von Deutschland und von 
dem anderen beteiligten Land mit sofortiger Wirkung als endgültig anzusehen.

Teil XI. Luftfahrt.
Art. 313 Die den alliierten und assoziierten Mächten angehörigen Luftfahrzeuge haben innerhalb des deut-
schen Gebietes und der deutschen Hoheitsgewässer volle Flug- und Landungsfreiheit und genießen dieselben 
Vergünstigungen wie deutsche Luftfahrzeuge, besonders in Notfällen zu Land oder See.
Art. 314 Vorbehaltlich der Erfüllung der von Deutschland etwa erlassenen Vorschriften, die aber in gleicher 
Weise auf deutsche Luftfahrzeuge und solche der alliierten und assoziierten Länder anwendbar sein müssen, 
genießen die den alliierten und assoziierten Mächten angehörigen Luftfahrzeuge im Durchquerungsverkehr 
nach irgendeinem anderen Land das Recht, ohne zu landen, das deutsche Gebiet und die deutschen Hoheits-
gewässer zu überfliegen.
Art. 315 Die in Deutschland angelegten und dem heimischen öffentlichen Luftverkehr zugänglichen Flugplätze 
stehen auch den Luftfahrzeugen der alliierten und assoziierten Mächte offen; diese erfahren daselbst in bezug 
auf Abgaben jeder Art einschließlich Landungs- und Versorgungsgebühren die gleiche Behandlung wie deut-
sche Luftfahrzeuge.
Art. 316 Vorbehaltlich der gegenwärtigen Bestimmungen ist das in den Artikeln 313, 314 und 315 vorgesehene 
Flug-, Durchquerungs- und Landungsrecht an die Beobachtung der Vorschriften, die Deutschland zu erlassen 
für notwendig erachtet, geknüpft. Jedoch müssen solche Vorschriften unterschiedslos auf deutsche Luftfahrzeu-
ge und solche der alliierten und assoziierten Länder angewendet werden.
Art. 317 Die Staatsangehörigkeits- und Flugsicherheitsbescheinigungen, Befähigungszeugnisse und Lizenzen, 
die von einer der alliierten und assoziierten Mächte ausgestellt oder als gültig anerkannt sind, werden auch in 
Deutschland als gültig und als den von Deutschland ausgestellten Bescheinigungen, Zeugnissen und Lizenzen 
gleichwertig zugelassen.
Art. 318 Im inländischen Handelsluftverkehr genießen die den alliierten und assoziierten Mächten angehöri-
gen Luftfahrzeuge in Deutschland gleiche Behandlung wie die meistbegünstigte Nation.
Art. 319 Deutschland sagt zu, durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, daß jedes über deutschem Gebiet 
fliegende deutsche Luftfahrzeug die Vorschriften, betreffend Lichter und Signale, die Flugvorschriften und de-
ren Umsetzung beachtet, wie sie in dem von den alliierten und assoziierten Mächten abgeschlossenen Überein-
kommen über die Luftfahrt festgelegt sind.
Art. 320 Die durch die vorstehenden Bestimmungen auferlegten Verpflichtungen bleiben bis zum 1. Januar 
1923 in Kraft, sofern nicht Deutschland zu einem früheren Zeitpunkt in den Völkerbund aufgenommen ist oder 
von den alliierten und assoziierten Mächten die Zustimmung zum Beitritt zu dem von ihnen abgeschlossenen 
Übereinkommen über die Luftf Teil XII.

Häfen, Wasserstraßen und Eisenbahnen.
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Abschnitt I. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 321 Deutschland verpflichtet sich, dem Personen-, Güter-, Schiffs-, Boots-, Eisenbahnwagen- und Post-
verkehr von oder nach den angrenzenden oder nicht angrenzenden Gebieten irgendeiner der alliierten und 
assoziierten Mächte freien Durchgang durch sein Gebiet auf den für den internationalen Durchgangsverkehr 
geeignetsten Wegen, auf Eisenbahnen, schiffbaren Wasserläufen oder Kanälen zu gewähren, auch zu diesem 
Zweck die Durchfahrt durch die Hoheitsgewässer zu gestatten. Der Personen-, Waren-, Schiffs-, Boots-, Wa-
gen-, Eisenbahnwagen- und Postverkehr wird keinen Durchgangszöllen oder unnützen Verzögerungen oder 
Beschränkungen und hat in Deutschland in bezug auf Gebühren und Verkehrserleichterungen sowie in jeder 
anderen Hinsicht ein Anrecht auf gleiche Behandlung wie der innerdeutsche Verkehr.

Die Durchgangsgüter bleiben von allen Zoll- oder ähnlichen Abgaben frei.
Alle den Durchgangsverkehr belastenden Gebühren oder Abgaben müssen den Verkehrverhältnissen ent-

sprechend angemessen berechnet werden. Die Person des Eigentümers oder die Staatszugehörigkeit des Schiffes 
oder sonstigen Beförderungsmittel, das auf irgendeinem Teile der gesamten Durchgangsstrecke benutzt worden 
ist oder benutzt werden soll, darf für die Abgaben, Verkehrserleichterungen oder Beschränkungen weder un-
mittelbar noch mittelbar ausschlaggebend sein.
Art. 322 Deutschland verpflichtet sich, über Auswanderungsunternehmungen, welche Auswanderer- oder 
Rückwandererverkehr durch seine Gebiet leiten, keine staatliche Aufsicht einzurichten oder beizubehalten, es 
sei denn zum Zweck der Feststellung, daß die Reisenden tatsächlich sich im Durchgangsverkehr befinden; wird 
zu letzterem Zweck ein Verwaltungsdienst eingerichtet, so darf Deutschland keine am Verkehr interessierte 
Schiffahrtsgesellschaft oder eine andere Körperschaft, Gesellschaft oder Privatperson irgendwie daran teilneh-
men lassen oder ihr einen unmittelbaren oder mittelbaren Einfluß in dieser Hinsicht einräumen.
Art. 323 Deutschland begibt sich des Rechtes, bei seinen Ein- und Ausfuhrzöllen, -abgaben und -verboten 
unmittelbar oder mittelbar eine unterschiedliche oder Vorzugesbehandlung nach folgenden Gesichtspunkten 
eintreten zu lassen: nach der Ein- oder Ausgangsgrenze, nach der Art, den Eigentumsverhältnissen, oder der 
Flagge des Beförderungsmittels (einschließlich der Luftverkehrsmittels), nach dem ursprünglichen oder letzten 
Abgangsort des Schiffes, Bootes, Eisenbahnwagens, Luftschiffs oder sonstigen Beförderungsmittels, nach sei-
nem endgültigen oder Zwischenbestimmungsort, nach dem eingeschlagenen Reiseweg oder den Umladeplät-
zen, nach dem Umstand, ob der Hafen, über den die Waren ein-, oder ausgeführt werden, ein deutscher oder 
irgendein ausländischer Hafen ist, oder nach dem Umstand, ob die Ein- und Ausfuhr der Waren zu Wasser, 
zu Lande oder durch die Luft erfolgt. Das gleiche gilt vorbehaltlich der Sondervorschriften des gegenwärtigen 
Vertrags für die Beförderungsbedingungen und -kosten für Güter und Personen, die in sein Gebiet eintreten 
oder es verlassen.

Deutschland begibt sich namentlich des Rechtes, zum Nachteil der Häfen, Schiffe oder Boote irgendeiner 
alliierten oder assoziierten Macht Zuschlagsgebühren oder unmittelbare oder mittelbare Prämien auf die Aus- 
oder Einfuhr über deutsche oder nichtdeutsche Häfen oder auf deutschen oder nichtdeutschen Schiffen und 
Booten, insbesondere in Form von kombinierten Tarifen festzusetzen. Ferner verzichtet es darauf, Personen 
oder Waren, die über einen Hafen der alliierten und assoziierten Mächte ihren Weg nehmen oder ein Schiff 
oder ein Boot dieser Mächte benutzen, Förmlichkeiten oder Weiterungen zu unterwerfen, die nicht statthätten, 
wenn sie über einen deutschen Hafen oder den Hafen einer anderen Macht ihren Weg nähmen oder ein deut-
sches Schiff oder Boot oder ein Boot einer anderen Nation benutzten.
Art. 324 Um den Übergang der Waren über die deutsche Grenze nach Möglichkeit abzukürzen und um von 
der Grenze ab ihre Anfertigung und Weiterbeförderung unter denselben sachlichen Bedingungen - besonders 
hinsichtlich der Geschwindigkeit und Sorgfalt der Beförderung -, wie sie Waren gleicher Art auf deutschem 
Gebiet unter ähnlichen Beförderungsbedingungen genießen würden, zu erledigen, sind alle zweckdienlichen 
Verwaltungs- und technischen Maßnahmen zu treffen, und zwar ohne Unterschied, ob die Waren aus den Ge-
bieten der alliierten und assoziierten Mächte kommen oder dorthin gehen oder Durchgangswaren aus diesen 
Gebieten oder mit Bestimmung nach diesen Gebieten sind.

Insbesondere sind leicht verderbliche Waren schnell und glatt zu befördern und die Zollförmlichkeiten so zu 
erledigen, daß die unmittelbare Weiterführung der Warensendung mit den Anschlußzügen ermöglicht wird.
Art. 325 Die Seehäfen der alliierten und assoziierten Mächte genießen alle Vorteile und Tarifermäßigungen, die 
auf den deutschen Eisenbahnen oder Schiffahrtsstraßen zugunsten deutscher Häfen oder irgendeines Hafens 
einer anderen Macht gewährt werden.
Art. 326 Deutschland darf seine Teilnahme an Tarifen oder kombinierten Tarifen nicht verweigern, die den 
Häfen einer der alliierten und assoziierten Mächte ähnliche Vorteile, wie es seinen eigenen Häfen oder denen 
einer anderen Macht gewährt, zuwenden.



254

Versailler Vertrag[21]

Abschnitt II. Schiffahrt.

Kapitel 1. Freiheit der Schiffahrt.
Art. 327 Die Staatsangehörigen der alliierten und assoziierten Mächte genießen ebenso wie ihre Güter, Schiffe 
und Boote in allen deutschen Häfen und auf allen deutschen Binnenschiffahrtsstraßen in jeder Hinsicht die 
gleiche Behandlung wie die deutschen Reichsnagehörigen, Güter, Schiffe und Boote.

Insbesondere sind die Schiffe und Boote jeder alliierten und assoziierten Macht berechtigt, Waren jeder Art 
und Reisende von und nach allen Häfen oder Plätzen Deutschlands, zu denen die deutschen Schiffe und Boote 
Zugang haben, zu keinen ungünstigeren Bedingungen zu befördern als sie bei Schiffen des Landes zur An-
wendung gelangen. Sie sind auf dem Fuße der Gleichberechtigung mit den Schiffen und Booten des Landes zu 
behandeln, soweit es sich um die Benutzung der hafen- und Ladestraßeneinrichtungen sowie um hafen- und 
Ladestraßenabgaben jeder Art handelt. Es fallen darunter die Anlege-, Ladungs- und Löschungseinrichtungen, 
die Tonnengelder und -gebühren, die Ladestraßen-, Lotsen-, Leuchtturm-, Quarantäne- und alle ähnlichen 
Abgaben und Gebühren aller Art, die im Namen und für Rechnung der Regierung oder im Namen und für 
Rechnung von öffentlichen Beamten, Privatpersonen, Körperschaften oder Anstalten aller Art erhoben werden.

Gesteht Deutschland irgendeiner alliierten oder assoziierten oder irgendeiner anderen fremden Macht eine 
Vorzugsbehandlung zu, so tritt diese Behandlung unverzüglich und bedingungslos für alle alliierten und asso-
ziierten Mächte in Kraft.

Der Verkehr von Personen, Schiffen und Booten erfährt keine anderen Beschränkungen als solche, die sich 
aus den Zoll- und Polizeivorschriften, aus den Vorschriften über das Gesundheitswesen, sowie über Aus- und 
Einwanderung, endlich aus Ein- und Ausfuhrverboten ergeben. Solche Bestimmungen müssen angemessen 
und gleichmäßig sein und dürfen den Handel nicht unnötig behindern.

Kapitel 2. Freizonen in den Häfen.
Art. 328 Die Freizonen, die in den deutschen Häfen am 1. August 1914 eingerichtet waren, bleiben bestehen. 
Für sie und die auf deutschem Gebiete auf Grund des gegenwärtigen Vertrags neu eingerichteten Freizonen gilt 
die in den folgenden Artikeln vorgesehene Ordnung.

Waren, die in die Freizone eingehen oder aus ihr kommen, unterliegen, den Fall des Artikels 300 ausgenom-
men, keinem Einfuhr- oder Ausfuhrzoll.

Von den in die Freizone eintretenden Schiffen und Waren dürfen die zur Deckung der Verwaltungs-, Unter-
halts- und Verbesserungskosten des Hafens festgesetzten Gebühren sowie die Angaben für die Benutzung der 
einzelnen Einrichtungen erhoben werden, vorausgesetzt, daß diese Gebühren und Abgaben im Hinblick auf die 
angewendeten Kosten angemessen sind und ihre Erhebung nach dem im Artikel 327 vorgesehenen Grundsatz 
der gleichen Behandlung erfolgt.

Von den Waren dürfen keine anderen Abgaben oder Gebühren als eine statistische Gebühr erhoben werden, 
die höchstens eins von Tausend vom Wert betragen darf und ausschließlich zur Deckung der Kosten für die 
amtlichen Aufstellungen über den Hafenumschlag zu verwenden ist.
Art. 329 Die für die Speicherung sowie für Verpacken und Auspacken der Waren dienenden Einrichtungen 
haben den jeweiligen Handelsbedürfnissen zu entsprechen. Alle Erzeugnisse, deren Verbrauch in der Freizone 
erlaubt ist, bleiben von Verbrauchs- oder anderen Angaben jeder Art, mit Ausnahme der im Artikel 32erwähnte 
statistischen Gebühr, frei.

Bei Anwendung der Vorschriften dieses Artikels darf zwischen den Staatsangehörigen verschiedener Nati-
onen oder zwischen Waren verschiedenen Ursprungs und verschiedener Bestimmung keine Unterschied ge-
macht werden.
Art. 330 Auf Erzeugnisse, die aus der Freizone dem Verbrauch des Landes, in dessen Gebiet der Hafen liegt, 
zugeführt werden, dürfen Einfuhrzölle gelegt werden. Umgekehrt dürfen Erzeugnisse aus diesem lande, die für 
die Freizone bestimmt sind, mit Ausfuhrzöllen belegt werden. Diese Ein- und Ausfuhrzölle sind auf derselben 
Grundlage und nach denselben Sätzen zu erheben wie ähnliche Zölle an anderen Zollgrenzen des betreffen-
den Landes. Andererseits begibt sich Deutschland des Rechtes, irgendwelche Ein-, Aus- oder Durchfuhrzölle, 
gleichviel unter welcher Bezeichnung, auf die Erzeugnisse zu legen, die zu Lande oder zu Wasser durch deut-
sches Gebiet nach oder aus der Freizone aus oder nach irgendeinem anderen Staate befördert werden.

Zur Sicherung und Gewährleistung dieses freien Zugangs auf den normalerweise zu der Freizone führenden 
Eisenbahnen und Wasserstraßen seines Gebietes hat Deutschland die nötigen Anordnungen zu erlassen.
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Kapitel 3. Bestimmungen über Elbe, Oder, Memel (Rußstrom, Memel, Njemen) 
und Donau.

I.  Allgemeine Bestimmungen.
Art. 331 Es werden für international erklärt:

die Elbe (Labe) von der Mündung der Vltava (Moldau) und die Vltava (Moldau) von Prag ab;
die Oder (Odra) von der Mündung der Oppa ab;
die Memel (Rußstrom, Memel. Njemen) von Grodno ab;
die Donau von Ulm ab;
und jeder schiffbare Teil dieser Flußgebiete, der mehr als einem Staat den natürlichen Zugang zum Meere mit 

oder ohne Umladung von einem Schiff in ein anderes vermittelt, sowie die Seitenkanäle und Fahrtrinnen, die 
zur Verdoppelung oder Verbesserung der von Natur aus schiffbaren Abschnitte der genannten Flußgebiete oder 
zur Verbindung zweier von Natur aus schiffbarer Abschnitte des gleichen Wasserlaufs gebaut werden.

Das gleiche gilt für den Schiffahrtsweg Rhein-Donau, falls er unter den im Artikel 353 festgesetzten Bedin-
gungen gebaut wird.
Art. 332 Auf den im vorstehenden Artikel für international erklärten Wasserstraßen werden die Staatsangehö-
rigen, das Gut und die Flagge aller Mächte auf dem Fuß vollkommener Gleichheit behandelt, und zwar so, daß 
kein Unterschied zum Nachteile der Staatsangehörigen, des Gutes und der Flagge irgendeiner dieser Mächte 
zwischen diesen und den Staatsangehörigen, dem Gute und der Flagge des Uferstaats selbst oder des meistbe-
günstigten Staates gemacht werden darf.

Deutsche Schiffe dürfen indes regelmäßige Schiffsverbindungen für Reisende und Güter zwischen den Häfen 
einer alliierten oder assoziierten Macht nur mit deren besonderer Ermächtigung unterhalten.
Art. 333 Von den Schiffen, die den Schiffahrtsweg oder seine Zugänge benutzen, dürfen Abgaben erhoben wer-
den, und diese Abgaben dürfen auf den verschiedenen Flußabschnitten verschieden bemessen werden, beides 
soweit sich aus einem bestehenden Abkommen nicht das Gegenteil ergibt. Die Abgaben sollen ausschließlich 
zur angemessenen Deckung der Kosten für die Schiffbarerhaltung oder Verbesserung des Flusses und seiner 
Zugänge oder zur Bestreitung von Ausgaben im Interesse der Schiffahrt dienen. Ihr Tarif wird nach diesen 
Ausgaben berechnet und in den Häfen ausgehängt. Diese Abgaben werden so festgesetzt, daß eine ins einzelne 
gehende Untersuchung der Ladung nicht nötig ist, es sei denn, daß Verdacht des Schmuggels oder einer Über-
tretung besteht.
Art. 334 Der Durchgangsverkehr der Reisenden, Schiffe und Güter vollzieht sich nach den im Abschnitt I fest-
gesetzten allgemeinen Grundsätzen.

Gehören beide Ufer eines internationalen Flusses demselben Staat an, so können Durchgangsgüter unter 
Zollverschluß gebracht oder unter die Aufsicht der Zollbeamten gestellt werden. Bildet der Fluß die Grenze, so 
bleiben Durchgangsgüter und -reisende von jeder Zollförmlichkeit befreit; die Ein- und Ausladung der Waren 
sowie die Ein- und Ausschiffung der Reisenden darf nur in den von dem Uferstaat bezeichneten Häfen erfolgen.
Art. 335 Auf dem gesamten Lauf und an der Mündung des erwähnten Flüsse dürfen andere Abgaben irgend-
welcher Art, als die in diesem Teile festgesetzten, nicht erhoben werden.

Diese Bestimmung läßt das Recht der Uferstaaten zur Erhebung von Zöllen, Orts- oder Verbrauchsabgaben 
unberührt. Das gleiche gilt hinsichtlich der Einführung angemessener und gleichmäßiger Abgaben, die in den 
Häfen nach öffentlichen Tarifen für die Benutzung der Krane, Aufzüge, Ladestraßen, Speicher usw. erhoben 
werden.
Art. 336 Mangels einer besonderen Ordnung für die Ausführung der Unterhalts- und Verbesserungsarbeiten 
auf dem internationalen Abschnitt eines schiffbaren Wasserstraßengebietes ist jeder Uferstaat verpflichtet, in 
angemessenen Umfang die nötigen Vorkehrungen zur Beseitigung aller Schiffahrtshindernisse und -gefahren 
und zur Erhaltung guter Schiffahrtsverhältnisse zutreffen.

Kommt ein Staat dieser Verpflichtung nicht nach, so kann jeder Uferstaat oder jeder in dem etwa bestehen-
den internationalen Ausschuß vertretene Staat den zu diesem Zwecke vom Völkerbund eingesetzten Gerichts-
hof anrufen.
Art. 337 Das gleich gilt für den Fall, daß ein Uferstaat Arbeiten unternimmt, die geeignet sind, der Schiffahrt 
in dem internationalen Abschnitt Abbruch zu tun. Der in dem vorigen Artikel erwähnte Gerichtshof kann die 
Aussetzung oder die Beseitigung dieser Arbeiten anordnen; bei seinen Entscheidungen hat er den Beriese-
lungs-, Wasserkraftnutzungs- und Fischereirechten und den anderen Landesinteressen Rechnung zu tragen, die 
im Falle des Einverständnisses aller Uferstaaten oder aller in dem etwa bestehenden internationalen Ausschuß 
vertretenen Staaten den Bedürfnissen der Schiffahrt vorzugehen haben.

Die Anrufung des Gerichtshofes des Völkerbundes hat keine aufschiebende Wirkung.
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Art. 338 An Stelle der in den Artikeln 332 bis 337 festgesetzten Ordnung soll als Ersatz eine andere treten, die 
in einem von den alliierten und assoziierten Mächten entworfenen und vom Völkerbund genehmigten allge-
meinen Übereinkommen über die schiffbaren [engl. Text: „schiffbaren“ nicht vorhanden] Wasserstraßen, deren 
internationaler Charakter das Übereinkommen anerkennt, niedergelegt wird. Dieses Übereinkommen findet 
namentlich auf die Gesamtheit oder einen Teil der obenerwähnten Flußgebiete der Elbe (Labe), Oder (Odra), 
Memel (Rußstrom, Memel, Njemen) und der Donau sowie auf die anderen Teile der gedachten Flußgebiete 
Anwendung, die mit ihnen unter einen allgemeinen Gesichtpunkt zusammengefaßt werden können.

Deutschland verpflichtet sich, entsprechend den Bestimmungen des Artikels 379, dem gedachten allgemei-
nen Übereinkommen sowie allen gemäß dem nachfolgenden Artikel 343 aufgestellten Entwürfen zur Abände-
rung der geltenden internationalen Abmachungen und Bestimmungen beizutreten.
Art. 339 Deutschland tritt den beteiligten alliierten und assoziierten Mächten längstens binnen drei Monaten 
nach erhaltener Aufforderung einen Teil der Schlepper und Boote ab, die nach Abzug des zur Wiederherstellung 
und Wiedergutmachung abgegebenen Teiles in den Häfen der im Artikel 33erwähnten Flußgebiete eingetragen 
bleiben. Deutschland tritt gleichfalls das Material jeder Art ab, dessen die beteiligten alliierten und assoziierten 
Mächte für die Ausnutzung dieser Flußgebiete bedürfen.

Die Zahl der abzutretenden Schlepper und Boote, die Menge des abzutretenden Materials und die Verteilung 
werden durch einen von den Vereinigten Staaten von Amerika bestimmten Schiedsrichter oder mehrere solche 
festgesetzt. Hierbei sind die berechtigten Bedürfnisse der beteiligten Parteien zu berücksichtigen; es ist beson-
ders dem Schiffahrtsverkehr in den letzten fünf Jahren vor dem Kriege entscheidende Bedeutung beizumessen.

Alle abgetretenen Fahrzeuge müssen mit ihrem Zubehör und ihrer Ausrüstung versehen, in gutem Zustand 
und zur Güterbeförderung geeignet sein und aus den letzten Neubauten ausgewählt werden.

Die in diesem Artikel vorgesehenen Abtretungen geben Anspruch auf eine Entschädigung, derer durch den 
oder die Schiedsrichter in Bausch und Bogen festgesetzter Gesamtbetrag keinesfalls den Anschaffungswert der 
abgetretenen Materials übersteigen darf und auf die von Deutschland geschuldeten Beträge anzurechnen ist; 
dementsprechend ist es Sache Deutschlands, die Eigentümer zu entschädigen.

2.  Sonderbestimmungen für Elbe, Oder  und 
Memel (Rußstrom,  Memel,  Njemen)

Art. 340 Die Elbe (Labe) wird der Verwaltung eines internationalen Ausschusses unterstellt, der aus
4 Vertretern der deutschen Uferstaaten,
2 Vertretern der Tschecho-Slowakei,
1 Vertreter Großbritanniens,
1 Vertreter Frankreichs,
1 Vertreter Italiens,
1 Vertreter Belgiens
besteht.
Jede Abordnung hat so viel Stimmen, als ihr Vertreter zustehen, gleichviel wieviel Mitglieder anwesend sind.
Können einige dieser Vertreter bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags nicht ernannt werden, so sind 

die Entschließungen des Ausschusses trotzdem gültig.
Art. 341 Die Oder (Odra) wird der Verwaltung eines internationalen Ausschusses unterstellt, der aus

1 Vertreter Polens,
3 Vertretern Preußens,
1 Vertreter der Tschecho-Slowakei,
1 Vertreter Großbritanniens,
1 Vertreter Frankreichs,
1 Vertreter Dänemarks,
1 Vertreter Schwedens
besteht.
Können einige dieser Vertreter bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags nicht ernannt werden, so sind 

die Entschließungen des Ausschusses trotzdem gültig.
Art. 342 Auf einen bei dem Völkerbund von einem der Uferstaaten gestellten Antrag wird die Memel (Ruß-
strom, Memel, Njemen) der Verwaltung eines internationalen Ausschusses unterstellt, der sich aus je einem 
Vertreter der Uferstaaten und drei Vertretern anderer durch den Völkerbund bezeichneter Staaten zusammen-
setzt.
Art. 343 Die in den Artikeln 340 und 341 vorgesehenen internationalen Ausschüsse treten binnen drei Mona-
ten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags zusammen. Der im Artikel 342 vorgesehene internationale 
Ausschuß tritt binnen drei Monaten nach Stellung des Antrags durch einen Uferstaat zusammen. Jeder dieser 
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Ausschüsse schreitet unverzüglich zur Ausarbeitung eines Entwurfs zur Neufassung der geltenden interna-
tionalen Abmachungen und Bestimmungen. Dieser Entwurf wird in Übereinstimmung mit dem im Artikel 
33erwähnten allgemeinen Übereinkommen abgefaßt, wenn dies Übereinkommen bereistgeschlossen ist; an-
dernfalls wird er entsprechend den oben in den Artikeln 332 bis 337 niedergelegten Grundsätzen aufgestellt.
Art. 344 Die im vorstehenden Artikel erwähnten Entwürfe sollen insbesondere

a) den Sitz des internationalen Ausschusses bestimmen und die Art der Ernennung seines Vorsitzenden 
festsetzen,

b) den Umfang seiner Zuständigkeit bestimmen, insbesondere was die Ausführung der Arbeiten zur Instand-
haltung, zum Ausbau und zur Verbesserung des Flußgebiets, die finanziellen Grundsätze, die Festsetzung und 
Erhebung der Abgaben und die Schiffahrtsordnung anlangt,

c) die Abschnitte des Flusses oder seiner Nebenflüsse abgrenzen, auf welche die internationale Ordnung 
Anwendung finden soll.
Art. 345 Die internationalen Abmachungen und die Vorschriften, nach denen zur Zeit die Schiffahrt auf der 
Elbe (Labe), Oder (Odra), Memel (Rußstrom, Memel, Njemen) sich regelt, bleiben bis zur Ratifikation der oben 
erwähnten Neufassungsentwürfe vorläufig in Kraft. In allen Fällen, wo diese Abmachungen und Vorschriften zu 
den Bestimmungen der vorstehenden Artikel 332 bis 337 oder des zu schließenden allgemeinen Übereinkom-
mens in Widerspruch stehen, gehen diese letzteren indes vor.

3.  Sonderbestimmungen über die Donau.
Art. 346 Die Europäische Donaukommission übt von neuem die Befugnisse aus, die sie vor dem Krieg hatte. 
Vorläufig wird diese Kommission jedoch lediglich von den Vertretern Großbritanniens, Frankreichs, Italiens 
und Rumäniens gebildet.
Art. 347 Von der Stelle ab, wo die Zuständigkeit der Europäischen Kommission aufhört, tritt das im Artikel 
331 bezeichnete der Donau unter die Verwaltung eines internationalen Ausschusses, der sich wie folgt zusam-
mensetzt:

aus 2 Vertretern der deutschen Uferstaaten,
aus je 1 Vertreter der anderen Uferstaaten,
aus je 1 Vertreter der in Zukunft in der Europäischen Kommission vertretenen Nichtuferstaaten.
Können einige dieser Vertreter bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags nicht ernannt werden, so sind 

die Entschließungen des Ausschusses trotzdem gültig.
Art. 348 Der im vorstehenden Artikel vorgesehene internationale Ausschuß tritt so bald wie möglich nach 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags zusammen und übernimmt bis zur Festsetzung einer endgültigen 
Donauordnung durch die von den alliierten und assoziierten Mächten bezeichneten Mächte vorläufig die Ver-
waltung des Flusses in Gemäßheit der Bestimmungen der Artikel 332 bis 337.
Art. 349 Deutschland verpflichtet sich zur Anerkennung der Donauordnung, die durch eine Tagung der von 
den alliierten und assoziierten Mächten bezeichneten Mächte festgesetzt wird; diese Tagung, bei der Vertreter 
Deutschlands zugegen sein dürfen, tritt binnen eines Jahres nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags zu-
sammen.
Art. 350 Der durch Artikel 57 des Berliner Vertrags vom 13. Juli 1878 Österreich-Ungarn erteilte und von 
diesem auf Ungarn übertragene Auftrag zur Ausführung der Arbeiten am Eisernen Tor wird aufgehoben. Der 
mit der Verwaltung dieses Stromabschnitts betraute Ausschuß regelt vorbehaltlich der finanziellen Bestimmun-
gen des gegenwärtigen Vertrags die Schlußrechnung. Die etwa erforderlichen Abgaben werden keinesfalls von 
Ungarn erhoben.
Art. 351 Für den Fall, daß die Tschecho-Slowakei, der serbo-kroatisch-slovenische Staat oder Rumänien nach 
erfolgter Ermächtigung oder im Auftrage des internationalen Ausschusses Ausbau-, Verbesserungs-, Stau- oder 
andere Arbeiten auf einem die Grenze bildenden Abschnitt des Flußgebietes unternehmen, steht diesen Staa-
ten die Inanspruchnahme sowohl des gegenüberliegenden Ufers wie des außerhalb ihres Gebietes gelegenen 
Flußbetteiles in dem für die Vorarbeiten, die Ausführung und die Instandhaltung dieser Arbeiten bedingten 
Umfang zu.
Art. 352 Deutschland ist der europäischen Donaukommission gegenüber zu jeder Wiederherstellung, Wie-
dergutmachung und Ausgleichung hinsichtlich der von dieser Kommission während des Krieges erlittenen 
Schäden verpflichtet.
Art. 353 Im Falle des Baues eines Großschiffahrtsweges Rhein-Donau verpflichtet sich Deutschland, auf diesen 
Schiffahrtweg die in den Artikeln 332 bis 338 niederlegte Ordnung zur Anwendung zu bringen.
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Kapitel IV. Bestimmungen über Rhein und Mosel.
Art. 354 Vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ab regelt sich die Rheinschifffahrt weiterhin nach dem 
Mannheimer Abkommen vom 17. Oktober 1868 nebst Schlußprotokoll mit folgenden Maßgaben:

Bei etwaigen Widersprüchen zwischen einzelnen Bestimmungen des genannten Abkommens und den Be-
stimmungen des oben in Artikel 338 erwähnten allgemeinen Übereinkommens, das auch auf den Rhein An-
wendung findet, gehen die Bestimmungen des allgemeinen Übereinkommens vor.

Längstens binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags tritt die im Artikel 355 er-
wähnte Zentralkommission zum Zwecke des Entwurfs einer Neufassung des Mannheimer Abkommens zusam-
men. Dieser Entwurf wird im Einklang mit den Bestimmungen des allgemeinen Übereinkommens aufgestellt, 
wenn dieses zu dem gedachten Zeitpunkt bereits abgeschlossen ist, und den in der Zentralkommission vertre-
tenen Mächten vorgelegt.

Deutschland erklärt schon jetzt seine Zustimmung zu dem in der obigen Weise aufgestellten Entwurf.
Außerdem werden die in den folgenden Artikeln behandelten Abänderungen sofort in das Mannheimer 

Abkommen aufgenommen.
Die alliierten und assoziierten Mächte behalten sich das Recht vor, sich darüber mit den Niederlanden zu 

verständigen. Deutschland verpflichtet sich schon jetzt, seine Zustimmung zu jeder derartigen Vereinbarung zu 
geben, sobald es darum ersucht wird.
Art. 355 Die durch das Mannheimer Abkommen vorgesehene Zentralkommission besteht künftig aus neun-
zehn Mitgliedern, nämlich aus:

2 Vertretern der Niederlande,
2 Vertretern der Schweiz,
4 Vertretern der deutschen Uferstaaten,
4 Vertretern Frankreichs, das außerdem den Vorsitzenden der Kommission ernennt,
2 Vertretern Großbritannien,
2 Vertretern Italiens,
2 Vertretern Belgiens.
Die Zentralkommission nimmt ihren Sitz in Straßburg.
Jede Anordnung hat soviel Stimmen, als ihr Vertreter zustehen, gleichviel wieviel Mitglieder anwesend sind.
Können einige dieser Vertreter bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags nicht ernannt werden, so sind 

die Entschließungen der Kommission trotzdem gültig.
Art. 356 Die Schiffe aller Nationen und ihre Ladungen genießen dieselben Rechte und Vorrechte wie die eigens 
zur Rheinschafffahrt bestimmten Schiffe und ihre Ladungen.

Keine der in den Artikeln 15 bis 20 und 26 des vorerwähnten Mannheimer Abkommens, im Artikel 4 des 
Schlußprotokolls oder in den späteren Abkommen enthaltenen Bestimmungen steht der freien Schiffahrt von 
Schiff und Mannschaft irgendwelcher Staatsangehörigkeit auf dem Rhein und auf den Wasserstraßen, auf die 
sich die gedachten Abkommen beziehen, entgegen, vorausgesetzt, daß die von der Zentralkommission erlasse-
nen Vorschriften über den Lotsendienst und die sonstigen Polizeianordnungen [engl. Text: „Polizeiverordnun-
gen“ bezieht sich nur auf die von der Zentralkommission erlassen Polizeiverordnungen, nicht auf allgemeine 
wie der französische Text] beobachtet werden.

Die Bestimmungen des Artikel 22 des Mannheimer Abkommens und des Artikel 5 des Schlußprotokolls 
finden lediglich auf die als Rheinschiffe eingetragenen Schiffe Annwendung. Die Zentralkommission bestimmt 
die Art und Weise, in der festgestellt wird, ob die anderen Schiffe den Anforderungen der allgemeinen für die 
Rheinschafffahrt gültigen Vorschriften entsprechen.
Art. 357 Längstens binnen drei Monaten nach erhaltener Aufforderung tritt Deutschland an Frankreich ent-
weder einen Teil der Schlepper und Schiffe, die nach Abzug der zur Wiederherstellung und Wiedergutma-
chung abgegebenen, in den deutschen Rheinhäfen eingetragen bleiben, oder Geschäftsanteile an den deutschen 
Rheinschifffahrtsgesellschaften ab.

Im Falle der Abtretung von Schiffen und Schleppern müssen diese, mit ihrem Zubehör und ihre Ausrüstung 
versehen, in gutem Zustand und für den Handelsverkehr auf dem Rhein geeignet sein sowie aus den letzten 
Neubauten ausgewählt werden.

Dieselben Regeln finden Anwendung, insofern Deutschland an Frankreich abtritt:
1. Einrichtungen, Anlegeplätze, Kaiflächen, Docks, Lagerhäuser, Lade- und Löschvorrichtungen usw., die 

deutsche Reichsangehörige oder deutsche Gesellschaften im Hafen von Rotterdam am 1. August 1914 besaßen;
2. Anteile oder Interessen, die Deutschland oder deutsche Reichsangehörige zu demselben Zeitpunkt an den 

genannten Einrichtungen hatten.
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Umfang und Einzelheiten dieser Abtretung werden binnen eines Jahres nach Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrags unter Berücksichtigung der berechtigten Bedürfnisse der Beteiligten durch einen von den Vereinigten 
Staaten von Amerika ernannten Schiedsrichter oder mehrere solche bestimmt.

Die in diesem Artikel vorgesehene Abtretungen geben Anspruch auf eine Entschädigung, deren durch den 
oder die Schiedsrichter in Bausch und Bogen festgesetzter Gesamtbetrag keinesfalls den Anschaffungswert des 
abgetretenen Materials und der abgetretenen Einrichtungen übersteigen darf und auf die von Deutschland ge-
schuldeten Summen anzurechnen ist. Es ist Sache Deutschlands die Eigentümer zu entschädigen.
Art. 358 Vorbehaltlich seiner Verpflichtung, den Bestimmungen des Mannheimer Abkommens oder des an 
seine Stelle tretenden Abkommens sowie den Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags nachzukommen, hat 
Frankreich am ganzen Laufe des Rheins zwischen den äußeren Punkten der französischen Grenzen:

a) das Recht zur Speisung der bereits gebauten oder noch zu bauenden Schiffahrts- und Bewässerungskanäle 
oder für jeden anderen Zweck Wasser aus dem Rhein zu entnehmen und auf dem deutschen Ufer alle zur Aus-
übung dieses Rechts erforderlichen Arbeiten auszuführen,

b) das ausschließliche Recht auf die durch den Ausbau des Stromes erzeugte Kraft mit dem Vorbehalt, daß die 
Hälfte des Wertes der tatsächlichen gewonnenen Kraft an Deutschland vergütet werden muß. Diese Vergütung 
wird in Geld oder in Kraft geleistet; der unter Berücksichtigung der Kosten der für die Krafterzeugung notwen-
digen Arbeiten berechnete Betrag wird, falls darüber kein Einverständnis erzielt wird, durch Schiedsspruch 
bestimmt. Zu diesem Zweck ist Frankreich allein zur Ausübung aller Ausbau-, Stau- und sonstigen Arbeiten, 
die es zur Krafterzeugung für erforderlich hält, in diesem Teil des Stromes berechtigt. Das Recht, aus dem Rhein 
Wasser zu entnehmen, wird auch Belgien für die Speisung des unten vorgesehenen Rhein-Maasschifffahrtswe-
ges zuerkannt.

Die Ausübung der in Absatz a und b dieses Artikels erwähnten Rechte darf weder im Rheinbett noch in den 
etwa an seine Stelle tretenden Ableitungen die Schiffahrt beeinträchtigen oder die Schiffahrt erschweren; auch 
darf sie keine Erhöhung der bis dahin nach Maßgabe des geltenden Abkommens erhobenen Abgaben nach 
sich ziehen. Alle Bauentwürfe sind der Zentralkommission zur Feststellung, ob diese Bedingungen erfüllt sind, 
vorzulegen.

Zur Sicherstellung der gehörigen und getreulichen Durchführung der in Absatz a und b enthaltenen Bestim-
mungen übernimmt Deutschland folgende Verpflichtungen:

1. Es wird den Bau keines Seitenkanals und keiner Ableitung auf dem rechten Stromufer gegenüber der fran-
zösischen Grenze unternehmen oder zulassen;

2. Es gesteht Frankreich das Anlege- und Wegerecht, in allen rechtsrheinischen Geländestreifen zu, die für 
die Einrichtung und den Betrieb der Wehre, welche Frankreich mit Zustimmung der Zentralkommission später 
sich zu bauen entschließt, und für die entsprechenden Vorarbeiten erforderlich sind. Nach Maßgabe dieser 
Zustimmung ist Frankreich zur Bestimmung und Angrenzung der erforderlichen Geländeplätze befugt und 
darf die Gelände nach Ablauf von zwei Monaten nach einfacher Benachrichtigung in Besitz nehmen, unter der 
Voraussetzung, daß es an Deutschland Entschädigungen bezahlt, deren Gesamtbetrag durch die Zentralkom-
mission festgesetzt wird. Es ist Sache Deutschlands, die Eigentümer der mit diesen Dienstbarkeiten belasteten 
oder durch die Arbeiten endgültig in Anspruch genommenen Grundstücke zu entschädigen.

Auf Antrag der Schweiz werden ihr, wenn die Zentralkommission ihre Genehmigung gibt, dieselben Rechte 
für den Teil des Stromes eingeräumt, der ihre Grenze mit den anderen Uferstaaten bildet;

3. Es übermittelt der französischen Regierung innerhalb des ersten Monats nach Inkrafttreten des gegen-
wärtigen Vertrags alle Pläne, Vorarbeiten, Konzessions- und Lastenheftentwürfe, die den Ausbau des Rheins 
für irgendeinen Zweck betreffen und von der Regierung Elsaß-Lothringens oder des Großherzogtums Badens 
aufgestellt oder übernommen sind.
Art. 359 In den Abschnitten des Rheins, die die Grenze zwischen Deutschland und Frankreich bilden, darf 
unbeschadet der vorstehenden Bestimmungen in dem Strombett oder auf einem der beiden Ufer keine Arbeit 
ohne vorherige Zustimmung der Zentralkommission oder ihrer Abgeordneten ausgeführt werden.
Art. 360 Die französische Regierung behält sich die Befugnis vor, in die Rechte und Pflichten einzutreten, die 
sich aus den Abmachungen zwischen der Regierung von Elsaß-Lothringen und dem Großherzogtum Baden be-
züglich der am Rhein auszuführenden Arbeiten ergeben; es kann auch diese Abmachungen binnen fünf Jahren 
nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags kündigen.

Desgleichen hat Frankreich die Befugnis, die Arbeiten ausführen zu lassen, die von der Zentralkommission 
für die Aufrechterhaltung oder Verbesserung der Schiffbarkeit des Rheins oberhalb Mannheims für notwendig 
befunden werden.
Art. 361 Falls sich Belgien binnen 25 Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags entschließt, einen 
Großschifffahrtsweg Rhein-Maas in der Höhe von Ruhrort zu bauen, ist Deutschland verpflichtet, den auf sei-
nem Gebiete gelegenen Teil dieses Schiffahrtswegs nach den ihm von der belgischen Regierung mitgeteilten 
Plänen zu bauen, vorausgesetzt, daß das belgische Verlangen die Zustimmung der Zentralkommission findet.
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Die belgische Regierung hat in diesem Falle [engl. Text: „zu diesem Zweck“ statt „in diesem Falle“] das Recht, 
alle erforderlichen Vorarbeiten an Ort und Stelle vorzunehmen.

Falls Deutschland die Arbeiten ganz oder teilweise nicht ausführt, ist die Zentralkommission befugt, sie an 
seiner Stelle ausführen zu lassen. Zu diesem Zweck kann sie zwei Monate nach einfacher Benachrichtigung 
gegen die von ihr festzustellende und von Deutschland zu zahlende Entschädigung die erforderlichen Gelände-
plätze bestimmen und abgrenzen sowie den grund und Boden in Besitz nehmen.

Dieser Schiffahrtsweg tritt unter dieselbe Verwaltungsordnung wie der Rhein selbst. Die Umlegung der An-
lagekosten einschließlich der oben genannten Entschädigung auf die von dem Schiffahrtsweg durchschnittenen 
Staaten erfolgt durch die Zentralkommission.
Art. 362 Deutschland verpflichtet sich schon jetzt, keinen Widerspruch gegen irgendwelche Vorschläge der 
Rheinschiffahrts-Zentralkommission zu erheben, die die Ausdehnung ihrer Zuständigkeit in folgender Rich-
tung bezwecken:

1. auf die Mosel von der französisch-luxemburgischen Grenze ab bis zum Rhein, vorbehaltlich der Zustim-
mung Luxemburgs;

2. auf den Rhein oberhalb Basel bis zum Bodensee, vorbehaltlich der Zustimmung der Schweiz;
3. auf die Seitenkanäle und Fahrtrinnen, die etwa zur Verdoppelung oder Verbesserung der von Natur schiff-

baren Abschnitte des Rheins oder der Mosel oder zur Verbindung zweier von Natur schiffbarer Abschnitte 
dieser Wasserläufe gebaut werden, sowie auf alle anderen Teile des rheinischen Stromgebiets, die etwa unter das 
im obigen Artikel 338 vorgesehene allgemeine Übereinkommen fallen.

Kapitel V. Bestimmungen, die der Tschecho-Slowakei die Benutzung der 
nördlichen Häfen gewährleisten.

Art. 363 In den Häfen Hamburg und Stettin verpachtet Deutschland der Tschecho-Slowakei für einen Zeitraum 
von 99 Jahren Landstücke, die unter die allgemeine Verwaltungsordnung der Freizonen treten und dem unmit-
telbaren Durchgangsverkehr der Waren von oder nach diesem Staate dienen sollen.
Art. 364 Die Abgrenzung dieser Landstücke, ihre Herrichtung, die Art ihrer Ausnutzung und überhaupt alle 
Bedingungen ihrer Verwendung einschließlich des Pachtpreises werden durch einen Ausschuß bestimmt, der 
sich aus je einem Vertreter Deutschlands, der Tschecho-Slowakei und Großbritanniens zusammensetzt. Diese 
Bedingungen können alle zehn Jahre in der gleichen Weise einer Nachprüfung unterzogen werden.

Deutschland erklärt im voraus seine Zustimmung zu den so getroffenen Entscheidungen.

Abschnitt III. Eisenbahnen.

Kapitel I. Bestimmungen über internationale Beförderung.
Art. 365 Die aus den Gebieten der alliierten oder assoziierten Mächte kommenden und für Deutschland be-
stimmten Güter sowie die durch Deutschland aus oder nach den Gebieten der alliierten oder assoziierten Mäch-
te durchgeführten Güter genießen von Rechts wegen auf den deutschen Eisenbahnen bezüglich der Gebühren 
(unter Berücksichtigung der Vergütungen und Rückvergütungen), bezüglich der Verkehrserleichterungen und 
in jeder anderen Hinsicht die günstigste Behandlung, die für Güter gleicher Art gilt, welche auf irgendeiner 
deutschen Strecke im Binnenverkehr zum Zweck der Aus-, Ein- oder Durchfuhr unter ähnlichen Beförderungs-
verhältnissen, insbesondere bezüglich der Länge der durchlaufenen Strecken, befördert werden. Das Gleiche 
gilt auf Verlangen einer oder mehrerer alliierter oder assoziierter Mächte für alle von ihnen namentlich bezeich-
neten Güter, die aus Deutschland kommen und für ihre Gebiete bestimmt sind.

Auf ein an Deutschland gerichtetes Ersuchen einer alliierten oder assoziierten Macht müssen internationale, 
nach den Sätzen des vorigen Absatzes aufgestellten Tarife mit Durchgangsfrachtbriefen geschaffen werden.
Art. 366 Mit Wirkung vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags an erneuern die Hohen vertragschließen-
den Teile nach Maßgabe ihrer Beteiligung und unter den im zweiten Absatz dieses Artikels bezeichneten Vor-
behalten die in Bern am 14. Oktober 1890, 20. September 1893, 16. Juli 1895, 16. Juli 1898 und 19. September 
1906 unterzeichneten Übereinkommen und Vereinbarungen über den Eisenbahnfrachtverkehr.

Wird binnen fünf Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ein neues Übereinkommen über die 
Eisenbahnbeförderung von Personen, Gepäck und Gütern an Stelle der Berner Konvention vom 14. Oktober 
1890 und ihrer oben genannten Nachträge geschlossen, so ist dieses neue Übereinkommen samt den auf ihm 
beruhenden Zusatzbestimmungen über den internationalen Eisenbahnverkehr für Deutschland verbindlich, 
und zwar auch dann, wenn diese Macht sich weigert, an der Vorbereitung des Übereinkommens mitzuwirken 
oder ihm beizutreten. Bis zum Abschluß eines neuen Übereinkommens hat Deutschland die Bestimmungen 
der Berner Konvention, der oben genannten Nachträge und der Zusatzbestimmungen zu befolgen.
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Art. 367 Deutschland ist verpflichtet, bei der Einrichtung eines direkten Fahrscheinverkehrs für Reisende 
und ihr Gepäck mitzuwirken, der zur Herstellung von Eisenbahnverbindungen der alliierten und assoziierten 
Mächte untereinander oder mit anderen Ländern durch das deutsche Gebiet hindurch von einer oder mehreren 
der alliierten und assoziierten Mächte verlangt wird; zu diesem Zweck hat Deutschland insbesondere die aus 
dem Gebiet der alliierten und assoziierten Mächte kommenden Züge und Wagen zu übernehmen und sie mit 
einer Geschwindigkeit weiterzuleiten, die mindestens der seiner besten Fernzüge auf denselben Strecken gleich-
kommt. Keinesfalls dürfen die Fahrpreise für diesen direkten Verkehr höher sein als die im inneren deutschen 
Verkehr auf derselben Strecke bei gleicher Geschwindigkeit und Bequemlichkeit geltenden.

Bei gleicher Geschwindigkeit und Bequemlichkeit dürfen die Tarife für die Beförderung von Auswanderern 
auf den deutschen Eisenbahnen nach oder von Häfen der alliierten und assoziierten Mächte keinen höheren 
Kilometersatz zugrunde legen als den der günstigsten Tarife (unter Berücksichtigung aller Vergütungen und 
Rückvergütungen), die auf den genannten Bahnen Auswanderern nach oder von irgendwelchen andern Häfen 
zustatten kommen.
Art. 368 Deutschland verpflichtet sich, für den im vorstehenden Artikel vorgesehenen direkten Verkehr oder 
für die Beförderung von Auswanderern nach oder von den Häfen der alliierten oder assoziierten Mächte keine 
technischen, fiskalischen oder Verwaltungs-Sondermaßnahmen, wie zum Beispiel Zollrevision, allgemeinpoli-
zeiliche, gesundheitspolizeiliche oder Überwachungsmaßnahmen zu treffen, die eine Erschwerung oder Verzö-
gerung dieses Verkehrs zur Folge hätten.
Art. 369 Bei Beförderungen, die teils mit der Eisenbahn, teils auf Binnenwasserstraßen mit oder ohne Durch-
gangsfrachtbrief erfolgen, finden die vorstehenden Bestimmungen auf die mit der Eisenbahn zurückgelegte 
Strecke Anwendung.

Kapitel II. Rollendes Material.
Art. 370 Deutschland verpflichtet sich, die deutschen Wagen mit Einrichtungen zu versehen, die es ermögli-
chen:

1.  sie in die Güterzüge auf den Strecken derjenigen alliierten und assoziierten Mächte, die Vertragsteilneh-
mer an der am 18. Mai 1907 abgeänderten Berner Konvention vom 15. Mai 1886 sind, einzustellen, ohne die 
Wirkung der durchgehenden Bremse zu behindern, die in den ersten zehn Jahren nach Inkrafttreten des gegen-
wärtigen Vertrags in jenen Ländern etwa eingeführt wird;

2.  die Wagen dieser Mächte in alle Güterzüge einzustellen, die auf den deutschen Strecken verkehren.
Das rollende Material der alliierten und assoziierten Mächte erfährt hinsichtlich des Umlaufs, der Unterhal-

tung und der Instandsetzung auf den deutschen Strecken dieselbe Behandlung wie das deutsche.

Kapitel III. Abtretung von Eisenbahnlinien.
Art. 371 Unter Vorbehalt besonderer Bestimmungen über die Abtretung der Häfen, Wasserstraßen und Eisen-
bahnen in den Gebieten, über die Deutschland seine Souveränität aufgibt, und unter Vorbehalt der finanziellen 
Bestimmungen bezüglich der Konzessionsinhaber und der Ruhegehaltsbezüge der Bahnangestellten erfolgt die 
Abtretung der Eisenbahnen unter folgenden Bedingungen:

1.  Sämtliche Eisenbahnanlagen und -einrichtungen müssen vollständig und in gutem Zustand übergeben 
werden;

2.  wird ein Eisenbahnnetz mit eigenem Wagenpark als ganzes von Deutschland an eine der alliierten und 
assoziierten Mächte abgetreten, so ist dieser Wagenpark vollständig nach der letzten Bestandsaufnahme vor 
dem 11. November 1918, und zwar in normalem Zustand abzuliefern;

3.  für Strecken ohne eigenen Wagenpark wird der abzuliefernde Bruchteil des Wagenparks des Eisenbahn-
netzes, zu dem diese Strecken gehören, von Sachverständigenausschüssen bestimmt, die durch die alliierten 
und assoziierten Mächte ernannt werden und in denen Deutschland vertreten ist. Diese Ausschüsse haben da-
bei die Größe des für diese Strecken bei der letzten Bestandsaufnahme vor dem 11. November 1918 verzeichne-
ten Wagenpark, die Länge der Strecken einschließlich der Nebengeleise, die Art und den Umfang des Verkehrs 
zu berücksichtigen. Desgleichen haben sie die Lokomotiven, Personen- und Güterwagen zu bestimmen, die in 
jedem einzelnen Falle abzutreten sind, die Übernahmebedingungen festzusetzen und die einstweiligen Anstal-
ten zu ihrer Instandsetzung in den deutschen Werkstätten zu treffen;

4.  Vorräte, bewegliche Einrichtungsgegenstände und Werkzeuge sind unter denselben Bedingungen wie der 
Wagenpark abzuliefern.

Die Bestimmungen der obigen Nummern 3 und 4 finden Anwendung auf die Strecken des ehemaligen Rus-
sisch-Polen, die von Deutschland auf deutsche Spurweite umgenagelt sind; diese Strecken gelten als abgezweig-
ter Teil des preußischen Staatseisenbahnnetzes.
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Kapitel IV. Bestimmungen über einzelne Eisenbahnlinien.
Art. 372 Durchquert infolge der Festsetzung neuer Grenzen eine Eisenbahnverbindung zwischen zwei Teilen 
desselben Landes ein anderes Land oder verläuft eine Zweiglinie aus einem Land in ein anderes, so werden vor-
behaltlich der Sonderbestimmungen des gegenwärtigen Vertrags die Betriebsverhältnisse in einem Abkommen 
zwischen den beteiligten Eisenbahnverwaltungen geregelt. Können diese Verwaltungen sich über die Bedin-
gungen dieses Abkommens nicht einigen, so werden die Streitfragen gegebenenfalls durch Sachverständigen-
ausschüsse entschieden, die nach den Bestimmungen des vorstehenden Artikels gebildet werden.
Art. 373 Innerhalb einer Frist von fünf Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags kann die Tsche-
cho-Slowakei auf deutschem Gebiet den Bau einer Eisenbahn zur Verbindung der Stationen Schlauney und 
Nachod verlangen. Die Baukosten gehen zu Lasten der Tschecho-Slowakei.
Art. 374 Deutschland verpflichtet sich, innerhalb einer Frist von zehn Jahren nach Inkrafttreten des gegenwär-
tigen Vertrags auf einen von der schweizerischen Regierung nach vorheriger Verständigung mit der italieni-
schen gestellten Antrag hin die Kündigung des internationalen Übereinkommens vom 13. Oktober 1909 über 
die Gotthardbahn anzunehmen. Sollte über die Bedingungen dieser Kündigung kein Einverständnis erzielt wer-
den, so verpflichtet sich Deutschland schon jetzt, sich der Entscheidung eines von den Vereinigten Staaten von 
Amerika zu ernennenden Schiedsrichters zu unterwerfen.

Kapitel V. Übergangsbestimmungen.
Art. 375 Deutschland hat den Beförderungsanweisungen einer im Namen der alliierten und assoziierten Mäch-
te handelnden Behörden nachzukommen, und zwar:

1.  hinsichtlich der Beförderung von Truppen in Ausführung des gegenwärtigen Vertrags sowie hinsichtlich 
der Beförderung von Gerät, Munition und Vorräten für den Heeresbedarf;

2.  vorläufig hinsichtlich der Beförderung von Nahrungsmitteln für bestimmte Gegenden, hinsichtlich mög-
lichst schneller Wiederherstellung normaler Beförderungsverhältnisse und hinsichtlich der Einrichtung des 
Post- und Drahtverkehrs.

Abschnitt IV. Entscheidung von Streitigkeiten und Nachprüfung der 
Bestimmungen mit dauernder Geltung.

Art. 376 Streifragen, die zwischen den beteiligten Mächten über die Auslegung und Anwendung der vorstehen-
den Bestimmungen entstehen, werden in der von dem Völkerbund vorgesehenen Weise geregelt.
Art. 377 Der Völkerbund kann jederzeit die Nachprüfung derjenigen vorstehenden Artikel, die sich auf ein 
dauerndes Verwaltungsverhältnis beziehen, anregen.
Art. 378 Die Bestimmungen der Artikel 321 bis 330, 332, 365 und 367 bis 369 dürfen nach Ablauf von fünf 
Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags jederzeit von dem Rate des Völkerbunds nachgeprüft 
werden.

Mangels einer solchen Nachprüfung kann nach Ablauf der im vorstehenden Absatz vorgesehenen Frist kei-
ne der alliierten und assoziierten Mächte den Vorteil irgendeiner der Bestimmungen, die in den vorstehend 
aufgezählten Artikeln enthalten sind, zugunsten eines Teiles ihrer Gebiete, für den sein keine Gegenseitigkeit 
gewährt, beanspruchen. Die fünfjährige Frist, während der keine Gegenseitigkeit gefordert werden darf, kann 
vom Rate des Völkerbundes verlängert werden.

Abschnitt V. Sonderbestimmungen.
Art. 379 Unbeschadet der besonderen Verpflichtungen, die Deutschland zugunsten der alliierten und assoziier-
ten Mächte durch den gegenwärtigen Vertrag auerlegt sind, verpflichtet sich Deutschland, jedem allgemeinen 
Übereinkommen über die internationale Regelung des Durchgangsverkehrs, der Schiffahrtswege, der Häfen 
und Eisenbahnen beizutreten, das zwischen den alliierten und assoziierten Mächten mit Zustimmung des Völ-
kerbunds binnen fünf Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags abgeschlossen wird.

Abschnitt VI. Bestimmungen über den Kieler Kanal.
Art. 380 Der Kieler Kanal und seine Zugänge stehen den Kriegs- und Handelsschiffen aller mit Deutschland in 
Frieden lebenden Nationen auf dem Fuße völliger Gleichberechtigung dauernd frei und offen.
Art. 381 Die Staatsangehörigen, Güter, Schiffe und Boote aller Mächte werden hinsichtlich der Abgaben, der 
Abfertigung sowie in jeder anderen Richtung bei der Benutzung des Kanals auf dem Fuße völliger Gleichbe-
rechtigung behandelt, so daß jeder Unterschied zuungunsten der Staatsangehörigen, Güter, Schiffe und Boo-
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te irgendeiner Macht gegenüber den deutschen Reichsangehörigen sowie den Gütern, Schiffen und Booten 
Deutschlands oder der meistbegünstigten Nation ausgeschlossen bleibt.

Der Verkehr von Personen, Schiffen und Booten erfährt keine anderen Beschränkungen als solche, die sich 
aus den Polizei- und Zollvorschriften, aus den Vorschriften über das Gesundheitswesen, sowie über Aus- und 
Einwanderung, endlich aus Ein- und Ausfuhrverboten ergeben. Diese Bestimmungen müssen angemessen und 
gleichmäßig sein und dürfen den Handel nicht unnötig behindern.
Art. 382 Für die Benutzung des Kanals oder seiner Zugänge dürfen von den Schiffen und Booten nur Abgaben 
erhoben werden, die zur angemessenen Deckung der Kosten für die Schiffbarerhaltung oder die Verbesserung 
des Kanals oder seiner Zugänge oder zur Bestreitung von Ausgaben im Interesse der Schiffahrt dienen. Ihr Tarif 
wird nach diesen Ausgaben berechnet und in den Häfen ausgehängt.

Diese Abgaben werden so festgesetzt, daß eine ins einzelne gehende Untersuchung der Ladung nicht nötig ist, 
es sei denn, daß Verdacht des Schmuggels oder einer Übertretung besteht.
Art. 383 Durchgangsgüter können unter Zollverschluß gebracht oder unter die Aufsicht der Zollbeamten ge-
stellt werden; die Ein- und Ausladung der waren sowie die Ein- und Ausschiffung der Reisenden darf nur in den 
von Deutschland bezeichneten Häfen erfolgen.
Art. 384 Auf der ganzen Strecke sowie auf den Zugängen des Kieler Kanals dürfen andere Abgaben irgendwel-
cher Art als die in dem gegenwärtigen Vertrage festgesetzten nicht erhoben werden.
Art. 385 Deutschland ist verpflichtet, geeignete Maßnahmen zur Beseitigung von Schiffahrtshindernissen oder 
-gefahren zu treffen und die Erhaltung guter Schiffahrtsverhältnisse sicherzustellen. Es darf keine Arbeiten 
unternehmen, die der Schiffahrt auf dem Kanal oder seinen Zugängen Abbruch tun könnten.
Art. 386 Im Falle der Verletzung einer der Bestimmungen der Artikel 380 bis 386 oder bei Meinungsverschie-
denheiten über die Auslegung dieser Artikel kann jede beteiligte Macht den vom Völkerbund zu diesem Zwecke 
eingesetzten Gerichtshof anrufen.

Um zu vermeiden, daß Fragen von geringer Bedeutung vor den Völkerbund gebracht werden, errichtet 
Deutschland in Kiel eine Ortsbehörde, die berufen ist, über Streitigkeiten in erster Instanz zu befinden und 
nach Möglichkeit den durch die konsularischen Vertreter der beteiligten Mächte etwa vorgebrachten Beschwer-
den abzuhelfen.

ahrt erhalten hat.

Teil XIII. Arbeit.

Abschnitt I. Organisation der Arbeit.
Da der Völkerbund die Begründung des Weltfriedens zum Ziele hat, und ein solcher Friede nur auf dem 

Boden der sozialen Gerechtigkeit aufgebaut werden kann,
da ferner Arbeitsbedingungen bestehen, die für eine große Anzahl von Menschen mit so viel Ungerechtig-

keit, Elend und Entbehrungen verbunden sind, daß eine den Weltfrieden und die Welteintracht gefährdende 
Unzufriedenheit entsteht, und da eine Verbesserung dieser Bedingungen  dringend erforderlich ist, zum Bei-
spiel hinsichtlich der Regelung der Arbeitszeit, der Festsetzung einer Höchstdauer der Arbeitstage und der 
Arbeitswoche, der Regelung des Arbeitsmarkts, der Verhütung der Arbeitslosigkeit, der Gewährleistung von 
Löhnen, welche angemessene Lebensbedingungen ermöglichen, des Schutzes der Arbeiter gegen allgemeine 
und Berufskrankheiten sowie gegen Arbeitsunfälle, des Schutzes der Kinder, Jugendlichen und Frauen, der 
Alters- und Invalidenunterstützung, des Schutzes der Interessen der im Ausland beschäftigten Arbeiter, der 
Anerkennung des Grundsatzes der Freiheit gewerkschaftlichen Zusammenschlusses, der Gestaltung des beruf-
lichen und technischen Unterrichts und ähnlicher Maßnahmen,

da endlich die Nichtannahme einer wirklich menschlichen Arbeitsordnung durch irgendeine Regierung die 
Bemühungen der anderen, auf die Verbesserung des Loses der Arbeiter in ihrem eigenen Lande bedachten 
Nationen hemmt,

haben die Hohen vertragschließenden Teile, geleitet sowohl von den Gefühlen der Gerechtigkeit und 
Menschlichkeit als auch von dem Wunsche, einen dauernden Weltfrieden zu sichern, folgendes vereinbart:

Kapitel I. Organisation.
Art. 387 Es wird ein ständiger Verband gebildet, der an der Verwirklichung des in der Einleitung dargelegten 
Planes zu arbeiten berufen ist.

Die ursprünglichen Mitgliedstaaten des Völkerbundes sind ursprünglichen Mitglieder dieses Verbandes, spä-
ter bringt die Mitgliedschaft im Völkerbund die Mitgliedschaft in dem genannten Verbande mit sich.
Art. 388 Der ständige Verband besitzt:

1.  eine Hauptversammlung von Vertretern der Mitgliedstaaten,
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2.  ein Internationales Arbeitsamt unter der Leitung des im Artikel 393 vorgesehenen Verwaltungsrats.
Art. 389 Die Hauptversammlung von Vertretern der Mitgliedstaaten hält je nach Bedarf, aber mindestens ein-
mal jährlich ihre Tagungen ab. Sie setzt sich aus je vier Vertretern eines jeden Mitgliedstaates zusammen. Von 
diesen sind zwei Regierungsvertreter; von den zwei anderen vertritt je einer die Arbeitgeber und je einer die 
Arbeitnehmer eines jeden Mitgliedstaats.

Jedem Vertreter können technische Ratgeber beigegeben  werden. Ihre Zahl darf höchstens zwei für jeden 
einzelnen Gegenstand betragen, der auf der Tagesordnung der Tagung steht. Sind Fragen, die besonders Frauen 
angehen, in der Hauptversammlung zu erörtern, so muß wenigstens eine der zu technischen Ratgebern be-
stimmten Personen eine Frau sein.

Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, diejenigen Vertreter und technischen Ratgeber, die nicht Regierungs-
vertreter sind, im Einverständnis mit den maßgebenden Berufsverbänden der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer 
des betreffenden Landes zu bestimmen, vorausgesetzt, daß solche Verbände bestehen.

Die technischen Ratgeber dürfen nur auf Antrag des Vertreters, dem sie beigeordnet sind, und mit beson-
derer Genehmigung des Vorsitzenden der Versammlung das Wort ergreifen. An den Abstimmungen nehmen 
sie nicht teil.

Ein Vertreter kann durch eine an den Vorsitzenden gerichtete schriftliche Mitteilung einen seiner techni-
schen Ratgeber als seinen Stellvertreter bezeichnen; der Stellvertreter kann in dieser Eigenschaft an den Bera-
tungen und Abstimmungen teilnehmen.

Die Namen der Vertreter und ihrer technischen Ratgeber werden dem Internationalen Arbeitsamt durch die 
Regierung eines jeden Mitgliedstaats mitgeteilt.

Die Vollmachten der Vertreter und ihrer technischen Ratgeber werden von der Versammlung geprüft; diese 
kann mit Zweidrittelmehrheit der von den anwesenden Vertretern abgegebenen Stimmen die Zulassung eines 
jeden Vertreters oder technischen Ratgebers ablehnen, der nach ihrer Entscheidung nicht gemäß den Bestim-
mungen dieses Artikels ernannt worden ist.
Art. 390 Jeder Vertreter hat das Recht, unabhängig für sich selbst über alle der Versammlung unterbreiteten 
Fragen abzustimmen.

Sollte einer der Mitgliedstaaten einen nicht der Regierung angehörenden Vertreter, auf den er einen An-
spruch hat, nicht bestimmt haben, so steht zwar dem andern, nicht der Regierung angehörenden Vertreter das 
Recht zur Teilnahme an Beratungen der Versammlung zu, aber kein Stimmrecht.

Lehnt die Versammlung, kraft der ihr durch Artikel 389 verliehenen Vollmacht die Zulassung eines Vertreters 
eines der Mitgliedstaaten ab, so sind die Bestimmungen dieses Artikels so anzuwenden, als ob der betreffende 
Vertreter nicht ernannt worden wäre.
Art. 391 Die Tagungen der Versammlung finden am Sitze des Völkerbundes oder an jedem anderen Ort statt, 
der in einer früheren Tagung durch die Versammlung mit Zweidrittelmehrheit der von den anwesenden Ver-
tretern abgegebenen Stimmen bezeichnet worden ist.
Art. 392 Das Internationale Arbeitsamt wird am Sitz des Völkerbundes errichtet und bildet einen Bestandteil 
der Bundeseinrichtungen.
Art. 393 Das Internationale Arbeitsamt tritt unter die Leitung eines aus vierundzwanzig Mitgliedern bestehen-
den Verwaltungsrats; diese Mitglieder werden auf Grund folgender Bestimmungen ernannt:

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes setzt sich folgendermaßen zusammen:
zwölf Personen als Vertreter der Regierungen,
sechs Personen, die von den zur Hauptversammlung abgeordneten Vertretern der Arbeitsgeber gewählt wer-

den,
sechs Personen, die von den zur Hauptversammlung abgeordneten Vertretern der Angestellten und Arbeiten 

gewählt werden.
Von den zwölf die Regierungen vertretenden Personen werden acht durch die Mitgliedstaaten ernannt, de-

nen die größte industrielle Bedeutung zukommt, und vier durch die Mitgliedstaaten, die zu diesem Zwecke 
von den Regierungsvertretern in der Hauptversammlung unter Ausschluß der Vertreter der vorerwähnten acht 
Mitgliedstaaten bestimmt worden sind.

Etwaige Streitigkeiten über die Frage, welche Mitgliedstaaten die größte industrielle Bedeutung zukommt, 
werden durch den Rat des Völkerbundes entschieden.

Die Dauer des Auftrages der Mitglieder des Verwaltungsrats beträgt drei Jahre. Die Art der Besetzung erle-
digter Sitze und andere Fragen gleicher Art können von dem Verwaltungsrat, vorbehaltlich der Zustimmung 
der Hauptversammlung, geregelt werden.

Der Verwaltungsrat wählt [engl. Text: „von Zeit zu Zeit“] eines seiner Mitglieder zum Vorsitzenden und 
stellt seine Geschäftsordnung auf. Er bestimmt selbst den Zeitpunkt seines jedesmaligen Zusammentritts. Eine 
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besondere Tagung ist jedesmal abzuhalten, wenn wenigstens zehn Mitglieder des Verwaltungsrats schriftlich 
einen entsprechenden Antrag stellen.
Art. 394 An der Spitze des Internationalen Arbeitsamts steht ein Leiter; er wird durch den Verwaltungsrat er-
nannt, empfängt von ihm seine Anweisungen und ist ihm gegenüber sowohl für den Geschäftsgang als auch für 
die Erfüllung aller anderen ihm anvertrauten Aufgaben verantwortlich.

Der Leiter oder sein Stellvertreter wohnen allen Sitzungen des Verwaltungsrats bei.
Art. 395 Das Personal des Internationalen Arbeitsamts wird von dem Leiter ausgewählt. Soweit es mit der 
gebotenen Rücksicht auf die Erzielung von möglichst guten Arbeitsleistungen vereinbar ist, hat sich die Wahl 
auf Personen verschiedener Staatsangehörigkeit zu erstrecken. Eine bestimmte Anzahl dieser Personen müssen 
Frauen sein.
Art. 396 Die Tätigkeit des Internationalen Arbeitsamts besteht in der Sammlung und Weiterleitung aller Un-
terlagen, die sich auf die internationale Regelung der Lage der Arbeiter und der Arbeitsverhältnisse beziehen, 
sowie besonders in der Bearbeitung der Fragen, die den Beratungen der Hauptversammlung zum Zweck des 
Abschlusses internationaler Übereinkommen vorgelegt werden sollen, sowie endlich in der Durchführung aller 
besonderen, von der Hauptversammlung angeordneten Untersuchungen.

Das Internationale Arbeitsamt hat die Aufgabe, die Tagesordnung für die Tagungen der Hauptversammlung 
vorzubereiten.

Es erfüllt ferner gemäß den Bestimmungen dieses Teiles des gegenwärtigen Vertrags die ihm bei allen inter-
nationalen Streitigkeiten zufallenden Obliegenheiten.

Es verfaßt und veröffentlich in französischer, englischer und jeder anderen Sprache, die der Verwaltungsrat 
für angebracht hält, eine in regelmäßiger Wiederkehr erscheinende Zeitschrift, die sich den die Industrie und 
Arbeit betreffenden Fragen von internationalem Interesse widmet.

Überhaupt hat es neben der in diesem Artikel bezeichneten Tätigkeit alle anderen Befugnisse und Obliegen-
heiten, die ihm zu übertragen die Hauptversammlung für angebracht hält.
Art. 397 Die Ministerien der Mitgliedstaaten, zu deren Zuständigkeit die Arbeiterfragen gehören, können mit 
dem Leiter durch Vermittlung des Vertreters ihrer Regierung beim Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits-
amts oder in Ermangelung eines solchen Vertreters durch Vermittlung eines anderen dazu geeigneten, von der 
beteiligten Regierung damit beauftragten Beamten unmittelbaren Geschäftsverkehr unterhalten.
Art. 398 Das Internationale Arbeitsamt kann die Mitwirkung des Generalsekretärs des Völkerbunds bei allen 
Fragen in Anspruch nehmen, bei denen er zu einer solchen Mitwirkung in der Lage ist.
Art. 399 Jeder der Mitgliedstaaten bezahlt die Reise- und Aufenthaltskosten seiner Vertreter und ihrer tech-
nischen Ratgeber sowie gegebenenfalls die Kosten seiner an den Tagungen der Hauptversammlung und des 
Verwaltungsrats teilnehmenden Beauftragten.

Alle anderen Kosten des Internationalen Arbeitsamts, der Tagungen der Hauptversammlung oder des Ver-
waltungsrats werden dem Leiter durch den Generalsekretär des Völkerbunds zu Lasten des allgemeinen Haus-
halts des Völkerbunds erstattet.

Der Leiter ist dem Generalsekretär des Völkerbunds für die Verwendung aller Gelder, die ihm nach den Be-
stimmungen dieses Artikels ausgezahlt werden, rechenschaftspflichtig.

Kapitel II. Verfahren.
Art. 400 Nach Prüfung aller Vorschläge, die von den Regierung eines der Mitgliedstaaten oder von irgendeinem 
im Artikel 389 bezeichneten Berufsverband für die auf die Tagesordnung zu bringenden Punkte gemacht sind, 
wird die Tagesordnung der Tagungen der Hauptversammlung vom Verwaltungsrat festgesetzt.
Art. 401 Der Leiter versieht das Amt des Sekretärs der Hauptversammlung; er hat die Tagesordnung jeder 
Tagung vier Monate vor deren Eröffnung an alle Mitgliedstaaten und durch deren Vermittlung an die Vertreter, 
die nicht Regierungsvertreter sind, sobald sie bestimmt sind, gelangen zu lassen.
Art. 402 Die Regierung eines jeden Mitgliedstaats hat das Recht, gegen die Aufnahme einer oder mehrerer der 
vorgesehenen Punkte in die Tagesordnung der Tagung Einspruch zu erheben. Die Einspruchsbegründung ist in 
einer an den Leiter zu richtenden erläuternden Denkschrift darzulegen. Dem Leiter liegt es ob, die Denkschrift 
den Mitgliedstaaten des ständigen Verbandes mitzuteilen.

Die beanstandeten Punkte bleiben trotzdem auf der Tagesordnung, wenn die Versammlung mit Zweidrittel-
mehrheit der durch die anwesenden Vertreter abgegebenen Stimmen so beschließt.

Jede Frage, deren Prüfung die Hauptversammlung außerhalb des im vorigen Absatz vorgesehenen Verfah-
rens mit der gleichen Zweidrittelmehrheit beschließt, ist auf die Tagesordnung der folgenden Tagung zu setzen.
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Art. 403 Die Hauptversammlung stellt ihre Geschäftsordnung auf; sie wählt ihren Vorsitzenden; sie kann Aus-
schüsse einsetzen, denen die Erstattung von Berichten über alle von ihr für prüfungsbedürftig befundenen 
Fragen obliegt.

Die einfache Mehrheit der von den anwesenden Mitgliedern der Hauptversammlung abgegebenen Stimmen 
ist entscheidend, es sei denn, daß eine größere Mehrheit ausdrücklich durch andere Artikel dieses Abschnitts 
des gegenwärtigen Vertrags vorgeschrieben ist.

Die Abstimmung ist unwirksam, wenn die Zahl der abgegebenen Stimmen geringer ist als die Hälfte der in 
der Tagung anwesenden Vertreter.
Art. 404 Die Hauptversammlung kann den von ihr eingesetzten Ausschüssen technische Ratgeber mit beraten-
der, aber nicht beschließender Stimme beigeben.
Art. 405 Erklärt sich die Hauptversammlung für die Annahme von Anträgen, die in Verbindung mit einem Ge-
genstand der Tagesordnung stehen, so hat sie zu bestimmen, ob diese Anträge die Form haben sollen: a) eines 
„Vorschlags“, der den Mitgliedstaaten zur Prüfung vorzulegen ist, damit er in der Form eines Landesgesetzes 
oder anderswie zur Ausführung gelangt; b) oder eines Entwurfs zu einem durch die Mitgliedstaaten zu ratifizie-
renden internationalen Übereinkommen.

In beiden Fällen bedarf es zur Annahme eines Vorschlags oder eines Entwurfs zu einem Übereinkommen 
in der Endabstimmung der Hauptversammlung einer Zweidrittelmehrheit der Stimmen der anwesenden Ver-
treter.

Bei der Aufstellung eines Vorschlags oder eines Entwurfs zu einem Übereinkommen, das allgemeine Geltung 
erhalten soll, hat die Hauptversammlung auf diejenigen Länder Rücksicht zu nehmen, in denen das Klima, die 
unvollkommene Entwicklung der gewerblichen Organisation oder anderer Sonderumstände die Verhältnisse 
der Industrie wesentlich abweichend gestalten. Sie hat in solchen Fällen die Abänderung in Anregungen zu 
bringen, die sie angesichts der besonderen Verhältnisse dieser Länder für notwendig erachtet.

Eine Ausfertigung des Vorschlags oder des Entwurfs des Übereinkommens   wird vom Vorsitzenden der 
Hauptversammlung oder dem Leiter unterzeichnet und dem Generalsekretär des Völkerbunds behändigt. Die-
ser übermittelt jedem Mitgliedstaat eine beglaubigte Abschrift des Vorschlags oder des Entwurfs des Überein-
kommens.

Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, spätestens ein Jahr nach Schluß der Tagung der Hauptversammlung 
(oder wenn dies infolge von außergewöhnlichen Umständen innerhalb eines Jahres unmöglich ist, sobald es 
angängig ist, aber unter keinen Umständen später als achtzehn Monate nach Schluß der Tagung der Haupt-
versammlung), den Vorschlag oder den Entwurf zu einem Übereinkommen der zuständigen Stelle oder den 
zuständigen Stellen zu unterbreiten, damit er zum Gesetz erhoben oder eine anderweitige Maßnahme getroffen 
wird.

Handelt es sich um einen Vorschlag, so haben die Mitgliedstaaten den Generalsekretär von den getroffenen 
Maßnahmen in Kenntnis zu setzen.

Handelt es sich um den Entwurf zu einem Übereinkommen, so hat der Mitgliedstaat, der die Zustimmung 
der zuständigen Stelle oder Stellen erhält, die förmliche Ratifikation des Übereinkommens dem Generalsekretär 
mitzuteilen und die erforderlichen Maßregeln zur Durchführung der Bestimmungen des betreffenden Über-
einkommens zu treffen.

Hat ein Vorschlag keine gesetzgeberische oder andere Maßnahme zur Folge, die ihm Wirkung verschaffen, 
oder findet ein Entwurf zu einem Übereinkommen nicht die Zustimmung der dafür zuständigen Stelle oder 
Stellen, so hat der Mitgliedstaat keine weitere Verpflichtung.

Handelt es sich um einen Bundesstaat, dessen Befugnis zum Beitritt zu einem Arbeitsübereinkommen be-
stimmten Beschränkungen unterliegt, so hat die Regierung das Recht, den Entwurf eines Übereinkommens, der 
unter diese Beschränkungen fällt, als einfachen Vorschlag zu betrachten; in diesem Falle gelangen die Bestim-
mungen dieses Artikels über Vorschläge zur Anwendung.

Der vorstehende Artikel ist nach folgendem Grundsatz auszulegen:
In keinem Falle begründet die Annahme eines Vorschlags oder des Entwurfs eines Übereinkommens durch 

die Hauptversammlung für einen Mitgliedstaate die Verpflichtung, den durch seine Gesetzgebung den betref-
fenden Arbeitern schon gewährten Schutz zu vermindern.
Art. 406 Jedes dergestalt ratifizierte Übereinkommen wird vom Generalsekretär des Völkerbunds verzeichnet; 
es verpflichtet aber nur die Mitgliedstaaten, von denen es ratifiziert worden ist.
Art. 407 Vereinigt ein Entwurf bei der endgültigen Gesamtabstimmung nicht die Zweidrittelmehrheit der von 
den anwesenden Vertretern abgegebenen Stimmen auf sich, so steht den Mitgliedstaaten des ständigen Verban-
des, die dies wünschen, frei, ein Sonderübereinkommen mit dem gleichen Inhalt zu schließen.

Jedes derartige Übereinkommen ist durch die beteiligten Regierungen dem Generalsekretär des Völkerbun-
des mitzuteilen, der es verzeichnen läßt.
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Art. 408 Jeder Mitgliedstaate verpflichtet sich, dem Internationalen Arbeitsamt einen jährlichen Bericht über 
seine Maßnahmen zur Durchführung der Übereinkommen, denen er beigetreten ist, vorzulegen. Die Form 
dieser Berichte bestimmt der Verwaltungsrat; sie müssen die von ihm geforderten Einzelheiten enthalten. Der 
Leiter legt der nächstfolgenden Tagung der Hauptversammlung einen zusammenfassenden Auszug aus diesen 
Berichten vor.
Art. 409 Jede an das Internationale Arbeitsamt gerichtete Beschwerde eines Berufsverbandes von gewerblichen 
Arbeitnehmern oder Arbeitgebern, die sich darauf gründet, daß irgendein Mitgliedstaat nicht in der beschrie-
benen Weise ein von ihm angenommenes Übereinkommen ausgeführt habe, kann durch den Verwaltungsrat 
der Regierung, gegen die die Beschwerde sich richtet, übermittelt werden. Diese Regierung kann ersucht wer-
den, sich zur Sache zu erklären.
Art. 410 Geht von der in Frage kommenden Regierung in angemessener Frist keine Erklärung ein, oder hält der 
Verwaltungsrat die eingehende Erklärung für unzureichend, so hat der Verwaltungsrat das Recht, die eingegan-
gene Beschwerde und gegebenenfalls die erteilte Antwort zu veröffentlichen.
Art. 411 Jeder Mitgliedstaat kann beim Internationalen Arbeitsamt eine Beschwerde gegen einen anderen Mit-
gliedstaat vorbringen, der nach seiner Ansicht ein von beiden Teile auf Grund der vorstehenden Artikel ratifi-
ziertes Übereinkommen nicht in befriedigender Weise durchführt.

Der Verwaltungsrat kann, wenn er es für angebracht hält, sich mit der Regierung, gegen die die Beschwerde 
sich richtet, in der im Artikel 409 bezeichneten Weise in Verbindung setzen; bevor er nach dem weiter unten 
angegebenen Verfahren einen Untersuchungsausschuß  mit der Angelegenheit betraut.

Hält es der Verwaltungsrat für nötig, die Beschwerde der in Frage kommenden Regierung mitzuteilen, oder 
läuft bei ihm nach erfolgter Mitteilung keine befriedigende Antwort innerhalb einer angemessenen Frist ein, so 
kann er die Bildung eines Untersuchungsausschusses herbeiführen, dem es obliegt, die streitige Frage zu prüfen 
und darüber zu berichten.

Das gleiche Verfahren kann von dem Verwaltungsrat entweder von Amts wegen oder auf die Beschwerde 
eines Vertreters, der Mitglied der Hauptversammlung ist, eingeschlagen werden.

Kommt eine auf Grund der Artikel 410 oder 411 aufgeworfene Frage vor den Verwaltungsrat, so hat die in 
Frage stehende Regierung, falls sie nicht schon einen Angeordneten im Verwaltungsrat hat, das recht, einen 
Vertreter zur Teilnahme an den betreffenden Beratungen des Verwaltungsrats zu ernennen. Der für diese Ver-
handlungen bestimmte Zeitpunkt ist der in Frage kommenden Regierung rechtzeitig mitzuteilen.
Art. 412 Der Untersuchungsausschuß wird auf folgende Weise gebildet:

Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags 
drei in industriellen Fragen maßgebende Personen zu bezeichnen, eine zur Vertretung der Arbeitgeber, eine 
zweite zur Vertretung der Arbeitnehmer und eine von beiden unabhängige dritte. Diese Personen stellen zu-
sammen eine Liste auf, aus der die Mitglieder des Untersuchungsausschusses zu wählen sind.

Der Verwaltungsrat hat das Recht zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Bestellung der bezeichneten Per-
sonen vorliegen und mit einer Zweidrittelmehrheit der von den anwesenden Vertretern abgegebenen Stimmen 
die Ernennung derjenigen abzulehnen, deren Eigenschaften den Anforderungen dieses Artikels nicht genügen.

Auf Antrag des Verwaltungsrats bestimmt der Generalsekretär des Völkerbunds zur Bildung des Untersu-
chungsausschusses drei Personen, und zwar je eine aus jeder der drei Klassen der Liste. Außerdem bestimmt er 
eine der drei Personen zum Vorsitzenden des Ausschusses. Keine der auf diese Weise bestimmten Personen darf 
zu einem der unmittelbar an der Beschwerde beteiligten Mitgliedstaaten gehören [engl. Text: „darf zu den von 
einem unmittelbar an der Beschwerde beteiligten Mitgliedstaate zu der Liste benannten Personen gehören“].
Art. 413 Wird auf Grund des Artikel 411 eine Beschwerde vor einen Untersuchungsausschuß verwiesen, so 
verpflichtet sich jeder Mitgliedstaat, gleichviel, ob er unmittelbar an der Beschwerde beteiligt ist oder nicht, dem 
Ausschuß alle Unterlagen zur Verfügung zu stellen, die er zu dem Beschwerdepunkt besitzt.
Art. 414 Nach eingehender Prüfung der Bewerde  erstattet der Untersuchungsausschuß einen Bericht; in die-
sem legt er seine tatsächlichen Feststellungen, die eine genaue Beurteilung des Streitfalls in seinem ganzen 
Umfang gestatten, sowie seine Vorschläge zur Zufriedenstellung der beschwerdeführenden Regierung und hin-
sichtlich der dazu nötigen Fristen nieder.

Gegebenenfalls hat der Bericht zugleich die wirtschaftlichen Strafmaßnahmen zu bezeichnen, die der Aus-
schuß der Regierung, gegen die die Beschwerde sich richtet, gegenüber für angebracht hält und deren Anwen-
dung durch die übrigen Regierungen ihm gerechtfertigt erscheint.
Art. 415 Der Generalsekretär des Völkerbunds teilt den Bericht des Untersuchungsausschusses jeder an dem 
Streitfall beteiligten Regierung mit und veranlaßt seine Veröffentlichung.

Jede der beteiligten Regierungen hat dem Generalsekretär des Völkerbunds binnen einem Monat mitzutei-
len, ob sie die in dem Ausschußbericht  enthaltenen Vorschläge annimmt oder nicht, und falls sie diese nicht 
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annimmt, ob sie den Streitfall dem ständigen Internationalen Gerichtshof des Völkerbunds zu unterbreiten 
wünscht.
Art. 416 Ergreift ein Mitgliedstaat bezüglich eines Vorschlags oder eines Entwurfs zu einem Übereinkommen 
die im Artikel 405 vorgesehenen Maßnahmen nicht, so hat jeder andere Mitgliedstaat das Recht, den ständigen 
Internationalen Gerichtshof anzurufen.
Art. 417 Gegen die Entscheidung des ständigen Internationalen Gerichtshofs über eine Beschwerde oder eine 
ihm gemäß den Artikeln 415 oder 416 unterbreitete Streitfrage ist kein Rechtsmittel gegeben.
Art. 418 Die etwaigen Anträge oder Vorschläge der Untersuchungsausschusses können vom ständigen Interna-
tionalen Gerichtshof bestätigt, abgeändert oder aufgehoben werden. Dieser hat gegebenenfalls die wirtschaft-
lichen Strafmaßnahmen zu bezeichnen, die er einer schuldigen Regierung gegenüber für angebracht hält und 
deren Anwendung durch die übrigen Regierungen ihm gerechtfertigt erscheint.
Art. 419 Richtet sich irgendein Mitgliedstaat in der vorgeschriebenen Zeit nicht nach den in dem Berichte des 
Untersuchungsausschusses oder in der Entscheidung des ständigen Internationalen Gerichtshofs etwa enthal-
tenen Vorschlägen, so darf jeder andere Mitgliedstaat ihm gegenüber die wirtschaftlichen Strafmaßnahmen 
ergreifen, die der Bericht des Ausschusses oder die Entscheidung des Gerichtshofs in diesem Falle für zulässig 
erklärt hat.
Art. 420 Die schuldige Regierung kann jederzeit den Verwaltungsrat davon in Kenntnis setzen, daß sie die 
nötigen Maßnahmen getroffen hat, um entweder den Vorschlägen des Untersuchungsausschusses oder denen, 
die in der Entscheidung des ständigen Internationalen Gerichtshofs niedergelegt sind, Folge zu leisten, und 
kann den Verwaltungsrat ersuchen, durch den Generalsekretär des Völkerbunds einen Untersuchungsausschuß 
zur Nachprüfung ihrer Angaben zu berufen. In diesem Falle finden die Bestimmungen der Artikel 412, 413, 
414, 415, 417 und 418 Anwendung. Fällt der Bericht des Untersuchungsausschusses oder die Entscheidung des 
ständigen Internationalen Gerichtshofs zugunsten der schuldigen Regierung aus, so haben die anderen Regie-
rungen sofort die wirtschaftlichen Maßregeln, die sie gegenüber dem betreffenden Staat ergriffen haben, außer 
Wirkung zu setzen.

Kapitel III. Allgemeine Vorschriften.
Art. 421 Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, die Übereinkommen, denen sie zugestimmt haben, entspre-
chend den Bestimmungen dieses Teiles des gegenwärtigen Vertrags  für diejenigen ihrer Kolonien, Besitzungen 
und Protektorate, die keine völlige Selbstregierung haben, in Kraft zu setzen, jedoch unter den folgenden Vor-
behalten:

1.  Die Anwendbarkeit des Übereinkommens darf nicht durch örtliche Verhältnisse ausgeschlossen sein;
2.  die für die Anpassung des Übereinkommens an die örtlichen Verhältnisse erforderlichen Abänderungen 

dürfen ihm eingefügt werden.
Jeder Mitgliedstaat hat dem Internationalen Arbeitsamt die von ihm beabsichtigte Entschließung [engl. Text: 

„Das von ihm Veranlaßte“ statt „die von ihm beabsichtigte Entschließung“] hinsichtlich seiner einzelnen Kolo-
nien, Besitzungen und Protektorate, die keine völlige Selbstregierung haben, mitzuteilen.
Art. 422 Abänderungen in diesem Teile des gegenwärtigen Vertrags, die von der Hauptversammlung mit Zwei-
drittelmehrheit der von den anwesenden Vertretern abgegebenen Stimmen angenommen sind, werden rechts-
wirksam, sobald sie von den Staaten, deren Vertreter den Rat des Völkerbunds bilden, und von drei Vierteln der 
Mitgliedstaaten ratifiziert worden sind.
Art. 423 Alle Streitfragen und Schwierigkeiten aus Anlaß der Auslegung dieses Teils des gegenwärtigen Ver-
trags und der später von den Mitgliedern gemäß diesem Teil geschlossenen Übereinkommen unterliegen der 
Entscheidung des ständigen Internationalen Gerichtshofs.

Kapitel IV. Übergangsbestimmungen.
Art. 424 Die erste Tagung der Hauptversammlung findet im Oktober 1919 statt. Ort und Tagesordnung der 
Tagung ergeben sich aus der beigefügten Anlage.

Einberufung und Veranstaltung dieser ersten Tagung liegt dafür in der vorerwähnten Anlage bezeichneten 
Regierung ob. Bei der Beschaffung der Unterlagen wird diese Regierung durch den internationalen Ausschuß 
unterstützt, dessen Mitglieder in der gleichen Anlage genannt sind.

Die Kosten dieser ersten Tagung und jeder folgenden bis zu dem Zeitpunkt, wo die notwendigen Kredite in 
den Haushalt der Völkerbunds aufgenommen werden können, werden mit Ausnahme der Reise- und Aufent-
haltskosten der Vertreter und der technischen Ratgeber auf die Mitgliedstaaten nach dem für das Internationale 
Bureau des Weltpostvereins festgesetzten Schlüssel umgelegt.
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Art. 425 Bis zur Errichtung des Völkerbunds werden alle Mitteilungen, die nach den vorstehenden Artikeln an 
den Generalsekretär des Bundes gerichtet werden sollen, vom Leiter der Internationalen Arbeitsamtes aufbe-
wahrt, der den Generalsekretär davon in Kenntniß zu setzen hat.
Art. 426 Bis zur Errichtung des ständigen Internationalen Gerichtshofs werden die ihm kraft dieses Abschnitts 
des gegenwärtigen Vertrags zu unterbreitenden Streifragen einem Gericht überwiesen, das aus drei vom Rate 
des Völkerbunds ernannten Personen besteht.

Anlage.
Erste Tagung der Hauptversammlung für Arbeitsfragen 1919.
Versammlungsort ist Washington.
Die Regierung der Vereinigten Staaten vom Amerika wird gebeten, die Hauptversammlung einzuberufen.
Der internationale Veranstaltungsausschuß  besteht aus sieben Personen, von denen je eine von den Regie-

rungen der Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritanniens, Frankreichs, Italiens, Japans, Belgiens und der 
Schweiz ernannt werden. Der Ausschuß kann, wenn er es für nötig hält, andere Mitgliedstaaten auffordern, sich 
in ihm vertreten zu lassen.

Die Tagungsordnung ist die folgende:
1. Durchführung des Grundsatzes des Achtstundentags oder der 48-Stunden-Woche;
2. Fragen hinsichtlich der Mittel zur Verhütung der Arbeitslosigkeit und zur Beseitigung ihrer Folgen;
3. Beschäftigung der Frauen:
a) vor und nach der Niederkunft (mit Einschluß der Frage der Mutterschaftsunterstützung,
b) Nachtarbeit,
c) gesundheitsschädliche Arbeiten;
4. Beschäftigung der Kinder:
a) Altersgrenze der Zulassung zur Arbeit,
b) Nachtarbeit,
c) gesundheitsschädliche Arbeiten;
5. Ausdehnung und Durchführung der 1906 in Bern angenommenen internationalen Abkommen über das 

Verbot der Nachtarbeit der gewerblichen Arbeiterinnen und über das Verbot der Verwendung von weißem 
(gelbem) Phosphor zur Anfertigung von Zündhölzern.

Abschnitt II. Allgemeine Grundsätze.
Art. 427 Die Hohen vertragschließenden Teile haben in Anerkennung dessen, daß das körperliche, sittliche 
und geistige Wohlergehen der Lohnarbeiter vom internationalen Standpunkt aus von höchster Bedeutung ist, 
zur Erreichung dieses erhabenen Zieles die in Abschnitt I vorgesehene und dem Völkerbund angegliederte 
ständige Einrichtung geschaffen.

Sie erkennen an, daß die Verschiedenheiten des Klimas, der Sitten und Gebräuche, der wirtschaftlichen 
Zweckmäßigkeit und industriellen Überlieferung die sofortige Herbeiführung der vollständigen Einheitlichkeit 
in den Arbeitsverhältnissen erschweren. Aber in der Überzeugung, daß die Arbeit nicht als bloße Handelsware 
betrachtet werden darf, glauben sie, daß Verfahren und Grundsätze für die Regelung der Arbeitsverhältnisse 
sich finden lassen, die alle industriellen Gemeinschaften zu befolgen sich bemühen sollen, soweit ihre besonde-
ren Verhältnisse dies gestatten.

Unter diesen Verfahren und Grundsätzen erscheinen den Hohen vertragschließenden Teilen die folgenden 
von besonderer und Beschleunigung erheischender Wichtigkeit:

1. Der oben erwähnte leitende Grundsatz, daß die Arbeit nicht lediglich als Ware oder Handelsgegenstand 
angesehen werden darf;

2. das Recht des Zusammenschlusses zu allen nicht dem Gesetz zuwiderlaufenden Zwecken sowohl für Ar-
beitnehmer als auch für Arbeitgeber;

3. die Bezahlung der Arbeiter mit einem Lohne, der ihnen eine nach der Auffassung ihrer Zeit und ihres 
Landes angemessene Lebensführung ermöglicht;

4. Annahme des Achtstundentags oder der 48-Stunden-Woche als zu erstrebendes Ziel überall da, wo es noch 
nicht erreicht ist;

5. die Annahme einer wöchentlichen Arbeitsruhe von mindestens 24 Stunden, die nach Möglichkeit jedes-
mal den Sonntag einschließen soll;

6. die Beseitigung der Kinderarbeit und die Verpflichtung, die Arbeit Jugendlicher beiderlei Geschlechts so 
einzuschränken, wie es notwendig ist, um ihnen die Fortsetzung ihrer Ausbildung zu ermöglichen und ihre 
körperliche Entwicklung sicherzustellen;

7. der Grundsatz gleichen Lohnes ohne Unterschied des Geschlechts für eine Arbeit von gleichem Werte;
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8. die in jedem Lande über die Arbeitsverhältnisse erlassenen Vorschriften haben allen im Lande sich erlaub-
terweise aufhaltenden Arbeitern eine gerechte wirtschaftliche Behandlung zu sichern;

9. jeder Staat hat einen Aufsichtdienst einzurichten, an dem auch Frauen teilnehmen, um die Durchführung 
der Gesetze und Vorschriften für den Arbeiterschutz sicherzustellen.

Die Hohen vertragschließenden Teile verkünden nicht die Vollständigkeit oder Endgültigkeit dieser Grund-
sätze und Verfahren, erachten sie jedoch für geeignet, der Politik des Völkerbunds als Richtschnur zu dienen 
und, im Falle ihrer Annahme durch die dem Völkerbund als Mitglieder angehörenden industriellen Gemein-
schaften sowie der Sicherstellung ihrer praktischen Durchführung durch eine entsprechende Aufsichtsbehörde, 
dauernde Wohltaten unter den Lohnarbeitern der Welt zu verbreiten.

Teil XIV. Bürgschaften für die Durchführung.

Abschnitt I. Westeuropa.
Art. 428 Um die Ausführung des gegenwärtigen Vertrags durch Deutschland sicherzustellen, bleiben die deut-
schen Gebiete westlich des Rhein einschließlich der Brückenköpfe während eines Zeitraums von fünfzehn Jah-
ren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags durch die Truppen der alliierten und assoziierten Mächte 
besetzt.
Art. 429 Werden die Bedingungen des gegenwärtigen Vertrags von Deutschland getreulich erfüllt, so wird die 
im Artikel 428 vorgesehene Besetzung nach und nach wie folgt eingeschränkt:

1. Nach Ablauf von fünf Jahren werden geräumt: der Brückenkopf von Cöln und die Gebiete nördlich einer 
Linie, die dem Lauf der Ruhr, dann der Eisenbahn Jülich-Düren-Euskirchen-Rheinbach, sodann der Straße 
von Rheinbach nach Sinzig folgt und den Rhein bei der Ahrmündung erreicht, wobei die genannten Straßen, 
Eisenbahnen und Ortschaften außerhalb dieser Räumungszone bleiben,

2. Nach Ablauf von zehn Jahren werden geräumt: Der Brückenkopf von Coblenz und die Gebiete nördlich 
einer Linie, welche vom Schnittpunkt der belgischen, deutschen und holländischen Grenze ausgeht, etwa vier 
Kilometer südlich von Aachen vorbeigeht bis zum Höhenrücken von Forst-Gemünd, dem sie folgt, sodann 
östlich der Urfttaleisenbahn, dann über Blankenheim, Valdorf, Dreis, Ulmen bis zur Mosel verläuft, von Bremm 
bis Nehren diesem Flusse folgt, sodann bei Kappel und Simmern vorbeigeht, dem Höhenkamm zwischen Sim-
mern und dem Rhein folgt und bei Bacharach den Rhein erreicht, wobei alle hier genannten Ortschaften, Täler, 
Straßen und Eisenbahnen außerhalb der Räumungszone bleiben.

3. Nach Ablauf von 15 Jahren werden geräumt: Der Brückenkopf von Mainz, der Brückenkopf von Kehl und 
das übrige besetzte deutsche Gebiet.

Erachten zu diesem Zeitpunkt die alliierten und assoziierten Regierungen die Sicherheit gegen einen nicht 
herausgeforderten Angriff Deutschlands nicht als hinreichend, so darf die Zurückziehung der Besetzungstrup-
pen in dem zur Erlangung der genannten Sicherheit für nötig gehaltenen Maße aufgeschoben werden.
Art. 430 Stellt währen der Besetzung oder nach Ablauf der oben vorgesehenen 15 Jahre der Wiedergutma-
chungsausschuß fest, daß Deutschland sich weigert, die Gesamtheit oder einzelne der ihm nach dem gegen-
wärtigen Vertrag obliegenden Wiedergutmachungsverpflichtungen zu erfüllen, so werden die im Artikel 429 
genannten Zonen sofort wieder durch alliierte und assoziierte Streitkräfte ganz oder teilweise besetzt.
Art. 431 Leistet Deutschland nach Ablauf der 15 Jahre allen ihm aus dem gegenwärtigen Vertrag erwachsenden 
Verpflichtungen Genüge, so werden die Besetzungstruppen sofort zurückgezogen.
Art. 432 Die Fragen betreffend die Besetzung, die nicht durch den gegenwärtigen Vertrag geregelt sind, werden 
Gegenstand späterer Abmachungen bilden, die zu beobachten Deutschland sich bereits jetzt verpflichtet.

Abschnitt II. Osteuropa.
Art. 433 Zur Sicherung der Ausführung der Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags, wodurch Deutschland 
endgültig die Aufhebung des Vertrags von Brest-Litowsk und aller Verträge, Übereinkommen und Abmachun-
gen zwischen ihm und der russischen maximalistischen Regierung anerkennt, sowie zur Sicherung der Herstel-
lung des Friedens und einer guten Regierung in den baltischen Provinzen und Litauen werden alle deutschen 
Truppen, die sich augenblicklich in den genannten Gebieten befinden, sobald die Regierungen der alliierten 
und assoziierten Hauptmächte den Augenblick mit Rücksicht auf die innere Lage dieser Gebiete für gekom-
men erachten, hinter die deutschen Grenzen zurückgenommen. Diese Truppen haben sich jeder Beitreibung, 
Beschlagnahme und aller anderen Zwangsmaßnahmen zur Erlangung von Lieferungen mit Bestimmung nach 
Deutschland zu enthalten und dürfen sich auf keine Weise in Maßregeln zur Landesverteidigung einmischen, 
welche die vorläufigen Regierungen von Estland, Lettland und Litauen etwa ergreifen.

Bis zur Räumung oder nach der vollständigen Räumung dürfen keine neuen deutschen Truppen die genann-
ten Gebiete betreten.
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Teil XV. Verschiedene Bestimmungen.
Art. 434 Deutschland verpflichtet sich, die volle Geltung der Friedensverträge und Zusatzübereinkommen zwi-
schen den alliierten und assoziierten Mächte und den Mächten, die an Deutschlands Seite gekämpft haben, an-
zuerkennen, den Bestimmungen, die über die Gebiete der ehemaligen österreichisch-ungarischen Monarchie, 
die Königreichs Bulgarien und des osmanischen Reiches getroffen werden, zuzustimmen und die neuen Staaten 
in den Grenzen anzuerkennen, die auf diese Weise für sie festgesetzt werden.
Art. 435 Die Hohen vertragschließenden Teile erkennen zwar die zugunsten der Schweiz in den Verträgen von 
1815, besonders in der Akte vom 20. November 1815 niedergelegten Zusicherungen, welche internationale Ver-
bindlichkeiten zur Aufrechterhaltung des Friedens darstellen, an; sie stellen indes fest, daß die Bestimmungen 
dieser Verträge und Übereinkommen, Erklärungen und sonstigen Zusatzakte, betreffend die neutralisierte Zone 
Savoyens, so wie sie durch Artikel 92 Abs. 1 der Schlußakte des Wiener Kongresses und Artikel 3 Abs. 2 des 
Pariser Vertrags vom 20. November 1815 festgelegt wird, durch die Verhältnisse überholt sind. Infolgedessen 
nehmen die Hohen vertragschließenden Teile die Abrede zwischen der französischen und der schweizerischen 
Regierung, betreffend die Aufhebung der sich auf diese Zone beziehenden Bestimmungen, die abgeschafft sind 
und bleiben sollen, zur Kenntnis.

Ebenso erkennen die Hohen vertragschließenden Teile an, daß die Bestimmungen der Verträge von 1815 und 
der sonstigen Zusatzakte, betreffend die Freizonen Hoch-Savoyens und des Gebiets von Gex, durch die Verhält-
nisse überholt sind, und daß es Sache Frankreichs und der Schweiz ist, im Wege der Einigung untereinander die 
Rechtslage dieser Gebiete so zu regeln, wie beide Länder es für zweckmäßig erachten.
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Anlage.
I.
Der Schweizerische Bundesrat hat, wie er der französischen Regierung am 5. Mai 1919 mitgeteilt hat, die 

Bestimmung des Artikels 435 gleichfalls im Geiste aufrichtiger Freundschaft geprüft und ist zu seiner Befriedi-
gung in der Lage, ihr mit folgenden Bemerkungen und Vorbehalten zuzustimmen.

1. Neutralisierte Zone Hoch-Savoyens:
a) Es besteht Einverständnis, daß, solange die Eidgenössischen Kammern die Abrede zwischen den beiden 

Regierungen betreffend die Abschaffung der Bestimmungen über die Neutralitätszone Savoyens noch nicht 
ratifiziert haben, bezüglich dieses Gegenstandes beiderseits noch keine endgültige Bindung besteht.

b) Die Zustimmung der Schweizerischen Regierung zur Abschaffung der oben erwähnten Bestimmungen 
setzt entsprechend dem angenommenen Wortlaut die Anerkennung der in den Verträgen von 1815, besonders 
in der Erklärung vom 20. November 1815, zugunsten der Schweiz niedergelegten Zusicherungen voraus.

c) Die Abrede zwischen der Französischen und der Schweizerischen Regierung über die Aughebung der oben 
erwähnten Bestimmungen gilt nur dann als wirksam, wenn der Friedensvertrag den Artikel in seiner gegen-
wärtigen Fassung enthält. Außerdem müssen die den Friedensvertrags schließenden Mächte die Zustimmung 
derjenigen Signatarmächte der Verträge von 1815 und der Erklärung vom 20. November 1815 nachsuchen, die 
nicht Signatarmächte des gegenwärtigen Friedensvertrags sind.

2. Freizone von Hoch-Savoyen und dem Gebiet von Gex.
a) Der Bundesrat erklärt seinen ausdrücklichen Vorbehalt hinsichtlich der Auslegung der im letzten Absatz 

des vorstehenden, in den Friedensvertrag aufzunehmenden Artikels enthaltene Erklärungen, in der es heißt, 
daß „die Bestimmungen der Verträge von 1815 und der sonstigen Zusatzakte betreffend die Freizonen von 
Hoch-Savoyen und dem Gebiet von Gex durch die Verhältnisse überholt sind“. Der Bundesrat wünscht keines-
falls, daß aus seiner Zustimmung zu dieser Fassung geschlossen werden könnte, er stimme der Abschaffung der 
bewährten Einrichtung zu, die dazu dient, einander benachbarten Gebieten den Vorteil einer besonderen, ihrer 
geographischen und wirtschaftlichen Lage angepaßten Behandlung zu verschaffen.

Nach Auffassung des Bundesrats kann es sich nicht darum handeln, das Zollsystem der Zonen, so wie es 
durch die obenerwähnten Verträge festgesetzt worden ist, abzuändern, sondern einzig darum, die Art und Wei-
se des Güteraustausches zwischen den in Betracht kommenden Gegenden in einer den jetzigen wirtschaftlichen 
Bedingungen besser angepaßten Weise zu regeln. Zu den vorstehenden Bemerkungen sieht sich der Bundesrat 
durch den Inhalt des der Note der französischen Regierung vom 26. April beigefügten Entwurfs eines Überein-
kommens über die zukünftige Gestaltung der Zonen veranlaßt. Unbeschadet der obenerwähnten Vorbehalten 
erklärt sich der Bundesrat bereit, im freundschaftlichsten Geiste alle Vorschläge zu prüfen, welche ihm die 
französische Regierung in dieser Hinsicht machen zu sollen glaubt.

b) Es besteht Einverständnis, daß die Bestimmungen der Verträge von 1815 und der Zusatzakte über die 
Freizonen bis zu dem Zeitpunkt in Kraft bleiben, wo eine neue Abmachung zur Regelung der Rechtslage dieser 
Gebiete zwischen der Schweiz und Frankreich zustande kommt.

II.
Die französische Regierung hat am 18. Mai 1919 an die schweizerische Regierung nachstehende Note als 

Antwort auf die vorstehend wiedergegebene Mitteilung gerichtet:
In einer Note vom 5. Mai 1919 hat die schweizerische Gesandtschaft in Paris der Regierung des französischen 

Freistaats die Zustimmung der eidgenössischen Regierung zu dem vorgeschlagenen Artikel mitgeteilt, der in 
den zwischen den alliierten und assoziierten Mächten einerseits und Deutschland andererseits abzuschließen-
den Friedensvertrag aufgenommen werden soll.

Mit Befriedigung hat die französische Regierung von dem so erzielten Einverständnis Kenntnis genommen, 
und der von den Alliierten und Assoziierten angenommene Entwurf des fraglichen Artikels ist auf ihr Ersuchen 
in die den deutschen Bevollmächtigten überreichten Friedensbedingungen unter Nr. 435 eingefügt worden.

In ihrer diese Frage betreffenden Note vom 5. Mai hat die schweizerische Regierung verschiedene Erwägun-
gen und Vorbehalte zum Ausdruck gebracht.

Hinsichtlich derjenigen dieser Bemerkungen, welche die Freizonen von Hoch-Savoyen und dem Gebiet von 
Gex betreffen, hat die französische Regierung die Ehre, darauf hinzuweisen, daß die Bestimmungen des letzten 
Absatzes des Artikels 435 so klar ist, daß kein Zweifel hinsichtlich ihrer Tragweite, insbesondere hinsichtlich 
der Tatsache aufkommen dürfen, daß danach in Zukunft keine anderen Mächte als Frankreich und die Schweiz 
an dieser Frage mehr beteiligt sind.

Die Regierung des Freistaats, die ihrerseits auf den Schutz der Interessen der in Frage stehenden französi-
schen Gebiete bedacht ist und deren besondere Lage berücksichtigt, verliert nicht aus dem Auge, daß die Ein-
führung eines geeigneten Zollsystems für sie und eine den gegenwärtigen Verhältnissen besser entsprechenden 
Regelung des Austauschverkehrs zwischen diesen Gebieten und den benachbarten schweizerischen Gebieten 
unter Beachtung der gegenseitigen Interessen sich emphielt.
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Selbstverständlich darf dies in keiner Weise das Recht Frankreichs berühren, in dieser Gegend seine Zollinie  
mit seiner politischen Grenze zusammenfallen zu lassen, wie dies bei anderen Teilen seiner Landesgrenzen 
der Fall ist und wie die Schweiz es selbst seit langem mit ihren eigenen Grenzen in dieser Gegend gemacht hat.

Mit Befriedigung nimmt in dieser Hinsicht die Regierung des Freistaats von der freundschaftlichen Bereit-
willigkeit Kenntnis, mit der die schweizerische Regierung sich zur Prüfung aller französischer Vorschläge über 
das an Stelle der gegenwärtigen Rechtsordnung der bezeichneten Freizonen zu setzende Abkommen bereit er-
klärt hat; die französische Regierung wird diese Vorschläge in dem gleichen freundschaftlichen Sinne aufstellen.

Andererseits zweifelt die Regierung des Freistaats nicht, daß die vorläufige Beibehaltung der Rechtsordnung 
von 1815, betreffend die Freizonen, auf die dieser Absatz der Note der schweizerischen Gesandtschaft vom 
5. Mai hinweist und die offensichtlich die Überleitung des gegenwärtigen Zustands in den vertragsmäßigen 
Zustand vermitteln soll, keineswegs eine Verzögerung der Einführung des von den beiden Regierungen für not-
wendig erkannten neuen Zustands mit sich bringen darf. Die gleiche Bemerkung gilt für die Ratifikation durch 
die eidgenössischen Kammern, die in § 1 Absatz a) der schweizerischen Note vom 5. Mai unter der Überschrift 
„Neutralisierte Zone Hoch-Savoyens“ vorgesehen ist.
Art. 436 Die Hohen vertragschließenden Teile haben, wie sie hiermit anerkennen und beurkunden, von dem 
Vertrage zwischen der Regierung des französischen Freistaats und Seiner Durchlaucht dem Fürsten von Mo-
nako vom 17. Juni 1918 über das Verhältnis zwischen Frankreich und dem Fürstentum Kenntnis genommen.
Art. 437 Die Hohen vertragschließenden Teile kommen dahin überein, daß in jedem durch den gegenwärtigen 
Vertrag eingesetzten Ausschuß bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag geben soll, 
es sei denn, daß durch spätere Vereinbarungen ein Anderes bestimmt wird.
Art. 438 Die alliierten und assoziierten Mächte kommen überein, daß, soweit deutsche Gesellschaften oder 
deutsche Personen auf ihrem oder ihrer Regierung gemäß dem gegenwärtigen Vertrag anvertrauten Gebiet 
religiöse christliche Missionen unterhalten haben, das Eigentum solcher Missionen oder Missionsgesellschaf-
ten einschließlich des Eigentums von Handelsgesellschaften, deren Ertrag der Unterhaltung dieser Missionen 
dient, weiter für Missionszwecke verwendet werden soll. Um die gehörige Ausführung dieser Verpflichtung zu 
sichern, werden die alliierten und assoziierten Regierungen das bezeichnete Eigentum Verwaltungsräten ver-
antworten, die sie ernennen oder bestätigen und welche das religiöse Bekenntnis der Mission teilen, um deren 
Eigentum es sich handelt.

Die alliierten und assoziierten Regierungen üben weiterhin eine vollständige Aufsicht über die Leiter dieser 
Missionen aus und wahren die Interessen dieser Missionen.

Deutschland nimmt von den vorstehenden Verpflichtungen Vermerk, erklärt seine Zustimmung zu jeder 
Anordnung, welche die beteiligten alliierten und assoziierten Regierungen zwecks Erfüllung des Werkes der 
genannten Missionen oder Handelsgesellschaften erlassen haben oder erlassen, und verzichtet auf jeden Ein-
wand dagegen.
Art. 439 Vorbehaltlich der Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags verpflichtet sich Deutschland, weder 
unmittelbar noch mittelbar gegen eine der diesen Vertrag unterzeichnenden alliierten und assoziierten Mächte, 
einschließlich derjenigen, die ohne Kriegserklärung ihre diplomatischen Beziehungen zum Deutschen Reiche 
abgebrochen haben, irgendeinen Geldanspruch wegen einer vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags 
liegenden Tatsache geltend zu machen.

Diese Bestimmung bedeutet vollen und endgültigen Verzicht auf alle derartigen Ansprüche; diese sind von 
nun an  erloschen, gleichviel wer daran beteiligt ist.
Art. 440 Deutschland nimmt und erkennt alle von irgendeinem Prisengericht einer alliierten oder assoziierten 
Macht erlassenen Entscheidungen und Anordnungen, betreffend deutsche Handelsschiffe und deutsche Waren, 
als gültig und verbindlich an, ebenso alle derartigen Entscheidungen und Anordnungen über die Zahlung der 
Kosten. Es verpflichtet sich, wegen dieser Entscheidungen oder Anordnungen keinerlei Beschwerden im Na-
men seiner Angehörigen vorzubringen.

Die alliierten und assoziierten Mächte behalten sich das Recht vor, unter den von ihnen noch festzusetzenden 
Bedingungen die von den deutschen Prisengerichten erlassenen Entscheidungen und Anordnungen nachzu-
prüfen, gleichviel, ob diese Entscheidungen und Anordnungen die Eigentumsrechte von Staatsangehörigen der 
genannten Mächte oder von neutralen Staatsangehörigen treffen. Deutschland sagt zu, Abschriften aller Urkun-
den zu liefern, aus denen das Aktenstück des Einzelfalls besteht, einschließlich der ergangenen Entscheidungen 
und Anordnungen; ferner verpflichtet sich Deutschland, die Anregungen anzunehmen und auszuführen, die 
ihm nach dieser Prüfung des Einzelfalls übermittelt werden.

Der  gegenwärtige  Vertrag, dessen französischer und englischer Wortlaut beide maßgebend sind, soll rati-
fiziert werden.

Die Niederlegung der Ratifikationsurkunde soll so bald wie möglich in Paris erfolgen.
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Den Mächten mit Regierungssitz außerhalb Europas steht es frei, sich auf die Mitteilung an die Regierung des 
französischen Freistaats durch ihren diplomatischen Vertreter in Paris zu beschränken, daß ihre Ratifikation 
erteilt ist. In diesem Falle sollen sie die Ratifikationsurkunde darüber so schnell wie möglich übermitteln.

Ein erstes Protokoll über die Niederlegung der Ratifikationsurkunden wird errichtet, sobald der Vertrag von 
Deutschland einerseits und von drei alliierten und assoziierten Hauptmächten andererseits ratifiziert ist.

Mit der Errichtung dieses ersten Protokolls tritt der Vertrag zwischen den Hohen vertragschließenden Teilen, 
die ihn auf diese Weise ratifiziert haben, in Kraft. Dieser Zeitpunkt gilt zugleich als der Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens bei Berechnung aller in dem gegenwärtigen Vertrage vorgesehenen Fristen.

In jeder anderen Hinsicht tritt der Vertrag für jede Macht mit der Niederlegung ihrer Ratifikationsurkunde 
in Kraft.

Die französische Regierung wird allen Signatar-Mächten eine beglaubigte Abschrift der einzelnen Protokolle 
über die Niederlegung der Ratifikationsurkunden übermitteln. 

Zu Urkund dessen haben die eingangs genannten Bevollmächtigten diesen Vertrag unterzeichnet. Geschehen 
zu Versailles am achtundzwanzigsten Juni eintausendneunhundertundneunzehn in einem einzigen Exemplar, 
das im Archiv der Regierung des französischen Freistaats niedergelegt bleibt und wovon Ausfertigungen jeder 
der Signatar-Mächte übermittelt werden sollen. 

(L.S.) Woodrow Wilson. (L.S.) Jules Cambon. (L.S.) M. Rustem Haidar.

(L.S.) Robert Lansing. (L.S.) Sidney Sonnio. (L.S.) Abdul Hadi Aouni.

(L.S.) Henry White. (L.S.) Imperiali. (L.S.) P. Bonilla.

(L.S.) E. M. House (L.S.) Silvio Crespi. (L.S.) C. D. B. King.

(L.S.) Tasker H. Bliss. (L.S.) Saionzi. (L.S.) Salvador Chamorro.

(L.S.) D. Lloyd George. (L.S.) N. Makino. (L.S.) Antonio Burgos.

(L.S.) A. Bonar Law. (L.S.) S. Chinda. (L.S.) C. G. Candamo.

(L.S.) Milner. K. Matsui. (L.S.) I. J. Paderewski.

(L.S.) Arthur James Balfour. (L.S.) H. Ijuin. (L.S.) Roman Dmowski.

(L.S.) George N. Barnes. (L.S.) Hymans. (L.S.) Affonso Costa.

(L.S.) Chas. J. Doherty. (L.S.) J. van den Heuvel. (L.S.) Augusto Soares.

(L.S.) Arthur L. Sifton. (L.S.) Émile Vandervelde. (L.S.) Ion I. C. Bratiano.

(L.S.) W. M. Hughes. (L.S.) Ismail Montes. (L.S.) General C. Coanda.

(L.S.) Joseph Cook. (L.S.) Calogeras. (L.S.) Nik. P. Pachitch.

(L.S.) Louis Botha. (L.S.) Dr. Ante Trumbic.

(L.S.) J. Chr. Smuts. (L.S.) Rodrigo Octavio. (L.S.) Mil. R. Vesnitch.

(L.S.) W. F. Massey. (L.S.) Charoon.

(L.S.) Ed. S. Montagu. (L.S.) Antonio S. de Busta-
mente.

(L.S.) Traidos Prabandhu.

(L.S.) Ganga Singh, Maharaja 
de Bikaner.

(L.S.) E. Dorn y de Alsua. (L.S.) Karel Kramar.

(L.S.) G. Clemenceau. (L.S.) Eleftherios Veniselos. (L.S.) Dr. Edward Benes.

(L.S.) S. Pichon. (L.S.) Nicolas Politis. (L.S.) I. A. Buero.

(L.S.) L. L. Klotz. (L.S.) Loaquin Mendez. (L.S.) Hermann Müller

(L.S.) André Tardieu. (L.S.) Tertullien Guilbaud. (L.S.) Dr. Bell.
http://www.documentarchiv.de/wr/vv.html
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Nr. 22 Verfassung des Deutschen Reichs
(„Weimarer Reichsverfassung“)

vom 11. August 1919

[Reichs-Gesetzblatt 1919, 1383]

Die Verfassung des Deutschen Reiches

Das Deutsche Volk, einig in seinen Stämmen und von dem Willen beseelt, sein Reich in Freiheit und Gerech-
tigkeit zu erneuen und zu festigen, dem inneren und dem äußeren Frieden zu dienen und den gesellschaftlichen 
Fortschritt zu fördern, hat sich diese Verfassung gegeben.

Erster Hauptteil: Aufbau und Aufgaben des Reichs

Erster Abschnitt: Reich und Länder
Art. 1 Das Deutsche Reich ist eine Republik.

Die Staatsgewalt geht vom Volke aus.
Art. 2 Das Reichsgebiet besteht aus den Gebieten der deutschen Länder. Andere Gebiete können durch Reichs-
gesetz in das Reich aufgenommen werden, wenn es ihre Bevölkerung kraft des Selbstbestimmungsrechts be-
gehrt.
Art. 3 Die Reichsfarben sind schwarz-rot-gold. Die Handelsflagge ist schwarz-weiß-rot mit den Reichsfarben 
in der oberen inneren Ecke.
Art. 4 Die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts gelten als bindende Bestandteile des deutschen 
Reichsrechts.
Art. 5 Die Staatsgewalt wird in Reichsangelegenheiten durch die Organe des Reichs auf Grund der Reichsver-
fassung, in Landesangelegenheiten durch die Organe der Länder auf Grund der Landesverfassungen ausgeübt.
Art. 6 Das Reich hat die ausschließliche Gesetzgebung über:

die Beziehungen zum Ausland;
das Kolonialwesen;
die Staatsangehörigkeit, die Freizügigkeit, die Ein- und Auswanderung und die Auslieferung;
die Wehrverfassung;
das Münzwesen;
das Zollwesen sowie die Einheit des Zoll- und Handelsgebiets und die Freizügigkeit des Warenverkehrs;
das Post- und Telegraphenwesen einschließlich des Fernsprechwesens.

Art. 7 Das Reich hat die Gesetzgebung über:
das bürgerliche Recht;
das Strafrecht;
das gerichtliche Verfahren einschließlich des Strafvollzugs sowie die Amtshilfe zwischen Behörden;
das Paßwesen und die Fremdenpolizei;
das Armenwesen und die Wandererfürsorge;
das Presse-, Vereins- und Versammlungswesen;
die Bevölkerungspolitik, die Mutterschafts-, Säuglings-, Kinder- und Jugendfürsorge;
das Gesundheitswesen, das Veterinärwesen und den Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge;
das Arbeitsrecht, die Versicherung und den Schutz der Arbeiter und Angestellten sowie den Arbeitsnachweis;
die Einrichtung beruflicher Vertretungen für das Reichsgebiet;
die Fürsorge für die Kriegsteilnehmer und ihre Hinterbliebenen;
das Enteignungsrecht;
die Vergesellschaftung von Naturschätzen und wirtschaftlichen Unternehmungen sowie die Erzeugung, Her-

stellung, Verteilung und Preisgestaltung wirtschaftlicher Güter für die Gemeinwirtschaft;
den Handel, das Maß- und Gewichtswesen, die Ausgabe von Papiergeld, das Bankwesen sowie das Börsen-

wesen;
den Verkehr mit Nahrungs- und Genußmitteln sowie mit Gegenständen des täglichen Bedarfs;
das Gewerbe und den Bergbau;
das Versicherungswesen;
die Seeschiffahrt, die Hochsee- und die Küstenfischerei;
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die Eisenbahnen, die Binnenschiffahrt, den Verkehr mit Kraftfahrzeugen zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft, sowie den Bau von Landstraßen, soweit es sich um den allgemeinen Verkehr und die Landesverteidigung 
handelt;

das Theater- und Lichtspielwesen.
Art. 8 Das Reich hat ferner die Gesetzgebung über die Abgaben und sonstigen Einnahmen, soweit sie ganz 
oder teilweise für seine Zwecke in Anspruch genommen werden. Nimmt das Reich Abgaben oder sonstige 
Einnahmen in Anspruch, die bisher den Ländern zustanden, so hat es auf die Erhaltung der Lebensfähigkeit 
der Länder Rücksicht zu nehmen.
Art. 9 Soweit ein Bedürfnis für den Erlaß einheitlicher Vorschriften vorhanden ist, hat das Reich die Gesetz-
gebung über:

die Wohlfahrtspflege;
den Schutz der öffentlichen Ordnung und Sicherheit.

Art. 10 Das Reich kann im Wege der Gesetzgebung Grundsätze aufstellen für:
die Rechte und Pflichten der Religionsgesellschaften;
das Schulwesen einschließlich des Hochschulwesens und das wissenschaftliche Büchereiwesen;
das Recht der Beamten aller öffentlichen Körperschaften;
das Bodenrecht, die Bodenverteilung, das Ansiedlungs- und Heimstättenwesen, die Bindung des Grundbe-

sitzes, das Wohnungswesen und die Bevölkerungsverteilung;
das Bestattungswesen.

Art. 11 Das Reich kann im Wege der Gesetzgebung Grundsätze über die Zulässigkeit und Erhebungsart von 
Landesabgaben aufstellen, soweit sie erforderlich sind, um

Schädigung der Einnahmen oder der Handelsbeziehungen des Reichs,
Doppelbesteuerungen,
übermäßige oder verkehrshindernde Belastung der Benutzung öffentlicher Verkehrswege und Einrichtungen 

mit Gebühren,
steuerliche Benachteiligungen eingeführter Waren gegenüber den eigenen Erzeugnissen im Verkehre zwi-

schen den einzelnen Ländern und Landesteilen oder
Ausfuhrprämien
auszuschließen oder wichtige Gesellschaftsinteressen zu wahren.

Art. 12 Solange und soweit das Reich von seinem Gesetzgebungsrechte keinen Gebrauch macht, behalten die 
Länder das Recht der Gesetzgebung. Dies gilt nicht für die ausschließliche Gesetzgebung des Reichs.

Gegen Landesgesetze, die sich auf Gegenstände des Artikel 7 Ziffer 13 beziehen, steht der Reichsregierung, 
sofern dadurch das Wohl der Gesamtheit im Reiche berührt wird, ein Einspruchsrecht zu.
Art. 13 Reichsrecht bricht Landrecht.

Bestehen Zweifel oder Meinungsverschiedenheiten darüber, ob eine landesrechtliche Vorschrift mit dem 
Reichsrecht vereinbar ist, so kann die zuständige Reichs- oder Landeszentralbehörde nach näherer Vorschrift 
eines Reichsgesetzes die Entscheidung eines obersten Gerichtshofs des Reichs anrufen.
Art. 14 Die Reichsgesetze werden durch die Landesbehörden ausgeführt, soweit nicht die Reichsgesetze etwas 
anderes bestimmen.
Art. 15 Die Reichsregierung übt die Aufsicht in den Angelegenheiten aus, in denen dem Reiche das Recht der 
Gesetzgebung zusteht.

Soweit die Reichsgesetze von den Landesbehörden auszuführen sind, kann die Reichsregierung allgemeine 
Anweisungen erlassen. Sie ist ermächtigt, zur Überwachung der Ausführung der Reichsgesetze zu den Landes-
zentralbehörden und mit ihrer Zustimmung zu den unteren Behörden Beauftragte zu entsenden.

Die Landesregierungen sind verpflichtet, auf Ersuchen der Reichsregierung Mängel, die bei der Ausführung 
der Reichsgesetze hervorgetreten sind, zu beseitigen. Bei Meinungsverschiedenheiten kann sowohl die Reichs-
regierung als die Landesregierung die Entscheidung des Staatsgerichtshofs anrufen, falls nicht durch Reichsge-
setz ein anderes Gericht bestimmt ist.
Art. 16 Die mit der unmittelbaren Reichsverwaltung in den Ländern betrauten Beamten sollen in der Regel 
Landesangehörige sein. Die Beamten, Angestellten und Arbeiter der Reichsverwaltung sind auf ihren Wunsch 
in ihren Heimatgebieten zu verwenden, soweit dies möglich ist und nicht Rücksichten auf ihre Ausbildung oder 
Erfordernisse des Dienstes entgegenstehen.
Art. 17 Jedes Land muß eine freistaatliche Verfassung haben. Die Volksvertretung muß in allgemeiner, gleicher, 
unmittelbarer und geheimer Wahl von allen reichsdeutschen Männern und Frauen nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl gewählt werden. Die Landesregierung bedarf des Vertrauens der Volksvertretung.



277

Verfassung des Deutschen Reichs [22]

Die Grundsätze für die Wahlen zur Volksvertretung gelten auch für die Gemeindewahlen. Jedoch kann durch 
Landesgesetz die Wahlberechtigung von der Dauer des Aufenthalts in der Gemeinde bis zu einem Jahre abhän-
gig gemacht werden.
Art. 18 Die Gliederung des Reichs in Länder soll unter möglichster Berücksichtigung des Willens der betei-
ligten Bevölkerung der wirtschaftlichen und kulturellen Höchstleistung des Volkes dienen. Die Änderung des 
Gebiets von Ländern und die Neubildung von Ländern innerhalb des Reichs erfolgen durch verfassungsän-
derndes Reichsgesetz.

Stimmen die unmittelbar beteiligten Länder zu, so bedarf es nur eines einfachen Reichsgesetzes.
Ein einfaches Reichsgesetz genügt ferner, wenn eines der beteiligten Länder nicht zustimmt, die Gebiets-

änderung oder Neubildung aber durch den Willen der Bevölkerung gefordert wird und ein überwiegendes 
Reichsinteresse sie erheischt.

Der Wille der Bevölkerung ist durch Abstimmung festzustellen. Die Reichsregierung ordnet die Abstimmung 
an, wenn ein Drittel der zum Reichstag wahlberechtigten Einwohner des abzutrennenden Gebiets es verlangt.

Zum Beschluß einer Gebietsänderung oder Neubildung sind drei Fünftel der abgegebenen Stimmen, min-
destens aber die Stimmenmehrheit der Wahlberechtigten erforderlich. Auch wenn es sich nur um Abtrennung 
eines Teiles eines preußischen Regierungsbezirkes, eines bayerischen Kreises oder in anderen Ländern eines 
entsprechenden Verwaltungsbezirkes handelt, ist der Wille der Bevölkerung des ganzen in Betracht kommen-
den Bezirkes festzustellen. Wenn ein räumlicher Zusammenhang des abzutrennenden Gebiets mit dem Ge-
samtbezirke nicht besteht, kann auf Grund eines besonderen Reichsgesetzes der Wille der Bevölkerung des 
abzutrennenden Gebiets als ausreichend erklärt werden.

Nach Feststellung der Zustimmung der Bevölkerung hat die Reichsregierung dem Reichstag ein entsprechen-
des Gesetz zur Beschlußfassung vorzulegen.

Entsteht bei der Vereinigung oder Abtrennung Streit über die Vermögensauseinandersetzung, so entscheidet 
hierüber auf Antrag einer Partei der Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich.
Art. 19 Über Verfassungsstreitigkeiten innerhalb eines Landes, in dem kein Gericht zu ihrer Erledigung besteht, 
sowie über Streitigkeiten nichtprivatrechtlicher Art zwischen verschiedenen Ländern oder zwischen dem Rei-
che und einem Lande entscheidet auf Antrag eines der streitenden Teile der Staatsgerichtshof für das Deutsche 
Reich, soweit nicht ein anderer Gerichtshof des Reichs zuständig ist.

Der Reichspräsident vollstreckt das Urteil des Staatsgerichtshofs.

Zweiter Abschnitt: Der Reichstag
Art. 20 Der Reichstag besteht aus den Abgeordneten des deutschen Volkes.
Art. 21 Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Volkes. Sie sind nur ihrem Gewissen unterworfen und an 
Aufträge nicht gebunden.
Art. 22 Die Abgeordneten werden in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl von den über 
zwanzig Jahre alten Männern und Frauen nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. Der Wahltag muß 
ein Sonntag oder öffentlicher Ruhetag sein.

Das Nähere bestimmt das Reichswahlgesetz.
Art. 23 Der Reichstag wird auf vier Jahre gewählt. Spätestens am sechzigsten Tage nach ihrem Ablauf muß die 
Neuwahl stattfinden.

Der Reichstag tritt zum ersten Male spätestens am dreißigsten Tage nach der Wahl zusammen.
Art. 24 Der Reichstag tritt in jedem Jahre am ersten Mittwoch des November am Sitze der Reichsregierung zu-
sammen. Der Präsident des Reichstags muß ihn früher berufen, wenn es der Reichspräsident oder mindestens 
ein Drittel der Reichstagsmitglieder verlangt.

Der Reichstag bestimmt den Schluß der Tagung und den Tag des Wiederzusammentritts.
Art. 25 Der Reichspräsident kann den Reichstag auflösen, jedoch nur einmal aus dem gleichen Anlaß.

Die Neuwahl findet spätestens am sechzigsten Tage nach der Auflösung statt.
Art. 26 Der Reichstag wählt seinen Präsidenten, dessen Stellvertreter und seine Schriftführer. Er gibt sich seine 
Geschäftsordnung.
Art. 27 Zwischen zwei Tagungen oder Wahlperioden führen Präsident und Stellvertreter der letzten Tagung 
ihre Geschäfte fort.
Art. 28 Der Präsident übt das Hausrecht und die Polizeigewalt im Reichstagsgebäude aus. Ihm untersteht die 
Hausverwaltung; er verfügt über die Einnahmen und Ausgaben des Hauses nach Maßgabe des Reichshaushalts 
und vertritt das Reich in allen Rechtsgeschäften und Rechtsstreitigkeiten seiner Verwaltung.
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Art. 29 Der Reichstag verhandelt öffentlich. Auf Antrag von fünfzig Mitgliedern kann mit Zweidrittelmehrheit 
die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden.
Art. 30 Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlungen in den öffentlichen Sitzungen des Reichstags, eines 
Landtags oder ihrer Ausschüsse bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei.
Art. 31 Bei dem Reichstag wird ein Wahlprüfungsgericht gebildet. Es entscheidet auch über die Frage, ob ein 
Abgeordneter die Mitgliedschaft verloren hat.

Das Wahlprüfungsgericht besteht aus Mitgliedern des Reichstags, die dieser für die Wahlperiode wählt, und 
aus Mitgliedern des Reichsverwaltungsgerichts, die der Reichspräsident auf Vorschlag des Präsidiums dieses 
Gerichts bestellt.

Das Wahlprüfungsgericht erkennt auf Grund öffentlicher mündlicher Verhandlung durch drei Mitglieder des 
Reichstags und zwei richterliche Mitglieder.

Außerhalb der Verhandlungen vor dem Wahlprüfungsgerichte wird das Verfahren von einem Reichsbeauf-
tragten geführt, den der Reichspräsident ernennt. Im übrigen wird das Verfahren von dem Wahlprüfungsge-
richte geregelt.
Art. 32 Zu einem Beschlusse des Reichstags ist einfache Stimmenmehrheit erforderlich, sofern die Verfassung 
kein anderes Stimmenverhältnis vorschreibt. Für die vom Reichstag vorzunehmenden Wahlen kann die Ge-
schäftsordnung Ausnahmen zulassen.

Die Beschlußfähigkeit wird durch die Geschäftsordnung geregelt.
Art. 33 Der Reichstag und seine Ausschüsse können die Anwesenheit des Reichskanzlers und jedes Reichsmi-
nisters verlangen.

Der Reichskanzler, die Reichsminister und die von ihnen bestellten Beauftragten haben zu den Sitzungen des 
Reichstags und seiner Ausschüsse Zutritt. Die Länder sind berechtigt, in diese Sitzungen Bevollmächtigte zu 
entsenden, die den Standpunkt ihrer Regierung zu dem Gegenstande der Verhandlung darlegen.

Auf ihr Verlangen müssen die Regierungsvertreter während der Beratung, die Vertreter der Reichsregierung 
auch außerhalb der Tagesordnung gehört werden.

Sie unterstehen der Ordnungsgewalt des Vorsitzenden.
Art. 34 Der Reichstag hat das Recht und auf Antrag von einem Fünftel seiner Mitglieder die Pflicht, Untersu-
chungsausschüsse einzusetzen. Diese Ausschüsse erheben in öffentlicher Verhandlung die Beweise, die sie oder 
die Antragsteller für erforderlich erachten. Die Öffentlichkeit kann vom Untersuchungsausschuß mit Zweidrit-
telmehrheit ausgeschlossen werden. Die Geschäftsordnung regelt das Verfahren des Ausschusses und bestimmt 
die Zahl seiner Mitglieder.

Die Gerichte und Verwaltungsbehörden sind verpflichtet, dem Ersuchen dieser Ausschüsse um Beweiserhe-
bungen Folge zu leisten; die Akten der Behörden sind ihnen auf Verlangen vorzulegen.

Auf die Erhebungen der Ausschüsse und der von ihnen ersuchten Behörden finden die Vorschriften der 
Strafprozeßordnung sinngemäße Anwendung, doch bleibt das Brief-, Post-, Telegraphen- und Fernsprechge-
heimnis unberührt.
Art. 35 Der Reichstag bestellt einen ständigen Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten, der auch außerhalb 
der Tagung des Reichstags und nach der Beendigung der Wahlperiode oder der Auflösung des Reichstags bis 
zum Zusammentritte des neuen Reichstags tätig werden kann. Die Sitzungen dieses Ausschusses sind nicht 
öffentlich, wenn nicht der Ausschuß mit Zweidrittelmehrheit die Öffentlichkeit beschließt.

Der Reichstag bestellt ferner zur Wahrung der Rechte der Volksvertretung gegenüber der Reichsregierung für 
die Zeit außerhalb der Tagung und nach Beendigung einer Wahlperiode einen ständigen Ausschuß.

Diese Ausschüsse haben die Rechte von Untersuchungsausschüssen.
Art. 36 Kein Mitglied des Reichstags oder eines Landtags darf zu irgendeiner Zeit wegen seiner Abstimmung 
oder wegen der in Ausübung seines Berufs getanen Äußerungen gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder sonst 
außerhalb der Versammlung zur Verantwortung gezogen werden.
Art. 37 Kein Mitglied des Reichstags oder eines Landtags kann ohne Genehmigung des Hauses, dem der Abge-
ordnete angehört, während der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Untersuchung 
gezogen oder verhaftet werden, es sei denn, daß das Mitglied bei Ausübung der Tat oder spätestens im Laufe 
des folgenden Tages festgenommen ist.

Die gleiche Genehmigung ist bei jeder anderen Beschränkung der persönlichen Freiheit erforderlich, die die 
Ausübung des Abgeordnetenberufs beeinträchtigt.

Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied des Reichstags oder eines Landtags und jede Haft oder sonstige Be-
schränkung seiner persönlichen Freiheit wird auf Verlangen des Hauses, dem der Abgeordnete angehört, für die 
Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben.
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Art. 38 Die Mitglieder des Reichstags und der Landtage sind berechtigt, über Personen, die ihnen in ihrer 
Eigenschaft als Abgeordneten Tatsachen anvertrauen, oder denen sie in Ausübung ihres Abgeordnetenberufs 
solche anvertraut haben, sowie über diese Tatsachen selbst das Zeugnis zu verweigern. Auch in Beziehung auf 
Beschlagnahme von Schriftstücken stehen sie den Personen gleich, die ein gesetzliches Zeugnisverweigerungs-
recht haben.

Eine Durchsuchung oder Beschlagnahme darf in den Räumen des Reichstags oder eines Landtags nur mit 
Zustimmung des Präsidenten vorgenommen werden.
Art. 39 Beamte und Angehörige der Wehrmacht bedürfen zur Ausübung ihres Amtes als Mitglieder des Reichs-
tags oder eines Landtags keines Urlaubs.

Bewerben sie sich um einen Sitz in diesen Körperschaften, so ist ihnen der zur Vorbereitung ihrer Wahl 
erforderliche Urlaub zu gewähren.
Art. 40 Die Mitglieder des Reichstags erhalten das Recht zur freien Fahrt auf allen deutschen Eisenbahnen 
sowie Entschädigung nach Maßgabe eines Reichsgesetzes.

Dritter Abschnitt: Der Reichspräsident und die Reichsregierung
Art. 41 Der Reichspräsident wird vom ganzen deutschen Volke gewählt.

Wählbar ist jeder Deutsche, der das fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet hat.
Das Nähere bestimmt ein Reichsgesetz.

Art. 42 Der Reichspräsident leistet bei der Übernahme seines Amtes vor dem Reichstag folgenden Eid: 
Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden 

von ihm wenden, die Verfassung und die Gesetze des Reichs wahren, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und 
Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde.

Die Beifügung einer religiösen Beteuerung ist zulässig.
Art. 43 Das Amt des Reichspräsidenten dauert sieben Jahre. Wiederwahl ist zulässig.

Vor Ablauf der Frist kann der Reichspräsident auf Antrag des Reichstags durch Volksabstimmung abgesetzt 
werden. Der Beschluß des Reichstags erfordert Zweidrittelmehrheit. Durch den Beschluß ist der Reichspräsi-
dent an der ferneren Ausübung des Amtes verhindert. Die Ablehnung der Absetzung durch die Volksabstim-
mung gilt als neue Wahl und hat die Auflösung des Reichstags zur Folge.

Der Reichspräsident kann ohne Zustimmung des Reichstags nicht strafrechtlich verfolgt werden.
Art. 44 Der Reichspräsident kann nicht zugleich Mitglied des Reichstags sein.
Art. 45 Der Reichspräsident vertritt das Reich völkerrechtlich. Er schließt im Namen des Reichs Bündnisse und 
andere Verträge mit auswärtigen Mächten. Er beglaubigt und empfängt die Gesandten.

Kriegserklärung und Friedensschluß erfolgen durch Reichsgesetz.
Bündnisse und Verträge mit fremden Staaten, die sich auf Gegenstände der Reichsgesetzgebung beziehen, 

bedürfen der Zustimmung des Reichstags.
Art. 46 Der Reichspräsident ernennt und entläßt die Reichsbeamten und die Offiziere, soweit nicht durch Ge-
setz etwas anderes bestimmt ist. Er kann das Ernennungs- und Entlassungsrecht durch andere Behörden aus-
üben lassen.
Art. 47 Der Reichspräsident hat den Oberbefehl über die gesamte Wehrmacht des Reichs.
Art. 48 Wenn ein Land die ihm nach der Reichsverfassung oder den Reichsgesetzen obliegenden Pflichten nicht 
erfüllt, kann der Reichspräsident es dazu mit Hilfe der bewaffneten Macht anhalten.

Der Reichspräsident kann, wenn im Deutschen Reiche die öffentliche Sicherheit und Ordnung erheblich 
gestört oder gefährdet wird, die zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen Maß-
nahmen treffen, erforderlichenfalls mit Hilfe der bewaffneten Macht einschreiten. Zu diesem Zwecke darf er 
vorübergehend die in den Artikeln 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 festgesetzten Grundrechte ganz oder 
zum Teil außer Kraft setzen.

Von allen gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 dieses Artikels getroffenen Maßnahmen hat der Reichspräsident unver-
züglich dem Reichstag Kenntnis zu geben. Die Maßnahmen sind auf Verlangen des Reichstags außer Kraft zu 
setzen.

Bei Gefahr im Verzuge kann die Landesregierung für ihr Gebiet einstweilige Maßnahmen der in Abs. 2 be-
zeichneten Art treffen. Die Maßnahmen sind auf Verlangen des Reichspräsidenten oder des Reichstags außer 
Kraft zu setzen.

Das Nähere bestimmt ein Reichsgesetz.
Art. 49 Der Reichspräsident übt für das Reich das Begnadigungsrecht aus.

Reichsamnestien bedürfen eines Reichsgesetzes.
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Art. 50 Alle Anordnungen und Verfügungen des Reichspräsidenten, auch solche auf dem Gebiete der Wehr-
macht, bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung durch den Reichskanzler oder den zuständigen 
Reichsminister. Durch die Gegenzeichnung wird die Verantwortung übernommen.
Art. 51 Der Reichspräsident wird im Falle seiner Verhinderung zunächst durch den Reichskanzler vertreten. 
Dauert die Verhinderung voraussichtlich längere Zeit, so ist die Vertretung durch ein Reichsgesetz zu regeln.

Das gleiche gilt für den Fall einer vorzeitigen Erledigung der Präsidentschaft bis zur Durchführung der neuen 
Wahl.
Art. 52 Die Reichsregierung besteht aus dem Reichskanzler und den Reichsministern.
Art. 53 Der Reichskanzler und auf seinen Vorschlag die Reichsminister werden vom Reichspräsidenten ernannt 
und entlassen.
Art. 54 Der Reichskanzler und die Reichsminister bedürfen zu ihrer Amtsführung des Vertrauens des Reichs-
tags. Jeder von ihnen muß zurücktreten, wenn ihm der Reichstag durch ausdrücklichen Beschluß sein Vertrau-
en entzieht.
Art. 55 Der Reichskanzler führt den Vorsitz in der Reichsregierung und leitet ihre Geschäfte nach einer Ge-
schäftsordnung, die von der Reichsregierung beschlossen und vom Reichspräsidenten genehmigt wird.
Art. 56 Der Reichskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt dafür gegenüber dem Reichstag die 
Verantwortung. Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Reichsminister den ihm anvertrauten Geschäftszweig 
selbständig und unter eigener Verantwortung gegenüber dem Reichstag.
Art. 57 Die Reichsminister haben der Reichsregierung alle Gesetzentwürfe, ferner Angelegenheiten, für welche 
Verfassung oder Gesetz dieses vorschreiben, sowie Meinungsverschiedenheiten über Fragen, die den Geschäfts-
bereich mehrerer Reichsminister berühren, zur Beratung und Beschlußfassung zu unterbreiten.
Art. 58 Die Reichsregierung faßt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden.
Art. 59 Der Reichstag ist berechtigt, den Reichspräsidenten, den Reichskanzler und die Reichsminister vor dem 
Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich anzuklagen, daß sie schuldhafterweise die Reichsverfassung oder ein 
Reichsgesetz verletzt haben. Der Antrag auf Erhebung der Anklage muß von mindestens hundert Mitgliedern 
des Reichstags unterzeichnet sein und bedarf der Zustimmung der für Verfassungsänderungen vorgeschriebe-
nen Mehrheit. Das Nähere regelt das Reichsgesetz über den Staatsgerichtshof.

Vierter Abschnitt: Der Reichsrat
Art. 60 Zur Vertretung der deutschen Länder bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Reichs wird ein 
Reichsrat gebildet.
Art. 61 Im Reichsrat hat jedes Land mindestens eine Stimme. Bei den größeren Ländern entfällt auf eine Mil-
lion Einwohner eine Stimme. Ein Überschuß, der mindestens der Einwohnerzahl des kleinsten Landes gleich-
kommt, wird einer vollen Million gleichgerechnet. Kein Land darf durch mehr als zwei Fünftel aller Stimmen 
vertreten sein.

Deutschösterreich erhält nach seinem Anschluß an das Deutsche Reich das Recht der Teilnahme am Reichs-
rat mit der seiner Bevölkerung entsprechenden Stimmenzahl. Bis dahin haben die Vertreter Deutschösterreichs 
beratende Stimme.

Die Stimmenzahl wird durch den Reichsrat nach jeder allgemeinen Volkszählung neu festgesetzt.
Art. 62 In den Ausschüssen, die der Reichsrat aus seiner Mitte bildet, führt kein Land mehr als eine Stimme.
Art. 63 Die Länder werden im Reichsrat durch Mitglieder ihrer Regierungen vertreten. Jedoch wird die Hälfte 
der preußischen Stimmen nach Maßgabe eines Landesgesetzes von den preußischen Provinzialverwaltungen 
bestellt.

Die Länder sind berechtigt, so viele Vertreter in den Reichsrat zu entsenden, wie sie Stimmen führen.
Art. 64 Die Reichsregierung muß den Reichsrat auf Verlangen von einem Drittel seiner Mitglieder einberufen.
Art. 65 Den Vorsitz im Reichsrat und in seinen Ausschüssen führt ein Mitglied der Reichsregierung. Die Mit-
glieder der Reichsregierung haben das Recht und auf Verlangen die Pflicht, an den Verhandlungen des Reichs-
rats und seiner Ausschüsse teilzunehmen. Sie müssen während der Beratung auf Verlangen jederzeit gehört 
werden.
Art. 66 Die Reichsregierung sowie jedes Mitglied des Reichsrats sind befugt, im Reichsrat Anträge zu stellen.

Der Reichsrat regelt seinen Geschäftsgang durch eine Geschäftsordnung.
Die Vollsitzungen des Reichsrats sind öffentlich. Nach Maßgabe der Geschäftsordnung kann die Öffentlich-

keit für einzelne Beratungsgegenstände ausgeschlossen werden.
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Bei der Abstimmung entscheidet die einfache Mehrheit der Abstimmenden.
Art. 67 Der Reichsrat ist von den Reichsministerien über die Führung der Reichsgeschäfte auf dem Laufenden 
zu halten. Zu Beratungen über wichtige Gegenstände sollen von den Reichsministerien die zuständigen Aus-
schüsse des Reichsrats zugezogen werden.

Fünfter Abschnitt: Die Reichsgesetzgebung
Art. 68 Die Gesetzesvorlagen werden von der Reichsregierung oder aus der Mitte des Reichstags eingebracht.

Die Reichsgesetze werden vom Reichstag beschlossen.
Art. 69 Die Einbringung von Gesetzesvorlagen der Reichsregierung bedarf der Zustimmung des Reichsrats. 
Kommt eine Übereinstimmung zwischen der Reichsregierung und dem Reichsrat nicht zustande, so kann die 
Reichsregierung die Vorlage gleichwohl einbringen, hat aber hierbei die abweichende Auffassung des Reichsrats 
darzulegen.

Beschließt der Reichsrat eine Gesetzesvorlage, welcher die Reichsregierung nicht zustimmt, so hat diese die 
Vorlage unter Darlegung ihres Standpunkts beim Reichstag einzubringen.
Art. 70 Der Reichspräsident hat die verfassungsmäßig zustande gekommenen Gesetze auszufertigen und bin-
nen Monatsfrist im Reichs-Gesetzblatt zu verkünden.
Art. 71 Reichsgesetze treten, soweit sie nichts anderes bestimmen, mit dem vierzehnten Tage nach Ablauf des 
Tages in Kraft, an dem das Reichs-Gesetzblatt in der Reichshauptstadt ausgegeben worden ist.
Art. 72 Die Verkündung eines Reichsgesetzes ist um zwei Monate auszusetzen, wenn es ein Drittel des Reichs-
tags verlangt. Gesetze, die der Reichstag und der Reichsrat für dringlich erklären, kann der Reichspräsident 
ungeachtet dieses Verlangens verkünden.
Art. 73 Ein vom Reichstag beschlossenes Gesetz ist vor seiner Verkündung zum Volksentscheid zu bringen, 
wenn der Reichspräsident binnen eines Monats es bestimmt.

Ein Gesetz, dessen Verkündung auf Antrag von mindestens einem Drittel des Reichstags ausgesetzt ist, ist 
dem Volksentscheid zu unterbreiten, wenn ein Zwanzigstel der Stimmberechtigten es beantragt.

Ein Volksentscheid ist ferner herbeizuführen, wenn ein Zehntel der Stimmberechtigten das Begehren nach 
Vorlegung eines Gesetzentwurfs stellt. Dem Volksbegehren muß ein ausgearbeiteter Gesetzentwurf zugrunde 
liegen. Er ist von der Regierung unter Darlegung ihrer Stellungnahme dem Reichstag zu unterbreiten. Der 
Volksentscheid findet nicht statt, wenn der begehrte Gesetzentwurf im Reichstag unverändert angenommen 
worden ist.

Über den Haushaltsplan, über Abgabengesetze und Besoldungsordnungen kann nur der Reichspräsident 
einen Volksentscheid veranlassen.

Das Verfahren beim Volksentscheid und beim Volksbegehren regelt ein Reichsgesetz.
Art. 74 Gegen die vom Reichstag beschlossenen Gesetze steht dem Reichsrat der Einspruch zu.

Der Einspruch muß innerhalb zweier Wochen nach der Schlußabstimmung im Reichstag bei der Reichsre-
gierung eingebracht und spätestens binnen zwei weiteren Wochen mit Gründen versehen werden.

Im Falle des Einspruchs wird das Gesetz dem Reichstag zur nochmaligen Beschlußfassung vorgelegt. Kommt 
hierbei keine Übereinstimmung zwischen Reichstag und Reichsrat zustande, so kann der Reichspräsident bin-
nen drei Monaten über den Gegenstand der Meinungsverschiedenheit einen Volksentscheid anordnen. Macht 
der Präsident von diesem Rechte keinen Gebrauch, so gilt das Gesetz als nicht zustande gekommen. Hat der 
Reichstag mit Zweidrittelmehrheit entgegen dem Einspruch des Reichsrats beschlossen, so hat der Präsident 
das Gesetz binnen drei Monaten in der vom Reichstag beschlossenen Fassung zu verkünden oder einen Volks-
entscheid anzuordnen.
Art. 75 Durch den Volksentscheid kann ein Beschluß des Reichstags nur dann außer Kraft gesetzt werden, 
wenn sich die Mehrheit der Stimmberechtigten an der Abstimmung beteiligt.
Art. 76 Die Verfassung kann im Wege der Gesetzgebung geändert werden. Jedoch kommen Beschlüsse des 
Reichstags auf Abänderung der Verfassung nur zustande, wenn zwei Drittel der gesetzlichen Mitgliederzahl 
anwesend sind und wenigstens zwei Drittel der Anwesenden zustimmen. Auch Beschlüsse des Reichsrats auf 
Abänderung der Verfassung bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. Soll auf 
Volksbegehren durch Volksentscheid eine Verfassungsänderung beschlossen werden, so ist die Zustimmung 
der Mehrheit der Stimmberechtigten erforderlich.

Hat der Reichstag entgegen dem Einspruch des Reichsrats eine Verfassungsänderung beschlossen, so darf der 
Reichspräsident dieses Gesetz nicht verkünden, wenn der Reichsrat binnen zwei Wochen den Volksentscheid 
verlangt.
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Art. 77 Die zur Ausführung der Reichsgesetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften erläßt, so-
weit die Gesetze nichts anderes bestimmen, die Reichsregierung. Sie bedarf dazu der Zustimmung des Reichs-
rats, wenn die Ausführung der Reichsgesetze den Landesbehörden zusteht.

Sechster Abschnitt: Die Reichsverwaltung
Art. 78 Die Pflege der Beziehungen zu den auswärtigen Staaten ist ausschließlich Sache des Reichs.

In Angelegenheiten, deren Regelung der Landesgesetzgebung zusteht, können die Länder mit auswärtigen 
Staaten Verträge schließen; die Verträge bedürfen der Zustimmung des Reichs.

Vereinbarungen mit fremden Staaten über Veränderung der Reichsgrenzen werden nach Zustimmung des 
beteiligten Landes durch das Reich abgeschlossen. Die Grenzveränderungen dürfen nur auf Grund eines Reichs-
gesetzes erfolgen, soweit es sich nicht um bloße Berichtigung der Grenzen unbewohnter Gebietsteile handelt.

Um die Vertretung der Interessen zu gewährleisten, die sich für einzelne Länder aus ihren besonderen wirt-
schaftlichen Beziehungen oder ihrer benachbarten Lage zu auswärtigen Staaten ergeben, trifft das Reich im 
Einvernehmen mit den beteiligten Ländern die erforderlichen Einrichtungen und Maßnahmen.
Art. 79 Die Verteidigung des Reichs ist Reichssache. Die Wehrverfassung des deutschen Volkes wird unter Be-
rücksichtigung der besonderen landsmannschaftlichen Eigenarten durch ein Reichsgesetz einheitlich geregelt.
Art. 80 Das Kolonialwesen ist ausschließlich Sache des Reichs.
Art. 81 Alle deutschen Kauffahrteischiffe bilden eine einheitliche Handelsflotte.
Art. 82 Deutschland bildet ein Zoll- und Handelsgebiet, umgeben von einer gemeinschaftlichen Zollgrenze.

Die Zollgrenze fällt mit der Grenze gegen das Ausland zusammen. An der See bildet das Gestade des Festlan-
des und der zum Reichsgebiet gehörigen Inseln die Zollgrenze. Für den Lauf der Zollgrenze an der See und an 
anderen Gewässern können Abweichungen bestimmt werden.

Fremde Staatsgebiete oder Gebietsteile können durch Staatsverträge oder Übereinkommen dem Zollgebiete 
angeschlossen werden.

Aus dem Zollgebiete können nach besonderem Erfordernis Teile ausgeschlossen werden. Für Freihäfen kann 
der Ausschluß nur durch ein verfassungsänderndes Gesetz aufgehoben werden.

Zollausschlüsse können durch Staatsverträge oder Übereinkommen einem fremden Zollgebiet angeschlos-
sen werden.

Alle Erzeugnisse der Natur sowie des Gewerbe- und Kunstfleißes, die sich im freien Verkehre des Reichs be-
finden, dürfen über die Grenze der Länder und Gemeinden ein-, aus- oder durchgeführt werden. Ausnahmen 
sind auf Grund eines Reichsgesetzes zulässig.
Art. 83 Die Zölle und Verbrauchssteuern werden durch Reichsbehörden verwaltet.

Bei der Verwaltung von Reichsabgaben durch Reichsbehörden sind Einrichtungen vorzusehen, die den Län-
dern die Wahrung besonderer Landesinteressen auf dem Gebiete der Landwirtschaft, des Handels, des Gewer-
bes und der Industrie ermöglichen.
Art. 84 Das Reich trifft durch Gesetz die Vorschriften über:

die Einrichtung der Abgabenverwaltung der Länder, soweit es die einheitliche und gleichmäßige Durchfüh-
rung der Reichsabgabengesetze erfordert;

die Einrichtung und Befugnisse der mit der Beaufsichtigung der Ausführung der Reichsabgabengesetze be-
trauten Behörden;

die Abrechnung mit den Ländern;
die Vergütung der Verwaltungskosten bei Ausführung der Reichsabgabengesetze.

Art. 85 Alle Einnahmen und Ausgaben des Reichs müssen für jedes Rechnungsjahr veranschlagt und in den 
Haushaltsplan eingestellt werden.

Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Rechnungsjahrs durch ein Gesetz festgestellt.
Die Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr bewilligt; sie können in besonderen Fällen auch für eine 

längere Dauer bewilligt werden. Im übrigen sind Vorschriften im Reichshaushaltsgesetz unzulässig, die über 
das Rechnungsjahr hinausreichen oder sich nicht auf die Einnahmen und Ausgaben des Reichs oder ihre Ver-
waltung beziehen.

Der Reichstag kann im Entwurfe des Haushaltsplans ohne Zustimmung des Reichsrats Ausgaben nicht er-
höhen oder neu einsetzen.

Die Zustimmung des Reichsrats kann gemäß den Vorschriften des Artikel 74 ersetzt werden.
Art. 86 Über die Verwendung aller Reichseinnahmen legt der Reichsfinanzminister in dem folgenden Rech-
nungsjahre zur Entlastung der Reichsregierung dem Reichsrat und dem Reichstag Rechnung. Die Rechnungs-
prüfung wird durch Reichsgesetz geregelt.
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Art. 87 Im Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur bei außerordentlichem Bedarf und in der Regel nur für 
Ausgaben zu werbenden Zwecken beschafft werden. Eine solche Beschaffung sowie die Übernahme einer Si-
cherheitsleistung zu Lasten des Reichs dürfen nur auf Grund eines Reichsgesetzes erfolgen.
Art. 88 Das Post- und Telegraphenwesen samt dem Fernsprechwesen ist ausschließlich Sache des Reichs.

Die Postwertzeichen sind für das ganze Reich einheitlich.
Die Reichsregierung erläßt mit Zustimmung des Reichsrats die Verordnungen, welche Grundsätze und Ge-

bühren für die Benutzung der Verkehrseinrichtungen festsetzen. Sie kann diese Befugnis mit Zustimmung des 
Reichsrats auf den Reichspostminister übertragen.

Zur beratenden Mitwirkung in Angelegenheiten des Post-, Telegraphen- und Fernsprechverkehrs und der 
Tarife errichtet die Reichsregierung mit Zustimmung des Reichsrats einen Beirat.

Verträge über den Verkehr mit dem Ausland schließt allein das Reich.
Art. 89 Aufgabe des Reichs ist es, die dem allgemeinen Verkehre dienenden Eisenbahnen in sein Eigentum zu 
übernehmen und als einheitliche Verkehrsanstalt zu verwalten.

Die Rechte der Länder, Privateisenbahnen zu erwerben, sind auf Verlangen dem Reiche zu übertragen.
Art. 90 Mit dem Übergang der Eisenbahnen übernimmt das Reich die Enteignungsbefugnis und die staatli-
chen Hoheitsrechte, die sich auf das Eisenbahnwesen beziehen. Über den Umfang dieser Rechte entscheidet im 
Streitfall der Staatsgerichtshof.
Art. 91 Die Reichsregierung erläßt mit Zustimmung des Reichsrats die Verordnungen, die den Bau, den Betrieb 
und den Verkehr der Eisenbahnen regeln. Sie kann diese Befugnis mit Zustimmung des Reichsrats auf den 
zuständigen Reichsminister übertragen.
Art. 92 Die Reichseisenbahnen sind, ungeachtet der Eingliederung ihres Haushalts und ihrer Rechnung in den 
allgemeinen Haushalt und die allgemeine Rechnung des Reichs, als ein selbständiges wirtschaftliches Unter-
nehmen zu verwalten, das seine Ausgaben einschließlich Verzinsung und Tilgung der Eisenbahnschuld selbst 
zu bestreiten und eine Eisenbahnrücklage anzusammeln hat. Die Höhe der Tilgung und der Rücklage sowie die 
Verwendungszwecke der Rücklage sind durch besonderes Gesetz zu regeln.
Art. 93 Zur beratenden Mitwirkung in Angelegenheiten des Eisenbahnverkehrs und der Tarife errichtet die 
Reichsregierung für die Reichseisenbahnen mit Zustimmung des Reichsrats Beiräte.
Art. 94 Hat das Reich die dem allgemeinen Verkehre dienenden Eisenbahnen eines bestimmten Gebiets in 
seine Verwaltung übernommen, so können innerhalb dieses Gebiets neue, dem allgemeinen Verkehre dienende 
Eisenbahnen nur vom Reiche oder mit seiner Zustimmung gebaut werden. Berührt der Bau neuer oder die 
Veränderung bestehender Reichseisenbahnanlagen den Geschäftsbereich der Landespolizei, so hat die Reichs-
eisenbahnverwaltung vor der Entscheidung die Landesbehörden anzuhören.

Wo das Reich die Eisenbahnen noch nicht in seine Verwaltung übernommen hat, kann es für den allgemei-
nen Verkehr oder die Landesverteidigung als notwendig erachtete Eisenbahnen kraft Reichsgesetzes auch gegen 
den Widerspruch der Länder, deren Gebiet durchschnitten wird, jedoch unbeschadet der Landeshoheitsrechte, 
für eigene Rechnung anlegen oder den Bau einem anderen zur Ausführung überlassen, nötigenfalls unter Ver-
leihung des Enteignungsrechts.

Jede Eisenbahnverwaltung muß sich den Anschluß anderer Bahnen auf deren Kosten gefallen lassen.
Art. 95 Eisenbahnen des allgemeinen Verkehrs, die nicht vom Reiche verwaltet werden, unterliegen der Beauf-
sichtigung durch das Reich.

Die der Reichsaufsicht unterliegenden Eisenbahnen sind nach den gleichen vom Reiche festgesetzten Grund-
sätzen anzulegen und auszurüsten. Sie sind in betriebssicherem Zustand zu erhalten und entsprechend den 
Anforderungen des Verkehrs auszubauen. Personen- und Güterverkehr sind in Übereinstimmung mit dem 
Bedürfnis zu bedienen und auszugestalten.

Bei der Beaufsichtigung des Tarifwesens ist auf gleichmäßige und niedrige Eisenbahntarife hinzuwirken.
Art. 96 Alle Eisenbahnen, auch die nicht dem allgemeinen Verkehre dienenden, haben den Anforderungen des 
Reichs auf Benutzung der Eisenbahnen zum Zwecke der Landesverteidigung Folge zu leisten.
Art. 97 Aufgabe des Reichs ist es, die dem allgemeinen Verkehre dienenden Wasserstraßen in sein Eigentum 
und seine Verwaltung zu übernehmen.

Nach der Übernahme können dem allgemeinen Verkehre dienende Wasserstraßen nur noch vom Reiche 
oder mit seiner Zustimmung angelegt oder ausgebaut werden.

Bei der Verwaltung, dem Ausbau oder dem Neubau von Wasserstraßen sind die Bedürfnisse der Landes-
kultur und der Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit den Ländern zu wahren. Auch ist auf deren Förderung 
Rücksicht zu nehmen.
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Jede Wasserstraßenverwaltung hat sich den Anschluß anderer Binnenwasserstraßen auf Kosten der Unter-
nehmer gefallen zu lassen. Die gleiche Verpflichtung besteht für die Herstellung einer Verbindung zwischen 
Binnenwasserstraßen und Eisenbahnen.

Mit dem Übergange der Wasserstraßen erhält das Reich die Enteignungsbefugnis, die Tarifhoheit sowie die 
Strom- und Schiffahrtspolizei.

Die Aufgaben der Strombauverbände in bezug auf den Ausbau natürlicher Wasserstraßen im Rhein-, Weser- 
und Elbgebiet sind auf das Reich zu übernehmen.
Art. 98 Zur Mitwirkung in Angelegenheiten der Wasserstraßen werden bei den Reichswasserstraßen nach nä-
herer Anordnung der Reichsregierung unter Zustimmung des Reichsrats Beiräte gebildet.
Art. 99 Auf natürlichen Wasserstraßen dürfen Abgaben nur für solche Werke, Einrichtungen und sonstige 
Anstalten erhoben werden, die zur Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind. Sie dürfen bei staatlichen und 
kommunalen Anstalten die zur Herstellung und Unterhaltung erforderlichen Kosten nicht übersteigen. Die 
Herstellungs- und Unterhaltungskosten für Anstalten, die nicht ausschließlich zur Erleichterung des Verkehrs, 
sondern auch zur Förderung anderer Zwecke bestimmt sind, dürfen nur zu einem verhältnismäßigen Anteil 
durch Schiffahrtsabgaben aufgebracht werden. Als Herstellungskosten gelten die Zinsen und Tilgungsbeträge 
für die aufgewandten Mittel.

Die Vorschriften des vorstehenden Absatzes finden Anwendung auf die Abgaben, die für künstliche Wasser-
straßen sowie für Anstalten an solchen und in Häfen erhoben werden.

Im Bereiche der Binnenschiffahrt können für die Bemessung der Befahrungsabgaben die Gesamtkosten ei-
ner Wasserstraße, eines Stromgebiets oder eines Wasserstraßennetzes zugrunde gelegt werden.

Diese Bestimmungen gelten auch für die Flößerei auf schiffbaren Wasserstraßen.
Auf fremde Schiffe und deren Ladungen andere oder höhere Abgaben zu legen als auf deutsche Schiffe und 

deren Ladungen, steht nur dem Reiche zu.
Zur Beschaffung von Mitteln für die Unterhaltung und den Ausbau des deutschen Wasserstraßennetzes kann 

das Reich die Schiffahrtsbeteiligten auch auf andere Weise durch Gesetz zu Beiträgen heranziehen.
Art. 100 Zur Deckung der Kosten für Unterhaltung und Bau von Binnenschiffahrtswegen kann durch ein 
Reichsgesetz auch herangezogen werden, wer aus dem Bau von Talsperren in anderer Weise als durch Befah-
rung Nutzen zieht, sofern mehrere Länder beteiligt sind oder das Reich die Kosten der Anlage trägt.
Art. 101 Aufgabe des Reichs ist es, alle Seezeichen, insbesondere Leuchtfeuer, Feuerschiffe, Bojen, Tonnen und 
Baken in sein Eigentum und seine Verwaltung zu übernehmen. Nach der Übernahme können Seezeichen nur 
noch vom Reiche oder mit seiner Zustimmung hergestellt oder ausgebaut werden.

Siebenter Abschnitt: Die Rechtspflege
Art. 102 Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen.
Art. 103 Die ordentliche Gerichtsbarkeit wird durch das Reichsgericht und durch die Gerichte der Länder 
ausgeübt.
Art. 104 Die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit werden auf Lebenszeit ernannt. Sie können wider ihrer 
Willen nur kraft richterlicher Entscheidung und nur aus den Gründen und unter den Formen, welche die Ge-
setze bestimmen, dauernd oder zeitweise ihres Amtes enthoben oder an eine andere Stelle oder in den Ruhe-
stand versetzt werden. Die Gesetzgebung kann Altersgrenzen festsetzen, bei deren Erreichung Richter in den 
Ruhestand treten.

Die vorläufige Amtsenthebung, die kraft Gesetzes eintritt, wird hierdurch nicht berührt.
Bei einer Veränderung in der Einrichtung der Gerichte oder ihrer Bezirke kann die Landesjustizverwaltung 

unfreiwillige Versetzungen an ein anderes Gericht oder Entfernungen vom Amte, jedoch nur unter Belassung 
des vollen Gehalts, verfügen.

Auf Handelsrichter, Schöffen und Geschworene finden diese Bestimmungen keine Anwendung.
Art. 105 Ausnahmegerichte sind unstatthaft. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Die 
gesetzlichen Bestimmungen über Kriegsgerichte und Standgerichte werden hiervon nicht berührt. Die militä-
rischen Ehrengerichte sind aufgehoben.
Art. 106 Die Militärgerichtsbarkeit ist aufzuheben, außer für Kriegszeiten und an Bord der Kriegsschiffe. Das 
Nähere regelt ein Reichsgesetz.
Art. 107 Im Reiche und in den Ländern müssen nach Maßgabe der Gesetze Verwaltungsgerichte zum Schutze 
der einzelnen gegen Anordnungen und Verfügungen der Verwaltungsbehörden bestehen.
Art. 108 Nach Maßgabe eines Reichsgesetzes wird ein Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich errichtet.
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Zweiter Hauptteil: Grundrechte und Grundpflichten der Deutschen

Erster Abschnitt: Die Einzelperson
Art. 109 Alle Deutschen sind vor dem Gesetze gleich.

Männer und Frauen haben grundsätzlich dieselben staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten.
Öffentlich-rechtliche Vorrechte oder Nachteile der Geburt oder des Standes sind aufzuheben. Adelsbezeich-

nungen gelten nur als Teil des Namens und dürfen nicht mehr verliehen werden.
Titel dürfen nur verliehen werden, wenn sie ein Amt oder einen Beruf bezeichnen; akademische Grade sind 

hierdurch nicht betroffen.
Orden und Ehrenzeichen dürfen vom Staat nicht verliehen werden.
Kein Deutscher darf von einer ausländischen Regierung Titel oder Orden annehmen.

Art. 110 Die Staatsangehörigkeit im Reiche und in den Ländern wird nach den Bestimmungen eines Reichsge-
setzes erworben und verloren. Jeder Angehörige eines Landes ist zugleich Reichsangehöriger.

Jeder Deutsche hat in jedem Lande des Reichs die gleichen Rechte und Pflichten wie die Angehörigen des 
Landes selbst.
Art. 111 Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Reiche. Jeder hat das Recht, sich an beliebigem Orte 
des Reichs aufzuhalten und niederzulassen, Grundstücke zu erwerben und jeden Nahrungszweig zu betreiben. 
Einschränkungen bedürfen eines Reichsgesetzes.
Art. 112 Jeder Deutsche ist berechtigt, nach außerdeutschen Ländern auszuwandern. Die Auswanderung kann 
nur durch Reichsgesetz beschränkt werden.

Dem Ausland gegenüber haben alle Reichsangehörigen inner- und außerhalb des Reichsgebiets Anspruch 
auf den Schutz des Reichs.

Kein Deutscher darf einer ausländischen Regierung zur Verfolgung oder Bestrafung überliefert werden.
Art. 113 Die fremdsprachigen Volksteile des Reichs dürfen durch die Gesetzgebung und Verwaltung nicht in 
ihrer freien, volkstümlichen Entwicklung, besonders nicht im Gebrauch ihrer Muttersprache beim Unterricht, 
sowie bei der inneren Verwaltung und der Rechtspflege beeinträchtigt werden.
Art. 114 Die Freiheit der Person ist unverletzlich. Eine Beeinträchtigung oder Entziehung der persönlichen 
Freiheit durch die öffentliche Gewalt ist nur auf Grund von Gesetzen zulässig.

Personen, denen die Freiheit entzogen wird, sind spätestens am darauffolgenden Tage in Kenntnis zu setzen, 
von welcher Behörde und aus welchen Gründen die Entziehung der Freiheit angeordnet worden ist; unver-
züglich soll ihnen Gelegenheit gegeben werden, Einwendungen gegen ihre Freiheitsentziehung vorzubringen.
Art. 115 Die Wohnung jedes Deutschen ist für ihn eine Freistätte und unverletzlich. Ausnahmen sind nur auf 
Grund von Gesetzen zulässig.
Art. 116 Eine Handlung kann nur dann mit einer Strafe belegt werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich be-
stimmt war, bevor die Handlung begangen wurde.
Art. 117 Das Briefgeheimnis sowie das Post-, Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis sind unverletzlich. Aus-
nahmen können nur durch Reichsgesetz zugelassen werden.
Art. 118 Jeder Deutsche hat das Recht, innerhalb der Schranken der allgemeinen Gesetze seine Meinung durch 
Wort, Schrift, Druck, Bild oder in sonstiger Weise frei zu äußern. An diesem Rechte darf ihn kein Arbeits- oder 
Anstellungsverhältnis hindern, und niemand darf ihn benachteiligen, wenn er von diesem Rechte Gebrauch 
macht.

Eine Zensur findet nicht statt, doch können für Lichtspiele durch Gesetz abweichende Bestimmungen getrof-
fen werden. Auch sind zur Bekämpfung der Schund- und Schmutzliteratur sowie zum Schutze der Jugend bei 
öffentlichen Schaustellungen und Darbietungen gesetzliche Maßnahmen zulässig.

Zweiter Abschnitt: Das Gemeinschaftsleben
Art. 119 Die Ehe steht als Grundlage des Familienlebens und der Erhaltung und Vermehrung der Nation unter 
dem besonderen Schutz der Verfassung. Sie beruht auf der Gleichberechtigung der beiden Geschlechter.

Die Reinerhaltung, Gesundung und soziale Förderung der Familie ist Aufgabe des Staats und der Gemein-
den. Kinderreiche Familien haben Anspruch auf ausgleichende Fürsorge.

Die Mutterschaft hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge des Staats.
Art. 120 Die Erziehung des Nachwuchses zur leiblichen, seelischen und gesellschaftlichen Tüchtigkeit ist obers-
te Pflicht und natürliches Recht der Eltern, über deren Betätigung die staatliche Gemeinschaft wacht.
Art. 121 Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche, 
seelische und gesellschaftliche Entwicklung zu schaffen wie den ehelichen Kindern.
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Art. 122 Die Jugend ist gegen Ausbeutung sowie gegen sittliche, geistige oder körperliche Verwahrlosung zu 
schützen. Staat und Gemeinde haben die erforderlichen Einrichtungen zu treffen.

Fürsorgemaßregeln im Wege des Zwanges können nur auf Grund des Gesetzes angeordnet werden.
Art. 123 Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder besondere Erlaubnis friedlich und un-
bewaffnet zu versammeln.

Versammlungen unter freiem Himmel können durch Reichsgesetz anmeldepflichtig gemacht und bei unmit-
telbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit verboten werden.
Art. 124 Alle Deutschen haben das Recht, zu Zwecken, die den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine 
oder Gesellschaften zu bilden. Dieses Recht kann nicht durch Vorbeugungsmaßregeln beschränkt werden. Für 
religiöse Vereine und Gesellschaften gelten dieselben Bestimmungen.

Der Erwerb der Rechtsfähigkeit steht jedem Verein gemäß den Vorschriften des bürgerlichen Rechts frei. 
Er darf einem Vereine nicht aus dem Grunde versagt werden, daß er einen politischen, sozialpolitischen oder 
religiösen Zweck verfolgt.
Art. 125 Wahlfreiheit und Wahlgeheimnis sind gewährleistet. Das Nähere bestimmen die Wahlgesetze.
Art. 126 Jeder Deutsche hat das Recht, sich schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständige Behörde 
oder an die Volksvertretung zu wenden. Dieses Recht kann sowohl von einzelnen als auch von mehreren ge-
meinsam ausgeübt werden.
Art. 127 Gemeinden und Gemeindeverbände haben das Recht der Selbstverwaltung innerhalb der Schranken 
der Gesetze.
Art. 128 Alle Staatsbürger ohne Unterschied sind nach Maßgabe der Gesetze und entsprechend ihrer Befähi-
gung und ihren Leistungen zu den öffentlichen Ämtern zuzulassen.

Alle Ausnahmebestimmungen gegen weibliche Beamte werden beseitigt.
Die Grundlagen des Beamtenverhältnisses sind durch Reichsgesetz zu regeln.

Art. 129 Die Anstellung der Beamten erfolgt auf Lebenszeit, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist. Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung werden gesetzlich geregelt. Die wohlerworbenen Rechte der 
Beamten sind unverletzlich. Für die vermögensrechtlichen Ansprüche der Beamten steht der Rechtsweg offen.

Die Beamten können nur unter den gesetzlich bestimmten Voraussetzungen und Formen vorläufig ihres 
Amtes enthoben, einstweilen oder endgültig in den Ruhestand oder in ein anderes Amt mit geringerem Gehalt 
versetzt werden.

Gegen jedes dienstliche Straferkenntnis muß ein Beschwerdeweg und die Möglichkeit eines Wiederaufnah-
meverfahrens eröffnet sein. In die Nachweise über die Person des Beamten sind Eintragungen von ihm ungüns-
tigen Tatsachen erst vorzunehmen, wenn dem Beamten Gelegenheit gegeben war, sich über sie zu äußern. Dem 
Beamten ist Einsicht in seine Personalnachweise zu gewähren.

Die Unverletzlichkeit der wohlerworbenen Rechte und die Offenhaltung des Rechtswegs für die vermögens-
rechtlichen Ansprüche werden besonders auch den Berufssoldaten gewährleistet. Im übrigen wird ihre Stellung 
durch Reichsgesetz geregelt.
Art. 130 Die Beamten sind Diener der Gesamtheit, nicht einer Partei.

Allen Beamten wird die Freiheit ihrer politischen Gesinnung und die Vereinigungsfreiheit gewährleistet.
Die Beamten erhalten nach näherer reichsgesetzlicher Bestimmung besondere Beamtenvertretungen.

Art. 131 Verletzt ein Beamter in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft die Verantwortlichkeit grundsätzlich den Staat oder die Körper-
schaft, in deren Dienste der Beamte steht. Der Rückgriff gegen den Beamten bleibt vorbehalten. Der ordentliche 
Rechtsweg darf nicht ausgeschlossen werden.

Die nähere Regelung liegt der zuständigen Gesetzgebung ob.
Art. 132 Jeder Deutsche hat nach Maßgabe der Gesetze die Pflicht zur Übernahme ehrenamtlicher Tätigkeiten.
Art. 133 Alle Staatsbürger sind verpflichtet, nach Maßgabe der Gesetze persönliche Dienste für den Staat und 
die Gemeinde zu leisten.

Die Wehrpflicht richtet sich nach den Bestimmungen des Reichswehrgesetzes. Dieses bestimmt auch, wie-
weit für Angehörige der Wehrmacht zur Erfüllung ihrer Aufgaben und zur Erhaltung der Manneszucht einzelne 
Grundrechte einzuschränken sind.
Art. 134 Alle Staatsbürger ohne Unterschied tragen im Verhältnis ihrer Mittel zu allen öffentlichen Lasten nach 
Maßgabe der Gesetze bei.
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Dritter Abschnitt: Religion und Religionsgesellschaften
Art. 135 Alle Bewohner des Reichs genießen volle Glaubens- und Gewissensfreiheit. Die ungestörte Religi-
onsausübung wird durch die Verfassung gewährleistet und steht unter staatlichem Schutz. Die allgemeinen 
Staatsgesetze bleiben hiervon unberührt.
Art. 136 Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden durch die Ausübung der Religi-
onsfreiheit weder bedingt noch beschränkt.

Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte sowie die Zulassung zu öffentlichen Ämtern sind 
unabhängig von dem religiösen Bekenntnis.

Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Behörden haben nur soweit das 
Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft zu fragen, als davon Rechte und Pflichten abhän-
gen oder eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert.

Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teilnahme an religiösen Übungen 
oder zur Benutzung einer religiösen Eidesform gezwungen werden.
Art. 137 Es besteht keine Staatskirche.

Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. Der Zusammenschluß von Reli-
gionsgesellschaften innerhalb des Reichsgebiets unterliegt keinen Beschränkungen.

Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken 
des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen 
Gemeinde.

Religionsgesellschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen Vorschriften des bürgerlichen 
Rechtes.

Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, soweit sie solche bisher waren. 
Anderen Religionsgesellschaften sind auf ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie durch ihre Verfas-
sung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schließen sich mehrere derartige öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften zu einem Verbande zusammen, so ist auch dieser Verband eine öffentlich-
rechtliche Körperschaft.

Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind, sind berechtigt, auf Grund 
der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben.

Den Religionsgesellschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche Pflege 
einer Weltanschauung zur Aufgabe machen.

Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Regelung erfordert, liegt diese der Landesge-
setzgebung ob.
Art. 138 Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Religionsge-
sellschaften werden durch die Landesgesetzgebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das Reich auf.

Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine an ihren für Kultus-, 
Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden ge-
währleistet.
Art. 139 Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der seeli-
schen Erhebung gesetzlich geschützt.
Art. 140 Den Angehörigen der Wehrmacht ist die nötige freie Zeit zur Erfüllung ihrer religiösen Pflichten zu 
gewähren.
Art. 141 Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge im Heer, in Krankenhäusern, Strafanstalten 
oder sonstigen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religionsgesellschaften zur Vornahme religiöser Hand-
lungen zuzulassen, wobei jeder Zwang fernzuhalten ist.

Vierter Abschnitt: Bildung und Schule
Art. 142 Die Kunst, die Wissenschaft und ihre Lehre sind frei. Der Staat gewährt ihnen Schutz und nimmt an 
ihrer Pflege teil.
Art. 143 Für die Bildung der Jugend ist durch öffentliche Anstalten zu sorgen. Bei ihrer Einrichtung wirken 
Reich, Länder und Gemeinden zusammen.

Die Lehrerbildung ist nach den Grundsätzen, die für die höhere Bildung allgemein gelten, für das Reich 
einheitlich zu regeln.

Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben die Rechte und Pflichten der Staatsbeamten.
Art. 144 Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates; er kann die Gemeinden daran beteiligen. 
Die Schulaufsicht wird durch hauptamtlich tätige, fachmännisch vorgebildete Beamte ausgeübt.
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Art. 145 Es besteht allgemeine Schulpflicht. Ihrer Erfüllung dient grundsätzlich die Volksschule mit mindestens 
acht Schuljahren und die anschließende Fortbildungsschule bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre. Der 
Unterricht und die Lernmittel in den Volksschulen und Fortbildungsschulen sind unentgeltlich.
Art. 146 Das öffentliche Schulwesen ist organisch auszugestalten. Auf einer für alle gemeinsamen Grundschule 
baut sich das mittlere und höhere Schulwesen auf. Für diesen Aufbau ist die Mannigfaltigkeit der Lebensberufe, 
für die Aufnahme eines Kindes in eine bestimmte Schule sind seine Anlage und Neigung, nicht die wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Stellung oder das Religionsbekenntnis seiner Eltern maßgebend.

Innerhalb der Gemeinden sind indes auf Antrag von Erziehungsberechtigten Volksschulen ihres Bekenntnis-
ses oder ihrer Weltanschauung einzurichten, soweit hierdurch ein geordneter Schulbetrieb, auch im Sinne des 
Abs. 1, nicht beeinträchtigt wird. Der Wille der Erziehungsberechtigten ist möglichst zu berücksichtigen. Das 
Nähere bestimmt die Landesgesetzgebung nach den Grundsätzen eines Reichsgesetzes.

Für den Zugang Minderbemittelter zu den mittleren und höheren Schulen sind durch Reich, Länder und 
Gemeinden öffentliche Mittel bereitzustellen, insbesondere Erziehungsbeihilfen für die Eltern von Kindern, 
die zur Ausbildung auf mittleren und höheren Schulen für geeignet erachtet werden, bis zur Beendigung der 
Ausbildung.
Art. 147 Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates und un-
terstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Privatschulen in ihren Lehrzielen 
und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen 
Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert 
wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht 
genügend gesichert ist.

Private Volksschulen sind nur zuzulassen, wenn für eine Minderheit von Erziehungsberechtigten, deren Wil-
le nach Artikel 146 Abs. 2 zu berücksichtigen ist, eine öffentliche Volksschule ihres Bekenntnisses oder ihrer 
Weltanschauung in der Gemeinde nicht besteht oder die Unterrichtsverwaltung ein besonderes pädagogisches 
Interesse anerkennt.

Private Vorschulen sind aufzuheben.
Für private Schulen, die nicht als Ersatz für öffentliche Schulen dienen, verbleibt es bei dem geltenden Recht.

Art. 148 In allen Schulen ist sittliche Bildung, staatsbürgerliche Gesinnung, persönliche und berufliche Tüch-
tigkeit im Geiste des deutschen Volkstums und der Völkerversöhnung zu erstreben.

Beim Unterricht in öffentlichen Schulen ist Bedacht zu nehmen, daß die Empfindungen Andersdenkender 
nicht verletzt werden.

Staatsbürgerkunde und Arbeitsunterricht sind Lehrfächer der Schulen. Jeder Schüler erhält bei Beendigung 
der Schulpflicht einen Abdruck der Verfassung.

Das Volksbildungswesen, einschließlich der Volkshochschulen, soll von Reich, Ländern und Gemeinden ge-
fördert werden.
Art. 149 Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach der Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien 
(weltlichen) Schulen. Seine Erteilung wird im Rahmen der Schulgesetzgebung geregelt. Der Religionsunterricht 
wird in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Religionsgesellschaft unbeschadet des Auf-
sichtsrechts des Staates erteilt.

Die Erteilung religiösen Unterrichts und die Vornahme kirchlicher Verrichtungen bleibt der Willenserklä-
rung der Lehrer, die Teilnahme an religiösen Unterrichtsfächern und an kirchlichen Feiern und Handlungen 
der Willenserklärung desjenigen überlassen, der über die religiöse Erziehung des Kindes zu bestimmen hat.

Die theologischen Fakultäten an den Hochschulen bleiben erhalten.
Art. 150 Die Denkmäler der Kunst, der Geschichte und der Natur sowie die Landschaft genießen den Schutz 
und die Pflege des Staates.

Es ist Sache des Reichs, die Abwanderung deutschen Kunstbesitzes in das Ausland zu verhüten.

Fünfter Abschnitt: Das Wirtschaftsleben
Art. 151 Die Ordnung des Wirtschaftslebens muß den Grundsätzen der Gerechtigkeit mit dem Ziele der Ge-
währleistung eines menschenwürdigen Daseins für alle entsprechen. In diesen Grenzen ist die wirtschaftliche 
Freiheit des Einzelnen zu sichern.

Gesetzlicher Zwang ist nur zulässig zur Verwirklichung bedrohter Rechte oder im Dienst überragender For-
derungen des Gemeinwohls.

Die Freiheit des Handels und Gewerbes wird nach Maßgabe der Reichsgesetze gewährleistet.
Art. 152 Im Wirtschaftsverkehr gilt Vertragsfreiheit nach Maßgabe der Gesetze.

Wucher ist verboten. Rechtsgeschäfte, die gegen die guten Sitten verstoßen, sind nichtig.
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Art. 153 Das Eigentum wird von der Verfassung gewährleistet. Sein Inhalt und seine Schranken ergeben sich 
aus den Gesetzen.

Eine Enteignung kann nur zum Wohle der Allgemeinheit und auf gesetzlicher Grundlage vorgenommen 
werden. Sie erfolgt gegen angemessene Entschädigung, soweit nicht ein Reichsgesetz etwas anderes bestimmt. 
Wegen der Höhe der Entschädigung ist im Streitfalle der Rechtsweg bei den ordentlichen Gerichten offen zu 
halten, soweit Reichsgesetze nichts anderes bestimmen. Enteignung durch das Reich gegenüber Ländern, Ge-
meinden und gemeinnützigen Verbänden kann nur gegen Entschädigung erfolgen.

Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich Dienst sein für das Gemeine Beste.
Art. 154 Das Erbrecht wird nach Maßgabe des bürgerlichen Rechtes gewährleistet.

Der Anteil des Staates am Erbgut bestimmt sich nach den Gesetzen.
Art. 155 Die Verteilung und Nutzung des Bodens wird von Staats wegen in einer Weise überwacht, die Miß-
brauch verhütet und dem Ziele zustrebt, jedem Deutschen eine gesunde Wohnung und allen deutschen Famili-
en, besonders den kinderreichen, eine ihren Bedürfnissen entsprechende Wohn- und Wirtschaftsheimstätte zu 
sichern. Kriegsteilnehmer sind bei dem zu schaffenden Heimstättenrecht besonders zu berücksichtigen.

Grundbesitz, dessen Erwerb zur Befriedigung des Wohnungsbedürfnisses, zur Förderung der Siedlung und 
Urbarmachung oder zur Hebung der Landwirtschaft nötig ist, kann enteignet werden. Die Fideikommisse sind 
aufzulösen.

Die Bearbeitung und Ausnutzung des Bodens ist eine Pflicht des Grundbesitzers gegenüber der Gemein-
schaft. Die Wertsteigerung des Bodens, die ohne eine Arbeits- oder Kapitalaufwendung auf das Grundstück 
entsteht, ist für die Gesamtheit nutzbar zu machen.

Alle Bodenschätze und alle wirtschaftlich nutzbaren Naturkräfte stehen unter Aufsicht des Staates. Private 
Regale sind im Wege der Gesetzgebung auf den Staat zu überführen.
Art. 156 Das Reich kann durch Gesetz, unbeschadet der Entschädigung, in sinngemäßer Anwendung der für 
Enteignung geltenden Bestimmungen, für die Vergesellschaftung geeignete private wirtschaftliche Unterneh-
mungen in Gemeineigentum überführen. Es kann sich selbst, die Länder oder die Gemeinden an der Ver-
waltung wirtschaftlicher Unternehmungen und Verbände beteiligen oder sich daran in anderer Weise einen 
bestimmenden Einfluß sichern.

Das Reich kann ferner im Falle dringenden Bedürfnisses zum Zwecke der Gemeinwirtschaft durch Gesetz 
wirtschaftliche Unternehmungen und Verbände auf der Grundlage der Selbstverwaltung zusammenschließen 
mit dem Ziele, die Mitwirkung aller schaffenden Volksteile zu sichern, Arbeitgeber und Arbeitnehmer an der 
Verwaltung zu beteiligen und Erzeugung, Herstellung, Verteilung, Verwendung, Preisgestaltung sowie Ein- und 
Ausfuhr der Wirtschaftsgüter nach gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen zu regeln.

Die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und deren Vereinigungen sind auf ihr Verlangen unter Be-
rücksichtigung ihrer Verfassung und Eigenart in die Gemeinwirtschaft einzugliedern.
Art. 157 Die Arbeitskraft steht unter dem besonderen Schutz des Reichs.

Das Reich schafft ein einheitliches Arbeitsrecht.
Art. 158 Die geistige Arbeit, das Recht der Urheber, der Erfinder und der Künstler genießt den Schutz und die 
Fürsorge des Reichs.

Den Schöpfungen deutscher Wissenschaft, Kunst und Technik ist durch zwischenstaatliche Vereinbarung 
auch im Ausland Geltung und Schutz zu verschaffen.
Art. 159 Die Vereinigungsfreiheit zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen ist 
für jedermann und für alle Berufe gewährleistet. Alle Abreden und Maßnahmen, welche diese Freiheit einzu-
schränken oder zu behindern suchen, sind rechtswidrig.
Art. 160 Wer in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis als Angestellter oder Arbeiter steht, hat das Recht auf 
die zur Wahrnehmung staatsbürgerlicher Rechte und, soweit dadurch der Betrieb nicht erheblich geschädigt 
wird, zur Ausübung ihm übertragener öffentlicher Ehrenämter nötige freie Zeit. Wieweit ihm der Anspruch auf 
Vergütung erhalten bleibt, bestimmt das Gesetz.
Art. 161 Zur Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit, zum Schutz der Mutterschaft und zur Vorsorge 
gegen die wirtschaftlichen Folgen von Alter, Schwäche und Wechselfällen des Lebens schafft das Reich ein um-
fassendes Versicherungswesen unter maßgebender Mitwirkung der Versicherten.
Art. 162 Das Reich tritt für eine zwischenstaatliche Regelung der Rechtsverhältnisse der Arbeiter ein, die für die 
gesamte arbeitende Klasse der Menschheit ein allgemeines Mindestmaß der sozialen Rechte erstrebt.
Art. 163 Jeder Deutsche hat unbeschadet seiner persönlichen Freiheit die sittliche Pflicht, seine geistigen und 
körperlichen Kräfte so zu betätigen, wie es das Wohl der Gesamtheit erfordert.
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Jedem Deutschen soll die Möglichkeit gegeben werden, durch wirtschaftliche Arbeit seinen Unterhalt zu 
erwerben. Soweit ihm angemessene Arbeitsgelegenheit nicht nachgewiesen werden kann, wird für seinen not-
wendigen Unterhalt gesorgt. Das Nähere wird durch besondere Reichsgesetze bestimmt.
Art. 164 Der selbständige Mittelstand in Landwirtschaft, Gewerbe und Handel ist in Gesetzgebung und Verwal-
tung zu fördern und gegen Überlastung und Aufsaugung zu schützen.
Art. 165 Die Arbeiter und Angestellten sind dazu berufen, gleichberechtigt in Gemeinschaft mit den Unterneh-
mern an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie an der gesamten wirtschaftlichen Entwick-
lung der produktiven Kräfte mitzuwirken. Die beiderseitigen Organisationen und ihre Vereinbarungen werden 
anerkannt.

Die Arbeiter und Angestellten erhalten zur Wahrnehmung ihrer sozialen und wirtschaftlichen Interessen 
gesetzliche Vertretungen in Betriebsarbeiterräten sowie in nach Wirtschaftsgebieten gegliederten Bezirksarbei-
terräten und in einem Reichsarbeiterrat.

Die Bezirksarbeiterräte und der Reichsarbeiterrat treten zur Erfüllung der gesamten wirtschaftlichen Aufga-
ben und zur Mitwirkung bei der Ausführung der Sozialisierungsgesetze mit den Vertretungen der Unterneh-
mer und sonst beteiligter Volkskreise zu Bezirkswirtschaftsräten und zu einem Reichswirtschaftsrat zusammen. 
Die Bezirkswirtschaftsräte und der Reichswirtschaftsrat sind so zu gestalten, daß alle wichtigen Berufsgruppen 
entsprechend ihrer wirtschaftlichen und sozialen Bedeutung darin vertreten sind.

Sozialpolitische und wirtschaftspolitische Gesetzentwürfe von grundlegender Bedeutung sollen von der 
Reichsregierung vor ihrer Einbringung dem Reichswirtschaftsrat zur Begutachtung vorgelegt werden. Der 
Reichswirtschaftsrat hat das Recht, selbst solche Gesetzesvorlagen zu beantragen. Stimmt ihnen die Reichs-
regierung nicht zu, so hat sie trotzdem die Vorlage unter Darlegung ihres Standpunkts beim Reichstag einzu-
bringen. Der Reichswirtschaftsrat kann die Vorlage durch eines seiner Mitglieder vor dem Reichstag vertreten 
lassen.

Den Arbeiter- und Wirtschaftsräten können auf den ihnen überwiesenen Gebieten Kontroll- und Verwal-
tungsbefugnisse übertragen werden.

Aufbau und Aufgabe der Arbeiter- und Wirtschaftsräte sowie ihr Verhältnis zu anderen sozialen Selbstver-
waltungskörpern zu regeln, ist ausschließlich Sache des Reichs.

Übergangs- und Schlußbestimmungen
Art. 166 Bis zur Errichtung des Reichsverwaltungsgerichts tritt an seine Stelle für die Bildung des Wahlprü-
fungsgerichts das Reichsgericht.
Art. 167 Die Bestimmungen des Artikel 18 Abs. 3 bis 6 treten erst zwei Jahre nach Verkündung der Reichsver-
fassung in Kraft.
Art. 168 Bis zum Erlaß des im Artikel 63 vorgesehenen Landesgesetzes, aber höchstens auf die Dauer eines 
Jahres, können die sämtlichen preußischen Stimmen im Reichsrat von Mitgliedern der Regierung abgegeben 
werden.
Art. 169 Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bestimmung im Artikel 83 Abs. 1 wird durch die Reichsregierung 
festgesetzt.

Für eine angemessene Übergangszeit kann die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchssteuern 
den Ländern auf ihren Wunsch belassen werden.
Art. 170 Die Post- und Telegraphenverwaltungen Bayerns und Württembergs gehen spätestens am 1. April 
1921 auf das Reich über.

Soweit bis zum 1. Oktober 1920 noch keine Verständigung über die Bedingungen der Übernahme erzielt ist, 
entscheidet der Staatsgerichtshof.

Bis zur Übernahme bleiben die bisherigen Rechte und Pflichten Bayerns und Württembergs in Kraft. Der 
Post- und Telegraphenverkehr mit den Nachbarstaaten des Auslandes wird jedoch ausschließlich vom Reiche 
geregelt.
Art. 171 Die Staatseisenbahnen, Wasserstraßen und Seezeichen gehen spätestens am 1. April 1921 auf das Reich 
über.

Soweit bis zum 1. Oktober 1920 noch keine Verständigung über die Bedingungen der Übernahme erzielt ist, 
entscheidet der Staatsgerichtshof.
Art. 172 Bis zum Inkrafttreten des Reichsgesetzes über den Staatsgerichtshof übt seine Befugnisse ein Senat 
von sieben Mitgliedern aus, wovon der Reichstag vier und das Reichsgericht aus seiner Mitte drei wählt. Sein 
Verfahren regelt er selbst.
Art. 173 Bis zum Erlaß eines Reichsgesetzes gemäß Artikel 138 bleiben die bisherigen auf Gesetz, Vertrag oder 
besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften bestehen.
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Art. 174 Bis zum Erlaß des in Artikel 146 Abs. 2 vorgesehenen Reichsgesetzes bleibt es bei der bestehenden 
Rechtslage. Das Gesetz hat Gebiete des Reichs, in denen eine nach Bekenntnissen nicht getrennte Schule gesetz-
lich besteht, besonders zu berücksichtigen.
Art. 175 Die Bestimmung des Artikel 109 findet keine Anwendung auf Orden und Ehrenzeichen, die für Ver-
dienste in den Kriegsjahren 1914-1919 verliehen werden sollen.
Art. 176 Alle öffentlichen Beamten und Angehörigen der Wehrmacht sind auf diese Verfassung zu vereidigen. 
Das Nähere wird durch Verordnung des Reichspräsidenten bestimmt.
Art. 177 Wo in den bestehenden Gesetzen die Eidesleistung unter Benutzung einer religiösen Eidesform vorge-
sehen ist, kann die Eidesleistung rechtswirksam auch in der Weise erfolgen, daß der Schwörende unter Weglas-
sung der religiösen Eidesform erklärt: „ich schwöre“. Im übrigen bleibt der in den Gesetzen vorgesehene Inhalt 
des Eides unberührt.
Art. 178 Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 16. April 1871 und das Gesetz über die vorläufige Reichs-
gewalt vom 10. Februar 1919 sind aufgehoben.

Die übrigen Gesetze und Verordnungen des Reichs bleiben in Kraft, soweit ihnen diese Verfassung nicht 
entgegensteht. Die Bestimmungen des am 28. Juni 1919 in Versailles unterzeichneten Friedensvertrags werden 
durch die Verfassung nicht berührt.

Anordnungen der Behörden, die auf Grund bisheriger Gesetze in rechtsgültiger Weise getroffen waren, be-
halten ihre Gültigkeit bis zur Aufhebung im Wege anderweiter Anordnung oder Gesetzgebung.
Art. 179 Soweit in Gesetzen oder Verordnungen auf Vorschriften und Einrichtungen verwiesen ist, die durch 
diese Verfassung aufgehoben sind, treten an ihre Stelle die entsprechenden Vorschriften und Einrichtungen 
dieser Verfassung. Insbesondere treten an die Stelle der Nationalversammlung der Reichstag, an die Stelle des 
Staatenausschusses der Reichsrat, an die Stelle des auf Grund des Gesetzes über die vorläufige Reichsgewalt 
gewählten Reichspräsidenten der auf Grund dieser Verfassung gewählte Reichspräsident.

Die nach den bisherigen Vorschriften dem Staatenausschuß zustehende Befugnis zum Erlaß von Verordnun-
gen geht auf die Reichsregierung über; sie bedarf zum Erlaß der Verordnungen der Zustimmung des Reichsrats 
nach Maßgabe dieser Verfassung.
Art. 180 Bis zum Zusammentritt des ersten Reichstags gilt die Nationalversammlung als Reichstag. Bis zum 
Amtsantritt des ersten Reichspräsidenten wird sein Amt von dem auf Grund des Gesetzes über die vorläufige 
Reichsgewalt gewählten Reichspräsidenten geführt.
Art. 181 Das deutsche Volk hat durch seine Nationalversammlung diese Verfassung beschlossen und verab-
schiedet. Sie tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.

Der Reichspräsident
Ebert

Das Reichsministerium
Bauer

Erzberger Hermann Müller Dr.David Noske Schmidt
 Schlicke Giesberts Dr.Mayer Dr. Bell 

http://de.wikisource.org/wiki/Verfassung_des_Deutschen_Reiches_%281919%29
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Nr. 23 Verfassung des Freistaats Bayern 
vom 14. August 1919 

(Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Bayern 1919, 531)

Verfassung des Freistaats Bayern (1919)

Das bayerische Volk hat durch den am 12. Januar und 2. Februar 1919 gewählten Landtag dem Freistaate 
Bayern diese Verfassung gegeben: 

1. Abschnitt Staat, Staatsgebiet, Staatsgewalt
§ 1 (1) Bayern ist ein Freistaat und Mitglied des Deutschen Reiches. 

Die bisherigen Landesteile Bayerns in ihrem Gesamtbestande bilden das Staatsgebiet. 
(2) Die Landesfarben sind weiß und blau. 

§ 2 Die Staatsgewalt geht von der Gesamtheit des Volkes aus. Sie wird nach den Bestimmungen dieser Verfas-
sung und der Verfassung des Deutschen Reiches unmittelbar durch die Staatsbürger und mittelbar durch die in 
dieser Verfassung eingesetzten Organe ausgeübt. 
§ 3 (1) Dem Landtage steht die Ausübung aller Rechte der Staatsgewalt zu, die nicht durch diese Verfassung 
oder die Verfassung des Deutschen Reiches der Staatsbürgerschaft, den Behörden oder den Verbänden der 
Selbstverwaltung vorbehalten sind. 

(2) Die dem Landtage zustehenden Rechte und Aufgaben sind unübertragbar, soweit diese Verfassung nichts 
anderes vorsieht. 
§ 4 Das Gesamtministerium ist die oberste vollziehende und leitende Behörde des Staates. Es wird von dem 
Landtage bestellt und ist dieser verantwortlich. 
§ 5 Die Rechtspflege wird durch unabhängige, nur den Gesetzen unterworfene Gerichte ausgeübt. Die Gerichte 
sind Staatsgerichte. Ihre Einrichtung erfolgt durch Gesetz. 

2. Abschnitt Staatsbürgerschaft
§ 6 Staatsbürger ist ohne Unterschied der Geburt, des Geschlechtes, des Glaubens und des Berufes jeder Ange-
hörige des bayerischen Staates, welcher das zwanzigste Lebensjahr vollendet hat. 
§ 7 Der Staatsbürger übt sein Bürgerrecht aus durch Abstimmung 

1.  bei Volksbegehren und Volksentscheidungen, 
2.  bei Wahlen. 

§ 8 Jeder Staatsbürger hat das Recht, an den durch diese Verfassung vorgesehenen Abstimmungen und Wahlen 
teilzunehmen, wenn er seit mindestens sechs Monaten seinen Wohnsitz in Bayern hat. Das Stimm- und Wahl-
recht wird, soweit nicht durch Gesetz Ausnahmen zugelassen sind, am Wohnsitz ausgeübt. 
§ 9 Von der Ausübung des Stimm- und Wahlrechtes sind ausgeschlossen: 

1.  wer entmündigt, unter vorläufiger Vormundschaft oder wegen geistigen Gebrechens unter Pflegschaft 
gestellt ist, 

2.  wer infolge strafgerichtlicher Verurteilung die bürgerlichen Ehrenrechte nicht besitzt. 
§ 10 (1) Volksbegehren können nur gerichtet werden: 

1.  Auf  Abänderung der Verfassung, 
2.  auf Erlaß, Abänderung und Aufhebung von Gesetzen, soweit solche nicht von der Volksentscheidung 

ausgenommen sind (§ 77 Abs. 1), 
3.  auf Einberufung oder Auflösung des Landtages (§ 30. 
(2) Volksbegehren sind an den Landtag und, wenn dieser nicht versammelt ist, an das Gesamtministerium 

zu richten. Sie sind vorbehaltlich der Vorschriften des § 30 Abs. 1 und 4 rechtswirksam bei einfachen Gesetzen, 
wenn sie von mindestens einem Zehntel, bei Verfassungsgesetzen, wenn sie von mindestens einem Fünftel der 
Staatsbürgerschaft gestellt werden. 

(3) Volksentscheidungen finden nur in den von dieser Verfassung vorgesehenen Fällen statt. Sie ist rechts-
wirksam bei einfachen Gesetzen, wenn mindestens ein Fünftel, bei Verfassungsgesetzen, wenn mindestens zwei 
Fünftel der stimmberechtigten Wahlberechtigten daran teilgenommen haben. Vorbehaltlich der Vorschrift des 
§ 30 Abs. 4 entscheidet einfache Mehrheit, bei Verfassungsänderungen Zweidrittelmehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Die Abstimmung ist allgemein, gleich, unmittelbar und geheim. Sie kann nur bejahend oder 
verneinend sein. 

(4) Das Verfahren bei Volksbegehren und Volksentscheidungen wird durch Gesetz geregelt. 
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§ 11 (1) Jeder Staatsbürger hat in der Gemeinde seinen Wohnsitzes das Gemeindebürgerrecht. Er kann es nur 
wirksam ausüben, wenn er seit mindestens sechs Monaten im Gemeindebezirk wohnt. 

(2) Die Ausübung des Wahlrechts in den Gemeinden darf nicht von der Entrichtung einer Gebühr abhängig 
gemacht werden. 

(3) Die Regelung der besonderen Rechte und Pflichten aus dem Gemeindeverbande bleibt der Gesetzgebung 
vorbehalten. 
§ 12 Die Staatsbürger sind nach Maßgabe der Gesetze zu den öffentlichen Ämtern zuzulassen, wenn sie ihre 
Befähigung hierfür nachweisen. Nur Tüchtigkeit und Würdigkeit sollen für Verleihung der Ämter maßgebend 
sein. 

3. Abschnitt Grundrechte
§ 13 Kein Staatsangehöriger kann aus dem Staatsgebiet ausgewiesen werden. 
§ 14 (1) Jeder Bayer hat das Recht, sich innerhalb des bayerischen Staatsgebietes an jedem Ort aufzuhalten und 
niederzulassen. Ausnahmen können nur auf Grund Gesetzes angeordnet werden. 

(2) Die Niederlassung darf bayerischen Staatsangehörigen an keinem Orte durch besondere Lasten erschwert 
werden. 
§ 15 (1) Alle Bayern sind vor dem Gesetze gleich. 

(2) Der bayerische Adel ist aufgehoben. Bayerische Staatsangehörige, die vor dem 28. März 1919 Adelsbe-
zeichnungen zu führen berechtigt waren, dürfen diese nur als Teil ihres Namens weiterführen. Adelsbezeich-
nungen werden nicht mehr verliehen. Den bayerischen Staatsangehörigen ist es verboten, die Verleihung des 
Adels eines anderen Staates anzunehmen. 

(3) Titel, die nicht ein Amt, einen Beruf oder einen akademischen Grad bezeichnen, werden nicht mehr 
verliehen. 
§ 16 Jedem Einwohner werden die Freiheit der Person und das Eigentum gewährleistet. Einschränkungen kön-
nen nur nach Maßgabe der Gesetze angeordnet werden. 

4. Abschnitt Gewissensfreiheit, Religionsgesellschaften, Schule 
Zu den Vorschriften der Verfassung des Deutschen Reiches im Zweiten Hauptteile, Dritten Abschnitt, Arti-

keln 135 bis 141 wird bestimmt:
§ 17 (1) Jedermann ist volle Glaubens- und Gewissensfreiheit gewährleistet. 

(2) Die Entscheidung über die Zugehörigkeit der Kinder zu einer Religionsgesellschaft steht bis zu deren 
vollendeten sechzehnten Lebensjahre den Erziehungsberechtigten zu. Bis zu diesem Zeitpunkte können die 
Eltern die Zugehörigkeit ihrer Kinder zu einer Religionsgesellschaft auch durch Vertrag regeln. Ein solcher 
Vertrag bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung; er wird durch den Tod der Eltern nicht berührt. 
Ist ein Kind mit Zustimmung des Erziehungsberechtigten vor Vollendung des sechzehnten Lebensjahres durch 
einen Kultusakt einer Religionsgemeinschaft endgültig in diese aufgenommen worden, so kann hieran durch 
die Erziehungsberechtigten nichts mehr geändert werden. Von diesem Alter an hat das Kind selbst die Freiheit 
der Entschließung über sein Verbleiben in der Religionsgesellschaft. 

(3) Der Austritt aus einer Religionsgesellschaft kann   mündlich oder schriftlich bei dem Standesamte des 
Wohnsitzes oder ständigen Aufenthaltsortes erklärt werden. Die schriftliche Erklärung bedarf der Beglaubi-
gung durch eine öffentliche Behörde. Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. Nichtigkeit und Anfechtbarkeit 
der Austrittserklärung sind nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechtes zu beurteilen. 

(4) Neue freiwillige Leistungen des Staates, der bürgerlichen Gemeinden und Gemeindeverbände an eine 
Religionsgemeinschaft werden durch Zuschläge zu den Staatssteuern und Umlagen der Angehörigen dieser 
Religionsgemeinschaften aufgebracht. 
§ 18 (1) Die Vereinigung von Religionsgenossen zu gemeinsamer Hausandacht oder zu öffentlichen Kultus-
handlungen, zu Religionsgesellschaften, Religionsgemeinden oder geistlichen Gesellschaften ist innerhalb des 
Gesetzes freigegeben. 

(2) Bestehende Religionsgesellschaften, Religionsgemeinden oder geistliche Gesellschaften, dann ihre An-
stalten. Stiftungen oder sonstigen Einrichtungen bleiben rechtsfähig, soweit sie es bisher waren. Neue können 
die Rechtsfähigkeit nach Maßgabe des geltenden Rechts erwerben. Ihr Eigentum und ihre anderen rechte sowie 
ihr Bekenntnisgepräge werden gewährleistet. 

(3) Religionsgesellschaften, Religionsgemeinden und geistlichen Gesellschaften wird die selbständige Ord-
nung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten, den Religionsgesellschaften und Religionsgemeinden, welche die 
Rechtsstellung von Körperschaften des öffentlichen Rechtes besitzen, auch die Besteuerung ihrer Mitglieder auf 
Grund der bürgerlichen Steuerlisten innerhalb der Schranken des Gesetzes gewährleistet. 
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(4) Bis zur Ablösung der Staatsleistungen gemäß Artikel 138 der Verfassung des Deutschen Reiches bleiben 
die auf Gesetz, Vertrag oder besonderem Rechtstitel beruhenden Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften 
aufrechterhalten. 

(5) Bis zu dem gleichen Zeitpunkte dürfen Gebäude und Grundstücke des Staates, die derzeit irgendwelchen 
Kultuszwecken dienen, diesen gegen den Willen der Beteiligten nicht entzogen werden. 
§ 19 (1) Errichtung und Unterhaltung von Begräbnisplätzen obliegen den bürgerlichen Gemeinden. Das Glei-
che gilt für die Errichtung und Unterhaltung von Bestattungsanstalten. 

(2) Die bürgerlichen Gemeinden sind zur Errichtung von Begräbnisplätzen und Bestattungsanstalten nur 
soweit verpflichtet, als die vorhandenen Begräbnisplätze und Bestattungsanstalten nicht ausreichen. Im übrigen 
bestimmen sich Errichtung und Unterhaltung nach dem öffentlichen Bedürfnis. 

(3) In den Friedhöfen, die nur für einzelne Religionsgesellschaften bestimmt sind, ist mangels eines gemein-
schaftlichen Begräbnisplatzes die Beisetzung Andersgläubiger unter den für sie üblichen Formen und ohne 
räumliche Absonderung, erforderlichenfalls nach Anordnung der zuständigen Behörde zu gestatten. 

(4) Im übrigen bemißt sich der Simultangebrauch der Kirchen und Friedhöfe nach bisherigem Rechte, soweit 
nicht Abänderungen durch Gesetz getroffen werden. 

Zu den Vorschriften der Verfassung des Deutschen Reiches, im Zweiten Hauptteile, Vierten Abschnitt, Arti-
keln 142 bis 149 wird bestimmt:
§ 20 Die Freiheit der Kunst, der Wissenschaft und ihrer Lehre wird gewährleistet und kann nur durch Gesetz 
und nur zur Wahrung der öffentlichen Ordnung, Sicherheit, Gesundheit oder Sittlichkeit beschränkt werden. 
§ 21 (1) Die Regelung und Förderung des öffentlichen Erziehungs-, Unterrichts- und Bildungswesens sowie die 
Genehmigung und Beaufsichtigung der privaten Unterrichts- und Erziehungsanstalten sind Angelegenheiten 
des Staates. Die öffentlichen Volksschulen sind grundsätzlich Staatsanstalten. 

(2) Die Erziehungsberechtigten und die Personen, denen Schulpflichtige durch besonderen Auftrag anver-
traut sind, sind verpflichtet, diese während der Dauer der gesetzlichen Schulpflicht zum Schulbesuche anzu-
halten. 

5. Abschnitt Selbstverwaltung, Stiftungen
§ 22 (1) Den bürgerlichen Gemeinden und den Gemeindeverbänden wird das Selbstverwaltungsrecht gewähr-
leistet. Sie verwalten nach Maßgabe der Gesetze ihre eigenen und die ihnen vom Staat übertragenen Angelegen-
heiten. Sie haben das Recht, ihren Bedarf durch öffentliche Abgaben im Rahmen der Gesetze zu decken. Neue 
Aufgaben und Lasten können ihnen nur auf Grund Gesetzes zugewiesen werden. 

(2) Der Staat überwacht die Erfüllung der Pflichten und die Gesetzmäßigkeit ihrer Verwaltung. 
(3) Der Staat schützt die Behörden der Gemeinden und Gemeindeverbände bei Durchführung ihrer Aufga-

ben. 
(4) Gegen Überschreitungen der Grenzen, die den Aufsichtsbehörden durch das Gesetz entzogen sind, haben 

die Gemeinden und Gemeindeverbände Anspruch auf verwaltungsgerichtlichen Schutz. 
(5) Das Vermögen der Gemeinden und Gemeindeverbände kann unter keinem Vorwande zum Staatsvermö-

gen gezogen werden. 
§ 23 Die Wahlen für die Vertretungskörper der Gemeinden und Gemeindeverbände erfolgen nach den Grund-
sätzen des Landtagswahlrechtes. Sie werden durch Gesetz geregelt. 
§ 24 (1) Die Bildung von berufsständischen Vertretungen zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen und sozialen 
Aufgaben aller schaffenden Kreise des Volkes erfolgt durch Gesetz. 

(2) Diese Vertretungen sind berechtigt, innerhalb ihres Wirkungsbereiches in Gegenständen der Gesetzge-
bung Anträge an den Landtag zu bringen. In den übrigen Gegenständen ihres Wirkungsbereiches können sie an 
die Verwaltungsbehörden des Staates und der Gemeinden Anträge richten, über welche Entscheidung getroffen 
und den Antragstellern mitgeteilt werden muß. 
§ 25 (1) Das gesamte Vermögen der öffentlichen Stiftungen und die stiftungsweise Verwendung seiner Erträg-
nisse unterstehen dem besonderen Schutze des Staates. Stiftungsvermögen darf unter keinen Vorwande dem 
Staatsvermögen einverleibt werden. Verwaltung und Ausrichtung der öffentlichen Stiftungen werden staatlich 
beaufsichtigt. 

(2) Ein besonderes Gesetz über das Stiftungswesen bleibt vorbehalten. 

6. Abschnitt Landtag 
a) Wahl, Mitgliedschaft, Geschäftsgang, Auflösung

§ 26 (1) Der Landtag wird durch allgemeine, gleiche, geheime und unmittelbare Wahl nach dem Grundsatze 
des Verhältniswahlrechts gebildet. 
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(2) Wählbar sind nur wahlberechtigte bayerische Staatsbürger, welche das fünfundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet haben. Wahlrecht und Wahlverfahren werden im übrigen durch besonderes Gesetz geregelt. Auf je 
40000 Landeseinwohner nach der letzten Volkszählung soll ein Abgeordneter treffen. Beträgt der Recht mehr 
als 20000, so ist ein weiterer Abgeordneter zu wählen. 
§ 27 Der Landtag wird auf vier Jahre gewählt. Vor Ablauf dieser Zeit ist er neu zu wählen. 
§ 28 (1) Der Landtag bestimmt durch Geschäftsordnung seine Einrichtungen, seinen Geschäftsgang, seine Dis-
ziplin und Gliederung. Er wählt für seine Dauer aus seiner Mitte einen Vorstand, der aus einem Präsidenten, 
seinen Vertretern und den Schriftführern besteht. 

(2) Die Verhandlungen des Landtages sind öffentlich. Die Geschäftsordnung kann Ausnahmen zulassen. Die 
Minister und ihre Bevollmächtigten können für Mitteilungen oder Verhandlungen, die Geheimhaltung erfor-
dern, den Ausschluß der Öffentlichkeit beantragen. 

(3) Über Gesetzentwürfe findet mindestens eine doppelte Lesung in der Vollversammlung statt. 
(4) Die Entwürfe der Gesetze und des Haushaltsplanes sind vor der ersten Lesung allgemein zugänglich zu 

machen. 
§ 29 Bestellung, Besoldung und Entlassung sowie Dienstverhältnis und Dienstbeaufsichtigung der Landtagsbe-
amten werden durch die Geschäftsordnung des Landtages geregelt, soweit nicht durch Gesetz anderes bestimmt 
ist. 
§ 30 (1) Der Landtag tritt alljährlich mindestens einmal zu einer ordentlichen Tagung zusammen. Zu einer au-
ßerordentlichen Tagung versammelt er sich, wenn seine Einberufung vom Vorstand oder Gesamtministerium 
beschlossen oder von fünfzig Mitgliedern oder einem Fünftel der stimmberechtigten Staatsbürger beantragt 
wird. 

(2) Der Präsident beruft, eröffnet und schließt den Landtag. Zu jeder ersten Tagung nach einer Neuwahl wird 
der Landtag von seinen drei ältesten Mitgliedern binnen siebzehn Tagen nach dem Tage der amtlichen Feststel-
lung des Wahlergebnisses einberufen. 

(3) Der Landtag hat das Recht, seine Tagungen zu schließen. Er steht für die zwischen zwei Tagungen lie-
gende Zeit einen Ausschuß ein und betraut ihn mit bestimmten Befugnissen. Zur Wahrnehmung der Rechte 
der Volksvertretung setzt der Landtag für die Zeit nach Ablauf seiner Dauer oder nach seiner Auflösung einen 
ständigen Ausschuß ein. 

(4) Begehrt mindestens ein Fünftel der stimmberechtigten Staatsbürger die Auflösung des Landtages, so ist 
eine Volksentscheidung hierüber anzuordnen. Die Abstimmung ist nur rechtswirksam, wenn an ihr mindestens 
die Hälfte der Stimmberechtigten teilgenommen und eine Mehrheit von mindestens Zweidrittel der abgegebe-
nen Stimmen für die Auflösung sich ausgesprochen haben. 

(5) Wird die Auflösung des  Landtages beschlossen, so ist sie durch seinen Präsidenten baldigst zu vollziehen. 
§ 31 Der Landtag kann jederzeit seine Auflösung beschließen. Zur Gültigkeit des Beschlusses ist die Anwesen-
heit von zwei Dritteln und die Zustimmung von mehr als der Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl erforder-
lich. 
§ 32 Nach einer Auflösung des Landtages sind Neuwahlen so anzuordnen, daß die Einberufung binnen sechzig 
Tagen erfolgen kann. 
§ 33 Der Landtag prüft das Recht der Mitgliedschaft und entscheidet über die Gültigkeit der Wahlen. Er kann 
diese Aufgabe einem Gerichtshof übertragen. 
§ 34 Vorbehaltlich besonderer Vorschrift der Verfassung beschließt der Landtag mit Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen und bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte seiner Mitglieder. 
§ 35 (1) Die Mitglieder des Landtages sind Vertreter des gesamten Volkes und an Aufträge der Wähler nicht 
gebunden. Sie können ihre Rechte nur selbst ausüben. 

(2) Beamte, Angestellte und ständige Arbeiter des Staates, der bürgerlichen Gemeinden und der Gemein-
deverbände sowie Heeresangehörige bedürfen keines Urlaubs zur Teilnahme an den Landtagsverhandlungen. 
Bewerben sie sich auf Grund eines nach gesetzlicher Vorschrift eingereichten Wahlvorschlages um einen Sitz im 
Landtage, so ist ihnen von der Einreichung des Wahlvorschlages an Urlaub zu gewähren. 
§ 36 Jeder Abgeordnete hat nach Maßgabe der Geschäftsordnung das Recht, Anträge zu stellen. 
§ 37 (1) Kein Abgeordneter darf zu irgend einer Zeit wegen einer Äußerung, die er in Ausübung seines Berufs 
getan hat, oder wegen seiner Abstimmung gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder sonst außerhalb der Ver-
sammlung zur Verantwortung gezogen werden 

(2) Hat ein Abgeordneter in dieser Eigenschaft von jemand eine Tatsache anvertraut erhalten oder jemand 
eine solche Tatsache anvertraut, so ist er berechtigt, über diese Person und Tatsachen das Zeugnis zu verwei-
gern. Hinsichtlich der Beschlagnahme von Schriftstücken steht er den Personen gleich, die ein gesetzliches 
Recht haben, das Zeugnis zu verweigern. 
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§ 38 Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den öffentlichen Sitzungen bleiben von jeder Verant-
wortung frei. 
§ 39 (1) Kein Abgeordneter darf während der Tagung ohne Genehmigung des Landtages verhaftet oder wegen 
einer mit Strafe bedrohten Handlung in Untersuchung gezogen werden, außer wenn er bei Ausübung der Tat 
oder im Laufe des nächsten Tages festgenommen worden ist. 

(2) Auf Verlangen des Landtages ist jede Haft eines Abgeordneten und jedes Strafverfahren gegen einen sol-
chen für die Dauer der Tagung aufzuheben. 

(3) Während der Tagung darf kein Abgeordneter, solang er sich am Orte der Versammlung aufhält, ohne 
Genehmigung des Landtages an einem anderen Ort als Zeuge oder Sachverständiger vernommen werden. 

(4) Diese Bestimmungen finden auf die Mitglieder der Ausschüsse, die in der Zeit zwischen zwei Tagungen 
des Landtages versammelt sind, sinngemäße Anwendung. 
§ 40 Die Abgeordneten haben für die Dauer des Landtages Anspruch auf freie Benützung der staatlichen Ver-
kehrsmittel und auf Entschädigung nach Gesetz. 
§ 41 (1) Die Mitgliedschaft endigt mit Ablauf der Landtagsdauer, Auflösung des Landtages, Ungültigkeitserklä-
rung der Wahl, Wegfall der Wählbarkeit oder Verzicht. Der Verzicht ist unwiderruflich. Er ist dem Präsidenten 
schriftlich zu erklären. 

(2) Als Verzicht gilt auch die Annahme eines öffentlichen Dienstes in einem mit Bayern im Kriege befindli-
chen Staat. 
§ 42 Die Geschäftsordnung des Landtages hat dafür zu sorgen, daß in seinen Ausschüssen die Minderheiten 
verhältnismäßig vertreten sind. 
§ 43 Alle Verhandlungen und Beschlüsse der Vollversammlung des Landtages und des nach § 30 Abs. 3 gebilde-
ten Ausschusses, der Haushaltsplan, die Staatsrechnungen, der Vermögens- und Schuldenstand des Staates sind 
im Wortlaut allgemein zugänglich zu machen. 

b) Aufgaben, Rechte
§ 44 Der Landtag hat das Recht der Gesetzgebung und übt es nach den Bestimmungen der Verfassung aus. 
§ 45 Ehe der Landtag Vorlagen der Volksentscheidung unterbreitet, hat er hierüber nach §§ 76und 77 Beschluß 
zu fassen. 
§ 46 Verordnungen, welche die Einrichtung oder Veränderung von Behörden oder Stellen treffen, sind dem 
Landtage zur Genehmigung vorzulegen. In dringenden Fällen kann das Gesamtministerium solche Verordnun-
gen unter Vorbehalt der nachträglichen Bestätigung des Landtages erlassen. 
§ 47 (1) Ohne Genehmigung des Landtages kann keine neue Anleihe, welche die Erhöhung des bisherigen 
Schuldenstandes des Staates an Kapital oder Verzinsung bewirkt, aufgenommen oder eine Bürgschaft zu Lasten 
des Staates eingegangen werden. 

(2) Ohne Genehmigung des Landtages kann weder der von ihm beschlossene Staatsschuldentilgungsplan 
geändert noch eine zur Schuldentilgung bestimmtes Gefäll zu einem anderen Zwecke verwendet werden. 

(3) Das Grundstockvermögen des Staates darf in seinem Wertbestande durch Veräußerungen nicht verrin-
gert werden. Soweit nicht durch Gesetz das Ministerium zu Veräußerungen von Grundstockvermögen ermäch-
tigt wird, können solche nur mit Genehmigung des Landtages erfolgen. Der Erlös solcher Veräußerungen ist zu 
Neuerwerbungen für das Grundstockvermögen zu verwenden. 
§ 48 Der Landtag beschließt über den vom Gesamtministerium alljährlich vorzulegenden Haushaltsplan. 
§ 49 Der Landtag beschließt über die alljährlich vom Gesamtministerium abzulegende Rechnung des Staates 
samt Vermögens- und Schuldennachweis. 
§ 50 Der Landtag genehmigt die Staatsverträge. Sie sind, wenn sie Rechtssätze enthalten, hinsichtlich ihres 
Rechtsinhaltes als Gesetze zu beschließen. 
§ 51 (1) Der Landtag beschließt durch Gesetz über Straferlasse, die sich auf alle bestraften Personen oder auf 
besondere Gruppen beziehen. 

(2) Straferlasse für einzelne Personen stehen dem Gesamtministerium oder nach dessen Beschlusse den ein-
zelnen Ministerien zu. 
§ 52 (1) Durch beauftragte Mitglieder kann der Landtag nach vorausgegangener Verständigung des Ministeri-
ums von den Einrichtungen und Unternehmungen der Staatsverwaltung, insbesondere der Staatsschuldenver-
waltung Einsicht nehmen. 

(2) Der Landtag muß auf Antrag von einem Fünftel seiner Mitglieder Ausschüsse zur Untersuchung von Tat-
sachen ernennen. Sie haben das Recht, staatliche und gemeindliche Behörden zur Durchführung ihrer Aufgabe 
in Anspruch zu nehmen. Die Ausschüsse können die Untersuchungen auch selbst durchführen. Auf die Erhe-
bungen der Ausschüsse und der von ihnen ersuchten Behörden finden die Vorschriften der Strafprozeßordnung 
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sinngemäße Anwendung. Die gesetzlichen Vorschriften über die Wahrung des Brief-, Post-, Telegraphen- und 
Fernsprechgeheimnisses werden hierdurch nicht berührt. Die Geschäftsordnung des Landtages regelt das Ver-
fahren. 
§ 53 Der Landtag hat das Recht, das Gesamtministerium oder einzelne Minister zur Verantwortung zu ziehen. 
Dies kann durch parlamentarische oder gerichtliche Mittel geschehen. 
§ 54 Das ordentliche parlamentarische Mittel ist die Rechenschaftsforderung. Der zur Rechenschaft geforderte 
Minister hat sich im Landtage persönlich zu verantworten. 
§ 55 (1) Das außerordentliche parlamentarische Mittel ist die Kundgabe des Mißtrauens, die sich gegen das 
Gesamtministerium oder gegen einzelne Minister richten kann. 

(2) Der Antrag auf eine solche Kundgebung bedarf der Unterstützung von mindestens dreißig Abgeordneten, 
ist dem Ministerpräsidenten sofort schriftlich mitzuteilen und innerhalb fünf Tagen zur Beratung zu bringen. 

(3) Die Minister müssen zur Verhandlung über die gegen sie gerichteten Mißtrauensanträge persönlich er-
scheinen, wenn sie nicht vorher zurücktreten. Erscheinen sie nicht, so kann in ihrer Abwesenheit beraten und 
beschlossen werden. 

(4) Der Beschluß ist gültig, wenn mindestens die Mehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl zustimmt. Er ist 
eingehend zu begründen. 
§ 56 (1) Das gerichtliche Mittel der Geltendmachung der Ministerverantwortlichkeit ist die Anklage vor dem 
Staatsgerichtshofe. Die Anklage kann nur darauf gerichtet sein, daß ein Minister in Ausübung seines Amtes 
durch Handlungen oder Unterlassungen die Verfassung oder ein Gesetz vorsätzlich oder grobfahrlässig verletzt 
hat. 

(2) Der Antrag auf Erhebung der Anklage muß von mindestens fünfzig Abgeordneten unterzeichnet sein. 
Der Beschluß bedarf der Zustimmung der für Verfassungsänderungen vorgeschriebenen Mehrheit. 

(3) Wird der Angeklagte für schuldig befunden, so kann nur auf Entfernung aus dem Amte erkannt werden. 
War er schon vor dem Urteile zurückgetreten, so ist eine Entscheidung nur über die Schuldfrage zu treffen. 

(4) Die Anklage wird durch Vertagung oder Auflösung des Landtages oder Ablauf der Landtagsdauer nicht 
berührt. 

7. Abschnitt Staatsverwaltung 
a) Ministerium

§ 57 (1) Dem Staatsministerium obliegt die Leitung der gesamten Staatsverwaltung, der Vollzug aller Gesetze, 
Reichsverordnungen und Beschlüsse des Landtages sowie die Vertretung Bayerns gegenüber dem Reiche, den 
einzelnen Staaten des Reiches und den auswärtigen Mächten im Rahmen der Verfassung des Deutschen Rei-
ches. 

(2) Alle Staatsbehörden sind ihm untergeordnet. Die Unabhängigkeit der Rechtsprechung und der Tätigkeit 
des Rechnungshofes wird hierdurch nicht berührt. 

(3) Das Ministerium handhabt auch in den gesetzlichen Schranken die Oberaufsicht über die Selbstverwal-
tung der Gemeinden und Gemeindeverbände. 
§ 58 (1) Das Gesamtministerium wird durch den Landtag bestellt. Der Landtag wählt den Ministerpräsidenten. 
Zur Gültigkeit der Wahl ist die Zustimmung der Mehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl erforderlich. Der 
Ministerpräsident unterbreitet dem Landtag eine Vorschlagsliste für die übrigen Ministerien. Er besetzt diese 
im Einverständnisse mit dem Landtage. Bei Erledigung einzelner Ministerien wird in gleicher Weise verfahren. 

(2) Den Ministern können Staatssekretäre als ständige politische Stellvertreter beigegeben werden. Sie wer-
den auf Vorschlag des Ministers im Einverständnisse mit dem Landtage durch das Gesamtministerium ernannt 
und entlassen. 

(3) Jeder Minister hat einen bestimmten Geschäftskreis zu verwalten. Alle Geschäfte der Staatsverwaltung 
sind nach Maßgabe der Gesetze vom Staatsministerium unter die Ministerien zu verteilen. Die Verteilung ist 
im Gesetz- und Verordnungsblatte bekannt zu machen. 

(4) Als Vertreter des Ministerpräsidenten für die ihm vorbehaltenen Geschäfte ist durch das Gesamtministe-
rium ein Minister zu bestellen. 
§ 59 (1) Die Minister bedürfen zu ihrer Amtsführung des Vertrauens des Landtages. Das Gleiche gilt für die 
Staatssekretäre, soweit sie in Vertretung der Minister selbständig handeln. 

(2) Das Gesamtministerium, die Minister und Staatssekretäre sind für ihre Amtszeit dem Landtage verant-
wortlich. Sie können jederzeit von ihrem Amte zurücktreten; sie müssen zurücktreten, wenn ihnen das Miß-
trauen des Landtages ausgesprochen wird. 

(3) Die Minister und Staatssekretäre dürfen ein anderes besoldetes Amt, einen Beruf oder ein Gewerbe nicht 
ausüben. 
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§ 60 (1) Die Minister haben Anspruch auf Besoldung, die durch Gesetz zu regeln ist. Ruhegehalt und Hinter-
bliebenenversorgung stehen ihnen nicht zu. 

(2) Ein Minister, der zur Zeit seiner Bestellung im bayerischen Staatsdienste stand, erhält bei seinem Rücktritt 
einen Ruhegehalt, der dem Wartegeld aus dem Gehalte seiner früheren Stelle entspricht. War er zur Zeit seiner 
Bestellung im Ruhestande, so lebt sein Anspruch aus den früher bezogenen Ruhegehalt wieder auf. 

(3) Der Minister hat bei seinem Rücktritt Anspruch auf Übertragung einer etatmäßigen Beamtenstelle, die 
seinem früheren Amte gleichwertig und gleichartig ist. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 sind Gehaltsvorrückungen und Beförderungsmöglichkeiten bis zum 
Abgang als Minister zu berücksichtigen. 

(5) Nach dem Ruhegehalte wird die Hinterbliebenenversorgung gemäß dem Staatsbeamtengesetze geregelt. 
(6) Vorstehende Bestimmungen finden auf Staatssekretäre entsprechende Anwendung. 

§ 61 Für die Aufgaben und die Geschäftsführung des Gesamtministeriums und der Ministerien bestehen fol-
gende Grundsätze: 

1.  Die Staatsverwaltung wird nach der Verfassung, den Gesetzen und dem Haushaltsplane geführt. 
2.  Das Gesamtministerium erledigt die ihm durch diese Verfassung, die Gesetze und allgemeinen Verord-

nungen zugewiesenen Aufgaben. 
Alle übrigen Aufgaben sind nach den oben aufgeführten Grundsätzen von den einzelnen Ministerien zu erfül-
len. 

Das Gesamtministerium ist befugt, die Entscheidung über einzelne dieser Angelegenheiten an sich zu ziehen, 
soferne sie von allgemeiner politischer Bedeutung sind. 

3.  Das Gesamtministerium vertritt Bayern gegenüber dem Reich und anderen Staaten, soweit diese Geschäf-
te nicht einem besonderen Ministerium übertragen sind. 

4.  Das Gesamtministerium ernennt die Vertreter der Minister und die Vorstände der den Ministerien unmit-
telbar untergeordneten Behörden. Die übrigen Beamten werden durch die zuständigen einzelnen Minister oder 
die von ihnen beauftragten Behörden ernannt. 

5.  Jeder Minister übt die Dienstaufsicht über die Behörden und Beamten seines Dienstzweiges und entschei-
det vorbehaltlich der Zuständigkeit der Gerichte und der Verwaltungsgerichte über die Beschwerden, welche 
sich aus seinem Geschäftsbereich ergeben. 

6.  Das Gesamtministerium erläßt unter Beachtung des § 46die allgemeinen Verwaltungsanordnungen. 
7.  Rechtsverordnungen können durch das Gesamtministerium oder die einzelnen Minister nur auf Grund 

gesetzlicher Ermächtigung erlassen werden. Das Notverordnungsrecht steht dem Gesamtministerium nach nä-
herer gesetzlicher Bestimmung zu. 

8.  Das Gesamtministerium beschließt über alle Vorlagen, die dem Landtag im Namen der Regierung zu 
machen sind. 

9.  Jedes Ministerium bearbeitet die Gesetzentwürfe, welche sich auf seinen Geschäftskreis erstrecken. 
10.  Jedes Ministerium entwirft den Haushaltsplan seines Geschäftskreises und ist für dessen Vollzug verant-

wortlich. 
11.  Das Ministerium der Finanzen stellt den Gesamthaushaltsplan auf und überwacht dessen Vollzug. 

§ 62 (1) Die Landesgesetze sind vom Landtagspräsidenten und Gesamtministerium, die Staatsverträge vom 
Landtagspräsidenten und Ministerpräsidenten auszufertigen und zu verkünden. 

(2) Der Ministerpräsident hat den Vorsitz und Stichentscheid im Gesamtministerium und überwacht den 
Vollzug der Beschlüsse. 

(3) Der Ministerpräsident hat das Recht, in allen Staatsangelegenheiten sich durch Beamte aller Ministerien 
und durch sonstige ihm hierzu berufene Personen beraten zu lassen. 
§ 63 In allen Angelegenheiten, über die das Gesamtministerium zu beschließen hat, entscheidet Stimmenmehr-
heit der anwesenden Minister. 
§ 64 (1) Das Gesamtministerium wacht über die Sicherheit des Staates. Es hat bei drohender Gefahr die Maß-
nahmen zu ergreifen, welche die Ruhe und Ordnung im Innern sichern oder gegenüber der Gefahr eines An-
griffes von außen unmittelbar erforderlich sind. Zu diesem Zwecke kann es vorübergehend die verfassungsmä-
ßigen Grundrechte ganz oder teilweise außer Kraft setzen. 

(2) Um einer augenblicklichen Gefahr zu begegnen, kann das Gesamtministerium über die bewaffnete Macht 
verfügen und die erforderlichen Anordnung treffen. 
§ 65 (1) Die Minister haben das Recht, jederzeit im Landtage zu erscheinen und die Vorlagen ihres Geschäfts-
kreises persönlich zu vertreten oder durch Bevollmächtigte vertreten zu lassen. 

(2) Durch Beschluß des Gesamtministeriums kann jeder Minister auch zur Vertretung von Vorlagen eines 
anderen als seines eigenen Geschäftskreises ermächtigt werden. 
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(3) Die Minister haben das Recht, im Landtage jederzeit das Wort zu ihren Vorlagen oder zu den Vorla-
gen, mit deren Vertretung sie beauftragt sind, zu verlangen. Auch können sie verlangen, daß ein Gegenstand 
zunächst in einen Ausschuß des Landtages zur Beratung verwiesen werden. Zu jedem Gegenstande der Ver-
handlung müssen sie auch Begehren gehört werden. Die gleichen Rechte stehen auch den Bevollmächtigten der 
Minister zu. 

(4) Jeder Minister ist verpflichtet, dem Landtag auf Verlangen über die Verwaltung seines Geschäftskreises 
Auskunft zu geben. 

(5) Im Falle der Auflösung des Landtages oder des Ablaufes der Landtagsdauer ordnet das Gesamtministeri-
um oder der von ihm damit betraute Minister die Neuwahlen an. 
§ 66 (1) Sind alle Minister zurückgetreten, so haben sie bis zur Bildung eines neuen Ministeriums die Geschäfte 
weiterzuführen. 

(2) Mit der Vertretung der einzelnen Minister im Fall ihrer Verhinderung und mit der Leitung eines Ministe-
riums im Falle seiner Erledigung können nur Staatssekretäre und Staatsräte betraut werden. 

b) Behörden, Staatsdienst
§ 67 (1) Den Beamten wird die Freiheit der religiösen und politischen Gesinnung und des Zusammenschlusses 
gewährleistet. 

(2) Dienstrecht, Diensteinkommen und Versorgung werden gesetzlich geregelt. Die wohlerworbenen Rechte 
der Beamten sind unverletzlich. Für die vermögensrechtlichen Ansprüche der Beamten steht der Rechtsweg 
offen. 

(3) Unwiderruflich angestellte Staatsbeamte können wegen schuldhaften Verhaltens nur unter den gesetzli-
chen Voraussetzungen und Formen vorläufig ihres Amtes enthoben, einstweilen oder endgültig in den Ruhe-
stand versetzt oder entlassen werden. 
§ 68 (1) Zu einem öffentlichen Amte kann nur berufen werden, wer seit mindestens fünf Jahren die deutsche 
Reichsangehörigkeit besitzt. Ausnahmen sind nur auf Grund eines Beschlusses des Gesamtministeriums zu-
lässig. 

(2) Die Staatsbeamten werden ernannt. Die Ernennung geschieht, soweit nicht das Gesetz anderes bestimmt, 
auf Lebenszeit. 
§ 69 (1) Richter können nur aus gesetzlichen Gründen und im gesetzlich geregelten Verfahren gegen ihren 
Willen versetzt, ihres Amtes enthoben, in den Ruhestand versetzt oder entlassen werden. Die Mitglieder des 
Rechnungshofes sind den Richtern gleichgestellt. 

(2) Rechtspflege und Verwaltung sind getrennt. Den Gerichten können Geschäfte der Justizverwaltung und 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit übertragen werden. 

(3) Die Entscheidung von Streitigkeiten über die Zuständigkeit zwischen den Gerichten und Verwaltungsbe-
hörden erfolgt in gesetzlich geregeltem Verfahren durch besonders hierfür gebildete Gerichte. 

(4) Alle Streitigkeiten über Rechte und Ansprüche des bürgerlichen Rechtes und alle Strafsachen sind den 
bürgerlichen Gerichten zur Entscheidung zuzuweisen, soweit nicht durch diese Verfassung die Verfassung des 
Deutschen Reiches oder ein besonderes Gesetz etwas anderes angeordnet ist. 

(5) Der Staat nimmt in Sachen des Bürgerlichen Rechtes vor den ordentlichen Gerichten Recht. 
(6) Anhängige Streitsachen und strafrechtliche Untersuchungen können weder durch den Landtag noch 

durch die Ministerien oder sonstige Verwaltungsbehörden gehemmt, von den Gerichten erkannte Strafen kön-
nen nur nach den Vorschriften dieser Verfassung oder der Verfassung des Deutschen Reiches gemildert oder 
erlassen werden. 
§ 70 (1) Über Ministeranklagen, Verfassungsbeschwerden und Verfassungsstreitigkeiten, für welche der Rechts-
weg nicht geöffnet ist, entscheidet er Staatsgerichtshof. 

(2) Er besteht aus dem Präsidenten des Obersten Landesgerichtes als Vorsitzendem, aus acht Richtern, von 
denen drei dem Verwaltungsgerichtshof angehören müssen, und zehn Mitgliedern, die vom Landtage für seine 
Dauer mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder zu wählen sind. 

(3) Die Richter des Verwaltungsgerichtshofes werden vom Präsidenten des Gerichtes, die übrigen Richter 
vom Präsidenten des Obersten Landesgerichts auf die Dauer ihres Hauptamtes ernannt. 

(4) Das Verfahren des Staatsgerichtshofes wird durch Gesetz geregelt. 
§ 71 (1) Für bestrittene Rechtsansprüche und Verbindlichkeiten auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts steht 
nach Maßgabe der Gesetze das Verwaltungsrechtsverfahren offen. 

(2) Die mit der Verwaltungsrechtspflege betrauten Behörden erkennen mit richterlicher Unabhängigkeit. 
Ihre Erkenntnisse binden auch die Organe der öffentlichen Gewalt. 

(3) Zuständigkeit und Verfahren werden durch Gesetz geregelt. 
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§ 72 Die mit der Rechtspflege betrauten Behörden prüfen bei ihren Entscheidungen, ob ein anzuwendendes Ge-
setz nicht mit einer Bestimmung der Verfassung des Deutschen Reiches, dieser Verfassung oder einem anderen 
Verfassungsgesetz in Widerspruch steht. 
§ 73 Die Geschäfts- und Verhandlungssprache im öffentlichen Dienst ist die deutsche Sprache. 

8. Abschnitt Gesetzgebung, Staatshaushalt
§ 74 (1) Alle für die Einwohner des Staates verbindlichen Rechtsvorschriften, welche die Freiheit der Person 
oder das Vermögen betreffen, können nur im Wege der Gesetzgebung erlassen, rechtsverbindlich erläutert, 
abgeändert oder aufgehoben werden. 

(2) Keine Abgabe oder Steuer darf ohne gesetzliche Anordnung erhoben werden. 
§ 75 Alle Gesetze, Rechtsverordnungen und Verwaltungsverordnungen im Sinne des § 46sind im Gesetz- und 
Verordnungsblatte bekannt zu machen. Die Gesetze treten, wenn sie nichts anderes bestimmen, mit dem vier-
zehnten Tage nach dem Ablaufe des Tages der Ausgabe des Blattes in Kraft. 
§ 76 (1) Der Landtag berät und beschließt über alle Anträge zur Gesetzgebung, die von seinen Mitgliedern, vom 
Gesamtministerium oder von der Staatsbürgerschaft an ihn gerichtet werden. Er entscheidet endgültig über die 
Zulässigkeit und Rechtsgültigkeit der Volksbegehren. 

(2) Volksbegehren im Sinne des § 10 Abs. 1 Ziffer 1 und 2 können nur als förmliche Gesetzentwürfe einge-
bracht werden. Jedes Begehren hat sich auf einen bestimmten Gegenstand zu beschränken und ist eingehend 
zu begründen. 

(3) Wird das Volksbegehren vom Landtag abgelehnt, oder mit Veränderungen angenommen, so ist er der 
Volksentscheidung zu unterbreien. Wenn der Gesetzentwurf des Volksbegehrens einen von ihm beschlossenen 
Entwurf gegenüberstellen. In diesem Falle sind beide Entwürfe der Volksentscheidung zu unterbreiten. Wenn 
der Gesetzentwurf des Volksbegehrens vom Landtag unverändert angenommen worden ist, so findet hierüber 
eine Volksentscheidung nur statt, wenn sie nach § 77 Abs. 2 durch Volksbegehren verlangt wird. 
§ 77 (1) Ausgenommen von der Volksentscheidung sind: 

1.  Finanzgesetze und Gesetze über Steuern und Abgaben, 
2.  Staatsverträge, 
3.  Gesetze über Grenzregelungen, 
4.  Gesetze, die sich auf die Einrichtung von Behörden und die Besoldung der Staatsbeamten beziehen, 
5.  Ausführungsgesetze zu Reichsgesetzen, soferne diese bindend Anweisungen über die Erlassung oder In-

halt der Ausführungsgesetze geben, 
6.  die vom Landtag als dringend bezeichneten Gesetze. 
(2) Über andere Gesetze, die der Landtag ohne Volksbegehren beschlossen hat, kann durch Volksbegehren 

oder Beschluß des Gesamtministeriums der Volksentscheidung binnen zwei Monaten angerufen werden. Vor 
Ablauf dieser Frist darf das Gesetz nicht ausgefertigt und verkündigt werden. 

(3) Kommt eine rechtsgültige Volksentscheidung über einen Landtagsbeschluß zur Gesetzgebung nicht zu-
stande, so gilt er als bestätigt. 

(4) Ein durch Volksentscheid endgültig abgelehntes Volksbegehren kann vor Ablauf eines Jahres, bei Verfas-
sungsänderungen vor Ablauf von drei Jahren nicht wiederholt werden. 
§ 78 Haushaltsjahr und Rechnungsjahr beginnen am 1. April und endigen mit dem 31. März des nächsten 
Jahres. 
§ 79 (1) Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates sind alljährlich auf den Haushaltsplan zu bringen, soweit 
nicht auf Grund gesetzlicher Bestimmungen oder mit Zustimmung des Landtages besondere Vermögensbe-
stände (Fonds) gebildet und mit besonderer Verwaltung und Verrechnung ausgeschieden sind. Diese Bestände 
sind nach Kapital, Einnahmen und Ausgaben mit dem Haushaltsplane zusammen besonders auszuweisen. 

(2) Der Haushaltsplan wird dem Landtage spätestens am 1. Oktober zur Beschlußfassung vorgelegt. 
(3) Ausgaben, die zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen notwendig sind oder auf gerichtlich klagbaren 

Verpflichtungen des Staates beruhen, und die ihrem Zwecke nach dauernden und als solche vom Landtag aner-
kannten, notwendigen Ausgaben müssen in den Haushaltsplan eingestellt und der Steuerbewilligung zugrunde 
gelegt werden. 
§ 80 (1) Auf Grund des Haushaltsplanes beschließt der Landtag durch Gesetz über die nach den bestehenden 
Steuergesetzen zu erhebenden Steuern (Finanzgesetz). 

(2) Kommt der Haushaltsplan nicht rechtzeitig mit seinem ganzen Umfange zustande, so ist alsbald durch 
das Gesamtministerium einvorläufiger Haushaltsplan zu beschließen, und der Haushaltsführung bis zum Zu-
standekommen des endgültigen Haushaltsplanes zugrunde zu legen. In den vorläufigen Haushaltsplan sind die 
Ausgaben, über die in der Tagung bereits endgültig beschlossen worden ist, ferner aus den noch nicht abge-
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schlossenen Teilen des Gesamthaushaltsplanes alle gesetzlich notwendigen und alle als dauernd anerkannten 
notwendigen Ausgaben aufzunehmen. 

(3) In diesem Falle können durch vorläufige Steueranordnung des Gesamtministeriums die bisher erhobenen 
Steuern im bisherigen Umfange nebst den Zuschlägen, die zur Deckung der im vorläufigen Haushaltsplane 
festgestellten Ausgabensumme erforderlich sind, weiter erhoben werden. 
§ 81 Beschlüsse des Landtages, die eine Erhöhung der Ausgaben des Haushaltsplanes oder die Einstellung neuer 
Ausgaben bewirken, sind auf Verlangen des Gesamtministeriums erneut zu beraten. Diese Beratung bedarf 
ohne Zustimmung des Gesamtministeriums nicht vor Ablauf von vierzehn Tagen stattfinden. Der erste Be-
schluß bleibt wirksam, wenn er bei der erneuten Beratung von mindestens Zweidrittel der anwesenden Mit-
glieder bestätigt wird. 
§ 82 Die Höhe des Steuerbetrages ergibt sich für jeden Steuerpflichtigen aus den Anordnungen der einzelnen 
Steuergesetze, des Finanzgesetzes und im Falle der Haushaltsführung auf Grund eines vorläufigen Haushalts-
planes aus den vorläufigen Steueranordnungen des Gesamtministeriums. 
§ 83 Erübrigungen, die sich nach der Rechnung für ein Haushaltsjahr ergeben, sind als Einnahme in den Haus-
haltsplans des übernächsten Haushaltsjahres einzustellen. Fehlbeträge, mit denen die Rechnung für ein Haus-
haltsjahr abschließt, sind als Ausgaben im Haushaltsplane des übernächsten Haushaltsjahres vorzutragen. 
§ 84 (1) Dem Landtag ist alljährlich nah Ablauf des Haushaltsjahres über alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staates Rechnung zu erstatten. Die Rechnungen haben die Ausführungen des Haushaltsplanes übersichtlich 
darzulegen und müssen mit seiner Gliederung genau übereinstimmen. 

(2) Der Rechnungshof hat diese Rechnungen zu prüfen. 
(3) Der Rechnungshof stellt alljährlich nach Beendigung dieser Prüfung in einem Bericht an das Gesamt-

ministerium fest, inwieweit bei dem Vollzuge des Haushaltsplanes von den Landtagsbeschlüssen abgewichen 
worden ist. Das Gesamtministerium legt den Bericht alljährlich gleichzeitig mit den Rechnungsnachweisungen 
dem Landtage vor. 
§ 85 Auf Grund der Rechnungsnachweisungen beschließt der Landtag über die Entlastung der Ministerien. 

9. Abschnitt Heerwesen
§ 86 Jeder Bayer hat zur Verteidigung seines Vaterlandes nach den bestehenden Gesetzen mitzuwirken. 
§ 87 Die bayerischen Truppen bilden einen Teil der Wehrmacht des Deutschen Reiches. Sie sind ein geschlos-
sener Truppenverband. 
§ 88 Die bewaffnete Macht darf zur Erhaltung der inneren Sicherheit und gesetzlichen Ordnung nur einschrei-
ten, wenn die polizeilichen Zwangsmittel hierfür unzureichend sind und die zuständige bürgerliche Behörde in 
gesetzmäßiger Form das Aufgebot an die militärische Behörde erläßt. 

10. Abschnitt Verkehrswesen
§ 89 Die Staatseisenbahnen werden auf der Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen nach Grundsätzen des 
allgemeinen Staatsinteresses verwaltet. Für die Genehmigung und Beaufsichtigung privater Eisenbahnunter-
nehmungen sind besondere gesetzliche oder verordnungsmäßige Vorschriften zu erlassen. 
§ 90 Das Recht, Post-, Telegraphen- und Fernsprechanstalten zu errichten und zu betreiben, steht ausschließlich 
dem Staate zu. 
§ 91 Durch Gesetz kann der staatlichen Verkehrsverwaltung das Recht zum ausschließlichen Betrieb anderer 
öffentlicher Verkehrsmittel gegeben oder die Genehmigung privaten Betriebes gestattet werden. 

11. Abschnitt Schluß- und Übergangsbestimmungen
§ 92 Änderungen an dieser Verfassung können nur durch Zweidrittelmehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl 
des Landtages beschlossen werden. Dasselbe gilt von Änderungen am Staatsgebiete, soferne sie nicht bloße 
Grenzregelungen sind. 
§ 93 (1) Jeder Staatsangehörige und jede juristische Person, die in Bayern ihren Sitz hat, haben das Recht der 
Beschwerden an den Staatsgerichtshof, wenn sie glauben, durch die Tätigkeit einer Behörde in ihrem Recht un-
ter Verletzung dieser Verfassung geschädigt zu sein. Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn vorher ohne Erfolg 
beim Ministerium Abhilfe nachgesucht worden oder der Rechtsweg erschöpft ist. 

(2) Die Entscheidungen des Staatsgerichtshofes sind dem Beschwerdeführer, dem Landtage und dem Minis-
terium mitzuteilen. 
§ 94 Alle Gesetze, welche vor dem 7. November 1918 in Bayern in Geltung standen, behalten ihre Gültig-
keit, sofern sie nicht mit Bestimmungen dieser Verfassung oder mit den durch das Übergangsgesetz vom 23. 
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März 1919 (GVBl. S. 119) bestätigten Anordnungen der provisorischen Regierung in Widerspruch stehen oder 
in dem durch diese Verfassung geregelten Wege der Gesetzgebung aufgehoben oder abgeändert werden. Die 
hiernach fortgeltenden Gesetze werden, auch wenn sie bisher Verfassungsgesetze waren, als einfache Gesetze 
behandelt. 
§ 95 Diese Verfassungsurkunde tritt am Tage ihrer Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft. 

Vorstehende Verfassung ist am 12. August 1919 durch den Landtag beschlossen worden. 
Bamberg, den 14. August 1919 

Im Namen des Landtages  
Franz Schmitt, Präsident 
Das Gesamtministerium  

Hoffmann  
Dr. Ernst Müller  

Endres  
Speck  

Frauendorfer  
Segitz  

Freyberg  
Hamm  

Schneppenhorst 
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Nr. 24 Dokumente zum bayerischen Staatskirchenrecht

Nr. 24a. Mantelgesetz zum Bayerischen Konkordat und den 
Verträgen mit den Evangelischen Kirchen

Vom 15. Januar 1925 
(Gesetz und Verordnungsblatt für den Freistaat Bayern 1925, 53)

Bayerisches Mantelgesetz (1924)

I. Das Konkordat mit dem Heiligen Stuhle vom 29. März 1924 (Anlage 1) wird als Staatsvertrag genehmigt.
II. Das Konkordat vom 39. März 1924, sodann der Vertrag mit der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
rechts des Rheins vom 15. November 1924 (Anlage 2) sowie der Vertrag mit der Vereinigten protestantisch-
evangelisch-christlichen Kirche der Pfalz vom 15. November 1924 (Anlage 3) werden im Hinblick auf die darin 
enthaltenen Rechtssitze als Ganzes in Gesetzform beschlossen.
III. Dieses Gesetz wird als dringend erklärt.

Es folgen vier Anhänge.

Nr. 24b. Bayerisches Konkordat
vom 29. März 1924

[Gesetz und Verordnungsblatt für den Freistaat Bayern 1925, 53]

Anlage 1. Konkordat zwischen Seiner Heiligkeit Papst XI. und dem Staate Bayern

Seine Heiligkeit Papst Pius XI. und der Bayrische Staat haben, vom gleichen Verlangen beseelt, die Lage 
der katholischen Kirche in Bayern auf eine den veränderten Verhältnissen entsprechende Weise und dauernd 
neu zu ordnen, beschlossen, eine feierliche Übereinkunft zu treffen. Zu diesem Zwecke haben Seine Heiligkeit 
Papst Pius XI. zu Ihrem Bevollmächtigten Seine Exzellenz den Herrn Apostolischen Nuntius in München und 
Erzbischof von Sardes, Monsignore Dr. Eugen Pacelli, und die Bayrische Staatsregierung zu Ihrem Bevollmäch-
tigten Seine Exzellenz den Herrn Staatsminister des Äußern Dr. Eugen von Knilling, den Herrn Staatsminister 
für Unterricht und Kultus Dr. Franz Matt und den Herrn Staatsminister der Finanzen Dr. Wilhelm Krausneck 
ernannt, die, nachdem sie ihre beiderseitigen Vollmachten ausgewechselt und für richtig befunden haben, über 
folgende Artikel übereingekommen sind:

Artikel 1
§ 1 Der Bayerische Staat gewährleistet die freie und öffentliche Ausübung der katholischen Religion.
§ 2 Er anerkennt das Recht der Kirche, im Rahmen ihrer Zuständigkeit Gesetze zu erlassen und Anordnungen 
zu treffen, die ihre Mitglieder binden; er wird die Ausübung dieses Rechtes weder hindern noch erschweren.
§ 3 Er sichert der katholischen Kirche die ungestörte Kultübung zu. In der Erfüllung ihrer Amtspflichten genie-
ßen die Geistlichen den Schutz des Staates.

Artikel 2
Orden und religiöse Kongregationen können den kanonischen Bestimmungen gemäß frei gegründet werden. 
Sie unterliegen von Seiten des Staates keiner Einschränkung in bezug auf ihre Niederlassungen, die Zahl und 
– vorbehaltlich der Bestimmung des Art. 13 § 2– die Eigenschaften ihrer Mitglieder sowie bezüglich der Le-
bensweise nach ihren kirchlich genehmigten Regeln. Soweit sie bisher die Rechte einer öffentlichen Körper-
schaft genossen haben, bleiben ihnen diese gewahrt; die übrigen erlangen Rechtsfähigkeit oder die Rechte einer 
öffentlichen Körperschaft nach den für alle Bürger oder Gesellschaften geltenden gesetzlichen Bestimmungen. 
Ihr Eigentum und ihre anderen Rechte werden ihnen gewährleistet. In bezug auf den Erwerb, den Besitz und die 
Verwaltung ihres Vermögens sowie in der Ordnung ihrer Angelegenheiten unterliegen sie keiner besonderen 
staatlichen Beschränkung oder Aufsicht.

Artikel 3
§ 1 Der Staat unterhält an den Universitäten Augsburg, München (Ludwig-Maximilians-Universität), Passau, 
Regensburg und Würzburg sowie an der Gesamthochschule Bamberg katholisch-theologische Fachbereiche in 
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dem durch die Bedürfnisse von Forschung und Lehre nach Art. 4 §§ 1und 2 gebotenen Umfang. Jeder dieser  
Fachbereiche umfasst auch mindestens einen Lehrstuhl für die Didaktik des katholischen Religionsunterrichtes.
§ 2 An den in § 1genannten theologischen Fachbereichen werden Professoren und andere Personen, die zur 
Lehre berechtigt sind, vom Staate erst ernannt oder zugelassen oder Lehraufträge erteilt, wenn gegen die in Aus-
sicht genommenen Kandidaten von dem zuständigen Diözesanbischof keine Erinnerung erhoben worden ist.
§ 3 Sollte einer der genannten Lehrer vom Diözesanbischof wegen seiner Lehre oder wegen seines sittlichen 
Verhaltens aus triftigen Gründen beanstandet werden, so wird der Staat unbeschadet der staatsdienerlichen 
Rechte alsbald auf andere Weise für einen entsprechenden Ersatz sorgen.
§ 4 Der Staat unterhält an den Universitäten Erlangen-Nürnberg und Bayreuth in einem für das erziehungswis-
senschaftliche Studium zuständigen Fachbereich mindestens je einen Lehrstuhl für katholische Theologie und 
einen Lehrstuhl für die Didaktik des katholischen Religionsunterrichtes.

Bei der Besetzung dieser Lehrstühle gelten die §§ 2und 3 entsprechend. Die Vorschlagslisten für die Beset-
zung dieser Lehrstühle werden für die Universität Bayreuth von katholisch-theologischen Fachbereich der Ge-
samthochschule Bamberg, für die Universität Erlangen-Nürnberg vom katholisch-theologischen Fachbereich 
der Universität Würzburg erstellt. Für die Inhaber der Lehrstühle wird in dem Fachbereich, dem sie angehören, 
ein gemeinsames Institut errichtet.
§ 5 Der Staat unterhält an den Universitäten Augsburg, Erlangen-Nürnberg, München (Ludwig-Maximilians-
Universität), Passau, Regensburg und Würzburg sowie an der Gesamthochschule Bamberg in einem für das 
erziehungswissenschaftliche Studium zuständigen Fachbereich je einen Lehrstuhl für Philosophie, für Gesell-
schaftswissenschaften und für Pädagogik, gegen deren Inhaber hinsichtlich ihres katholischkirchlichen Stand-
punktes keine Erinnerung zu erheben ist. Bei der Besetzung dieser Lehrstühle gilt § 2 entsprechend.

Artikel 4
§ 1 Das Lehrangebot in den katholisch-theologischen Fachbereichen der in Art. 3 § 1 genannten Hochschulen 
muss vornehmlich den Bedürfnissen des priesterlichen Berufes, daneben denen anderer seelsorgerischer Diens-
te nach Maßgabe der kirchlichen Vorschriften Rechnung tragen.
§ 2 Das Lehrangebot in den katholisch-theologischen Fachbereichen der in Artikel 3 § 1genannten Hochschu-
len muss ferner den Erfordernissen der Lehrerbildung entsprechen, soweit Studenten

a) katholische Religionslehre als Unterrichtsfach,
b) katholische Religionslehre im Rahmen der Didaktiken der Grund- oder Hauptschule oder
c) katholische Theologie im Rahmen des erziehungswissenschaftlichen Studiums studieren.

§ 3 Für die in Artikel 3 § 4genannten Lehrstühle gilt § 2 Buchstaben b und c entsprechend.
§ 4 Der in den §§ 13 vorgesehene Unterricht ist in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der katholischen 
Kirche zu erteilen.
§ 5 Die kirchlichen Oberbehörden haben das Recht, zu Prüfungen, die dazu dienen, die Befähigung zur Ertei-
lung katholischen Religionsunterrichtes festzustellen, Vertreter zu entsenden.
§ 6 Der Erwerb der Lehrbefähigung für Volksschulen, Sonderschulen, berufliche Schulen, Realschulen und 
Gymnasien sowie die Übertragung eines Lehramtes werden für die Angehörigen von Orden und religiösen 
Kongregationen an keine anderen Bedingungen geknüpft als für Laien.

Artikel 5
§ 1 Der Staat gewährleistet die Errichtung und den Betrieb einer Katholischen Universität in kirchlicher Trä-
gerschaft

a) mit folgenden wissenschaftlichen Studiengängen:
- Katholische Theologie,
- Geisteswissenschaften im übrigen sowie Mathematik und Geographie nach näherer Bestimmung durch 

Notenwechsel zwischen der Apostolischen Nuntiatur und der Bayerischen Staatsregierung,
- Wirtschaftswissenschaften,
b) mit folgenden Fachhochschulstudiengängen:
- Religionspädagogik und Kirchliche Bildungsarbeit,
- Sozialwesen.
Der Sitz der Katholischen Universität ist Eichstätt. Der Standort der wissenschaftlichen Studiengänge und 

der Fachhochschulstudiengänge wird durch Notenwechsel zwischen der Apostolischen Nuntiatur und der Bay-
erischen Staatsregierung festgelegt. Errichtung und Betrieb der Katholischen Universität in kirchlicher Trä-
gerschaft bleiben gewährleistet, solange und soweit sie im Rahmen der für alle geltenden Gesetze und nach 
Maßgabe der besonderen Bestimmungen dieses Vertrags unterhalten wird.
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§ 2 (1) Der Staat ersetzt dem Träger der Katholischen Universität auf dessen Antrag 90 vom Hundert des tat-
sächlichen Aufwandes (auch für Investitionen). Es wird jedoch nur ein Aufwand berücksichtigt, wie er bei 
vergleichbaren staatlichen Hochschulen und Hochschuleinrichtungen entsteht. Der Aufwendungsersatz des 
Staates vermindert sich mit dem Beginn des Jahres, das der Aufnahme des Studienbetriebs der Wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultät folgt, auf 85 vom Hundert.

(2) Die mit staatlichen Mitteln geförderten Bauten und Einrichtungen (Investitionen), die auf Dauer nicht 
mehr den Zwecken der Hochschule dienen, bleiben im Eigentum des Trägers der Katholischen Universität, 
wenn dieser Wertausgleich zum Verkehrswert im Verhältnis des Anteils der staatlichen Förderung leistet. Der 
Träger kann die Bauten und Einrichtungen auch dem Staat übereignen; der Staat leistet in diesem Fall Wert-
ausgleich zum Verkehrswert abzüglich der durch die staatlichen Förderungsmittel herbeigeführten Werterhö-
hungen. 
§ 3 Der Träger erlässt die Grundordnung der Hochschule und die sonstigen Ordnungen, insbesondere die 
Studienordnungen, Hochschulprüfungsordnungen und Habilitationsordnungen, soweit sie auch bei staatlichen 
Hochschulen von diesen selbst erlassen werden. Er legt fest, wie die Hochschule gegliedert ist, welche Kolle-
gialorgane zu bilden und wie sie zusammenzusetzen sind und welche Bezeichnung die Hochschule führt. Der 
Träger bedarf dazu jeweils des staatlichen Einvernehmens. Das Einvernehmen wird erklärt, wenn die Ordnung 
nicht gegen Gesetze verstößt und die Gleichwertigkeit der Ausbildung und der Abschlüsse gewährleistet ist.
§ 4 Die Katholische Universität hat das Recht, ohne weitere staatliche Mitwirkung inden in Art. 5 § 1genannten 
wissenschaftlichen und Fachhochschulstudiengängenauf Grund von Prüfungsordnungen, die in ihren Anfor-
derungen den an den staatlichenHochschulen geltenden Prüfungsordnungen gleichwertig sind, Hochschul-
prüfungenabzunehmen, Zeugnisse zu erteilen und die akademischen Grade zu verleihen,die in vergleichbaren 
Fächern von staatlichen Hochschulen unter gleichen Voraussetzungenverliehen werden. Die Verleihung des 
Doktorgrades in allen in § 1genanntenwissenschaftlichen Studiengängen sowie die Feststellung der Lehrbefä-
higungsetzen ein wissenschaftliches Studium voraus. Die Hochschulprüfungen, Hochschulgradeund Zeugnisse 
verleihen die gleichen Berechtigungen wie die Prüfungen,Grade und Zeugnisse gleicher Studiengänge an staat-
lichen Hochschulen. Das ander Katholischen Universität abgeschlossene Studium ist ein abgeschlossenesHoch-
schulstudium im Sinne des allgemeinen Hochschulrechtes. Prüfungen im Rahmender Aus- und Fortbildung 
der Priester richten sich ausschließlich nach kirchlichemRecht, soweit auf Grund der Prüfungen keine akade-
mischen Grade verliehenwerden.
§ 5 Prüfungen, welche die Befähigung für das Lehramt an öffentlichen Schulen verleihen,werden auf Grund 
staatlicher Studien- und Prüfungsordnungen als Staatsprüfungenund – soweit dies allgemein üblich ist – am 
Sitz der Katholischen Universitätabgenommen.

Die an der Katholischen Universität ausgebildeten Studenten werden nach Maßgabeder allgemeinen Be-
stimmungen wie vergleichbare Studenten der staatlichenHochschulen zu den staatlichen Prüfungen für das 
Lehramt zugelassen. Der Staatwird im Rahmen seiner Zuständigkeit dafür Sorge tragen, dass sie in ihrer beruf-
lichenVerwendung den an den staatlichen Hochschulen Ausgebildeten gleichgestellt sind.Artikel 6
§ 1 Das Recht der katholischen Kirche in Bayern auf einen angemessenen Einfluss bei der Erziehung der Schüler 
ihres Bekenntnisses wird unbeschadet des Erziehungsrechtes der Eltern gewährleistet.
§ 2 In Klassen und Unterrichtsgruppen an Volksschulen, die ausschließlich von Schülerndes katholischen Be-
kenntnisses besucht werden, richten sich Unterricht und Erziehungnach den besonderen Grundsätzen des ka-
tholischen Bekenntnisses.§ 3 Klassen und Unterrichtsgruppen für Schüler des katholischen Bekenntnisses wer-
den gebildet, wenn die Erziehungsberechtigten zustimmen und die pädagogischenund schulorganisatorischen 
Erfordernisse es ermöglichen. Dies trifft zu, wenn für einenSchülerjahrgang Parallelklassen oder wenn parallele 
Unterrichtsgruppen gebildetwerden.
§ 4 In Klassen, die von Schülern verschiedener Bekenntnisse besucht werden, richtensich Unterricht und Er-
ziehung bei gebührender Rücksichtnahme auf die Empfindungenandersdenkender Schüler nach den gemeinsa-
men Grundsätzen der christlichenBekenntnisse.
§ 5 Bei der Auswahl der Lehrkräfte soll auf die Bekenntniszugehörigkeit der Schüler Rücksicht genommen 
werden.
§ 6 Den Schülern aller Schularten wird in Absprache mit den kirchlichen Oberbehörden geeignete und ausrei-
chende Gelegenheit zur Erfüllung ihrer religiösen Pflichten gegeben.
§ 7 Dem Bischof und seinen Beauftragten steht das Recht zu, Missstände im religiössittlichenLeben der katholi-
schen Schüler wie auch ihre nachteiligen oder ungehörigenBeeinflussungen in der Schule, insbesondere etwaige 
Verletzungen ihrer Glaubensüberzeugungoder religiösen Empfindungen im Unterricht bei der staatlichenUn-
terrichtsbehörde zu beanstanden, die für entsprechende Abhilfe Sorge tragenwird.
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Artikel 7
§ 1 Der Religionsunterricht bleibt in allen Schularten ordentliches Lehrfach, soweit esdort bisher eingeführt ist. 
Er ist in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der katholischenKirche zu erteilen.

Der Umfang des Religionsunterrichtes wird im Einvernehmen mit den kirchlichen Oberbehörden festgesetzt.
Sollte der Bayerische Staat in etlichen Schulen rechtlich nicht in der Lage sein, dem Religionsunterricht den 

Charakter eines ordentlichen Lehrfaches zu erteilen, so wird wenigstens die Erteilung eines privaten Religi-
onsunterrichtes durch die Bereitstellung der Schulräume sowie durch deren Beheizung und Beleuchtung aus 
gemeindlichen oder staatlichen Mitteln sichergestellt.
§ 2 Die Beaufsichtigung und Leitung des Religionsunterrichtes in den Schulen werden der Kirche gewährleistet.
§ 3 Die Erteilung des katholischen Religionsunterrichtes setzt die Bevollmächtigung durch den zuständigen 
Diözesanbischof voraus.
§ 4 Die Verwendung als Lehrer für das Fach Katholische Religionslehre wird seitens des Staates erst erfolgen, 
wenn gegen den in Aussicht genommenen Kandidaten von dem zuständigen Diözesanbischof keine Erinne-
rung erhoben worden ist.
§ 5 Art. 3 § 3gilt entsprechend.
§ 6 Die zur Erteilung katholischen Religionsunterrichtes geeigneten und bereiten Lehrkräftewerden bei der 
Zuweisung an die einzelnen Schulen nach Möglichkeit so eingesetzt,dass der katholische Religionsunterricht 
als ordentliches Lehrfach an denSchulen durch die Mitwirkung der Lehrer gesichert bleibt.§ 7 Soweit die Kirche 
den Religionsunterricht durch Priester, Diakone, Katecheten oder

Lehrer im kirchlichen Dienst selbst versehen lässt, wird sie nur solche Personen alshauptberufliche Lehrkräf-
te verwenden, die entweder die nach den kirchlichen Vorschriftenvorgesehene volle Ausbildung für Priester 
durchlaufen und die dabei vorgeschriebenenPrüfungen erfolgreich abgelegt haben oder deren Ausbildung der 
staatlicherLehrkräfte entspricht.

Die Vergütung dieses Religionsunterrichtes wird in Vereinbarungen mit den kirchlichenOberbehörden ge-
regelt.

Artikel 8
§ 1 Der Freistaat Bayern wird im Rahmen der allgemeinen Förderung der Privatschulen den Schulen katholi-
scher Träger seine Hilfe angedeihen lassen. Nach Maßgabe der staatlichen Vorschriften werden diese Schulen 
staatlich anerkannt und durch Finanzierungshilfen sowie durch Erleichterung im Austausch von Lehrkräften 
gefördert.
§ 2 Privaten katholischen Volksschulen und Sonderschulen, die von juristischen Personendes öffentlichen oder 
privaten Rechts betrieben werden, auf gemeinnützigerGrundlage wirken und in Ausbau und Gliederung den 
für die öffentlichen Schulengeltenden gesetzlichen Vorschriften entsprechen, ersetzt der Staat auf Antrag des-
Schulträgers den notwendigen Aufwand, der sich nach dem der öffentlichen Schulenbemisst.§ 3 Die notwen-
digen Kosten für schulaufsichtlich genehmigte Neu-, Um- und Erweiterungsbauten privater Volksschulen und 
Sonderschulen werden vom Staat im Rahmen der im Haushalt für diesen Zweck bereitgestellten Gesamtsumme 
ersetzt. 

Der Gesamtbetrag für den Bau dieser Schulen wird in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufwendun-
gen der öffentlichen Hand für den öffentlichen Schulhausbau festgesetzt.

Artikel 9
§ 1 Orden und religiöse Kongregationen werden unter den allgemeinen gesetzlichenBestimmungen zur Grün-
dung und Führung von Privatschulen zugelassen. Die Zuerkennungvon Berechtigungen an derartige Schulen 
erfolgt nach den für andere Privatschulengeltenden Grundsätzen.
§ 2 Von Orden und religiösen Kongregationen geleitete Schulen, die bisher den Charakteröffentlicher Schulen 
gehabt haben, behalten ihn, soferne sie die an gleichartigeSchulen gestellten Anforderungen erfüllen. Unter den 
gleichen Vorbedingungenkann auch neuen Schulen von Orden und Kongregationen dieser Charakter durchdie 
Staatsregierung verliehen werden.

Art. 10 
§ 1 Der Bayerische Staat wird seinen auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstitelnberuhenden vermögens-
rechtlichen Verpflichtungen gegen die katholische Kirchein Bayern stets nachkommen. Die vermögensrechtli-
chen Verpflichtungen, die imKonkordate von 1817 festgelegt sind, werden durch folgende Vereinbarung ersetzt:
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a) Der Staat wird die erzbischöflichen und bischöflichen Stühle, die MetropolitanundDomkapitel mit ei-
ner Dotation in Gütern und ständigen Fonds ausstatten, derenjährliche Reineinkünfte sich bemessen auf der 
Grundlage jener, die im erwähntenKonkordate festgesetzt sind, wobei dem Geldwerte vom Jahre 1817Rech-
nung zu tragen ist. Hierbei wird für eine freie kirchliche Verwaltung der DotationsgüterSorge getragen werden. 
Solange eine solche Dotation nicht in angegebenerWeise überwiesen werden kann, wird der Staat dafür eine 
Jahresrenteleisten, die unter Zugrundelegung der im Konkordate von 1817 festgelegten Verpflichtungenund in 
Anlehnung an die entsprechenden Aufwendungen des Staatesfür seine eigenen Zwecke den jeweiligen wirt-
schaftlichen Zeitverhältnissenangepasst wird.

Die Geldleistungen an die 6 Diözesanbischöfe von Augsburg, Regensburg,Würzburg, Passau, Eichstätt und 
Speyer sollen die gleichen sein.Die Weihbischöfe erhalten eine Gehaltszulage, wie sie in der Vereinbarung vom-
Jahre 1910 vorgesehen ist; sie wird ebenfalls den jeweiligen wirtschaftlichen Zeitverhältnissenangeglichen wer-
den.

b) Sämtliche Kapitel haben 2 Dignitäten (Domprobst und Domdekan); die Metropolitankapitel zählen 10, 
die Domkapitel 8 Kanoniker; die einen wie die anderen haben überdies 6 für den Chor- und Ordinariatsdienst 
bestimmte Vikare.

Für die Kanoniker, die bereits das 70. Lebensjahr zurückgelegt haben oder dienicht mehr dienstfähig sind, 
können im Einverständnisse mit der StaatsregierungKoadjutoren mit oder ohne Recht zur Nachfolge aufgestellt 
werden, die die gleichenBezüge erhalten wie die statusmäßigen Kanoniker.

c) Den Generalvikaren und bischöflichen Sekretären wird der Bayerische Staat eineDienstentschädigung an-
weisen, deren Höhe ebenfalls den jeweiligen Wirtschaftsverhältnissenanzugleichen ist.

d) Zur Zeit der Erledigung eines erzbischöflichen oder bischöflichen Stuhles, derDignitäten, Kanonikate oder 
Vikarien wird der Betrag der vorerwähnten Einkünftezum Besten der betreffenden Kirchen erhoben und er-
halten.

e) Sowohl den Erzbischöfen und Bischöfen als den Dignitären, den 5 bzw. 4 älteren Kanonikern und 3 älteren 
Vikaren wird eine ihrer Würde und ihrem Stande entsprechende Wohnung angewiesen.

f) Die Fonds, Einkünfte, beweglichen und unbeweglichen Güter der Domkirchen und ihrer Fabriken werden 
erhalten werden und, wenn sie zur Unterhaltung der genannten Kirchen, zu den Ausgaben für den Gottesdienst 
und zur Besoldung der nötigen weltlichen Diener nicht hinreichen, wird der Staat das Fehlende ergänzen.

g) Für die erzbischöflichen und bischöflichen Ordinariate, für das Kapitel und das Archiv wird ein geeignetes 
Gebäude überlassen; für Deckung etwaiger Fehlbeträge der Ordinariatsbedürfnisse gilt Buchst. f entsprechend.

h) Der Bayerische Staat wird an die bestehenden, nach den Bestimmungen des Codexiuris canonici einge-
richteten Knaben- und Priesterseminare angemessene Zuschüsse leisten.

i) Für die Emeriten sorgt der Staat durch Ausstattung der Emeritenanstalten mit ausreichender Dotation oder 
durch entsprechende Zuschüsse zu Emeritenpensionen.

k) Werden mit Einverständnis der Staatsregierung Seelsorgestellen neu errichtet oder bestehende umgewan-
delt, so werden zur angemessenen Ergänzung des Einkommens der jeweiligen Stelleninhaber staatliche Mittel 
im Rahmen der bisher üblichen Leistungen für die Seelsorgegeistlichen im allgemeinen zur Verfügung

gestellt. 
Im Falle einer Ablösung oder Neuregelung der auf Gesetz, Vertrag oder besonderem Rechtstitel beruhenden 

staatlichen Leistungen an die Kirche sichert der Bayerische Staat die Wahrung der kirchlichen Belange durch 
Ausgleichsleistungen zu, die entsprechend dem Inhalt und Umfange des Rechtsverhältnisses unter Berücksich-
tigung der Geldwertverhältnisse vollen Ersatz für das weggefallene Recht gewähren.
§ 2 Soweit staatliche Zuschüsse oder Mehraufwendungen nicht benötigt werden, können kirchliche Stellen frei 
errichtet oder umgewandelt werden.
§ 3 Die staatlichen Gebäude und Grundstücke, die zur Zeit unmittelbar oder mittelbarZwecken der Kirche 
einschließlich der Orden oder religiösen Kongregationen dienen,bleiben diesen Zwecken auch fernerhin unter 
Berücksichtigung etwa bestehenderVerträge überlassen.
§ 4 Die Güter der Seminarien, Pfarreien, Benefizien, Kirchenfabriken und aller übrigenKirchenstiftungen wer-
den innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzesgewährleistet und können ohne Zustimmung der 
zuständigen kirchlichen Obrigkeitnicht veräußert werden. Die Kirche hat das Recht neues Besitztum zu erwer-
ben undals Eigentum zu haben. Dieses so erworbene Eigentum soll in gleicher Weise unverletzlichsein.
§ 5 Die Kirche hat das Recht, auf der Grundlage der bürgerlichen Steuerlisten Umlagen

zu erheben.

Art. 11 
Der Bayerische Staat wird in seinen Straf-, Pflege-, Erziehungs- und Krankenanstalten,sei es durch Anstel-

lung eigener Geistlicher oder auf andere zweckmäßigeWeise, auf seine Kosten eine entsprechende Seelsorge 
einrichten. Die Seelsorgerfür diese Anstalten werden im Benehmen mit dem Diözesanbischof aufgestellt.Bei 
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der Genehmigung von Anstalten anderer Unternehmer wird der BayerischeStaat tunlichst dahin wirken, dass 
die Anstaltspfleglinge dem jeweiligen Bedürfnisentsprechend seelsorglich betreut werden.

Art. 12
Abgesehen von kleineren Änderungen, die im Interesse der Seelsorge liegen, undabgesehen von jenen Ver-

schiebungen, die sich in einzelnen Fällen als Folge vonUmpfarrungen ergeben, wird der jetzige Stand der Kir-
chenprovinzen und Diözesennicht verändert werden.

Art. 13
§ 1 Im Hinblick auf die Aufwendungen des Bayerischen Staates für die Bezüge derGeistlichen wird die Kirche 
in der Leitung und Verwaltung der Diözesen, ferner derDiözesanbildungsanstalten sowie in der Pfarrseelsorge 
und für die Erteilung des Religionsunterrichtesnur Geistliche verwenden, die

a) deutsche Staatsangehörigkeit haben
b) ein zum Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule berechtigendes Zeugnis besitzen (Hochschul-

reife)
c) die von der Kirche vorgeschriebenen philosophisch-theologischen Studien an einer deutschen staatlichen 

Hochschule oder an einer den Bestimmungen des
c. 1365 Cod. jur. can. entsprechenden deutschen kirchlichen Hochschule oder an einer päpstlichen Hoch-

schule in Rom erfolgreich zurückgelegt haben.
§ 2 Desgleichen müssen bei Orden und religiösen Kongregationen sowie bei derenNiederlassungen die Obern, 
die in Bayern ihren Sitz haben, deutsche Staatsangehörigkeitbesitzen. Unberührt bleibt das Recht der Or-
densobern mit anderer Staatsangehörigkeit,die ihren Sitz im Ausland haben, persönlich oder durch ihren Ver-
treterihre Häuser in Bayern visitieren sowie das Recht der Ordenskleriker, ihre philosophischtheologischenStu-
dien an ihren Ordensschulen nach Maßgabe des c. 1365Cod. iur. can. zurückzulegen an Stelle der in § 1 Buchst. 
c genannten Anstalten.
§ 3 Bei kirchlichem und staatlichem Einverständnis kann von den in §§ 1und 2 genanntenErfordernissen ab-
gesehen werden.

Art. 14
§ 1 In der Ernennung der Erzbischöfe und Bischöfe hat der Hl. Stuhl volle Freiheit. BeiErledigung eines erzbi-
schöflichen oder bischöflichen Sitzes wird das beteiligte Kapiteldem Hl. Stuhle unmittelbar eine Liste von Kan-
didaten unterbreiten, die für das bischöflicheAmt würdig und für die Leitung der erledigten Diözese geeignet 
sind; unterdiesen wie auch unter den von den bayerischen Bischöfen und Kapiteln je in ihrenentsprechenden 
Trienallisten Bezeichneten behält sich der Hl. Stuhl freie Auswahlvor. Vor der Publikation der Bulle wird dieser 
in offiziöser Weise mit der BayerischenRegierung in Verbindung treten, um sich zu versichern, dass gegen den 
KandidatenErinnerungen politischer Natur nicht obwalten.
§ 2 Die Besetzung der Kanonikate bei den erzbischöflichen und bischöflichen Kapitelngeschieht abwechselnd 
durch freie Übertragung des Diözesanbischofes nach Anhörungdes Kapitels und durch Wahl der Kapitel vorbe-
haltlich der Bestimmung desc. 177 Cod. iur. can.

Die Dignitäten werden nach dem gemeinen kanonischen Rechte besetzt.
§ 3 Im Hinblick auf die Aufwendungen des Bayerischen Staates für die Bezüge derSeelsorgegeistlichen wird die 
Kirche vor Ernennung der Pfarrer der Staatsregierungdie Personalien des in Aussicht genommenen Geistlichen 
mitteilen; allenfallsige Erinnerungender Staatsregierung sollen in möglichst kurzer Zeit erfolgen. Die staat-
lichenPatronat- oder Präsentationsrechte aus besonderen kanonischen Rechtstitelnbleiben in der bisherigen 
Form unberührt.

Art. 15
§ 1 Sollte sich in Zukunft bei der Auslegung vorstehender Bestimmungen irgendeineSchwierigkeit ergeben, so 
werden der Hl. Stuhl und der Bayerische Staat gemeinsameine freundschaftliche Lösung herbeiführen.
§ 2 Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Konkordates wird das Konkordat vom Jahre1817 als nicht mehr 
geltend erklärt. Insoweit bisher erlassene und noch in Kraftbefindliche Landesgesetze, Verordnungen und Ver-
fügungen mit den Bestimmungendieses Vertrages in Widerspruch stehen, werden sie aufgehoben.

Art. 16.  Ratifikation
Die Ratifikationen werden möglichst bald ausgewechselt werden und das Konkordatwird mit dem Zeitpunk-

te dieser Auswechselung in Kraft treten.Zur Beglaubigung des Vorstehenden haben die nachgenannten Bevoll-
mächtigtendas gegenwärtige Konkordat unterzeichnet.
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Nr. 24c. Vertrag zwischen dem bayerischen Staat und der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche rechts des Rheins 

vom 15. November 1924
[Gesetz und Verordnungsblatt für den Freistaat Bayern 1925, 61]          

   

Anlage 2. Vertrag zwischen dem Bayerischen Staate und der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern rechts des Rheins

Der Bayerische Staat, vertreten durch den Staatsminister für Unterricht und Kultus Dr. Franz Matt auf Grund 
Beschlusses des Gesamtministeriums vom 14. November 1934, und die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bay-
ern rechts des Rheins, vertreten durch ihren Präsidenten D. Friedrich Veit, haben folgende Vertragsbestimmun-
gen vereinbart:
Art. 1 (I) Der Bayerische Staat gewährleistet die freie und öffentliche Ausübung der evangelischen Religion.

(II) Er anerkennt das Recht der Kirche im Rahmen ihrer Zuständigkeit Gesetze zu erlassen und Anordnun-
gen zu treffen, die ihre Mitglieder binden; er wird die Ausübung dieses Rechtes weder hindern noch erschweren.

(III) Er sichert der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern die ungestörte Kultübung zu. In der Erfüllung 
ihrer Amtspflichten genießen die Geistlichen den Schutz des Staates.
Art. 2 (I) Der Staat unterhält an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg und der Ludwig-
Maximilians-Universität München evangelisch-theologische Fachbereiche in dem durch die Bedürfnisse von 
Forschung und Lehre nach Art. 5 Abs. I und II gebotenen Umfang. Jeder dieser Fachbereiche umfaßt auch 
mindestens einen Lehrstuhl für die Didaktik des evangelischen Religionsunterrichts.

(II) Der Staat sichert die Aufrechterhaltung des evangelisch-lutherischen Charakters der in Absatz I genann-
ten theologischen Fachbereiche zu. An diesen Fachbereichen werden Professoren und andere Personen, die zu 
selbständiger Lehre berechtigt sind, vom Staat erst ernannt oder zugelassen oder Lehraufträge erteilt, wenn der 
Landeskirchenrat gutachtlich einvernommen worden ist.

(III) An den juristischen Fachbereichen der Universitäten Erlangen-Nürnberg und München werden die 
Bedürfnisse der Studierenden der evangelisch-theologischen Fachbereiche im Hinblick auf die Vertretung des 
Kirchenrechts in angemessener Weise wie bisher berücksichtigt.
Art. 3 (1) Der Staat unterhält an den Universitäten Augsburg und Bayreuth je drei Lehrstühle für Evangelische 
Theologie; dabei müssen an jeder Universität den drei Lehrstühlen je einer der Schwerpunkte Biblische Theolo-
gie, Religionspädagogik und Didaktik des Religionsunterrichts, Systematische Theologie und theologische Ge-
genwartsfragen zugeordnet werden. Soweit dies im Hinblick auf das wissenschaftliche Studium für das Lehramt 
an Grundschulen, Hauptschulen und Realschulen erforderlich ist, wird das Lehrangebot durch Lehraufträge 
ergänzt. Art. 4. Abs. II gilt entsprechend. Für die Inhaber der drei Lehrstühle wird innerhalb des Fachbereichs, 
dem sie angehören, ein gemeinsames Institut errichtet.

(II) Die Berufungsvorschläge für die in Absatz I Satz 1 genannten Professuren werden von den evangelisch-
theologischen Fachbereichen der nächstgelegenen Hochschule erstellt. Die bereits ernannten Inhaber der Lehr-
stühle in Augsburg und Bayreuth gehören den jeweiligen Berufungsausschüssen dieser Fachbereiche an. Das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus kann auf Vorschlag des Landeskirchenrats weitere Professoren der 
evangelischen Theologie zu Mitgliedern der Berufungsausschüsse bestimmen.
Art. 4 (I) Der Staat unterhält an den Universitäten Bamberg, Regensburg und Würzburg mindestens zwei Lehr-
stühle für Evangelische Theologie; dabei müssen an jeder Hochschule den zwei Lehrstühlen je einer der Schwer-
punkte Religionspädagogik und Didaktik des Religionsunterrichts, Systematische Theologie und theologische 
Gegenwartsfragen zugeordnet werden. Art. 2 Abs. II und Art. 3 Abs. I Satz 4 und Abs. II gelten entsprechend.

(II) Der Staat unterhält an der Universität Passau einen Lehrstuhl, dein der Schwerpunkt systematische Theo-
logie und theologische Gegenwartsfragen zugeordnet ist. Art. 2 Abs. II und Art. 3 Abs. I Satz 4 und Abs. II gelten 
entsprechend. 
Art. 5 (I) Das Lehrangebot in den evangelisch-theologischen Fachbereichen der in Art. 2 Abs. I genannten 
Hochschulen muß insbesondere den Bedürfnissen des Berufs eines evangelischen Pfarrers unter Berücksichti-
gung der kirchlichen Prüfungsordnungen Rechnung tragen.

(II) Das Lehrangebot in den evangelisch-theologischen Fachbereichen der in Art. 2 Abs. I genannten Hoch-
schulen muß ferner den Erfordernissen der Lehrerbildung entsprechen, soweit Studenten

a) Evangelische Religionslehre als Unterrichtsfach,
b) Evangelische Religionslehre im Rahmen der Didaktiken der Grund- oder Hauptschule oder
c) Evangelische Theologie im Rahmen des erziehungswissenschaftlichen Studiums studieren.
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(III) Im übrigen wird die Eigenverantwortung der evangelisch-theologischen Fachbereiche im Rahmen der 
Gesetze unbeschadet des Art. 2 Abs. II nicht berührt.

(IV) Absatz II gilt entsprechend für die in Art. 3 Abs. I Satz 1 genannten Lehrstühle; jedoch wird ein Lehr-
angebot für Evangelische Religionslehre als Unterrichtsfach an Gymnasien oder an beruflichen Schulen nicht 
gewährleistet. Absatz II Buchst. b und c gilt ferner entsprechend für die in Art. 4 Abs. I Satz 1 genannten Lehr-
stühle. Für den in Art. 4 Abs. II genannten Lehrstuhl gilt Absatz II Buchst. c entsprechend.

(V) An den Hochschulen, an denen der Staat Studierende für das Lehramt an Sonderschulen ausbildet, muß 
für die Studierenden auch Evangelische Theologie und Religionspädagogik angeboten werden. Der Umfang soll 
dem Lehrangebot für die Lehrämter an Grundschulen und Hauptschulen vergleichbar sein.

(VI) Der Staat wird unter Berücksichtigung von Art. 136 Abs. 3 seiner Verfassung für die religionspädagogi-
sche Ausbildung der in Absatz II mit IV genannten Lehrkräfte Sorge tragen.

(VII) Der Landeskirchenrat hat das Recht, zu Prüfungen, die dazu dienen, die Lehrbefähigung für den evan-
gelischen Religionsunterricht festzustellen, Vertreter zu einsenden.

(VIII) Die Genehmigung von Studienordnungen an staatlichen Ausbildungsstätten für Studiengänge, die auf 
einen kirchlich ausgerichteten Beruf abzielen, wird der Staat im Benehmen mit dem Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirchenrat erteilen. 
Art. 6 (I) Die Zulassung zur Erteilung des Religionsunterrichts setzt die Bevollmächtigung durch den Landes-
kirchenrat voraus. Die Ernennung oder Zulassung der Religionslehrer wird staatlicherseits erst erfolgen, wenn 
gegen die in Aussicht genommenen Kandidaten vom Landeskirchenrat keine Erinnerung erhoben worden ist.

(II) Sollte einer der genannten Lehrer von dem Landeskirchenrat wegen seiner Lehre oder wegen seines 
sittlichen Verhaltens aus triftigen Gründen beanstandet werden, so wird die Staatsregierung unbeschadet seiner 
staatsdienerlichen Rechte alsbald auf andere Weise für einen entsprechenden Ersatz sorgen.
Art. 7 (I) Soweit nach der Neuordnung des Lehrerbildungswesens Privatanstalten noch in der Lage sind, die 
Vorbildung oder die berufliche Ausbildung von Lehrern oder Lehrerinnen zu übernehmen, wird der Staat bei 
ihrer Zulassung auch bestehende Anstalten der kirchlich anerkannten Diakonen- und Diakonissenanstalten 
entsprechend berücksichtigen.

(II) Die an solchen privaten Anstalten vorgebildeten Zöglinge werden, falls diese Anstalten die staatlich vor-
geschriebenen wissenschaftlichen Bedingungen erfüllen, nach Maßgabe der allgemeinen Bestimmungen zu 
den staatlichen Prüfungen zugelassen.
Art. 8 Die Erwerbung der Lehrbefähigung für Volksschulen, Sonderschulen, berufliche Schulen, Realschulen 
und Gymnasien sowie die Übertragung eines Lehramtes wird für die Angehörigen von kirchlich anerkannten 
Diakonen- und Diakonissenanstalten an keine anderen Bedingungen geknüpft als für Laien.
Art. 9 (I) Das Recht der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern auf einen angemessenen Einfluß bei der 
Erziehung der Schüler ihres Bekenntnisses wird unbeschadet des Erziehungsrechtes der Eltern gewährleistet.

(II) In Klassen und Unterrichtsgruppen an Volksschulen, die ausschließlich von Schülern des evangelisch-lu-
therischen Bekenntnisses besucht werden, richten sich Unterricht und Erziehung nach den besonderen Grund-
sitzen des evangelisch-lutherischen Bekenntnisses.

(III) Klassen und Unterrichtsgruppen für Schiller des evangelisch-lutherischen Bekenntnisses werden ge-
bildet, wenn die Erziehungsberechtigten zustimmen und die pädagogischen und schulorganisatorischen Er-
fordernisse es ermöglichen. Dies trifft zu, wenn für einen Schülerjahrgang Parallelklassen oder wenn parallele 
Unterrichtsgruppen gebildet werden.

(IV) In Klassen, die von Schülern verschiedener Bekenntnisse besucht werden, richten sich Unterricht und 
Erziehung bei gebührender Rücksichtnahme auf die Empfindungen andersdenkender Schüler nach den ge-
meinsamen Grundsätzen der christlichen Bekenntnisse.

(V) Bei der Auswahl der Lehrkräfte soll auf die Bekenntniszugehörigkeit der Schüler Rücksicht genommen 
werden.

(VI) Die zur Erteilung evangelisch-lutherischen Religionsunterrichts bereiten Lehrkräfte werden bei der Zu-
weisung an die einzelnen Schulen nach Möglichkeit so eingesetzt, daß der evangelisch-lutherische Religionsun-
terricht als ordentliches Lehrfach an den Schulen durch die Mitwirkung der Lehrer gesichert bleibt.

(VII) Soweit die Kirche den Religionsunterricht durch Pfarrer oder Lehrer im kirchlichen Dienst selbst ver-
sehen läßt, wird sie nur solche Personen als hauptberufliche Lehrkräfte verwenden, die entweder die nach den 
kirchlichen Vorschriften vorgesehene volle Ausbildung für das Pfarramt durchlaufen und dabei die vorgeschrie-
benen Prüfungen erfolgreich abgelegt haben oder deren Ausbildung der staatlicher Lehrkräfte entspricht. An 
Volksschulen, Sondervolksschulen, Berufsschulen und Berufsfachschulen können als hauptberufliche Lehr-
kräfte außerdem Religionspädagogen verwendet werden, die in der Regel mindestens in Fachhochschulstu-
diengängen ausgebildet wurden. Die Vergütung dieses Religionsunterrichts wird in Vereinbarungen mit der 
kirchlichen Oberbehörde geregelt.
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(VIII) Der Staat wird bemüht sein, in größeren weiterführenden Schulen mit einer hinreichenden Anzahl 
von Schülern des evangelisch-lutherischen Bekenntnisses dafür Sorge zu tragen, daß mindestens ein Pfarrer als 
hauptberuflicher Religionslehrer Verwendung findet.
Art. 10 (I) Der Religionsunterricht ist in allen Schularten ordentliches Lehrfach, soweit er dort bisher einge-
führt ist. Der Unterricht ist in Obereinstimmung mit den Grundsätzen der evangelisch-lutherischen Kirche zu 
erteilen. Der Umfang des Religionsunterrichts wird im Einvernehmen mit der kirchlichen Oberbehörde festge-
setzt. Sätze 1 und 3 gelten entsprechend, wenn neben oder anstelle von Schularten, in denen Religionsunterricht 
eingeführt ist, neue Schularten mit vergleichbaren Bildungszielen eingerichtet werden.

(II) Sollte der Bayerische Staat in etlichen Schulen rechtlich nicht in der Lage sein, dem Religionsunterrichte 
den Charakter eines ordentlichen Lehrfaches zu erteilen, so wird wenigstens die Erteilung eines privaten Reli-
gionsunterrichtes durch die Bereitstellung der Schulräume sowie durch deren Beheizung und Beleuchtung aus 
gemeindlichen oder staatlichen Mitteln sichergestellt.
Art. 11 Den Schülern aller Schularten wird im Benehmen mit der kirchlichen Oberbehörde geeignete und 
ausreichende Gelegenheit zur Erfüllung ihrer religiösen Pflichten, insbesondere auch zum Besuche des Konfir-
mandenunterrichtes gegeben.
Art. 12 Die Beaufsichtigung und Leitung des Religionsunterrichts an den Schulen werden der Kirche gewähr-
leistet.
Art. 13 (I) Der Freistaat Bayern wird im Rahmen der allgemeinen Förderung der Privatschulen den Schulen 
evangelischer Träger seine Hilfe angedeihen lassen. Nach Maßgabe der staatlichen Vorschriften werden diese 
Schulen staatlich anerkannt und durch Finanzierungshilfen sowie durch Erleichterung im Austausch von Lehr-
kräften gefördert.

(II) Privaten evangelisch-lutherischen Volksschulen und Sonderschulen, die von juristischen Personen des 
öffentlichen oder privaten Rechts betrieben werden, auf gemeinnütziger Grundlage wirken und in Ausbau und 
Gliederung den für die öffentlichen Schulen geltenden gesetzlichen Vorschriften entsprechen, ersetzt der Staat 
auf Antrag des Schulträgers den notwendigen Aufwand, der sich nach dem der öffentlichen Schulen bemißt.

(III) Die notwendigen Kosten für schulaufsichtlich genehmigte Neu-, Um- und Erweiterungsbauten privater 
Volksschulen und Sonderschulen werden vom Staat im Rahmen der im Haushalt für diesen Zweck bereitge-
stellten Gesamtsumme ersetzt. Der Gesamtbetrag für den Bau dieser Schulen wird in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Aufwendungen der öffentlichen Hand für den öffentlichen Schulhausbau festgesetzt.
Art. 14 Der Staat gewährleistet der Kirche die gleichen Rechte und Befugnisse, die in Art. 6 § 7des Konkordates 
vom 29. März 1924 der katholischen Kirche eingeräumt sind, wenn und soweit die Kirche darauf anträgt. Beim 
Vollzuge der genannten Bestimmung wird der Eigenart und den besonderen Einrichtungen der Kirche tunlichst 
Rechnung getragen werden.
Art. 15 (I) Der Bayerische Staat wird seinen auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden ver-
mögensrechtlichen Verpflichtungen gegen die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern stets nachkommen.

(II) Im Falle einer Ablösung oder Neuregelung der auf Gesetz, Vertrag oder besonderem Rechtstitel beru-
henden staatlichen Leistungen an die Kirche sichert der Bayerische Staat die Wahrung der kirchlichen Belange 
durch Ausgleichsleistungen zu, die entsprechend dem Inhalt und Umfange des Rechtsverhältnisses unter Be-
rücksichtigung der Geldwertverhältnisse vollen Ersatz. für das weggefallene Recht gewähren. 
Art. 16 (I) Werden im Einverständnis mit der Staatsregierung Seelsorgestellen neu errichtet oder bestehende 
umgewandelt, so werden zur angemessenen Ergänzung des Einkommens der jeweiligen Stelleninhaber staatli-
che Mittel im Rahmen der bisher üblichen Leistungen für die Seelsorgegeistlichen im allgemeinen zur Verfü-
gung gestellt.

(II) Soweit staatliche Zuschüsse oder Mehraufwendungen nicht benötigt werden, können kirchliche Stellen 
frei errichtet oder umgewandelt werden.
Art. 17 (I) Der Bayerische Staat wird in seinen Justizvollzugs-, Pflege-, Erziehungs- und Krankenanstalten, sei 
es durch Anstellung eigener Geistlicher oder auf andere zweckmäßige Weise, auf seine Kosten eine entsprechen-
de Seelsorge einrichten. Die Seelsorger für diese Anstalten werden im Benehmen mit dem Landeskirchenrat 
aufgestellt.

(II) Bei der Genehmigung von Anstalten anderer Unternehmer wird der Bayerische Staat tunlichst dahin 
wirken, daß die Anstaltspfleglinge dem jeweiligen Bedürfnis entsprechend seelsorgerlich betreut werden.
Art. 18 Die staatlichen Gebäude und Grundstücke, die zur Zeit unmittelbar oder mittelbar Zwecken der Kirche 
einschließlich der kirchlich anerkannten Diakonen- und Diakonissenanstalten dienen. bleiben diesen Zwecken 
auch fernerhin unter Berücksichtigung etwa bestehender Verträge überlassen.
Art. 19 Die Güter der Gesamtkirche, der Kirchen- und Pfründestiftungen, der Kirchengemeinden und der 
Gesamtkirchengemeinden werden innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes gewährleistet und 
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können ohne Zustimmung der zuständigen kirchlichen Obrigkeit nicht veräußert werden. Die Kirche hat das 
Recht neues Besitztum zu erwerben und als Eigentum zu haben. Dieses so erworbene Eigentum soll in gleicher 
Weise unverletzlich sein.
Art. 20 Die Kirche hat das Recht, auf der Grundlage der bürgerlichen Steuerlisten Umlagen zu erheben.
Art. 21 (I) Der Staat leistet zur Bestreitung des Personalaufwandes des Landeskirchenrates einen jährlichen 
Zuschuß. Der Zuschuß wird wie folgt berechnet:

a) für den Landesbischof in Höhe der Dienstbezüge eines Beamten der Besoldungsgruppe B 10,
b) für ein Mitglied des Landeskirchenrates in Höhe der Dienstbezüge eines Beamten der Besoldungsgruppe 

B 9,
c) für fünf Mitglieder des Landeskirchenrates in Höhe der Dienstbezüge eines Beamten der Besoldungs-

gruppe B 3, für sechs weitere Mitglieder des Landeskirchenrates in Höhe der Dienstbezüge eines Beamten der 
Besoldungsgruppe A 15, für einen Referenten in Höhe der Dienstbezüge der Besoldungsgruppe A 14,

d) für den sonstigen Personalaufwand in Höhe der Hälfte der Bezüge nach Buchst. a, b und c.
(II) Der Besoldungsberechnung nach Abs. I Buchst. a mit c werden jeweils die letzte Dienstaltersstufe der ein-

schlägigen Beamtenbesoldungsgruppe und, soweit die Besoldungen örtlich abgestuft sind, die für den Dienst-
sitz des Landeskirchenrates jeweils geltenden staatlichen Sätze zugrundegelegt; Zuschläge, die mit Rücksicht auf 
den Familienstand des Beamten gewährt werden, dann Ministerialzulagen bleiben für die Berechnung außer 
Betracht.

(III) Für den Landesbischof wird außerdem eine Dienstaufwandentschädigung in dem dem Erzbischofe von 
München-Freising jeweils zustehenden Betrage gewährt. 
Art. 22 Der Staat bestreitet den jeweiligen wirklichen Aufwand der Kirche für die Ruhestands- und Hinter-
bliebenenversorgung der Beamten des Landeskirchenrates, soweit diese nicht günstiger geregelt ist als die ver-
gleichbarer bayerischer Staatsbeamter, höchstens aber 20 vom Hundert des in Art. 21 Abs. I und II bezeichneten 
Zuschusses.
Art. 23 Der Staat stellt die den früheren Konsistorialbehörden rechts des Rheins eingeräumten Dienstgebäude 
nebst Einrichtung zur Benützung in der bisherigen Weise zur Verfügung und unterhält sie wie seither, wenn 
und soweit sie von der Kirche zur Unterbringung der oberen Behörden benötigt werden.
Art. 24 (I) Der Staat leistet zur Bestreitung des sonstigen sachlichen Bedarfs des Landeskirchenrates ein-
schließlich der Kosten des Reisedienstes seiner Beamten und der Kosten für die theologischen Prüfungen einen 
Pauschbetrag. Die Festsetzung des Pauschbetrages bleibt der Übereinkunft zwischen den Staatsministerien für 
Unterricht und Kultus und der Finanzen einerseits, dem Landeskirchenrat andererseits überlassen.

(II) In einem Abstand von fünf Jahren erfolgt jeweils eine die etwa eingetretene Änderung der Preisverhält-
nisse berücksichtigende Neuregelung.
Art. 25 (I) Wie weit für die Verbesserung der Ruhestands- und Hinterbliebenenversorgung der Geistlichen, 
dann zur Deckung der Kosten der Landessynode, des Landessynodalausschusses und der Predigerseminare 
freiwillige Staatszuschüsse gewährt werden, bemißt sich nach den jeweiligen Willigungen des Staatshaushaltes.

(II) Der Besitzstand der Kirche bei Regelung der freiwilligen staatlichen Seelsorgereinkommensergänzung 
für die Zeit, während der eine Pfründe oder Stelle nicht besetzt ist, bleibt gewahrt.
Art. 26 (I) Im Hinblick auf die Aufwendungen des Staates für die Bezüge der Geistlichen wird die Kirche als 
Organe der Kirchenleitung, als Leiter und Beamte der Predigerseminare, in der Pfarrseelsorge und für die Er-
teilung des Religionsunterrichtes nur Geistliche verwenden, die

a) die bayerische oder eine andere deutsche Staatsangehörigkeit und
b) eine zum Studium der Theologie berechtigende Hochschulreife nachweisen sowie 
c) die von der Kirche vorgeschriebenen, mindestens auf 4 Jahre zu bemessenden philosophisch-theologi-

schen Studien an einer deutschen staatlichen oder kirchlichen Hochschule zurückgelegt haben, wobei es der 
Kirche überlassen bleibt, eine mit ihrer Erlaubnis an außerdeutschen Fakultäten verbrachte Zeit auf das vorge-
schriebene Studium anzurechnen.

(II) Bei kirchlichem und staatlichem Einverständnis kann von den in Absatz I genannten Erfordernissen 
abgesehen werden.
Art. 27 Sonstige mit der Erteilung des Religionsunterrichtes an Volksschulen voll der Kirche betraute Personen 
müssen die bayerische oder eine andere deutsche Staatsangehörigkeit besitzen; der Staat kann ihrer Verwen-
dung widersprechen, falls er ihre Vorbildung für nicht genügend erachtet.
Art. 28 Die im Dienste der kirchlichen Oberbehörden verwendeten Beamten, dann die Leiter und Geistlichen 
der Diakonen- und Diakonissenanstalten müssen die bayerische oder eine andere deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzen.
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Art. 29 Vor der Wahl des Landesbischofs durch die Landessynode wird deren Präsidium mit der Bayerischen 
Staatsregierung in Verbindung treten, um sich zu versichern, daß gegen die für die Wahl in Betracht kom-
menden Kandidaten Erinnerungen politischer Natur nicht obwalten. Die Antwort der Staatsregierung wird 
unverzüglich erfolgen.
Art. 30 (aufgehoben) 
Art. 31 (I) Sollte sich in Zukunft bei der Auslegung vorstehender Bestimmungen irgendeine Schwierigkeit erge-
ben, so werden die beiden Vertragsteile zur Beseitigung dieser Schwierigkeit in gegenseitiges Benehmen treten.

(II) Insoweit bisher erlassene und noch in Kraft befindliche Landes- und Kirchengesetze, dann Verordnun-
gen und Verfügungen des Staates oder der Kirche mit den Bestimmungen dieses Vertrages in Widerspruch 
stehen, werden sie aufgehoben. 
Art. 32 Der gegenwärtige Vertrag erlangt Wirksamkeit, sobald er sowohl als Landesgesetz wie als Kirchengesetz 
ordnungsgemäß verkündigt ist.

Nr. 24d. Vertrag zwischen dem Bayerischen Staat und der Pfälzischen 
Landeskirche

vom 15. November 1924
[Gesetz und Verordnungsblatt für den Freistaat Bayern 1925, 65]

Anlage 3. Vertrag zwischen dem Bayerischen Staate und der Vereinigten protestantisch-
evangelisch-christlichen Kirche der Pfalz (Pfälzischen Landeskirche)

Der Bayerische Staat, vertreten durch den Staatsminister für Unterricht und Kultus Dr. Franz Matt auf Grund 
Beschlusses des Gesamtministeriums vom 14. November 1924, und die Vereinigte protestantische-evangelisch-
christliche Kirche der Pfalz (Pfälzischen Landeskirche), vertreten durch ihren Präsidenten Dr. Karl Fleisch-
mann, haben folgende Vertragsbestimmungen vereinbart:
Art. 1 Der Bayerische Staat gewährleistet die freie und öffentliche Ausübung der evangelischen Religion

Er anerkennt das Recht der Kirche, im Rahmen ihrer Zuständigkeit Gesetze zu erlassen und Anordnungen 
zu treffen, die ihre Mitglieder binden; er wird die Ausübung dieses Rechtes weder hindern noch erschweren.

Er sicher der Pfälzischen Landeskirche die ungestörte Kultübung zu. In der Erfüllung ihrer Amtspflichten 
genießen die Geistlichen den Schutz des Staates.
Art. 2 Die Ernennung oder Zulassung der Religionslehrer an den höheren Lehranstalten wird staatlicherseits 
erst erfolgen, wenn gegen die in Aussicht genommenen Kandidaten vom Landeskirchenrate keine Erinnerung 
erhoben worden ist.

Sollte einer der genannten Lehrer von dem Landeskirchenrate wegen seiner Lehre oder wegen seiner sitt-
lichen Verhaltens aus triftigen Gründen beanstandet werden, so wird die Staatsregierung unbeschadet seiner 
staatsdienerlichen Rechte alsbald auf andere Weise für einen entsprechenden Ersatz sorgen.
Art. 3 Der Religionsunterricht bleibt an allen höheren Lehranstalten und Mittelschulen wenigstens im bisheri-
gen Umfang ordentliches Lehrfach.
Art. 4 Die Lehrer und Lehrerinnen, die an Volksschulen Religionsunterricht erteilen wollen, müssen nachwei-
sen, dass sie für die Erteilung des Religionsunterrichtes im Sinne der Pfälzischen Landeskirche eine entspre-
chende Ausbildung empfangen haben. Die Erteilung des Religionsunterrichts setzt die Bevollmächtigung durch 
den Landeskirchenrat voraus.

Der Staat wird bei der Neuordnung der Lehrerbildung für Einrichtungen sorgen, die eine den obigen Grund-
sätzen entsprechende Ausbildung derjenigen Lehrkräfte sichern, die für die Erteilung des evangelischen Religi-
onsunterrichtes in Betracht kommen.
Art. 5 Sollte der Bayerische Staat in etlichen Volksschulen rechtlich nicht in der Lage sein, dem Religionsunter-
richte den Charakter eines ordentlichen Lehrfaches zu erteilen, so wird wenigstens die Erteilung eines privaten 
Religionsunterrichtes durch die Bereitstellung der Schulräume sowie durch deren Beheizung und Beleuchtung 
aus gemeindlichen oder staatlichen Mitteln sichergestellt.
Art. 6 Den Schülern der Volksschulen, Mittelschulen und höheren Lehranstalten wird im Benehmen mit der 
kirchlichen Oberbehörde geeignete und ausreichende Gelegenheit zur Erfüllung ihrer religiösen Pflichten, ins-
besondere auch zum Besuche des Konfirmandenunterrichtes gegeben.
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Art. 7 Die Beaufsichtigung und Leitung des Religionsunterrichtes an den Volksschulen, Mittelschulen und hö-
heren Lehranstalten werden der Kirche gewährleistet.
Art. 8 Der Staat gewährleistet der Kirche die gleichen Recht und Befugnisse, die in Art. 5 §§ 1und 4, Art. 6, 
Art. 7 § 1 Abs. I, Art. 8 § 2des Konkordates vom 29. März 1924 der katholischen Kirche eingeräumt sind, wenn 
und soweit die Kirche darauf anträgt. Beim Vollzuge der genannten Bestimmungen wird der Eigenart und den 
besonderen Einrichtungen der Kirche tunlichst Rechnung getragen werden.
Art. 9 Der Bayerische Staat wird seinen auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden vermö-
gensrechtlichen Verpflichtungen gegen die Pfälzische Landeskirche stets nachkommen

Im Falle einer Ablösung oder Neuregelung der auf Gesetz, Vertrag oder besonderem Rechtstitel beruhenden 
staatlichen Leistungen an die Kirche sichert der Bayerische Staat die Wahrung der kirchlichen Belange durch 
Ausgleichsleistungen zu, die entsprechend dem Inhalt und Umfange des Rechtsverhältnisses unter Berücksich-
tigung der Geldwertverhältnisse vollen Ersatz für das weggefallene Recht gewähren.
Art. 10 Werden im Einverständnis mit der Staatsregierung Seelsorgestellen neu errichtet oder bestehende um-
gewandelt, so werden zur angemessenen Ergänzung des Einkommens der jeweiligen Stelleninhaber staatliche 
Mittel im Rahmen der bisher üblichen Leistungen für die Seelsorgegeistlichen im allgemeinen zur Verfügung 
gestellt.

Soweit staatliche Zuschüsse oder Mehraufwendungen nicht benötigt werden, können kirchliche Stellen frei 
errichtet oder umgewandelt werden.
Art. 11 Der Bayerische Staat wird in seinen Straf-, Pflege-, Erziehungs- und Krankenanstalten sei es durch An-
stellung eigener Geistlicher oder auf andere zweckmäßige Weise auf seine Kosten eine entsprechende Seelsorge 
einrichten. Die Seelsorger für diese Anstalten werden im Benehmen mit dem Landeskirchenrat aufgestellt.

Bei der Genehmigung von Anstalten anderer Unternehmer wird der Bayerische Staat tunlichst dahin wirken, 
dass die Anstaltspflegline dem jeweiligen Bedürfnis entsprechend seelsorgerlich betreut werden.
Art. 12 Die Güter der Gesamtkirche, der Kirchen- und Pfründestiftungen, der Kirchschaffneien, der Kirchen-
gemeinden und der Gesamtkirchengemeinden werden innerhalb der Schranken des für alle geltenden gesetzes 
gewährleistet und können ohne Zustimmung der zuständigen kirchlichen Obrigkeit nicht veräußert werden. 
Die Kirche hat das Recht, neues Besitztum zu erwerben und als Eigentum zu haben. Dieses so erworbene Ei-
gentum soll in gleicher Weise unverletzlich sein.
Art. 13 Die Kirche hat das Recht, auf der Grundlage der bürgerlichen Steuerlisten Umlagen zu erheben.
Art. 14 Zur Bestreitung des Personalaufwandes des Landeskirchenrates leistet der Staat jährliche Zuschüsse 
und zwar 

für den Kirchenpräsidenten in Höhe der jeweiligen Beamtenbesoldung eines bayerischen Ministerialdirek-
tors,

für den als Stellvertreter des Kirchenpräsidenten bestimmten Oberkirchenrat in Höhe der jeweiligen Be-
amtenbesoldung eines bayerischen Ministerialrates, für zwei weitere Oberkirchenräte in Höhe der jeweiligen 
Beamtenbesoldung eines bayerischen Oberregierungsrates, 

für den sonstigen Personalaufwand in Höhe der Hälfte der Beträge nach Buchst. a und b.
Der Besoldungsberechnung nach Abs. I Buchst. a und b werden jeweils die letzte Dienstaltersstufe der ein-

schlägigen  Beamtenbesoldungsgruppe und, soweit die Besoldungen örtlich abgestuft sind, die für den Dienst-
sitz des Landeskirchenrates jeweils geltenden staatlichen Sätze zugrunde gelegt; Zuschläge, die mit Rücksicht 
auf den Familienstand des Beamten gewährt werden, dann Ministerialzulagen bleiben für die Berechnung au-
ßer Betracht.

Für den Kirchenpräsidenten wird außerdem eine Dienstaufwandentschädigung in dem einem Regierungs-
präsidenten jeweils zustehenden Betrage gewährt.
Art. 15 Der Staat bestreitet den jeweiligen wirklichen Aufwand der Kirche für die Ruhestands- und Hinter-
bliebenenversorgung der Beamten des Landeskirchenrates, soweit diese nicht günstiger geregelt ist als die ver-
gleichbarer bayerischer Staatsbeamter, höchstens aber 20 vom Hundert des in Art. 14 Abs. I und II bezeichneten 
Zuschusses.
Art. 16 Der Staat stellt das dem früheren Konsistorium Speyer eingeräumte Dienstgebäude nebst Einrichtung 
zu Benützung in der bisherigen Weise zur Verfügung und unterhält es wie seither, wenn und soweit es von der 
Kirche zur Unterbringung des Landeskirchenrates benötigt wird.
Art. 17 Der Staat leistet zur Bestreitung des sonstigen sachlichen Bedarfes des Landeskirchenrates einschließlich 
der Kosten des Reisedienstes seiner Beamten und der Kosten für die theologischen Prüfungen einen Bauschbe-
trag, der für die Jahre 1924 und 1925 auf je achttausend Reichsmark, für die Jahre 1926, 1927 und 1928 auf je 
sechstausendfünfhundert Reichsmark festgesetzt wird.
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Nach Ablauf dieser Zeit findet eine die etwa eingetretene Änderung der Preisverhältnisse berücksichtigen-
de Neuregelung statt. Die Festsetzung des Bauchbetrages bleibt in diesem Falle der Übereinkunft zwischen 
den Staatsministerien für Unterricht und Kultus und der Finanzen einerseits, dem Landeskirchenrat anderseits 
überlassen.
Art. 18 Wie weit für die Verbesserung der Ruhestands- und Hinterbliebenenversorgung der Geistlichen, dann 
zur Deckung der Kosten der Landessynode und der Kirchenregierung freiwillige Staatszuschüsse gewährt wer-
den, bemisst sich nach den jeweiligen Willigungen des Staatshaushaltes.

Der Besitzstand der Kirche bei Regelung der freiwilligen staatlichen Seelsorgeeinkommensergänzung für die 
Zeit, während deren eine Pfründe oder Stele nicht besetzt ist, bleibt gewahrt.
Art. 19 Im Hinblick auf die Aufwendungen des Staates für die Bezüge der Geistlichen wird die Kirche als Orga-
ne der Kirchenleitung, in der Pfarrseelsorge und für die Erteilung des Religionsunterrichtes an den Volksschu-
len nur Geistliche verwenden, die 

die bayerische oder eine andere deutsche Staatsangehörigkeit und
das Reifezeugnis eines deutschen vollwertigen humanistischen Gymnasiums auf Grund einer Reife- oder 

einer entsprechenden Ergänzungsprüfung besitzen, sowie
die von der Kirche vorgeschriebenen mindestens auf vier Jahre zu bemessenden philosophisch-theologi-

schen Studien an einer deutschen staatlichen Hochschule zurückgelegt haben, wobei es der Kirche überlassen 
bleibt, eine mit ihrer Erlaubnis an außerdeutschen Fakultäten verbrachte Zeit auf das vorgeschriebene Studium 
anzurechnen.
Art. 20 Sonstige mit der Erteilung des Religionsunterrichtes an Volksschulen von der Kirche betraute Personen 
müssen die bayerische oder eine andere deutsche Staatsangehörigkeit besitzen; der Staat kann ihrer Verwen-
dung widersprechen, falls er ihre Vorbildung für nicht genügend erachtet.
Art. 21 Die im Dienste der kirchlichen Oberbehörden verwendeten Beamten, dann die Leiter und Geistlichen 
der Diakonen- und Diakonissenanstalten müssen die bayerische oder eine andere deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzen. 
Art. 22 Vor der Wahl des Kirchenpräsidenten durch die Landessynode wird deren Präsidium mit der Baye-
rischen Staatsregierung in Verbindung treten, um sich zu versichern, daß gegen die für die Wahl in Betracht 
kommenden Kandidaten Erinnerungen politischer Natur nicht obwalten. Die Antwort der Staatsregierung wird 
unverzüglich erfolgen.
Art. 23 Im Hinblick auf die Aufwendungen des Bayerischen Staates für die Bezüge der Seelsorgegeistlichen 
wird die Kirche vor Ernennung der Pfarrer der Staatsregierung die Personalien des in Aussicht genommenen 
Geistlichen mitteilen; allenfallsige Erinnerungen der Staatsregierung sollen in möglichst kurzer Zeit erfolgen.
Art. 24 Sollte sich in Zukunft bei der Auslegung vorstehender Bestimmungen irgendeine Schwierigkeit erge-
ben, so werden die beiden Vertragsteile zur Beseitigung dieser Schwierigkeit in gegenseitiges Benehmen treten

Insoweit bisher erlassene und noch in Kraft befindliche Landes- und Kirchengesetze, dann Verordnungen 
und Verfügungen des Staates oder der Kirche mit den Bestimmungen dieses Vertrages in Widerspruch stehen, 
werden sie aufgehoben.
Art. 25 Der gegenwärtige Vertrag erlangt Wirksamkeit, sobald er sowohl als Landesgesetz wie als Kirchengesetz 
ordnungsgemäß verkündigt ist.

München, den 15. November 1924
Für den Bayerischen Staat:

(gez.) Dr. Franz Matt, 
Staatsminister für Unterricht und Kultus

Für die vereinigte protestantisch-evangelisch-christliche Kirche der Pfalz (Pfälzische Landeskirche):
(gez.) Dr. Karl Fleischmann, Kirchenpräsident

Anlage 4
Gleichzeitig mit der Zustimmung zum Entwurf eines Gesetzes zum neuen Konkordat und zu den Verträgen 

mit den evangelischen Kirchen hat der Landtag beschlossen:
1. Der Landtag billigt die Regierungserklärung über den Vollzug des Gesetzes zu den Verträgen mit den drei 

christlichen Kirchen in Bayern und tritt ihr bei.
2. Diese Erklärung wird dem Mantelgesetz als Anlage beigefügt und zugleich mit dem Mantelgesetz im Ge-

setz- und Verordnungsblatt veröffentlicht.
http://www.gesetze-bayern.de/jportal/portal/page/bsbayprod.psml?showdoccase=1&doc.id=jlr-KONEVKIVtrGBYrahmen&doc.part=X&doc.origin=bs
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Nr. 25 Dokumente zum preußischen Staatskirchenrecht

Nr. 25a Mantelgesetz zum Preußischen Konkordat
vom 3. August 1929

[Preußische Gesetzessammlung 1929, 151]

Gesetz zu dem Vertrage mit dem Heiligen Stuhle

Art. 1. (1) Dem in Berlin am 14. Juni 1929 unterzeichneten Vertrage des Freistaates Preußen mit dem Heiligen 
Stuhle sowie dem dazugehörigen Schlußprotokolle vom gleichen Tage wird zugestimmt.

(2) Der Vertrag und das Schlußprotokoll werden nachstehend veröffentlicht.
Art. 2. Dieses Gesetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. Der Tag an dem der Vertrag 

und das Schlußprotokoll	     

Nr. 25b Preußisches Konkordat

vom 3. August 1929
[Preußische Gesetzessammlung 1929, 151] 

Seine Heiligkeit Papst Pius XI. und das Preußische Staatsministerium, die in dem Wunsche einig sind, die 
Rechtslage der Katholischen Kirche in Preußen den veränderten Verhältnissen anzupassen, haben beschlossen, 
sie in einem förmlichen Vertrag neu und dauernd zu ordnen.

Zu diesem Zwecke haben Seine Heiligkeit zu Ihrem Bevollmächtigten
   Seine Eminenz den Herrn Apostolischen Nuntius in Berlin und Erzbischof von Sardes Dr. Eugen Pacelli
und das Preußische Staatsministerium zu seinen Bevollmächtigten
   den Herrn Preußischen Ministerpräsidenten Dr. Otto Braun,
   den Herrn Preußischen Staatsminister und Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung D. Dr. Carl 

Heinrich Becker und
   den Herrn Preußischen Staats- und Finanzminister Dr. Hermann Höpker Aschoff
ernannt, die nach Austausch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten folgende Bestimmungen 

vereinbart haben:
Art. 1. Der Freiheit des Bekenntnisses und der Ausübung der katholischen Religion wird der preußische Staat 
den gesetzlichen Schutz gewähren.
Art. 2. (1) Die gegenwärtige Diözesanorganisation und -zrikumskription der katholischen Kirchen Preußens 
bleibt bestehen, soweit sich nicht aus dem Folgenden Änderungen ergeben.

(2) In Aachen wird wieder ein Bischöflicher Stuhl errichtet und das Kollegiat- in ein Kathedralkapitel umge-
wandelt. Das Bistum Aachen wird den Regierungsbezirk Aachen sowie die Kreise Grevenbroich, Gladbach, M.- 
Gladbach, Rheydt, Krefeld (Stadt und Land) und Kempen umfassen und der Kölner Kirchenprovinz angehören.

(3) Dem Bistum Osnabrück werden die bisher von seinem Bischof verwalteten Missionsgebiete einverleibt. 
Es wird in Zukunft Suffraganbistum des Metropoliten von Köln sein.

(4) Dem Bischöflichen Stuhle zu Paderborn wird der Metropolitancharakter verliehen; das dortige Kathed-
ralkapitel wird Metropolitankapitel. Zur Paderborner Kirchenprovinz werden außer dem Erzbistum Paderborn 
die Bistümer Hildesheim und Fulda gehören. An die Diözese Fulda tritt die Paderborner die Bezirek ihres 
Kommissariats Heiligenstadt und ihres Dekanats Erfurt ab.

(5) Das Bistum Fulda überläßt den Kreis Grafschaft Schaumburg dem Bistum Hildesheim und den bisher 
ihm zugehörigen Teil der Stadt Frankfurt dem Bistum Limburg. Wie Fulda, so wird auch dieses aus seinem 
bisherigen Metropolitanverband gelöst, aber der Kölner Kirchenprovinz angegliedert.

(6) Der Bischöfliche Stuhl von Breslau wird zum Sitze eines Metropoliten, das Breslauer Kathedral- zum 
Metropolitankapitel erhoben. Der bisher dem Bischof von Breslau mitunterstehende Delegaturbezirk Berlin 
wird selbständiges Bistum, dessen Bischof und Kathedralkapitel bei St. Hedwig in Berlin ihren Sitz nehmen. In 
Scheidemühl wird für die derzeit von einem Apostolischen Administrator verwalteten westlichen Restgebiete 
des Erzbistums (Gnesen-) Posen und des Bistums Kulm eine Praelatura nullius errichtet. Das zur Zeit vom Bi-
schof von Ermland als Apostolischem Administrator mitverwaltete, früher zur Diözese Kulm gehörige Gebiet 
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von Pomesanien wird mit dem Bistum Ermland vereinigt. Die Bistümer Ermland und Berlin und die Prälatur 
Scheidemühl werden zusammen mit dem Erzbistum Breslau die Breslauer Kirchenprovinz bilden.

(7) Das Kathedralkapitel in Aachen wird aus dem Propste, sechs residierenden und vier nichtresidierenden 
Kapitularen und sechs Vikaren, das Kathedralkapitel in Berlin aus dem Propste, fünf residierenden und einem 
nichtresidierendne Kapitular und vier Vikaren, das Kathedralkapitel in Frauenburg in Zukunft aus dem Props-
te, dem Dechanten, sechs residierenden und vier nichtresidierenden Kapitularen und vier Vikaren bestehen. 
Im Metropolitankapitel von Breslau wird die bisher dem Propste von St. Hedwig in Berlin vorbehaltene Stelle 
aufgehoben. In Hildesheim und Fulda wird die Zahl der residierenden Domkapitulare künftig fünf betragen.

(8) Eines der nichtresidierenden Mitglieder der Metropolitankapitel von Köln und Breslau und des Kathed-
ralkapitels von Münster soll der in dem betreffenden Erzbistum oder Bistum bestehenden theologischen Fakul-
tät entnommen werden.

(9) Eine in Zukunft etwa erforderlich erscheinende Neuerrichtung eines Bistums oder einer Kirchenprovinz 
oder sonstige Änderung der Diözesanzirkumskription bleibt ergänzender späterer Vereinbarung vorbehalten. 
Dieser Form bedarf es nicht bei Grenzverlegungen, die lediglich im Interesse der örtlichen Seelsorge geschehen.

(10) Zur Unterstützung des Diözesanbischofs wird in Zukunft den Erzbischöflichen Stühlen von Köln, Bres-
lau und Paderborn und den Bischöflichen Stühlen von Trier, Münster und Aachen ein Weihbischof zugeteilt, 
der vom Heiligen Stuhl auf Ansuchen des Diözesanbischofs ernannt wird, Nach Bedarf können in derselben 
Weise für die genannten und andere Bistümer weitere Weihbischöfe bestellt werden. Zum Sitz eines Weihbi-
schofs wird ein anderer Ort als der Sitz des Diözesanbischofs erst nach Benehmen mit der Preußischen Staats-
regierung bestimmt werden.
Art. 3. Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 2 können kirchliche Ämter frei errichtet und umgewan-
delt werden, falls Aufwendungen aus Staatsmitteln nicht beansprucht werden. Die staatliche Mitwirkung bei 
der Bildung und Veränderung von Kirchengemeinden erfolgt nach Richtlinien, die mit den Diözesanbischöfen 
vereinbart werden.
Art. 4. (1) Die Dotation der Diözesen und Diözesananstalten wird künftig jährlich zwei Millionen achthundert-
tausend Reichsmark betragen. Im einzelnen wird sie gemäß besonderer Vereinbarung verteilt werden.

(2) Die Dienstwohnungen und die Diözesanzwecken dienenden Gebäude bleiben der Kirche überlassen. 
Die bestehenden Eigentums- und Nutzungsrechte werden auf Verlangen durch Eintragung in das Grundbuch 
gesichert werden.

(3) Für eine Ablösung der Staatsleistungen gemäß Artikel 138 Abs. 1 der Verfassung des Deutschen Reichs 
bleibt die bisherige Rechtslage der Diözesandotation maßgeblich.
Art. 5. (1) Das Eigentum und andere Rechte der öffentlich-rechtlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen der katholischen Kirche an ihrem Vermögen werden nach Maßgabe der Verfassung des Deutschen Reiches 
gewährleistet.

(2) Soweit staatliche Gebäude oder Grundstücke Zwecken der Kirche gewidmet sind, bleiben sie diesen, 
unbeschadet etwa bestehender Verträge, nach wie vor überlassen.
Art. 6. (1) Nach Erledigung eines Erzbischöflichen oder Bischöflichen Stuhls reichen sowohl das betreffende 
Metropolitan- oder Kathedralkapitel als auch die Diözesanbischöfe und -bischöfe Preußens dem Heiligen Stuh-
le Listen von kanonisch geeigneten Kandidaten ein. Unter Würdigung dieser Listen benennt der Heilige Stuhl 
dem Kapitel drei Personen, aus denen es in freier geheimer Abstimmung den Erzbischof oder Bischof zu wählen 
hat. Der Heilige Stuhl wird zum Erzbischof oder Bischof niemand bestellen, von dem nicht das Kapitel nach der 
Wahl durch Anfrage bei der Preußischen Staatsregierung festgestellt hat, daß Bedenken politischer Art gegen 
ihn nicht bestehen.

(2) Bei der Aufstellung der Kandidatenliste und bei der Wahl wirken die nichtresidierenden Domkapitulare 
mit.
Art. 7. Zum Praelatus nullius und zum Koadjutor eines Diözesanbischofs mit dem Rechte der Nachfolge wird 
der Heilige Stuhl niemand ernennen, ohne vorher durch Anfrage bei der Preußischen Staatsregierung festge-
stellt zu haben, daß Bedenken politischer Art gegen den Kandidaten nicht bestehen.
Art. 8. (1) Die Dignitäten der Metropolitan- und der Kathedralkapitel verleiht der Heilige Stuhl, und zwar beim 
Vorhandensein zweier Dignitäten die erste (Dompropstei) auf Ansuchen des Kapitels, die zweite (Domdekanat) 
auf Ansuchen des Diözesanbischofs, beim Vorhandensein nur einer Dignität (Dompropstei oder Domdekanat) 
diese abwechselnd auf Ansuchen des Kapitels und des Diözesanbischofs.

(2) Die Kanonikate der Kapitel besetzt der Diözesanbischof abwechselnd nach Anhörung und mit Zustim-
mung des Kapitels. Die Abwechslung findet bei residentialen und nichtresidentialen Kanonikaten gesondert 
statt.

(3) Die Domvikarien besetzt der Diözesanbischof nach Anhörung des Kapitels.
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Art. 9. (1) Angesichts der in diesem Vertrag zugesicherten Dotation der Diözesen und Diözesananstalten wird 
ein Geistlicher zum Ordinarius eines Erzbistums oder Bistums oder der Praelatura nullius, zum Weihbischof, 
zum Mitglied des Domkapitels, zum Domvikar, zum Mitglied einer Diözesanbehörde oder zum Leiter oder 
Lehrer an einer Diözesanbildungsanstalt nur bestellt werden, wenn er

a) die deutsche Reichsangehörigkeit hat,
b) ein zum Studium an einer deutschen Universität berechtigendes Reifezeugnis besitzt,
c) ein mindestens dreijähriges philosophisch-theologisches Studium an einer deutschen staatlichen Hoch-

schule oder an einem der gemäß Artikel 12 hierfür bestimmten bischöflichen Seminare oder an einer päpstli-
chen Hochschule in Rom zurückgelegt hat.

(2) Bei kirchlichem und staatlichem Einverständnis kann von den in Abs. 1 zu a, b und c genannten Erfor-
dernissen abgesehen werden; insbesondere kann das Studium an anderen deutschsprachigen Hochschulen als 
den zu c genannten anerkannt werden.

(3) Mindestens zwei Wochen vor der beabsichtigten Bestellung eines Geistlichen zum Mitglied eines Domka-
pitels oder zum Leiter oder Lehrer an einem Diözesanseminar wird die zuständige kirchliche Stelle der Staats-
behörde von dieser Absicht und, mit besonderer Rücksicht auf Abs. 1 dieses Artikels und gegebenenfalls auf 
Abs. 2 des Artikels 12, von den Personalien des betreffenden Geistlichen Kenntnis geben. Eine entsprechende 
Anzeige wird alsbald nach der Bestellung eines Bistums- (Prälatur-) Verwesers, eines Weihbischofs und eines 
Generalvikars gemacht werden.
Art. 10. (1) Die Diözesanbischöfe (der Praelatus nullius) werden an die Geistlichen, denen ein Pfarramt dau-
ernd übertragen werden soll, die in Art. 9 Abs. 1 zu a bis c und an die sonstigen in der Pfarrseelsorge anzu-
stellenden Geistlichen mindestens die dort zu a und b genannten Anforderungen stellen. Für beide Fälle gilt 
Artikel 9 Abs. 2.

2. Im Falle der dauernden Übertragung eines Pfarramts wird der Diözesanbischof (Praelatus nullius) alsbald 
nach der Ernennung der Staatsbehörde von den Personalien des betreffenden Geistlichen mit besonderer Rück-
sicht auf Abs. 1 dieses Artikels Kenntnis geben.
Art. 11. Bis zu einer neuen Vereinbarung, insbesondere für den Fall des Erlasses des in Artikel 83 der Ver-
fassung des Freistaates Preußen vorgesehenen Gesetzes, wird die Präsentation auf Grund eines sogenannten 
Staatspatronats durch die Staatsbehörde erst nach Benehmen mit dem Diözesanbischof oder Praelatus nullius 
gemäß besonders zu vereinbarender Anweisung geschehen.
Art. 12. (1) Für die wissenschaftliche Vorbildung der Geistlichen bleibt die katholisch-theologische Fakultäten 
an den Universitäten in Breslau, Bonn und Münster und an der Akademie in Braunsberg bestehen. Ihr Verhält-
nis zur kirchlichen Behörde regelt sich entsprechend den für die katholisch-theologischen Fakultäten in Bonn 
und Breslau geltenden Statuten.

(2) Der Erzbischof von Paderborn und die Bischöfe von Trier, Fulda, Limburg, Hildesheim und Osnabrück 
sind berechtigt, in ihren Bistümern ein Seminar zur wissenschaftlichen Vorbildung der Geistlichen zu besitzen. 
Der Unterricht an diesen Seminaren wird ebenso wie den kirchlichen Vorschriften dem deutschen theologi-
schen Hochschulunterricht entsprechen. Die genannten Diözesanbischöfe werden dem preußischen Minister 
für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung von den Statuten und dem Lehrplan der Seminare Kenntnis geben. 
Zu Lehrern an den Seminaren werden nur solche Geistliche berufen werden, die für die Lehrtätigkeit in dem 
zu vertretenden Fach eine den Anforderungen der deutschen wissenschaftlichen Hochschulen entsprechende 
Eignung haben.
Art. 13. Die Hohen Vertragschließenden werden eine etwa in Zukunft zwischen ihnen entstehende Meinungs-
verschiedenheit über die Auslegung einer Bestimmung dieses Konkordats auf freundschaftliche Weise beseiti-
gen.
Art. 14. (1)  Dieser Vertrag, dessen deutscher und italienischer Text gleiche Kraft haben, soll ratifiziert und die 
Ratifikationsurkunden sollen möglichst bald ausgetauscht werden. Er tritt mit dem Tage ihres Austausches in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages treten die seinen Bestimmungen entgegenstehenden 
Gesetze und Verordnungen außer Kraft.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Konkordat unterzeichnet.
Geschehen in doppelter Urschrift.
Berlin, den 14. Juni 1929

Eugenio Pacelli, Archivescvo di Sardi, Nunzio Apostolica
Dr. Otto Braun, Preußischer Ministerpräsident 

D. Dr. Carl H. Becker, Preußischer Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 
Dr. Hermann Höpker Aschoff, Preußischer Finanzminister.
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Schlußprotokoll
Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage geschlossenen Vertrages des Freistaates Preußen mit dem 

Heiligen Stuhle haben die ordnungsmäßig bevollmächtigten Unterzeichneten folgende übereinstimmende Er-
klärungen abgegeben, die einen integrierenden Bestandteil des Konkordats selbst bilden.

Zu Art. 4 Abs. 1 Satz 1. Bei Bemessung der Dotation ist von dem derzeitigen Stande der Aufwendungen 
des Preußischen Staates für vergleichbare persönliche und sächliche Zwecke ausgegangen worden. Es besteht 
Einverständnis darüber, daß in Zukunft hierin etwa eintretende Änderungen bei der Dotation entsprechende 
Berücksichtigung finden sollen.

Zu Art. 9 Abs. 1 Buchst. c. Das an einer österreichischen staatlichen Universität zurückgelegte philosophisch-
theologische Studium wird entsprechend den Grundsätzen gleichberechtigt, die für andere geisteswissenschaft-
liche Fächer gelten werden.

Zu Art. 9 Abs. 3 Satz 1. Ein staatliches Einspruchsrecht wird hierdurch nicht begründet.
Zu Art. 12 Abs. 1 Satz 2. Der Sinn des § 4 Ziffer 1 und 2 der Bonner und des § 48 Buchst. a und b der Breslauer 

Statuten ist folgender:
Bevor an einer katholisch-theologischen Fakultät jemand zur Ausübung des Lehramts angestellt oder zuge-

lassen werden soll, wird der zuständige Bischof gehört werden, ob er gegen die Lehre oder den Lebenswandel 
des Vorgeschlagenen begründete Einwendungen zu erheben habe. Die Anstellung oder Zulassung eines derart 
Beanstandeten wird nicht erfolgen.

Die der Anstellung (Abs. 1) vorangehende Berufung, d. h. das Angebot des betreffenden Lehrstuhls durch 
den Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, wird in vertraulicher Form und mit dem Vorbehalt 
der Anhörung des Diözesanbischofs geschehen. Gleichzeitig wird der Bischof benachrichtigt und um seine 
Äußerung ersucht werden, für die ihm eine ausreichende Frist gewährt werden wird. In der Äußerung sind die 
gegen die Lehre oder den Lebenswandel des Vorgeschlagenen bestehenden Bedenken darzulegen; wie weit der 
Bischof in dieser Darlegung zu gehen vermag, bleibt seinem pflichtmäßigen Ermessen überlassen. Die Berufung 
wird erst veröffentlicht werden, nachdem der Bischof dem Minister erklärt hat, daß er Einwendungen gegen die 
Lehre und den Lebenswandel des Berufenen nicht zu erheben habe.

Sollte ein einer katholisch-theologischen Fakultät angehöriger Lehrer in seiner Lehrtätigkeit oder in Schrif-
ten der katholischen Lehre zu nahe treten oder einen schweren oder ärgerlichen Verstoß gegen die Erfordernis-
se des priesterlichen Lebenswandels begehen, so ist der zuständige Bischof berechtigt, dem Minister für Wis-
senschaft, Kunst und Volksbildung hiervon Anzeige zu machen. Der Minister wird in diesem  Fall, unbeschadet 
der dem Staatsdienstverhältnis des betreffenden entspringenden Rechte, Abhilfe leisten, insbesondere für einen 
dem Lehrbedürfnis entsprechenden Ersatz sorgen.

Zu Art. 12 Abs. 2 Satz 4. Die Eignung wird hauptsächlich durch eine der akademischen Habilitationsschrift 
entsprechende wissenschaftliche Arbeit nachgewiesen; sofern diese von besonderer wissenschaftlicher Bedeu-
tung ist, kann von dem Erfordernis der theologischen Promotion abgesehen werden.

Berlin, den 14. Juni 1929
Eugenio Pacelli, Archivescvo di Sardi, Nunzio Apostolica

Dr. Otto Braun, Preußischer Ministerpräsident 
D. Dr. Carl H. Becker, Preußischer Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 

Dr. Hermann Höpker Aschoff, Preußischer Finanzminister.
http://www.verfassungen.de/de/preussen/konkordat29.htm
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Nr. 26 Dokumente zum Reichsstaatskirchenrecht 
vom 20. Juli 1933

Nr. 26a Bekanntmachung
[Reichsgesetzblatt 1933, II, 679]

Bekanntmachung über das Konkordat zwischen dem Deutschen Reich und dem
Heiligen Stuhl

Am 20. Juli 1933 ist in der Vatikanstadt zwischen Vertretern des Deutschen Reichs und des Heiligen Stuhls ein 
Konkordat unterzeichnet worden. Das Konkordat und das dazugehörende Schlußprotokoll werden nachste-
hend veröffentlicht.
Das Konkordat ist ratifiziert worden. Der Austausch der Ratifikationsurkunden hat am 10. September 1933 in
der Vatikanstadt stattgefunden. Das Konkordat und das Schlußprotokoll sind gemäß Artikel 34 des Konkordats 
am 10. September 1933 in Kraft getreten.
Zur Ausführung des Konkordats ist das im Reichsgesetzblatt von 1933 Teil I Seite 625 veröffentlichte Gesetz
vom 12. September 1933 ergangen.

Berlin, den 12. September 1933.
Der Reichsminister des Auswärtigen

Freiherr von Neurath
Der Reichsminister des Innern

Frick

Nr. 26b Reichskonkordat 
[Reichsgesetzblatt II 1933, 679]

Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich
)

Seine Heiligkeit Papst Pius XI. und der Deutsche Reichspräsident, von dem gemeinsamen Wunsche gelei-
tet, die zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich bestehenden freundschaftlichen Beziehungen 
zu festigen und zu fördern, gewillt, das Verhältnis zwischen der katholischen Kirche und dem Staat für den 
Gesamtbereich des Deutschen Reiches in einer beide Teile befriedigenden Weise dauernd zu regeln, haben be-
schlossen, eine feierliche Übereinkunft zu treffen, welche die mit einzelnen deutschen Ländern abgeschlossenen 
Konkordate ergänzen und auch für die übrigen Länder eine in den Grundsätzen einheitliche Behandlung der 
einschlägigen Fragen sichern soll. 

Zu diesem Zweck haben Seine Heiligkeit Papst Pius XI. zu Ihrem Bevollmächtigten Seine Eminenz den 
Hochwürdigsten Herrn Kardinal Eugen Pacelli, Ihren Staatssekretär, und der Deutsche Reichspräsident zum 
Bevollmächtigten den Vizekanzler des Deutschen Reiches, Herrn Franz von Papen, ernannt, die, nachdem sie 
ihre beiderseitigen Vollmachten ausgetauscht und in guter und gehöriger Form befunden haben, über folgende 
Artikel übereingekommen sind: 
Art. 1 Das Deutsche Reich gewährleistet die Freiheit des Bekenntnisses und der öffentlichen Ausübung der 
katholischen Religion. Es anerkennt das Recht der katholischen Kirche, innerhalb der Grenzen des für alle 
geltenden Gesetzes, ihre Angelegenheiten selbständig und zu ordnen und zu verwalten und im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit für ihre Mitglieder bindende Gesetze und Anordnungen zu erlassen. 
Art. 2 Die mit Bayern (1924), Preußen (1929) und Baden (1932) abgeschlossenen Konkordate bleiben bestehen 
und die in ihnen anerkannten Rechte und Freiheiten der katholischen Kirche innerhalb der betreffenden Staats-
gebiete unverändert gewahrt. Für die übrigen Länder greifen die in dem vorliegenden Konkordat getroffenen 
Vereinbarungen in ihrer Gesamtheit Platze Letztere sind auch für die obengenannten drei Länder verpflichtend, 
soweit sie Gegenstände betreffen, die in den Länderkonkordaten nicht geregelt wurden oder soweit sie die frü-
her getroffene Regelung ergänzen. In Zukunft wird der Abschluß von Länderkonkordaten nur im Einverneh-
men mit der Reichsregierung erfolgen. 
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Art. 3 Um die guten Beziehungen zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich zu pflegen, wird wie 
bisher ein apostolischer Nuntius in der Hauptstadt des Reiches und ein Botschafter des Deutschen Reiches beim 
Heiligen Stuhl residieren. 
Art. 4 Der Heilige Stuhl genießt in seinem Verkehr und seiner Korrespondenz mit den Bischöfen, dem Klerus 
und den übrigen Angehörigen der katholischen Kirche in Deutschland volle Freiheit. Dasselbe gilt für die Bi-
schöfe und sonstigen Diözesanbehörden für ihren Verkehr mit den Gläubigen in allen Angelegenheiten ihres 
Hirtenamtes. Anweisungen, Verordnungen, Hirtenbriefe, amtliche Diözesanblätter und sonstige die geistliche 
Leitung der Gläubigen betreffenden Verfügungen, die von den kirchlichen Behörden im Rahmen ihrer Zustän-
digkeit (Artikel 1 Abs. 2erlassen werden, können ungehindert veröffentlicht und in den bisher üblichen Formen 
zur Kenntnis der Gläubigen gebracht werden. 
Art. 5 In Ausübung ihrer geistlichen Tätigkeit genießen die Geistlichen in gleicher Weise wie die Staatsbeamten 
den Schutz des Staates. Letzterer wird gegen Beleidigungen ihrer Person oder ihrer Eigenschaft als Geistliche 
sowie gegen Störungen ihrer Amtshandlungen nach Maßgabe der allgemeinen staatlicher Gesetzgebung vorge-
hen und im Bedarfsfall behördlichen Schutz gewähren. 
Art. 6 Kleriker und Ordensleute sind frei von der Verpflichtung zur Übernahme öffentlicher Ämter und sol-
cher Obliegenheiten, die nach den Vorschriften des kanonischen Rechtes mit dem geistlichen Stande bzw. dem 
Ordensstande nicht vereinbar sind. Dies gilt insbesondere von dem Amt eines Schöffen, eines Geschworenen, 
eines Mitglieds der Steuerausschüsse oder der Finanzgerichte. 
Art. 7 Zur Annahme einer Anstellung oder eines Amtes im Staat oder bei einer von ihm abhängigen Körper-
schaft des öffentlichen Rechtes bedürfen Geistliche des Nihil obstat ihres Diözesanordinarius sowie des Ordi-
narius des Sitzes der öffentlich-rechtlichen Körperschaft. Das Nihil obstat ist jederzeit aus wichtigen Gründen 
kirchlichen Interesses widerrufbar. 
Art. 8 Das Amtseinkommen der Geistlichen ist in gleichem Maße von der Zwangsvollstreckung befreit wie die 
Amtsbezüge der Reichs- und Staatsbeamten. 
Art. 9 Geistliche können von Gerichtsbehörden und anderen Behörden nicht um Auskünfte über Tatsachen 
angehalten werden, die ihnen bei Ausübung der Seelsorge anvertraut worden sind und deshalb unter die Pflicht 
der seelsorgerlichen Verschwiegenheit fallen. 
Art. 10 Der Gebrauch geistlicher Kleidung oder des Ordensgewandes durch Laien oder durch Geistliche oder 
Ordenspersonen, denen dieser Gebrauch durch die zu ständige Kirchenbehörde durch endgültige, der Staats-
behörde amtlich bekanntgegebene Anordnung rechtskräftig verboten worden ist, unterliegt staatlicherseits den 
gleichen Strafen wie der Mißbrauch der militärischen Uniform. 
Art. 11 Die gegenwärtige Diözesanorganisation und -zirkumskription der katholischen Kirche im Deutschen 
Reich bleibt bestehen. Eine in Zukunft etwa erforderlich erscheinende Neueinrichtung eines Bistums oder einer 
Kirchenprovinz oder sonstige Änderungen der Diözesanzirkumskription bleiben, soweit es sich um Neubil-
dungen innerhalb der Grenzen eines deutschen Landes handelt, der Vereinbarung mit der zuständigen Lan-
desregierung vorbehalten. Bei Neubildungen oder Änderungen, die über die Grenzen eines deutschen Landes 
hinausgreifen, erfolgt die Verständigung mit der Reichsregierung, der es überlassen bleibt, die Zustimmung 
der in Frage kommenden Länderregierungen herbeizuführen. Dasselbe gilt entsprechend für die Neuerrich-
tung oder Änderung von Kirchenprovinzen, falls mehrere deutsche Länder daran beteiligt sind. Auf kirch-
liche Grenzverlegungen, die lediglich im Interesse der örtlichen Seelsorge erfolgen, finden die vorstehenden 
Bedingungen keine Anwendung. Bei etwaigen Neugliederungen innerhalb des Deutschen Reiches wird sich die 
Reichsregierung zwecks Neuordnung der Diözesanorganisation und -zirkumskription mit dem Heiligen Stuhl 
in Verbindung setzen. 
Art. 12 Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 11 können kirchliche Ämter frei errichtet und umgewan-
delt werden, falls Aufwendungen aus Staatsmitteln nicht beansprucht werden. Die staatliche Mitwirkung bei 
der Bildung und Veränderung von Kirchengemeinden erfolgt nach Richtlinien, die mit den Diözesanbischöfen 
vereinbart werden und für deren möglichst einheitliche Gestaltung die Reichsregierung bei den Länderregie-
rungen wirken wird. 
Art. 13 Die katholischen Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Diözesanverbände, die Bischöf-
lichen Stühle, Bistümer und Kapitel, die Orden und religiösen Genossenschaften sowie die unter Verwaltung 
kirchlicher Organe gestellten Anstalten, Stiftungen und Vermögensstücke der katholischen Kirche behalten 
bzw. erlangen die Rechtsfähigkeit für den staatlichen Bereich nach den allgemeinen Vorschriften des staatlichen 
Rechts. Sie bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, soweit sie solche bisher waren; den anderen kön-
nen die gleichen Rechte nach Maßgabe des für alle geltenden Gesetzes gewährt werden. 
Art. 14 Die Kirche hat grundsätzlich das freie Besetzungsrecht für alle Kirchenämter und Benefizien ohne Mit-
wirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinden, soweit nicht durch die in Artikel 2 genannten Konkor-
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date andere Vereinbarungen getroffen sind. Bezüglich der Besetzung von Bischöflichen Stühlen findet auf die 
beiden Suffraganbistümer Rottenburg und Mainz wie auch für das Bistum Meißen die für den Metropolitansitz 
der Oberrheinischen Kirchenprovinz Freiburg getroffene Regelung entsprechende Anwendung. Das gleiche gilt 
für die erstgenannten zwei Suffraganbistümer bezüglich der Besetzung von domkapitularischen Stellen und der 
Regelung des Patronatsrechtes. Außerdem besteht Einvernehmen über folgende Punkte: 

1.Katholische Geistliche, die in Deutschland ein geistliches Amt bekleiden oder eine 
seelsorgerliche oder Lehrtätigkeit ausüben, müssen: 
a.deutsche Staatsangehörige sein, 
b.ein zum Studium an einer deutschen höheren Lehranstalt berechtigendes   Reifezeugnis erworben haben, 
c.auf einer deutschen staatlichen Hochschule, einer deutschen kirchlichen akademischen Lehranstalt oder 

einer päpstlichen Hochschule in Rom ein wenigstens dreijähriges philosophisch-theologisches Studium abge-
legt haben. 

2.Die Bulle für die Ernennung von Erzbischöfen, Bischöfen, eines Koadjutors cum jure successionis oder 
eines Praelatus nullius wird erst ausgestellt, nachdem der Name des dazu Ausersehenen dem Reichsstatthalter 
in dem zuständigen Lande mitgeteilt und festgestellt ist, daß gegen ihn Bedenken allgemein politischer Natur 
nicht bestehen. Bei kirchlichem und staatlichem Einverständnis kann von den im Absatz 2, Ziffer 1 a, b und c 
genannten Erfordernissen abgesehen werden. 
Art. 15 Orden und religiöse Genossenschaften unterliegen in bezug auf ihre Gründung, Niederlassung, die Zahl 
und - vorbehaltlich Artikel 15 Absatz 2 - die Eigenschaften ihrer Mitglieder, ihre Tätigkeit in der Seelsorge, im 
Unterricht, in Krankenpflege und karitativer Arbeit, in der Ordnung ihrer Angelegenheiten und der Verwaltung 
ihres Vermögens staatlicherseits keiner besonderen 

Beschränkung. Geistliche Ordensobere, die innerhalb des Deutschen Reiches ihren Amtssitz haben, müssen 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. Provinz - und Ordensoberen, deren Amtssitz außerhalb des deut-
schen Reichsgebietes liegt, steht, auch wenn sie anderer Staatsangehörigkeit sind, das Visitationsrecht bezüglich 
ihrer in Deutschland liegenden Niederlassungen zu. Der Heilige Stuhl wird dafür Sorge tragen, daß für die 
innerhalb des Deutschen Reiches bestehenden Ordensniederlassungen die Provinzorganisation so eingerichtet 
wird, daß die Unterstellung deutscher Niederlassungen unter ausländische Provinzialobere tunlichst entfällt. 
Ausnahmen hiervon können im Einvernehmen mit der Reichsregierung zugelassen werden, insbesondere in 
solchen Fällen, wo die geringe Zahl der Niederlassungen die Bildung; einer deutschen Provinz untunlicht macht 
oder wo besondere Gründe vorliegen, eine geschichtlich gewordene und sachlich bewährte Provinzorganisation 
bestehen zu lassen. 
Art. 16 Bevor die Bischöfe von ihrer Diözese Besitz ergreifen, leisten sie in die Hand des Reichsstatthalters in 
dem zuständigen Lande bzw. des Reichspräsidenten einen Treueid nach folgender Formel: »Vor Gott und auf 
die heiligen Evangelien schwöre und verspreche ich, so wie es einem Bischof geziemt, dem Deutschen Reich 
und dem Lande... Treue. Ich schwöre und verspreche, die verfassungsmäßig gebildete Regierung zu achten und 
vorn meinem Klerus achten zu lassen. In der pflichtmäßigen Sorge (um das Wohl und das Interesse des deut-
schen Staatswesens werde ich in Ausübung des mir übertragenen geistlichen Amtes jeden Schaden zu verhüten 
trachten, der es bedrohen könnte.« 
Art. 17 Das Eigentum und andere Rechte der öffentlich-rechtlichen Körperschaften, der Anstalten, Stiftungen 
und Verbände der katholischen Kirche an ihrem Vermögen werden nach Maßgabe der allgemeinen Staatsgeset-
ze gewährleistet. Aus keinem irgendwie gearteten Grunde darf ein Abbruch von gottesdienstlichen Gebäuden 
erfolgen, es sei denn nach vorherigem Einvernehmen mit der zuständigen kirchlichen Behörde. 
Art. 18 Falls die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die katholi-
sche Kirche abgelöst werden sollten, wird vor der Ausarbeitung der für die Ablösung aufzustellenden Grundsät-
ze rechtzeitig zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Reich ein freundschaftliches Einvernehmen herbeigeführt 
werden. Zu den besonderen Rechtstiteln zählt auch das rechtsbegründete Herkommen. Die Ablösung muß den 
Ablösungsberechtigten einen angemessenen Ausgleich für den Wegfall der bisherigen staatlichen Leistungen 
gewähren. 
Art. 19 Die katholisch-theologischen Fakultäten an den staatlichen Hochschulen bleiben erhalten. Ihr Verhält-
nis zur kirchlichen Behörde richtet sich nach den einschlägigen Konkordaten und dazugehörenden Schluß-
protokollen festgelegten Bestimmungen unter Beachtung der einschlägigen kirchlichen Vorschriften. Die 
Reichsregierung wird sich angelegen sein lassen, für sämtliche in Frage kommenden katholischen Fakultäten 
Deutschlands eine einheitliche Praxis zu sichern 
Art. 20 Die Kirche hat das Recht, soweit nicht andere Vereinbarungen vorliegen, zur Ausbildung des Klerus 
philosophische und theologischen Lehranstalten zu errichten, die ausschließlich von der kirchlichen Behör-
de abhängen, falls keine staatlichen Zuschüsse verlangt werden. Die Errichtung, Leitung und Verwaltung der 
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Priesterseminare sowie der kirchlichen Konvikte steht, innerhalb der Grenzen des für alle geltenden Gesetzes, 
ausschließlich den kirchlichen Behörden zu. 
Art. 21 Der katholische Religionsunterricht in den Volksschulen, Berufsschulen, Mittelschulen und höheren 
Lehranstalten ist ordentliches Lehrfach und wird in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der katholischen 
Kirche erteilt. Im Religionsunterricht wird die Erziehung zu vaterländischem, staatsbürgerlichem und sozialem 
Pflichtbewußtsein aus dem Geiste des christlichen Glaubens des Sittengesetzes mit besonderem Nachdruck ge-
pflegt werden, ebenso wie es im gesamten übrigen Unterricht geschieht. Lehrstoff und Auswahl der Lehrbücher 
für den Religionsunterricht werden im Einvernehmen mit der kirchlichen Oberbehörde festgesetzt. Den kirch-
lichen Oberbehörden wird Gelegenheit gegeben werden, im Einvernehmen mit der Schulbehörde zu prüfen, ob 
die Schüler Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Lehrern und Anforderungen der Kirche erhalten. 
Art. 22 Bei der Anstellung von katholischen Religionslehrern findet Verständigung zwischen dem Bischof und 
der Landesregierung statt. Lehrer, die wegen ihrer Lehre oder sittlichen Führung; vom Bischof zur weiteren 
Erteilung des Religionsunterrichtes für ungeeignet erklärt worden sind, dürfen, solange dies Hindernis besteht, 
nicht als Religionslehrer verwendet werden. 
Art. 23 Die Beibehaltung und Neueinrichtung katholischer Bekenntnisschulen bleibt gewährleistet. In allen 
Gemeinden, in denen Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte es beantragen, werden katholische Volks-
schulen errichtet werden, wenn die Zahl der Schüler unter gebührender Berücksichtigung der örtlichen schul-
organisatorischen Verhältnisse einen nach Maßgabe der staatlichen Vorschriften geordneten Schulbetrieb 
durchführbar erscheinen läßt. 
Art. 24 An allen katholischen Volksschulen werden nur solche Lehrer angestellt, die der katholischen Kirche 
angehören und Gewähr bieten, den besonderen Erfordernissen der katholischen Bekenntnisschule zu entspre-
chen. Im Rahmen der allgemeinen Berufausbildung der Lehrer werden Einrichtungen geschaffen, die eine Aus-
bildung katholischer Lehrer entsprechend den besonderen Erfordernissen der katholischen Bekenntnisschule 
gewährleisten 
Art. 25 Orden und religiöse Kongregationen sind im Rahmen der allgemeinen Gesetze und gesetzlichen Be-
dingungen zur Gründung und Führung von Privatschulen berechtigt. Diese Privatschulen geben die gleichen 
Berechtigungen wie die staatlichen Schulen, soweit sie die lehrplanmäßigen Vorschriften für letztere erfüllen. 
Für Angehörige von Orden oder religiösen Genossenschaften gelten hinsichtlich der Zulassung zum Lehramte 
und für die Anstellung an Volksschulen, mittleren oder höheren Lehranstalten die allgemeinen Bedingungen. 
Art. 26 Unter Vorbehalt einer umfassenden späteren Regelung der eherechtlichen Fragen besteht Einverständ-
nis darüber, daß, außer im Falle einer lebensgefährlichen, einen Aufschub nicht gestattenden Erkrankung eines 
Verlobten, auch im Falle schweren sittlichen Notstandes, dessen Vorhandensein durch die zuständige bischöfli-
che Behörde bestätigt sein muß, die kirchliche Einsegnung der Ehe vor der Ziviltrauung vorgenommen werden 
darf. Der Pfarrer ist in solchen Fällen verpflichtet, dem Standesamt unverzüglich Anzeige zu erstatten. 
Art. 27 Der Deutschen Reichswehr wird für die zu ihr gehörenden katholischen Offiziere, Beamten und Mann-
schaften sowie deren Familien eine exemte Seelsorge zugestanden. Die Leitung der Militärseelsorge obliegt 
dem Armeebischof. Seine kirchliche Ernennung erfolgt durch den Heiligen Stuhl, nachdem letzterer sich mit 
der Reichsregierung in Verbindung gesetzt hat, um im Einvernehmen mit ihr eine geeignete Persönlichkeit zu 
bestimmen. Die kirchliche Ernennung der Militärpfarrer und sonstigen Militärgeistlichen erfolgt nach vor-
gängigem Benehmen mit der zuständigen Reichsbehörde durch den Armeebischof. Letzterer kann nur solche 
Geistliche ernennen, die von ihrem zuständigen Diözesanbischof die Erlaubnis zum Eintritt in die Militär-
seelsorge und ein entsprechendes Eignungszeugnis erhalten haben. Die Militärgeistlichen haben für die ihnen 
zugewiesenen Truppen und Heeresangehörigen Pfarrechte. Die näheren Bestimmungen über die Organisation 
der katholischen Heeresseelsorge erfolgen durch ein Apostolisches Breve. Die Regelung der beamtenrechtlichen 
Verhältnisse erfolgt durch die Reichsregierung. 
Art. 28 In Krankenhäusern, Strafanstalten und sonstigen Häusern der öffentlichen Hand wird die Kirche im 
Rahmen der allgemeinen Hausordnung zur Vornahme seelsorgerlicher Besuche und gottesdienstlicher Hand-
lungen zugelassen. Wird in solchen Anstalten eine regelmäßige Seelsorge eingerichtet und müssen hierfür 
Geistliche als Staats- oder sonstige öffentliche Beamte eingestellt werden, so geschieht dies im Einvernehmen 
mit der kirchlichen Oberbehörde. 
Art. 29 Die innerhalb des Deutschen Reiches wohnhaften katholischen Angehörigen einer nichtdeutschen völ-
kischen Minderheit werden bezüglich der Berücksichtigung ihrer Muttersprache in Gottesdienst, Religionsun-
terricht und kirchlichem Vereinswesen nicht weniger günstig gestellt werden, als der rechtlichen und tatsäch-
lichen Lage der Angehörigen deutscher Abstammung und Sprache innerhalb des Gebietes des entsprechenden 
fremden Staates entspricht. 
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Art. 30 An den Sonntagen und den gebotenen Feiertagen wird in den Bischofskirchen sowie in den Pfarr-, Fili-
al- und Klosterkirchen des Deutschen Reiches im Anschluß an den Hauptgottesdienst, entsprechend den Vor-
schriften der kirchlichen Liturgie, ein Gebet für das Wohlergehen des Deutschen Reiches und Volkes eingelegt. 
Art. 31 Diejenigen katholischen Organisationen und Verbände, die ausschließlich religiösen, reinkulturel-
len und karitativen Zwecken dienen und als solche der kirchlichen Behörde unterstellt sind, werden in ihren 
Einrichtungen und in ihrer Tätigkeit geschützt. Diejenigen katholischen Organisationen, die außer religiösen, 
kulturellen oder karitativen Zwecken auch anderen, darunter auch sozialen oder berufsständischen Aufgaben 
dienen, sollen, unbeschadet einer etwaigen Einordnung in staatliche Verbände, den Schutz des Artikels 31 Ab-
satz 1 genießen, sofern sie Gewähr dafür bieten, ihre Tätigkeit außerhalb jeder politischen Partei zu entfalten. 
Die Feststellung der Organisationen und Verbände, die unter die Bestimmungen dieses Artikels fallen, bleibt 
vereinbarlicher Abmachung zwischen der Reichsregierung und dem deutschen Episkopat vorbehalten. Insoweit 
das Reich und die Länder sportliche oder andere Jugendorganisationen betreuen, wird Sorge getragen werden, 
daß deren Mitgliedern die Ausübung ihrer kirchlichen Verpflichtungen an Sonn- und Feiertagen regelmäßig 
ermöglicht wird und sie zu nichts veranlaßt werden, was mit ihren religiösen und sittlichen Überzeugungen 
und Pflichten nicht vereinbar wäre. 
Art. 32 Auf Grund der in Deutschland bestehenden besonderen Verhältnisse wie im Hinblick auf die durch die 
Bestimmungen des vorstehenden Konkordats geschaffenen Sicherungen einer die Rechte und Freiheiten der 
katholischen Kirche im Reich und seinen Ländern wahrenden Gesetzgebung erläßt der Heilige Stuhl Bestim-
mungen, die für die Geistlichen und Ordensleute die Mitgliedschaft in politischen Parteien und die Tätigkeit 
für solche Parteien ausschließen. 
Art. 33 Die auf kirchliche Personen oder kirchliche Dinge bezüglichen Materien, die in den vorstehenden Ar-
tikeln nicht behandelt wurden, werden für den kirchlichen Bereich dem geltenden kanonischen Recht gemäß 
geregelt. 

Sollte sich in Zukunft wegen der Auslegung oder Anwendung einer Bestimmung dieses Konkordates irgend-
eine Meinungsverschiedenheit ergeben, so werden der Heilige Stuhl und das Deutsche Reich im gemeinsamen 
Einvernehmen eine freundschaftliche Lösung herbeiführen. 
Art. 34 Das vorliegende Konkordat, dessen deutscher und italienischer Text gleiche Kraft haben, soll ratifiziert 
und die Ratifikationsurkunden baldigst ausgetauscht werden. Es tritt mit dem Tage ihres Austausches in Kraft. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Konkordat unterzeichnet 
Geschehen in doppelter Urschrift. 
In der Vatikanstadt, am 20. Juli 1933. 

L. S. gez. Eugenio Cardinale Pacelli 
L. S. gez. Franz von Papen 

SCHLUßPROTOKOLL 
Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage abgeschlossenen Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhl 

und dem Deutschen Reich haben die ordnungsmäßig bevollmächtigten Unterzeichneten folgende übereinstim-
mende Erklärungen abgegeben, die einen integrierenden Bestandteil des Konkordats selbst bilden. 

Zu Art. 3 Der Apostolische Nuntius beim Deutschen Reich ist, entsprechend dem Notenwechsel zwischen 
der Apostolischen Nuntiatur in Berlin und dem Auswärtigen Amt vom 11. und 27. März 1930, Doyen des dort 
akkreditierten Diplomatischen Korps. 

Zu Art. 1 Es besteht Einverständnis darüber, daß das Recht der Kirche, Steuern zu erheben, gewährleistet 
bleibt. 

Zu Artikel 14 Absatz 2 Ziffer 2
Es besteht Einverständnis darüber, daß, sofern Bedenken allgemeinpolitischer Natur bestehen, solche in kür-

zester Frist vorgebracht werden. Liegt nach Ablauf von 20 Tagen eine derartige Erklärung nicht vor, so wird der 
Heilige Stuhl berechtigt sein, anzunehmen, daß Bedenken gegen den Kandidaten nicht bestehen. Über die in 
Frage stehenden Persönlichkeiten wird bis zur Veröffentlichung der Ernennung volle Vertraulichkeit gewahrt 
werden. Ein staatliches Vetorecht soll nicht begründet werden. 

Zu Art. 17 Soweit staatliche Gebäude oder Grundstücke Zwecken der Kirche gewidmet sind, bleiben sie die-
sen, unter Wahrung etwa bestehender Verträge, nach wie vor überlassen. 

Zu Artikel 19 Satz 2
Die Grundlage bietet zur Zeit des Konkordatsabschlusses besonders die Apostolische Konstitution »Deus 

scientiarum Dominus« vom 24. Mai 1931 und die Instruktion vom 7. Juli 1932. 
Zu Art. 20 Die unter Leitung der Kirche stehenden Konvikte an Hochschulen und Gymnasien werden in 

steuerrechtlicher Hinsicht als wesentliche kirchliche Institutionen im eigentlichen Sinne und als Bestandteil der 
Diözesanorganisation anerkannt. 
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Zu Art. 24 Soweit nach Neuordnung der Lehrerbildungswesens Privatanstalten in der Lage sind, den all-
gemein geltenden staatlichen Anforderungen für Ausbildung von Lehrern oder Lehrerinnen zu entsprechen, 
werden bei ihrer Zulassung auch bestehende Anstalten der Orden und Kongregationen entsprechend berück-
sichtigt werden. 

Zu Art. 26 Ein schwerer sittlicher Notstand liegt vor, wenn es auf unüberwindliche oder nur mit unverhält-
nismäßigem Aufwand zu beseitigende Schwierigkeiten stößt, die zur Eheschließung erforderlichen Urkunden 
rechtzeitig beizubringen. 

Zu Artikel 27 Absatz 19
Die katholischen Offiziere, Beamten und Mannschaften sowie deren Familien gehören nicht den Ortskir-

chengemeinden an und tragen nicht zu deren Lasten bei Absatz 4. Der Erlaß des Apostolischen Breve erfolgt im 
Benehmen mit der Reichsregierung. 

ZU Art. 28 In dringenden Fällen ist der Zutritt dem Geistlichen jederzeit zu gewähren. 
ZU Art. 29 Nachdem die Deutsche Reichsregierung sich zu dem Entgegenkommen in bezug auf nicht-

deutsche Minderheiten bereitgefunden hat, erklärt der Heilige Stuhl, in Bekräftigung seiner stets vertretenen 
Grundsätze bezüglich des Rechtes der Muttersprache in der Seelsorge, im Religionsunterricht und im katholi-
schen Vereinsleben, bei künftigen konkordatären Abmachungen mit anderen Ländern auf die Aufnahme einer 
gleichwertigen, die Rechte der deutschen Minderheiten schützende Bestimmung Bedacht nehmen zu wollen. 

Zu Artikel 31 Absatz 4 
Die im Artikel 31 Absatz 4 niedergelegten Grundsätze gelten auch für den Arbeitsdienst. 
Zu Art. 32 
Es herrscht Einverständnis darüber, daß vom Reich bezüglich der nichtkatholischen Konfessionen gleiche 

Regelungen betreffend parteipolitische Betätigung veranlaßt werden. Das den Geistlichen und Ordensleuten 
Deutschlands in Ausführung des Artikels 32 zur Pflicht gemachte Verhalten bedeutet keinerlei Einengung der 
pflichtmäßigen Verkündung und Erläuterung der dogmatischen und sittlichen Lehren und Grundsätze der 
Kirche. 

In der Vatikanstadt, am 20. Juli 1933. 
L. S. gez. Eugenio Cardinale Pacelli  

L. S. gez. Franz von Papen 



326

Dokumente zum Verfassungsrecht des Nationalsozialismus [27]

Nr. 27 Dokumente zum Verfassungsrecht des Nationalsozialismus 

Nr. 27a. „Reichstagsbrandverordnung“
vom 28. Februar 1933

(Reichsgesetzblatt 1933 I, 83)

Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat
erordnung“ (1933)

Auf Grund des Artikels 48 Abs. 2 der Reichsverfassung wird zur Abwehr kommunistischer staatsgefährden-
der Gewaltakte folgendes verordnet:
§ 1 Die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 der Verfassung des Deutschen Reichs werden bis auf weiteres 
außer Kraft gesetzt. Es sind daher Beschränkungen der persönlichen Freiheit, des Rechts der freien Meinungs-
äußerung, einschließlich der Pressefreiheit, des Vereins- und Versammlungsrechts, Eingriffe in das Brief-, Post-, 
Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis, Anordnungen von Haussuchungen und von Beschlagnahmen sowie 
Beschränkungen des Eigentums auch außerhalb der sonst hierfür bestimmten gesetzlichen Grenzen zulässig.
§ 2 Werden in einem Lande die zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen Maß-
nahmen nicht getroffen, so kann die Reichsregierung insoweit die Befugnisse der obersten Landesbehörde vo-
rübergehend wahrnehmen.
§ 3 Die Behörden der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) haben den auf Grund des § 2erlassenen 
Anordnungen der Reichsregierung im Rahmen ihrer Zuständigkeit Folge zu leisten.
§ 4 Wer den von den obersten Landesbehörden oder den ihnen nachgeordneten Behörden zur Durchführung 
dieser Verordnung erlassenen Anordnungen oder den von der Reichsregierung gemäß § 2erlassenen Anord-
nungen zuwiderhandelt oder wer zu solcher Zuwiderhandlung auffordert oder anreizt, wird, soweit nicht die 
Tat nach anderen Vorschriften mit einer schwereren Strafe bedroht ist, mit Gefängnis nicht unter einem Monat 
oder mit Geldstrafe von 150 bis zu 15 000 Reichsmark bestraft.

Wer durch Zuwiderhandlung nach Abs. 1 eine gemeine Gefahr für Menschenleben herbeiführt, wird mit 
Zuchthaus, bei mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten und, wenn die Zuwiderhand-
lung den Tod eines Menschen verursacht, mit dem Tode, bei mildernden Umständen mit Zuchthaus nicht unter 
zwei Jahren bestraft. Daneben kann auf Vermögenseinziehung erkannt werden.

Wer zu einer gemeingefährlichen Zuwiderhandlung (Abs. 2) auffordert oder anreizt, wird mit Zuchthaus, bei 
mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft.
§ 5 Mit dem Tode sind die Verbrechen zu bestrafen, die das Strafgesetzbuch in den §§ 81(Hochverrat), 229 
(Giftbeibringung), 307 (Brandstiftung), 311 (Explosion), 312 (Überschwemmung), 315 Abs. 2 (Beschädigung 
von Eisenbahnanlagen), 324 (gemeingefährliche Vergiftung) mit lebenslangem Zuchthaus bedroht.

Mit dem Tode oder, soweit nicht bisher eine schwerere Strafe angedroht ist, mit lebenslangem Zuchthaus oder 
mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren wird bestraft:

Wer es unternimmt, den Reichspräsidenten oder ein Mitglied oder einen Kommissar der Reichsregierung 
oder einer Landesregierung zu töten oder wer zu einer solchen Tötung auffordert, sich erbietet, ein solches 
Erbieten annimmt oder eine solche Tötung mit einem anderen verabredet;

wer in den Fällen des § 115 Abs.2 des Strafgesetzbuchs (schwerer Aufruhr) oder des § 125 Abs. 2 des Strafge-
setzbuchs (schwerer Landfriedensbruch) die Tat mit Waffen oder in bewußtem und gewolltem Zusammenwir-
ken mit einem Bewaffneten begeht;

wer eine Freiheitsberaubung (§ 239des Strafgesetzbuchs) in der Absicht begeht, sich des der Freiheit Beraub-
ten als Geisel im politischen Kampfe zu bedienen. 
§ 6 Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.

Berlin, den 28. Februar 1933.
Der Reichspräsident 

von Hindenburg 
Der Reichskanzler 

Adolf Hitler 
Der Reichsminister des Innern 

Frick 
Der Reichsminister der Justiz 

Dr. Gürtner
http://de.wikisource.org/wiki/Reichstagsbrandverordnung
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Nr. 27b. „Ermächtigungsgesetz“
vom 24. März 1933

(Reichsgesetzblatt 1933 I, 141)

Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich
Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet 

wird, nachdem festgestellt ist, daß die Erfordernisse verfassungsändernder Gesetzgebung erfüllt sind:
Art. 1 Reichsgesetze können außer in dem in der Reichsverfassung vorgesehenen Verfahren auch durch die 
Reichsregierung beschlossen werden. Dies gilt auch für die in den Artikeln 85 Abs. 2 und 87 der Reichsverfas-
sung bezeichneten Gesetze.
Art. 2 Die von der Reichsregierung beschlossenen Reichsgesetze können von der Reichsverfassung abweichen, 
soweit sie nicht die Einrichtung des Reichstags und des Reichsrats als solche zum Gegenstand haben. Die Rechte 
des Reichspräsidenten bleiben unberührt.
Art. 3 Die von der Reichsregierung beschlossenen Reichsgesetze werden vom Reichskanzler ausgefertigt und 
im Reichsgesetzblatt verkündet. Sie treten, soweit sie nichts anderes bestimmen, mit dem auf die Verkündung 
folgenden Tage in Kraft. Die Artikel 68 bis 77 der Reichsverfassung finden auf die von der Reichsregierung 
beschlossenen Gesetze keine Anwendung.
Art. 4 Verträge des Reichs mit fremden Staaten, die sich auf Gegenstände der Reichsgesetzgebung beziehen, be-
dürfen nicht der Zustimmung der an der Gesetzgebung beteiligten Körperschaften. Die Reichsregierung erläßt 
die zur Durchführung dieser Verträge erforderlichen Vorschriften.
Art. 5 Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft. Es tritt mit dem 1. April 1937 außer Kraft; 
es tritt ferner außer Kraft, wenn die gegenwärtige Reichsregierung durch eine andere abgelöst wird.

Berlin, den 24. März 1933.
Der Reichspräsident 

von Hindenburg
Der Reichskanzler 

Adolf Hitler
Des Reichsminister des Innern 

Frick
Der Reichsminister des Auswärtigen 

Freiherr von Neurath
Der Reichsminister der Finanzen 

Graf Schwerin von Krosigk

Nr. 27c. Gesetz zur Gleichschaltung der Länder I
vom 31. März 1933

(Reichsgesetzblatt 1933 I, 153)

GleicVorläufiges Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Vereinfachung der Landesgesetzgebung
§ 1 (1) Die Landesregierungen sind ermächtigt, außer in den in den Landesverfassungen vorgesehenen Verfah-
ren Landesgesetze zu beschließen. Dies gilt auch für Gesetze, die den in Artikel 85 Abs. 2 und 87 der Reichsver-
fassung bezeichneten Gesetzen entsprechen.

(2) Über Ausfertigung und Verkündung der von den Landesregierungen beschlossenen Gesetze treffen die 
Landesregierungen Bestimmung.
§ 2 (1) Zur Neuordnung der Verwaltung, einschließlich der gemeindlichen Verwaltung, und zur Neuregelung 
der Zuständigkeiten können die von den Landesregierungen beschlossenen Landesgesetze von den Landesver-
fassungen abweichen.

(2) Die Einrichtung der gesetzgebenden Körperschaften als solche darf nicht berührt werden.
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§ 3 Staatsverträge, die sich auf Gegenstände der Landesgesetzgebung beziehen, bedürfen nicht der Zustimmung 
der an der Gesetzgebung beteiligten Körperschaften. Die Landesregierungen erlassen die zur Durchführung 
dieser Verträge erforderlichen Vorschriften.

Volksvertretungen der Länder
§ 4 (1) Die Volksvertretungen der Länder (Landtage, Bürgerschaften) werden mit Ausnahme des am 5. März 
1933 gewählten Preußischen Landtags hiermit aufgelöst, soweit dies nicht bereits nach Landesrecht geschehen 
ist.

(2) Sie werden neu gebildet nach den Stimmenzahlen, die bei der Wahl zum Deutschen Reichstag am 5. 
März 1933 innerhalb eines jeden Landes auf die Wahlvorschläge entfallen sind. Hierbei werden die auf Wahl-
vorschläge der Kommunistischen Partei entfallenden Sitze nicht zugeteilt. Dasselbe gilt für Wahlvorschläge von 
Wählergruppen, die als Ersatz von Wahlvorschlägen der Kommunistischen Partei anzusehen sind.
§ 5 (1) In den Ländern Bayern, Sachsen, Württemberg und Baden werden den Wählergruppen so viele Sitze 
zugewiesen, als die Verteilungszahl in der Gesamtzahl der für ihre Wahlvorschläge abgegebenen Stimmen ent-
halten ist. Dabei wird ein Rest von mehr als der Hälfte der Verteilungszahl der vollen Verteilungszahl gleich-
geachtet.

(2) Die Verteilungszahl wird festgesetzt für Bayern und Sachsen auf je 40 000, für Württemberg auf 25 000 
und für Baden auf 21 000.
§ 6 (1) In den Ländern Thüringen, Hessen, Hamburg, Mecklenburg-Schwerin, Oldenburg, Braunschweig, An-
halt, Bremen, Lippe, Lübeck, Mecklenburg-Strelitz und Schaumburg-Lippe darf die Zahl der Mitglieder der neu 
zu bildenden Landtage (Bürgerschaften) die folgenden Höchstziffern nicht überschreiten:

Thüringen                           59 
Hessen                                 50 
Hamburg                           128 
Mecklenburg-Schwerin     48 
Oldenburg                           39 
Braunschweig                      36

Anhalt                                30 
Bremen                              96 
Lippe                                  18 
Lübeck                               64 
Mecklenburg-Strelitz       15 
Schaumburg-Lippe          12.

(2) Die den Wählergruppen nach Abs. 1 zustehenden Abgeordnetensitze werden nach dem geltenden Landes-
wahlrecht ermittelt. Nach Landeswahlrecht festgesetzte Verteilungszahlen werden indessen so erhöht, daß die 
durch Abs. 1 bestimmte Höchstzahl von Mitgliedern nicht überschritten wird.
§ 7 (1) Die Sitze werden den Bewerbern auf Grund von Wahlvorschlägen zugewiesen, die die Wählergrup-
pen bis spätestens 13. April 1933 einzureichen haben. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen sind alle Wäh-
lergruppen befugt, auf deren Wahlvorschlag am 5. März 1933 Stimmen entfallen sind; dies gilt nicht für die 
Kommunistische Partei und solche Wählergruppen, deren Wahlvorschläge als Ersatz von Wahlvorschlägen der 
Kommunistischen Partei anzusehen sind.

(2) Verbindungen und Anschlüsse sind nur insoweit zulässig, als sie bei der Reichstagswahl am 5. März 1933 
getätigt waren.

(3) Wahlbewerbern, die bis zum 5. März 1933 zur Kommunistischen Partei gehörten, werden Sitze nicht 
zugewiesen.
§ 8 Die neuen Landtage (Bürgerschaften) gelten mit dem 5. März 1933 als auf vier Jahre gewählt. Eine vorzeitige 
Auflösung ist unzulässig. Dies gilt auch für den am 5. März 1933 gewählten Preußischen Landtag.
§ 9 Die Neubildung der Landtage (Bürgerschaften) nach diesem Gesetz muß bis zum 15. April 1933 durchge-
führt sein.
§ 10 Die Zuteilung von Sitzen auf Wahlvorschläge der Kommunistischen Partei für den Reichstag und den 
Preußischen Landtag auf Grund des Wahlergebnisses vom 5. März 1933 ist unwirksam. Ersatzzuteilung findet 
nicht statt.
§ 11 Eine Auflösung des Reichstags bewirkt ohne weiteres die Auflösung der Volksvertretungen der Länder.

Gemeindliche Selbstverwaltungskörper
§ 12 (1) Die gemeindlichen Selbstverwaltungskörper (Kreistage, Bezirkstage, Bezirksräte, Amtsversammlun-
gen, Stadträte, Stadtverordnetenversammlungen, Gemeinderäte usw.), auf welche die Grundsätze nach Artikel 
17 Abs. 2 der Reichsverfassung Anwendung finden, werden hiermit aufgelöst.

(2) Sie werden neu gebildet nach der Zahl der gültigen Stimmen, die bei der Wahl zum Deutschen Reichstag 
am 5. März 1933 im Gebiet der Wahlkörperschaft abgegeben worden sind. Dabei bleiben Stimmen unberück-
sichtigt, die auf Wahlvorschläge der Kommunistischen Partei oder solche entfallen sind, die als Ersatz von 
Wahlvorschlägen der Kommunistischen Partei anzusehen sind.
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§ 13 (1) Bei den Vertretungskörperschaften in der unteren Selbstverwaltung (Gemeinde-, Stadträte usw.) darf 
die Zahl der Mitglieder die folgenden Höchstziffern nicht überschreiten:	

in Gemeinden bis zu 1.000 Einwohnern                        9
in Gemeinden bis zu 2.000 Einwohnern                      10
in Gemeinden bis zu 5.000 Einwohnern                      12
in Gemeinden bis zu 10.000 Einwohnern                    16
in Gemeinden bis zu 15.000 Einwohnern                    20
in Gemeinden bis zu 25.000 Einwohnern                    24
in Gemeinden bis zu 30.000 Einwohnern                    26
in Gemeinden bis zu 40.000 Einwohnern                    29
in Gemeinden bis zu 50.000 Einwohnern                    31
in Gemeinden bis zu 60.000 Einwohnern                    33
in Gemeinden bis zu 80.000 Einwohnern                    35
in Gemeinden bis zu 100.000 Einwohnern                  37
in Gemeinden bis zu 200.000 Einwohnern                  45
in Gemeinden bis zu 300.000 Einwohnern                  53
in Gemeinden bis zu 400.000 Einwohnern                  58
in Gemeinden bis zu 500.000 Einwohnern                  63
in Gemeinden bis zu 600.000 Einwohnern                  68
in Gemeinden bis zu 700.000 Einwohnern                  73
in Gemeinden von mehr als 700.000 Einwohnern      77.
(2) Die übrigen Vertretungskörperschaften der gemeindlichen Selbstverwaltung sind gegenüber ihrem Be-

stand vor der Auflösung (§ 12 möglichst um fünfundzwanzig vom Hundert zu verkleinern.	
§ 14 (1) Die den Wählergruppen nach § 12Abs. 2 zustehender Sitze werden nach dem geltenden Landesrecht 
ermittelt. Nach Landesrecht bestehende Verteilungszahlen sind entsprechend festzusetzen. Die Sitze werden 
den Bewerbern auf Grund von Wahlvorschlägen zugewiesen, die die Wählergruppen einzureichen haben. Auch 
hier gilt § 7Abs. 3.

(2) Zur Einreichung von Wahlvorschlägen sind alle Wählergruppen befugt, auf deren Wahlvorschlag im Ge-
biet der Wahlkörperschaft am 5. März 1933 Stimmen entfallen sind; dies gilt nicht für die Kommunistische Par-
tei und solche Wählergruppen, deren Wahlvorschläge als Ersatz von Wahlvorschlägen der Kommunistischen 
Partei anzusehen sind.

(3) Eine zur Einreichung von Wahlvorschlägen berechtigte Wählergruppe (Abs. 2) kann sich mit anderen 
oder allen Wählergruppen zu Einreichung eines gemeinsamen Wahlvorschlags verbinden.
§ 15 Die neuen gemeindlichen Selbstverwaltungskörper gelten mit dem 5. März 1933 als auf vier Jahre gewählt.
§ 16 Die Neubildung der gemeindlichen Selbstverwaltungskörper nach diesem Gesetz muß bis zum 30. April 
1933 durchgeführt sein.
§ 17 Die §§ 12bis 16 finden auf die gemeindlichen Selbstverwaltungskörper in Preußen keine Anwendung. 
Indessen gilt § 10für sie entsprechend.

Gemeinsame Bestimmungen
§ 18 Der Reichsminister des Innern wird ermächtigt, Bestimmungen zur Ergänzung und Ausführung dieses 
Gesetzes zu erlassen. In übrigen obliegt die Ausführung des Gesetzes, soweit es sich um Angelegenheiten des 
Reichs handelt, dem Reichsminister des Innern, soweit es sich um Angelegenheiten der Länder handelt, den 
Landesregierungen. Der Reichsminister des Innern kann allgemeine Anweisungen erlassen und auf Antrag 
einer Landesregierung Ausnahmen von dem Gesetz zulassen.
§ 19 Die Vorschriften der §§ 1bis 3 und des § 18finden auch auf solche Regierungen in den Ländern Anwen-
dung, die aus Kommissaren oder Beauftragten des Reichs bestehen.

Berlin, den 31. März 1933.
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Der Reichskanzler 
Adolf Hitler

Der Reichsminister des Innern 
Frick

Nr. 27d. Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich II
vom 7. April 1933

(Reichsgesetzblatt 1933 I, 173)
Gleichschaltung der Länder II (1

Zweites Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich
Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:  
§ 1 (1) In den deutschen Ländern, mit Ausnahme von Preußen, ernennt der Reichspräsident auf Vorschlag des 
Reichskanzlers Reichsstatthalter. Der Reichsstatthalter hat die Aufgabe, für die Beobachtung der vom Reichs-
kanzler aufgestellten Richtlinien der Politik zu sorgen. Ihm stehen folgende Befugnisse der Landesgewalt zu:

Ernennung und Entlassung des Vorsitzenden der Landesregierung und auf dessen Vorschlag der übrigen 
Mitglieder der Landesregierung; 

Auflösung des Landtags und Anordnung der Neuwahl vorbehaltlich der Regelung des § 8des Vorläufigen 
Gleichschaltungsgesetzes vom 31. März 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 153); 

Ausfertigung und Verkündung der Landesgesetze einschließlich der Gesetze, die von der Landesregierung 
gemäß § 1des Vorläufigen Gleichschaltungsgesetzes vom 31. März 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 153) beschlossen 
werden. Artikel 70 der Reichsverfassung vom 11. August 1919 findet sinngemäß Anwendung; 

auf Vorschlag der Landesregierung Ernennung und Entlassung der unmittelbaren Staatsbeamten und Rich-
ter, soweit sie bisher durch die oberste Landesbehörde erfolgte; 

das Begnadigungsrecht. 
(2) Der Reichsstatthalter kann in der Sitzungen der Landesregierung den Vorsitz übernehmen.
(3) Artikel 63 der Reichsverfassung vom 11. August 1919 bleibt unberührt. 

§ 2 (1) Der Reichsstatthalter darf nicht gleichzeitig Mitglied einer Landesregierung sein. Er soll dem Lande 
angehören, dessen Staatsgewalt er ausübt. Er hat seinen Amtssitz am Sitze der Landesregierung.

(2) Für mehrere Länder, deren jedes weniger als 2 Millionen Einwohner hat, kann ein gemeinsamer Reichs-
statthalter, der Angehöriger eines dieser Länder sein soll, ernannt werden. Den Amtssitz bestimmt der Reichs-
präsident.
§ 3 (1) Der Reichsstatthalter wird für die Dauer einer Landtagsperiode ernannt. Er kann auf Vorschlag des 
Reichskanzlers vom Reichspräsidenten jederzeit abberufen werden.

(2) Auf das Amt des Reichsstatthalters finden die Vorschriften des Reichsministergesetzes vom 27. März 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 96) sinngemäß Anwendung. Die Dienstbezüge gehen zu Lasten des Reichs, die Festsetzung 
ihrer Höhe bleibt vorbehalten.
§ 4 Mißtrauensbeschlüsse des Landtags gegen Vorsitzende und Mitglieder von Landesregierungen sind unzu-
lässig.
§ 5 (1) In Preußen übt der Reichskanzler die im § 1genannten Rechte aus. Er kann die Ausübung der im § 1 Abs. 
1 unter Ziffer 4 und 5 genannten Rechte auf die Landesregierung übertragen.

(2) Mitglieder der Reichsregierung können gleichzeitig Mitglieder der Preußischen Landesregierung sein.
§ 6 Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Entgegenstehende Bestimmungen der Reichs-
verfassung vom 11. August 1919 und der Landesverfassungen sind aufgehoben. Soweit Landesverfassungen das 
Amt eines Staatspräsidenten vorsehen, treten diese Bestimmungen mit der Ernennung eines Reichsstatthalters 
außer Kraft.

Berlin, den 7. April 1933. 
Der Reichskanzler 

Adolf Hitler 
Der Reichsminister des Innern 

Frick
Link: http://www.documentarchiv.de/ns/lndrgleich02.html
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Nr. 27e. Neuaufbau des Reichs 
vom 30. Januar 1934

(Reichsgesetzblatt 1934 I, 75)

Gesetz über den Neuaufbau des Reichs
Die Volksabstimmung und die Reichstagswahl vom 12. November 1933 haben bewiesen, daß das deutsche 

Volk über alle innenpolitischen Grenzen und Gegensätze hinweg zu einer unlöslichen, inneren Einheit ver-
schmolzen ist.

Der Reichstag hat daher einstimmig das folgende Gesetz beschlossen, das mit einmütiger Zustimmung des 
Reichsrats hiermit verkündet wird, nachdem festgestellt ist, daß die Erfordernisse verfassungsändernder Ge-
setzgebung erfüllt sind.
Art. 1 Die Volksvertretungen der Länder werden aufgehoben.
Art. 2 (1) Die Hoheitsrechte der Länder gehen auf das Reich über.

(2) Die Landesregierungen unterstehen der Reichsregierung.
Art. 3 Die Reichsstatthalter unterstehen der Dienstaufsicht des Reichsministers des Innern.
Art. 4 Die Reichsregierung kann neues Verfassungsrecht setzen.
Art. 5 Der Reichsminister des Innern erläßt die zur Durchführung des Gesetzes erforderlichen Rechtsverord-
nungen und Verwaltungsvorschriften.
Art. 6 Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündigung in Kraft.

Berlin, den 30. Januar 1934.
Der Reichspräsident 

von Hindenburg 
Der Reichskanzler 

Adolf Hitler 
Der Reichsminister des Innern 

Frick

http://www.verfassungen.de/de/de33-45/neuaufbau34.htmNr. 27f. Gesetz über das Staatsoberhaupt 
vom 1. August 1934

(Reichsgesetzblatt 1934 I, 747)

Gesetz über das Staatsoberhaupt (1934)

Gesetz über das Staatsoberhaupt des Deutschen Reichs
Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

§ 1 Das Amt des Reichspräsidenten wird mit dem des Reichskanzlers vereinigt. Infolgedessen gehen die bis-
herigen Befugnisse des Reichspräsidenten auf den Führer und Reichskanzler Adolf Hitler über. Er bestimmt 
seinen Stellvertreter.
§ 2 Dieses Gesetz tritt mit Wirkung von dem Zeitpunkt des Ablebens des Reichspräsidenten von Hindenburg 
in Kraft.

Berlin, den 1. August 1934.

Der Reichskanzler 
Adolf  Hitler#

Der Stellvertreter des Reichskanzlers 
von Papen

Der Reichspostminister und Reichsverkehrsmi-
nister 

Frhr. v. Eltz

Der Reichsminister des Auswärtigen 
Freiherr von Neurath

Der Reichsminister für Ernährung und Land-
wirtschaft 

R. Walther Darré

Der Reichsminister des Innern 
Frick

Der Reichsminister für Volksaufklärung und 
Propaganda 
Dr. Goebbels
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Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk

Der Reichsminister der Luftfahrt 
Hermann Göring

Der Reichsarbeitsminister 
Franz Seldte

Der Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung 
und Volksbildung 

Bernhard Rust

Der Reichsminister der Justiz 
Dr. Gürtner

Der Reichsminister ohne Geschäftsbereich 
Rudolf Heß

Der Reichswehrminister 
von Blomberg

Der Reichsminister ohne Geschäftbereich 
Hanns Kerrl

Link: http://www.documentarchiv.de/ns/stobrhpt.html

Nr. 27g. Wiedervereinigungsgesetz 
vom 13. März 1938

(Reichsgesetzblatt 1938 I, 237)
Gesetz über die Wiedervereinigung mit Österr

Gesetz über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich
Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
Artikel I
Das von der Österreichischen Bundesregierung beschlossene Bundesverfassungsgesetz über die Wiederver-

einigung Österreichs mit dem Deutschen Reich vom 13. März 1938 wird hiermit Deutsches Reichsgesetz; es hat 
folgenden Wortlaut:

Auf Grund des Artikels II Absatz 2 des Bundesverfassungsgesetzes über außerordentliche Maßnahmen im 
Bereich der Verfassung, B.G.Bl. I. Nr. 255/1934, hat die Bundesregierung beschlossen: 
Art. 1.  Österreich ist ein Land des Deutschen Reiches. 
Art. 2.  Sonntag, den 10. April 1938, findet eine freie und geheime Volksabstimmung der über 20 Jahre alten 
deutschen Männer und Frauen Österreichs über die Wiedervereinigung mit dem Deutschen Reiche statt. 
Art. 3.  Bei der Volksabstimmung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Art. 4.  Die zur Durchführung und Ergänzung dieses Bundesverfassungsgesetzes erforderlichen Vorschriften 
werden durch Verordnung getroffen. 
Art. 5.  (1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt am Tage seiner Kundmachung in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut. 
Wien, den 13. März 1938.

Seyß-Inquart, Glaise-Horstenau, Wolf,  
Hueber, Meughin, Jury, Neumayer,  

Reinthaller, Fischböck
Das verfassungsmäßige Zustandekommen dieses Bundesverfassungsgesetzes wird beurkundet 

Seyß-Inquart 
Seyß-Inquart, Glaise-Horstenau, Wolf,  

Hueber, Meughin, Jury, Neumayer,  
Reinthaller, Fischböck 

Art. II Das derzeit in Österreich geltende Recht bleibt bis auf weiteres in Kraft. Die Einführung des Reichsrechts 
in Österreich erfolgt durch den Führer und Reichskanzler oder den von ihm hierzu ermächtigten Reichsminis-
ter.
Art. III Der Reichsminister des Innern wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsministern 
bis zur Durchführung und Ergänzung dieses Gesetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu 
erlassen.
Art. IV Das Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in Kraft.

Linz, den 13. März 1938
verkündet am 14. März 1938
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Der Führer und Reichskanzler
Adolf Hitler

Der Reichsminister der Luftfahrt
Göring

Generalfeldmarschall
Der Reichsminister des Innern

Frick
Der Reichsminister des Auswärtigen

von Ribbentrop
Der Stellvertreter des Führers

R. Heß

Nr. 27h. Erlass über besondere Vollmachten des Reichsministers der 
Justiz 

vom 20. August 1942
(Reichsgesetzblatt 1942 I, 535)

Führererlass über besondere Vollmachten des RMJ (1942)

Zur Erfüllung der Aufgaben des Großdeutschen Reiches ist eine starke Rechtspflege erforderlich. Ich be-
auftrage und ermächtige daher den Reichsminister der Justiz, nach meinen Richtlinien und Weisungen im 
Einvernehmen mit dem Reichsminister und Chef der Reichskanzlei und dem Leiter der Partei-Kanzlei eine 
nationalsozialistische Rechtspflege aufzubauen und alle dafür erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Er kann 
hierfür von bestehendem Recht abweichen.

Führer-Hauptquartier, den 20.August 1942
Der Führer

Adolf Hitler
Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei

Dr. Lammers
Abgetippt: http://alex.onb.ac.at/cgi-content/alex?aid=dra&datum=1942&size=45&page=638
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Nr. 28. Dokumente zum österreichischen Verfassungsrecht

Nr. 28a. Kundmachung der Bundesregierung 
(Bundesgesetzblatt 1934 I, 435)

Verordnung der Bundesregierung vom 24. April 1934 über die Verfassung des 
Bundesstaates Österreich

Bekanntmachung (1934) 
Auf Grund des Gesetzes vom 24. Juli 1917, R.G.Bl. Nr. 307, wird verordnet: 

Die Bestimmungen der in der Anlage kundgemachten Verfassungsurkunde bilden die Verfassung des Bun-
desstaates Österreich. 

Die Bundesregierung  
Dollfuß, Fey, Schuschnigg, Neustädter-Stürmer,  
Buresch, Stockinger, Schönburg, Ender, Kerber,  

Schmitz

Nr. 28b. Verfassung des Bundesstaates Österreich 
vom 24. April 1934 

[Bundesgesetzblatt für den Bundesstaat Österreich I 1934, 1. Mai 1934, 1]

VAnlage. Verfassung 1934

Im Namen Gottes, des Allmächtigen, von dem alles Recht ausgeht, erhält das österreichische Volk für seien 
christlichen, deutschen Bundesstaat auf ständischer Grundlage diese Verfassung. 

Erstes Hauptstück.  Grundsätzliche Bestimmungen.
Art. 1.  Österreich ist ein Bundesstaat. 
Art. 2.  Der Bundesstaat ist ständisch geordnet und besteht aus der bundesunmittelbaren Stadt Wien und den 
Ländern: Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg. 
Art. 3.  (1) Die Farben Österreichs sind rot-weiß-rot. 

(2) Das Staatswappen Österreichs besteht aus einem freischwebenden, doppelköpfigen, schwarzen, golden 
nimbierten und ebenso gewaffneten, rotbezungten Adler, dessen Brust mit einem roten, von einem silbernen 
Querbalken durchzogenen Schilde belegt ist. 

(3) Das Staatssiegel des Bundesstaates Österreich weist das im Absatz 2 beschriebene Staatswappen mit der 
Umschrift „Österreich“ auf. 
Art. 4.  (1) Das Bundesgebiet umfaßt das Gebiet der Stadt Wien und die Gebiete der Länder. 

(2) Eine Änderung des Bundesgebietes, die zugleich Änderung eines Landesgebietes ist, ebenso wie die Än-
derung der Landesgrenzen innerhalb des Bundesgebietes kann - abgesehen von Friedensverträgen - nur durch 
übereinstimmende Verfassungsgesetze des Bundes und der Länder erfolgen, deren Gebiet geändert wird. Diese 
Bestimmungen sind auf das Gebiet der Stadt Wien sinngemäß anzuwenden. 
Art. 5.  (1) Das Bundesgebiet bildet ein einheitliches Währungs-, Wirtschafts- und Zollgebiet. 

(2) Zwischenzollinien dürfen innerhalb des Bundesgebietes nicht errichtet, sonstige Verkehrsbeschränkun-
gen nur durch Bundesgesetz eingeführt werden. 
Art. 6.  (1) Bundeshauptstadt und Sitz der obersten Organe des Bundes ist Wien. 

(2) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse kann der Bundespräsident den Sitz oberster Organe des 
Bundes an einen anderen Ort des Bundesgebietes verlegen. 
Art. 7.  Die deutsche Sprache ist die Staatssprache. Die den sprachlichen Minderheiten eingeräumten Rechte 
werden dadurch nicht berührt. 
Art. 8.  Die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechtes gelten als Bestandteile des Bundesrechtes. 
Art. 9.  (1) Die gesamte staatliche Verwaltung darf nur auf Grund der Gesetze ausgeübt werden. 
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(2) Jede Verwaltungsbehörde kann innerhalb ihres Wirkungsbereiches zur näheren Durchführung der Ge-
setze und überdies, soweit sie durch ein Gesetz hiezu ausdrücklich ermächtigt wird, Verordnungen erlassen. 
Art. 10.  (1) Die obersten Organe der Vollziehung sind: der Bundespräsident, die Bundesregierung und die 
Bundesminister, der Präsident des Rechnungshofes, die Landesregierungen und deren Mitglieder sowie der 
Bürgermeister von Wien. 

(2) Durch Gesetz kann die Zulässigkeit der Betätigung der im Absatz 1 bezeichneten Organe und von sons-
tigen öffentlichen Funktionären in der Privatwirtschaft beschränkt werden. 
Art. 11.  (1) Unter der Leitung und Aufsicht der obersten Organe des Bundes und der Länder führen nach den 
Bestimmungen der Gesetze bestellte Organe (des Bundes, der Länder und der Selbstverwaltungskörper) die 
Verwaltung. Sie sind soweit nicht verfassungsgesetzlich anderes bestimmt wird, an die Weisungen der ihnen 
vorgesetzten Organe gebunden und diesen für ihre amtliche Tätigkeit verantwortlich. Das nachgeordnete Or-
gan kann die Befolgung der Weisung ablehnen, wenn die Weisung entweder von einem offenbar unzuständigen 
Organ erteilt wurde oder die Befolgung zweifellos gegen strafgesetzliche Vorschriften verstoßen würde. 

(2) Alle mit Aufgaben der öffentlichen Verwaltung betrauten Organe sind, soweit gesetzlich nicht anderes 
bestimmt ist, zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekanntgewor-
denen Tatsachen verpflichtet (Amtsverschwiegenheit). 
Art. 12.  Die Diensthoheit über die Staatsbediensteten der Dienststellen des Bundes übt der Bund durch seine 
obersten Organe aus; für die beim Rechnungshof angestellten Staatsbediensteten ist dieses oberste Organ der 
Präsident des Rechnungshofes. Die Diensthoheit über die Staatsbediensteten der Dienststellen des Landes über 
das Land durch den Landeshauptmann aus. 
Art. 13.  Alle Organe des Bundes, der Länder, der Ortsgemeinden, der Ortsgemeindeverbände und aller an-
deren Selbstverwaltungskörper sind im Rahmen ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereiches zur wechselseitigen 
Hilfeleistung verpflichtet. 
Art. 14.  (1) Der Bund, die Länder, die Ortsgemeinden und die sonstigen Selbstverwaltungskörper haften, 
soweit sie nicht als Träger von Privatrechten in Betracht kommen, für den Schaden, den die als ihre Organe 
handelnden Personen jemand vorsätzlich oder grobfahrlässig durch rechtswidriges Verhalten zugefügt haben. 

(2) Personen, die als Organe einer im Absatz 1 bezeichneten Körperschaft handeln, sind ihr für den Schaden 
haftbar, den sie in Ausübung ihrer Tätigkeit der Körperschaft unmittelbar zugefügt haben oder für den die 
Körperschaft dritten Personen Ersatz zu leisten hatte. 

(3) Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. Dieses bestimmt auch, inwieweit auf den Gebieten des Post-, Tele-
graphen- und Fernsprechwesens von den in den Absätzen 1 bis 3 festgelegten Grundsätzen abweichende Son-
derbestimmungen gelten. 

(4) Soweit die im Absatz 1 bezeichneten Körperschaften als Träger von Privatrechten in Betracht kommen, 
haften sie für den Schaden, den die als ihre Organe handelnden Personen verursachen, nach den Bestimmun-
gen des Privatrechtes. 

Zweites Hauptstück. Allgemeine Rechte der Staatsbürger.
Art. 15.  (1) Es besteht eine allgemeine österreichische Bundesbürgerschaft und in jedem Land eine Landesbür-
gerschaft. Mit der Bundesbürgerschaft wird die Landesbürgerschaft des Landes erworben, in dem der Bundes-
bürger das Heimatrecht erwirbt. 

(2) Voraussetzung für die Verleihung der Bundesbürgerschaft ist die Zusicherung des Heimatrechtes in einer 
Ortsgemeinde; diese Zusicherung kann von der Gemeinde nur mit Zustimmung der Landesregierung erteilt 
werden. 

(3) Jeder Bundesbürger hat in jedem Lande die gleichen Rechte und Pflichten wie die Bürger des Landes 
selbst. 

(4) Das Heimatrecht in einer Ortsgemeinde kann nur an Bundesbürger verliehen werden; die Bestimmung 
des Absatzes 2 wird hierdurch nicht berührt. 
Art. 16.  (1) Alle Bundesbürger sind vor dein Gesetze gleich. Sie dürfen in den Gesetzen nur soweit ungleich 
behandelt werden, als es sachliche Gründe rechtfertigen. Insbesondere sind Vorrechte der Geburt, des Standes 
oder der Klasse ausgeschlossen. 

(2) Frauen haben die gleichen Rechte und Pflichten wie die Männer, soweit nicht durch Gesetz anderes be-
stimmt ist. 

(3) Die öffentlichen Ämter sind allen vaterlandstreuen Bundesbürgern die den vorgeschriebenen Erforder-
nissen entsprechen, gleich zugänglich. 

(4) Den öffentlichen Angestellten ist die ungeschmälerte Ausübung ihrer politischen Rechte gewährleistet 
sofern nicht diese Verfassung selbst Ausnahmen enthält. 
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(5) Für Personen, die in der bewaffneten Macht dienen oder berufsmäßig für sie Dienste leisten, ferner für 
Staatsbedienstete die im öffentlichen Sicherheitsdienste tätig sind, kann das Gesetz Beschränkungen politischer 
oder sonst verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte einführen. 
Art. 17.  Die Freizügigkeit der Person und des Vermögens ist allen Bundesbürgern im ganzen Bundesgebiet 
gewährleistet. Ausnahmen bestimmt das Gesetz. 
Art. 18.  (1) Die Auswanderung von Bundesbürgern kann nur durch Bundesgesetz beschränkt werden. 

(2) Der Bund gewährt allen Bundesbürgern Schutz gegenüber dem Ausland. 
Art. 19.  (1) Die Freiheit der Person ist gewährleistet. Eine Beeinträchtigung oder Entziehung der persönlichen 
Freiheit durch die öffentliche Gewalt, ist nur auf Grund von Gesetzen zulässig. 

(2) Eine Person darf nur kraft eines richterlichen, mit Gründen versehenen Befehles verhaftet werden. Dem 
richterlichen Haftbefehl ist im Verwaltungsstrafverfahren die Anordnung der Verhaftung durch die gesetzlich 
berufene Behörde gleichzuhalten. Haftbefehle müssen dem Verhafteten längstens binnen 24 Stunden zugestellt 
werden. 

(3) Die zur Anhaltung berechtigten Organe der öffentlichen Gewalt dürfen zwar in den vom Gesetze be-
stimmten Fällen eine Person in Verwahrung nehmen; sie müssen aber jeden, den sie in Verwahrung genommen 
haben, innerhalb 48 Stunden entweder freilassen oder an die zuständige Behörde abliefern. Zuständig ist die 
Behörde, der nach dem Gesetz das weitere Verfahren zukommt. 
Art. 20.  Kein Bundesbürger darf einer ausländischen Regierung zur Verfolgung oder Bestrafung überliefert 
werden. 
Art. 21.  Niemand darf wegen eines Verhaltens bestraft werden, der gegen keine rechtsgültige Strafandrohung 
verstößt und dessen Strafbarkeit nicht schon vorher gesetzlich bestimmt war. 
Art. 22.  (1) Die Wohnung jedes Bundesbürgers ist seine Freistatt. 

(2) Eine Hausdurchsuchung, das ist die Durchsuchung der Wohnung oder sonstiger zum Hauswesen gehö-
riger Räume, darf in der Regel nur kraft eines mit Gründen versehenen richterlichen Befehles vorgenommen 
werden. Der Befehl ist den Beteiligten längstens binnen 24 Stunden zuzustellen. 

(3) Für Zwecke des strafgerichtlichen Verfahrens kann bei Gefahr im Verzuge auch ohne richterlichen Befehl 
der Staatsanwalt oder die Sicherheitsbehörde eine Hausdurchsuchung anordnen. Der zur Vornahme Abgeord-
nete ist mit einer schriftlichen Ermächtigung zu versehen, die er dem Beteiligten vorzuweisen hat. 

(4) Für Zwecke des strafgerichtlichen Verfahrens können auch die Sicherheitsorgane aus eigener Macht eine 
Hausdurchsuchung vornehmen, wenn gegen jemand ein Vorführungs- oder Haftbefehl erlassen oder wenn 
jemand auf der Tat betreten, durch öffentliche Nachteile oder öffentlichen Ruf einer strafbaren Handlung ver-
dächtig bezeichnet oder im Besitze von Gegenständen betreten wird, die auf die Beteiligung an einer solchen 
hinweisen. 

(5) Für Zwecke des Verwaltungsstrafverfahrens sowie der polizeilichen oder finanziellen Aufsicht dürfen 
Hausdurchsuchungen nur in den durch das Gesetz bestimmten Fällen vorgenommen werden. Bezüglich der 
Ermächtigung und ihres Nachweises gelten die Bestimmungen des Absatzes 3. 

(6) In den Fällen der Absätze 3 bis 5 ist dem Beteiligten auf sein Verlangen binnen 24 Stunden eine Beschei-
nigung über die Vornahme der Hausdurchsuchung und deren Gründe zuzustellen. 
Art. 23.  Das Briefgeheimnis sowie das Post-, Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis sind unverletzlich. Aus-
nahmen verfügt das Gesetz. 
Art. 24.  Die Bundesbürger haben innerhalb der gesetzlichen Schranken das Recht, sich zu versammeln und 
Vereine zu bilden. 
Art. 25.  Das Recht, sich mit Bitten und Beschwerden an die zuständige Behörde zu wenden, steht jedem Bun-
desbürger zu. Unter einem Gesamtnamen darf aber dieses Recht nur von juristischen Personen oder gesetzlich 
anerkannten Personenvereinigungen ausgeübt werden. 
Art. 26.  (1) Jeder Bundesbürger hat das Recht, seine Meinung durch Wort, Schrift, Druck, Bild oder in sonsti-
ger Weise innerhalb der gesetzlichen Schranken frei zu äußern. 

(2) Durch Gesetz können insbesondere angeordnet werden: 
a) zur Verhütung von Verstößen gegen die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit oder gegen die Straf-

gesetze eine vorgängige Prüfung der Presse, ferner des Theaters, des Rundfunks, der Lichtspiele und ähnlicher 
öffentlicher Darbietungen, verbunden mit der Befugnis der Behörde, solche Darbietungen zu untersagen; 

b) Maßnahmen zur Bekämpfung der Unsittlichkeit oder grober Verstöße gegen den Anstand; 
c) Maßnahmen zum Schutze der Jugend; 
d) Maßnahmen zur Wahrung sonstiger Interessen des Volkes und des Staates. 
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Art. 27.  (1) Alle religionsmündigen Einwohner Österreichs genießen volle Glaubens- und Gewissensfreiheit 
sowie die Freiheit der häuslichen und öffentlichen Religionsübung, sofern diese nicht mit der öffentlichen Ord-
nung oder den guten Sitten vereinbar ist. 

(2) Durch das religiöse Bekenntnis darf den staatsbürgerlichen Pflichten kein Abbruch geschehen. Der Ge-
nuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte sowie die Zulassung zu öffentlichen Stellungen. Ämtern 
und Würden ist vom Religionsbekenntnis unabhängig. Für den Schuldienst können Ausnahmen von diesem 
Grundsatz durch Gesetz aufgestellt werden. 

(3) Niemand kann zu einer kirchlichen Handlung oder zur Teilnahme an einer kirchlichen Feierlichkeit 
gezwungen werden. Die Verpflichtungen. die sich aus der Familien-, aus der Erziehungs- oder aus einer ande-
ren gesetzlich begründeten Gewalt ergeben, werden hierdurch nicht berührt, ebensowenig Verpflichtungen zur 
Anwesenheit bei kirchlichen Veranstaltungen aus Rücksichten des öffentlichen Dienstes. 
Art. 28.  (1) Die Anhänger eines in Österreich nicht als Religionsgesellschaft gesetzlich anerkannten Religions-
bekenntnisses können sich zur rechtlich organisierten Übung und sonstigen Betätigung ihres Bekenntnisses 
zusammenschließen. Dieser Zusammenschluß ist von der staatlichen Zulassung des Religionsbekenntnisses 
als Religionsgemeinschaft abhängig. Durch diese Zulassung erlangt die Religionsgemeinschaft die bürgerliche 
Rechtsfähigkeit und den staatlichen Schutz ihrer Religionsübung, wird aber auch einer staatlichen Aufsicht 
unterstellt. 

(2) Das Nähere regelt das Gesetz. 
(3) Unter welchen Voraussetzungen und unter welchen Bedingungen eine zugelassene Religionsgemein-

schaft als Religionsgesellschaft anerkannt werden kann, wird ebenfalls durch Gesetz bestimmt. 
Art. 29.  (1) Die katholische Kirche und die anderen gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaf-
ten genießen öffentlich-rechtliche Stellung. 

(2) Jede gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgesellschaft hat für ihre Religionsangehörigen das aus-
schließliche Recht der öffentlichen gemeinsamen Religionsübung; sie ordnet und verwaltet ihre inneren Angele-
genheiten selbständig; sie bleibt im Besitz und Genuß ihrer für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke 
bestimmten Anstalten. Stiftungen und Fonds. Ihr Eigentum sowie ihre anderen Vermögensrechte sind gewähr-
leistet. Hierbei sind unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 30 die für alle geltenden Gesetze anzuwenden. 

(3) Jede gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgesellschaft ist berechtigt. Abgaben einzuheben, die zur 
Erfüllung ihrer kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Aufgaben dienen. Zur Hereinbringung dieser Abgaben 
und sonstiger Leistungen ihrer Mitglieder wird der staatliche Beistand gewährt, sofern sie im Einvernehmen 
mit der Staatsgewalt auferlegt wurden oder aus sonstigen Titeln zu Recht bestehen. 
Art. 30.  (1) Die Angelegenheiten der gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften, die auch die 
staatlichen Interessen berühren, werden besonders geregelt. 

(2) Hierbei können der einzelnen Kirche oder Religionsgesellschaft je nach ihrer Eigenart oder allgemeinen 
Bedeutung im Staat auch noch andere als die im Artikel 29 genannten Rechte zuerkannt werden, 

(3) Für die katholische Kirche erfolgt diese Regelung grundsätzlich durch Vereinbarung zwischen dem Bund 
und dem Heiligen Stuhle. 

(4) Die Artikel I., II., V. § 1 Absätze 1 bis 3., Artikel VI. § 1 Absätze 1 und 2, Artikel X. § 1 Absatz 1, Artikel 
XIII. § 1und § 4 Artikel XIV. Satz 1 samt Absatz 1 des Zusatzprotokolls hiezu, Artikel XV. § 1 und Artikel XVI. 
Absatz 1, des am 5. Juni 1933 unterzeichneten Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhl und der Republik 
Österreich haben mit dem Tage seiner Kundmachung die Kraft von Verfassungsbestimmungen. 

(5) Bei den anderen gesetzlich anerkannten Kirchen oder Religionsgesellschaften erfolgt diese Regelung nach 
gepflogenem Einvernehmen mit ihnen durch Gesetz. 
Art. 31.  (1) Der Staat pflegt und fördert die Wissenschaft und die Kunst. 

(2) Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. Die Pflichten eines öffentlichen Amtes werden hierdurch nicht 
berührt. 

(3) Unterrichts- und Erziehungsanstalten zu gründen und schulmäßig Unterricht zu erteilen oder erteilen zu 
lassen, sind alle Bundesbürger sowie jede inländische juristische Person berechtigt, sofern sie die vom Gesetze 
hiefür geforderten Voraussetzungen erfüllen. 

(4) Der häusliche Unterricht unterliegt keiner solchen Beschränkung. 
(5) Jede gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgesellschaft hat das Recht, ihren Angehörigen in den 

Schulen Religionsunterricht zu erteilen und die unmittelbare Aufsicht darüber zu führen. 
(6) Dem Staate stellt rücksichtlich des gesamten Schul-, Erziehungs- und Volksbildungswesens das Recht 

der obersten Leitung und Aufsicht zu, unbeschadet der im Artikel 30 eingeräumten Rechte. Hiebei kommt 
dem Staat insbesondere die Aufgabe zu, darüber zu wachen, daß die Kinder religiös-sittlich erzogen und ihnen 
die Grundlagen des Wissens vermittelt werden, die für ihre Heranbildung zu tüchtigen Menschen und guten 
Bürgern erforderlich sind. 
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Art. 32.  (1) Jeder Bundesbürger darf seinen Beruf frei wählen. 
(2) Den Berufsständen wird durch Gesetz die Selbstverwaltung ihrer berufseigenen Angelegenheiten unter 

der Aufsicht des Staates ermöglicht. 
(3) Die Heranbildung zum Beruf und die Berufsausübung unterliegen den Gesetzen und den auf Grund der 

Gesetze erlassenen Satzungen der öffentlich-rechtlichen Berufskörperschaften. 
Art. 33.  (1) Das Eigentum ist unverletzlich. Eine Enteignung gegen den Willen des Eigentümers kann nur in 
den Fällen und in der Art eintreten, die das Gesetz bestimmt. 

(2) Jeder Bundesbürger kann Liegenschaften jeder Art erwerben und darüber frei verfügen. Ausnahmen 
kann das Gesetz zur Wahrung öffentlicher Interessen bestimmen. 

(3) Jede aus dem Titel des geteilten Eigentums auf Liegenschaften haftende Schuldigkeit oder Leistung ist 
ablösbar. In Zukunft darf keine Liegenschaft mit einer solchen unablösbaren Leistung belastet werden. 

Drittes Hauptstück. Bund und Länder.
Art. 34.  (1) Bundessache sind die Gesetzgebung und die Vollziehung, diese, soweit sie nicht nach den Geset-
zen durch Selbstverwaltungskörper im eigenen Wirkungskreis unter der Aufsicht des Bundes besorgt wird, in 
folgenden Angelegenheiten: 

1.  Bundesverfassung; Wahl des Bundespräsidenten; Berufung des Bundeskulturrates und des Bundeswirt-
schaftsrates; Aufbau, Einrichtung und Aufgaben der ständischen Verwaltung in den freien Berufen und im 
öffentlichen Dienst, in den anderen Berufsständen jedoch nur hinsichtlich ihrer zentralen Zusammenfassung; 
Betätigung öffentlicher Funktionäre in der Privatwirtschaft; Volksabstimmungen auf Grund der Bundesver-
fassung; Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit; Hoheitszeichen des Bundes; Ehrenzeichen des Bundes; 
Schutz von Titeln und Uniformen; Staatsbürgerschaft; 

2.  äußere Angelegenheiten mit Einschluß der politischen und wirtschaftlichen Vertretung gegenüber dem 
Ausland, insbesondere Abschluß aller Staatsverträge; Grenzvermarkung; Waren- und Viehverkehr mit dem 
Ausland; Zollwesen; 

3.  Eintritt in das Bundesgebiet und Austritt daraus; Eintritt und Auswanderungswesen; Paßwesen; Abschie-
bung, Abschaffung, Ausweisung und Auslieferung aus dem Bundesgebiet sowie Durchlieferung; 

4.  Bundesfinanzen; Verfügung über Bundesvermögen; Aufnahme oder Umwandlung von Bundesanleihen; 
Bundesvoranschlag; Bundesrechnungsabschluß; Monopolwesen; 

5.  Geld-, Kredit-, Börse-, Bank- und Sparkassenwesen; Maß- und Gewichts-, Normen und Punzierungswe-
sen; 

6.  Privatrecht einschließlich des Genossenschaftsrechtes und des   Rechtes der anderen wirtschaftlichen 
Vereinigungen und Verbände; von den Gerichte anzuwendendes Strafrecht; besondere Bestimmungen des 
Verwaltungsstrafrechtes in den in diesem Artikel angeführten Angelegenheiten; Verfahren vor den Gerichten 
und anderen Justizbehörden; Justizverwaltung; öffentliche Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung 
der Schlichtung von Streitigkeiten, sofern diese Einrichtungen nicht unter Artikel 36 Absatz 1 Zahl 8, fallen 
oder ihre Zuständigkeit nicht auf Angelegenheiten beschränkt ist, in denen die Gesetzgebung den Ländern zu-
steht; Schiedsvertrag und schiedsrichterliches Verfahren in privatrechtlichen Streitigkeiten; Einrichtungen zum 
Schutz der Gesellschaft gegen verbrecherische, verwahrloste oder sonst gefährliche Personen, wie Arbeitshäuser 
oder ähnliche Anstalten; Urheberrecht; Pressewesen; Vertragsversicherungswesen; Enteignung zu Zwecken der 
Vergesundung, sonstige Enteignung, soweit sie nicht Angelegenheiten betrifft, die in den selbständigen Wir-
kungsbereich der Länder fallen; Angelegenheiten der Notare, der Rechtsanwälte und verwandter Berufe; 

7.  Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, ausgenommen die örtliche Sicherheits-
polizei; Vereins- und Versammlungsrecht; Personenstandsangelegenheiten einschließlich des Matrikenwesens 
und der Namensänderung; Fremdenpolizei und Meldewesen; Waffen-, Schießbedarfs- und Sprengmittelwesen, 
Schießwesen; Buchmacher- und Totalisateurwesen, Bekämpfung des Winkelwettwesens; 

8.  Angelegenheiten des Gewerbes einschließlich des Handels und der Industrie; öffentliche Agentien und Pri-
vatgeschäftsvermittlungen; Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes; Patentwesen sowie Schutz von Mustern, 
Marken und anderen Warenbezeichnungen; Angelegenheiten der Patentanwälte, der Ingenieure und Ziviltech-
niker; Messewesen; öffentliche Lagerhäuser, öffentliche Wäg- und Meßanstalten; über den Interessenbereich 
eines Landes hinausgehende Maßnahmen zur Regelung der Produktion und des wirtschaftlichen Verkehres; 

9.  Eisenbahnen, Schiffahrt, Flößerei und Luftfahrt; Kraftfahrwesen; Angelegenheiten der wegen ihrer Be-
deutung für den Durchgangsverkehr als Bundesstraßen erklärten Straßenzüge; Strom und Schiffahrtspolizei; 
Post-, Telegraphen- und Fernsprechwesen; Rundfunkwesen; Fremdenverkehrsförderung, soweit sie sich auf das 
ganze Bundesgebiet bezieht; 

10.  Bergwesen; Forstwesen einschließlich des Triftwesen; Waffenrecht; Regulierung und Instandhaltung der 
Gewässer zur unschädlichen Ableitung der Hochfluten oder für die Schiffahrt und Flößerei; Wildbachverbau-
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ung; Bau und Instandhaltung von Wasserstraßen; Elektrizitätswesen; Dampfkessel- und Kraftmaschinenwesen; 
Vermessungswesen; 

11.  Arbeits(Dienst)recht sowie Arbeiter- und Angestelltenschutz, soweit es sich nicht um land- und forst-
wirtschaftliche Arbeiter handelt; Sozialversicherungswesen; 

12.  Gesundheitswesen mit Ausnahme des Leichen- und Bestattungswesens; Hebammenlehranstalten; Heil- 
und Pflegeanstalten, die vom Bunde verwaltet werden; die gesundheitliche Aufsicht über die anderen Heil- und 
Pflegeanstalten, die Kurorte und die Heilquellen; Veterinärwesen; Vieh- und Fleischbeschau; Ernährungswesen 
einschließlich der Nahrungsmittelprüfung; 

13.  Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge, die ganze Zweige der land- oder forstwirtschaft-
lichen Erzeugung in ihrem Bestande gefährden; 

14.  allgemeine Angelegenheiten der Wissenschaft und der Kunst sowie Angelegenheiten des Kultus; wissen-
schaftlicher und fachtechnischer Archiv- und Bibliotheksdienst bei Ämtern und Anstalten des Bundes; Angele-
genheiten der künstlerischen und wissenschaftlichen Sammlungen, Anstalten und Einrichtungen des Bundes; 
Angelegenheiten der Bundestheater; Schutz von Kulturdenkmälern (Denkmalschutz); Volkszählungswesen 
sowie sonstige Statistik, soweit sie nicht nur den Interessen eines Landes dient; Stiftungs- und Fondswesen, 
soweit es sich nicht um Stiftungen und Fonds zugunsten von Bürgern oder Einwohnern eines einzelnen Landes 
handelt; 

15.  Angelegenheiten der Bundespolizei und der Bundesgendarmerie; Errichtung und Organisation sonstiger 
Wachkörper, einschließlich ihrer Bewaffnung und des Rechtes zum Waffengebrauch; 

16.  Militärwesen mit Einschluß der Maßnahmen zur Unterbringung ausgedienter Soldaten im öffentlichen 
Dienste; Kriegsschadensangelegenheiten und Fürsorge für Kriegsteilnehmer und ihre Hinterbliebenen; Für-
sorge für Kriegsgräber; aus Anlaß eines Krieges oder im Gefolge eines solchen zur Sicherung der einheitlichen 
Führung der Wirtschaft notwendig erscheinende Maßnahmen, insbesondere auch hinsichtlich der Versorgung 
der Bevölkerung mit Bedarfsgegenständen; 

17.  Einrichtung der Bundesbehörden und sonstigen Bundesämter; Dienstrecht der öffentlich-rechtlichen 
Staatsbediensteten, soweit sie der Diensthoheit des Bundes unterstehen; Dienstrecht der öffentlich-rechtlichen 
Bediensteten der in der Verwaltung der öffentlich-rechtlichen Bediensteten der in der Verwaltung des Bundes 
stehenden Stiftungen, Fonds, Anstalten und Betriebe; Dienstrecht der öffentlich-rechtlichen Bediensteten der 
ständischen Verwaltung in der zentralen Zusammenfassung. 

(2) In den nach Absatz 1 ergehenden Bundesgesetzen kann die Landesgesetzgebung ermächtigt werden, zu 
näher zu bezeichnenden einzelnen Bestimmungen Ausführungsbestimmungen zu erlassen. Auf diesen Fall sind 
die Bestimmungen des Artikels 39 Absatz 2 sinngemäß anzuwenden. Die Vollziehung der in solchen Fällen 
ergehenden Ausführungsgesetze steht dem Bund zu, doch bedürfen Durchführungsverordnungen, soweit sie 
sich auf die Ausführungsbestimmungen des Landesgesetzes beziehen, des vorherigen Einvernehmens mit den 
in Betracht kommenden Landesregierungen. 

(3) In den Bundesgesetzen über das Wasserrecht und über das Elektrizitätswesen kann den Ländern auf dem 
Gebiete der Wasser- und Elektrizitätswirtschaft die Erlassung von Bescheiden (Entscheidungen oder Verfügun-
gen) eingeräumt werden. 

(4) Zur Entscheidung in Angelegenheiten der Sozialversicherung können durch Bundesgesetz Spruchstellen 
berufen werden, die in der Regel bei der Landeshauptmannschaft für deren örtlichen Wirkungsbereich einzu-
setzen sind und aus rechtskundigen Verwaltungsbeamten und Richtern als Mitgliedern bestehen. Erforderli-
chenfalls können außer diesen Mitgliedern auch Beisitzer am Verfahren teilnehmen. Die Mitglieder (Beisitzer) 
sind in Ausübung dieses Amtes an keine Weisungen gebunden. Die Bescheide der Spruchstellen können im 
Verwaltungswege nicht aufgehoben oder abgeändert werden. Das Nähere, insbesondere die Einrichtung, die 
Zuständigkeit und das Verfahren der Spruchstellen, wird durch Bundesgesetz geregelt. 
Art. 35.  Das Verwaltungsverfahren, die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsstrafrechtes, das Ver-
waltungsstrafverfahren und die Verwaltungsvollstreckung werden durch Bundesgesetz geregelt, und zwar, so-
weit ein Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften besteht, auch in den Angelegenheiten, in denen 
die Gesetzgebung den Ländern zusteht, insbesondere auch in den Angelegenheiten des Abgabenwesens. Die 
Durchführungsverordnungen zu diesen Bundesgesetzen sind, soweit in ihnen nicht anderes bestimmt ist, vom 
Bund zu erlassen. Die Handhabung dieser Gesetze und Durchführungsverordnungen steht dem Bund oder 
den Ländern zu, je nachdem, ob die Vollziehung der den Gegenstand des Verfahrens bildenden Angelegenheit 
Bundes- oder Landessache ist. 
Art. 36.  (1) Bundessache ist die Gesetzgebung über die Grundsätze, Landessache ist die Erlassung von Ausfüh-
rungsgesetzen und die Vollziehung, diese, soweit sie nicht nach den Gesetzen durch Selbstverwaltungskörper 
in ihrem eigenen Wirkungskreis unter der Aufsicht des Landes besorgt wird, in folgenden Angelegenheiten: 

1.  Armenwesen; Heil- und Pflegeanstalten, Kurorte und Heilquellen, soweit sie nicht unter Artikel 34 Absatz 
1 Zahl 12 fallen; 
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2.  Arbeits(Dienst)recht sowie Arbeiterschutz, soweit es sich um land- und forstwirtschaftliche Arbeiter han-
delt; 

3.  Bodenreform auf dem gebiete der Land- und Forstwirtschaft; 
4.  Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge, soweit er nicht unter die Bestimmungen des 

Artikels 34 Absatz 1 Zahl 13 fällt; 
5.  Straßenpolizei, soweit sie sich nicht auf Bundesstraßen bezieht und daher unter Artikel 34 Absatz 1 Zahl 

9 fällt; 
6.  Abschiebung und Abschaffung aus einem Land in ein anderes; 
7.  Heimatrecht; 
8.  Aufbau, Einrichtung und Aufgaben der ständischen Verwaltung in den Ländern, soweit sie sich nicht auf 

die freien Berufe und den öffentlichen Dienst beziehen und daher unter Artikel 34 Absatz 1 Zahl 1 fallen; 
9.  Dienstrecht der öffentlich-rechtlichen Staatsbediensteten, soweit sie der Diensthoheit des Landes unter-

stehen; Dienstrecht der öffentlich-rechtlichen Bediensteten der Ortsgemeinden und Ortsgemeindeverbände; 
Dienstrecht der öffentlich-rechtlichen Bediensteten der ständischen Verwaltung in den Ländern. 

(2) In den Angelegenheiten der Bodenreform (Absatz 1 Zahl 3) steht die Entscheidung in der Landesinstanz 
und in oberster Instanz Senaten zu, die aus dem Vorsitzenden und aus Richtern, Verwaltungsbeamten und 
Sachverständigen als Mitgliedern bestehen; der in oberster Instanz zur Entscheidung berufene Senat wird beim 
zuständigen Bundesministerium eingesetzt. Die Einrichtung, die Aufgaben und das Verfahren der Senate sowie 
die Grundsätze für die Einrichtung der mit den Angelegenheiten der Bodenreform sonst noch befaßten Behör-
den werden durch Bundesgesetz geregelt. Diese Senate und diese Behörden können auch in Angelegenheiten 
der Landeskultur, die nicht unter den Begriff der Bodenreform fallen, ferner in allen mit Angelegenheiten der 
Bodenreform eng zusammenhängenden Angelegenheiten zur Vollziehung von Gesetzen berufen werden, und 
zwar durch Bundesgesetz, wenn die Gesetzgebung über die betreffende Angelegenheit dem Bunde, durch Lan-
desgesetz, wenn sie den Ländern zusteht. 
Art. 37.  (1) Die Gesetzgebung auf dem Gebiete des Schul-, Erziehungs- und Volksbildungswesens kommt zu: 

1.  ausschließlich dem Bund: 
a) über Hochschulen aller Art, 
b) über die Mittelschulen und Lehrerbildungsanstalten, 
c) über die mittleren künstlerischen, gewerblichen, kaufmännischen, land- und forstwirtschaftlichen Schulen 

und über alle Fachschulen gewerblicher Richtung, 
d) über die dienst- und bezugsrechtlichen Verhältnisse aller Lehrpersonen des Bundes, 
e) über die Aufsicht hinsichtlich der unter a und c genannten Schulen; 
2.  hinsichtlich der Grundsätze dem Bunde, hinsichtlich der Ausführung der Grundsätze den Ländern: 
a) über die Angelegenheiten des sonstigen Schul- und Erziehungs- sowie des Volksbildungswesens mit Aus-

nahme der in die Landesgesetzgebung fallenden niederen landwirtschaftlichen Schulen, 
b) über die Aufsicht hinsichtlich der unter Zahl 1 Punkt b und unter Zahl 2 Punkt a fallenden Schulen, 
c) über die dienst- und bezugsrechtlichen Verhältnisse der öffentlich-rechtlichen Lehrpersonen an Volks- 

und Hauptschulen und anderen Schulen der Länder und Ortsgemeinden; 
d) über die Organisation der in den Artikeln 121 und 144 eingesetzten Schulbehörden. 
(2) Die Vollziehung in den Angelegenheiten des Schul-, Erziehungs- und Volksbildungswesens ist mit den 

folgenden Einschränkungen Bundessache: 
a) den Ländern ist in den Angelegenheiten der Errichtung und Erhaltung der Volks- und Hauptschulen und 

bei Bestellung der unter Absatz 1 Zahl 2 Punkt c fallenden Lehrpersonen ein Mitwirkungsrecht einzuräumen; 
b) bei Entscheidungen der Schulbehörden, die eine gesetzlich nicht begründete Belastung des Landes zur 

Folge haben, ist das Einvernehmen mit dem Lande zu pflegen; 
c) die Vollziehung hinsichtlich der niederen landwirtschaftlichen Schulen und des gewerblichen und des 

landwirtschaftlichen Fortbildungsschulwesens steht dem Lande zu, soweit nicht die Landesgesetze die Vollzie-
hung den Schulbehörden oder anderen Bundesbehörden übertragen oder von der Bestimmung des Punktes e 
Gebrauch gemacht wird; 

d) in den Angelegenheiten des Volksbildungswesens kann der Stadt Wien unter der Oberaufsicht des Bundes 
die Vollziehung hinsichtlich volksbildnerischer Anstalten und Einrichtungen durch Gesetz übertragen werden; 

e) inwieweit die Vollziehung von Selbstverwaltungskörpern besorgt wird, bestimmt das Gesetz. 
(3) Das dem Staate nach Artikel 31 Absatz 6 zustehende Recht der obersten Leitung und Aufsicht des gesam-

ten Schul-, Erziehungs- und Volksbildungswesens ist Bundessache. 
Art. 38.  Die Zuständigkeiten des Bundes und der Länder auf dem Gebiete des Abgabenwesens werden durch 
ein eigenes Bundesverfassungsgesetz (Finanz-Verfassungsgesetz) geregelt. 
Art. 39.  (1) Soweit dem Bunde bloß die Grundsatzgesetzgebung zukommt, hat er sich auf die Festsetzung der 
allgemeinen Grundzüge der betreffenden Angelegenheit zu beschränken. Die Ausführungsgesetzgebung der 
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Länder ist lediglich an die Einhaltung der bundesgesetzlich aufgestellten Grundsätze gebunden, im übrigen 
aber zur freien Regelung der Angelegenheit auch im übrigen aber zur freien Regelung der Angelegenheit auch 
in den Fragen zuständig, über die das Bundesgesetz keine grundsätzlichen Anordnungen getroffen hat. 

(2) Das Grundsatzgesetz des Bundes kann für die Erlassung der Ausführungsgesetze eine Frist bestimmen. 
Die Frist darf nur dann kürzer als sechs Monate oder länger als ein Jahr sein, wenn sich der Länderrat nicht in 
seinem Gutachten, das in diesem Falle ein Pflichtgutachten ist (Artikel 61), gegen diese Art der Fristbestim-
mung ausgesprochen hat. Wird die im Grundsatzgesetz bestimmte Frist von einem Lande nicht eingehalten, so 
geht die Zuständigkeit zur Erlassung des Ausführungsgesetzes  für dieses Land auf den Bund über. Sobald das 
Land das Ausführungsgesetz erlassen hat, tritt das Ausführungsgesetz des Bundes außer Kraft. 

(3) Solange der Bund von den Rechte der Gesetzgebung über die Grundsätze keinen Gebrauch gemacht hat, 
können die Landesgesetzgebungen die Angelegenheiten frei regeln. Sobald der Bund jedoch Grundsätze auf-
gestellt hat, sind die Landesgesetze binnen einer bundesgesetzlich festzusetzenden Frist dem Grundsatzgesetz 
anzupassen. 

(4) Wenn ein Akt der Vollziehung eines Landes in den Angelegenheiten, in denen dem Bundes das Gesetz-
gebungsrecht über die Grundsätze zusteht, für mehrere Länder wirksam werden soll, so haben die beteiligten 
Länder zunächst einvernehmlich vorzugehen. Wird ein einvernehmlicher Bescheid nicht innerhalb von sechs 
Monaten seit dem Anfall der Rechtssache getroffen, geht die Zuständigkeit zu einem solchen Akt auf Antrag 
eines Landes oder einer an der Sache beteiligten Partei an das zuständige Bundesministerium über. Das Nähere 
regeln die Grundsatzgesetze des Bundes. 

(5) In Angelegenheiten der Grundsatzgesetzgebung steht dem Bund das Recht zu, die Einhaltung der von 
ihm erlassenen Vorschriften wahrzunehmen. 
Art. 40.  (1) Soweit die Verfassung die Gesetzgebung oder die Gesetzgebung und Vollziehung einer Angelegen-
heiten nicht ausdrücklich als Bundessache erklärt, verbleibt die Angelegenheit im selbständigen Wirkungsbe-
reich der Länder. 

(2) Dem Bunde steht die Befugnis zu, mit der Führung der Angelegenheiten der örtlichen Sicherheitspolizei, 
das ist des Teiles der Sicherheitspolizei, der das Interesse der Ortsgemeinde zunächst berührt und innerhalb ih-
rer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte besorgt werden kann, an Stelle der Ortsgemeinde die örtlich zuständige 
Bundespolizeibehörde oder ein anderes Bundesorgan zu betrauen oder die Führung dieser Angelegenheiten 
durch die Ortsgemeinde zu beaufsichtigen und wahrgenommene Mängel durch Weisungen an den Landes-
hauptmann (Artikel 117) abzustellen. Zu diesem Zwecke können auch Beauftragte des Bundes in die Ortsge-
meinden entsendet werden; hievon ist in jedem einzelnen Falle der Landeshauptmann zu verständigen. 

(3) Die landesgesetzlichen Bestimmungen in den Angelegenheiten des Theater- und Lichtspielwesens sowie 
der öffentlichen Schaustellungen, Darbietungen und Belustigungen haben für den örtlichen Wirkungsbereich 
von Bundespolizeibehörden diesen Behörden wenigstens die Überwachung   der Veranstaltungen, soweit sie 
sich nicht auf betriebstechnische, bau und feuerpolizeiliche Rücksichten erstreckt, und die Mitwirkung in erster 
Instanz bei Verleihung von Berechtigungen, die in solchen Gesetzen vorgesehen werden, zu übertragen. 

(4) Im örtlichen Wirkungsbereiche von Bundespolizeibehörden ist diesen Behörden die Vollziehung auf dem 
Gebiete der Straßenpolizei in erster Instanz zu übertragen. 

(5) Soweit Akte der Vollziehung in Bausachen bundeseigene Gebäude betreffen, die öffentlichen zwecken, 
wie der Unterbringung von Behörden und Ämtern des Bundes oder von öffentlichen Anstalten - darunter auch 
Schulen und Spitälern - oder der kasernmäßigen Unterbringung von Angehörigen der bewaffneten Macht oder 
von sonstigen Bundesangestellten, dienen, fallen diese Akte der Vollziehung in die mittelbare Bundesverwal-
tung; der Rechtszug geht bis zum zuständigen Bundesminister. Die Bestimmung der Baulinie und der Höhen-
lage sowie die baubehördliche Behandlung von Herstellungen, die das äußere Ansehen der Gebäude betreffen, 
fällt jedoch auch in diesen Fällen in die Vollziehung des Landes. 

(6) Die Länder sind im Bereich ihrer Gesetzgebung befugt, die zur Regelung des Gegenstandes erforderlichen 
Bestimmungen auch auf dem Gebiete des Privat- und Strafrechtes zu treffen. 
Art. 41.  (1) Der Bund kann durch Bundesgesetz seine Zuständigkeit zur Gesetzgebung oder zur Grundsatzge-
setzgebung in einer bestimmten Angelegenheit den Ländern oder einzelnen Ländern übertragen. 

(2) Die Länder können ihre Zuständigkeit zur Gesetzgebung für eine bestimmte Angelegenheit  dem Bunde 
übertragen. Dies geschieht mit Wirksamkeit für alle Länder durch Beschluß des Länderrates bei Anwesenheit 
von mindestens der Hälfte der Stimmberechtigten und mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen. 

(3) Die auf Grund des Absatzes 1 ergangenen Landesgesetze können durch Bundesgesetz, die auf Grund des 
Absatzes 2 ergangenen Bundesgesetze können durch Landesgesetz frühestens nach einem Jahre seit dem Wirk-
samkeitsbeginn des ersten zur Regelung der Angelegenheit erlassenen Gesetzes abgeändert oder aufgehoben 
werden. 
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(4) Die Bestimmungen dieser Verfassung über die Zuständigkeit zur Vollziehung werden durch Akte nach 
den Absätzen 1 und 2 nicht berührt. 
Art. 42.  (1) Die Bestimmungen der Artikel 34 bis 40 über die Träger der Zuständigkeit in Gesetzgebung und 
Vollziehung beziehen sich nicht auf die Stellung des Bundes und der Länder in Rechtsverhältnissen, soweit auf 
diese das für Private geltende Recht Anwendung findet. 

(2) Der Bund kann in diesen Rechtsbeziehungen durch die Landesgesetzgebung nicht ungünstiger gestellt 
werden als das Land selbst. 
Art. 43.  (1) Die Länder sind verpflichtet, Maßnahmen zu treffen, die in ihrem selbständigen Wirkungsbereiche 
zur Durchführung von Staatsverträgen erforderlich werden; kommt ein Land dieser Verpflichtung nicht recht-
zeitig nach, so geht die Zuständigkeit zu solchen Maßnahmen, insbesondere auch zur Erlassung der notwendi-
gen Gesetze, auf den Bund über. 

(2) Ebenso hat der Bund bei Durchführung von Verträgen mit fremden Staaten das Überwachungsrecht auch 
in solchen Angelegenheiten, die zum selbständigen Wirkungsbereiche der Länder gehören. Hiebei stehen dem 
Bunde die gleichen Rechte gegen die Länder zu wie bei den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung 
(Artikel 116). 

Viertes Hauptstück. Gesetzgebung des Bundes.

Erster Abschnitt. Die Organe der Bundesgesetzgebung.
Art. 44.  Die Gesetzgebung des Bundes übt nach Vorberatung der Gesetzentwürfe durch den Staatsrat, den 
Bundeskulturrat, den Bundeswirtschaftsrat und den Länderrat (vorberatende Organe) der Bundestag (beschlie-
ßendes Organ) aus. 

A. Die vorberatenden Organe
Art. 45.  Die in den Artikeln 46 bis 49 angeführten vorberatenden Organe sind zur Erstattung der nach dieser 
Verfassung von ihnen verlangten Gutachten und zu allen anderen Aufgaben zuständig, die ihnen nach dieser 
Verfassung obliegen. 

1. Der Staatsrat.
Art. 46.  (1) In den Staatsrat beruft der Bundespräsident auf die Dauer von zehn Jahren verdiente, charakter-
volle Bundesbürger, von denen nach ihrem bisherigen Verhalten und nach ihren bisherigen Leistungen volles 
Verständnis für die Bedürfnisse und für die Aufgaben des Staates zu erwarten ist. 

(2) Berufungen in den Staatsrat bedürfen keines Vorschlages der Bundesregierung, wohl aber der Gegen-
zeichnung des Bundeskanzlers. 

(3) Bei aktiven Staatsbediensteten kann die Dauer der Tätigkeit als Mitglied des Staatsrates auf die Dauer der 
Verwendung beschränkt werden, in der sie zur Zeit der Berufung in den Staatsrat stehen. Im übrigen bestimmt 
das Geschäftsordnungsgesetz (Artikel 57 Absatz 3), in welchen Fällen die Mitgliedschaft im Staatsrat vor Ablauf 
der zehnjährigen Tätigkeitsdauer endet. 

(4) Die neuerliche Berufung nach Ablauf der zehn Jahre ist zulässig. 
(5) Die Zahl der Mitglieder des Staatsrates (Staatsräte) darf nicht über fünfzig betragen und nicht unter 

vierzig verbleiben. 

2. Der Bundeskulturrat.
Art. 47.  (1) Der Bundeskulturrat besteht aus 30 bis 40 Vertretern von gesetzlich anerkannten Kirchen und 
Religionsgesellschaften, des Schul-, Erziehungs- und Volksbildungswesens, der Wissenschaft und der Kunst. 

(2) Mitglied des Bundeskulturrates kann jeder Bundesbürger sein, der das 26. Lebensjahr vollendet hat und 
durch das im Absatz 4 vorgesehene Bundesgesetz von der Mitgliedschaft nicht ausgeschlossen ist. 

(3) Bei der Regelung der Zusammensetzung des Bundeskulturrates ist insbesondere auch darauf Bedacht 
zu nehmen, daß bei der Vertretung des Erziehungswesens die Elternschaft entsprechend berücksichtigt wird. 

(4) Die Berufung der Mitglieder des Bundeskulturrates (Bundeskulturräte) regelt das Bundesgesetz nach 
Grundsätzen, die die Beschickung des Bundeskulturrates mit vaterlandstreuen Mitgliedern gewährleisten. 

3. Der Bundeswirtschaftsrat.
Art. 48.  (1) Der Bundeswirtschaftsrat besteht aus 70 bis 80 aus den Berufsständen entsendeten Vertretern. 

(2) Mitglied des Bundeswirtschaftsrates kann jeder Bundesbürger sein, der das 26. Lebensjahr vollendet hat 
und durch das im Absatz 3 vorgesehene Bundesgesetz von der Mitgliedschaft nicht ausgeschlossen ist. 
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(3) Die Entsendung der Mitglieder des Bundeswirtschaftsrates (Bundeswirtschaftsräte) regelt das Bundes-
gesetz nach Grundsätzen, die die Beschickung des Bundeswirtschaftsrates mit vaterlandstreuen Mitgliedern 
gewährleisten. 

(4) Als berufsständische Hauptgruppen. aus denen Vertreter zu entsenden sind, sind in diesem Gesetze vor-
zusehen: 

die Land- und Forstwirtschaft, 
die Industrie- und der Bergbau, 
das Gewerbe, 
der Handel und Verkehr, 
das Geld-, Kredit- und Versicherungswesen, 
die freien Berufe und 
der öffentliche Dienst. 
(5) Die Verteilung der aus den Berufsständen zu entsendenden Vertreter auf die berufsständischen Haupt-

gruppen erfolgt, unter Berücksichtigung der Zahl ihrer (selbständigen und unselbständigen) Berufsangehöri-
gen mit der Maßgabe, daß jede Hauptgruppe mindestens drei Vertreter erhält. 

4. Der Länderrat.
Art. 49.  (1) In den Länderrat entsendet jedes Land den Landeshauptmann und das mit der Führung der Lan-
desfinanzen betraute Mitglied der Landesregierung, die Stadt Wien den Bürgermeister und einen von ihm be-
stellten weiteren Vertreter, der mit den Finanzen der Stadt vertraut sein soll. 

(2) Wenn der Landeshauptmann selbst die Landesfinanzen führt, so bestimmt er, wer an zweiter Stelle in den 
Länderrat entsendet werden soll. 

(3) Wenn ein Mitglied des Länderrates in der Ausübung der Mitgliedschaft im Länderrat vorübergehend 
behindert ist, so kann es den anderen Vertreter des Landes (der Stadt Wien) bevollmächtigen, an seiner Statt 
im Länderrate zu stimmen. Bei dauernder Verhinderung entsendet der Landeshauptmann ein anderes Mitglied 
der Landesregierung; in Wien bestellt der Bürgermeister des neue Mitglied. 

B. Der Bundestag
Art. 50.  (1) Der Bundestag besteht aus 20 Abgeordneten des Staatsrates, 10 Abgeordneten des Bundeskulturra-
tes, 20 Abgeordneten des Bundeswirtschaftsrates und 9 Abgeordneten des Länderrates. 

(2) Die Abgeordneten des Staatsrates, des Bundeskulturrates und des Bundeswirtschaftsrates werden von 
diesen Organen nach den Bestimmungen des Geschäftsordnungsgesetzes aus ihrer Mitte gewählt. Unter den 
entsendeten Mitgliedern müssen sich auch die Vorsitzenden dieser Organe befinden. Das zur Vertretung des 
Landes (der Stadt Wien) im Bundestag berufene Mitglied des Länderrates wird für jedes Land (für die Stadt 
Wien) vom Landeshauptmann (Bürgermeister der Stadt Wien) bestimmt. 
Art. 51.  Der Bundestag ist zuständig zur Beschlußfassung: 

1.  über Gesetzesvorlagen der Bundesregierung, betreffend Gesetze im materiellen Sinne; 
2.  über Gesetzesvorlagen der Bundesregierung, die betreffen: 
a) den Bundesvoranschlag; 
b) die Aufnahme oder Konvertierung von Bundesanleihen; 
c) die Verfügung über Bundesvermögen; 
3.  über Vorlagen der Bundesregierung, betreffend gesetzändernde und solche Staatsverträge, die den Bund 

zur Erlassung von Gesetzen verpflichten. 
4.  über Vorlagen des Rechnungshofes, betreffend die Genehmigung des Bundesrechnungsabschlusses; 
5.  über Berichte des Rechnungshofes. 

C. Bundesversammlung
Art. 52.  Der Staatsrat, der Bundeskulturrat, der Bundeswirtschaftsrat und der Länderrat treten als Bundes-
versammlung in gemeinsamer öffentlicher Sitzung zur Erstattung des Dreiervorschlages für die Wahl des 
Bundespräsidenten, zur Beeidigung des gewählten Bundespräsidenten, ferner zur Beschlußfassung über eine 
Kriegserklärung und zur Ausübung der der Bundesversammlung durch diese Verfassung weiter verliehenen 
Zuständigkeiten am Sitze des Bundestages zusammen. 
Art. 53.  (1) Die Bundesversammlung wird, soweit nicht in dieser Verfassung anderes bestimmt ist, vom Bun-
despräsidenten einberufen. Den Vorsitz führt der Präsident (Vizepräsident) des Bundestages. 

(2) In der Bundesversammlung wird die Geschäftsordnung des Bundestages sinngemäß angewendet. 
Art. 54.  (1) Die Beschlüsse der Bundesversammlung werden von ihrem Vorsitzenden beurkundet und vom 
Bundeskanzler gegengezeichnet. 
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(2) Der von der Bundesversammlung für die Wahl des Bundespräsidenten erstattete Dreiervorschlag sowie 
Beschlüsse der Bundesversammlung über eine Kriegserklärung sind vom Bundeskanzler amtlich kundzuma-
chen. 

Zweiter Abschnitt. Nähere Bestimmungen.
Art. 55.  (1) Die Tätigkeitsdauer des Bundeskulturrates und des Bundeswirtschaftsrates währt sechs Jahre, vorn 
Tage des ersten Zusammentrittes gerechnet, jedenfalls aber bis zu dem Tage, an dem der neue Vertretungskör-
per zusammentritt. 

(2) Der Bundespräsident kann den Bundeskulturrat und den Bundeswirtschaftsrat auflösen. Mit der Auflö-
sung endet die Tätigkeitsdauer. Die Neubestellung ist von der Bundesregierung so anzuordnen, daß der neube-
stellte Vertretungskörper spätestens am 100. Tage nach der Auflösung zusammentreten kann. 

(3) Der Bundeskulturrat und der Bundeswirtschaftsrat werden nach ihrer Neubestellung vorn Präsidenten 
einberufen. 
Art. 56.  (1) Der Bundespräsident ernennt auf Vorschlag und mit Gegenzeichnung des Bundeskanzlers den 
Vorsitzenden des Staatsrates und zwei Stellvertreter aus dessen Mitte. 

(2) Der Bundeskulturrat und der Bundeswirtschaftsrat wählen aus ihrer Mitte den Vorsitzenden und zwei 
Stellvertreter. Diese Wahlen bedürfen der Bestätigung durch den Bundespräsidenten. Die Bestätigung erfolgt 
auf Vorschlag und mit Gegenzeichnung des Bundeskanzlers. 

(3) Im Vorsitz des Länderrates wechseln die Länder halbjährlich in alphabetischer Reihenfolge. Den Vorsitz 
führt der Landeshauptmann (Bürgermeister) des zum Vorsitz berufenen Landes (der Stadt Wien), in den Fällen 
des Artikels 49 Absatz 3, das nach diesen Bestimmungen zu seiner Vertretung bestimmte Mitglied der Lan-
desregierung. Die Bestellung der Stellvertreter des Vorsitzenden regelt die Geschäftsordnung des Länderrates. 

(4) Präsident des Bundestages ist der Vorsitzende des Staatsrates. Vizepräsidenten sind: erster Vizepräsident 
der Vorsitzende des Bundeswirtschaftsrates, zweiter Vizepräsident der Vorsitzende des Bundeskulturrates und 
dritter Vizepräsident ein vom Länderrat aus den neun in den Bundestag entsendeten Mitgliedern bestellter 
Vertreter. 
Art. 57.  (1) Der Präsident des Bundestages, der Vorsitzende des Staatsrates und der Vorsitzende des Länderrates 
haben diese Organe zu ihren Sitzungen einzuberufen. Dasselbe gilt für die Vorsitzenden des Bundeskulturrates 
und des Bundeswirtschaftsrates, wenn nicht die Bestimmung des Artikels 55 Absatz 3 zur Anwendung kommt. 

(2) Eine solche Einberufung ist ohne Verzug zu veranlassen, wenn es die Bundesregierung verlangt. 
(3) Das Geschäftsordnungsgesetz stellt die Grundsätze auf, nach denen sich die im Artikel 44 angeführten 

Organe der Gesetzgebung des Bundes selbst ihre Geschäftsordnungen geben. 
Art. 58.  (1) Die Geschäfte der Kanzlei der vorberatenden Organe der Bundesgesetzgebung sowie des Bun-
destages und der Bundesversammlung werden durch Angestellte besorgt, die vom Bundeskanzler zugewiesen 
werden. 

(2) Die Entschädigung des Präsidenten und der Vizepräsidenten des Bundestages sowie die Höhe des Sit-
zungsgeldes für alle anderen Mitglieder der Organe der Bundesgesetzgebung werden bundesgesetzlich geregelt. 
Art. 59.  (1) Die Sitzungen des Bundestages und der Bundesversammlung sind öffentlich, wenn nicht der Aus-
schluß der Öffentlichkeit beschlossen wird. 

(2) Die Sitzungen der vorberatenden Organe der Bundesgesetzgebung sind nicht öffentlich. 
(3) Wahrheitsgetreue Berichte über die Vorgänge in öffentlichen Sitzungen des Bundestages und seiner Aus-

schüsse sowie der Bundesversammlung bleiben, sofern ihre Veröffentlichung nach den Bestimmungen der Ge-
schäftsordnung erfolgt ist, von der Verantwortung frei. Die Wiederveröffentlichung des durch behördlichen 
Spruch als strafbar bezeichneten Inhaltes eines beschlagnahmten oder für verfallen erklärten Druckwerkes wird 
nicht dadurch zulässig, daß dieser Inhalt zum Gegenstande von Verhandlungen des Bundestages oder der Bun-
desversammlung gemacht worden ist. 
Art. 60.  (1) Zu einem Beschluß der vorberatenden Organe der Bundesgesetzgebung, des Bundestages und der 
Bundesversammlung ist, soweit in der Verfassung nicht anderes bestimmt ist, die Anwesenheit von mindestens 
einem Drittel der Mitglieder und die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. 

(2) Über Bundesverfassungsgesetze und über die Genehmigung von Staatsverträgen, durch die ein Bundes-
verfassungsgesetz geändert oder der Bund zur Erlassung eines Bundesverfassungsgesetzes verpflichtet würde, 
kann der Bundestag nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder und mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschließen. Bundesverfassungsgesetze sind als solche („Bundesver-
fassungsgesetz“) ausdrücklich zu bezeichnen. 
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Dritter Abschnitt. Weg der Bundesgesetzgebung.
Art. 61.  (1) Die Bundesregierung hat die Entwürfe der im Artikel 51 Zahl 1 bezeichneten Vorlagen durch den 
Bundeskanzler den vorberatenden Organen der Bundesgesetzgebung zu übermitteln. 

(2) Der Staatsrat ist verpflichtet, innerhalb der von der Bundesregierung bestimmten Frist Gutachten zu 
diesen Gesetzentwürfen zu erstatten und sie dem Bundeskanzler mitzuteilen. Diese Pflicht trifft bei Entwürfen 
die von der Bundesregierung als solche von ausschließlich oder vorwiegend kultureller Bedeutung bezeichnet 
werden, den Bundeskulturrat und bei Entwürfen, die von ihr als solche von ausschließlich oder vorwiegend 
wirtschaftlicher Bedeutung bezeichnet werden, den Bundeswirtschaftsrat (Pflichtgutachten). 

(3) Die Bundesregierung kann Entwürfe, die sowohl kulturell als auch wirtschaftlich von Bedeutung sind, 
durch den Bundeskanzler dem Bundeskulturrat und dem Bundeswirtschaftsrat zur Pflichtbegutachtung über-
mitteln und für die Mitteilung des Pflichtgutachtens an den Bundeskanzler eine Frist bestimmen. 

(4) Der Bundeskulturrat und der Bundeswirtschaftsrat dürfen die Erstattung eines Pflichtgutachtens nicht 
aus dem Grunde ablehnen, daß nach Art und Inhalt des Entwurfes das andere beratende Organ der Bundesge-
setzgebung berufen oder daß die Voraussetzungen des Absatzes 3 nicht gegeben seien. 

(5) Die vorberatenden Organe der Bundesgesetzgebung, die gemäß Absatz 2 oder 3 eine Pflicht zur Abgabe 
eines Gutachtens nicht trifft., können innerhalb der von der Bundesregierung gestellten Frist freiwillig ein Gut-
achten erstatten und dem Bundeskanzler mitteilen (Freigutachter). 

. 
(6) Bei der Begutachtung im Sinne dieses Artikels (Erstattung von Pflichtgutachten und Freigutachten äu-

ßert sich der Staatsrat dahin, ob der Entwurf den Anforderungen der Staatshoheit und des Gemeinwohles wie 
auch jenen einer zweckmäßigen Gesetzesvollziehung entspricht. Der Bundeskulturrat gibt seine Gutachten vom 
Standpunkte der kulturellen, der Bundeswirtschaftsrat vom Standpunkte der wirtschaftlichen Interessen ab. 
Der Länderrat äußert sich vom Standpunkte der Länderinteressen. 
Art. 62.  (1) Nach Einlangen der im Artikel 61 vorgesehenen Gutachten oder Ablauf der gesetzten Frist kann die 
Bundesregierung durch den Bundeskanzler ihre Gesetzesvorlage im Bundestag einbringen. 

(2) Die Bundesregierung bestimmt eine Frist für die Beschlußfassung des Bundestages. 
(3) Im Bundestag wird die Vorlage durch einen Berichterstatter erläutert und begründet. Ein Gegenbericht 

ist zulässig. Eine weitere Verhandlung findet nicht statt. Der Bundestag beschließt durch Abstimmung die un-
veränderte Annahme der Vorlage oder ihre Ablehnung. 

(4) Die Bundesregierung kann vor der Abstimmung jederzeit ihre Vorlage zurückziehen oder Abänderungen 
der Vorlage vornehmen, die nach ihrer Auffassung das Wesen der Vorlage nicht berühren. 
Art. 63.  Eine Begutachtung der im Artikel 51 Zahl 2 bis 5 bezeichneten Vorlagen durch vorberatende Organe 
der Bundesgesetzgebung findet nicht statt. Die Bundesregierung bringt die unter Zahl 2 und 3, der Präsident 
des Rechnungshofes die unter Zahl 4 und 5 angeführten Vorlagen unmittelbar im Bundestage ein. Bei den 
im Artikel 51 Zahl 2, 4 und 5 bezeichneten Verlagen steht dem Bundestag das Recht der uneingeschränkten 
Verhandlung, allfälligen Abänderung und der Beschlußfassung, bei den daselbst unter Zahl 3 bezeichneten 
Vorlagen nur das Recht der Beschlußfassung zu. Artikel 62 Absatz 4 findet bei den Vorlagen der Bundesregie-
rung Anwendung. 
Art. 64.  Der Präsident des Bundestages hat die Beschlüsse des Bundestages über die im Artikel 51 angeführten 
Vorlagen unverzüglich dem Bundeskanzler, die Beschlüsse über die daselbst unter Zahl 4 und 5 bezeichneten 
Vorlagen überdies dem Präsidenten des Rechnungshof es mitzuteilen. 
Art. 65.  (1) Das Volk wird zur Abstimmung gerufen, wenn die Bundesregierung beschließt: 

a) eine vom Bundestag abgelehnte Vorlage über ein Gesetz im materiellen Sinne einer Volksabstimmung zu 
unterziehen; 

b) die Entscheidung des Bundesvolkes anzurufen, ob dem Entwurf eines bestimmten Bundesgesetzes zuge-
stimmt werde; 

c) eine bestimmte Frage der Bundesgesetzgebung dem Bundesvolke zur grundsätzlichen Entscheidung vor-
zulegen. 

(2) Stimmberechtigt sind alle Bundesbürger, die das 24. Lebensjahr vollendet haben und durch das im Absatz 
7 vorgesehene Bundesgesetz vom Stimmrecht nicht ausgeschlossen sind. 

(3) Abgestimmt wird mit Ja oder Nein. 
(4) Die absolute Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen entscheidet. 
(5) Der Bundespräsident ordnet die Volksabstimmung an. 
(6) Die Bundesregierung hat eine Vorlage oder einen Entwurf (Absatz 1 Punkt a und b), wofür sich das Bun-

desvolk ausgesprochen hat, ohne weiteres Verfahren der Beurkundung und Kundmachung zuzuführen. Lehnt 
der Bundestag im Falle des Absatzes 1 Punkt c) eine dem Ergebnis der Volksabstimmung entsprechende Ge-
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setzesvorlage ab, so kann die Bundesregierung diese Frage in dem durch die Volksabstimmung entschiedenen 
Sinne durch gesetzändernde Verordnung regeln. 

(7) Die nähere Regelung trifft ein Bundesgesetz. 
Art. 66.  (1) Das verfassungsmäßige Zustandekommen der Bundesgesetze wird durch die Unterschrift des Bun-
despräsidenten beurkundet.. 

(2) Die Vorlage zur Beurkundung erfolgt durch den Bundeskanzler. 
(3) Die Beurkundung ist vom Bundeskanzler und von den zuständigen Bundesministern gegenzuzeichnen. 

Art. 67.  (1) Die Bundesgesetze und die im Artikel 51 Zahl 3 bezeichneten Staatsverträge sind vom Bundeskanz-
ler unter Berufung auf den Beschluß des Bundestages, Bundesgesetze, die auf einer Volksabstimmung beruhen, 
mit Berufung auf das Ergebnis der Volksabstimmung im Bundesgesetzblatt kundzumachen. 

(2) Die verbindende Kraft der im Absatz 1 bezeichneten Gesetze und Staatsverträge beginnt, wenn nicht - 
unter Beachtung der Bestimmung des Artikels 21 ausdrücklich anderes bestimmt ist, nach Ablauf des Tages, an 
dem das Stück des Bundesgesetzblattes das die Kundmachung enthält, herausgegeben und versendet wird, und 
erstreckt sich, wenn nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, auf das gesamte Bundesgebiet. 

(3) Bei Staatsverträgen kann die Kundmachung auf die Verlautbarung ihres deutschen Textes beschränkt 
werden, falls dieser als authentisch anzusehen ist. 

Vierter Abschnitt 
Mitwirkung von Organen der Bundesgesetzgebung an der Vollziehung des Bundes.

Art. 68.  (1) Die im Artikel 51 Zahl 3 bezeichneten Staatsverträge bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmi-
gung des Bundestages. Doch kann die Bundesregierung die materiellen Bestimmungen solcher Staatsverträ-
ge, wenn sie die Regelung der Handels- und Verkehrsbeziehungen zum Gegenstande haben, vorläufig durch 
Verordnung für längstens zwölf Monate in Kraft setzen, sobald die Entwürfe solcher Staatsverträge durch die 
Vertreter der Vertragsstaaten gefertigt sind. Die Bundesregierung kann auf Grund dieser Ermächtigung ergan-
gene Verordnungen außer Kraft setzen, solange der Bundestag über die Vorlage der Bundesregierung nicht 
entschieden hat; versagt der Bundestag die Genehmigung so ist die Verordnung in zweckmäßiger Frist außer 
Kraft zu setzen. 

(2) Politische Staatsverträge, die nicht gesetzändernd sind, bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung 
des Staatsrates oder eines von ihm zu wählenden Ausschusses. 
Art. 69.  (1) Spätestens zehn Wochen vor Ablauf des Finanzjahres hat die Bundesregierung einen Entwurf des 
Voranschlages der Einnahmen und Ausgaben des Bundes für das folgende Finanzjahr dem Bundestage vorzu-
legen. Trifft der Bundestag nicht binnen sechs Wochen über die Vorlage eine Entscheidung, so gilt die Vorlage 
als vom Bundestag angenommen und kann der Beurkundung und Kundmachung als Bundesgesetz zugeführt 
werden. 

(2) Bundesausgaben, die im Bundesfinanzgesetz oder in einem Sondergesetz nicht vorgesehen sind, bedürfen 
vor ihrer Vollziehung der Genehmigung des Bundestages; diese hat der Bundesminister für Finanzen einzuho-
len. Bei Gefahr im Verzuge darf eine solche Bundesausgabe, sofern sie 1 Million Schilling nicht, übersteigt, ohne 
solche Genehmigung vollzogen werden; die Genehmigung des Bundestages ist nachträglich anzusprechen. 

Fünfter Abschnitt. Stellung der Mitglieder der Organe der Bundesgesetzgebung.
Art. 70.  Die Mitglieder des Staatsrates, des Bundeskulturrates, des Bundeswirtschaftsrates und des Länderrates 
sind bei der Ausübung ihres Berufes in diesen vorberatenden Organen der Gesetzgebung des Bundes, im Bun-
destag oder in der Bundesversammlung an keinen Auftrag gebunden. 
Art. 71.  (1) Die Ordnungsgewalt über die Mitglieder der Organe der Gesetzgebung des Bundes wird von deren 
Präsidenten (Vorsitzenden) oder Von dem für alle Organe der Gesetzgebung des Bundes bestellten Ordnungs-
senate ausgeübt. 

(2) Die Zusammensetzung des Ordnungssenates und seine Befugnisse regelt das Geschäftsordnungsgesetz. 
(3) Wenn ein Mitglied eines vorberatenden Organs der Bundesgesetzgebung in einer Sitzung eines solchen 

Organs, des Bundestages oder der Bundesversammlung durch sein Verhalten den ordnungsmäßigen Geschäfts-
gang stört oder die Sitte oder den Anstand verletzt, so kann es vom Präsidenten (Vorsitzenden) zur Verantwor-
tung gezogen werden. 

(4) Den Umfang der Ordnungsgewalt des Präsidenten (Vorsitzenden) regelt das Geschäftsordnungsgesetz. 
Außer anderen Mitteln der Ordnungsgewalt ist dem Präsidenten (Vorsitzenden) jedenfalls die Befugnis zur 
Ausschließung von Sitzungen mit der Rechtsfolge des Verlustes des Sitzungsgeldes einzuräumen. 

(5) Bildet ein solches Verhalten eine Rechtsverletzung, die Gegenstand amtswegiger Verfolgung sein kann, so 
ist die behördliche Verfolgung nicht ausgeschlossen. 
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(6) Kann das Verhalten den Gegenstand einer Privatanklage bilden, so ist auch diese zulässig, es sei denn, 
daß der in Betracht kommende Privatankläger selbst Mitglied eines Organs der Gesetzgebung des Bundes ist. 
In diesem Falle kann Klage nur beim Ordnungssenate erhoben werden. 

(7) Das Geschäftsordnungsgesetz muß dem Ordnungssenat für besonders schwere Fälle das Recht einräu-
men, auch den Verlust der Mitgliedschaft auszusprechen. 
Art. 72.  (1) Niemand kann gleichzeitig zwei oder mehreren vorberatenden Organen der Gesetzgebung des 
Bundes angehören. 

(2) Personen, die in der bewaffneten Macht dienen oder berufsmäßig für sie Dienste leisten, ferner Staatsbe-
dienstete, die im öffentlichen Sicherheitsdienste tätig sind, können nur in den Staatsrat berufen werden. 

Fünftes Hauptstück. Vollziehung des Bundes. 

Erster Abschnitt. Verwaltung. 

A. Bundespräsident
Art. 73.  (1) Der Bundespräsident wird von den Bürgermeistern aller Ortsgemeinden des Bundesgebietes auf 
Grund eines Dreiervorschlages der Bundesversammlung in geheimer Abstimmung gewählt. 

(2) In dem Dreiervorschlag kann die Bundesversammlung nur Bundesbürger aufnehmen die das 35. Lebens-
jahr überschritten haben. Die Bestimmung der aufzustellenden drei Personen geht in mehreren Wahlgängen 
vor sich, wobei jedes Mitglied der Bundesversammlung immer nur eine Person vorschlagen kann und im  letz-
ten Wahlgang die relative Mehrheit entscheidet. 

(3) Die Bürgermeister treten zur Wahl des Bundespräsidenten in der Bundeshauptstadt Wien zusammen. Es 
erscheint jene der drei im Dreier-Vorschlag enthaltenen Personen gewählt, die im ersten und einzigen Wahl-
gang die meisten der gültig abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Das Ergebnis der Wahl ist vom Bundes-
kanzler amtlich kundzumachen. 

(4) Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 
(5) Das Amt des Bundespräsidenten dauert sieben Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 

Art. 74.  (1) Der Bundespräsident darf während seiner Amtstätigkeit keinem Organ der Gesetzgebung oder der 
Vollziehung angehören und keinen anderen Beruf ausüben. 

(2) Der Titel „Bundespräsident“ ist gesetzlich geschützt und darf - auch mit einem Zusatze oder im Zusam-
menhange mit anderen Bezeichnungen - von niemand anderem geführt werden. Wer das Amt des Bundesprä-
sidenten bekleidet hat, darf den Ehrentitel „Alt-Bundespräsident“ führen. 
Art. 75.  Der Bundespräsident leistet bei Antritt seines Amtes vor der Bundesversammlung folgenden Eid: 

„Ich schwöre, daß ich meine ganze Kraft dem Wohle des österreichischen Volkes widmen, die Verfassung 
und alle Gesetze Österreichs beobachten, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jeder-
mann üben werde. So wahr mir Gott helfe!“
Art. 76.  (1) Eine behördliche Verfolgung des Bundespräsidenten ist nur zulässig, wenn ihr die Bundesver-
sammlung zugestimmt hat. 

(2) Der Antrag auf Verfolgung des Bundespräsidenten ist von der zuständigen Behörde beim Bundestag zu 
stellen; dieser beschließt, ob die Bundesversammlung damit zu befassen ist. Spricht sich der Bundestag dafür 
aus, so hat der Bundeskanzler die Bundesversammlung sofort einzuberufen. 

(3) Ob und in welcher Form der Bundespräsident eine Zeugenaussage ablegen will, liegt in seinem Ermessen. 
Art. 77.  (1) Ist der Bundespräsident verhindert oder die Präsidentschaft dauernd erledigt, gehen seine Oblie-
genheiten auf den Bundeskanzler über. 

(2) Der Bundeskanzler hat im Falle der dauernden Erledigung der Präsidentschaft ohne Verzug die Bundes-
versammlung zur Erstattung des Dreiervorschlages für die Wahl des Bundespräsidenten und zur Beeidigung 
des neugewählten Bundespräsidenten einzuberufen. 
Art. 78.  (1) Der Bundespräsident vertritt den Bund nach außen, empfängt und beglaubigt die Gesandten, ge-
nehmigt die Bestellung der fremden Konsum, bestellt die konsularischen Vertreter des Bundes im Ausland und 
schließt Staatsverträge ab. 

(2) Ferner stehen ihm - außer den ihm nach anderen Bestimmungen dieser Verfassung übertragenen Befug-
nissen - zu: 

a) die Ernennung der unter der Diensthoheit des Bundes stehenden Staatsbediensteten einschließlich der 
Offiziere und der sonstigen Bundesfunktionäre, die Verleihung von Arntstiteln an solche; 

b) die Schaffung und Verleihung von Berufstiteln; 
c) die Erteilung allgemeiner Amnestien wegen gerichtlich strafbarer Handlungen; 



348

Dokumente zum österreichischen Verfassungsrecht[28b]

d) für Einzelfälle: die Begnadigung der von den Gerichten rechtskräftig Verurteilten, die Milderung und Um-
wandlung der von den Gerichten ausgesprochenen Strafen, die Nachsicht, von Rechtsfolgen und die Tilgung 
von Verurteilungen im Gnadenweg, ferner die Niederschlagung des strafgerichtlichen Verfahrens bei den von 
Amts wegen zu verfolgenden strafbaren Handlungen; 

e) die Erklärung unehelicher Kinder zu ehelichen auf Ansuchen der Eltern. 
(3) Inwieweit dem Bundespräsidenten außerdem noch Befugnisse zur Gewährung von Ehrenrechten, außer-

ordentlichen Zuwendungen, Zulagen oder Versorgungsgenüssen, Ernennungs- oder Bestätigungsrechte und 
sonstige Befugnisse in Personalangelegenheiten zustehen, bestimmt das Gesetz. 
Art. 79.  (1) Der Bundespräsident kann das ihm zustehende Recht der Ernennung von Staatsbediensteten be-
stimmter Gruppen den zuständigen Mitgliedern der Bundesregierung übertragen. 

(2) Der Bundespräsident kann zum Abschluß bestimmter Arten von Staatsverträgen, die nicht unter die Be-
stimmung des Artikels 51 Zahl 3 oder des Artikels 68 Absatz 2 fallen, die Bundesregierung oder die zuständigen 
Mitglieder der Bundesregierung ermächtigen. 
Art. 80.  (1) Alle Anordnungen und Verfügungen des Bundespräsidenten erfolgen, soweit nicht verfassungsge-
setzlich anderes bestimmt ist, auf Vorschlag der Bundesregierung oder des von ihr ermächtigten Bundesminis-
ters, inwieweit die Bundesregierung oder der zuständige Bundesminister hiebei selbst an Vorschläge anderer 
Stellen gebunden ist, bestimmt das Gesetz. 

(2) Alle Anordnungen und Verfügungen des Bundespräsidenten bedürfen, soweit nicht verfassungsgesetzlich 
anderes bestimmt ist, zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Bundeskanzlers oder der zuständigen Bun-
desminister. Durch die Gegenzeichnung wird die Verantwortung übernommen. 

(3) Die Ernennung von Staatsbediensteten der Kanzlei des Bundespräsidenten bedarf weder eines Vorschla-
ges der Bundesregierung noch einer Gegenzeichnung. 

B. Bundesregierung
Art. 81.  (1) Mit den obersten Verwaltungsgeschäften des Bundes sind, soweit sie nicht dem Bundespräsidenten 
übertragen sind, der Bundeskanzler, der Vizekanzler und die übrigen Bundesminister betraut. Sie bilden in 
ihrer Gesamtheit die Bundesregierung unter der Führung des Bundeskanzlers. 

(2) Der Bundeskanzler wird bei seiner Verhinderung in seinem gesamten Wirkungsbereich durch den Vize-
kanzler vertreten. Sind der Bundeskanzler und der Vizekanzler gleichzeitig verhindert, so betraut der Bundes-
präsident ein Mitglied der Bundesregierung mit der Vertretung des Bundeskanzlers. 
Art. 82.  (1) Der Bundeskanzler und auf seinen Vorschlag die übrigen Mitglieder der Bundesregierung werden 
vorn Bundespräsidenten ernannt. Zur Entlastung des Bundeskanzlers oder der gesamten Bundesregierung ist 
ein Vorschlag und eine Gegenzeichnung nicht erforderlich; die Entlassung einzelner Mitglieder der Bundesre-
gierung erfolgt auf Vorschlag des Bundeskanzlers. Die Gegenzeichnung erfolgt, wenn es sich um die Ernennung 
des Bundeskanzlers oder der gesamten Bundesregierung handelt, durch den neubestellten Bundeskanzler. 

(2) Werden Mitglieder eines vorberatenden Organs der Gesetzgebung des Bundes, eines Landtages. einer 
Landesregierung oder eines Gemeindetages zu Bundesministern ernannt. so ruht für die Dauer ihrer Minis-
terschaft ihre Tätigkeit. Die einschlägigen Gesetze regeln den Ersatz für die Dauer des Ruhens ihrer Tätigkeit, 
Art. 83.  (1) Ist die Bundesregierung aus dem Amte geschieden, so betraut der Bundespräsident bis zur Bildung 
der neuen Bundesregierung Mitglieder der abtretenden Regierung, Staatssekretäre oder höhere Beamte der 
Bundesämter mit der Fortführung der Verwaltung und einen von ihnen mit dem Vorsitz in der einstweiligen 
Bundesregierung. 

(2) Die Bestimmung des Absatzes 1 wird sinngemäß angewendet, wenn einzelne Mitglieder aus der Bundes-
regierung ausgeschieden sind. 
Art. 84.  (1) Die Mitglieder der Bundesregierung werden vor Antritt ihres Amtes vorn Bundespräsidenten 
auf die Verfassung aussog, die Beobachtung der Gesetze und die gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten 
vereidigt. 

(2) Die Bestellungsurkunden des Bundeskanzlers, des Vizekanzlers und der übrigen Bundesminister werden 
vom Bundespräsidenten mit dem Tage 

der Vereidigung ausgefertigt und vom neubestellten Bundeskanzler gegengezeichnet. 
(3) Diese Bestimmungen sind auch auf die Fälle des Artikels 83 sinngemäß anzuwenden. 

Art. 85.  (1) Im Falle der zeitweiligen Verhinderung eines Bundesministers betraut der Bundespräsident einen 
der Bundesminister, einen Staatssekretär oder einen höheren Beamten eines Bundesamtes mit der Vertretung. 
Dieser Vertreter trägt die gleiche Verantwortung wie ein Bundesminister (Artikel 88). 

(2) Absatz 1 findet auch dann Anwendung, wenn ein Bundesminister an der Besorgung nur eines Teiles 
seiner Geschäfte zeitweilig verhindert ist. 
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(3) Die Bundesminister können sich in minder wichtigen Akten der Geschäftsführung durch ihnen unter-
stellte Staatssekretäre oder Beamte vertreten lassen. Der Umfang der Vertretungsbefugnis bestimmt sich nach 
den Anordnungen des Bundesministers. Die Verantwortung des Bundesministers wird hiedurch nicht berührt. 
Art. 86.  Der Bundespräsident hat die Bundesregierung oder ihre ein-zelnen Mitglieder in den gesetzlich be-
stimmten Fällen oder auf ihren Wunsch des Amtes zu entheben. 
Art. 87.  Die Mitglieder der Bundesregierung und die von ihnen entsendeten Vertreter sind berechtigt, an allen 
Sitzungen der Organe der Gesetzgebung des Bundes und ihrer Ausschüsse teilzunehmen. Sie müssen auf ihr 
Verlangen jedesmal gehört werden. 
Art. 88.  (1) Die Mitglieder der Bundesregierung sind für die durch ihre Amtsführung erfolgten schuldhaften 
Rechtsverletzungen verantwortlich (Artikel 173  Absatz 2  Punkt a). 

(2) Zu einem Beschluß, mit dem eine Anklage gemäß Artikel 173 Absatz 2 Punkt a) erhoben wird, bedarf es 
der Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Mitglieder des Bundestages und einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen. 
Art. 89.  Eine behördliche Verfolgung eines Mitgliedes der Bundesregierung wegen einer nicht von Amts wegen 
zu verfolgenden strafbaren Handlung sowie eine Ladung als Zeuge ist nur mit Zustimmung des Bundespräsi-
denten zulässig. 
Art. 90.  (1) Zur Besorgung der Geschäfte der Bundesverwaltung sind das Bundeskanzleramt und die übrigen 
Bundesministerien sowie die ihnen unterstellten Ämter berufen. 

(2) Die Zahl der Bundesministerien und ihr Wirkungsbereich werden durch Verordnung des Bundespräsi-
denten bestimmt. 
Art. 91.  (1) Das Bundeskanzleramt leitet der Bundeskanzler, die anderen Bundesministerien je ein Bundesmi-
nister. 

(2) Der Bundeskanzler und die übrigen Bundesminister können ausnahmsweise auch mit der Leitung ande-
rer Bundesministerien betraut werden. 

(3) In besonderen Fällen können Bundesminister ernannt werden, die nicht mit der Leitung eines Bundes-
ministeriums betraut werden. 

(4) Der Bundespräsident kann die sachliche Leitung bestimmter zum Wirkungsbereich des Bundeskanzler-
amtes gehörender Angelegenheiten unbeschadet des Fortbestandes ihrer Zugehörigkeit zum Bundeskanzleramt 
eigenen Bundesministern übertragen; solche Bundesminister haben in diesen Angelegenheiten die Stellung 
eines zuständigen Bundesministers. 
Art. 92.  (1) Den Bundesministern können zu ihrer Vertretung in dem vom Bundespräsidenten zu bestimmen-
den Umfang Staatssekretäre beigegeben werden, die in derselben Weise wie die Bundesminister bestellt werden 
und aus dem Amte scheiden. 

(2) Der Staatssekretär ist dem Bundesminister unterstellt und an seine Weisungen gebunden. 
Art. 93.  Der Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik. Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Bun-
desminister den ihm anvertrauten Geschäftszweig selbständig. 
Art. 94.  (1) Die Bundesminister haben der Bundesregierung alle Gesetzentwürfe, ferner Angelegenheiten, für 
die Verfassung oder Gesetz es vorschreiben, sowie Meinungsverschiedenheiten über Fragen, die die Zuständig-
keit mehrerer Bundesminister berühren, zur Beratung und Beschlußfassung zu unterbreiten. 

(2) Die Bundesregierung kann jedoch zu den ihr nach den Gesetzen obliegenden Aufgaben der Vollziehung, 
sofern sie ihr nicht verfassungsgesetzlich vorbehalten sind, auch den der Hauptsache nach zuständigen Bun-
desminister ermächtigen. 

C. Bewaffnete Macht
Art. 95.  (1) Der bewaffneten Macht obliegt der Schutz der Grenzen des Bundesstaates. 

(2) Die bewaffnete Macht ist, soweit die gesetzmäßige bürgerliche Gewalt ihre Mitwirkung in Anspruch 
nimmt, zum Schutze der verfassungsmäßigen Einrichtungen sowie zur Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Sicherheit im Innern überhaupt und zur Hilfeleistung bei Elementarereignissen und Unglücksfällen außerge-
wöhnlichen Umfanges bestimmt. 

(3) Welche Behörden und Organe die Mitwirkung der bewaffneten Macht zu den im Absatz 2 genannten 
Zwecken unmittelbar in Anspruch nehmen können, bestimmt das Bundesgesetz. 

(4) Selbständiges militärisches Einschreiten zu den im Absatz 2 genannten Zwecken ist nur zulässig, wenn 
entweder die Wirksamkeit der zuständigen Behörden aus irgendwelchen Gründen lahmliegt oder wenn es sich 
um die Zurückweisung eines tätlichen Angriffs oder um die Beseitigung eines gewalttätigen Widerstandes han-
delt, die gegen die bewaffnete Macht gerichtet sind. 
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Art. 96.  Unter dem Bundespräsidenten als Oberbefehlshaber übt der zuständige Bundesminister die Befehls-
gewalt aus und verfügt über die bewaffnete Macht. 
Art. 97.  Durch Bundesgesetz wird geregelt, wieweit die Länder, die Ortsgemeinden und die Ortsgemeindever-
bände bei der Ergänzung, Verpflegung und Unterbringung der bewaffneten Macht und der Beistellung ihrer 
sonstigen Erfordernisse mitwirken. 

Zweiter Abschnitt. Gerichtsbarkeit.
Art. 98.  (1) Alle Gerichtsbarkeit geht vom Bund aus. 

(2) Die Urteile und Erkenntnisse werden im Namen des Bundesstaates Österreich verkündet und ausgefer-
tigt. 
Art. 99.  Die Justiz ist von der Verwaltung in allen Instanzen getrennt. 
Art. 100.  (1) Die Verfassung und Zuständigkeit der Gerichte wird durch Bundesgesetz festgelegt. 

(2) Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 
(3) Ausnahmegerichte sind nur in den von den Gesetzen im voraus bestimmten Fällen zulässig. 

Art. 101.  (1) Alle Richter sind in Ausübung ihres richterlichen Amtes unabhängig. 
(2) In Ausübung seines richterlichen Amtes ist ein Richter bei Besorgung aller ihm nach dem Gesetz zuste-

henden gerichtlichen Geschäfte, mit Ausschluß der Justizverwaltungssachen, die nicht nach dem Gesetze durch 
Senate oder Kommissionen zu erledigen sind. 
Art. 102.  (1) Die das Amt als Beruf ausübenden Richter werden gemäß dem Vorschlag der Bundesregierung 
vom Bundespräsidenten oder auf Grund seiner Ermächtigung vom zuständigen Bundesminister ernannt; die 
Bundesregierung oder der Bundesminister hat Besetzungsvorschläge nach den Bestimmungen der Gerichts-
verfassung einzuholen. 

(2) Der dem zuständigen Bundesminister vorzulegende und der von ihm an die Bundesregierung zu leiten-
de Besetzungsvorschlag hat, wenn genügend Bewerber vorhanden sind, mindestens drei Personen, wenn aber 
mehr als eine Stelle zu besetzen ist, mindestens doppelt so viele Personen zu umfassen, als Richter zu ernennen 
sind. 

(3) In der Gerichtsverfassung wird eine Altersgrenze bestimmt, nach deren Erreichung die Richter in den 
dauernden Ruhestand zu versetzen sind. 

(4) Im übrigen dürfen Richter nur in den vom Gesetz vorgeschriebenen Fällen auf Grund eines gerichtli-
chen Erkenntnisses ihres Amtes entsetzt oder wider ihren Willen an eine andere Stelle oder in den Ruhestand 
versetzt werden. Diese Bestimmungen finden jedoch auf Übersetzungen und Versetzungen in den Ruhestand 
keine Anwendung, die durch Veränderungen in der Verfassung der Gerichte nötig werden. In einem solchen 
Fall wird durch das Gesetz festgestellt, innerhalb welchen Zeitraumes Richter ohne die sonst vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten übersetzt und in den Ruhestand versetzt werden können. 

(5) Die zeitweise Enthebung der Richter vom Amt darf nur durch Verfügung des Gerichtsvorstehers oder 
der höheren Gerichtsbehörde bei gleichzeitiger Verweisung der Sache an das zuständige Gericht stattfinden. 
Art. 103.  Die Geschäfte sind unter die Richter eines Gerichtes für die in der Gerichtsverfassung bestimmte Zeit 
im voraus zu verteilen. 
Art. 104.  (1) Eine Entscheidung über die Gültigkeit gehörig kundgemachter Gesetze und Verordnungen steht 
den Gerichten nicht zu. 

(2) Hat der Oberste Gerichtshof gegen ein Gesetz, das eine Voraussetzung für sein Erkenntnis bildet, wegen 
Verfassungswidrigkeit Bedenken, so hat er das Verfahren zu unterbrechen und den Antrag auf Aufhebung die-
ses Gesetzes beim Bundesgerichtshof zu stellen (Artikel 170 Absatz 1 Punkt b). 

(3) Hat ein Gericht gegen eine Verordnung, die eine Voraussetzung für sein Erkenntnis bildet, wegen Gesetz-
widrigkeit Bedenken, so hat es das Verfahren zu unterbrechen und den Antrag auf Aufhebung dieser Verord-
nung beim Bundesgerichtshof zu stellen (Artikel 109 Absatz 1 Punkt b). 
Art. 105.  (1) Die Verhandlungen in Zivil- und Strafrechtssachen vor dem erkennenden Gericht sind mündlich 
und öffentlich. Ausnahmen bestimmt das Gesetz. 

(2) Im Strafverfahren gilt der Anklagegrundsatz. 
Art. 106.  Im Strafverfahren vor den ordentlichen bürgerlichen Gerichten nehmen Schöffen an der Rechtspre-
chung teil, wenn die zu verhängende Strafe ein vom Gesetz zu bestimmendes Maß überschreitet. 
Art. 107.  (1) Oberste Instanz in Zivil- und Strafrechtssachen ist der Oberste Gerichtshof, soweit durch Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Dem Obersten Gerichtshof können Mitglieder der Bundesregierung, einer Landesregierung, eines vor-
beratenden Organs der Gesetzgebung des Bundes, eines Landtages oder eines Gemeindetages nicht angehören. 
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Sechstes Hauptstück. Gesetzgebung der Länder.
Art. 108.  (1) Die Gesetzgebung der Länder wird von den Landtagen ausgeübt. 

(2) Die Landtage bestehen aus Vertretern von gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften, 
des Schul- ERziehungs- und Volksbildungswesens, der Wissenschaft und der Kunst sowie aus Vertretern der 
Berufsstände des Landes. 

(3) Mitglied eines Landtages kann jeder Bundesbürger sein, der das 26. Lebensjahr vollendet hat und durch 
das im Absatz 4 vorgesehene Landesgesetz von der Mitgliedschaft nicht ausgeschlossen ist. Personen, die in der 
bewaffneten Macht dienen oder berufsmäßig für sie Dienste leisten, ferner Staatsbedienstete, die im öffentli-
chen Sicherheitsdienste tätig sind, können nicht Mitglieder eines Landtages sein. 

(4) Die Zahl der Mitglieder der Landtage der einzelnen Länder, ihre Verteilung auf die im Absatze 2 bezeich-
neten kulturellen Gemeinschaften und auf die im Artikel 48 Absatz 4 angeführten berufsständischen Haupt-
gruppen sowie die Art der Berufung der Mitglieder des Landtages wird unter Beobachtung der im Artikel 47 
Absätze 3 und 4, für den Bundeskulturrat und im Artikel 48 Absätze 3 und 5, für den Bundeswirtschaftsrat 
aufgestellten Grundsätze durch Landesgesetz mit der Maßgabe geregelt, daß jede Hauptgruppe mindestens ei-
nen Vertreter erhält. 

(5) Der Landtag wählt aus seiner Mitte den Präsidenten und zwei Vizepräsidenten. 
Art. 109.  (1) Der Landtag hält begutachtende Sitzungen ab, bei denen die Öffentlichkeit ausgeschlossen ist. Er 
hält ferner beratende und beschließende Sitzungen ab, die öffentlich sind, soweit die Öffentlichkeit nicht durch 
Beschluß des Landtages ausgeschlossen wird. Sitzungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich. 

(2) Entwürfe von Gesetzen im materiellen Sinne hat die Landesregierung dem Landtage als begutachtendem 
Körper zu übermitteln. Der Landtag ist verpflichtet, innerhalb der von der Landesregierung bestimmten Frist 
Gutachten zu diesen Gesetzentwürfen zu erstatten und sie der Landesregierung mitzuteilen. 

(3) Nach Einlangen der Gutachten oder Ablauf der gesetzten Fristen kann die Landesregierung ihre Geset-
zesvorlage im Landtage einbringen; sie bestimmt hiebei eine Frist für die Beschlußfassung. Wenn der Landtag 
nicht innerhalb dieser Frist Beschluß faßt, so kann der Landeshauptmann unter seiner Verantwortung die in 
der Vorlage enthaltenen Bestimmungen durch Verordnung in Kraft setzen. Die Bestimmungen des Artikels 111 
sind sinngemäß anzuwenden. 

(4) Im Landtage wird die Vorlage durch einen Berichterstatter erläutert und begründet. Ein Gegenbericht ist 
zulässig. Eine weitere Verhandlung findet nicht statt. Der Landtag beschließt durch Abstimmung die unverän-
derte Annahme der Vorlage oder ihre Ablehnung. 

(5) Die Landesregierung kann vor der Abstimmung jederzeit ihre Vorlage zurückziehen oder Änderungen 
der Vorlage vornehmen, die nach ihrer Auffassung das Wesen der Vorlage nicht berühren. 

(6) Die Vorlagen der Landesregierung, die nicht Gesetze im materiellen Sinne betreffen, werden in beraten-
den und beschlußfassenden Sitzungen erledigt. 

(7) Die Bestimmungen des Artikels 59 Absatz 3 und der Artikel 70, 71 und 87 sind auf die Landtage und ihre 
Mitglieder sinngemäß anzuwenden. 

(8) Das Sitzungsgeld für die Landtagsmitglieder wird landesgesetzlich geregelt. 
Art. 110.  Zu einem Landesgesetz ist der Beschluß des Landtages, die Beurkundung und gegenzeichnung nach 
den Bestimmungen der Landesverfassung und die Kundmachung durch den Landeshauptmann im Landesge-
setzblatt erforderlich. 
Art. 111.  (1) Alle Gesetzesbeschlüsse der Landtage einschließlich jener, die Abgaben zum Gegenstande haben, 
sind unmittelbar nach der Beschlußfassung des Landtages vor ihrer Kundmachung vom Landeshauptmann 
dem Bundeskanzleramte und dem Bundesministerium bekanntzugeben, dessen Wirkungsbereich durch den 
Gegenstand des Gesetzesbeschlusses hauptsächlich berührt wird. 

(2) Ein Gesetzesbeschluß eines Landtages darf nur kundgemacht werden, wenn der Bundeskanzler zuge-
stimmt hat. Diese Zustimmung gilt auch dann als erteilt, wenn der Bundeskanzler nicht binnen sechs Wochen 
von dem Tage, an dem der Gesetzesbeschluß beim Bundeskanzleramt eingelangt ist, dem Landeshauptmann 
mitgeteilt hat, daß die Zustimmung versagt wird. 

(3) In Landesgesetzen kann auch die Mitwirkung von Bundesorganen bei der Vollziehung der Landesgesetze 
vorgesehen werden. 
Art. 112.  (1) Die Landesverfassungen dürfen nicht im Widerspruch zur Bundesverfassung stehen. 

(2) Ein Landesverfassungsgesetz kann nur bei Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder des Landtages und mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. 
Art. 113.  (1) Jeder Landtag kann auf Antrag der Bundesregierung nach Einholung von Gutachten des Staatsra-
tes und des Länderrates vom Bundespräsidenten aufgelöst werden. 

(2) Im Falle der Auflösung ist unverzüglich das Verfahren zur Neubestellung des Landtages einzuleiten. 
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Siebentes Hauptstück. Verwaltung in den Ländern.
Art. 114.  (1) Zur Vertretung des Landes ist der Landeshauptmann berufen. 

(2) Die Verwaltung in den Ländern obliegt, soweit sie nicht durch eigene Bundesbehörden (Artikel 120) 
oder nach den Gesetzen durch Selbstverwaltungskörper unter der Aufsicht des Bundes oder des Landes besorgt 
wird, in den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes dem Landeshauptmann, in den Angelegenheiten der 
Vollziehung des Landes der Landesregierung und in beiden Fällen den dem Landeshauptmann unterstellten 
Landesbehörden. 

(3) Die Landesregierung besteht aus dem Landeshauptmann, dem Landesstatthalter (Landeshauptmannstell-
vertreter) und höchstens fünf weiteren Mitgliedern (Landesräten). 

(4) Der Landeshauptmann wird vom Bundespräsidenten auf Grund von Dreiervorschlägen des Landtages 
ernannt. Die Ernennung ist vom Bundeskanzler gegenzuzeichnen. Der Landeshauptmann kann vom Bundes-
präsidenten auf Vorschlag des Bundeskanzlers und mit dessen Gegenzeichnung abberufen werden. Der Bun-
despräsident hat den Landeshauptmann abzuberufen, wenn es der Landtag verlangt. Zu einem Beschlusse des 
Landtages, mit dem die Abberufung des Landeshauptmannes verlangt wird, ist die Anwesenheit mindestens 
der Hälfte der Mitglieder des Landtages und eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erfor-
derlich. 

(5) Der Landesstatthalter und die Landesräte werden vom Landeshauptmann ernannt. Sie können vom Lan-
deshauptmann abberufen werden. Sie sind vom Landeshauptmann abzuberufen, wenn es der Landtag verlangt. 
Zu einem Beschlusse des Landtages, mit dem die Abberufung verlangt wird, ist die Anwesenheit mindestens 
der Hälfte der Mitglieder des Landtages und eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erfor-
derlich. 

(6) Zum Mitglied der Landesregierung (Landeshauptmann, Landesstatthalter, Landesrat) kann nur ernannt 
werden, wer mindestens 26 Jahre als und in den Landtag entsendbar ist. Die Mitglieder der Landesregierung 
müssen nicht aus dem Landtag entnommen werden. Soweit sie aber dem Landtag entnommen werden, legen 
sie ihre Mitgliedschaft im Landtag für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zur Landesregierung nieder. Der Lan-
deshauptmann und die übrigen Mitglieder der Landesregierung dürfen nicht Mitglieder des Staatsrates, des 
Bundeskulturrates oder des Bundeswirtschaftsrates sein. 

(7) Der Landesstatthalter ist zu Vertretung des Landeshauptmannes in dessen gesamtem Wirkungsbereiche 
berufen. Seine Bestellung bedarf der Zustimmung des Bundeskanzlers. Die Zustimmung kann widerrufen wer-
den. Der Landeshauptmann betraut seinen Stellvertreter sowie andere Mitglieder der Landesregierung mit der 
Führung bestimmter Gruppen von Angelegenheiten der Landesvollziehung. 

(8) Vor Antritt des Amtes leisten der Landeshauptmann vor dem Bundespräsidenten, die übrigen Mitglieder 
der Landesregierung vor dem Landeshauptmann den Eid auf die Bundesverfassung und auf die Landesverfas-
sung. 

(9) Der Landeshauptmann und die übrigen Mitglieder der Landesregierung sind für die durch ihre Amts-
führung erfolgten schuldhaften Rechtsverletzungen dem Landtage verantwortlich. Zu einem Beschlusse des 
Landtages, mit dem eine Anklage nach Artikel 172 Absatz 2 Punkt b) erhoben wird, bedarf es der Anwesenheit 
von mehr als der Hälfte der Mitglieder des Landtages und einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen. 

(10) Eine behördliche Verfolgung des Landeshauptmannes wegen einer nicht von Amts wegen zu verfolgen-
den strafbaren Handlung sowie eine Ladung als Zeuge ist nur mit Zustimmung des Bundeskanzlers, eine solche 
Verfolgung oder Ladung eines anderen Mitgliedes der Landesregierung nur mit Zustimmung des Landeshaupt-
mannes zulässig. 
Art. 115.  (1) Die Behörden (Ämter) der Verwaltung in den Ländern sind, soweit die Verwaltung nicht im Sinne 
des Artikels 120 durch eigene Bundesbehörden (Dienststellen des Bundes) oder durch Selbstverwaltungsbehör-
den besorgt wird, Behörden (Ämter) der Länder (Dienststellen der Länder). 

(2) Zur Unterstützung des Landeshauptmannes in seinem gesamten Wirkungsbereiche sowie zur Unterstüt-
zung der Landesregierung ist die Landeshauptmannschaft berufen. Zur Leitung des inneren Dienstes dieses 
Amtes bestellt der Landeshauptmann einen rechtskundigen Verwaltungsbeamten, der den Vorschriften über 
die Befähigung zur Ausübung des politischen Dienstes entspricht, als Regierungsdirektor. Der Regierungsdi-
rektor ist auch in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung (Artikel 116) das Hilfsorgan des Lan-
deshauptmannes. Seine Bestellung bedarf der Zustimmung des Bundeskanzlers. Sie kann widerrufen werden. 

(3) Die näheren Bestimmungen über die Einrichtung und Geschäftsführung der Landeshauptmannschaft 
trifft ein Bundesgesetz. Die dieses Bundesgesetz betreffende Vorlage darf der Beschlußfassung des Bundestages 
nur dann zugeführt werden, wenn der Länderrat in seinem Gutachten, das in diesem Falle ein Pflichtgutachten 
ist, dem Gesetzentwurf zugestimmt hat. 

(4) In Unterordnung unter den Landeshauptmann als Vorstand der Landeshauptmannschaft führen die Be-
zirkshauptmannschaften und die anderen Landesbehörden und -ämter sowie die Ortsgemeinden und die an-
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deren Selbstverwaltungskörper nach den Bestimmungen der Gesetze die Geschäfte der Verwaltung im Lande, 
soweit sie nicht durch eigene Bundesbehörden besorgt werden. 

(5) Die Bediensteten der Dienststellen des Bundes sind Staatsbedienstete unter der Diensthoheit des Bundes, 
die Bediensteten der Dienststellen der Länder Staatsbedienstete unter der Diensthoheit des Landes (Artikel 34 
Absatz 1 Zahl 17 und Artikel 36 Absatz 1 Zahl 9), die Bediensteten der Ortsgemeinden und der anderen Selbst-
verwaltungskörper Bedienstete dieser Körperschaften. 

(6) Zur Bestellung der Bezirkshauptmänner und zur Betrauung eines Beamten der Landeshauptmannschaft 
mit der Leitung der Angelegenheiten des öffentlichen Sicherheitsdienstes bedarf es der Zustimmung des Bun-
deskanzlers. Sie kann widerrufen werden. Ebenso bedarf die Verleihung der Dienstposten, die den derzeitigen 
Dienstposten der beiden obersten Dienstklassen entsprechen, an Staatsbedienstete unter der Diensthoheit der 
Länder der Zustimmung des Bundeskanzlers. 
Art. 116.  Die Verwaltung des Bundes üben im Bereiche der Länder, soweit sie nicht durch eigene Bundesbehör-
den (unmittelbare Bundesverwaltung) oder nach den Gesetzen durch Selbstverwaltungskörper unter der Auf-
sicht des Bundes besorgt werden, der Landeshauptmann und die ihm unterstellten Landesbehörden aus (mit-
telbare Bundesverwaltung). Soweit in Angelegenheiten, die in mittelbarer Bundesverwaltung besorgt werden, 
Bundesbehörden, insbesondere Bundespolizeibehörden, mit der Vollziehung betraut sind, unterstehen diese 
Bundesbehörden in diesen Angelegenheiten dem Landeshauptmann und sind an dessen Weisungen (Artikel 11 
Absatz 1) gebunden. Ob und wieweit solche Bundesbehörden mit Aufgaben der Vollziehung betraut werden, 
bestimmen die nach Artikel 3ergehenden Bundesgesetze. In den Fällen, in denen die Bundespolizeibehlrden 
in Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches der Länder Vollziehungshandlungen zu besorgen ha-
ben, steht die Befugnis zu Weisungen dem Landeshauptmann als Organ des Landes zu. 
Art. 117.  (1) In den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung ist der Landeshauptmann an die 
Weisungen der Bundesregierung sowie der einzelnen Bundesminister gebunden (Artikel 11 Absatz 1) und ver-
pflichtet, um die Durchführung solcher Weisungen zu bewirken, auch die ihm in seiner Eigenschaft als Organ 
des selbständigen Wirkungsbereich des Landes zu Gebote stehenden Mittel anzuwenden. 

(2) Der Landeshauptmann kann bestimmen, daß einzelne Gruppen von Angelegenheiten der mittelbaren 
Bundesverwaltung wegen ihres sachlichen Zusammenhanges mit Angelegenheiten des selbständigen Wir-
kungsbereiches des Landes in seinem Namen von Mitgliedern der Landesregierung zu führen sind. In diesen 
Angelegenheiten sind die betreffenden Mitglieder der Landesregierung an die Weisungen des Landeshaupt-
mannes ebenso gebunden wie dieser an die Weisungen der Bundesregierung oder der einzelnen Bundesmi-
nister. 

(3) Weisungen der Bundesregierung oder der einzelnen Bundesminister, die nach Absatz 1 ergehen, sind 
auch in Fällen des Absatzes 2 an den Landeshauptmann zu richten. Dieser ist, wenn er die bezügliche Ange-
legenheit der mittelbaren Bundesverwaltung nicht selbst führt, verpflichtet, die Weisung an das in Betracht 
kommende Mitglied der Landesregierung unverzüglich und unverändert schriftlich weiterzugeben und ihre 
Durchführung zu überwachen. Wird die Weisung nicht befolgt, obwohl der Landeshauptmann die erforder-
lichen Vorkehrungen getroffen hat, daß er dem betreffenden Mitgliede der Landesregierung die Führung von 
Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung abnehme und ihm ohne Zustimmung des Bundeskanzlers 
künftig keine mehr übertrage. 

(4) Der Rechtszug in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung endet in den Fällen, in denen 
der Landeshauptmann den Verwaltungsvorschriften als Berufungsbehörde entscheidet beim Landeshaupt-
mann. 
Art. 118.  (1) Der Landeshauptmann ist dem Bund für die Führung der mittelbaren Bundesverwaltung verant-
wortlich (Artikel 114 Absatz 4). 

(2) Der Landeshauptmann wird auch für den Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung im Falle seiner 
Verhinderung durch den Landesstatthalter (Landeshauptmannstellvertreter) vertreten. Der Eintritt des Vertre-
tungsfalles ist bei voraussichtlich längerer Dauer der Vertretung vom Landeshauptmann oder Landesstatthalter 
dem Bundeskanzler anzuzeigen. 
Art. 119.  (1) Die Bestimmungen des Artikels 116 sind auf Einrichtungen zur Besorgung der im Artikel 42 
bezeichneten Geschäfte des Bundes nicht anzuwenden. 

(2) Die mit der Verwaltung des Bundesvermögens betrauten Bundesminister können jedoch die Besorgung 
solcher Geschäfte dem Landeshauptmann und den ihm unterstellten Behörden im Land übertragen. Eine sol-
che Übertragung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen werden. Die Ersatzleistung des Bundes für die 
bei Besorgung solcher Geschäfte aufgelaufenen Kosten wird durch Bundesgesetz geregelt. 
Art. 120.  (1) Folgende Angelegenheiten können im Rahmen des verfassungsmäßig festgestellten Wirkungsbe-
reiches unmittelbar von Bundesbehörden besorgt werden: 

a) Grenzvermarkung; 
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b) Waren- und Viehverkehr mit dem Ausland; 
c) Zollwesen; 
d) Bundesfinanzen; 
e) Monopolwesen; 
f) Maß-, Gewichts-, Normen - und Punzierungswesen; 
g) technisches Versuchswesen; 
h) Justizwesen; 
i) Patentwesen, Schutz von Mustern, Marken und anderen Warenbezeichnungen; 
k) Post-, Telegraphen-, Fernsprech- und Rundfunkwesen; 
l) Bergwesen; 
m) Wildwachverbauung; 
n) Regulierung und Instandhaltung der Donau, der March und der Thaya; 
o) Bau und Instandhaltung von Wasserstraßen; 
p) Arbeits-(Dienst-)Recht; Arbeiter- und Angestelltenschutz; 
q) Sozialversicherungswesen; 
r) Vermessungswesen; 
s) wissenschaftlicher und technischer Archiv- und Bibliotheksdienst bei Ämtern und Anstalten des Bundes, 

Angelegenheiten der künstlerischen und wissenschaftlichen Sammlungen, Anstalten und Einrichtungen des 
Bundes; 

t) Angelegenheiten der Bundespolizei und der Bundesgendarmerie; 
u) militärische Angelegenheiten; 
v) Fürsorge für Kriegsteilnehmer und deren Hinterbliebene; 
w) wenn die Verhältnisse es erfordern: 
1.  Eintritt in das Bundesgebiet und Austritt aus ihm; 
2.  Abschiebung, Abschaffung, Ausweisung und Auslieferung aus dem Bundesgebiete sowie Durchlieferung; 
3.  Paßwesen, Meldewesen, Waffen-, Schießbedarfs- und Sprengmittelwesen; 
4.  Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, ausgenommen die örtliche Sicher-

heitspolizei; 
5.  Pressewesen; 
6.  Vereins- und Versammlungsangelegenheiten und Fremdenpolizei. 
(2) Für andere als die im Absatz 1 bezeichneten Angelegenheiten können eigene Bundesbehörden mit Zu-

stimmung der Landesregierungen der beteiligten Länder errichtet werden. 
(3) Im örtlichen Wirkungsbereiche einer Bundespolizeibehörde, der eine Bundessicherheitswache beigege-

ben ist, darf von einer anderen Gebietskörperschaft ein Wachkörper nicht aufgestellt und unterhalten werden. 
Die Auflösung der Wachkörpern, deren Errichtung oder Widerspruch mit dieser Bestimmung steht, fällt in die 
Vollziehung des Bundes. 

(4) Die Errichtung von Bundespolizeibehörden, die Festsetzung ihres örtlichen Wirkungsbereiches und auf 
Verwaltungsgebieten, wo die nach Artikel 34 ergehenden Bundesgesetze eine Vollziehung durch Bundespolizei-
behörden vorsehen, ihres fachlichen Wirkungsbereiches, ferner die Erlassung der besonderen Dienstvorschrif-
ten für Ihre Organe verordnet der zuständige Bundesminister. Soweit einer solchen Behörde die Besorgung von 
Angelegenheiten übertragen werden soll, die in den selbständigen Wirkungsbereich des Landes fallen, kann die 
Verordnung erst erlassen werden, wenn die Übertragung dieser Geschäfte an die Bundespolizeibehörde durch 
ein gesetz des betreffenden Landes audgesprochen wurde. Die Aufhebung des Landesgesetzes hat das Erlöschen 
der Verordnung zur Folge. 

(5) Ergibt sich in einzelnen Ortsgemeinden die Notwendigkeit, wegen Gefährdung der öffentlichen Ruhe und 
Ordnung besondere Maßnahmen zu treffen, so kann der zuständige Bundesminister mit diesen Maßnahmen 
für die Dauer der Gefährdung eigene Bundesorgane betrauen. 
Art. 121.  (1) In den Angelegenheiten des Schul-, Erziehungs- und Volksausbildungswesens mit Ausnahme der 
Hochscuulen führen die Vollziehung des Bereiches der Länder in Unterordnung unter den zuständigen Bun-
desminister Schulbehörden (Landes-, Bezirks-, Ortsschulräte unf Fortbildungsschulräte), in denen die für das 
Schul- und Erziehungswesen in Betracht kommenden Interessen vertreten sind. Die Landes- und Bezirksschul-
räte sind unmittelbar Bundesbehörden. Vorsitzender des Landesschulrates ist der Landeshauptmann. Seinen 
Wirkungskreis regelt das Gesetz; er ernennt seinen Stellvertreter und kann ihn Abberufen. Vorsitzender des 
Bezirksschullrates ist der Bezirkshauptmann, Vorsitzender des Ortsschulrates der Bürgermeister. Im Landes- 
und Bezirksschulrate ist dem Lande, im Ortsschulrate der Ortsgemeinde eine entsprechende Vertretung ein-
zuräumen. 

(2) Der Vorsitzende ist verpflichtet, die Ausführung von Beschlüssen, die nach seiner Ansicht gesetzwidrig 
sind, vorläufig aufzuschieben und die Weisung der übergeordneten Schulbehörde einzuholen. 
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(3) Weisungen der übergeordneten Schulbehörden an die nachgeordneten sind an deren Vorsitzenden zu 
richten. Dieser hat den Weisungen Folge zu leisten (Artikel 11 Absatz 1), ohne einen Beschluß einzuholen. 
Jede übergeordnete Schulbehörde ist bei Nichtbefolgung ihrer Weisungen befugt, die den Inhalt der Weisung 
bildende Verfügung selbst zu treffen; Verfügungen der Unterbehörde, die einer Weisung widersprechen, hat die 
übergeordnete Schulbehörde für nichtig zu erklären. 

(4) Die Vollziehung in den Angelegenheiten des Volksbildungswesens im Bereich der Länder führt das damit 
betraute Organ in unmittelbarer Unterordnung unter den Vorsitzenden des Landesschulrates. 

(5) Der zuständige Bundesminister kann sich persönlich oder durch Beamte seines Bundesministeriums fall-
weise von dem Zustand und den Leistungen auch der mittleren und niederen Unterrichtsanstalten überzeugen, 
die nicht unmittelbar vom Bundesministerium verwaltet werden. Die Wahrnehmungen des Ministerialorgans 
sind dem Vorsitzenden des Landesschulrates (des Stadtschulrates für Wien) bekanntzugeben). 
Art. 122.  Vereinbarungen der Länder untereinander dürfen nur über Angelegenheiten ihres selbständigen 
Wirkungsbereiches getroffen werden und sind der Bundesregierung unverzüglich mitzuteilen. 

Achtes Hauptstück. Verwaltungsbezirke, Ortsgemeinden und 
Ortsgemeindenverbände.

Art. 123.  (1) Verwaltungssprengel innerhalb der Länder sind die Verwaltungsbezirke und die Ortsgemeinden. 
(2) Die Grenzen der Verwaltungsbezirke, der Gerichtsbezirke und der Ortsgemeinden dürfen sich nicht 

schneiden; Änderungen in den Grenzen der Ortsgemeinden, durch die die Grenzen der Gerichtsbezirke berührt 
werden, bedürfen - unbeschadet der Einhaltung der in Betracht kommenden landesgesetzlichen Vorschriften 
- der Zustimmung der Bundesregierung. Änderungen in den Sprengeln der Verwaltungsbezirke werden durch 
Verordnung der Landesregierung mit Zustimmung der Bundesregierung, Änderungen in den Sprengeln der 
Bezirksgerichte durch Verordnung der Bundesregierung mit Zustimmung der Landesregierung verfügt. 

(3) Die Ortsgemeinden sind den Verwaltungsbezirken und diese den Ländern untergeordnet. 
(4) Durch Landesgesetz können Ortsgemeinden für bestimmte Zwecke zu Ortsgemeindenverbänden zusam-

mengefaßt und unmittelbar der Landesregierung untergeordnet werden. 
(5) Auch können durch Landesgesetz Bestimmungen über die Vereinigung mehrerer Ortsgemeinden zu ei-

ner gemeinsamen Geschäftsführung getroffen werden. 
(6) Jede Liegenschaft muß zu einer Ortsgemeinde gehören. 

Art. 124.  Städte mit mehr als 30.000 Einwohnern können durch Landesgesetz eigene Stadtrechte erhalten, in 
denen sie mit der Besorgung der Bezirksverwaltung betraut werden (landesunmittelbare Städte). 
Art. 125.  Die Ortsgemeinden sind selbständige Wirtschaftskörper; sie haben innerhalb der Schranken der Ge-
setze das Recht, ihren Haushalt selbständig zu führen, Abgaben einzuheben, Vermögen aller Art zu besitzen, zu 
erwerben und darüber zu verfügen sowie wirtschaftliche Unternehmungen zu betreiben, die dem allgemeinen 
Interesse der Gemeindebewohner dienen. 
Art. 126.  (1) Die Organe der Ortsgemeinden sind der Gemeindetag und der Bürgermeister. Durch Landesge-
setz kann dem Bürgermeister ein gemeinderat an die Seite gegeben werden, der aus höchstens fünf Mitgliedern 
(Gemeinderäten) bestehen darf. Diese Gemeinderäte (Stadträte) werden vom Gemeindetag aus seinen Mitglie-
dern (Gemeindevertretern) gewählt. Ihr Wirkungskreis wird durch Landesgesetz bestimmt. 

(2) Dem Bürgermeister untersteht das Gemeindeamt. Die Leiter der Gemeindeämter von Gemeinden über 
10.000 Einwohnern müssen rechtskundige Verwaltungsbeamte sein; ihre Bestellung bedarf der Genehmigung 
der Landesregierung; die Genehmigung kann widerrufen werden. 
Art. 127.  (1) In Ortsgemeinden, in denen die Gleiderung der Bevölkerung es zuläßt, besteht der gemeindetag 
aus Vertretern von gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften, des Schul-, Erziehungs- und 
Volksbildungswesens, der Wissenschaft und der Kunst sowie aus Vertretern der Berufsstände in der Gemeinde. 

(2) Für Ortsgemeinden, bei denen die Gleiderung der Bevölkerung eine solche Zusammensetzung des Ge-
meindetages nicht zuläßt, regelt die Landesgesetzgebung die Bestellung des Gemeindetages in möglichster An-
lehnung an die Bestimmung des Absatzes 1. 

(3) Angestellte einer Ortsgemeinde, ihrer Anstalten und Betriebe sowie Personen, die in der bewaffneten 
Macht dienen oder berufsmäßig für sie Dienste leisten, ferner Staatsbedienstete, die im öffentlichen Sicherheits-
dienste tätig sind, können nicht Mitglieder eines Gemeindetages sein. 

(4) Der Gemeindetag kann aus seiner Mitte besondere Verwaltugnsasuschüsse für einzelne Zweige der Ver-
waltung bestellen. 
Art. 128.  (1) Der Wirkungskreis der Ortsgemeinde ist: 

a) ein eigener, 
b) ein vom Bund oder vom Land übertragener. 
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(2) Der eigene Wirkungskreis umfaßt die im Artikel 125 angeführten Rechte und überdies die Angelegenhei-
ten, die durch Bundes- oder Landesgesetz dem eigenen Wirkungskreise der Ortsgemeinde zugewiesen werden. 
Im eigenen Wirkungskreis kann die Ortsgemeinde mit Beobachtung der Bundes- und Landesgesetze nach frei-
er Selbstbestimmung anordnen und verfügen. 

(3) Den übertragenen Wirkungskreis der Ortsgemeinde, das ist ihre Verpflichtung zur Mitwirkung bei der 
Bundes- oder Landesvollziehung, bestimmen die Gesetze des Bundes oder des Landes. 
Art. 129.  Den Ortsgemeinden ist ein Wirkungsbereich in erster Instanz in folgenden Angelegenheiten gewähr-
leistet: 

1.  Obsorge für die Sicherheit der Person und des Eigentums (örtliche Sicherheitspolizei); 
2.  Hilfs- und Rettungswesen; 
3.  Sorge für die Erhaltung der Straßen, Wege, Plätze und Brücken der Ortsgemeinde; 
4.  örtliche Straßenpolizei; 
5.  Flurschutz und Flurpolizei; 
6.  Markt- und Lebensmittelpolizei; 
7.  Gesundheitspolizei; 
8.  Bau- und Feuerpolizei. 

Art. 130.  (1) Der Gemeindetag wählt den Bürgermeister. Er ist bei dieser Wahl nicht auf seine Mitglieder 
beschränkt, kann aber nur eine Person wählen, die zum Gemeindetag entsendbar ist und das 26. Lebensjahr 
vollendet hat. Durch die Wahl wird der Gewählte Mitglied des Gemeindetages. 

(2) Die Wahl der Bürgermeister der landesunmittelbaren Städte bedarf der Bestätigung des Landeshautp-
mannes, die Wahl der übrigen Bürgermeister der Bestätigung des Bezirkshauptmannes. Die Bestätigungen 
können widerrufen werden. Die Bürgermeister und Bürgermeisterstellvertreter der landesunmittelbaren Städte 
leisten dem Landeshauptmann, die Bürgermeister und Bürgermeisterstellvertreter der übrigen Ortsgemeinden 
dem Bezirkshauptmann vor Antritt des Amtes das Gelöbnis auf die Bundes- und die Landesverfassung. 
Art. 131.  Der Bürgermeister ist für seine Amtshandlungen der Ortsgemeinde und bezüglich des übertragenen 
Wirkungskreises dem Bunde und dem Lande verantwortlich. 
Art. 132.  (1) Die Ortsgemeinden unterliegen der staatlichen Aufsicht. 

(2) Die staatliche Aufsicht besteht in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Ortsgemeinde 
in dem Recht zur Entscheidung über Berufungen und in der Pflicht, in Wahrung öffentlicher Interessen dafür 
zu sorgen, daß die Ortsgemeinden ihren Wirkungskreis nicht überschreiten und die Gesetze nicht verletzen. 

(3) In den Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises führt der Bürgermeister die Geschäfte in der 
durch das Gesetz vorgeschriebenen Weise. Er ist an die Weisungen der Bundes- und Landesorgane gebunden 
(Artikel 11 Absatz 1) und verpflichtet, um die Durchführung solcher Weisungen zu bewirken, auch die ihm in 
seiner Eigenschaft als Organ des eigenen Wirkungskreises der Ortsgemeinde zu Gebote stehenden Mittel anzu-
wenden. Die übergeordnete Behörde kann die Geschäfte des übertragenen Wirkungskreises ganz oder teilweise 
durch ihre Organe versehen lassen, und zwar im Falle des Verschuldens des Bürgermeisters auf dessen und im 
Falle eines Verschuldens der Ortsgemeinde auf deren Kosten. 

(4) Der Gemeindetag kann aufgelöst werden. Bis zur Neubestellung des Gemeindetages und des Bürgermeis-
ters ist für die Fortführung der Gemeindegeschäfte vorzusorgen. 

(5) Die Handhabung des staatlichen Aufsichtsrechtes über die Ortsgemeinden steht den Ländern und nur, 
soweit es sich um die Entziehung des vom Bund übertragenen Wirkungskreises oder die Auflösung von Ge-
meindetagen in Wahrung der Interessen des Bundes oder um die Nichtigerklärung von Verwaltungsakten der 
Gemeindeorgane handelt, durch die ihr Wirkungsbereich zum Nachteil des Bundes überschritten wird oder in 
Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung Gesetze verletzt oder fehlerhaft angewendet werden, dem 
Bunde zu. 
Art. 133.  Die Bestimmungen der Artikel 125, 131 und 132 gelten sinngemäß auch für Ortsgemeindeverbände. 
Art. 134.  Die landesunmittelbaren Städte unterstehen unmittelbar der Landesregierung, bezüglich des ihnen 
vom Bund übertragenen Wirkungskreises unmittelbar dem Landeshauptmann. 
Art. 135.  Die näheren Bestimmungen über die Ortsgemeinden und Ortsgemeindeverbände trifft im Rahmen 
der Bestimmungen dieses Hauptstückes die Landesgesetzgebung. 

Neuntes Hauptstück. Gesetzgebung und Verwaltung in der bundesunmittelbaren 
Stadt Wien.

Art. 136.  Die bundesunmittelbare Stadt Wien ist eine Gebietskörperschaft besonderen Rechtes. Sie vereinigt 
in sich die Wirkungskreise, die nach dieser Verfassung einer landesunmittelbaren Stadt und einem Lande zu-
kommen. 
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Art. 137.  (1) Die Organe der Stadt Wien sind: 
a) der Bürgermeister, in seiner Vertretung ein Vizebürgermeister, 
b) als Stadtvertretung die „Wiener Bürgerschaft“, 
c) die Bezirkshauptmänner und die leitenden Beamten für besondere Angelegenheiten der Verwaltung (Ar-

tikel 142 Absatz 2), 
d) besondere kollegiale Verwaltungsbehörden (Artikel 143), 
e) die Bezirksvorsteher, 
f) die Bezirksvertretungen. 
(2) Die Gesamtnehti der in der Verwaltung der Stadt Wien tätigen Behörden (Ämter), soweit sie nicht Be-

hörden (Ämter) des Bundes sind, ist der Magistrat. Zur Leitung des gesamten inneren Dienstes des Magistrates 
bestellt der Bürgermeister einen rechtskundigen Verwaltungsbeamten, der den Vorschriften über die Befähi-
gung zur Ausübung des politischen Dienstes entspricht, als Magistratsdirektor. Der Magistratsdirektor ist auch 
in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung (Artikel 116) das Hilfsorgan des Bürgermeisters. 
Seine Bestellung bedarf der Zustimmung des Bundeskanzlers. Sie kann widerrufen werden. 
Art. 138.  (1) Der Bürgermeister wird auf Grund von Dreiervorschlägen der Wiener Bürgerschaft vom Bundes-
präsidenten ernannt. Die Ernennung ist vom Bundeskanzler gegenzuzeichnen. Der Bürgermeister kann vom 
Bundespräsidenten auf Vorschlag des Bundeskanzlers und mit dessen Gegenzeichnung abberufen werden. Der 
Bündespräsident hat den Bürgermeister abzuberufen, wenn es die Wiener Bürgerschaft verlangt. Zu einem 
Beschluß der Wiener Bürgerschaft, mit dem die Abberufung des Bürgermeisters verlangt wird, ist die Anwe-
senheit mindestens der Hälfte der Mitglieder und eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 
erforderlich. 

(2) Der Bürgermeister leistet dem Bundespräsidenten vor Antirtt seines Amtes den Eid auf die Bundesverfas-
sung und auf das Stadtrecht von Wien. 

(3) Der Bürgermeister (Vizebürgermeister) ist für die durch seine Amtsführung erfolgten schuldhaften 
Rechtsverletzungen der Wiener Bürgerschaft verantwortlich. Zu einem Beschluß der Wiener Bürgerschaft, mit 
dem eine Anklage nach Artikel 173 Absatz 2 Punkt b) erhoben wird, bedarf es der Anwesenheit von mehr 
als der Hälfte der Mitglieder der Wiener Bürgerschaft und einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen. 
Art. 139.  (1) Die Behörden (Ämter) der öffentlichen Verwaltung in der Stadt Wien sind, soweit diese Ver-
waltung nicht im sinne des Artikels 116 durch eigene Bundesbehörden (Dienststellen des Bundes) oder durch 
Selbstverwaltungskörper besorgt wird, Behörden (Ämter) der Stadt Wien (Dienststellen der Stadt Wien). 

(2) Die Bediensteten der Dienststellen der Stadt Wien sind Staatsbedienstete unter der Diensthoheit der Stadt 
Wien, die Bediensteten der Selbstverwaltungskörper Angestellte dieser Körperschaften. Die Diensthoheit über 
die Staatsbediensteten der Dienststellen der Stadt Wien übt die Stadt Wien durch den Bürgermeister aus. 

(3) Der Bürgermeister ernennt und enthebt die Vizebürgermeister; die Ernennung des ersten Vizebürger-
meisters bedarf der Zustimmung des Bundeskanzlers; sie kann widerrufen werden. 

(4) Zur Bestellung der Bezirkshauptmänner und zur Betrauung eines Beamten des Magistrates mit der Lei-
tung der Angelegenheiten des öffentlichen Sicherheitsdienstes bedarf es der Zustimmung des Bundeskanzlers. 
Sie kann widerrufen werden. Ebenso bedarf die Verleihung der Dienstposten, die den derzeitigen Dienstposten 
der beiden obersten Dienstklassen entsprechen, an Staatsbedienstete, die unter der Diensthoheit der Stadt Wien 
stehen, der Zustimmung des Bundeskanzlers. 
Art. 140.  (1) Die Wiener Bürgerscahft besteht aus Vertretern von gesetzlich anerkannten Kirchen und Reli-
gionsgesellschaften, des Schul-, Erziehungs- und Volksbildungswesens, der Wissenschaft und der Kunst sowie 
aus Vertretern der Berufsstände der Stadt Wien. Wie viele Vertreter jede dieser Gruppen entsendet, bestimmt 
das Stadtrecht. Artikel 47 Absätze 3 und 4 und Artikel 48 Absätze 3 bis 5 finden sinngemäße Anwendung, und 
zwar Artikel 48 Absatz 5 mit der Maßgabe, daß auf jede berufsstädnische Hauptgruppe zunächst gleichmäßig 
ein Vertreter zu entfallen hat. 

(2) Artikel 108 Absatz 3 findet auf die Wiener Bürgerschaft sinngemäß Anwendung. Den Vorsitz in der Wie-
ner Bürgerschaft regelt das Stadtrecht. 
Art. 141.  (1) Die Gesetzgebung steht der Stadt Wien insoweit zu, als sie nach dieser Verfassung einem Lande 
zukommt. Die Zuständigkeit der Stadt Wien zur Gesetzgebung in Angelegenheiten des Bagabenwesens be-
stimmt das Finanz-Verfassungsgesetz. 

(2) Das Gesetzgebungsrecht übt die Wiener Bürgerschaft aus. Jeder Gesetzesbeschluß der Wiener Bürger-
schaft bedarf der Zustimmung des Bürgermeister. 
Art. 142.  (1) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Ortsgemeinde sowie des selbständi-
gen Wirkungsbereiches des Landes führen die im Stadtrecht bestimmten Organe unter dem Bürgermeister als 
oberstem Vollziehungsorgan die Verwaltung. 
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(2) In den Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises der Ortsgemeinde sowie der Bezirksverwal-
tung führen, soweit hiezu nicht eigene Bundesbehörden berufen sind, die Bezirkshauptmänner und für be-
stimmte, in ihrer Bedeutung über einen bezirk hinausreichende Angelegenheiten besondere leitende Beamte 
die Verwaltung. Der Rechtszug in diesen Angelegenheiten geht an den Bürgermeister, und zwar auch dann, 
wenn in erster Instanz eine eigene Bundesbehörde die  Verwaltung besorgt. 

(3) Wenn in einer Angelegenheit der mittelbaren Bundesverwaltung oder des selbständigen Wirkungsberei-
ches des Landes die Landesinstanz erste Instanz ist, trifft die Entscheidung oder Verfügung der Bürgermeister. 

(4) Der Bürgermeister ist in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung an die Weisungen der 
Bundesregierung und der einzelnen Bundesminister (Artikel 11 Absatz 1) gebunden und verpflichtet, um die 
Durchführung solcher Weisungen zu bewirken, auch die ihm in seiner Eigenschaft als Organ des eigenen Wir-
kungskreises der Stadt zu Gebote stehenden Mittel anzuwenden. 
Art. 143.  In den Angelegenheiten des Bauwesens und des Abgabenwesens kann die Entscheidung der obersten 
Instanz besonderen Kollegialbehörden übertragen werden. Die Zusammensetzung und Zuständigkeit dieser 
Behörden sowie ihre Bestellung regelt ein Gesetz der Stadt Wien. 
Art. 144.  Für den Bereich der Stadt Wien wird ein Schulstadtrat als unmittelbare Bundesbehörde errichtet, der 
die Wirkungsbereiche, die sonst einem Bezirksschulrat und einem Landesschulrat zukommen, in sich vereinigt; 
Vorsitzender ist der Bürgermeister. Artikel 121 ist sinngemäß anzuwenden. 
Art. 145.  Soweit nicht in diesem Hauptstück anderes bestimmt ist, finden die Bestimmungen dieser Verfassung 
über die rechtliche Stellung der Länder und ihrer Organe, über die Auflösung der Landtage, über das Verfahren 
der Gesetzgebung und Verwaltung in den Ländern, über die landesunmittelbaren Städte und über die Überprü-
fung der Akte der Landesorgane in gesetzgebung und Verwaltung durch den Bundesgerichtshof auf die Stadt 
Wien sinngemäß Anwendung. 
Art. 146.  Im Rahmen der Bestimmungen dieses Hauptstückes werden die Rechtsverhältnisse der Stadt Wien 
durch das Stadtrecht geregelt, das als Verfassungsgesetz der Stadt Wien zu erlassen ist. Artikel 112 findet hiebei 
sinngemäß Anwendung. 

Zehntes Hauptstück. Notrechte der Verwaltung.
Art. 147.  (1) Wenn zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit, zur Ordnung, zur Wahrung wichtiger 
wirtschaftlicher Interessen der Bevölkerung oder staatsfinanzieller Interessen des Bundes. insbesondere zur 
Sicherung des Bundeshaushaltes, die sofortige Erlassung von Maßnahmen, die verfassungsmäßig der Beschluß-
fassung des Bundestages bedürfen, notwendig wird, sofortige Beschlußfassung des Bundestages aber nach den 
gebenen Verhältnissen nicht zu erwarten ist, kann die Bundesregierung iter ihrer Verantwortlichkeit diese 
Maßnahmen durch vorläufige gesetzändernde Verordnungen treffen (Notrecht der Bundesregierung). In einer 
solchen Verordnung können auch besondere Bundesorgane mit der Vollziehung von Bundesangelegenheiten 
betraut werden, deren Besorgung sonst anderen Organen zusteht. 

(2) Die im Absatz 1 bezeichneten Verordnungen dürfen nicht eine Abänderung verfassungsgesetzlicher Be-
stimmungen enthalten. 

(3) Von diesem Notrecht kann die Bundesregierung nicht Gebrauch machen, um eine vom Bundestag ab-
gelehnte Gesetzesvorlage in Kraft zu setzen, es sei denn, daß die Auflösung des Bundeskulturrates und des 
Bundeswirtschaftsrates vom Bundespräsidenten verfügt wird. 

(4) Jede auf Grund des Notrechtes der Bundesregierung erlassene Verordnung ist ausdrücklich als Notver-
ordnung der Bundesregierung zu bezeichnen. 

(5) Jede Notverordnung der Bundesregierung ist von der Bundesregierung unverzüglich dem Bundestag 
mitzuteilen. Die Verordnung ist von der Bndesregierung  sofort außer Kraft zu setzen, wenn der Bundestag bei 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder mit einer Mehrheit m zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen die Aufhebung verlangt. In diesem Falle darf aus demselben Anlaß eine inhaltlich gleichartige Verord-
nung nicht mehr erlassen werden. Wird die Verordnung nach den vorhergehenden Bestimmungen außer Kraft 
gesetzt, so treten mit dein Tage der Aufhebung die gesetzlichen Bestimmungen wieder in Kraft, die durch die 
Verordnung aufgehoben worden waren. 

(6) Jede nach Absatz 1 erlassene Verordnung tritt spätestens nach Ablauf von drei Jahren außer Kraft. Sie kann 
jedoch, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen zu ihrer Erlassung gegeben sind, neuerlich erlassen werden. 

(7) Unter welchen Voraussetzungen die Bundesregierung die Geltung der Artikel 19, 22, 23, 24 und 26, zeit-
weilig und örtlich, ganz oder zumn Teil beschränken kann und inwieweit in einem solchen Fall beschränken-
de polizeiliche Anordnungen auch gesetzändernden Inhaltes auf bestimmten Rechtsgebieten getroffen werden 
können, bestimmt ein Bundesgesetz. 
Art. 148.  (1) Wenn dem Staat oder einem seiner Teile unmittelbar eine Gefahr droht, zur Abwendung die-
ser Gefahr die sofortige Erlassung von Maßnahmen der im Artikel 147 Absatz 1 bezeichneten Art notwendig 
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wird, jedoch nach den gegebenen Verhältnissen weder die sofortige Beschlußfassung durch den Bundestag 
zu erwarten ist, noch auch die erforderlichen Maßnahmen auf Grund des Notrechtes der Bundesregierung 
getroffen werden können, kann der Bundespräsident diese Maßnahmen auf Vorschlag der Bundesregierung 
unter seiner und deren Verantwortlichkeit durch vorläufige gesetzändernde Verordnungen treffen (Notrecht 
des Bundespräsidenten). Eine solche Notverordnung des Bundespräsidenten bedarf der Gegenzeichnung der 
Bundesregierung. Artikel 147 Absatz 3 findet sinngemäß Anwendung. 

(2) Die im Absatz 1 bezeichneten Verordnungen können auch einzelne verfassungsgesetzliche Bestimmun-
gen abändern, nicht aber Abänderungen treffen, die eine Gesamtänderung der Verfassung bedeuten. Weiters 
dürfen diese Verordnungen weder die Staatsform betreffen noch Bestimmungen enthalten, die den Bestand des 
Bundesgerichtshofes und dessen Zuständigkeit zur Prüfung von Gesetzen und Verordnungen berühren oder 
ihn in dieser Prüfung behindern, noch Verfügungen treffen, die die Abänderung gerichtlicher Erkenntnisse 
zum Gegenstande haben. 

(3) Die auf Grund des Notrechtes des Bundespräsidenten erlassenen Verordnungen sind ausdrücklich als 
Notverordnungen des Bundespräsidenten zu bezeichnen. 

(4) Die Bestimmungen der Absätze 5 und 6 des Artikels 147 gelten auch für die auf Grund des Notrechtes des 
Bundespräsidenten erlassenen Verordnungen. 

(5) Der Bundespräsident kann auf Vorschlag und mit Gegenzeichnung der Bundesregierung unter seiner 
und deren Verantwortlichkeit durch Verordnung die Neubildung der vorberatenden Organe der Gesetzgebung 
des Bundes sowie die Neubildung von Landtagen, von Gemeindetagen und von Vertretungen sonstiger Selbst-
verwaltungskörper aufschieben und die Dauer der Mitgliedschaft dieser Organe verlängern, wenn die Gefahr 
besteht, daß die mit der Neubildung verbundenen Umstände eine für das Wirtschaftsleben bedrohliche Er-
schütterung der Ruhe und Ordnung herbeiführen würden. Bei Fortdauer der außerordentlichen Verhältnisse ist 
eine Wiederholung zulässig. Durch diese Maßnahme darf die Tätigkeitsdauer der genannten Organe keinesfalls 
über die Hälfte verlängert werden. 

(6) Wenn der Bundestag über eine Vorlage der Bundesregierung nicht innerhalb der von der Bundesregie-
rung bestimmten Frist Beschluß faßt (Artikel 62 Absatz 2), kann der Bundespräsident auf Antrag der Bundes-
regierung unter seiner und deren Verantwortung die in der Vorlage enthaltenen Bestimmungen durch Verord-
nung treffen. Eine solche Verordnung bedarf der Gegenzeichnung der Bundesregierung. Die Bestimmungen 
des Artikels 147 Absätze 5 und 6 gelten in diesem Falle nicht. 

(7) Sind in einem Lande die Voraussetzungen für die Aufrechterhaltung der Ordnung im Landeshaushalte 
nicht mehr gegeben und trifft der Landtag keine wirksamen Maßnahmen dagegen, so kann der Bundespräsi-
dent auf Vorschlag der Bundesregierung und mit ihrer Gegenzeiclmung an Stelle des Landtages durch Not-
verordnung Maßnahmen zur Wiederherstellung der Ordnung im Landeshaushalte treffen. Diese Maßnahmen 
können sich auf Ersparungen im Personal- und Sachaufwand der Landesverwaltung sowie auf das Abgaben-
wesen beziehen. Der Landtag kann eine solche Verordnung ohne Zustimmung der Bundesregierung nicht vor 
Ablauf eines Jahres außer Kraft setzen. Die Bundesregierung kann die Einhaltung solcher Verordnungen durch 
besondere Beauftragte überwachen lassen. 

Elftes Hauptstück. Rechnungskontrolle.
Art. 149.  (1) Die Gebarung des Bundes, der Länder, der Ortsgemeinden und anderer Rechtsträger überprüft 
nach den Bestimmungen dieses Hauptstückes der Rechnungshof. 

(2) Der Rechnungshof ist als Organ des Bundestages und der Landtage, hinsichtlich der Stadt Wien als Organ 
der Wiener Bürgerschaft tätig. 
Art. 150.  (1) Der Rechnungshof besteht aus einem Präsidenten und den erforderlichen Beamten und Hilfs-
kräften. 

(2) Der Präsident des Rechnungshofes wird vom Bundespräsidenten ernannt. Ein Vorschlag der Bundes-
regierung oder eine Gegenzeichnung erfolgt nicht. Der Präsident des Rechnungshofes wird vor Antritt seines 
Amtes vom Bundespräsidenten auf die Verfassung des Bundes und der Länder, die Beobachtung der sonstigen 
Gesetze und die gewissenhafte Erfüllung seiner Amtspflichten vereidigt. 

(3) Der Präsident des Rechnungshofes darf weder einem vorberatenden Organe der Gesetzgebung des Bun-
des, einem Landtag oder einem Gemeindetag angehören, noch Mitglied der Bundesregierung oder einer Lan-
desregierung noch Bürgermeister oder Vizebürgermeister der Stadt Wien sein. 
Art. 151.  (1) Der Präsident des Rechnungshofes steht in der Verantwortlichkeit für die Amtsführung nach 
Artikel 155 bis 158 den Mitgliedern der Bundesregierung, in der Verantwortlichkeit für die Amtsführung nach 
den Artikeln 159 und 160 den Mitgliedern der in Betracht kommenden Landesregierung gleich. Bei der Amts-
führung nach Artikel 161 richtet sich die Verantwortlichkeit danach, ob der Rechnungshof als Organ des Bun-
destages oder des Landtages (der Wiener Bürgerschaft) tätig ist. 
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(2) Der Präsident des Rechnungshofes kann auf Vorschlag des Bundestages vom Bundespräsidenten des Am-
tes enthoben werden. Das Amt des Präsidenten des Rechnungshofes erlischt mit dem Ablauf des Jahres, in dem 
er das 70. Lebensjahr vollendet hat. 
Art. 152.  (1) Der Präsident des Rechnungshofes wird im Falle seiner Verhinderung von dem im Range nächs-
ten Beamten des Rechnungshofes vertreten. Dieser Beamte führt die Geschäfte des Präsidenten auch dann, 
wenn dessen Amt erledigt ist. 

(2) Für den Beamten des Rechnungshofes, der den Präsidenten vertritt oder dessen Geschäfte führt, gelten 
die Bestimmungen des Artikels 151. 
Art. 153.  (1) Die Beamten des Rechnungshofes ernennt auf Vorschlag und unter Gegenzeichnung des Präsi-
denten des Rechnungshofes der Bundespräsident; dasselbe gilt für die Verleihung von Amtstiteln, Ehrenrechten 
und Ehrenzeichen an Beamte des Rechnungshofes. Doch kann der Bundespräsident den Präsidenten des Rech-
nungshofes ermächtigen, Beamte bestimmter Gruppen zu ernennen. 

(2) Die Hilfskräfte ernennt der Präsident des Rechnungshofes. 
Art. 154.  Kein Mitglied des Rechnungshofes darf an der Leitung oder Verwaltung einer Unternehmung be-
teiligt sein, die dem Bund oder einem Lande Rechnung zu legen hat oder die zum Bund oder einem Lande in 
einem Subventions- oder Vertragsverhältnis steht. 
Art. 155.  (1) Der Rechnungshof überprüft die gesamte Staatswirtschaft des Bundes, worunter auch die Geba-
rung der mittelbaren Bundesverwaltung fällt, ferner die gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von 
Organen des Bundes verwaltet werden, die hiezu von Vollziehungsorganen des Bundes bestellt sind, sowie von 
Unternehmungen übertragen werden, an denen der Bund finanziell beteiligt ist. Überprüft der Rechnungshof 
die Gebarung einer solchen Unternehmung, so kann er auch die Gebarung der Unternehmungen überprüfen, 
an denen diese Unternehmung finanziell beteiligt ist. Einer finanziellen Beteiligung ist die treuhändige Ver-
waltung von Bundesvermögen, die Übernahme der Ertrags- oder Ausfallhaftung für eine Unternehmung, die 
Gewährung eines zur Führung einer Unternehmung notwendigen Darlehens oder die Zuwendung einer dem-
selben Zwecke dienenden Beihilfe gleichzuhalten. 

(2) Der Rechnungshof verfaßt den Bundesrechnungsabschluß und legt ihn dem Bundestag vor. 
(3) Alle Urkunden über Finanzschulden werden, soweit sich aus ihnen eine Verpflichtung des Bundes er-

gibt, vom Präsidenten des Rechnungshofes durch Gegenzeichnung hinsichtlich der Gesetzmäßigkeit und rech-
nungsmäßigen Richtigkeit der Gebarung bekräftigt. 
Art. 156.  Der Rechnungshof hat auf Ersuchen der Bundesregierung oder eines Bundesministers in seinen Wir-
kungsbereich (Artikel 155 Absatz 1) fallende besondere Akte der Gebarungsüberprüfung durchzuführen und 
das Ergebnis der ersuchenden Stelle mitzuteilen. 
Art. 157.  Entstehen zwischen dem Rechnungshof und der Bundesregierung oder einem Bundesminister 
Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen, die die Zuständigkeiten des 
Rechnungshofes regeln, so entscheidet auf Anrufung durch die Bundesregierung oder den Rechnungshof der 
Bundesgerichtshof in nichtöffentlicher Verhandlung. Das Verfahren wird durch Bundesgesetz geregelt. 
Art. 158.  (1) Der Rechnungshof kann über seine Tätigkeit oder über einzelne Wahrnehmungen dem Bun-
destag bereichten. Vor der Vorlage an den Bundestag ist ein solcher Bericht dem Bundeskanzler mitzuteilen. 
Die Bundesregierung kann binnen drei Wochen Äußerungen zu einem solchen Bericht erstatten; diese hat 
der Rechnungshof auf ihren Wunsch zugleich mit dem Bericht dem Bundestag vorzulegen. Der Bericht kann 
jedoch mit Zustimmung der Bundesregierung auch schon vor Ablauf dieser dreiwöchigen Frist dem Bundestag 
vorgelegt werden. Nach der Vorlage an den Bundestag ist der Bericht zu veröffentlichen. 

(2) Der Bundestag hat über jeden Bericht des Rechnungshofes binnen sechs Wochen Beschluß zu fassen. 
Art. 159.  (1) Der Rechnungshof hat die in den selbständigen Wirkungsbereich der Länder fallende gebarung 
sowie die Gebarung der von den Organen der Länder verwalteten Stiftungen, Fonds und Anstalten zu über-
prüfen. Die Überprüfung hat sich auf die ziffermäßige Richtigkeit, die Übereinstimmung mit den bestehenden 
Vorschriften, ferner die Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Gebarung zu erstrecken. Die Überprüfung 
hat jedoch nicht auch die Gebarung maßgebender Beschlüsse der verfassungsmäßig zuständigen Vertretungs-
körper zu umfassen. Für die Ausübung dieser Tätigkeit sind die Bestimmungen der Artikel 156 bis 158 sinnge-
mäß anzuwenden. Die nach Artikel 156 der Bundesregierung oder einem Bundesminister zustehenden Rechte 
stehen bezüglich der Gebarungskontrolle gegenüber dem Land der Landesregierung zu. 

(2) Für die im Absatz 1 vorgesehene Überprüfung haben die Landesregierungen die jährlichen Rechnungs-
abschlüsse dem Rechnungshof zu übermitteln. 

(3) Der Rechnungshof at die Rechnungsabschlüsse durch Einschau an Ort und Stelle in die Bücher und 
sonstigen mit der Gebarung zusammenhängenden belege zu überprüfen und das Ergebnis der Überprüfung 
der Landesregierung mitzuteilen. Die Landesregierung legt den vollständigen bericht über das Ergebnis der 
Überprüfung dem Landtag zugleich mit dem Landesrechnungsabschluß vor. 
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(4) Unternehmungen, die ein Land allein betreibt, unterliegen der Überprüfung des Rechnungshofes wie die 
übrige Gebarung des Landes, bei Unternehmungen, an denen das Land finanziell beteiligt ist oder für die es 
eine Ausfallhaftung trägt, kann der Rechnungshof die Betätigung des Landes als Teilhaber oder Bürge derarti-
ger Unternehmungen auf Ersuchen der Landesregierung überprüfen, der das Prüfungsergebnis mitzuteilen ist. 

(5) Der Rechnungshof hat das Ergebnis seiner Gebarungsüberprüfung auch der Bundesregierung zur Kennt-
nis zu bringen. 

(6) Durch berichte des Rechnungshofes dürfen Mitteilungen, die wegen des Geschäftsgeheimnisses vertrau-
lich zu behandeln sind, nicht veröffentlicht werden. 

(7) Die Bestimmugnen dieses Artikels gelten auch für die Überprüfung der Gearung der Bundeshauptstadt 
Wien, wobei an die Stelle des Landtages die Wiener Bürgerschaft und an die Stelle der Landesregierung der 
Bürgermeister tritt. 

(8) Durch Landesgesetz (Gesetz der Stadt Wien) kann bestimmt werden, daß alle Urkunden über Finanz-
schulden, soweit sich aus ihnen eine Verpflichtung des Landes (der Stadt Wien) ergibt, vom Präsidenten des 
Rechnungshofes durch Gegenzeichnung hinsichtlich der Gesetzmäßigkeit und rechnungsmäßigen Richtigkeit 
der Gebarung zu bekräftigen sind. 
Art. 160.  (1) Die Gebarung der Ortsgemeinden mit mindestens 20.000 Einwohnern und der von Organen sol-
cher Ortsgemeinden verwalteten Stiftungen, Fonds und Anstalten unterliegt der Überprüfung des Rechnungs-
hofes. Die Überprüfung hat sich auf die ziffermäßige Richtigkeit, die Übereinstimmung mit den bestehenden 
Vorschriften, ferner die Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Gebarung zu erstrecken. Der Rechnungs-
hof übt diese Überprüfung als Organ des zuständigen Landtages aus. 

(2) Diese Ortsgemeinden sind verpflichtet, dem Rechnungshof alljährlich ihre Rechnungsabschlüsse vorzu-
legen. 

(3) Der Rechnungshof ist befugt, durch Einschau an Ort und Stelle in die Bücher und die sonstigen mit 
der Gebarung zusammenhängenden Belege die gebarung im ganzen oder hinsichtlich gewisser Teilgebiete zu 
überprüfen. Unbeschadet seienr Überprüfungstätigkeit auf Grund der vorstehenden Bestimmungen hat der 
Rechnungshof auf Ersuchen der zuständigen Landesregierung besondere, in seinen Wirkungsbereich fallende 
Gebarungsüberprüfungen bei den im Absatz 1 bezeichneten Ortsgemeinden durchzuführen und das Ergebnis 
der Landesregierung mitzuteilen. 

(4) Das Ergebnis seiner Überprüfung hat der Rechnungshof dem Bürgermeister zur Weiterleitung an den 
Gemeindetag und zur allfälligen Abgabe einer Äußerung mitzuteilen, die binnen drei Wochen zu erstatten ist. 
Nach Ablauf dieser Frist übermittelt der Rechnungshof das Prüfungsergebnis samt einer allenfalls abgegebenen 
Äußerung der Landesregierung, die die Vorlage dem Landtag mitteilt. 

(5) Unternehmungen, die eine Ortsgemeinde allein betreibt, unterliegen der Überprüfung des Rechnungs-
hofes wie die übrige Gebarung der Ortsgemeinde. Hinsichtlich der Unternehmungen, an denen eine Ortsge-
meinde finanziell beteiligt ist oder für die sie eine Ausfallshaftung trägt, kann der Rechnungshof die Betätigung 
der Ortsgemeinde als Teilhaber oder Bürge derartiger Unternehmungen auf Ersuchen der zuständigen Landes-
regierung überprüfen; das Ergebnis der Prüfung ist der Landesregierung mitzuteilen. Artikel 159 Absatz 6 ist 
sinngemäß anzuwenden. 

(6) Der Rechnungshof hat auf begründetes Ersuchen der zuständigen Landesregierung auch die Gebarung 
von Ortsgemeinden mit weniger als 20.000 Einwohnern fallweise zu überprüfen und das Ergebnis dieser Über-
prüfung der Landesregierung mitzuteilen. Durch Bundesgesetz wird bestimmt, ob und wieweit in solchen Fäl-
len dem Bunde vom Lande oder von der Ortsgemeinde die Kosten der Überprüfung zu erstatten sind. 

(7) Der Rechnungshof hat das Ergebnis seiner Gebarungsüberprüfung auch der Bundesregierung mitzutei-
len. 
Art. 161.  (1) Dem Rechnungshof kann mit Bundesgesetz die Überprüfung der Gebarung der Träger der Sozi-
alversicherung sowie der Gebarung von öffentlich-rechtlichen Körperschaften mit Mitteln des Bundes und mit 
den ihnen aus öffentlichen Mitteln zur Förderung der Zwecke der Hoheitsverwaltung des Bundes  zur Verfü-
gung gestellten Mitteln, und zwar hinsichtlich der ziffermäßigen Richtigkeit und der auftrags- und widmungs-
gemäßen Verwendung, übertragen werden. 

(2) Durch Landesgesetz kann dem Rechnungshof dieselbe Überprüfung hinsichtlich der gebarung mit Lan-
desmitteln übertragen werden. 
Art. 162.  Die näheren Bestimmungen über die Tätigkeit des Rechnungshofes werden durch Bundesgesetz 
getroffen. 

Zwölftes Hauptstück. Der Bundesgerichtshof.
Art. 163.  Zur Sicherung der Verfassungsmäßigkeit der Gesetzgebung und der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
ist der Bundesgerichtshof berufen. 



362

Dokumente zum österreichischen Verfassungsrecht[28b]

Art. 164.  (1) Der Bundesgerichtshof erkennt über die Rechtmäßigkeit von Bescheiden (Entscheidungen oder 
Verfügungen) der Verwaltungsbehörden. Rechtswidrigkeit liegt nicht vor, soweit die Verwaltungsbehörde auf 
Grund der Bestimmungen des Gesetzes nach freiem Ermessen vorzugehen befugt war und von diesem Ermes-
sen im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht hat. 

(2) Gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde kann wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben: 
1. wer durch den Bescheid in seinen verfassungsgesetzlich gewährleisteten oder sonstigen Rechten verletzt 

zu sein behauptet; 
2. in den Angelegenheiten des Artikels 36 und in den nach Artikel 37 in die Vollziehung der Länder fallenden 

Angelegenheiten der Bundesminister, dessen Wirkungsbereich durch den Bescheid berührt wird. 
(3) Die Beschwerde gemäß Absatz 2 Zahl 1 kann erst dann erhoben werden, wenn der Rechtszug erschöpft 

ist. Einem abweisenden Bescheid der letzten Instanz ist es gleichzuhalten, wenn die oberste Instanz. die der 
Beschwerdeführer anzurufen rechtlich in der Lage war, nicht binnen sechs Monaten in der Sache entschieden 
hat. Diese Frist kann durch Gesetz verkürzt werden. Die Beschwerde gemäß Absatz 2 Zahl 2 ist nur gegen einen 
Bescheid zulässig, der von den Parteien im Rechtszug nicht mehr angefochten werden kann. 

(4) Unter welchen Voraussetzungen auch in anderen als den im Absatz 2 angeführten Fällen Beschwerden 
gegen Bescheide von Verwaltungsbehörden wegen Rechtswidrigkeit zulässig sind, wird in den die einzelnen 
Gebiete der Verwaltung regelnden Bundes- oder Landesgesetzen bestimmt. 

(5) Ausgeschlossen von der Zuständigkeit des Bundesgerichtshofes sind, soweit nicht eine Verletzung verfas-
sungsgesetzlich gewährleisteter Rechte behauptet wird: 

1. die Dienststrafangelegenheiten der Angestellten des Bundes, der Länder, der Ortsgemeinden und der Orts-
gemeindenverbände sowie die ehrenrätlichen Angelegenheiten der Offiziere, und zwar sowohl dann, wenn die 
Beschwerde gegen ein Dienststraferkenntnis (Entscheidung des Ehrenrates) gerichtet ist, als auch dann, wenn 
aus der behaupteten Rechtswidrigkeit eines solchen Erkenntnisses (einer solchen Entscheidung) Ansprüche 
abgeleitet werden; 

2. die Angelegenheiten des Patentwesens; 
3. die Angelegenheiten. über die in oberster Instanz die Entscheidung einer Kollegialbehörde zusteht, wenn 

nach dem die Einrichtung dieser Behörde regelnden Bundes- oder Landesgesetz unter den Mitgliedern sich 
wenigstens ein Richter befindet, auch die übrigen Mitglieder in Ausübung dieses Amtes an keine Weisungen ge-
bunden sind, die Bescheide der Behörde nicht im Verwaltungsweg aufgehoben oder abgeändert werden können 
und nicht, ungeachtet des Zutreffens dieser Bedingungen, die Anrufung des Bundesgerichtshofes ausdrücklich 
für zulässig erklärt ist; 

4. die Angelegenheiten, in denen gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde die ordentlichen Gerichte 
angerufen werden können. 
Art. 165.  Der Bundesgerichtshof erkennt über Klagen, womit vermögensrechtliche Ansprüche des Bundes, 
der Länder, der Ortsgemeinden und Ortsgemeindenverbände gegeneinander geltend gemacht werden, sofern 
darüber weder die ordentlichen Gerichte noch die Verwaltungsbehörden zu entscheiden haben. 
Art. 166.  Über die Auslegung von Verwaltungsvorschriften von grundsätzlicher Bedeutung kann der Bundes-
minister oder die Landesregierung, deren Wirkungsbereich von der Auslegung berührt wird, ein Rechtsgutach-
ten des Bundesgerichtshofes einholen. Das Gutachten ist für die Verwaltung bindend. 
Art. 167.  (1) In den Fällen des Artikels 164 Absatz 2 hat der Bundesgerichtshof den angefochtenen Bescheid 
als aufgehoben zu erklären, wenn er die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder als unbegründet abzuweisen 
findet. 

(2) Wegen einer nur in der Verletzung von Verfahrensvorschriften begründeten Rechtswidrigkeit ist die Auf-
hebung des Bescheides nur dann zulässig, wenn die Verwaltungsbehörde im Fall der Einhaltung der Verfahrens-
vorschriften zu einem anderen Bescheid hätte kommen können. 

(3) Wird der Bescheid der Verwaltungsbehörde aufgehoben, so sind die Verwaltungsbehörden verpflichtet, 
in dem betreffenden Fall mit den ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln unverzüglich den der Rechts-
anschauung des Bundesgerichtshofes entsprechenden Rechtszustand herzustellen. 

(4) In den Fällen des Artikels 164 Absatz 3 zweiter Satz sowie des Artikels 165 hat der Bundesgerichtshof in 
der Sache selbst zu entscheiden und gegebenenfalls auch die Frist zu bestimmen, innerhalb welcher der An-
spruch zu erfüllen ist. 
Art. 168.  Der Bundesgerichtshof erkennt nach Maßgabe des im Artikel 180 bezeichneten Bundesgesetzes über 
Zuständigkeitsstreite 

a) zwischen Gerichten und Verwaltungsbehörden; 
b) zwischen Gerichten, soweit nicht zur Entscheidung über den Zuständigkeitsstreit ein ordentliches Gericht 

durch Gesetz berufen ist, insbesondere auch zwischen dem Bundesgerichtshof selbst und einem anderen Ge-
richte; 

c) zwischen den Ländern untereinander sowie zwischen einem Land und dem Bunde. 
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Art. 169.  (1) Der Bundesgerichtshof erkennt über die Gesetzmäßigkeit von Verordnungen der Bundes- und 
Landesbehörden, und zwar 

a) auf Antrag der Bundesregierung, wenn es sich um die Verordnung einer Landesbehörde, auf Antrag einer 
Landesregierung, sofern es sich um die Verordnung einer Bundesbehörde handelt, 

b) auf Antrag eines Gerichtes, wenn die Verordnung eine Voraussetzung für ein Erkenntnis des Gerichtes 
bildet, 

c) von Amts wegen, wenn die Verordnung eine Voraussetzung für ein Erkenntnis des Bundesgerichtshofes 
selbst bildet. 

(2) Der Antrag hat zu begehren, daß die Verordnung nach ihrem ganzen Inhalt oder daß bestimmte Stellen 
der Verordnung als gesetzwidrig aufgehoben werden. Hat ein Gericht Bedenken gegen eine nicht mehr in Gel-
tung stehende Verordnung oder Verordnungsbestimmung, so hat der Antrag auf Feststellung zu lauten, daß die 
Verordnung oder Verordnungsbestimmung gesetzwidrig war. Zu einem solchen Spruch ist der Bundesgerichts-
hof auch berufen, wenn er von Amts wegen die Gesetzmäßigkeit einer Verordnung oder Verordnungsbestim-
mung geprüft hat und zur Überzeugung von ihrer Gesetzwidrigkeit gelangt ist. 

(3) Erkennt der Bundesgerichtshof eine Verordnung oder bestimmte Stellen einer Verordnung als gesetzwid-
rig, so ist dies, sofern es sich um die Verordnung einer Bundesbehörde handelt, vom zuständigen Bundesmi-
nister unverzüglich im Bundesgesetzblatt, sofern es sich aber um die Verordnung einer Landesbehörde handelt, 
vom zuständigen Landeshauptmann unverzüglich im Landesgesetzblatt kundzumachen. 

(4) Die Aufhebung des Gesetzes oder der als verfassungswidrig erkannen Stellen einer Verordnung tritt mit 
dem Tage der Kundmachung, wenn aber der Bundesgerichtshof eine Frist bestimmt hat, mit deren Ablauf in 
Kraft; die Frist darf drei Monate nicht übersteigen. 

(5) Auf den Fall, der dem Gericht den Anlaß zur Antragstellung oder dem Bundesgerichtshof den Anlaß zur 
Einleitung des Verfahrens von Amts wegen gegeben hat, ist die aufgehobene Verordnung (Verordnungsbestim-
mung) nicht mehr anzuwenden. 
Art. 170.  (1) Der Bundesgerichtshof erkennt über die Verfassungsmäßigkeit eines Bundes- oder Landesgeset-
zes, und zwar 

a) auf Antrag der Bundesregierung, wenn es sich um ein Landesgesetz, auf Antrag einer Landesregierung, 
sofern es sich um ein Bundesgesetz handelt, 

b) auf Antrag des Obersten Gerichtshofes, wenn das Gesetz eine Voraussetzung für eine Erkenntnis dieses 
Gerichtshofes bildet, 

c) von Amts wegen, wenn das Gesetz eine Voraussetzung für ein Erkenntnis des Bundesgerichtshofes selbst 
bildet. 

(2) Der Antrag hat zu begehren, daß das Gesetz nach seinem ganzen Inhalt oder daß bestimmte Stellen des 
Gesetzes als verfassungswidrig aufgehoben werden. 

(3) Erkennt der Bundesgerichtshof ein Gesetz oder bestimmte Stellen eines Gesetzes als verfassungswidrig, 
so ist dies, sofern es sich um ein Bundesgesetz handelt, vom Bundeskanzler unverzüglich im Bundesgesetzblatt, 
sofern es sich aber um ein Landesgesetz handelt, vom zuständigen Landeshauptmann unverzüglich im Landes-
gesetzblatt kundzumachen. 

(4) Die Aufhebung des Gesetzes oder der als verfassungswidrig erkannten Stellen des Gesetzes tritt mit dem 
Tage der Kundmachung, wenn aber der Bundesgerichtshof eine Frist bestimmt hat, mit deren Ablauf in Kraft; 
die Frist darf sechs Monate nicht übersteigen. 

(5) Auf den Fall, der dem Obersten Gerichtshof den Anlaß zur Antragstellung oder dem Bundesgerichtshof 
den Anlaß zur Einleitung des Verfahrens von Amts wegen gegeben hat, ist das aufgehobene Gesetz (die Geset-
zesstelle) nicht mehr anzuwenden. 

(6) Wird durch ein Erkenntnis des Bundesgerichtshofes ein Gesetz oder ein Teil eines solchen als verfas-
sungswidrig aufgehoben, so treten mit dem Tag des Inkrafttretens der Aufhebung, falls das Erkenntnis nicht 
anderes ausspricht, die gesetzlichen Bestimmungen wieder in Kraft, die durch das vom Bundesgerichtshof als 
verfassungswidrig erkannte Gesetz aufgehoben worden waren. In der Kundmachung über die Aufhebung des 
Gesetzes ist auch zu verlautbaren, ob und welche gesetzlichen Bestimmungen wieder in Kraft treten. 
Art. 171.  Der Bundesgerichtshof stellt weiter auf Antrag der Bundesregierung oder einer Landesregierung fest, 
ob ein Akt der Gesetzgebung oder Vollziehung in die Zuständigkeit des Bundes oder der Länder fällt. 
Art. 172.  Der Bundesgerichtshof erkennt nach Maßgabe der Gesetze: 

a) über Beschwerden gegen die Bestellung (Berufung, Entsendung) der Mitglieder der vorberatenden Organe 
der Gesetzgebung des Bundes, der Landtage, der Gemeindetage und der Vertretungen anderer Selbstverwal-
tungskörper; 

b) über die Anfechtung der Bestellung (Wahl) von Organen, die nach bundes- oder landesgesetzlicher Vor-
schrift von einem der unter a genannten Organe zu bestellen sind; 

c) über die Anfechtung des Ergebnisses von Volksabstimmungen; 
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d) über Anträge auf Erklärung des Verlustes der Mitgliedschaft in den unter a genannten Organen und über 
Beschwerden gegen Verwaltungsbescheide, die einen solchen Ausspruch enthalten 
Art. 173.  (1) Der Bundesgerichtshof erkennt über die Anklage, mit der die verfassungsmäßige Verantwortlich-
keit der im Absatze 2 bezeichneten Organe für die durch ihre Amtstätigkeit erfolgten schuldhaften Rechtsver-
letzungen geltend gemacht wird. 

(2) Die Anklage kann erhoben werden: 
a) gegen die Mitglieder der Bundesregierung und die ihnen hinsichtlich der Verantwortlichkeit gleichgestell-

ten Organe wegen Gesetzesververletzung: durch Beschluß des Bundestages; 
b) gegen die Mitglieder einer Landesregierung (Bürgermeister und Vizebürgermeister der Stadt Wien), und 

die ihnen hinsichtlich der Verantwortlichkeit durch diese Verfassung oder durch die Landesverfassung gleich-
gestellten Organe wegen Gesetzesverletzung: durch Beschluß des zuständigen Landtages (der Wiener Bürger-
schaft). 

(3) Das verurteilende Erkenntnis des Bundesgerichtshofes hat auf Verlust des Amtes, unter besonders er-
schwerenden Umständen auch auf zeitlichen Verlust der politischen Rechte, zu lauten. Bei geringfügigen 
Rechtsverletzungen kann sich der Bundesgerichtshof auf die Feststellung beschränken. daß das Recht verletzt 
wurde. 

(4) Der Bundespräsident kann von dem ihm nach Artikel 78 Absatz 2 Punkt d. zustehenden Recht nur auf 
Antrag des Vertretungskörpers, der die Anklage beschlossen hat, Gebrauch machen, und zwar nur mit Zustim-
mung des Angeklagten. 
Art. 174.  Die Anklage gegen die in Artikel 173 Genannten kann auch wegen strafgerichtlich zu verfolgender 
Handlungen erhoben werden, die mit der Amtstätigkeit des Anzuklagenden in Verbindung stehen. In diesem 
Falle wird der Bundesgerichtshof allein zuständig; die bei den ordentlichen Strafgerichten etwa bereits anhän-
gige Untersuchung geht auf ihn über. Der Bundesgerichtshof kann in solchen Fällen neben dem Artikel 173 
Absatz 3. auch die strafgesetzlichen Bestimmungen anwenden. 
Art. 175.  Der Bundesgerichtshof erkennt. über Verletzungen des Völkerrechtes nach den Bestimmungen eines 
besonderen Bundesgesetzes. 
Art. 176.  (1) Erkenntnisse, mit denen der Bundesgerichtshof gemäß Artikel 167 Absatz 4 in der Sache selbst 
entschieden hat, sowie Erkenntnisse über Verfahrenskosten, Mutwillens- und Ordnungsstrafen werden von den 
ordentlichen Gerichten vollstreckt. 

(2) Die Vollstreckung der Erkenntnisse in den Angelegenheiten der Artikel 168 bis 174 liegt dem Bundesprä-
sidenten ob. Sie ist nach seinen Weisungen durch die nach seinem Ermessen hierzu beauftragten Organe des 
Bundes oder der Länder, erforderlichenfalls auch mit Hilfe der bewaffneten Macht, durchzuführen. Der Antrag 
auf Vollstreckung solcher Erkenntnisse ist vom Bundesgerichtshof beim Bundespräsidenten zu stellen. Die er-
wähnten Weisungen des Bundespräsidenten bedürfen, wenn es sich um die Vollstreckung eines Erkenntnisses 
gegen den Bund oder gegen Bundesorgane handelt, keiner Gegenzeichnung nach Artikel 80 Absatz 2. 
Art. 177.  (1) Der Bundesgerichtshof besteht aus einem Präsidenten, einem Vizepräsidenten und der erforder-
lichen Zahl von sonstigen Mitgliedern (Senatspräsidenten und Räten). 

(2) Den Präsidenten, den Vizepräsidenten und die übrigen Mitglieder des Bundesgerichtshofes ernennt der 
Bundespräsident auf Vorschlag der Bundesregierung. 

(3) Alle Mitglieder des Bundesgerichtshofes müssen die rechts- und staatswissenschaftlichen Studien vollen-
det und bereits durch mindestens zehn Jahre eine Berufsstellung bekleidet haben, für die die Vollendung dieser 
Studien vorgeschrieben ist. Wenigstens der dritte Teil der Mitglieder muß die Befähigung zum Richteramt ha-
ben, wenigstens der vierte Teil soll aus Berufsstellungen in den Ländern, womöglich aus dem Verwaltungsdienst 
der Länder, entnommen werden. 

(4) Dem Bundesgerichtshof können Mitglieder der Bundesregierung, einer Landesregierung eines vorbera-
tenden Organs der Gesetzgebung des Bundes, eines Landtages, eines Ortsgemeindetages oder der Vertretung 
eines Ortsgemeindenverbandes nicht angehören. 

(5) Mit Ausnahme der gemäß Artikel 179 Absatz 2 ernannten Mitglieder (Ersatzmänner) sind die Mitglieder 
des Bundesgerichtshofes Berufsrichter. Die Bestimmungen des Artikels 101 und des Artikels 102 Absatz 4 wer-
den auf sie angewendet. Durch Bundesgesetz wird eine Altersgrenze bestimmt, 

nach deren Erreichung die Mitglieder des Bundesgerichtshof es in den dauernden Ruhestand zu versetzen 
sind. 
Art. 178.  (1) Der Bundesgerichtshof erkennt in Senaten; die Fälle, in denen Beschlüsse der Vollversammlung 
einzuholen sind, bestimmt das in Artikel 180 bezeichnete Bundesgesetz. 

(2) Jedem Senat, der über eine Beschwerde in Angelegenheiten der Landesverwaltung oder über eine Klage 
gegen ein Land, eine Ortsgemeinde oder einen Ortsgemeindenverband zu erkennen hat, soll in der Regel ein 
Mitglied angehören, das in dem betreffenden Land beruflich tätig war. 
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Art. 179.  (1) In der Geschäftseinteilung des Bundesgerichtshofes ist ein Senat zu bestimmen, dem die Rechtssa-
chen anfallen, in denen der Bundesgerichtshof auf Grund der Bestimmungen der Artikel 168 bis 175 angerufen 
wird (Verfassungssenat). 

(2) Der Verfassungssenat wird durch Zuziehung von vier weiteren Mitgliedern verstärkt. Diese Mitglieder 
und ihre Ersatzmänner ernennt der Bundespräsident auf Grund von Dreiervorschlägen, die für zwei Mitglieder 
und deren Ersatzmänner der Staatsrat und für die übrigen zwei Mitglieder und deren Ersatzmänner der Län-
derrat erstatten. Ein Vorschlag der Bundesregierung oder eine Gegenzeichnung erfolgt nicht. Die Bestimmun-
gen des Artikels 177 Absatz 3 erster Satz, ferner Absatz 4 und Absatz 5 zweiter Satz finden auf diese Mitglieder 
und ihre Erstzmänner Anwendung. Verwaltungsbeamte, die zu solchen Mitgliedern des Bundesgerichtshofes 
oder zu Ersatzmännern ernannt werden, sind, soweit und solange sie nicht im Ruhestandsverhältnis sind, au-
ßer Dienst zu stellen. Das Amt eines solchen Mitgliedes (Ersatzmannes) endet mit der Erreichung der für die 
Berufsrichter des Bundesgerichtshofes bundesgesetzlich bestimmten Altersgrenze. Wenn ein solches Mitglied 
(Ersatzmann) drei aufeinanderfolgenden Einladungen zu einer Verhandlung des Verfassungssenates ohne ge-
nügende Entschuldigung keine Folge geleistet hat, so hat dies nach seiner Anhörung der Verfassungssenat fest-
zustellen. Diese Feststellung hat den Verlust der Mitgliedschaft oder der Eigenschaft als Ersatzmann zur Folge. 

(3) Für ein Erkenntnis des Bundesgerichtshof es, womit ein Gesetz oder Stellen eines solchen als verfassungs-
widrig aufgehoben werden, ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich. 
Art. 180.  Die näheren Bestimmungen über die Einrichtung und das Verfahren des Bundesgerichtshofes enthält 
ein Bundesgesetz. 

Dreizehntes Hauptstück. Schlußbestimmungen
Art. 181.  Neben dieser Verfassung haben als Verfassungsgesetze zu gelten: 

- Abschnitt V. des III. Teiles des Staatsvertrages von Saint-Germain vom 10. September 1919, St.G.Bl. Nr. 303 
aus 1920; 

- das Finanz-Verfassungsgesetz B.G.Bl. Nr. 61 vom Jahre 1931. 
Art. 182.  (1) Der Übergang zu den durch diese Verfassung geschaffenen Neuordnung wird durch ein beson-
deres Bundesverfassungsgesetz geregelt (Bundesverfassungsgesetz, betreffend den Übergang zur ständischen 
Verfassung). 

(2) Der Beginn der Wirksamkeit der Bestimmungen dieser Verfassung wird durch das Bundesverfassungsge-
setz, betreffend den Übergang zur ständischen Verfassung bestimmt. 
Link: http://www.verfassungen.de/at/at34-38/index34.htm
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Nr. 28c Bundesverfassungsgesetz vom 13. März 1938 über die Wiederverei-
nigung Österreichs mit dem Deutschen Reich

(Bundesgesetzblatt  1938, Nr. 75)

 Österreichisches Gesetz über die Wiedervereinigung (1938)

Auf Grund des Artikels II Absatz 2 des Bundesverfassungsgesetzes über außerordentliche Maßnahmen im 
Bereich der Verfassung, B.G.Bl. I. Nr. 255/2934, hat die Bundesregierung beschlossen:
Art. 1 Österreich ist ein Land des Deutschen Reiches.
Art. 2 Sonntag, den 10. April 1938, findet eine freie und geheime Volksabstimmung der über 20 Jahre alten 
deutschen Männer und Frauen Österreichs über die Wiedervereinigung mit dem Deutschen Reiche statt.
Art. 3 Bei der Volksabstimmung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen.
Art. 4 Die zur Durchführung und Ergänzung dieses Bundesverfassungsgesetzes erforderlichen Vorschriften 
werden durch Verordnung getroffen.
Art. 5 (1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt am Tage seiner Kundmachung in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut.
Wien, den 13. März 1938.

Seyß-Inquart, Glaise-Horstenau, Wolf,
Hueber, Meughin, Jury, Neumayer,

Reinthaller, Fischböck
Das verfassungsmäßige Zustandekommen dieses Bundesverfassungsgesetzes wird beurkundet

Seyß-Inquart
Seyß-Inquart, Glaise-Horstenau, Wolf,

Hueber, Meughin, Jury, Neumayer,
Reinthaller, Fischböck
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Nr. 29 Kontrollratsgesetz Nr. 1
vom 20. September 1945 

(Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland, 6)

Kontrollratsgesetz Nr. 1 (1945)

Der Kontrollrat verfügt das folgende:
Art. I. 1. Folgende Gesetze politischer Natur oder Ausnahmegesetze, auf welche das Nazi-Regime beruhte, 
werden hierdurch ausdrücklich aufgehoben, einschließlich aller zusätzlichen Gesetze, Durchführungsbestim-
mungen, Verordnungen und Erlasse:

a) Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich vom 24. März 1933, RGBl. I/41,
b) Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933, RGBl. I/175,
c) Gesetz zur Änderung von Vorschriften des Strafrechts und des Strafverfahrens vom 24. April 1934, RGBl. 

I/341,
d) Gesetz zum Schutze der nationalen Symbole vom 19 Mai, 1933, RGBl. I/285,
e) Gesetz gegen die Bildung von Parteien vom 14 Juli 1933, RGBl. I/479,
f) Gesetz über Volksabstimmung vom 14. Juli 1933, RGB1. 1/479,
g) Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 1 Dezember 1933, RGBl. I/479,
h) Gesetz gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutz der Parteiuniform vom 20 

Dezember, 1934, RGB1. 1/1269,
j) Reichsflaggengesetz vom 15. September, 1935, RGBl. I/1145,
k) Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre, vom 15. September 1935, RGBl. I/1146,
l) Reichsbürgergesetz vom 15. September 1935, RGBl. I/1146,
m) Preußisches Gesetz über die Geheime Staatspolizei vom 10 Februar 1936, G.S. 21,
n) Gesetz über die Hitler-Jugend vom 1.Dezember, 1936, RGBl. I/933,
o) Verordnung gegen die Unterstützung der Tarnung jüdischer Gewerbebetriebe vom 22. April 1938, RGBl. 

I/404,
p) Verordnung über die Anmeldung des Vermögens von Juden vom 26 April 1938, RGBl. I/414,
q) Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich vom 6 Juli, 1938, RGBl. I/823,

r) Zweite Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Änderung von Familiennamen und Vornamen 
vom 17 August 1938, RGB1. I/1044,

s) Verordnung Reisepässe von Juden vom 5. Oktober 1938, RGBl. I/1342,
t) Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben vom 12. November 1938, RGBl. 
I/1580,

u) Polizeiverordnung über das Auftreten der Juden in der Öffentlichkeit vom 28 November 1938, RGBl. 
I/1676,

v) Verordnung den Nachweis deutschblütiger Abstammung vom 1. August 1940, RGBl. I/1063,
w) Polizeiverordnung über die Kennzeichnung der Juden vom 1. September 1941, RGBl. I/547,
x) Verordnung über die Beschäftigung von Juden vom 3. Oktober, 1941, RGBl. I/675,
y) Erlaß des Führers über die Rechtsstellung der NSDAP vom 12 Dezember 1942, RGBl. I/733,
z) Polizeiverordnung über die Kenntlichmachung der im Reich befindlichen Ostarbeiter und -arbeiterinnen 

vom 19 Juni 1944, RGBl. I/147.
2. Die Aufhebung der oben erwähnten Gesetze setzt kein Gesetz in Kraft, das nach dem 30. Januar 1933 

erlassen und das durch die oben erwähnten Gesetze aufgehoben worden ist. 
Art. II. Keine deutsche Gesetzesverfügung, gleichgültig wie oder zu welcher Zeit erlassen, darf gerichtlich oder 
verwaltungsmäßig zur Anwendung gebracht werden in irgendwelchen Fällen, in denen ihre Anwendung Unge-
rechtigkeit oder ungleiche Behandlung verursachen würde, entweder dadurch, daß

a) irgend jemand auf Grund seiner Verbindung mit der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, 
ihren Formationen, angegliederten Verbindungen oder Organisationen begünstigt Vorteile genießen würde;

b) irgend jemand auf Grund seiner Rasse, Staatsangehörigkeit, seines Glaubens oder seiner Opposition zur 
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei oder ihrer Lehren, Nachteile erleiden würde.
Art. III. Wer irgendwelche durch dieses Gesetz aufgehobenen Gesetze anwendet oder anzuwenden versucht, 
setzt sich strafrechtlicher Verfolgung aus.
Link: http://www.verfassungen.de/de/de45-49/kr-gesetz1.htm
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Nr. 30. Verfassung des Freistaates Bayern 
vom 2. Dezember 1946 
(GVBl. 1946, S. 333 ff.)

Verfassung des Freistaates Bayern (1946)

Angesichts des Trümmerfeldes, zu dem eine Staats- und Gesellschaftsordnung ohne Gott, ohne Gewissen 
und ohne Achtung vor der Würde des Menschen die Überlebenden des zweiten Weltkrieges geführt hat, 

in dem festen Entschlusse, den kommenden deutschen Geschlechtern die Segnungen des Friedens, der 
Menschlichkeit und des Rechtes dauernd zu sichern, 

gibt sich das Bayerische Volk, eingedenk seiner mehr als tausendjährigen Geschichte, nachstehende demo-
kratische Verfassung.

Erster Hauptteil. Aufbau und Aufgaben des Staates 

1. Abschnitt. Die Grundlagen des Bayerischen Staates 
Art. 1.  (1) Bayern ist ein Freistaat. 

(2) Die Landesfarben sind Weiß und Blau. 
(3) Das Landeswappen wird durch Gesetz bestimmt. 

Art. 2.  (1) Bayern ist ein Volksstaat. Träger der Staatsgewalt ist das Volk. 
(2) Das Volk tut seinen Willen durch Wahlen und Abstimmung kund. Mehrheit entscheidet. 

Art. 3.  Bayern ist ein Rechts-, Kultur- und Sozialstaat. Er dient dem Gemeinwohl. 
Art. 4.  Die Staatsgewalt wird ausgeübt durch die stimmberechtigten Staatsbürger selbst, durch die von ihnen 
gewählte Volksvertretung und durch die mittelbar oder unmittelbar von ihr bestellten Vollzugsbehörden und 
Richter. 
Art. 5.  (1) Die gesetzgebende Gewalt steht ausschließlich dem Volk und der Volksvertretung zu. 

(2) Die vollziehende Gewalt liegt in den Händen der Staatsregierung und der nachgeordneten Vollzugsbe-
hörden. 

(3) Die richterliche Gewalt wird durch unabhängige Richter ausgeübt. 
Art. 6.  (1) Die Staatsangehörigkeit wird erworben 

1.  durch Geburt; 
2.  durch Legitimation; 
3.  durch Eheschließung; 
4.  durch Einbürgerung. 
(2) Die Staatsangehörigkeit kann nicht aberkannt werden. 
(3) Das Nähere regelt ein Gesetz über die Staatsangehörigkeit. 

Art. 7.  (1) Staatsbürger ist ohne Unterschied der Geburt, der Rasse, des Geschlechts, des Glaubens und des 
Berufs jeder Staatsangehörige, der das 21. Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Der Staatsbürger übt seine Rechte aus durch Teilnahme an Wahlen, Volksbegehren und Volksentschei-
dungen. 

(3) Die Ausübung dieser Rechte kann von der Dauer eines Aufenthalts bis zu einem Jahr abhängig gemacht 
werden. 
Art. 8.  Alle deutschen Staatsangehörigen, die in Bayern ihren Wohnsitz haben, besitzen die gleichen Rechte 
und haben die gleichen Pflichten wie die bayerischen Staatsangehörigen. 
Art. 9.  (1) Das Staatsgebiet gliedert sich in Kreise (Regierungsbezirke); die Abgrenzung erfolgt durch Gesetz. 

(2) Die Kreise sind in Bezirke eingeteilt; die kreisunmittelbaren Städte stehen den Bezirken gleich. Die Ein-
teilung wird durch Rechtsverordnung der Staatsregierung bestimmt; hierzu ist die vorherige Genehmigung des 
Landtags einzuholen. 
Art. 10.  (1) Für das Gebiet jedes Kreises und jedes Bezirks besteht ein Gemeindeverband als Selbstverwal-
tungskörper. 

(2) Der eigene Wirkungskreis der Gemeindeverbände wird durch die Gesetzgebung bestimmt. 
(3) Den Gemeindeverbänden können durch Gesetz weitere Aufgaben übertragen werden, die sie namens des 

Staates zu erfüllen haben. Sie besorgen diese Aufgaben entweder nach den Weisungen der Staatsbehörden oder 
kraft besonderer Bestimmung selbständig. 

(4) Das wirtschaftliche und kulturelle Eigenleben im Bereich der Gemeindeverbände ist vor Verödung zu 
schützen. 
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Artikel   11. (1) Jeder Teil des Staatsgebiets ist einer Gemeinde zugewiesen. Eine Ausnahme hiervon machen 
bestimmte unbewohnte Flächen (ausmärkische Gebiete). 

(2) Die Gemeinden sind ursprüngliche Gebietskörperschaften des öffentlichen Rechts. Sie haben das Recht, 
ihre eigenen Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze selbst zu ordnen und zu verwalten, insbesonder ihre 
Bürgermeister und Vertretungskörper zu wählen. 

(3) Durch Gesetz können den Gemeinden Aufgaben übertragen werden, die sie namens des Staates zu er-
füllen haben. 

(4) Die Selbstverwaltung der Gemeinden dient dem Aufbau der Demokratie in Bayern von unten nach oben. 
(5) Für die Selbstverwaltung in der Gemeinde gilt der Grundsatz der Gleichheit der politischen Rechte und 

Pflichten aller in der Gemeinde wohnenden Staatsbürger. 
Art. 12.  (1) Die Grundsätze für die Wahl zum Landtag gelten auch für die Gemeinden und Gemeindeverbände. 

(2) Das Vermögen der Gemeinden und Gemeindeverbände kann unter keinen Umständen zum Staatsver-
mögen gezogen werden. Die Vergabung solchen Vermögens ist unzulässig. 

2. Abschnitt. Der Landtag 
Art. 13.  (1) Der Landtag besteht aus den Abgeordneten des bayerischen Volkes. 

(2) Die Abgeordneten sind Vertreter des Volkes, nicht nur einer Partei. Sie sind nur ihrem Gewissen verant-
wortlich und an Aufträge nicht gebunden. 
Art. 14.  (1) Die Abgeordneten werden in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl nach einem 
verbesserten Verhältniswahlrecht von allen wahlberechtigten Staatsbürgern in Wahlkreisen und Stimmkreisen 
gewählt. Jeder Kreis (Regierungsbezirk) bildet einen Wahlkreis. Jeder Bezirk (Landkreis) und jede kreisunmit-
telbare Stadt (Stadtkreis), in größeren Städten jeder Wahlbezirk mit durchschnittlich 60000 Einwohnern bildet 
einen Stimmkreis. bildet einen Stimmkreis. 

(2) Wählbar ist jeder wahlfähige Staatsbürger, der das 25. Lebensjahr vollendet hat. 
(3) Die Wahl findet an einem Sonntag oder öffentlichen Ruhetag statt. 
(4) Wahlvorschläge, auf die nicht mindestens in einem Wahlkreis zehn vom Hundert der abgegebenen gülti-

gen Stimmen fallen, erhalten keinen Sitz zugeteilt. 
(5) Das Nähere bestimmt das Landeswahlgesetz. 

Art. 15.  (1) Wählergruppen, deren Mitglieder oder Förderer darauf ausgehen, die staatsbürgerlichen Freihei-
ten zu unterdrücken oder gegen Volk, Staat oder Verfassung Gewalt anzuwenden, dürfen sich an Wahlen und 
Abstimmungen nicht beteiligen. 

(2) Die Entscheidung darüber, ob diese Voraussetzungen vorliegen, trifft auf Antrag der Staatsregierung oder 
einer der im Landtag vertretenen politischen Parteien der Bayerische Verfassungsgerichtshof. 
Art. 16.  (1) Der Landtag wird auf vier Jahre gewählt. Er tritt zum erstenmal spätestens am 15. Tage nach der 
Wahl zusammen. 

(2) Spätestens mit Ablauf der Wahldauer des Landtags muß die Neuwahl stattfinden. 
Art. 17.  (1) Der Landtag tritt jedes Jahr im Herbst am Sitz der Staatsregierung zusammen. 

(2) Der Präsident kann ihn früher einberufen. Er muß ihn einberufen, wenn es die Staatsregierung oder 
mindestens ein Drittel der Landtagsmitglieder verlangt. 

(3) Der Landtag bestimmt den Schluß der Tagung und den Zeitpunkt des Wiederzusammentritts. 
Art. 18.  (1) Der Landtag kann sich vor Ablauf seiner Wahldauer durch Mehrheitsbeschluß seiner gesetzlichen 
Mitgliederzahl selbst auflösen. 

(2) Er kann im Falle des Art. 44 Abs. 5 vom Landtagspräsidenten aufgelöst werden. 
(3) Er kann auf Antrag von einer Million wahlberechtigter Staatsbürger durch Volksentscheid abberufen 

werden. 
(4) Die Neuwahl des Landtags findet spätestens am sechsten Sonntag nach der Auflösung oder Abberufung 

statt. 
Art. 19.  Die Mitgliedschaft beim Landtag während der Wahldauer geht verloren durch Verzicht, Ungültigkeits-
erklärung der Wahl, nachträgliche Änderung des Wahlergebnisses und Verlust der Wahlfähigkeit. 
Art. 20.  (1) Der Landtag wählt aus seiner Mitte ein Präsidium, bestehend aus einem Präsidenten, dessen Stell-
vertretern und den Schriftführern. 

(2) Zwischen zwei Tagungen führt das Präsidium die laufenden Geschäfte des Landtags fort. 
(3) Der Landtag gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Art. 21.  (1) Der Präsident übt das Hausrecht und die Polizeigewalt im Landtagsgebäude aus. 
(2) Er führt die Hausverwaltung, verfügt über die Einnahmen und Ausgaben des Hauses und vertritt den 

Staat in allen Rechtsgeschäften und Rechtsstreitigkeiten dieser Verwaltung. 
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Art. 22.  (1) Der Landtag verhandelt öffentlich. Auf Antrag von 50 Mitgliedern oder der Staatsregierung kann 
mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder die Öffentlichkeit für die Behandlung eines bestimmten 
Gegenstandes ausgeschlossen werden. Sie muß ausgeschlossen werden, wenn und solange es die Staatsregie-
rung zur Begründung ihres Antrages auf Ausschluß der Öffentlichkeit verlangt. Der Landtag entscheidet darü-
ber, ob und in welcher Art die Öffentlichkeit über solche Verhandlungen unterrichtet werden soll. 

(2) Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlungen in den öffentlichen Sitzungen des Landtags oder sei-
ner Ausschüsse bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei, es sei denn, daß es sich um die Wiedergabe von 
Ehrverletzungen handelt. 
Art. 23.  (1) Der Landtag beschließt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern die Verfassung 
kein anderes Stimmverhältnis vorschreibt. 

(2) Zur Beschlußfähigkeit des Landtags ist die Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder erforderlich. 
(3) Die in der Verfassung vorgesehenen Ausnahmen bleiben unberührt. 

Art. 24.  (1) Der Landtag und seine Ausschüsse können das Erscheinen des Ministerpräsidenten und jedes 
Staatsministers und Staatssekretärs verlangen. 

(2) Die Mitglieder der Staatsregierung und die von ihnen bestellten Beauftragten haben zu allen Sitzungen 
der Landtags und seiner Ausschüsse Zutritt. Sie müssen während der Beratung jederzeit, auch außerhalb der 
Tagesordnung, gehört werden. 
Art. 25.  (1) Der Landtag hat das Recht auf Antrag von einem Fünftel seiner Mitglieder die Pflicht, Untersu-
chungsausschüsse einzusetzen. 

(2) Diese Ausschüsse und die von ihnen ersuchten Behörden können in entsprechender Anwendung der 
Strafprozeßordnung alle erforderlichen Beweise erheben, auch Zeugen und Sachverständige vorladen, verneh-
men, beeidigen und das Zeugniszwangsverfahren gegen sie durchführen. Das Brief-, Post-, Telegraphen- und 
Fernsprechgeheimnis bleibt jedoch unberührt. Die Gerichts- und Verwaltungsbehörden sind verpflichtet, dem 
Ersuchen dieser Ausschüsse um Beweiserhebung Folge zu leisten. Die Akten der Behörden sind ihnen auf Ver-
langen vorzulegen. 

(3) Die Untersuchungsausschüsse verhandeln öffentlich, doch wird die Öffentlichkeit auf Verlangen einer 
Zweidrittelmehrheit ausgeschlossen. Art. 22 Abs. 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
Art. 26.  (1) Der Landtag bestellt zur Wahrung der Rechte der Volksvertretung gegenüber der Staatsregierung 
und zur Behandlung dringlicher Staatsangelegenheiten für die Zeit außerhalb der Tagung und nach Beendigung 
der Wahldauer sowie nach der Auflösung oder der Abberufung des Landtags bis zum Zusammentritt des neuen 
Landtags einen Zwischenausschuß. Dieser Ausschuß hat die Befugnisse des Landtags, doch kann er nicht Mi-
nisteranklage erheben und nicht Gesetze beschließen oder Volksbegehren behandeln. 

(2) Für diesen Ausschuß gelten die Bestimmungen des Art. 25. 
Art. 27.  Kein Mitglied des Landtags darf zu irgendeiner Zeit wegen seiner Abstimmung gerichtlich oder dienst-
lich verfolgt oder sonst außerhalb der Versammlung zur Verantwortung gezogen werden. 
Art. 28.  (1) Kein Mitglied des Landtags kann ohne dessen Genehmigung während der Tagung wegen einer mit 
Strafe bedrohten Handlung zur Untersuchung gezogen oder verhaftet werden, es sei denn, daß es bei Ausübung 
der Tat oder spätestens im Laufe des folgenden Tages festgenommen worden ist. 

(2) Die gleiche Genehmigung ist erforderlich, wenn der Abgeordnete anderweitig in seiner persönlichen 
Freiheit beschränkt und dadurch in der Ausübung seines Abgeordnetenberufes beeinträchtigt wird. 

(3) Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied des Landtags und jede Haft oder sonstige Beschränkung seiner 
persönlichen Freiheit wird auf Verlangen des Landtags für die Dauer der Tagung aufgehoben. Ein solches Ver-
langen kann jedoch nicht gestellt werden, wenn der Abgeordnete eines unpolitischen Verbrechens bezichtigt 
wird. Ob dieser Fall vorliegt, entscheidet der Landtag. 
Art. 29.  (1) Die Mitglieder des Landtags sind berechtigt, über Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als 
Abgeordnete Tatsachen anvertrauten oder denen sie in Ausübung ihres Abgeordnetenberufes Tatsachen anver-
traut haben sowie über diese Tatsachen selbst das Zeugnis zu verweigern. Soweit dieses Zeugnisverweigerungs-
recht reicht, ist die Beschlagnahme von Schriftstücken bei ihnen unzulässig. 

(2) Eine Untersuchung oder Beschlagnahme darf in den Räumen des Landtags nur mit Genehmigung des 
Präsidenten vorgenommen werden. 
Art. 30.  Abgeordnete bedürfen zur Ausübung ihres Amtes als Mitglied des Landtags keines Urlaubs von ihrem 
Arbeitgeber. 
Art. 31.  Die Mitglieder des Landtags haben das Recht zur freien Fahrt auf allen staatlichen Verkehrseinrichtun-
gen in Bayern sowie auf eine Aufwandsentschädigung. 
Art. 32.  (1) Die Art. 27 mit 31 gelten für das Präsidium des Landtags sowie für die Mitglieder des Zwischen-
ausschusses und ihre ersten Stellvertreter. 
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(2) In den Fällen des Art. 28 wird die Mitwirkung des Landtags durch die Mitwirkung des Zwischenausschus-
ses ersetzt. 
Art. 33.  Die Wahlprüfung obliegt dem Landtag. Wird die Gültigkeit einer Wahl bestritten, so entscheidet der 
Bayerische Verfassungsgerichtshof. Er entscheidet auch über die Frage, ob ein Abgeordneter die Mitgliedschaft 
beim Landtag verloren hat. 

3. Abschnitt. Der Senat 
Art. 34.  Der Senat ist die Vertretung der sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und gemeindlichen Körper-
schaften des Landes. 
Art. 35.  Der Senat besteht aus 60 Mitgliedern. Er setzt sich wie folgt zusammen: 

1.  aus 11 Vertretern der Land- und Forstwirtschaft; 
2.  aus 5 Vertretern der Industrie und des Handels; 
3.  aus 5 Vertretern des Handwerks; 
4.  aus 11 Vertretern der Gewerkschaften; 
5.  aus 4 Vertretern der freien Berufe; 
6.  aus 5 Vertretern der Genossenschaften; 
7.  aus 5 Vertretern der Religionsgemeinschaften; 
8.  aus 5 Vertretern der Wohltätigkeitsorganisationen; 
9.  aus 3 Vertretern der Hochschulen und Akademien; 
10.  aus 6 Vertretern der Gemeinden und Gemeindeverbände. 

Art. 36.  (1) Die Senatoren werden von den zuständigen Körperschaften des öffentlichen oder privaten Rechts 
nach demokratischen Grundsätzen gewählt; die Vertreter der Religionsgemeinschaften werden von diesen be-
stimmt. 

(2) Zum Senator kann nur ein wahlfähiger Staatsbürger berufen werden, der das 40. Lebensjahr vollendet hat. 
(3) Er soll sich durch Rechtlichkeit, Sachkenntnis und Erfahrung auszeichnen. 

Art. 37.  (1) Die Senatoren bleiben sechs Jahre im Amt. Alle zwei Jahre scheidet ein Drittel der gewählten Sena-
toren aus und findet eine neue Wahl statt. 

(2) Wiederberufung ist zulässig. 
Art. 38.  (1) Die Senatoren können nicht zugleich Mitglieder des Landtags sein. 

(2) Für die Mitglieder des Senats gelten sinngemäß die Vorschriften der Art. 27 mit 31. 
Art. 39.  Der Senat kann Anträge und Gesetzesvorlagen unmittelbar oder durch die Staatsregierung an den 
Landtag bringen. Die Staatsregierung hat die Anträge und Vorlagen des Senats ungesäumt dem Landtag vor-
zulegen. 
Art. 40.  Der Senat ist dazu berufen, zu den Gesetzesvorlagen der Staatsregierung auf deren Ersuchen gutacht-
lich Stellung zu nehmen. Die Staatsregierung soll diese Stellungnahme bei allen wichtigen Angelegenheiten 
einholen; sie muß es tun bei dem Gesetz über den Staatshaushalt, bei verfassungsändernden Gesetzen und bei 
solchen Gesetzen, die dem Volk zur Entscheidung vorgelegt werden sollen. 
Art. 41.  (1) Die vom Landtag beschlossenen Gesetze sind dem Senat noch vor der Veröffentlichung zur Kennt-
nisnahme vorzulegen. 

(2) Der Senat kann gegen ein vom Landtag beschlossenes Gesetz innerhalb eines Monats begründete Ein-
wendungen erheben und sie dem Landtag zuleiten. Hat der Landtag ein Gesetz für dringlich erklärt, so be-
schränkt sich diese Frist auf eine Woche. Der Landtag beschließt darüber, ob er den Einwendungen Rechnung 
tragen will. 
Art. 42.  Die sonst noch erforderlichen Bestimmungen, insbesondere auch über die Berufung der Senatoren, 
werden durch Gesetz getroffen. Dieses Gesetz hat bis zur ordnungsgemäßen Bildung der zuständigen Körper-
schaften zu bestimmen, daß an Stelle der Wahl durch diese Körperschaften die Wahl durch den Landtag unter 
Berücksichtigung der Vorschläge der Körperschaft erfolgt. 

4. Abschnitt. Die Staatsregierung 
Art. 43.  (1) Die Staatsregierung ist die oberste leitende und vollziehende Behörde des Staates. 

(2) Sie besteht aus dem Ministerpräsidenten, den Staatsministern und den Staatssekretären. 
Art. 44.  (1) Der Ministerpräsident wird von dem neugewählten Landtag spätestens innerhalb einer Woche 
nach seinem Zusammentritt auf die Dauer von vier Jahren gewählt. 

(2) Wählbar ist jeder wahlberechtigte Bayer, der das 40. Lebensjahr vollendet hat. 
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(3) Der Ministerpräsident kann jederzeit von seinem Amt zurücktreten. Er muß zurücktreten, wenn die po-
litischen Verhältnisse ein vertrauensvolles Zusammenarbeiten zwischen ihm und dem Landtag unmöglich ma-
chen. Der Rücktritt des Ministerpräsidenten hat den Rücktritt der Staatsregierung zur Folge. Bis zur Neuwahl 
eines Ministerpräsidenten geht die Vertretung Bayerns nach außen auf den Landtagspräsidenten über. Während 
dieser Zeit kann der Landtagspräsident vom Landtag nicht abberufen werden. 

(4) Bei Rücktritt oder Tod des Ministerpräsidenten während seiner Amtsdauer wird in der nächsten Sitzung 
des Landtags ein neuer Ministerpräsident für den Rest der laufenden Amtsdauer gewählt. 

(5) Kommt die Neuwahl innerhalb von vier Wochen nicht zustande, muß der Landtagspräsident den Landtag 
auflösen. 
Art. 45.  Der Ministerpräsident beruft und entläßt mit Zustimmung des Landtags die Staatsminister und die 
Staatssekretäre. 
Art. 46.  Der Ministerpräsident bestimmt mit Zustimmung des Landtags seinen Stellvertreter aus der Zahl der 
Staatsminister. 
Art. 47.  (1) Der Ministerpräsident führt in der Staatsregierung den Vorsitz und leitet ihre Geschäfte. 

(2) Er bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt dafür die Verantwortung gegenüber dem Landtag. 
(3) Er vertritt Bayern nach außen. 
(4) Er übt in Einzelfällen das Begnadigungsrecht aus. Der Vollzug der Todesstrafe bedarf der Bestätigung der 

Staatsregierung. 
(5) Er unterbreitet dem Landtag die Vorlagen der Staatsregierung. 

Art. 48.  (1) Die Staatsregierung kann bei drohender Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
das Recht der öffentlichen freien Meinungsäußerung (Art. 110), die Pressefreiheit (Art. 111), das Brief-, Post-, 
Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis (Art. 112) und die Versammlungsfreiheit (Art. 113) zunächst auf die 
Dauer einer Woche einschränken oder aufheben. 

(2) Sie hat gleichzeitig die Einberufung des Landtags zu veranlassen, ihn von allen getroffenen Maßnahmen 
unverzüglich zu verständigen und diese auf Verlangen des Landtags ganz oder teilweise aufzuheben. Bestätigt 
der Landtag mit der Mehrheit seiner gesetzlichen Mitgliederzahl die getroffenen Maßnahmen, so wird ihre 
Geltung um einen Monat verlängert. 

(3) Gegen die getroffenen Maßnahmen ist außerdem Beschwerde zum Bayerischen Verfassungsgerichtshof 
zulässig; dieser hat innerhalb einer Woche wenigstens eine vorläufige Entscheidung zu treffen.
Art. 49.  (1) Die Geschäfte der Staatsregierung werden in folgende Geschäftsbereiche (Staatsministerien) auf-
geteilt: 

1.  Inneres 
2.  Justiz 
3.  Unterricht und Kultus 
4.  Finanzen 
5.  Wirtschaft 
6.  Landwirtschaft, Ernährung und Forsten 
7.  Arbeit und soziale Fürsorge 
8.  Verkehrsangelegenheiten, Post- und Telegraphenwesen. 
(2) Es können auch Minister für Sonderaufgaben, jedoch nicht mehr als zwei bestellt werden. 
(3) Die Zahl der Geschäftsbereiche kann auf Vorschlag des Ministerpräsidenten durch Beschluß des Landtags 

erhöht oder vermindert und ihre Abgrenzung anders bestimmt werden. 
Art. 50.  (1) Jedem Staatsminister wird durch den Ministerpräsidenten ein Geschäftsbereich zugewiesen. Der 
Ministerpräsident kann sich selbst einen Geschäftsbereich vorbehalten. Vorübergehend kann der Ministerprä-
sident mehrere Geschäftsbereiche selbst übernehmen oder einem Staatsminister zuweisen. 

(2) Jedem Minister wird ein Staatssekretär als Stellvertreter für einen bestimmten Geschäftsbereich zugewie-
sen. Die Staatssekretäre haben Sitz und Stimme in der Staatsregierung. 
Art. 51.  (1) Gemäß den vom Ministerpräsidenten bestimmten Richtlinien der Politik führt jeder Staatsminister 
seinen Geschäftsbereich selbständig und unter eigener Verantwortung gegenüber dem Landtag. 

(2) Die Staatssekretäre sind an die Weisungen des Staatsministers, dem sie zugewiesen sind, gebunden. Im 
Falle der Verhinderung des Staatsministers handeln sie selbständig und unter eigener Verantwortung gegenüber 
dem Landtag. 
Art. 52.  Zur Unterstützung des Ministerpräsidenten und der Staatsregierung in ihren verfassungsmäßigen 
Aufgaben besteht eine Staatskanzlei. Ihre Leitung kann einem eigenen Staatssekretär übertragen werden. 
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Art. 53.  Die Staatsregierung gibt sich eine Geschäftsordnung. In dieser wird die Zuweisung der Geschäfte an 
die einzelnen Geschäftsbereiche geregelt. Jede Aufgabe der Staatsverwaltung ist einem Geschäftsbereich zuzu-
teilen. 
Art. 54.  Die Staatsregierung faßt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit der Abstimmenden. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des Ministerpräsidenten. Zur Beschlußfähigkeit ist die Anwesenheit der 
Mehrheit der Mitglieder erforderlich. Kein Mitglied darf sich der Stimme enthalten. 
Artikel. 55. Für die Geschäftsführung der Staatsregierung und der einzelnen Staatsministerien gelten folgende 
Grundsätze: 

1.  Die Staatsverwaltung wird nach der Verfassung, den Gesetzen und dem Haushaltsplan geführt. 
2.  Der Staatsregierung und den einzelnen Staatsministerien obliegt der Vollzug der Gesetze und Beschlüsse 

des Landtags. Zu diesem Zwecke können die erforderlichen Ausführungs- und Verwaltungsverordnungen von 
ihr erlassen werden. Rechtsverordnungen, die über den Rahmen einer Ausführungsverordnung hinausgehen, 
bedürfen besonderer gesetzlicher Ermächtigung. 

3.  Die Staatsregierung beschließt über alle dem Landtag zu unterbreitenden Vorlagen. 
4.  Die Staatsregierung ernennt die leitenden Beamten der Staatsministerien und die Vorstände der den Mi-

nisterien unmittelbar untergeordneten Behörden. Die übrigen Beamten werden durch die zuständigen Staats-
minister oder durch die von ihnen beauftragten Behörden ernannt. 

5.  Die gesamte Staatsverwaltung ist der Staatsregierung und den zuständigen Staatsministerien unterge-
ordnet. Den Staatsministerien obliegt auch im Rahmen der Gesetze die Aufsicht über die Gemeinden und 
Gemeindeverbände sowie die sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts und die öffentlich-rechtlichen 
Stiftungen. 

6.  Jeder Staatsminister übt die Dienstaufsicht über die Behörden und Beamten seines Geschäftsbereichs aus. 
7.  Jeder Staatsminister entscheidet über Verwaltungsbeschwerden im Rahmen seines Geschäftsbereichs. 

Art. 56.  Sämtliche Mitglieder der Staatsregierung leisten vor ihrem Amtsantritt vor dem Landtag einen Eid auf 
die Staatsverfassung. 
Art. 57.  Der Ministerpräsident, die Staatsminister und die Staatssekretäre dürfen ein anderes besoldetes Amt, 
einen Beruf oder ein Gewerbe nicht ausüben; sie dürfen nicht Mitglieder des Aufsichtsrats oder Vorstands ei-
ner privaten Erwerbsgesellschaft sein. Eine Ausnahme besteht für Gesellschaften, bei denen der überwiegende 
Einfluß des Staates sichergestellt ist. 
Art. 58.  Gehalt, Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung der Mitglieder der Staatsregierung werden durch 
Gesetz geregelt. 
Art. 59.  Der Landtag ist berechtigt, den Ministerpräsidenten, jeden Staatsminister und Staatssekretär vor dem 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof anzuklagen, daß sie vorsätzlich die Verfassung oder ein Gesetz verletzt 
haben. 

5. Abschnitt. Der Verfassungsgerichtshof 
Art. 60.  Als oberstes Gericht für staatsrechtliche Fragen besteht der Bayerische Verfassungsgerichtshof. 
Art. 61.  (1) Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über Anklagen gegen ein Mitglied der Staatsregierung oder 
des Landtags. 

(2) Die Anklage gegen ein Mitglied der Staatsregierung ist darauf gerichtet, daß die Verfassung oder ein Ge-
setz von ihm vorsätzlich verletzt worden ist. 

(3) Die Anklage gegen ein Mitglied des Landtags ist darauf gerichtet, daß es in gewinnsüchtiger Absicht 
seinen Einfluß oder sein Wissen als Mitglied des Vertretungskörpers in einer das Ansehen der Volksvertretung 
gröblich gefährdenden Weise mißbraucht hat oder daß es vorsätzlich Mitteilungen, deren Geheimhaltung in 
einer Sitzung des Landtags oder einer seiner Ausschüsse beschlossen worden ist, in der Voraussicht, daß sie 
öffentlich bekannt werden, einem anderen zur Kenntnis gebracht hat. 

(4) Die Erhebung der Anklage erfolgt durch den Landtag auf Antrag von einem Drittel der gesetzlichen 
Mitgliederzahl und bedarf einer Zweidrittelmehrheit dieser Zahl. Jedes Mitglied der Staatsregierung oder des 
Landtags kann Antrag gegen sich selbst stellen. 
Artikel. 62. Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über den Ausschluß von Wählergruppen von Wahlen und 
Abstimmungen (Art. 15 Abs. 2). 
Art. 63.  Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über die Gültigkeit der Wahl der Mitglieder des Landtags und 
den Verlust der Mitgliedschaft zum Landtag (Art. 33). 
Art. 64.  Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über Verfassungsstreitigkeiten zwischen den obersten Staats-
organen oder in der Verfassung mit eigenen Rechten ausgestatteten Teilen eines obersten Staatsorgans. 
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Art. 65.  Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen (Art. 92). 
Art. 66.  Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über Beschwerden wegen Verletzung der verfassungsmäßigen 
Rechte durch eine Behörde (Art. 48 Abs. 3, Art. 120). 
Art. 67.  Der Verfassungsgerichtshof entscheidet ferner in den besonderen ihm durch Gesetz zugewiesenen 
Fällen. 
Art. 68.  (1) Der Verfassungsgerichtshof wird beim Oberlandesgericht in München gebildet. 

(2) Der Gerichtshof setzt sich zusammen: 
a) in den in Art. 61 geregelten Fällen aus einem der Präsidenten der Bayerischen Oberlandesgerichte, acht 

Berufsrichtern, von denen drei dem Verwaltungsgerichtshof angehören, sowie zehn weiteren Mitgliedern, wel-
che vom Landtag gewählt werden; 

b) in den Fällen des Art. 65 aus dem Präsidenten und acht Berufsrichtern, von denen drei dem Verwaltungs-
gerichtshof angehören; 

c) in den übrigen Fällen aus dem Präsidenten, drei Berufsrichtern, von denen zwei dem Verwaltungsgerichts-
hof angehören, und fünf vom Landtag gewählten Mitgliedern. 

(3) Der Präsident und die Berufsrichter werden vom Landtag gewählt. Sie können nicht Mitglieder des Land-
tags oder des Senats sein. 
Art. 69.  Die weiteren Bestimmungen über die Organisation des Gerichtshofs und über das Verfahren vor ihm 
sowie über die Vollstreckung seiner Urteile werden durch Gesetz geregelt. 

6. Abschnitt. Die Gesetzgebung 
Art. 70.  (1) Die für alle verbindlichen Gebote und Verbote bedürfen der Gesetzesform. 

(2) Auch der Staatshaushalt muß vom Landtag durch formelles Gesetz festgestellt werden. 
(3) Das Recht der Gesetzgebung kann vom Landtag nicht übertragen werden, auch nicht auf seine Ausschüs-

se. 
Art. 71.  Die Gesetzesvorlagen werden vom Ministerpräsidenten namens der Staatsregierung, aus der Mitte des 
Landtags, vom Senat oder vom Volk (Volksbegehren) eingebracht. 
Art. 72.  (1) Die Gesetze werden vom Landtag oder vom Volk (Volksentscheid) beschlossen. 

(2) Staatsverträge werden vom Ministerpräsidenten nach vorheriger Zustimmung des Landtags abgeschlos-
sen. 
Art. 73.  Über den Staatshaushalt findet kein Volksentscheid statt. 
Art. 74.  (1) Ein Volksentscheid ist herbeizuführen, wenn ein Zehntel der stimmberechtigten Staatsbürger das 
Begehren nach Schaffung eines Gesetzes stellt. 

(2) Dem Volksbegehren muß ein ausgearbeiteter und mit Gründen versehener Gesetzentwurf zugrundelie-
gen. 

(3) Das Volksbegehren ist vom Ministerpräsidenten namens der Staatsregierung unter Darlegung ihrer Stel-
lungnahme dem Landtag zu unterbreiten. 

(4) Wenn der Landtag das Volksbegehren ablehnt, kann er dem Volk einen eigenen Gesetzentwurf zur Ent-
scheidung mit vorlegen. 

(5) Rechtsgültige Volksbegehren sind von der Volksvertretung binnen drei Monaten nach Unterbreitung zu 
behandeln und binnen weiterer drei Monate dem Volk zur Entscheidung vorzulegen. Der Ablauf dieser Fristen 
wird durch die Auflösung des Landtags gehemmt. 

(6) Die Volksentscheide über Volksbegehren finden gewöhnlich im Frühjahr oder Herbst statt. 
(7) Jeder dem Volk zur Entscheidung vorgelegte Gesetzentwurf ist mit einer Weisung der Staatsregierung zu 

begleiten, die bündig und sachlich sowohl die Begründung der Antragsteller wie die Auffassung der Staatsregie-
rung über den Gegenstand darlegen soll. 
Art. 75.  (1) Die Verfassung kann nur im Wege der Gesetzgebung geändert werden. Anträge auf Verfassungsän-
derungen, die den demokratischen Grundgedanken der Verfassung widersprechen, sind unzulässig. 

(2) Beschlüsse des Landtags auf Änderung der Verfassung bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der Mitglie-
derzahl. Sie müssen dem Volk zur Entscheidung vorgelegt werden. 

(3) Meinungsverschiedenheiten darüber, ob durch ein Gesetz die Verfassung geändert wird oder ob ein An-
trag auf unzulässige Verfassungsänderung vorliegt, entscheidet der Bayerische Verfassungsgerichtshof. 

(4) Änderungen der Verfassung sind im Text der Verfassung oder in einem Anhang aufzunehmen. 
Art. 76.  (1) Die verfassungsmäßig zustandegekommenen Gesetze werden vom Ministerpräsidenten ausgefer-
tigt und auf seine Anordnung binnen Wochenfrist im Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekanntge-
macht. 

(2) In jedem Gesetz muß der Tag bestimmt sein, an dem es in Kraft tritt. 
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7. Abschnitt. Die Verwaltung 
Art. 77.  (1) Die Organisation der allgemeinen Staatsverwaltung, die Regelung der Zuständigkeiten und der 
Art der Bestellung der staatlichen Organe erfolgen durch Gesetz. Die Einrichtung der Behörden im einzelnen 
obliegt der Staatsregierung und auf Grund der von ihr erteilten Ermächtigung den einzelnen Staatsministerien. 

(2) Für die Organisation der Behörden und die Regelung ihres Verfahrens hat als Richtschnur zu dienen, daß 
unter Wahrung der notwendigen Einheitlichkeit der Verwaltung alle entbehrliche Zentralisation vermieden, 
die Entschlußkraft und die Selbstverantwortung der Organe gehoben wird und die Rechte der Einzelperson 
genügend gewahrt werden. 
Art. 78.  (1) Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates müssen für jedes Jahr veranschlagt und in den Haus-
haltsplan eingestellt werden. 

(2) Ausgaben, die zur Deckung der Kosten bestehender bereits bewilligter Einrichtungen und zur Erfüllung 
rechtlicher Verpflichtungen des Staates erforderlich sind, müssen in den Haushaltsplan eingestellt werden. 

(3) Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Rechnungsjahrs durch Gesetz festgestellt. 
(4) Wird der Staatshaushalt im Landtag nicht rechtzeitig verabschiedet, so führt die Staatsregierung den 

Haushalt zunächst nach dem Haushaltsplan des Vorjahrs weiter. 
(5) Beschlüsse des Landtags, welche die im Entwurf des Haushaltsplans eingesetzten Ausgaben erhöhen, sind 

auf Verlangen der Staatsregierung noch einmal zu beraten. Diese Beratung darf ohne Zustimmung der Staats-
regierung nicht vor Ablauf von 14 Tagen stattfinden. 

(6) Die Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr, in besonderen Fällen auch für eine längere Dauer bewilligt.
Art. 79.  Eine Angelegenheit, welche Ausgaben verursacht, für die im festgesetzten Haushaltsplan kein entspre-
chender Betrag eingestellt ist, darf seitens des Landtags nur in Beratung gezogen und beschlossen werden, wenn 
gleichzeitig für die notwendige Deckung gesorgt wird. 
Art. 80.  Über die Verwendung aller Staatseinnahmen legt der Staatsminister der Finanzen im folgenden Rech-
nungsjahr zur Entlastung der Staatsregierung dem Landtag Rechnung. Die Rechnungsprüfung erfolgt durch 
einen mit richterlicher Unabhängigkeit ausgestatteten Rechnungshof. Das Nähere wird durch Gesetz geregelt. 
Art. 81.  Das Grundstockvermögen des Staates darf in seinem Wertbestand nur auf Grund eines Gesetzes ver-
ringert werden. Der Erlös aus der Veräußerung von Bestandteilen des Grundstockvermögens ist zu Neuerwer-
bungen für dieses Vermögen zu verwenden. 
Art. 82.  Im Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur bei außerordentlichem Bedarf beschafft werden. Alle 
Kreditbeschaffungen und Kreditgewährungen oder Sicherheitsleistungen zu Lasten des Staates, deren Wirkung 
über ein Jahr hinausgeht, erfordern ein Gesetz. 
Art. 83.  (1) In den eigenen Wirkungskreis der Gemeinden (Art. 11 Abs. 2) fallen insbesondere die Verwaltung 
des Gemeindevermögens und der Gemeindebetriebe; der örtliche Verkehr nebst Straßen- und Wegebau; die 
Versorgung der Bevölkerung mit Wasser, Licht, Gas und elektrischer Kraft; Einrichtungen zur Sicherung der 
Ernährung; Ortsplanung, Wohnungsbau und Wohnungsaufsicht; örtliche Polizei, Feuerschutz; örtliche Kultur-
pflege; Volks- und Berufsschulwesen und Erwachsenenbildung; Vormundschaftswesen und Wohlfahrtspflege; 
örtliches Gesundheitswesen; Ehe- und Mütterberatung sowie Säuglingspflege; Schulhygiene und körperliche 
Ertüchtigung der Jugend; öffentliche Bäder; Totenbestattung; Erhaltung ortsgeschichtlicher Denkmäler und 
Bauten. 

(2) Die Gemeinden sind verpflichtet, einen Haushaltsplan aufzustellen. Sie haben das Recht, ihren Bedarf 
durch öffentliche Abgaben zu decken. 

(3) Bei Übertragung staatlicher Aufgaben an die Gemeinden sind gleichzeitig die notwendigen Mittel zu 
erschließen. 

(4) Die Gemeinden unterstehen der Aufsicht der Staatsbehörden. In den Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinden wacht der Staat nur über die Erfüllung der gesetzlichen Pflichten und die Einhal-
tung der gesetzlichen Vorschriften durch die Gemeinden. In den Angelegenheiten des übertragenen Wirkungs-
kreises sind die Gemeinden überdies an die Weisungen der übergeordneten Staatsbehörden gebunden. Der 
Staat schützt die Gemeinden bei Durchführung ihrer Aufgaben. 

(5) Verwaltungsstreitigkeiten zwischen den Gemeinden und dem Staate werden von den Verwaltungsgerich-
ten entschieden. 

(6) Die Bestimmungen der Abs. 2 mit 5 gelten auch für die Gemeindeverbände. 

8. Abschnitt. Die Rechtspflege 
Art. 84.  Die allgemein anerkannten Grundsätze des Völkerrechts gelten als Bestandteil des einheimischen 
Rechts. 
Art. 85.  Die Richter sind nur dem Gesetz unterworfen. 
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Art. 86.  (1) Ausnahmegerichte sind unstatthaft. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 
(2) Gerichte für besondere Sachgebiete sind nur kraft gesetzlicher Bestimmung zulässig. 

Art. 87.  (1) Die Richter können gegen ihren Willen nur kraft richterlicher Entscheidung und nur aus Gründen 
und unter den Formen, die gesetzlich bestimmt sind, dauernd oder zeitweise ihres Amtes enthoben oder an 
eine andere Stelle oder in den Ruhestand versetzt werden. Die gesetzliche Bestimmung einer Altersgrenze ist 
zulässig. 

(2) Die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit werden auf Lebenszeit ernannt. 
Art. 88.  An der Rechtspflege sollen Männer und Frauen aus dem Volke mitwirken. Ihre Zuziehung und die Art 
ihrer Auswahl wird durch Gesetz geregelt. 
Art. 89.  Die öffentlichen Ankläger vor den Strafgerichten sind an die Weisungen ihrer vorgesetzten Behörde 
gebunden. 
Art. 90.  Die Verhandlungen vor allen Gerichten sind öffentlich. Bei Gefährdung der Staatssicherheit oder der 
öffentlichen Sittlichkeit kann die Öffentlichkeit durch Gerichtsbeschluß ausgeschlossen werden. 
Art. 91.  (1) Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehör. 

(2) Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte kann sich eines Verteidigers bedienen. 
Art. 92.  Hält der Richter ein Gesetz für verfassungswidrig, so hat er die Entscheidung des Verfassungsgerichts-
hofs herbeizuführen. 
Art. 93.  Verwaltungsrechtliche Streitigkeiten entscheiden die Verwaltungsgerichte.

9. Abschnitt. Die Beamten
Art. 94.  (1) Die Beamten des Staates, der Gemeinden und Gemeindeverbände werden nach Maßgabe der Ge-
setze vom Volk gewählt oder von den zuständigen Behörden ernannt. 

(2) Die öffentlichen Ämter stehen allen wahlberechtigten Staatsbürgern nach ihrer charakterlichen Eignung, 
nach ihrer Befähigung und ihren Leistungen offen, die, soweit möglich, durch Prüfungen im Wege des Wettbe-
werbs festgestellt werden. Für die Beförderung des Beamten gelten dieselben Grundsätze. 
Art. 95.  (1) Die Grundlagen des Beamtenverhältnisses werden durch Gesetz geregelt. Das Berufsbeamtentum 
wird grundsätzlich aufrechterhalten. 

(2) Den Beamten steht für die Verfolgung ihrer vermögensrechtlichen Ansprüche der ordentliche Rechtsweg 
offen. 

(3) Gegen jedes dienstliche Straferkenntnis muß der Beschwerdeweg und ein Wiederaufnahmeverfahren 
offenstehen. 

(4) In die Nachweise über die Person des Beamten dürfen ungünstige Tatsachen erst eingetragen werden, 
wenn der Beamte Gelegenheit gehabt hat, sich über sie zu äußern. Die Äußerung des Beamten ist in den Perso-
nalnachweis mitaufzunehmen. 

(5) Jeder Beamte hat das Recht, seine sämtlichen Personalnachweise jederzeit einzusehen.
Art. 96.  Die Beamten sind Diener des ganzen Volkes, nicht einer einzelnen Partei. Der Beamte hat sich jederzeit 
zum demokratisch-konstitutionellen Staat zu bekennen und zu ihm innerhalb und außerhalb des Dienstes zu 
stehen. 
Art. 97.  Verletzt ein Beamter in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt schuldhaft die ihm ei-
nem anderen gegenüber obliegende Amtspflicht, so haftet für die Folgen der Staat oder diejenige öffentliche 
Körperschaft, in deren Diensten der Beamte steht. Der Rückgriff gegen den Beamten bleibt vorbehalten. Der 
ordentliche Rechtsweg darf nicht ausgeschlossen werden. 

Zweiter Hauptteil. Grundrechte und Grundpflichten
Art. 98.  Die durch die Verfassung gewährleisteten Grundrechte dürfen grundsätzlich nicht eingeschränkt wer-
den. Einschränkungen durch Gesetz sind nur zulässig, wenn die öffentliche Sicherheit, Sittlichkeit, Gesundheit 
und Wohlfahrt es zwingend erfordern. Sonstige Einschränkungen sind nur unter den Voraussetzungen des Art. 
48 zulässig. Der Verfassungsgerichtshof hat Gesetze und Verordnungen für nichtig zu erklären, die ein Grund-
recht verfassungswidrig einschränken. 
Art. 99.  Die Verfassung dient dem Schutz und dem geistigen und leiblichen Wohl aller Einwohner. Ihr Schutz 
gegen Angriffe von außen ist gewährleistet durch das Völkerrecht, nach innen durch die Gesetze, die Rechts-
pflege und die Polizei. 
Art. 100.  Die Würde der menschlichen Persönlichkeit ist in Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege zu 
achten. 
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Art. 101.  Jedermann hat die Freiheit, innerhalb der Schranken der Gesetze und der guten Sitten alles zu tun, 
was anderen nicht schadet. 
Art. 102.  (1) Die Freiheit der Person ist unverletzlich. 

(2) Jeder von der öffentlichen Gewalt Festgenommene ist spätestens am Tage nach der Festnahme dem zu-
ständigen Richter vorzuführen. Dieser hat dem Festgenommenen mitzuteilen, von welcher Behörde und aus 
welchen Gründen die Festnahme verfügt worden ist, und ihm Gelegenheit zu geben, Einwendungen gegen die 
Festnahme zu erheben. Er hat gegen den Festgenommenen entweder Haftbefehl zu erlassen oder ihn unverzüg-
lich in Freiheit zu setzen. 
Art. 103.  (1) Eigentumsrecht und Erbrecht werden gewährleistet. 

(2) Eigentumsordnung und Eigentumsgebrauch haben auch dem Gemeinwohl zu dienen. 
Art. 104.  (1) Eine Handlung kann nur dann mit Strafe belegt werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt 
war, bevor die Handlung begangen wurde. 

(2) Niemand darf wegen derselben Tat zweimal gerichtlich bestraft werden. 
Art. 105.  Ausländer, die unter Nichtbeachtung der in dieser Verfassung niedergelegten Grundrechte im Aus-
land verfolgt werden und nach Bayern geflüchtet sind, dürfen nicht ausgeliefert und ausgewiesen werden. 
Art. 106.  (1) Jeder Bewohner Bayerns hat Anspruch auf eine angemessene Wohnung. 

(2) Die Förderung des Baues billiger Volkswohnungen ist Aufgabe des Staates und der Gemeinden. 
(3) Die Wohnung ist für jedermann eine Freistätte und unverletzlich. 

Art. 107.  (1) Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist gewährleistet. 
(2) Die ungestörte Religionsausübung steht unter staatlichem Schutz. 
(3) Durch das religiöse Bekenntnis wird der Genuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte weder 

bedingt noch beschränkt. Den staatsbürgerlichen Pflichten darf es keinen Abbruch tun. 
(4) Die Zulassung zu den öffentlichen Ämtern ist von dem religiösen Bekenntnis unabhängig. 
(5) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Behörden haben nur soweit das 

Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft zu fragen, als davon Rechte und Pflichten abhän-
gen oder eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert. 

(6) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder zur Teilnahme an religiösen Übungen oder Feierlich-
keiten oder zur Benutzung einer religiösen Eidesformel gezwungen werden. 
Art. 108.  Die Kunst, die Wissenschaft und ihre Lehre sind frei. 
Art. 109.  (1) Alle Bewohner Bayerns genießen volle Freizügigkeit. Sie haben das Recht, sich an jedem belie-
bigen Ort aufzuhalten und niederzulassen, Grundstücke zu erwerben und jeden Erwerbszweig zu betreiben. 

(2) Alle Bewohner Bayerns sind berechtigt, nach außerdeutschen Ländern auszuwandern. 
Art. 110.  (1) Jeder Bewohner Bayerns hat das Recht, seine Meinung durch Wort, Schrift, Druck, Bild oder in 
sonstiger Weise frei zu äußern. An diesem Recht darf ihn kein Arbeits- und Anstellungsvertrag hindern und 
niemand darf ihn benachteiligen, wenn er von diesem Recht Gebrauch macht. 

(2) Die Bekämpfung von Schmutz und Schund ist Aufgabe des Staates und der Gemeinden. 
Art. 111.  (1) Die Presse hat die Aufgabe, im Dienst des demokratischen Gedankens über Vorgänge, Zustände 
und Einrichtungen und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens wahrheitsgemäß zu berichten. 

(2) Vorzensur ist verboten. Gegen polizeiliche Verfügungen, welche die Pressefreiheit berühren, kann ge-
richtliche Entscheidung verlangt werden. 
Art. 112.  (1) Das Brief-, Post-, Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis ist unverletzlich. 

(2) Beschränkungen des Rundfunkempfanges sowie des Bezuges von Druck-Erzeugnissen sind unzulässig.
Art. 113.  Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder besondere Erlaubnis friedlich 
und unbewaffnet zu versammeln. 
Art. 114.  (1) Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden. 

(2) Vereine und Gesellschaften, die rechts- oder sittenwidrige Zwecke verfolgen oder solche Mittel gebrau-
chen oder die darauf ausgehen, die staatsbürgerlichen Freiheiten zu vernichten oder gegen Volk, Staat oder 
Verfassung Gewalt anzuwenden, können verboten werden. 

(3) Der Erwerb der Rechtsfähigkeit steht jedem Verein gemäß den Vorschriften des bürgerlichen Rechts frei. 
Art. 115.  Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, sich schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zustän-
digen Behörden oder an den Landtag zu wenden.
Art. 116.  Alle Staatsangehörigen ohne Unterschied sind entsprechend ihrer Befähigung und ihren Leistungen 
zu den öffentlichen Ämtern zuzulassen. 
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Art. 117.  Der ungestörte Genuß der Freiheit für jedermann hängt davon ab, daß alle ihre Treuepflicht gegen-
über Volk und Verfassung, Staat und Gesetzen erfüllen. Alle haben die Verfassung und die Gesetze zu achten 
und zu befolgen, an den öffentlichen Angelegenheiten Anteil zu nehmen und ihre körperlichen und geistigen 
Kräfte so zu betätigen, wie es das Wohl der Gesamtheit erfordert.
Art. 118.  (1) Vor dem Gesetz sind alle gleich. Die Gesetze verpflichten jeden in gleicher Weise und jeder ge-
nießt auf gleiche Weise den Schutz der Gesetze. 

(2) Männer und Frauen haben grundsätzlich dieselben staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. 
(3) Alle öffentlich-rechtlichen Vorrechte und Nachteile der Geburt oder des Standes sind aufgehoben. Adels-

bezeichnungen gelten nur als Bestandteil des Namens; sie dürfen nicht mehr verliehen und können durch Ad-
option nicht mehr erworben werden. 

(4) Titel dürfen nur verliehen werden, wenn sie mit einem Amt oder einem Beruf in Verbindung stehen. Sie 
sollen außerhalb des Amtes oder Berufs nicht geführt werden. Akademische Grade fallen nicht unter dieses 
Verbot. 

(5) Orden und Ehrenzeichen dürfen vom Staat nur nach Maßgabe der Gesetze verliehen werden. 
Art. 119.  Rassen- und Völkerhaß zu entfachen ist verboten und strafbar. 
Art. 120.  Jeder Bewohner Bayerns, der sich durch eine Behörde in seinen verfassungsmäßigen Rechten verletzt 
fühlt, kann den Schutz des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes anrufen.
Art. 121.  Alle Bewohner Bayerns sind zur Übernahme von Ehrenämtern, insbesondere als Vormund, Waisen-
rat, Jugendpfleger, Schöffe und Geschworener verpflichtet. Das Nähere bestimmen die Gesetze.
Art. 122.  Bei Unglücksfällen, Notständen und Naturkatastrophen und im nachbarlichen Verkehr sind alle nach 
Maßgabe der Gesetze zur gegenseitigen Hilfe verpflichtet.
Art. 123.  (1) Alle sind im Verhältnis ihres Einkommens und Vermögens und unter Berücksichtigung ihrer 
Unterhaltspflicht zu den öffentlichen Lasten heranzuziehen. 

(2) Verbrauchssteuern und Besitzsteuern müssen zueinander in einem angemessenen Verhältnis stehen. 
(3) Die Erbschaftssteuer dient auch dem Zwecke, die Ansammlung von Riesenvermögen in den Händen 

einzelner zu verhindern. Sie ist nach dem Verwandtschaftsverhältnis zu staffeln. 

Dritter Hauptteil. Das Gemeinschaftsleben 

1. Abschnitt. Ehe und Familie
Art. 124.  (1) Ehe und Familie sind die natürliche und sittliche Grundlage der menschlichen Gemeinschaft und 
stehen unter dem besonderen Schutz des Staates. 

(2) Mann und Frau haben in der Ehe grundsätzlich die gleichen bürgerlichen Rechte und Pflichten.
Art. 125.  (1) Gesunde Kinder sind das köstlichste Gut eines Volkes. Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz 
und die Fürsorge des Staates. 

(2) Die Reinhaltung, Gesundung und soziale Förderung der Familie ist gemeinsame Aufgabe des Staates und 
der Gemeinden. 

(3) Kinderreiche Familien haben Anspruch auf angemessene Fürsorge, insbesondere auf gesunde Wohnun-
gen. 
Art. 126.  (1) Die Eltern haben das natürliche Recht und die oberste Pflicht, ihre Kinder zur leiblichen, geistigen 
und seelischen Tüchtigkeit zu erziehen. Sie sind darin durch Staat und Gemeinden zu unterstützen. In persön-
lichen Erziehungsfragen gibt der Wille der Eltern den Ausschlag. 

(2) Uneheliche Kinder haben den gleichen Anspruch auf Förderung wie eheliche Kinder. 
(3) Die Jugend ist gegen Ausbeutung sowie gegen sittliche, geistige und körperliche Verwahrlosung durch 

staatliche und gemeindliche Maßnahmen und Einrichtungen zu schützen. Fürsorgeerziehung ist nur auf ge-
setzlicher Grundlage zulässig. 
Art. 127.  Das eigene Recht der Religionsgemeinschaften und staatlich anerkannten weltanschaulichen Ge-
meinschaften auf einen angemessenen Einfluß bei der Erziehung der Kinder ihres Bekenntnisses oder ihrer 
Weltanschauung wird unbeschadet des Erziehungsrechtes der Eltern gewährleistet.

2. Abschnitt. Bildung und Schule
Art. 128.  (1) Jeder Bewohner Bayerns hat Anspruch darauf, eine seinen erkennbaren Fähigkeiten und seiner 
inneren Berufung entsprechende Ausbildung zu erhalten. 

(2) Begabten ist der Besuch von Schulen und Hochschulen, nötigenfalls aus öffentlichen Mitteln zu ermög-
lichen.
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Art. 129.  (1) Alle Kinder sind zum Besuch der Volksschule und der Berufsschule verpflichtet. 
(2) Der Unterricht an diesen Schulen ist unentgeltlich. 

Art. 130.  (1) Das gesamte Schul- und Bildungswesen steht unter der Aufsicht des Staates, er kann daran die 
Gemeinden beteiligen. 

(2) Die Schulaufsicht wird durch hauptamtlich tätige, fachmännisch vorgebildete Beamte ausgeübt. 
Art. 131.  (1) Die Schulen sollen nicht nur Wissen und Können vermitteln, sondern auch Herz und Charakter 
bilden. 

(2) Oberste Bildungsziele sind Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor religiöser Überzeugung und vor der Würde 
des Menschen, Selbstbeherrschung, Verantwortungsgefühl und Verantwortungsfreudigkeit, Hilfsbereitschaft, 
Aufgeschlossenheit für alles Wahre, Gute und Schöne. 

(3) Die Schüler sind im Geiste der Demokratie, in der Liebe zur bayerischen Heimat und zum deutschen Volk 
und im Sinne der Völkerversöhnung zu erziehen. 

(4) Die Mädchen sind außerdem in der Säuglingspflege, Kindererziehung und Hauswirtschaft besonders zu 
unterweisen. 
Art. 132.  Für den Aufbau des Schulwesens ist die Mannigfaltigkeit der Lebensberufe, für die Aufnahme eines 
Kindes in eine bestimmte Schule sind seine Anlagen, seine Neigung, seine Leistung und seine innere Berufung 
maßgebend, nicht aber die wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung der Eltern.
Art. 133.  (1) Für die Bildung der Jugend ist durch öffentliche Anstalten zu sorgen. Bei ihrer Einrichtung wir-
ken Staat und Gemeinde zusammen. Auch die anerkannten Religionsgemeinschaften und weltanschaulichen 
Gemeinschaften sind Bildungsträger. 

(2) Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben grundsätzlich die Rechte und Pflichten der Staatsbeamten.
Art. 134.  (1) Privatschulen müssen den an die öffentlichen Schulen gestellten Anforderungen entsprechen. Sie 
können nur mit Genehmigung des Staates errichtet und betrieben werden. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Schule in ihren Lehrzielen (Art. 131) und Einrichtungen sowie 
in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrer nicht hinter den gleichartigen öffentlichen Schulen zurück-
steht, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrer genügend gesichert ist und gegen die Person 
des Schulleiters keine Bedenken bestehen. 

(3) Private Volksschulen dürfen nur unter besonderen Voraussetzungen zugelassen werden. Diese Vorausset-
zungen liegen insbesondere vor, wenn den Erziehungsberechtigten eine öffentliche Schule ihres Bekenntnisses 
oder ihrer Weltanschauung nicht zur Verfügung steht.
Art. 135.  Die öffentlichen Volksschulen sind Bekenntnis- oder Gemeinschaftsschulen. Die Wahl der Schulart 
steht den Erziehungsberechtigten frei. Gemeinschaftsschulen sind jedoch nur an Orten mit bekenntnismäßig 
gemischter Bevölkerung auf Antrag der Erziehungsberechtigten zu errichten. 

An den Bekenntnisschulen werden nur solche Lehrer verwendet, die geeignet und bereit sind, die Schüler 
nach den Grundsätzen des betreffenden Bekenntnisses zu unterrichten und zu erziehen. 
Art. 136.  (1) An allen Schulen sind beim Unterricht die religiösen Empfindungen aller zu achten. 

(2) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach aller Volksschulen, Berufsschulen, mittleren und hö-
heren Lehranstalten. Er wird erteilt in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Religionsge-
meinschaft. 

(3) Kein Lehrer kann gezwungen oder gehindert werden, Religionsunterricht zu erteilen. 
(4) Die Lehrer bedürfen der Bevollmächtigung durch die Religionsgemeinschaften zur Erteilung des Religi-

onsunterrichts. 
(5) Die erforderlichen Schulräume sind zur Verfügung zu stellen.

Art. 137.  (1) Die Teilnahme am Religionsunterricht und an kirchlichen Handlungen und Feierlichkeiten bleibt 
der Willenserklärung der Erziehungsberechtigten, vom vollendeten 18. Lebensjahr ab der Willenserklärung der 
Schüler überlassen. 

(2) Für Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, ist ein Unterricht über die allgemein anerkann-
ten Grundsätze der Sittlichkeit einzurichten.
Art. 138.  (1) Die Errichtung und Verwaltung der Hochschulen ist Sache des Staates. Eine Ausnahme bilden die 
kirchlichen Hochschulen (Art. 150 Abs. 1). Weitere Ausnahmen bedürfen staatlicher Genehmigung. 

(2) Die Hochschulen haben das Recht der Selbstverwaltung. Die Studierenden sind daran zu beteiligen, so-
weit es sich um ihre Angelegenheiten handelt.
Art. 139.  Die Erwachsenenbildung ist durch Volkshochschulen und sonstige mit öffentlichen Mitteln unter-
stützte Einrichtungen zu fördern. 
Art. 140.  (1) Kunst und Wissenschaft sind von Staat und Gemeinde zu fördern. 
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(2) Sie haben insbesondere Mittel zur Unterstützung schöpferischer Künstler, Gelehrter und Schriftsteller 
bereitzustellen, die den Nachweis ernster künstlerischer oder kultureller Tätigkeit erbringen. 
Art. 141.  (1) Die Denkmäler der Kunst, der Geschichte und der Natur sowie die Landschaft genießen öf-
fentlichen Schutz und die Pflege des Staates, der Gemeinden und der Körperschaften des öffentlichen Rechts. 
Herabgewürdigte Denkmäler der Kunst und der Geschichte sind möglichst ihrer früheren Bestimmung wieder 
zuzuführen. Die Abwanderung deutschen Kulturbesitzes ins Ausland ist zu verhüten. 

(2) Der deutsche Wald, kennzeichnende Orts- und Landschaftsbilder und die einheimischen Tier- und Pflan-
zenarten sind möglichst zu schonen und zu erhalten. 

(3) Der Genuß der Naturschönheiten und die Erholung in der freien Natur, insbesondere das Betreten von 
Wald und Bergweide, das Befahren der Gewässer und die Aneignung wildwachsender Waldfrüchte in ortsübli-
chem Umfang ist jedermann gestattet. Staat und Gemeinde sind berechtigt und verpflichtet, der Allgemeinheit 
die Zugänge zu Bergen, Seen, Flüssen und sonstigen landschaftlichen Schönheiten freizuhalten und allenfalls 
durch Einschränkungen des Eigentumsrechts freizumachen sowie Wanderwege und Erholungsparks anzulegen. 

3. Abschnitt. Religion und Religionsgemeinschaften
Art. 142.  (1) Es besteht keine Staatskirche. 

(2) Die Freiheit der Vereinigung zu gemeinsamer Hausandacht, zu öffentlichen Kulthandlungen und Reli-
gionsgemeinschaften sowie deren Zusammenschluß innerhalb Bayerns unterliegen im Rahmen der allgemein 
geltenden Gesetze keinerlei Beschränkung. 

(3) Kirchen und anerkannte Religionsgemeinschaften sowie solche weltanschauliche Gemeinschaften, deren 
Bestrebungen den allgemein geltenden Gesetzen nicht widersprechen, sind von staatlicher Bevormundung frei. 
Sie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten innerhalb der Schranken der für alle geltenden Gesetze selb-
ständig. Sie verleihen ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der politischen Gemeinde.
Art. 143.  (1) Die Religionsgemeinschaften und weltanschaulichen Gemeinschaften erwerben die Rechtsfähig-
keit nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts. 

(2) Kirchen und anerkannte Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechts, so-
weit sie es bisher waren. Anderen anerkannten Religionsgemeinschaften sowie solchen weltanschaulichen Ge-
meinschaften, deren Bestrebungen den allgemein geltenden Gesetzen nicht widersprechen, sind nach einer 
Bestandszeit von fünf Jahren auf Antrag die gleichen Rechte zu gewähren. 

(3) Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie weltanschauliche Gemeinschaften, die Körperschaften des 
öffentlichen Rechts sind, dürfen auf Grund der öffentlichen Steuerlisten Steuern erheben. 
Art. 144.  (1) In der Erfüllung ihrer Amtspflichten genießen die Geistlichen den Schutz des Staates. 

(2) Jede öffentliche Verächtlichmachung der Religion, ihrer Einrichtungen, der Geistlichen und Ordensleute 
in ihrer Eigenschaft als Religionsdiener ist verboten und strafbar. 

(3) Geistliche können vor Gerichten und anderen Behörden nicht um Auskunft über Tatsachen angehalten 
werden, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger anvertraut worden sind. 
Art. 145.  (1) Die auf Gesetz, Vertrag oder anderen Rechtstiteln beruhenden bisherigen Leistungen des Staates 
oder der politischen Gemeinden an die Religionsgemeinschaften bleiben aufrechterhalten. 

(2) Neue freiwillige Leistungen des Staates, der politischen Gemeinden und Gemeindeverbände an eine Re-
ligionsgemeinschaft werden durch Zuschläge zu den Staatssteuern und Umlagen der Angehörigen dieser Reli-
gionsgemeinschaft aufgebracht.
Art. 146.  Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgemeinschaften, religiöser Vereine, Orden, Kongre-
gationen, weltanschaulicher Gemeinschaften an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke be-
stimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden gewährleistet. 
Art. 147.  Die Sonntage und staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der seelischen Erhebung und der 
Arbeitsruhe gesetzlich geschützt.
Art. 148.  Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge in Krankenhäusern, Strafanstalten oder sons-
tigen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religionsgemeinschaften zur Vornahme religiöser Handlungen 
zuzulassen, wobei jeder Zwang fernzuhalten ist.
Art. 149.  (1) Die Gemeinden haben dafür zu sorgen, daß jeder Verstorbene schicklich beerdigt werden kann. 
Über die Mitwirkung der Religionsgemeinschaften haben diese selbst zu bestimmen. 

(2) In Friedhöfen, die nur für einzelne Religionsgemeinschaften bestimmt sind, ist die Beisetzung Anders-
gläubiger unter den für sie üblichen Formen und ohne räumliche Absonderungen zu gestatten, wenn ein ande-
rer geeigneter Begräbnisplatz nicht vorhanden ist. 

(3) Im übrigen bemißt sich der Simultangebrauch der Kirchen und Friedhöfe nach bisherigem Recht, soweit 
nicht durch Gesetz Abänderungen getroffen werden. 
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Art. 150.  (1) Die Kirchen haben das Recht, ihre Geistlichen auf eigenen kirchlichen Hochschulen auszubilden 
und fortzubilden. 

(2) Die theologischen Fakultäten an den Hochschulen bleiben erhalten.

Vierter Hauptteil. Wirtschaft und Arbeit 

1. Abschnitt. Die Wirtschaftsordnung
Art. 151.  (1) Die gesamte wirtschaftliche Tätigkeit dient dem Gemeinwohl, insbesonders der Gewährleistung 
eines menschenwürdigen Daseins für alle und der allmählichen Erhöhung der Lebenshaltung aller Volksschich-
ten. 

(2) Innerhalb dieser Zwecke gilt Vertragsfreiheit nach Maßgabe der Gesetze. Die Freiheit der Entwicklung 
persönlicher Entschlußkraft und die Freiheit der selbständigen Betätigung des einzelnen in der Wirtschaft wird 
grundsätzlich anerkannt. Die wirtschaftliche Freiheit des einzelnen findet ihre Grenze in der Rücksicht auf den 
Nächsten und auf die sittlichen Forderungen des Gemeinwohls. Gemeinschädliche und unsittliche Rechtsge-
schäfte, insbesondere alle wirtschaftlichen Ausbeutungsverträge sind rechtswidrig und nichtig. 
Art. 152.  Die geordnete Herstellung und Verteilung der wirtschaftlichen Güter zur Deckung des notwendigen 
Lebensbedarfes der Bevölkerung wird vom Staat überwacht. Ihm obliegt die Sicherstellung der Versorgung des 
Landes mit elektrischer Kraft. 
Art. 153.  Die selbständigen Kleinbetriebe und Mittelstandsbetriebe in Landwirtschaft, Handwerk, Handel, 
Gewerbe und Industrie sind in der Gesetzgebung und Verwaltung zu fördern und gegen Überlastung und Auf-
saugung zu schützen. Sie sind in ihren Bestrebungen, ihre wirtschaftliche Freiheit und Unabhängigkeit sowie 
ihre Entwicklung durch genossenschaftliche Selbsthilfe zu sichern, vom Staat zu unterstützen. Der Aufstieg 
tüchtiger Kräfte aus nichtselbständiger Arbeit zu selbständigen Existenzen ist zu fördern.
Art. 154.  Die auf demokratischer Grundlage aus den Kreisen der Berufsverbände gewählten Selbstverwal-
tungsorgane der Wirtschaft nehmen an den wirtschaftlichen Gestaltungsaufgaben teil. Das Nähere bestimmt 
ein Gesetz.
Art. 155.  Zum Zwecke einer möglichst gleichmäßigen Befriedigung der wirtschaftlichen Bedürfnisse aller Be-
wohner können unter Berücksichtigung der Lebensinteressen der selbständigen, produktiv tätigen Kräfte der 
Wirtschaft durch Gesetz besondere Bedarfsdeckungsgebiete gebildet und dafür Körperschaften des öffentlichen 
Rechts auf genossenschaftlicher Grundlage errichtet werden. Sie haben im Rahmen der Gesetze das Recht auf 
Selbstverwaltung. 
Art. 156.  Der Zusammenschluß von Unternehmungen zum Zwecke der Zusammenballung wirtschaftlicher 
Macht und der Monopolbildung ist unzulässig. Insbesondere sind Kartelle, Konzerne und Preisabreden verbo-
ten, welche die Ausbeutung der breiten Massen der Bevölkerung oder die Vernichtung selbständiger mittelstän-
discher Existenzen bezwecken. 
Art. 157.  (1) Kapitalbildung ist nicht Selbstzweck, sondern Mittel zur Entfaltung der Volkswirtschaft. 

(2) Das Geld- und Kreditwesen dient der Werteschaffung und der Befriedigung der Bedürfnisse aller Be-
wohner.

2. Abschnitt. Das Eigentum
Art. 158.  Eigentum verpflichtet gegenüber der Gesamtheit. Offenbarer Mißbrauch des Eigentums- oder Besitz-
rechts genießt keinen Rechtsschutz. 
Art. 159.  Eine Enteignung darf nur in den gesetzlich vorgesehenen Fällen und gegen angemessene Entschädi-
gung erfolgen, die auch in Form einer Rente gewährt werden kann. Wegen der Höhe der Entschädigung steht 
im Streitfall der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen.
Art. 160.  (1) Eigentum an Bodenschätzen, die für die allgemeine Wirtschaft von größerer Bedeutung sind, an 
wichtigen Kraftquellen, Eisenbahnen und anderen der Allgemeinheit dienenden Verkehrswegen und Verkehrs-
mitteln, an Wasserleitungen und Unternehmungen der Energieversorgung steht in der Regel Körperschaften 
oder Genossenschaften des öffentlichen Rechtes zu. 

(2) Für die Allgemeinheit lebenswichtige Produktionsmittel, Großbanken und Versicherungsunternehmun-
gen können in Gemeineigentum übergeführt werden, wenn die Rücksicht auf die Gesamtheit es erfordert. Die 
Überführung erfolgt auf gesetzlicher Grundlage und gegen angemessene Entschädigung. 

(3) In Gemeineigentum stehende Unternehmen können, wenn es dem wirtschaftlichen Zweck entspricht, in 
einer privatwirtschaftlichen Form geführt werden. 
Art. 161.  (1) Die Verteilung und Nutzung des Bodens wird von Staats wegen überwacht. Mißbräuche sind 
abzustellen. 
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(2) Steigerungen des Bodenwertes, die ohne besonderen Arbeits- oder Kapitalaufwand des Eigentümers ent-
stehen, sind für die Allgemeinheit nutzbar zu machen. 
Art. 162.  Das geistige Eigentum, das Recht der Urheber, der Erfinder und Künstler genießen den Schutz und 
die Obsorge des Staates.

3. Abschnitt. Die Landwirtschaft
Art. 163.  (1) Grund und Boden sind frei. Der Bauer ist nicht an die Scholle gebunden. 

(2) Der in der land- und forstwirtschaftlichen Kultur stehende Grund und Boden aller Besitzgrößen dient 
der Gesamtheit des Volkes. 

(3) Das bäuerliche Eigentum an Grund und Boden wird gewährleistet. 
(4) Bauernland soll seiner Zweckbestimmung nicht entfremdet werden. Der Erwerb von land- und forstwirt-

schaftlich genutztem Boden soll von einem Nachweis der Eignung für sachgemäße Bewirtschaftung abhängig 
gemacht werden; er darf nicht lediglich der Kapitalanlage dienen. 

(5) Enteignungen an land- und forstwirtschaftlichem Grund und Boden sind nur für dringende Zwecke des 
Gesamtwohls, insbesondere der Siedlung, gegen angemessene Entschädigung unter Schonung der Mustergüter 
und Beispielwirtschaften zulässig.
Art. 164.  (1) Der landwirtschaftlichen Bevölkerung wird durch Anwendung des technischen Fortschritts auf 
ihren Lebensbereich, Verbesserung der Berufsausbildung, Pflege des landwirtschaftlichen Genossenschaftswe-
sens und Förderung der Erzeugung und des Absatzes ein menschenwürdiges Auskommen auf der ererbten 
Heimatscholle gewährleistet. 

(2) Ein angemessenes landwirtschaftliches Einkommen wird durch eine den allgemeinen Wirtschaftsverhält-
nissen entsprechende Preis- und Lohngestaltung sowie durch Marktordnungen sichergestellt. Diesen werden 
Vereinbarungen zwischen den Organisationen der Erzeuger, Verteiler und Verbraucher zugrunde gelegt. 
Art. 165.  Die Überschuldung landwirtschaftlicher Betriebe ist durch die Gesetzgebung möglichst zu verhin-
dern.

4. Abschnitt. Die Arbeit
Art. 166.  (1) Arbeit ist die Quelle des Volkswohlstandes und steht unter dem besonderen Schutz des Staates. 

(2) Jedermann hat das Recht, sich durch Arbeit eine auskömmliche Existenz zu schaffen. 
(3) Er hat das Recht und die Pflicht, eine seinen Anlagen und seiner Ausbildung entsprechende Arbeit im 

Dienste der Allgemeinheit nach näherer Bestimmung der Gesetze zu wählen. 
Art. 167.  (1) Die menschliche Arbeitskraft ist als wertvollstes wirtschaftliches Gut eines Volkes gegen Ausbeu-
tung, Betriebsgefahren und sonstige gesundheitliche Schädigungen geschützt. 

(2) Ausbeutung, die gesundheitliche Schäden nach sich zieht, ist als Körperverletzung strafbar. 
(3) Die Verletzung von Bestimmungen zum Schutz gegen Gefahren und gesundheitliche Schädigungen in 

Betrieben wird bestraft.
Art. 168.  (1) Jede ehrliche Arbeit hat den gleichen sittlichen Wert und Anspruch auf angemessenes Entgelt. 
Männer und Frauen erhalten für gleiche Arbeit den gleichen Lohn. 

(2) Arbeitsloses Einkommen arbeitsfähiger Personen wird nach Maßgabe der Gesetze mit Sondersteuern 
belegt. 

(3) Jeder Bewohner Bayerns, der arbeitsunfähig ist oder dem keine Arbeit vermittelt werden kann, hat ein 
Recht auf Fürsorge.
Art. 169.  (1) Für jeden Berufszweig können Mindestlöhne festgesetzt werden, die dem Arbeitnehmer eine den 
jeweiligen kulturellen Verhältnissen entsprechende Mindestlebenshaltung für sich und seine Familie ermögli-
chen. 

(2) Die Gesamtvereinbarungen zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden über das Arbeitsver-
hältnis sind für die Verbandsangehörigen verpflichtend und können, wenn es das Gesamtinteresse erfordert, 
für allgemein verbindlich erklärt werden. 
Art. 170.  (1) Die Vereinigungsfreiheit zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet. 

(2) Alle Abreden und Maßnahmen, welche die Vereinigungsfreiheit einschränken oder zu behindern suchen, 
sind rechtswidrig und nichtig. 
Art. 171.  Jedermann hat Anspruch auf Sicherung gegen die Wechselfälle des Lebens durch eine ausreichende 
Sozialversicherung im Rahmen der Gesetze. 
Art. 172.  Die Rechte und Pflichten der Arbeitnehmer und Arbeitgeber werden in einem besonderen Gesetz 
geregelt. 
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Art. 173.  Über die tägliche und wöchentliche Höchstarbeitszeit werden durch Gesetz besondere Bestimmun-
gen erlassen. 
Art. 174.  (1) Jeder Arbeitnehmer hat ein Recht auf Erholung. Es wird grundsätzlich gewährleistet durch ein 
freies Wochenende und durch einen Jahresurlaub unter Fortbezug des Arbeitsentgelts. Die besonderen Ver-
hältnisse in einzelnen Berufen werden durch Gesetz geregelt. Der Lohnausfall an gesetzlichen Feiertagen ist zu 
vergüten. 

(2) Der 1. Mai ist gesetzlicher Feiertag.
Art. 175.  Die Arbeitnehmer haben bei allen wirtschaftlichen Unternehmungen ein Mitbestimmungsrecht in 
den sie berührenden Angelegenheiten sowie in Unternehmungen von erheblicher Bedeutung einen unmittel-
baren Einfluß auf die Leitung und die Verwaltung der Betriebe. Zu diesem Zwecke bilden sie Betriebsräte nach 
Maßgabe eines besonderen Gesetzes. Dieses enthält auch Bestimmungen über die Mitwirkung der Betriebsräte 
bei Einstellung und Entlassung von Arbeitnehmern. 
Art. 176.  Die Arbeitnehmer als gleichberechtigte Glieder der Wirtschaft nehmen zusammen mit den übrigen 
in der Wirtschaft Tätigen an den wirtschaftlichen Gestaltungsaufgaben teil. 
Art. 177.  (1) Arbeitsstreitigkeiten werden durch Arbeitsgerichte entschieden, die aus einer gleichen Anzahl von 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern und einem unabhängigen Vorsitzenden zusammengesetzt sind. 

(2) Schiedssprüche in Arbeitsstreitigkeiten können gemäß den bestehenden Gesetzen für allgemeinverbind-
lich erklärt werden.

Schluß- und Übergangsbestimmungen 
Art. 178.  Bayern wird einem künftigen deutschen demokratischen Bundesstaat beitreten. Er soll auf einem 
freiwilligen Zusammenschluß der deutschen Einzelstaaten beruhen, deren staatsrechtliches Eigenleben zu si-
chern ist. 
Art. 179.  Die in dieser Verfassung bezeichneten sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Körperschaften, 
Selbstverwaltungsorgane der Wirtschaft und Organisationen der Erzeuger, Verteiler und Verbraucher (Art. 34, 
36, 154, 155, 164) sind keine öffentlichen Behörden und dürfen keine staatlichen Machtbefugnisse ausüben. 
Zwangsmitgliedschaft bei ihnen ist ausgeschlossen. 
Art. 180.  Bis zur Errichtung eines deutschen demokratischen Bundesstaates ist die Bayerische Staatsregierung 
ermächtigt, soweit es unumgänglich notwendig ist, mit Zustimmung des Bayerischen Landtags Zuständigkeiten 
des Staates Bayern auf den Gebieten der auswärtigen Beziehungen, der Wirtschaft, Ernährung, des Geldwesens 
und des Verkehrs an den Rat der Ministerpräsidenten der Staaten der US-Zone oder andere deutsche Gemein-
schaftseinrichtungen mehrerer Staaten oder Zonen abzutreten.
Art. 181.  Das Recht des Bayerischen Staates, im Rahmen seiner Zuständigkeit Staatsverträge abzuschließen, 
bleibt unberührt. 
Art. 182.  Die früher geschlossenen Staatsverträge, insbesondere die Verträge mit den christlichen Kirchen vom 
24. Januar 1925 bleiben in Kraft.
Art. 183.  Alle durch die nationalsozialistische Gewaltherrschaft wegen ihrer religiösen oder politischen Hal-
tung oder wegen ihrer Rasse Geschädigten haben im Rahmen der Gesetzgebung Anspruch auf Wiedergutma-
chung. 
Art. 184.  Die Gültigkeit von Gesetzen, die gegen Nationalsozialismus und Militarismus gerichtet sind oder ihre 
Folgen beseitigen wollen, wird durch diese Verfassung nicht berührt oder beschränkt.
Art. 185.  Die alten Kreise (Regierungsbezirke) mit ihren Regierungssitzen werden ehestens wiederhergestellt. 
Art. 186.  (1) Die Bayerische Verfassung vom 14. August 1919 ist aufgehoben. 

(2) Die übrigen Gesetze und Verordnungen bleiben vorläufig in Kraft, soweit ihnen diese Verfassung nicht 
entgegensteht. 

(3) Anordnungen der Behörden, die auf Grund bisheriger Gesetze in rechtsüblicher Weise getroffen waren, 
behalten ihre Gültigkeit bis zur Aufhebung im Wege anderweitiger Anordnung oder Gesetzgebung. 
Art. 187.  Alle Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst sind auf diese Verfassung zu vereidigen. 
Art. 188.  Jeder Schüler erhält vor Beendigung der Schulpflicht einen Abdruck dieser Verfassung. 

München, den 2. Dezember 1946 
Der Bayerische Ministerpräsident  

Dr. Wilhelm Hoegner 
http://www.verfassungen.de/de/by/bayern46.htm
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Nr. 31. Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
vom 10. Dezember 1948

[Resolution 217 (III) Universial Declaration of Human Rights in: United Nations, General Assembly, Official
Records third Session (part I) Resolutions (Doc. A/810), 71; Übersetzung: UN Department for General

Assembly and Conference Management German Translation Service, NY]
A

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

PRÄAMBEL
Da die Anerkennung der angeborenen Würde und der gleichen und unveräußerlichen Rechte aller Mitglie-

der der Gemeinschaft der Menschen die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,
da die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei geführt haben, die 

das Gewissen der Menschheit mit Empörung erfüllen, und da verkündet worden ist, daß einer Welt, in der die 
Menschen Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht und Not genießen, das höchste Streben des 
Menschen gilt,

da es notwendig ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des Rechtes zu schützen, damit der Mensch 
nicht gezwungen wird, als letztes Mittel zum Aufstand gegen Tyrannei und Unterdrückung zu greifen,

da es notwendig ist, die Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Nationen zu fördern,
da die Völker der Vereinten Nationen in der Charta ihren Glauben an die grundlegenden Menschenrechte, 

an die Würde und den Wert der menschlichen Person und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau 
erneut bekräftigt und beschlossen haben, den sozialen Fortschritt und bessere Lebensbedingungen in größerer 
Freiheit zu fördern,

da die Mitgliedstaaten sich verpflichtet haben, in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen auf die allge-
meine Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten hinzuwirken,

da ein gemeinsames Verständnis dieser Rechte und Freiheiten von größter Wichtigkeit für die volle Erfüllung 
dieser Verpflichtung ist,

verkündet die Generalversammlung
diese Allgemeine Erklärung der Menschenrechte als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende 

gemeinsame Ideal, damit jeder einzelne und alle Organe der Gesellschaft sich diese Erklärung stets gegenwärtig 
halten und sich bemühen, durch Unterricht und Erziehung die Achtung vor diesen Rechten und Freiheiten zu 
fördern und durch fortschreitende nationale und internationale Maßnahmen ihre allgemeine und tatsächliche 
Anerkennung und Einhaltung durch die Bevölkerung der Mitgliedstaaten selbst wie auch durch die Bevölke-
rung der ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Gebiete zu gewährleisten.
Art. 1 Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen 
begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen.
Art. 2 Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne irgendeinen 
Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschau-
ung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand.

Des weiteren darf kein Unterschied gemacht werden auf Grund der politischen, rechtlichen oder internatio-
nalen Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Person angehört, gleichgültig ob dieses unabhängig ist, unter 
Treuhandschaft steht, keine Selbstregierung besitzt oder sonst in seiner Souveränität eingeschränkt ist.
Art. 3 Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person.
Art. 4 Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel in allen 
ihren Formen sind verboten.
Art. 5 Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 
unterworfen werden.
Art. 6 Jeder hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden.
Art. 7 Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Unterschied Anspruch auf gleichen Schutz 
durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz gegen jede Diskriminierung, die gegen diese Erklä-
rung verstößt, und gegen jede Aufhetzung zu einer derartigen Diskriminierung.
Art. 8 Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den zuständigen innerstaatlichen Gerichten 
gegen Handlungen, durch die seine ihm nach der Verfassung oder nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte 
verletzt werden.
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Art. 9 Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft gehalten oder des Landes verwiesen werden.
Art. 10 Jeder hat bei der Feststellung seiner Rechte und Pflichten sowie bei einer gegen ihn erhobenen straf-
rechtlichen Beschuldigung in voller Gleichheit Anspruch auf ein gerechtes und öffentliches Verfahren vor ei-
nem unabhängigen und unparteiischen Gericht.
Art. 11 1. Jeder, der einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, hat das Recht, als unschuldig zu gelten, solange 
seine Schuld nicht in einem öffentlichen Verfahren, in dem er alle für seine Verteidigung notwendigen Garan-
tien gehabt hat, gemäß dem Gesetz nachgewiesen ist.

2. Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung 
nach innerstaatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war. Ebenso darf keine schwerere Strafe als die 
zum Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung angedrohte Strafe verhängt werden.
Art. 12 Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und seinen 
Schriftverkehr oder Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden. Jeder hat Anspruch 
auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen.
Art. 13 1. Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines Staates frei zu bewegen und seinen Aufenthaltsort frei zu 
wählen.

2. Jeder hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen und in sein Land zurückzu-
kehren.
Art. 14 1. Jeder hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgung Asyl zu suchen und zu genießen.

2. Dieses Recht kann nicht in Anspruch genommen werden im Falle einer Strafverfolgung, die tatsächlich auf 
Grund von Verbrechen nichtpolitischer Art oder auf Grund von Handlungen erfolgt, die gegen die Ziele und 
Grundsätze der Vereinten Nationen verstoßen.
Art. 15 1. Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit.

2. Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzogen noch das Recht versagt werden, seine 
Staatsangehörigkeit zu wechseln.
Art. 16 1. Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne jede Beschränkung auf Grund der Rasse, der Staatsan-
gehörigkeit oder der Religion das Recht, zu heiraten und eine Familie zu gründen. Sie haben bei der Eheschlie-
ßung, während der Ehe und bei deren Auflösung gleiche Rechte.

2. Eine Ehe darf nur bei freier und uneingeschränkter Willenseinigung der künftigen Ehegatten geschlossen 
werden.

3. Die Familie ist die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz durch Gesell-
schaft und Staat.
Art. 17 1. Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in Gemeinschaft mit anderen Eigentum innezuhaben.

2. Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden.
Art. 18 Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht schließt die Freiheit 
ein, seine Religion oder seine Weltanschauung zu wechseln, sowie die Freiheit, seine Religion oder seine Welt-
anschauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat durch Lehre, Ausübung, Gottes-
dienst und Kulthandlungen zu bekennen.
Art. 19 Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Frei-
heit ein, Meinungen ungehindert anzuhängen sowie über Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf Grenzen 
Informationen und Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten.
Art. 20 1. Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu versammeln und zu Vereinigungen zusammenzu-
schließen.

2. Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzugehören.
Art. 21 1. Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten seines Landes unmittelbar 
oder durch frei gewählte Vertreter mitzuwirken.

2. Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern in seinem Lande.
3. Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der öffentlichen Gewalt; dieser Wille muß 

durch regelmäßige, unverfälschte, allgemeine und gleiche Wahlen mit geheimer Stimmabgabe oder einem 
gleichwertigen freien Wahlverfahren zum Ausdruck kommen.
Art. 22 Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft das Recht auf soziale Sicherheit und Anspruch darauf, durch in-
nerstaatliche Maßnahmen und internationale Zusammenarbeit sowie unter Berücksichtigung der Organisation 
und der Mittel jedes Staates in den Genuß der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen, die 
für seine Würde und die freie Entwicklung seiner Persönlichkeit unentbehrlich sind.
Art. 23 1. Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingun-
gen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit.
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2. Jeder, ohne Unterschied, hat das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit.
3. Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Fami-

lie eine der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert, gegebenenfalls ergänzt durch andere soziale 
Schutzmaßnahmen.

4. Jeder hat das Recht, zum Schutze seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und solchen beizutreten.
Art. 24 Jeder hat das Recht auf Erholung und Freizeit und insbesondere auf eine vernünftige Begrenzung der 
Arbeitszeit und regelmäßigen bezahlten Urlaub.
Art. 25 1. Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und Wohl 
gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige soziale Leis-
tungen, sowie das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, 
im Alter sowie bei anderweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände.

2. Mütter und Kinder haben Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung. Alle Kinder, eheliche wie 
außereheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz.
Art. 26 1. Jeder hat das Recht auf Bildung. Die Bildung ist unentgeltlich, zum mindesten der Grundschulun-
terricht und die grundlegende Bildung. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch. Fach- und Berufsschulun-
terricht müssen allgemein verfügbar gemacht werden, und der Hochschulunterricht muß allen gleichermaßen 
entsprechend ihren Fähigkeiten offenstehen.

2. Die Bildung muß auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und auf die Stärkung der Ach-
tung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten gerichtet sein. Sie muß zu Verständnis, Toleranz und 
Freundschaft zwischen allen Nationen und allen rassischen oder religiösen Gruppen beitragen und der Tätig-
keit der Vereinten Nationen für die Wahrung des Friedens förderlich sein.

3. Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art der Bildung zu wählen, die ihren Kindern zuteil werden 
soll.
Art. 27 1. Jeder hat das Recht, am kulturellen Leben der Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an den Künsten 
zu erfreuen und am wissenschaftlichen Fortschritt und dessen Errungenschaften teilzuhaben.

2. Jeder hat das Recht auf Schutz der geistigen und materiellen Interessen, die ihm als Urheber von Werken 
der Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen.
Art. 28 Jeder hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, in der die in dieser Erklärung verkün-
deten Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können.
Art. 29 1. Jeder hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein die freie und volle Entfaltung seiner 
Persönlichkeit möglich ist.

2. Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Beschränkungen unterworfen, die das 
Gesetz ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten an-
derer zu sichern und den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen 
Wohles in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen.

3. Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der 
Vereinten Nationen ausgeübt werden.
Art. 30 Keine Bestimmung dieser Erklärung darf dahin ausgelegt werden, daß sie für einen Staat, eine Gruppe 
oder eine Person irgendein Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu begehen, welche 
die Beseitigung der in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten zum Ziel hat.
http://www.ohchr.org/EN/UDHR/Pages/Language.aspx?LangID=ger
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Nr. 32. Besatzungsstatut 
vom 10. Mai 1949

		  [Amtsblatt der Hohen Alliierten Kommission in Deutschland, 23.9.1949, Nr. 1, 13]

Besatzungsstatut (1949)

BESATZUNGSSTATUT.
In Ausübung der von den Regierungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten und desVereinigten Königreichs 

beibehaltenen obersten Gewalt,verkünden wir, General Pierre Koenig, Militärgouverneur und Oberbefehlsha-
ber derfranzösischen Zone Deutschlands,General Lucius D. Clay, Militärgouverneur und Oberbefehlshaber der 
amerikanischenZone Deutschlands, undGeneral Sir Brian Hubert Robertson, Militärgouverneur und Oberbe-
fehlshaber derbritischen Zone Deutschlands, hiermit gemeinsam das [folgende] Besatzungsstatut:

1. Die Regierungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten und des VereinigtenKönigreichs wünschen und 
beabsichtigen, daß sich das deutsche Volk in demZeitraum, während dessen das Fortdauern der Besatzung not-
wendig ist, imgrößtmöglichsten Maße selbst regiert, soweit dies mit der Besatzung vereinbar ist.Der Bund und 
die beteiligten Länder haben, lediglich den Beschränkungen diesesStatuts unterworfen, volle gesetzgebende, 
vollziehende und rechtsprechende Gewaltgemäß dem Grundgesetz und den Länderverfassungen.

2. Um die Erreichung der Grundziele der Besatzung sicherzustellen, wird dieZuständigkeit für die folgenden 
Gebiete, einschließlich des Rechts, von denBesatzungsbehörden benötigte Auskünfte und statistische Angaben 
anzufordern undderen Richtigkeit zu prüfen, ausdrücklich vorbehalten:

a) Die Entwaffnung und Entmilitarisierung einschließlich der damit in Beziehungstehenden Gebiete der wis-
senschaftlichen Forschung, Verbote und Beschränkungender Industrie und die Zivilluftfahrt,

b) die Kontrolle über die Ruhr, die Restitutionen, Reparationen, Dekartellisierung,Dezentralisation, Aus-
schluß von Diskrimminierungen in Handelsangelegenheiten, dieausländischen Interessen in Deutschland und 
die Ansprüche gegen Deutschland,

c) auswärtige Angelegenheiten einschließlich der von Deutschland oder in seinem Namen getroffenen inter-
nationalen Abkommen,

d) verschleppte Personen und die Aufnahme von Flüchtlingen,
e) der Schutz, das Prestige und die Sicherheit der Alliierten Streitkräfte, Familienangehörigen, Angestellten 

und Vertreter,ihre Immunitäten und das Aufkommen für die Besatzungskosten und für ihre anderen Anfor-
derungen,

f) die Beachtung des Grundgesetzes und der Länderverfassungen,
g) die Überwachung des Außenhandels und der Devisenwirtschaft,
h) die Überwachung innerer Maßnahmen, aber nur in dem Umfang, der erforderlich ist, um die Verwendung 

von Geldmitteln, Lebensmitteln und sonstigen Bedarfsgütern in der Weise sicherzustellen, daß Deutschlands 
Bedarf an ausländischer Unterstützung auf ein Mindestmaß herabgesetzt wird,

i) die Überwachung der Versorgung und Behandlung in deutschen Strafanstalten von Personen, die vor Ge-
richten oder Tribunalen der Besatzungsmächte oder Besatzungsbehörden angeklagt oder von ihnen verurteilt 
worden sind; die Überwachung der Vollstreckung von Strafurteilen gegen solche Personen und in Angelegen-
heiten ihrer Amnestierung, Begnadigung und Freilassung.

3. Es ist die Hoffnung und Erwartung der Regierungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten und des Verei-
nigten Königreichs, daß die Besatzungsbehörden keinen Anlaß haben werden, auf anderen als den oben aus-
drücklich vorbehaltenen Gebieten Maßnahmen zu ergreifen. Die Besatzungsbehörden behalten sich jedoch das 
Recht vor, entsprechend den Weisungen ihrer Regierungen die Ausübung der vollen Gewalt ganz oder teilweise 
wieder zu übernehmen, wenn sie dies für unerläßlich erachten für die Sicherheit oder zur Aufrechterhaltung 
der demokratischen Ordnung in Deutschland, oder um den internationalen Verpflichtungen ihrer Regierungen 
nachzukommen. Zuvor werden sie die zuständigen deutschen Behörden von ihrer Entscheidung und den dazu 
führenden Gründen förmlich in Kenntnis setzen.

4. Die Bundesrepublik Deutschland und die Länder haben die Befugnis, nach ordnungsmäßiger Mitteilung 
an die Besatzungsbehörden auch auf den diesen Behörden vorbehaltenen [Gebieten] Gesetze zu erlassen und 
Maßnahmen zu ergreifen, es sei denn, daß die Besatzungsbehörden ausdrücklich anders bestimmen oder daß 
solche Gesetze oder Maßnahmen mit den [von den] Besatzungsbehörden selbst getroffenen Entscheidungen 
oder Maßnahmen unvereinbar sind.

5. Jede Änderung des Grundgesetzes bedarf vor ihrem Inkrafttreten der ausdrücklichen Genehmigung der 
Besatzungsbehörden. Länderverfassungen, Änderungen dieser Verfassungen, alle sonstige Gesetzgebung und 
alle Abkommen zwischen dem Bund und ausländischen Regierungen treten 21 Tage nach ihrem amtlichen 
Eingang bei den Besatzungsbehörden in Kraft, es sei denn, daß diese sie vorher vorläufig oder endgültig ableh-
nen. Die Besatzungsbehörden werden gesetzgeberische Maßnahmen nicht ablehnen, es sei denn, daß sie ihrer 
Ansicht nach mit dem Grundgesetz, mit einer Länderverfassung, mit der Gesetzgebung oder den sonstigen 
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Direktiven der Besatzungsbehörden oder mit Bestimmungen dieses Statuts unvereinbar sind, oder daß diese 
Maßnahmen die Grundziele der Besatzung ernstlich gefährden.

6. Unter dem ausschließlichen Vorbehalt der Gewährleistung ihrer Sicherheiten garantieren die Besatzungs-
behörden die Beachtung durch alle Besatzungsstellen der Rechte des Bürgers auf Schutz gegen willkürliche 
Verhaftung, Durchsuchung oder Beschlagnahme; auf Vertretung durch einen Anwalt; auf Freilassung gegen

Sicherheitsleistung, soweit es die Umstände rechtfertigen; auf die Möglichkeit, mit den Angehörigen in Ver-
bindung zu bleiben und auf ein gerechtes und baldiges Verfahren.

7. Vor dem Inkrafttreten des Grundgesetzes erlassene gesetzgeberische Maßnahmen der Besatzungsbehör-
den bleiben bis zu ihrer Aufhebung oder Änderung durch die Besatzungsbehörden nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen in Kraft:

a) Gesetzgebung, die mit dem Vorausgehenden nicht übereinstimmt, wird aufgehoben oder so abgeändert 
werden, daß sie mit ihm übereinstimmt,

b) Gesetzgebung, die auf den oben in Absatz 2 aufgeführten Befugnissen beruht, wird kodifiziert werden,
c) Gesetzgebung, die nicht unter a) oder b) fällt, wird von den Besatzungsbehörden auf Ersuchen der zustän-

digen deutschen Behörden aufgehoben werden.
8. Jede Maßnahme der Besatzungsbehörden soll als im Rahmen der hierin vorbehaltenen Befugnisse lie-

gend angesehen und als solche gemäß diesem Statut wirksam werden, wenn sie auf Grund einer Vereinbarung 
zwischen ihnen getroffen worden ist oder offensichtlich in irgendeiner Weise darauf beruht. Die Besatzungsbe-
hörden können nach ihrem Ermessen ihre Beschlüsse entweder unmittelbar oder durch Anweisungen an die 
zuständigen deutschen Behörden zur Ausführung bringen.

9. Nach 12 Monaten, mindestens aber innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttreten dieses Statuts werden die 
Besatzungsmächte eine Überprüfung seiner Bestimmungen vornehmen unter Berücksichtigung der bei seiner 
Anwendung gemachten Erfahrungen und mit dem Ziele, die Zuständigkeit der deutschen Behörden auf den 
Gebieten der Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung zu erweitern.
Link: http://www.1000dokumente.de/pdf/dok_0013_bes_de.pdf
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Nr. 33 Verfassung für die Bundesrepublik Deutschland
vom 23. Mai 1949 

(Bundesgesetzblatt 1949, 1)
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (1949)

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

Der Parlamentarische Rat hat am 23. Mai 1949 in Bonn am Rhein in öffentlicher Sitzung festgestellt, daß 
das am 8. Mai des Jahres 1949 vom Parlamentarischen Rat beschlossene Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland in der Woche vom 16. - 22. Mai 1949 durch die Volksvertretungen von mehr als Zweidritteln der 
beteiligten deutschen Länder angenommen worden ist. 

Auf Grund dieser Feststellung hat der Parlamentarische Rat, vertreten durch seinen Präsidenten, das Grund-
gesetz ausgefertigt und verkündet. 

Das Grundgesetz wird hiermit gemäß Artikel 145 Absatz 3 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht: 

Präambel
Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, 
von dem Willen beseelt, seine nationale Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem verein-

ten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk 
in den Ländern Baden, Bayern, Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-

land-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden- und Württemberg-Hohenzollern, 
um dem staatlichen Leben für eine Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfassungsge-

benden Gewalt dieses Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beschlossen. 
Es hat auch für jene Deutschen gehandelt, deren mitzuwirken versagt war. 
Das gesamte Deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch-

lands zu vollenden. 

I. Die Grundrechte
Art. 1. (1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als 
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung als unmittelbar 
geltendes Recht. 
Art. 2. (1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer 
verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. 

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. 
In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. 
Art. 3. (1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. 
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Hei-

mat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder be-
vorzugt werden. 
Art. 4. (1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich. 

(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 
(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden. Das Nähere 

regelt ein Bundesgesetz. 
Art. 5. (1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und 
sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der 
Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt. 

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Be-
stimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre. 

(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der 
Treue zur Verfassung. 
Art. 6. (1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. 
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(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegen-
de Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der Fa-
milie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen 
zu verwahrlosen drohen. 

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. 
(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und 

seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern. 
Art. 7. (1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates. 

(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme des Kindes am Religionsunterricht zu 
bestimmen. 

(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen or-
dentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht in Überein-
stimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen 
verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen. 

(4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Private Schulen als Ersatz für öffent-
liche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates und unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung 
ist zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftli-
chen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen und eine Sonderung der 
Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist. 

(5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonderes pädagogi-
sches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als 
Bekenntnis- oder Weltanschauungsschule errichtet werden soll und eine öffentliche Volksschule dieser Art. in 
der Gemeinde nicht besteht. 

(6) Vorschulen bleiben aufgehoben. 
Art. 8. (1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen 
zu versammeln. 

(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
beschränkt werden. 
Art. 9. (1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden. 

(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verboten. 

(3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu 
bilden, ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu 
behindern suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig. 
Art. 10. Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich. Beschränkungen dür-
fen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. 
Art. 11. (1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet. 

(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz und nur für die Fälle eingeschränkt werden, in denen eine ausreichen-
de Lebensgrundlage nicht vorhanden ist und der Allgemeinheit daraus besondere Lasten entstehen würden und 
in denen es zum Schutze der Jugend vor Verwahrlosung, zur Bekämpfung von Seuchengefahr oder um strafbare 
Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist. 
Art. 12. (1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen. Die 
Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt werden. 

(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rahmen einer herkömmlichen 
allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungspflicht. 

(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung zulässig. 
Art. 13. (1) Die Wohnung ist unverletzlich. 

(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzuge auch durch die in den Gesetzen 
vorgesehenen anderen Organe angeordnet und nur in der dort vorgeschriebenen Form durchgeführt werden. 

(3) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr oder einer 
Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund eines Gesetzes auch zur Verhütung dringender Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchen-
gefahr oder zum Schutze gefährdeter Jugendlicher vorgenommen werden. 
Art. 14. (1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden durch die 
Gesetze bestimmt. 
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(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. 
(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder auf Grund 

eines Gesetzes erfolgen, das Art. und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter 
Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschä-
digung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen. 
Art. 15. Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der Vergesellschaftung 
durch ein Gesetz, das Art. und Ausmaß der Entschädigung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen 
der Gemeinwirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung gilt Artikel 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 entspre-
chend. 
Art. 16. (1) Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden. Der Verlust der Staatsangehörigkeit 
darf nur auf Grund eines Gesetzes und gegen den Willen des Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betrof-
fene dadurch nicht staatenlos wird. 

(2) Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert werden. Politisch verfolgte genießen Asylrecht. 
Art. 17. Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder 
Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden. 
Art. 18. Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die Pressefreiheit (Artikel 5 Abs. 1), die Lehr-
freiheit (Artikel 5 Abs. 3), die Versammlungsfreiheit (Artikel 8), die Vereinigungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10), das Eigentum (Artikel 14) oder das Asylrecht (Artikel 16 Absatz 
2) zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung mißbraucht, verwirkt diese Grundrechte. 
Die Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bundesverfassungsgericht ausgesprochen. 
Art. 19. (1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein und nicht nur für den Einzelfall gelten. Außerdem muß 
das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels nennen. 

(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden. 
(3) Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit sie ihrem Wesen nach auf diese 

anwendbar sind. 
(4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht ihm der Rechtsweg offen. 

Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. 

II. Der Bund und die Länder
Art. 20. (1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat. 

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch be-
sondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. 

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtspre-
chung sind an Gesetz und Recht gebunden. 
Art. 21. (1) Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit. Ihre Gründung ist frei. Ihre 
innere Ordnung muß demokratischen Grundsätzen entsprechen. Sie müssen über die Herkunft ihrer Mittel 
öffentlich Rechenschaft geben. 

(2) Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, die freiheitli-
che demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig. Über die Frage der Verfassungswidrigkeit entscheidet das 
Bundesverfassungsgericht. 

(3) Das Nähere regeln Bundesgesetze. 
Art. 22. Die Bundesflagge ist schwarz-rot-gold. 
Art. 23. Dieses Grundgesetz gilt zunächst im Gebiete der Länder Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Ham-
burg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden 
und Württemberg-Hohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands ist es nach deren Beitritt in Kraft zu setzen. 
Art. 24. (1) Der Bund kann durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen. 

(2) Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit einord-
nen; er wird hierbei in die Beschränkungen seiner Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedliche und dauerhafte 
Ordnung in Europa und zwischen den Völkern der Welt herbeiführen und sichern. 

(3) Zur Regelung zwischenstaatlicher Streitigkeiten wird der Bund Vereinbarungen über eine allgemeine, 
umfassende, obligatorische, internationale Schiedsgerichtsbarkeit beitreten. 
Art. 25. Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den Gesetzen 
vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes. 
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Art. 26. (1) Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusam-
menleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind verfas-
sungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen. 

(2) Zur Kriegsführung bestimmte Waffen dürfen nur mit Genehmigung der Bundesregierung hergestellt, 
befördert und in Verkehr gebracht werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 
Art. 27. Alle deutschen Kauffahrteischiffe bilden eine einheitliche Handelsflotte. 
Art. 28. (1) Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muß den Grundsätzen des republikanischen, 
demokratischen und sozialen Rechtsstaates im Sinne dieses Grundgesetzes entsprechen. In den Ländern, Krei-
sen und Gemeinden muß das Volk eine Vertretung haben, die aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen 
und geheimen Wahlen hervorgegangen ist. In Gemeinden kann an die Stelle einer gewählten Körperschaft die 
Gemeindeversammlung treten. 

(2) Den Gemeinden muß das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im 
Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. Auch die Gemeindeverbände haben im Rahmen ihres 
gesetzlichen Aufgabenbereiches nach Maßgabe der Gesetze das Recht der Selbstverwaltung. 

(3) Der Bund gewährleistet, daß die verfassungsmäßige Ordnung der Länder den Grundrechten und den 
Bestimmungen der Absätze 1 und 2 entspricht. 
Art. 29. (1) Das Bundesgebiet ist unter Berücksichtigung der landsmannschaftlichen Verbundenheit, der ge-
schichtlichen und kulturellen Zusammenhänge, der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit und des sozialen Gefüges 
durch Bundesgesetz neu zu gliedern. Die Neugliederung soll Länder schaffen, die nach Größe und Leistungsfä-
higkeit die ihnen obliegenden Aufgaben wirksam erfüllen können. 

(2) In Gebietsteilen, die bei der Neubildung der Länder nach dem 8. Mai 1945 ohne Volksabstimmung ihre 
Landeszugehörigkeit geändert haben, kann binnen eines Jahres nach dem Inkrafttreten des Grundgesetzes 
durch Volksbegehren eine bestimmte Änderung der über die Landeszugehörigkeit getroffenen Entscheidung 
gefordert werden. Das Volksbegehren bedarf der Zustimmung eines Zehntels der zu den Landtagen wahlbe-
rechtigten Bevölkerung. Kommt das Volksbegehren zustande, so hat die Bundesregierung in den Gesetzentwurf 
über die Neugliederung eine Bestimmung über die Landeszugehörigkeit des Gebietsteils aufzunehmen. 

(3) Nach Annahme des Gesetzes ist in jedem Gebiete, dessen Landeszugehörigkeit geändert werden soll, der 
Teil des Gesetzes, der dieses Gebiet betrifft, zum Volksentscheid zu bringen. Ist ein Volksbegehren nach Absatz 
2 zustandegekommen, so ist in dem betreffenden Gebiete in jedem Falle ein Volksentscheid durchzuführen. 

(4) Soweit dabei das Gesetz mindestens in einem Gebietsteil abgelehnt wird, ist es erneut bei dem Bundes-
tage einzubringen. Nach erneuter Verabschiedung bedarf es insoweit der Annahme durch Volksentscheid im 
gesamten Bundesgebiete. 

(5) Bei einem Volksentscheide entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
(6) Das Verfahren regelt ein Bundesgesetz. Die Neugliederung soll vor Ablauf von drei Jahren nach Verkün-

digung des Grundgesetzes und, falls sie als Folge des Beitritts eines anderen Teiles Deutschlands notwendig 
wird, innerhalb von zwei Jahren nach dem Beitritt geregelt sein. 

(7) Das Verfahren über jede sonstige Änderung des Gebietsbestandes der Länder regelt ein Bundesgesetz, das 
der Zustimmung des Bundesrates und der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages bedarf. 
Art. 30. Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben ist Sache der 
Länder, soweit dieses Grundgesetz keine andere Regelung trifft oder zuläßt. 
Art. 31. Bundesrecht bricht Landesrecht. 
Art. 32. (1) Die Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten ist Sache des Bundes. 

(2) Vor dem Abschlusse eines Vertrages, der die besonderen Verhältnisse eines Landes berührt, ist das Land 
rechtzeitig zu hören. 

(3) Soweit die Länder für die Gesetzgebung zuständig sind, können sie mit Zustimmung der Bundesregie-
rung mit auswärtigen Staaten Verträge abschließen. 
Art. 33. (1) Jeder Deutsche hat in jedem Lande die gleichen staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. 

(2) Jeder Deutsche hat nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung gleichen Zugang zu jedem 
öffentlichen Amte. 

(3) Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte, die Zulassung zu öffentlichen Ämtern sowie die 
im öffentlichen Dienste erworbenen Rechte sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. Niemandem darf 
aus seiner Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem Bekenntnisse oder einer Weltanschauung ein Nach-
teil erwachsen. 

(4) Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als ständige Aufgabe in der Regel Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes zu übertragen, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen. 

(5) Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des Berufs-
beamtentums zu regeln. 
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Art. 34. Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen Amtes die ihm einem Dritten gegen-
über obliegende Amtspflicht, so trifft die Verantwortlichkeit grundsätzlich den Staat oder die Körperschaft, in 
deren Dienst er steht. Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit bleibt der Rückgriff vorbehalten. Für den Anspruch 
auf Schadensersatz und für den Rückgriff darf der ordentliche Rechtsweg nicht ausgeschlossen werden. 
Art. 35. Alle Behörden des Bundes und der Länder leisten sich gegenseitig Rechts- und Amtshilfe. 
Art. 36. Bei den obersten Bundesbehörden sind Beamte aus allen Ländern in angemessenem Verhältnis zu 
verwenden. Die bei den übrigen Bundesbehörden beschäftigten Personen sollen in der Regel aus dem Lande 
genommen werden, in dem sie tätig sind. 
Art. 37. (1) Wenn ein Land die ihm nach dem Grundgesetze oder einem anderen Bundesgesetze obliegenden 
Bundespflichten nicht erfüllt, kann die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates die notwendigen 
Maßnahmen treffen, um das Land im Wege des Bundeszwanges zur Erfüllung seiner Pflichten anzuhalten. 

(2) Zur Durchführung des Bundeszwanges hat die Bundesregierung oder ihr Beauftragter das Weisungsrecht 
gegenüber allen Ländern und ihren Behörden. 

III. Der Bundestag
Art. 38. (1) Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher 
und geheimer Wahl gewählt. Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden 
und nur ihrem Gewissen unterworfen. 

(2) Wahlberechtigt ist, wer das einundzwanzigste Lebensjahr, wählbar, wer das fünfundzwanzigste Lebens-
jahr vollendet hat. 

(3) Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz. 
Art. 39. (1) Der Bundestag wird auf vier Jahre gewählt. Seine Wahlperiode endet vier Jahre nach dem ersten 
Zusammentritt oder mit seiner Auflösung. Die Neuwahl findet im letzten Vierteljahr der Wahlperiode statt, im 
Falle einer Auflösung spätestens nach sechzig Tagen. 

(2) Der Bundestag tritt spätestens am dreißigsten Tage nach der Wahl, jedoch nicht vor dem Ende der Wahl-
periode des letzten Bundestages zusammen. 

(3) Der Bundestag bestimmt den Schluß und den Wiederbeginn seiner Sitzungen. Der Präsident des Bun-
destages kann ihn früher einberufen. Er ist hierzu verpflichtet, wenn ein Drittel der Mitglieder, der Bundesprä-
sident oder der Bundeskanzler es verlangen. 
Art. 40. (1) Der Bundestag wählt seinen Präsidenten, dessen Stellvertreter und die Schriftführer. Er gibt sich 
eine Geschäftsordnung. 

(2) Der Präsident übt das Hausrecht und die Polizeigewalt im Gebäude des Bundestages aus. Ohne seine 
Genehmigung darf in den Räumen des Bundestages keine Durchsuchung oder Beschlagnahme stattfinden. 
Art. 41. (1) Die Wahlprüfung ist Sache des Bundestages. Er entscheidet auch, ob ein Abgeordneter des Bundes-
tages die Mitgliedschaft verloren hat. 

(2) Gegen die Entscheidung des Bundestages ist die Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht zulässig. 
(3) Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 

Art. 42. (1) Der Bundestag verhandelt öffentlich. Auf Antrag eines Zehntels seiner Mitglieder oder auf Antrag 
der Bundesregierung kann mit Zweidrittelmehrheit die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Über den Antrag 
wird in nichtöffentlicher Sitzung entschieden. 

(2) Zu einem Beschlusse des Bundestages ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich, soweit 
dieses Grundgesetz nichts anderes bestimmt. Für die vom Bundestage vorzunehmenden Wahlen kann die Ge-
schäftsordnung Ausnahmen zulassen. 

(3) Wahrheitsgetreue Berichte über die öffentlichen Sitzungen des Bundestages und seiner Ausschüsse blei-
ben von jeder Verantwortlichkeit frei. 
Art. 43. (1) Der Bundestag und seine Ausschüsse können die Anwesenheit jedes Mitgliedes der Bundesregie-
rung verlangen. 

(2) Die Mitglieder des Bundesrates und der Bundesregierung sowie ihre Beauftragten haben zu allen Sitzun-
gen des Bundestages und seiner Ausschüsse Zutritt. Sie müssen jederzeit gehört werden. 
Art. 44. (1) Der Bundestag hat das Recht und auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder die Pflicht, einen 
Untersuchungsausschuß einzusetzen, der in öffentlicher Verhandlung die erforderlichen Beweise erhebt. Die 
Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden. 

(2) Auf Beweiserhebungen finden die Vorschriften über den Strafprozeß sinngemäß Anwendung. Das Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnis bleibt unberührt. 

(3) Gerichte und Verwaltungsbehörden sind zur Rechts- und Amtshilfe verpflichtet. 
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(4) Die Beschlüsse der Untersuchungsausschüsse sind der richterlichen Erörterung entzogen. In der Würdi-
gung und Beurteilung des der Untersuchung zugrunde liegenden Sachverhaltes sind die Gerichte frei. 
Art. 45. (1) Der Bundestag bestellt einen ständigen Ausschuß, der die Rechte des Bundestages gegenüber der 
Bundesregierung zwischen zwei Wahlperioden zu wahren hat. Der ständige Ausschuß hat auch die Rechte eines 
Untersuchungsausschusses. 

(2) Weitergehende Befugnisse, insbesondere das Recht der Gesetzgebung, der Wahl des Bundeskanzlers und 
der Anklage des Bundespräsidenten stehen dem ständigen Ausschuß nicht zu. 
Art. 46. (1) Ein Abgeordneter darf zu keiner Zeit wegen seiner Abstimmung oder wegen einer Äußerung, die er 
im Bundestage oder in einem seiner Ausschüsse getan hat, gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder sonst außer-
halb des Bundestages zur Verantwortung gezogen werden. Dies gilt nicht für verleumderische Beleidigungen. 

(2) Wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung darf ein Abgeordneter nur mit Genehmigung des Bundesta-
ges zur Verantwortung gezogen oder verhaftet werden, es sei denn, daß er bei Begehung der Tat oder im Laufe 
des folgenden Tages festgenommen wird. 

(3) Die Genehmigung des Bundestages ist ferner bei jeder anderen Beschränkung der persönlichen Freiheit 
eines Abgeordneten oder zur Einleitung eines Verfahrens gegen einen Abgeordneten gemäß Artikel 18 erfor-
derlich. 

(4) Jedes Strafverfahren und jedes Verfahren gemäß Artikel 18 gegen einen Abgeordneten, jede Haft und jede 
sonstige Beschränkung seiner persönlichen Freiheit sind auf Verlangen des Bundestages auszusetzen. 
Art. 47. Die Abgeordneten sind berechtigt, über Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Abgeordnete oder 
denen sie in dieser Eigenschaft Tatsachen anvertraut haben, sowie über diese Tatsachen selbst das Zeugnis zu 
verweigern. Soweit dieses Zeugnisverweigerungsrecht reicht, ist die Beschlagnahme von Schriftstücken unzu-
lässig. 
Art. 48. (1) Wer sich um einen Sitz im Bundestage bewirbt, hat Anspruch auf den zur Vorbereitung seiner Wahl 
erforderlichen Urlaub. 

(2) Niemand darf gehindert werden, das Amt eines Abgeordneten zu übernehmen und auszuüben. Eine 
Kündigung oder Entlassung aus diesem Grunde ist unzulässig. 

(3) Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine angemessene, ihre Unabhängigkeit sichernde Entschädigung. 
Sie haben das Recht der freien Benutzung aller staatlichen Verkehrsmittel. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 
Art. 49. Für die Mitglieder des Präsidiums und des ständigen Ausschusses sowie für deren erste Stellvertreter 
gelten die Artikel 46, 47 und die Absätze 2 und 3 des Artikels 48 auch für die Zeit zwischen den Wahlperioden. 

IV. Der Bundesrat
Art. 50. Durch den Bundesrat wirken die Länder bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes mit. 
Art. 51. (1) Der Bundesrat besteht aus Mitgliedern der Regierungen der Länder, die sie bestellen und abberufen. 
Sie können durch andere Mitglieder ihrer Regierungen vertreten werden. 

(2) Jedes Land hat mindestens drei Stimmen, Länder mit mehr als zwei Millionen Einwohnern haben vier, 
Länder mit mehr als sechs Millionen Einwohnern fünf Stimmen. 

(3) Jedes Land kann so viele Mitglieder entsenden, wie es Stimmen hat. Die Stimmen eines Landes können 
nur einheitlich und nur durch anwesende Mitglieder oder deren Vertreter abgegeben werden. 
Art. 52. (1) Der Bundesrat wählt seinen Präsidenten auf ein Jahr. 

(2) Der Präsident beruft den Bundesrat ein. Er hat ihn einzuberufen, wenn die Vertreter von mindestens zwei 
Ländern oder die Bundesregierung es verlangen. 

(3) Der Bundesrat faßt seine Beschlüsse mit mindestens der Mehrheit seiner Stimmen. Er gibt sich eine Ge-
schäftsordnung. Er verhandelt öffentlich. Die Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden. 

(4) Den Ausschüssen des Bundesrates können andere Mitglieder oder Beauftragte der Regierungen der Län-
der angehören. 
Art. 53. Die Mitglieder der Bundesregierung haben das Recht und auf Verlangen die Pflicht, an den Verhand-
lungen des Bundesrates und seiner Ausschüsse teilzunehmen. Sie müssen jederzeit gehört werden. Der Bundes-
rat ist von der Bundesregierung über die Führung der Geschäfte auf dem laufenden zu halten. 

V. Der Bundespräsident
Art. 54. (1) Der Bundespräsident wird ohne Aussprache von der Bundesversammlung gewählt. Wählbar ist 
jeder Deutsche, der das Wahlrecht zum Bundestage besitzt und das vierzigste Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Das Amt des Bundespräsidenten dauert fünf Jahre. Anschließende Wiederwahl ist nur einmal zulässig. 
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(3) Die Bundesversammlung besteht aus den Mitgliedern des Bundestages und einer gleichen Anzahl von 
Mitgliedern, die von den Volksvertretungen der Länder nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt 
werden. 

(4) Die Bundesversammlung tritt spätestens dreißig Tage vor Ablauf der Amtszeit des Bundespräsidenten, 
bei vorzeitiger Beendigung spätestens dreißig Tage nach diesem Zeitpunkt zusammen. Sie wird von dem Präsi-
denten des Bundestages einberufen. 

(5) Nach Ablauf der Wahlperiode beginnt die Frist des Absatzes 4 Satz 1 mit dem ersten Zusammentritt des 
Bundestages. 

(6) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder der Bundesversammlung erhält. Wird diese 
Mehrheit in zwei Wahlgängen von keinem Bewerber erreicht, so ist gewählt, wer in einem weiteren Wahlgang 
die meisten Stimmen auf sich vereinigt. 

(7) Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 
Art. 55. (1) Der Bundespräsident darf weder der Regierung noch einer gesetzgebenden Körperschaft des Bun-
des oder eines Landes angehören. 

(2) Der Bundespräsident darf kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben und 
weder der Leitung noch dem Aufsichtsrate eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens angehören. 
Art. 56. Der Bundespräsident leistet bei seinem Amtsantritt vor den versammelten Mitgliedern des Bundesta-
ges und des Bundesrates folgenden Eid: „Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes 
widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wah-
ren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So 
wahr mir Gott helfe.“ Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden. 
Art. 57. Die Befugnisse des Bundespräsidenten werden im Falle seiner Verhinderung oder bei vorzeitiger Erle-
digung des Amtes durch den Präsidenten des Bundesrates wahrgenommen. 
Art. 58. Anordnungen und Verfügungen des Bundespräsidenten bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeich-
nung durch den Bundeskanzler oder durch den zuständigen Bundesminister. Dies gilt nicht für die Ernennung 
und Entlassung des Bundeskanzlers, die Auflösung des Bundestages gemäß Artikel 63 und das Ersuchen gemäß 
Artikel 69 Abs. 3. 
Art. 59. (1) Der Bundespräsident vertritt den Bund völkerrechtlich. Er schließt im Namen des Bundes die Ver-
träge mit auswärtigen Staaten. Er beglaubigt und empfängt die Gesandten. 

(2) Verträge, welche die politischen Beziehungen des Bundes regeln oder sich auf Gegenstände der Bundesge-
setzgebung beziehen, bedürfen der Zustimmung oder der Mitwirkung der jeweils für die Bundesgesetzgebung 
zuständigen Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes. Für Verwaltungsabkommen gelten die Vor-
schriften über die Bundesverwaltung entsprechend. 
Art. 60. (1) Der Bundespräsident ernennt und entläßt die Bundesrichter und die Bundesbeamten, soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Er übt im Einzelfalle für den Bund das Begnadigungsrecht aus. 
(3) Er kann diese Befugnisse auf andere Behörden übertragen. 
(4) Die Absätze 2 bis 4 des Artikels 46 finden auf den Bundespräsidenten entsprechende Anwendung. 

Art. 61. (1) Der Bundestag oder der Bundesrat können den Bundespräsidenten wegen vorsätzlicher Verletzung 
des Grundgesetzes oder eines anderen Bundesgesetzes vor dem Bundesverfassungsgericht anklagen. Der An-
trag auf Erhebung der Anklage muß von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Bundestages oder einem 
Viertel der Stimmen des Bundesrates gestellt werden. Der Beschluß auf Erhebung der Anklage bedarf der Mehr-
heit von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages oder von zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrat es. Die 
Anklage wird von einem Beauftragten der anklagenden Körperschaft vertreten. 

(2) Stellt das Bundesverfassungsgericht fest, daß der Bundespräsident einer vorsätzlichen Verletzung des 
Grundgesetzes oder eines anderen Bundesgesetzes schuldig ist, so kann es ihn des Amtes für verlustig erklären. 
Durch einstweilige Anordnung kann es nach der Erhebung der Anklage bestimmen, daß er an der Ausübung 
seines Amtes verhindert ist. 

VI. Die Bundesregierung
Art. 62. Die Bundesregierung besteht aus dem Bundeskanzler und aus den Bundesministern. 
Art. 63. (1) Der Bundeskanzler wird auf Vorschlag des Bundespräsidenten vom Bundestage ohne Aussprache 
gewählt. 

(2) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages auf sich vereinigt. Der Ge-
wählte ist vom Bundespräsidenten zu ernennen. 
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(3) Wird der Vorgeschlagene nicht gewählt, so kann der Bundestag binnen vierzehn Tagen nach dem Wahl-
gange mit mehr als der Hälfte seiner Mitglieder einen Bundeskanzler wählen. 

(4) Kommt eine Wahl innerhalb dieser Frist nicht zustande, so findet unverzüglich ein neuer Wahlgang statt, 
in dem gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält. Vereinigt der Gewählte die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages auf sich, so muß der Bundespräsident ihn binnen sieben Tagen nach der Wahl er-
nennen. Erreicht der Gewählte diese Mehrheit nicht, so hat der Bundespräsident binnen sieben Tagen entweder 
ihn zu ernennen oder den Bundestag aufzulösen. 
Art. 64. (1) Die Bundesminister werden auf Vorschlag des Bundeskanzlers vom Bundespräsidenten ernannt 
und entlassen. 

(2) Der Bundeskanzler und die Bundesminister leisten bei der Amtsübernahme vor dem Bundestage den in 
Artikel 56 vorgesehenen Eid. 
Art. 65. Der Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt dafür die Verantwortung. Innerhalb 
dieser Richtlinien leitet jeder Bundesminister seinen Geschäftsbereich selbständig und unter eigener Verant-
wortung. Über Meinungsverschiedenheiten zwischen den Bundesministern entscheidet die Bundesregierung. 
Der Bundeskanzler leitet ihre Geschäfte nach einer von der Bundesregierung beschlossenen und vom Bundes-
präsidenten genehmigten 
Art. 66. Der Bundeskanzler und die Bundesminister dürfen kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und 
keinen Beruf ausüben und weder der Leitung noch ohne Zustimmung des Bundestages dem Aufsichtsrate eines 
auf Erwerb gerichteten Unternehmens angehören. 
Art. 67. (1) Der Bundestag kann dem Bundeskanzler das Mißtrauen nur dadurch aussprechen, daß er mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt und den Bundespräsidenten ersucht, den Bundeskanzler zu 
entlassen. Der Bundespräsident muß dem Ersuchen entsprechen und den Gewählten ernennen. 

(2) Zwischen dem Antrage und der Wahl müssen achtundvierzig Stunden liegen. 
Art. 68. (1) Findet ein Antrag des Bundeskanzlers, ihm das Vertrauen auszusprechen, nicht die Zustimmung 
der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages, so kann der Bundespräsident auf Vorschlag des Bundeskanzlers 
binnen einundzwanzig Tagen den Bundestag auflösen. Das Recht zur Auflösung erlischt, sobald der Bundestag 
mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen anderen Bundeskanzler wählt. 

(2) Zwischen dem Antrage und der Abstimmung müssen achtundvierzig Stunden liegen. 
Art. 69. (1) Der Bundeskanzler ernennt einen Bundesminister zu seinem Stellvertreter. 

(2) Das Amt des Bundeskanzlers oder eines Bundesministers endigt in jedem Falle mit dem Zusammentritt 
eines neuen Bundestages, das Amt eines Bundesministers auch mit jeder anderen Erledigung des Amtes des 
Bundeskanzlers. 

(3) Auf Ersuchen des Bundespräsidenten ist der Bundeskanzler, auf Ersuchen des Bundeskanzlers oder des 
Bundespräsidenten ein Bundesminister verpflichtet, die Geschäfte bis zur Ernennung seines Nachfolgers wei-
terzuführen. 

VII. Die Gesetzgebung des Bundes
Art. 70. (1) Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses Grundgesetz nicht dem Bunde Ge-
setzgebungsbefugnisse verleiht. 

(2) Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern bemißt sich nach den Vorschriften die-
ses Grundgesetzes über die ausschließliche und die konkurrierende Gesetzgebung. 
Art. 71. Im Bereiche der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes haben die Länder die Befugnis zur Gesetz-
gebung nur, wenn und soweit sie hierzu in einem Bundesgesetze ausdrücklich ermächtigt werden. 
Art. 72. (1) Im Bereiche der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung, 
solange und soweit der Bund von seinem Gesetzgebungsrechte keinen Gebrauch macht. 

(2) Der Bund hat in diesem Bereich das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit ein Bedürfnis nach bundes-
gesetzlicher Regelung besteht, weil: 

1. eine Angelegenheit durch die Gesetzgebung einzelner Länder nicht wirksam geregelt werden kann oder 
2. die Regelung einer Angelegenheit durch ein Landesgesetz die Interessen anderer Länder oder die Gesamt-

heit beeinträchtigen könnte oder 
3. die Herstellung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit, insbesondere die Wahrung der Einheitlichkeit der 

Lebensverhältnisse im Bundesgebiet über das Gebiet eines Landes hinaus sie erfordert. 
Art. 73. Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über: 

1.  die auswärtigen Angelegenheiten; 
2.  die Staatsangehörigkeit im Bunde; 
3.  die Freizügigkeit, das Paßwesen, die Ein- und Auswanderung und die Auslieferung; 
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4.  das Währungs-, Geld- und Münzwesen, Masse und Gewichte sowie die Zeitbestimmung; 
5.  die Einheit des Zoll- und Handelsgebietes, die Handels- und Schiffahrtsverträge, die Freizügigkeit des 

Warenverkehrs und den Waren- und Zahlungsverkehr mit dem Auslande einschließlich des Zoll- und Grenz-
schutzes; 

6.  die Bundeseisenbahnen und den Luftverkehr; 
7.  das Post- und Fernmeldewesen; 
8.  die Rechtsverhältnisse der im Dienste des Bundes und der bundesunmittelbaren Körperschaften des öf-

fentlichen Rechtes stehenden Personen; 
9.  den gewerblichen Rechtsschutz, das Urheberrecht und das Verlagsrecht; 
10.  die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in der Kriminalpolizei und in Angelegenheiten des 

Verfassungsschutzes, die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes sowie die internationale Verbrechens-
bekämpfung; 

11.  die Statistik für Bundeszwecke. 
Art. 74. Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete: 

1.  das bürgerliche Recht, das Strafrecht und den Strafvollzug, die Gerichtsverfassung, das gerichtliche Ver-
fahren, die Rechtsanwaltschaft, das Notariat und die Rechtsberatung; 

2.  das Personenstandswesen; 
3.  das Vereins- und Versammlungsrecht; 
4.  das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer; 
5.  den Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung in das Ausland; 
6.  die Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen; 
7.  die öffentliche Fürsorge; 
8.  die Staatsangehörigkeit in den Ländern; 
9.  die Kriegsschäden und die Wiedergutmachung; 
10.  die Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen, die Fürsorge für die ehemaligen 

Kriegsgefangenen und die Sorge für die Kriegsgräber; 
11.  das Recht der Wirtschaft (Bergbau, Industrie, Energiewirtschaft, Handwerk, Gewerbe, Handel, Bank- 

und Börsenwesen, privatrechtliches Versicherungswesen); 
12.  das Arbeitsrecht einschließlich der Betriebsverfassung, des Arbeitsschutzes und der Arbeitsvermittlung 

sowie die Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung; 
13.  die Förderung der wissenschaftlichen Forschung; 
14.  das Recht der Enteignung, soweit sie auf den Sachgebieten der Artikel 73 und 74 in Betracht kommt; 
15.  die Überführung von Grund und Boden, von Naturschätzen und Produktionsmitteln in Gemeineigen-

tum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft; 
16.  die Verhütung des Mißbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung; 
17.  die Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung, die Sicherung der Ernährung, die Ein- und 

Ausfuhr land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, die Hochsee- und Küstenfischerei und den Küstenschutz; 
18.  den Grundstücksverkehr, das Bodenrecht und das landwirtschaftliche Pachtwesen, das Wohnungswesen, 

das Siedlungs- und Heimstättenwesen; 
19.  die Maßnahmen gegen gemeingefährliche und übertragbare Krankheiten bei Menschen und Tieren, die 

Zulassung zu ärztlichen und anderen Heilberufen und zum Heilgewerbe, den Verkehr mit Arzneien, Heil- und 
Betäubungsmitteln und Giften; 

20.  den Schutz beim Verkehr mit Lebens- und Genußmitteln sowie Bedarfsgegenständen, mit Futtermitteln, 
mit land- und forstwirtschaftlichem Saat- und Pflanzgut und  den Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und 
Schädlinge; 

21.  die Hochsee- und Küstenschiffahrt sowie die Seezeichen, die Binnenschiffahrt, den Wetterdienst, die 
Seewasserstraßen und die dem allgemeinen Verkehr dienenden Binnenwasserstraßen; 

22.  den Straßenverkehr, das Kraftfahrwesen, den Bau und die Unterhaltung von Landstraßen des Fernver-
kehrs; 

23.  die Schienenbahnen, die nicht Bundeseisenbahn sind, mit Ausnahme der Bergbahnen. 
Art. 75. Der Bund hat das Recht, unter den Voraussetzungen des Artikels 72 Rahmenvorschriften zu erlassen 
über: 

1.  die Rechtsverhältnisse der im öffentlichen Dienste der Länder, Gemeinden und anderen Körperschaften 
des öffentlichen Rechtes stehenden Personen; 

2.  die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse; 
3.  das Jagdwesen, den Naturschutz und die Landschaftspflege; 
4.  die Bodenverteilung, die Raumordnung und den Wasserhaushalt; 
5.  das Melde- und Ausweiswesen. 
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Art. 76. (1) Gesetzesvorlagen werden beim Bundestage durch die Bundesregierung, aus der Mitte des Bundes-
tages oder durch den Bundesrat eingebracht. 

(2) Vorlagen der Bundesregierung sind zunächst dem Bundesrates zuzuleiten. Der Bundesrat ist berechtigt, 
innerhalb von drei Wochen zu diesen Vorlagen Stellung zu nehmen. 

(3) Vorlagen des Bundesrates sind dem Bundestage durch die Bundesregierung zuzuleiten. Sie hat hierbei 
ihre Auffassung darzulegen. 
Art. 77. (1) Die Bundesgesetze werden vom Bundestage beschlossen. Sie sind nach ihrer Annahme durch den 
Präsidenten des Bundestages unverzüglich dem Bundesrate zuzuleiten. 

(2) Der Bundesrat kann binnen zwei Wochen nach Eingang des Gesetzesbeschlusses verlangen, daß ein aus 
Mitgliedern des Bundestages und des Bundesrates für die gemeinsame Beratung von Vorlagen gebildeter Aus-
schuß einberufen wird. Die Zusammensetzung und das Verfahren dieses Ausschusses regelt eine Geschäfts-
ordnung, die vom Bundestag beschlossen wird und der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Die in diesen 
Ausschuß entsandten Mitglieder des Bundesrates sind nicht an Weisungen gebunden. Ist zu einem Gesetze die 
Zustimmung des Bundesrates erforderlich, so können auch der Bundestag und die Bundesregierung die Ein-
berufung verlangen. Schlägt der Ausschuß eine Änderung des Gesetzesbeschlusses vor, so hat der Bundestag 
erneut Beschluß zu fassen. 

(3) Soweit zu einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates nicht erforderlich ist, kann der Bundesrat, 
wenn das Verfahren nach Absatz 2 beendigt ist, gegen ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz binnen einer 
Woche Einspruch einlegen. Die Einspruchsfrist beginnt im Falle des Absatzes 2 letzter Satz mit dem Eingange 
des vom Bundestage erneut gefaßten Beschlusses, in allen anderen Fällen mit dem Abschlusse des Verfahrens 
vor dem in Absatz 2 vorgesehenen Ausschusse. 

(4) Wird der Einspruch mit der Mehrheit der Stimmen des Bundesrates beschlossen, so kann er durch Be-
schluß der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages zurückgewiesen werden. Hat der Bundesrat den Einspruch 
mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln seiner Stimmen beschlossen, so bedarf die Zurückweisung 
durch den Bundestag einer Mehrheit von zwei Dritteln, mindestens der Mehrheit der Mitglieder des Bundes-
tages. 
Art. 78. Ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz kommt zustande, wenn der Bundesrat zustimmt, den An-
trag gemäß Artikel 77 Abs. 2 nicht stellt, innerhalb der Frist des Artikels 77 Abs. 3 keinen Einspruch einlegt oder 
ihn zurücknimmt oder wenn der Einspruch vom Bundestage überstimmt wird. 
Art. 79. (1) Das Grundgesetz kann nur durch ein Gesetz geändert werden, das den Wortlaut des Grundgesetzes 
ausdrücklich ändert oder ergänzt. 

(2) Ein solches Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages und zwei 
Dritteln der Stimmen des Bundesrates. 

(3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, die grundsätz-
liche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsät-
ze berührt werden, ist unzulässig. 
Art. 80. (1) Durch Gesetz können die Bundesregierung, ein Bundesminister oder die Landesregierungen er-
mächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen. Dabei müssen Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Er-
mächtigung im Gesetze bestimmt werden. Die Rechtsgrundlage ist in der Verordnung anzugeben. Ist durch 
Gesetz vorgesehen, daß eine Ermächtigung weiter übertragen werden kann, so bedarf es zur Übertragung der 
Ermächtigung einer Rechtsverordnung. 

(2) Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, vorbehaltlich anderweitiger bundesgesetzlicher Regelung, 
Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder eines Bundesministers über Grundsätze und Gebühren für die 
Benutzung der Einrichtungen des Post- und Fernmeldewesens, über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen, so-
wie Rechtsverordnungen auf Grund von Bundesgesetzen, die der Zustimmung des Bundesrates bedürfen oder 
die von den Ländern im Auftrage des Bundes oder als eigene Angelegenheit ausgeführt werden. 
Art. 81. (1) Wird im Falle des Artikels 68 der Bundestag nicht aufgelöst, so kann der Bundespräsident auf 
Antrag der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates für eine Gesetzesvorlage den Gesetzgebungs-
notstand erklären, wenn der Bundestag sie ablehnt, obwohl die Bundesregierung sie als dringlich bezeichnet 
hat. Das gleiche gilt, wenn eine Gesetzesvorlage abgelehnt worden ist, obwohl der Bundeskanzler mit ihr den 
Antrag des Artikels 68 verbunden hatte. 

(2) Lehnt der Bundestag die Gesetzesvorlage nach Erklärung des Gesetzgebungsnotstandes erneut ab oder 
nimmt er sie in einer für die Bundesregierung als unannehmbar bezeichneten Fassung an, so gilt das Gesetz als 
zustande gekommen, soweit der Bundesrat ihm zustimmt. Das gleiche gilt, wenn die Vorlage vom Bundestage 
nicht innerhalb von vier Wochen nach der erneuten Einbringung verabschiedet wird. 

(3) Während der Amtszeit eines Bundeskanzlers kann auch jede andere vom Bundestage abgelehnte Geset-
zesvorlage innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach der ersten Erklärung des Gesetzgebungsnotstandes 
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gemäß Absatz 1 und 2 verabschiedet werden. Nach Ablauf der Frist ist während der Amtszeit des gleichen 
Bundeskanzlers eine weitere Erklärung des Gesetzgebungsnotstandes unzulässig. 

(4) Das Grundgesetz darf durch ein Gesetz, das nach Absatz 2 zustande kommt, weder geändert, noch ganz 
oder teilweise außer Kraft oder außer Anwendung gesetzt werden. 
Art. 82. (1) Die nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes zustande gekommenen Gesetze werden vom Bun-
despräsidenten nach Gegenzeichnung ausgefertigt und im Bundesgesetzblatte verkündet. Rechtsverordnungen 
werden von der Stelle, die sie erläßt, ausgefertigt und vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung im 
Bundesgesetzblatte verkündet. 

(2) Jedes Gesetz und jede Rechtsverordnung soll den Tag des Inkrafttretens bestimmen. Fehlt eine solche Be-
stimmung, so treten sie mit dem vierzehnten Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Bundesgesetzblatt 
ausgegeben worden ist. 

VIII. Die Ausführung der Bundesgesetze und die Bundesverwaltung
Art. 83. Die Länder führen die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus, soweit dieses Grundgesetz nichts 
anderes bestimmt oder zuläßt. 
Art. 84. (1) Führen die Länder die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus, so regeln sie die Einrichtung der 
Behörden und das Verwaltungsverfahren, soweit nicht Bundesgesetze mit Zustimmung des Bundesrates etwas 
anderes bestimmen. 

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften erlas-
sen. 

(3) Die Bundesregierung übt die Aufsicht darüber aus, daß die Länder die Bundesgesetze dem geltenden 
Rechte gemäß ausführen. Die Bundesregierung kann zu diesem Zwecke Beauftragte zu den obersten Landes-
behörden entsenden, mit deren Zustimmung und, falls diese Zustimmung versagt wird, mit Zustimmung des 
Bundesrates auch zu den nachgeordneten Behörden. 

(4) Werden Mängel, die die Bundesregierung bei der Ausführung der Bundesgesetze in den Ländern festge-
stellt hat, nicht beseitigt, so beschließt auf Antrag der Bundesregierung oder des Landes der Bundesrat, ob das 
Land das Recht verletzt hat. Gegen den Beschluß des Bundesrates kann das Bundesverfassungsgericht angeru-
fen werden. 

(5) Der Bundesregierung kann durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zur Aus-
führung von Bundesgesetzen die Befugnis verliehen werden, für besondere Fälle Einzelweisungen zu erteilen. 
Sie sind, außer wenn die Bundesregierung den Fall für dringlich erachtet, an die obersten Landesbehörden zu 
richten. 
Art. 85. (1) Führen die Länder die Bundesgesetze im Auftrage des Bundes aus, so bleibt die Einrichtung der 
Behörden Angelegenheit der Länder, soweit nicht Bundesgesetze mit Zustimmung des Bundesrates etwas an-
deres bestimmen. 

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften erlas-
sen. Sie kann die einheitliche Ausbildung der Beamten und Angestellten regeln. Die Leiter der Mittelbehörden 
sind mit ihrem Einvernehmen zu bestellen. 

(3) Die Landesbehörden unterstehen den Weisungen der zuständigen obersten Bundesbehörden. Die Wei-
sungen sind, außer wenn die Bundesregierung es für dringlich erachtet, an die obersten Landesbehörden zu 
richten. Der Vollzug der Weisung ist durch die obersten Landesbehörden sicherzustellen. 

(4) Die Bundesaufsicht erstreckt sich auf Gesetzmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Ausführung. Die Bun-
desregierung kann zu diesem Zwecke Bericht und Vorlage der Akten verlangen und Beauftragte zu allen Be-
hörden entsenden. 
Art. 86. Führt der Bund die Gesetze durch bundeseigene Verwaltung oder durch bundesunmittelbare Körper-
schaften oder Anstalten des öffentlichen Rechtes aus, so erläßt die Bundesregierung, soweit nicht das Gesetz 
Besonderes vorschreibt, die allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Sie regelt, soweit das Gesetz nichts anderes 
bestimmt, die Einrichtung der Behörden. 
Art. 87. (1) In bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau werden geführt der Auswärtige 
Dienst, die Bundesfinanzverwaltung, die Bundeseisenbahnen, die Bundespost und nach Maßgabe des Artikels 
89 die Verwaltung der Bundeswasserstraßen und der Schiffahrt. Durch Bundesgesetz können Bundesgrenz-
schutzbehörden, Zentralstellen für das polizeiliche Auskunfts- und Nachrichtenwesen, zur Sammlung von Un-
terlagen für Zwecke des Verfassungsschutzes und für die Kriminalpolizei eingerichtet werden. 

(2) Als bundesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechtes werden diejenigen sozialen Versiche-
rungsträger geführt, deren Zuständigkeitsbereich sich über das Gebiet eines Landes hinaus erstreckt. 

(3) Außerdem können für Angelegenheiten, für die dem Bunde die Gesetzgebung zusteht, selbständige Bun-
desoberbehörden und neue bundesunmittelbare Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechtes durch 
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Bundesgesetz errichtet werden. Erwachsen dem Bunde auf Gebieten, für die ihm die Gesetzgebung zusteht, 
neue Aufgaben, so können bei dringendem Bedarf bundeseigene Mittel- und Unterbehörden mit Zustimmung 
des Bundesrates und der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages errichtet werden. 
Art. 88. Der Bund errichtet eine Währungs- und Notenbank als Bundesbank. 
Art. 89. (1) Der Bund ist Eigentümer der bisherigen Reichswasserstraßen. 

(2) Der Bund verwaltet die Bundeswasserstraßen durch eigene Behörden. Er nimmt die über den Bereich 
eines Landes hinausgehenden staatlichen Aufgaben der Binnenschiffahrt und die Aufgaben der Seeschiffahrt 
wahr, die ihm durch Gesetz übertragen werden. Er kann die Verwaltung von Bundeswasserstraßen, soweit sie 
im Gebiete eines Landes liegen, diesem Lande auf Antrag als Auftragsverwaltung übertragen. Berührt eine Was-
serstraße das Gebiet mehrerer Länder, so kann der Bund das Land beauftragen, für das die beteiligten Länder 
es beantragen. 

(3) Bei der Verwaltung, dem Ausbau und dem Neubau von Wasserstraßen sind die Bedürfnisse der Landes-
kultur und der Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit den Ländern zu wahren. 
Art. 90. (1) Der Bund ist Eigentümer der bisherigen Reichsautobahnen und Reichsstraßen. 

(2) Die Länder oder die nach Landesrecht zuständigen Selbstverwaltungskörperschaften verwalten die Bun-
desautobahnen und sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs im Auftrage des Bundes. 

(3) Auf Antrag eines Landes kann der Bund Bundesautobahnen und sonstige Bundesstraßen des Fernver-
kehrs, soweit sie im Gebiet dieses Landes liegen, in bundeseigene Verwaltung übernehmen. 
Art. 91. (1) Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung des Bundes oder eines Landes kann ein Land Polizeikräfte anderer Länder anfordern. 

(2) Ist das Land, in dem die Gefahr droht, nicht selbst zur Bekämpfung der Gefahr bereit oder in der Lage, so 
kann die Bundesregierung die Polizei in diesem Lande und die Polizeikräfte anderer Länder ihren Weisungen 
unterstellen. Die Anordnung ist nach Beseitigung der Gefahr, im übrigen jederzeit auf Verlangen des Bundes-
rates aufzuheben. 

IX. Die Rechtsprechung
Art. 92. Die rechtsprechende Gewalt ist den Richtern anvertraut; sie wird durch das Bundesverfassungsgericht, 
durch das Oberste Bundesgericht, durch die in diesem Grundgesetze vorgesehenen Bundesgerichte und durch 
die Gerichte der Länder ausgeübt. 
Art. 93. (1) Das Bundesverfassungsgericht entscheidet: 

1.  über die Auslegung dieses Grundgesetzes aus Anlaß von Streitigkeiten über den Umfang der Rechte und 
Pflichten eines obersten Bundesorgans oder anderer Beteiligter, die durch dieses Grundgesetz oder in der Ge-
schäftsordnung eines obersten Bundesorgans mit eigenen Rechten ausgestattet sind; 

2.  bei Meinungsverschiedenheiten oder Zweifeln über die förmliche und sachliche Vereinbarkeit von Bun-
desrecht oder Landesrecht mit diesem Grundgesetze oder die Vereinbarkeit von Landesrecht mit sonstigem 
Bundesrechte auf Antrag der Bundesregierung, einer Landesregierung oder eines Drittels der Mitglieder des 
Bundestages; 

3.  bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und Pflichten des Bundes und der Länder, insbesondere bei 
der Ausführung von Bundesrecht durch die Länder und bei der Ausübung der Bundesaufsicht; 

4.  in anderen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten zwischen dem Bunde und den Ländern, zwischen ver-
schiedenen Ländern oder innerhalb eines Landes, soweit nicht ein anderer Rechtsweg gegeben ist; 

5.  in den übrigen in diesem Grundgesetze vorgesehenen Fällen. 
(2) Das Bundesverfassungsgericht wird ferner in den ihm sonst durch Bundesgesetz zugewiesenen Fällen 

tätig. 
Art. 94. (1) Das Bundesverfassungsgericht besteht aus Bundesrichtern und anderen Mitgliedern. Die Mitglieder 
des Bundesverfassungsgerichtes werden je zur Hälfte vom Bundestage und vom Bundesrate gewählt. Sie dürfen 
weder dem Bundestage, dem Bundesrate, der Bundesregierung noch entsprechenden Organen eines Landes 
angehören. 

(2) Ein Bundesgesetz regelt seine Verfassung und das Verfahren und bestimmt, in welchen Fällen seine Ent-
scheidungen Gesetzeskraft haben. 
Art. 95. (1) Zur Wahrung der Einheit des Bundesrechts wird ein Oberstes Bundesgericht errichtet. 

(2) Das Oberste Bundesgericht entscheidet in Fällen, deren Entscheidung für die Einheitlichkeit der Recht-
sprechung der oberen Bundesgerichte von grundsätzlicher Bedeutung sind. 

(3) Über die Berufung der Richter des Obersten Bundesgerichts entscheidet der Bundesjustizminister ge-
meinsam mit einem Richterwahlausschuß, der aus den Landesjustizministern und einer gleichen Anzahl von 
Mitgliedern besteht, die vom Bundestage gewählt werden. 
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(4) Im übrigen werden die Verfassung des Obersten Bundesgerichts und sein Verfahren durch Bundesgesetz 
geregelt. 
Art. 96. (1) Für das Gebiet der ordentlichen, der Verwaltungs-, der Finanz-, der Arbeits- und Sozialgerichtsbar-
keit sind obere Bundesgerichte zu errichten. 

(2) Auf die Richter der oberen Bundesgerichte findet Artikel 95 Absatz 3 mit der Maßgabe Anwendung, daß 
an die Stelle des Bundesjustizministers und der Landesjustizminister die für das jeweilige Sachgebiet zuständi-
gen Minister treten. Ihre Dienstverhältnisse sind durch besonderes Bundesgesetz zu regeln. 

(3) Der Bund kann für Dienststrafen gegen Bundesbeamte und Bundesrichter Bundesdienststrafgerichte er-
richten. 
Art. 97. (1) Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetze unterworfen. 

(2) Die hauptamtlich und planmäßig endgültig angestellten Richter können wider ihren Willen nur kraft 
richterlicher Entscheidung und nur aus Gründen und unter den Formen, welche die Gesetze bestimmen, vor 
Ablauf ihrer Amtszeit entlassen oder dauernd oder zeitweise ihres Amtes enthoben oder an eine andere Stelle 
oder in den Ruhestand versetzt werden. Die Gesetzgebung kann Altersgrenzen festsetzen, bei deren Erreichung 
auf Lebenszeit angestellte Richter in den Ruhestand treten. Bei Veränderung der Einrichtung der Gerichte oder 
ihrer Bezirke können Richter an ein anderes Gericht versetzt oder aus dem Amte entfernt werden, jedoch nur 
unter Belassung des vollen Gehaltes. 
Art. 98. (1) Die Rechtsstellung der Bundesrichter ist durch besonderes Bundesgesetz zu regeln. 

(2) Wenn ein Bundesrichter im Amte oder außerhalb des Amtes gegen die Grundsätze des Grundgesetzes 
oder gegen die verfassungsmäßige Ordnung eines Landes verstößt, so kann das Bundesverfassungsgericht mit 
Zweidrittelmehrheit auf Antrag des Bundestages anordnen, daß der Richter in ein anderes Amt oder in den 
Ruhestand zu versetzen ist. Im Falle eines vorsätzlichen Verstoßes kann auf Entlassung erkannt werden. 

(3) Die Rechtsstellung der Richter in den Ländern ist durch besondere Landesgesetze zu regeln. Der Bund 
kann Rahmenvorschriften erlassen. 

(4) Die Länder können bestimmen, daß über die Anstellung der Richter in den Ländern der Landesjustizmi-
nister gemeinsam mit einem Richterwahlausschuß entscheidet. 

(5) Die Länder können für Landesrichter eine Absatz 2 entsprechende Regelung treffen. Geltendes Landes-
verfassungsrecht bleibt unberührt. Die Entscheidung über eine Richteranklage steht dem Bundesverfassungs-
gericht zu. 
Art. 99. Dem Bundesverfassungsgerichte kann durch Landesgesetz die Entscheidung von Verfassungsstreitig-
keiten innerhalb eines Landes, den oberen Bundesgerichten für den letzten Rechtszug die Entscheidung in 
solchen Sachen zugewiesen werden, bei denen es sich um die Anwendung von Landesrecht handelt. 
Art. 100. (1) Hält ein Gericht ein Gesetz, auf dessen Gültigkeit es bei der Entscheidung ankommt, für verfas-
sungswidrig, so ist das Verfahren auszusetzen und, wenn es sich um die Verletzung der Verfassung eines Landes 
handelt, die Entscheidung des für Verfassungsstreitigkeiten zuständigen Gerichtes des Landes, wenn es sich um 
die Verletzung dieses Grundgesetzes handelt, die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes einzuholen. 
Dies gilt auch, wenn es sich um die Verletzung dieses Grundgesetzes durch Landesrecht oder um die Unverein-
barkeit eines Landesgesetzes mit einem Bundesgesetze handelt. 

(2) Ist in einem Rechtsstreite zweifelhaft, ob eine Regel des Völkerrechtes Bestandteil des Bundesrechtes ist 
und ob sie unmittelbar Rechte und Pflichten für den Einzelnen erzeugt (Artikel 25), so hat das Gericht die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichtes einzuholen. 

(3) Will das Verfassungsgericht eines Landes bei der Auslegung des Grundgesetzes von einer Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes oder des Verfassungsgerichtes eines anderen Landes abweichen, so hat das Ver-
fassungsgericht die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes einzuholen; will es bei der Auslegung von 
sonstigem Bundesrechte von der Entscheidung des Obersten Bundesgerichtes oder eines oberen Bundesgerich-
tes abweichen, so hat es die Entscheidung des Obersten Bundesgerichtes einzuholen. 
Art. 101. (1) Ausnahmegerichte sind unzulässig. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 

(2) Gerichte für besondere Sachgebiete können nur durch Gesetz errichtet werden. 
Art. 102. Die Todesstrafe ist abgeschafft. 
Art. 103. (1) Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehör. 

(2) Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevor die Tat begangen 
wurde. 

(3) Niemand darf wegen derselben Tat auf Grund der allgemeinen Strafgesetze mehrmals bestraft werden. 
Art. 104. (1) Die Freiheit der Person kann nur auf Grund eines förmlichen Gesetzes und nur unter Beachtung 
der darin vorgeschriebenen Formen beschränkt werden. Festgehaltene Personen dürfen weder seelisch noch 
körperlich mißhandelt werden. 
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(2) Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat nur der Richter zu entscheiden. Bei 
jeder nicht auf richterlicher Anordnung beruhenden Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine richterliche Ent-
scheidung herbeizuführen. Die Polizei darf aus eigener Machtvollkommenheit niemanden länger als bis zum 
Ende des Tages nach dem Ergreifen in eigenem Gewahrsam halten. Das Nähere ist gesetzlich zu regeln. 

(3) Jeder wegen des Verdachtes einer strafbaren Handlung vorläufig Festgenommene ist spätestens am Tage 
nach der Festnahme dem Richter vorzuführen, der ihm die Gründe der Festnahme mitzuteilen, ihn zu verneh-
men und ihm Gelegenheit zu Einwendungen zu geben hat. Der Richter hat unverzüglich entweder einen mit 
Gründen versehenen schriftlichen Haftbefehl zu erlassen oder die Freilassung anzuordnen. 

(4) Von jeder richterlichen Entscheidung über die Anordnung oder Fortdauer einer Freiheitsentziehung ist 
unverzüglich ein Angehöriger des Festgehaltenen oder eine Person seines Vertrauens zu benachrichtigen.

X. Das Finanzwesen
Art. 105. (1) Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über die Zölle und Finanzmonopole. 

(2) Der Bund hat die konkurrierende Gesetzgebung über 
1. die Verbrauchs- und Verkehrssteuern mit Ausnahme der Steuern mit örtlich bedingtem Wirkungskreis, 

insbesondere der Grunderwerbsteuer, der Wertzuwachssteuer und der Feuerschutzsteuer, 
2. die Steuern vom Einkommen, Vermögen, von Erbschaften und Schenkungen, 
3. die Realsteuern mit Ausnahme der Festsetzung der Hebesätze, 
wenn er die Steuern ganz oder zum Teil zur Deckung der Bundesausgaben in Anspruch nimmt oder die 

Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 vorliegen. 
(3) Bundesgesetze über Steuern, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden (Gemeindeverbän-

den) ganz oder zum Teil zufließt, bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 
Art. 106. (1) Die Zölle, der Ertrag der Monopole, die Verbrauchssteuern mit Ausnahme der Biersteuer, die 
Beförderungssteuer, die Umsatzsteuer und einmaligen Zwecken dienenden Vermögensabgaben fließen dem 
Bunde zu. 

(2) Die Biersteuer, die Verkehrssteuern mit Ausnahme der Beförderungssteuer und der Umsatzsteuer, die 
Einkommen- und Körperschaftssteuer, die Vermögensteuer, die Erbschaftsteuer, die Realsteuern und die Steu-
ern mit örtlich bedingtem Wirkungskreis fließen den Ländern und nach Maßgabe der Landesgesetzgebung den 
Gemeinden (Gemeindeverbänden) zu. 

(3) Der Bund kann durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, einen Teil der Ein-
kommens- und Körperschaftssteuer zur Deckung seiner durch andere Einkünfte nicht gedeckten Ausgaben, 
insbesondere zur Deckung von Zuschüssen, welche Länder durch Deckung von Ausgaben auf dem Gebiet des 
Schulwesens, des Gesundheitswesens und des Wohlfahrtswesens zu gewähren sind, in Anspruch nehmen. 

(4) Um die Leistungsfähigkeit auch der steuerschwachen Länder zu sichern und eine unterschiedliche Belas-
tung der Länder mit Ausgaben auszugleichen, kann der Bund Zuschüsse gewähren und die Mittel hierfür be-
stimmten, den Ländern zufließenden Steuern entnehmen. Durch Bundesgesetz, welches der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, wird bestimmt, welche Steuern hierbei herangezogen werden und mit welchen Beträgen 
und nach welchem Schlüssel die Zuschüsse an die ausgleichsberechtigten Länder verteilt werden; die Zuschüsse 
sind den Ländern unmittelbar zu überweisen. 
Art. 107. Die endgültige Verteilung der der konkurrierenden Gesetzgebung unterliegenden Steuern auf Bund 
und Länder soll spätestens bis zum 31. Dezember 195erfolgen, und zwar durch Bundesgesetz, das der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf. Dies gilt nicht für die Realsteuern und die Steuern mit örtlich bedingtem 
Wirkungskreis. Hierbei ist jedem Teil ein gesetzlicher Anspruch auf bestimmte Steuern oder Steueranteile ent-
sprechend seinen Aufgaben einzuräumen. 
Art. 108. (1) Zölle, Finanzmonopole, die der konkurrierenden Gesetzgebung unterworfenen Verbrauchsteu-
ern, die Beförderungssteuer, die Umsatzsteuer und die einmaligen Vermögensabgaben werden durch Bun-
desfinanzbehörden verwaltet. Der Aufbau dieser Behörden und das von ihnen anzuwendende Verfahren wird 
durch Bundesgesetz geregelt. Die Leiter der Mittelbehörden sind im Benehmen mit den Landesregierungen zu 
bestellen. Der Bund kann die Verwaltung der einmaligen Vermögensabgaben den Landesfinanzbehörden als 
Auftragsverwaltung übertragen. 

(2) Nimmt der Bund einen Teil der Einkommen- und Körperschaftsteuer für sich in Anspruch, so steht ihm 
insoweit die Verwaltung zu; er kann sie aber den Landesfinanzbehörden als Auftragsverwaltung übertragen. 

(3) Die übrigen Steuern werden durch Landesfinanzbehörden verwaltet. Der Bund kann durch Bundesge-
setz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, den Aufbau dieser Behörden und das von ihnen anzuwen-
dende Verfahren und die einheitliche Ausbildung der Beamten regeln. Die Leiter der Mittelbehörden sind im 
Einvernehmen mit der Bundesregierung zu bestellen. Die Verwaltung der den Gemeinden (Gemeindeverbän-
den) zufließenden Steuern kann durch die Länder ganz oder zum Teil den Gemeinden (Gemeindeverbänden) 
übertragen werden. 
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(4) Soweit die Steuern dem Bunde zufließen, werden die Landesfinanzbehörden im Auftrage des Bundes 
tätig. Die Länder haften mit ihren Einkünften für eine ordnungsgemäße Verwaltung dieser Steuern; der Bun-
desfinanzminister kann die ordnungsgemäße Verwaltung durch Bundesbevollmächtigte überwachen, welche 
gegenüber den Mittel- und Unterbehörden ein Weisungsrecht haben. 

(5) Die Finanzgerichtsbarkeit wird durch Bundesgesetz einheitlich geregelt. 
(6) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften werden durch die Bundesregierung erlassen, und zwar mit Zu-

stimmung des Bundesrates, soweit die Verwaltung den Landesfinanzbehörden obliegt. 
Art. 109. Bund und Länder sind in ihrer Haushaltswirtschaft selbständig und voneinander unabhängig. 
Art. 110. (1) Alle Einnahmen und Ausgaben des Bundes müssen für jedes Rechnungsjahr veranschlagt und in 
den Haushaltsplan eingesetzt werden. 

(2) Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Rechnungsjahres durch Gesetz festgestellt. Er ist in Einnahme 
und Ausgabe auszugleichen. Die Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr bewilligt; sie können in besonderen 
Fällen auch für einen längeren Zeitraum bewilligt werden. Im übrigen dürfen in das Bundeshaushaltsgesetz 
keine Vorschriften aufgenommen werden, die über das Rechnungsjahr hinausgehen oder sich nicht auf die 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes oder seiner Verwaltung beziehen. 

(3) Das Vermögen und die Schulden sind in einer Anlage des Haushaltsplanes nachzuweisen. 
(4) Bei kaufmännisch eingerichteten Betrieben des Bundes brauchen nicht die einzelnen Einnahmen und 

Ausgaben, sondern nur das Endergebnis in den Haushaltsplan eingestellt zu werden. 
Art. 111. (1) Ist bis zum Schluß eines Rechnungsjahres der Haushaltsplan für das folgende Jahr nicht durch 
Gesetz festgestellt, so ist bis zu seinem Inkrafttreten die Bundesregierung ermächtigt, alle Ausgaben zu leisten, 
die nötig sind, 

a) um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten und gesetzlich beschlossene Maßnahmen durchzu-
führen, 

b) um die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Bundes zu erfüllen, 
c) um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen oder Beihilfen für diese Zwecke weiter zu 

gewähren, sofern durch den Haushaltsplan eines Vorjahres bereits Beträge bewilligt worden sind. 
(2) Soweit nicht auf besonderem Gesetze beruhende Einnahmen aus Steuern, Abgaben und sonstigen Quel-

len oder die Betriebsmittelrücklage die Ausgaben unter Absatz 1 decken, darf die Bundesregierung die zur 
Aufrechterhaltung der Wirtschaftsführung erforderlichen Mittel bis zur Höhe eines Viertels der Endsumme des 
abgelaufenen Haushaltsplanes im Wege des Kredits flüssig machen. 
Art. 112. Haushaltsüberschreitungen und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der Zustimmung des Bundes-
ministers der Finanzen. Sie darf nur im Falle eines unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürfnisses erteilt 
werden. 
Art. 113. Beschlüsse des Bundestages und des Bundesrates, welche die von der Bundesregierung vorgeschlage-
nen Ausgaben des Haushaltsplanes erhöhen oder neue Ausgaben in sich schließen oder für die Zukunft mit sich 
bringen, bedürfen der Zustimmung der Bundesregierung. 
Art. 114. (1) Der Bundesminister der Finanzen hat dem Bundestage und dem Bundesrate über alle Einnahmen 
und Ausgaben sowie über das Vermögen und die Schulden jährlich Rechnung zu legen. 

(2) Die Rechnung wird durch einen Rechnungshof, dessen Mitglieder richterliche Unabhängigkeit besitzen, 
geprüft. Die allgemeine Rechnung und eine Übersicht über das Vermögen und die Schulden sind dem Bundes-
tage und dem Bundesrate im Laufe des nächsten Rechnungsjahres mit den Bemerkungen des Rechnungshofes 
zur Entlastung der Bundesregierung vorzulegen. Die Rechnungsprüfung wird durch Bundesgesetz geregelt. 
Art. 115. In Wege des Kredites dürfen Geldmittel nur bei außerordentlichem Bedarf und in der Regel nur für 
Ausgaben zu werbenden Zwecken und nur auf Grund eines Bundesgesetzes beschafft werden. Kreditgewährun-
gen und Sicherheitsleistungen zu Lasten des Bundes, deren Wirkung über ein Rechnungsjahr hinausgeht, dür-
fen nur auf Grund eines Bundesgesetzes erfolgen. In dem Gesetze muß die Höhe des Kredits oder der Umfang 
der Verpflichtung, für die der Bund die Haftung übernimmt, bestimmt sein. 

XI. Übergangs- und Schlußbestimmungen
Art. 116. (1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, 
wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörig-
keit oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat. 

(2) Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 die Staats-
angehörigkeit aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen entzogen worden ist, und ihre Abkömmlinge 
sind auf Antrag wieder einzubürgern. Sie gelten als nicht ausgebürgert, sofern sie nach dem 8. Mai 1945 ihren 
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Wohnsitz in Deutschland genommen haben und nicht einen entgegengesetzten Willen zum Ausdruck gebracht 
haben. 
Art. 117. (1) Das dem Artikel 3 Abs. 2 entgegenstehende Recht bleibt bis zu seiner Anpassung an diese Bestim-
mung des Grundgesetzes in Kraft, jedoch nicht länger als bis zum 31. März 1953. 

(2) Gesetze, die das Recht der Freizügigkeit mit Rücksicht auf die gegenwärtige Raumnot einschränken, blei-
ben bis zu ihrer Aufhebung durch Bundesgesetz in Kraft. 
Art. 118. Die Neugliederung in dem die Länder Baden, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern 
umfassenden Gebiete kann abweichend von den Vorschriften des Artikels 29 durch Vereinbarung der beteilig-
ten Länder erfolgen. Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so wird die Neugliederung durch Bundesgesetz 
geregelt, das eine Volksbefragung vorsehen muß. 
Art. 119. In Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen, insbesondere zu ihrer Verteilung auf die Län-
der, kann bis zu einer bundesgesetzlichen Regelung die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates Ver-
ordnungen mit Gesetzeskraft erlassen. Für besondere Fälle kann dabei die Bundesregierung ermächtigt werden, 
Einzelweisungen zu erteilen. Die Weisungen sind außer bei Gefahr im Verzuge an die obersten Landesbehörden 
zu richten. 
Art. 120. (1) Der Bund trägt die Aufwendungen für Besatzungskosten und die sonstigen inneren und äußeren 
Kriegsfolgelasten nach näherer Bestimmung von Bundesgesetzen und die Zuschüsse zu den Lasten der Sozial-
versicherung mit Einschluß der Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosenfürsorge. 

(2) Die Einnahmen gehen auf den Bund zu demselben Zeitpunkte über, an dem der Bund die Ausgaben 
übernimmt. 
Art. 121. Mehrheit der Mitglieder des Bundestages und der Bundesversammlung im Sinne dieses Grundgeset-
zes ist die Mehrheit ihrer gesetzlichen Mitgliederzahl. 
Art. 122. (1) Vom Zusammentritt des Bundestages an werden die Gesetze ausschließlich von den in diesem 
Grundgesetze anerkannten gesetzgebenden Gewalten beschlossen. 

(2) Gesetzgebende und bei der Gesetzgebung beratend mitwirkende Körperschaften, deren Zuständigkeit 
nach Absatz 1 endet, sind mit diesem Zeitpunkt aufgelöst. 
Art. 123. (1) Recht aus der Zeit vor dem Zusammentritt des Bundestages gilt fort, soweit es dem Grundgesetze 
nicht widerspricht. 

(2) Die vom Deutschen Reich abgeschlossenen Staatsverträge, die sich auf Gegenstände beziehen, für die 
nach diesem Grundgesetze die Landesgesetzgebung zuständig ist, bleiben, wenn sie nach allgemeinen Rechts-
grundsätzen gültig sind und fortgelten, unter Vorbehalt aller Rechte und Einwendungen der Beteiligten in 
Kraft, bis neue Staatsverträge durch die nach diesem Grundgesetze zuständigen Stellen abgeschlossen werden 
oder ihre Beendigung auf Grund der in ihnen enthaltenen Bestimmungen anderweitig erfolgt. 
Art. 124. Recht, das Gegenstände der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes betrifft, wird innerhalb seines 
Geltungsbereiches Bundesrecht.
Art. 125. Recht, das Gegenstände der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes betrifft, wird innerhalb seines 
Geltungsbereiches Bundesrecht, 

1.  soweit es innerhalb einer oder mehrerer Besatzungszonen einheitlich gilt, 
2.  soweit es sich um Recht handelt, durch das nach dem 8. Mai 1945 früheres Reichsrecht abgeändert worden 

ist. 
Art. 126. Meinungsverschiedenheiten über das Fortgelten von Recht als Bundesrecht entscheidet das Bundes-
verfassungsgericht. 
Art. 127. Die Bundesregierung kann mit Zustimmung der Regierungen der beteiligten Länder Recht der Ver-
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, soweit es nach Artikel 124 oder 125 als Bundesrecht fortgilt, in-
nerhalb eines Jahres nach Verkündung dieses Grundgesetzes in den Ländern Baden, Groß-Berlin, Rheinland-
Pfalz und Württemberg-Hohenzollern in Kraft setzen. 
Art. 128. Soweit fortgeltendes Recht Weisungsrechte im Sinne des Artikels 84 Abs. 5 vorsieht, bleiben sie bis zu 
einer anderweitigen gesetzlichen Regelung bestehen. 
Art. 129. (1) Soweit in Rechtsvorschriften, die als Bundesrecht fortgelten, eine Ermächtigung zum Erlasse von 
Rechtsverordnungen oder allgemeinen Verwaltungsvorschriften sowie zur Vornahme von Verwaltungsakten 
enthalten ist, geht sie auf die nunmehr sachlich zuständigen Stellen über. In Zweifelsfällen entscheidet die Bun-
desregierung im Einvernehmen mit dem Bundesrate; die Entscheidung ist zu veröffentlichen. 

(2) Soweit in Rechtsvorschriften, die als Landesrecht fortgelten, eine solche Ermächtigung enthalten ist, wird 
sie von den nach Landesrecht zuständigen Stellen ausgeübt. 
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(3) Soweit Rechtsvorschriften im Sinne der Absätze 1 und 2 zu ihrer Änderung oder Ergänzung oder zum 
Erlaß von Rechtsvorschriften an Stelle von Gesetzen ermächtigen, sind diese Ermächtigungen erloschen. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit in Rechtsvorschriften auf nicht mehr 
geltende Vorschriften oder nicht mehr bestehende Einrichtungen verwiesen ist. 
Art. 130. (1) Verwaltungsorgane und sonstige der öffentlichen Verwaltung oder Rechtspflege dienende Einrich-
tungen, die nicht auf Landesrecht oder Staatsverträgen zwischen Ländern beruhen, sowie die Betriebsvereini-
gung der südwestdeutschen Eisenbahnen und der Verwaltungsrat für das Post- und Fernmeldewesen für das 
französische Besatzungsgebiet unterstehen der Bundesregierung. Diese regelt mit Zustimmung des Bundesrates 
die Überführung, Auflösung oder Abwicklung. 

(2) Oberster Disziplinarvorgesetzter der Angehörigen dieser Verwaltungen und Einrichtungen ist der zu-
ständige Bundesminister. 

(3) Nicht landesunmittelbare und nicht auf Staatsverträgen zwischen den Ländern beruhende Körperschaf-
ten und Anstalten des öffentlichen Rechtes unterstehen der Aufsicht der zuständigen obersten Bundesbehörde. 
Art. 131. Die Rechtsverhältnisse von Personen einschließlich der Flüchtlinge und Vertriebenen, die am 8. Mai 
1945 im öffentlichen Dienste standen, aus anderen als beamten- oder tarifrechtlichen Gründen ausgeschieden 
sind und bisher nicht oder nicht ihrer früheren Stellung entsprechend verwendet werden, sind durch Bundes-
gesetz zu regeln. Entsprechendes gilt für Personen einschließlich der Flüchtlinge und Vertriebenen, die am 8. 
Mai 1945 versorgungsberechtigt waren und aus anderen als beamten- oder tarifrechtlichen Gründen keine oder 
keine entsprechende Versorgung mehr erhalten. Bis zum Inkrafttreten des Bundesgesetzes können vorbehalt-
lich anderweitiger landesrechtlicher Regelung Rechtsansprüche nicht geltend gemacht werden. 
Art. 132. (1) Beamte und Richter, die im Zeitpunkte des Inkrafttretens dieses Grundgesetzes auf Lebenszeit 
angestellt sind, können binnen sechs Monaten nach dem ersten Zusammentritt des Bundestages in den Ru-
hestand oder Wartestand oder in ein Amt mit niedrigerem Diensteinkommen versetzt werden, wenn ihnen 
die persönliche oder fachliche Eignung für ihr Amt fehlt. Auf Angestellte, die in einem unkündbaren Dienst-
verhältnis stehen, findet diese Vorschrift entsprechende Anwendung. Bei Angestellten, deren Dienstverhältnis 
kündbar ist, können über die tarifmäßige Regelung hinausgehende Kündigungsfristen innerhalb der gleichen 
Frist aufgehoben werden. 

(2) Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf Angehörige des öffentlichen Dienstes, die von den Vor-
schriften über die „Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus“ nicht betroffen oder die anerkannte 
Verfolgte des Nationalsozialismus sind, sofern nicht ein wichtiger Grund in ihrer Person vorliegt. 

(3) Den Betroffenen steht der Rechtsweg gemäß Artikel 19 Abs. 4 offen. 
(4) Das Nähere bestimmt eine Verordnung der Bundesregierung, die der Zustimmung des Bundesrates be-

darf. 
Art. 133. Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes ein. 
Art. 134. (1) Das Vermögen des Reiches wird grundsätzlich Bundesvermögen. 

(2) Soweit es nach seiner ursprünglichen Zweckbestimmung überwiegend für Verwaltungsaufgaben be-
stimmt war, die nach diesem Grundgesetze nicht Verwaltungsaufgaben des Bundes sind, ist es unentgeltlich 
auf die nunmehr zuständigen Aufgabenträger und, soweit es nach seiner gegenwärtigen, nicht nur vorüberge-
henden Benutzung Verwaltungsaufgaben dient, die nach diesem Grundgesetze nunmehr von den Ländern zu 
erfüllen sind, auf die Länder zu übertragen. Der Bund kann auch sonstiges Vermögen den Ländern übertragen. 

(3) Vermögen, das dem Reich von den Ländern und Gemeinden (Gemeindeverbänden) unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt wurde, wird wiederum Vermögen der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände), soweit 
es nicht der Bund für eigene Verwaltungsaufgaben benötigt. 

(4) Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 
Art. 135. (1) Hat sich nach dem 8. Mai 1945 bis zum Inkrafttreten dieses Grundgesetzes die Landeszugehörig-
keit eines Gebietes geändert, so steht in diesem Gebiete das Vermögen des Landes, dem das Gebiet angehört hat, 
dem Lande zu, dem es jetzt angehört. 

(2) Das Vermögen nicht mehr bestehender Länder und nicht mehr bestehender anderer Körperschaften und 
Anstalten des öffentlichen Rechtes geht, soweit es nach seiner ursprünglichen Zweckbestimmung überwiegend 
für Verwaltungsaufgaben bestimmt war, oder nach seiner gegenwärtigen, nicht nur vorübergehenden Benut-
zung überwiegend Verwaltungsaufgaben dient, auf das Land oder die Körperschaft oder Anstalt des öffentli-
chen Rechtes über, die nunmehr diese Aufgaben erfüllen. 

(3) Grundvermögen nicht mehr bestehender Länder geht einschließlich des Zubehörs, soweit es nicht bereits 
zu Vermögen im Sinne des Absatzes 1 gehört, auf das Land über, in dessen Gebiet es belegen ist. 

(4) Sofern ein überwiegendes Interesse des Bundes oder das besondere Interesse eines Gebietes es erfordert, 
kann durch Bundesgesetz eine von den Absätzen 1 bis 3 abweichende Regelung getroffen werden. 
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(5) Im übrigen wird die Rechtsnachfolge und die Auseinandersetzung, soweit sie nicht bis zum 1. Januar 1952 
durch Vereinbarung zwischen den beteiligten Ländern oder Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen 
Rechtes erfolgt, durch Bundesgesetz geregelt, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

(6) Beteiligungen des ehemaligen Landes Preußen an Unternehmen des privaten Rechtes gehen auf den Bund 
über. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das auch Abweichendes bestimmen kann. 

(7) Soweit über Vermögen, das einem Lande oder einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechtes 
nach den Absätzen 1 bis 3 zufallen würde, von dem danach Berechtigten durch ein Landesgesetz, auf Grund 
eines Landesgesetzes oder in anderer Weise bei Inkrafttreten des Grundgesetzes verfügt worden war, gilt der 
Vermögensübergang als vor der Verfügung erfolgt. 
Art. 136. (1) Der Bundesrat tritt erstmalig am Tage des ersten Zusammentrittes des Bundestages zusammen. 

(2) Bis zur Wahl des ersten Bundespräsidenten werden dessen Befugnisse von dem Präsidenten des Bundes-
rates ausgeübt. Das Recht der Auflösung des Bundestages steht ihm nicht zu. 
Art. 137. (1) Die Wählbarkeit von Beamten, Angestellten des öffentlichen Dienstes und Richtern im Bunde, in 
den Ländern und den Gemeinden kann gesetzlich beschränkt werden. 

(2) Für die Wahl des ersten Bundestages, der ersten Bundesversammlung und des ersten Bundespräsidenten 
der Bundesrepublik gilt das vom Parlamentarischen Rat zu beschließende Wahlgesetz. 

(3) Die dem Bundesverfassungsgerichte gemäß Artikel 41 Abs. 2 zustehende Befugnis wird bis zu seiner 
Errichtung von dem Deutschen Obergericht für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet wahrgenommen, das nach 
Maßgabe seiner Verfahrensordnung entscheidet. 
Art. 138. Änderungen der Einrichtungen des jetzt bestehenden Notariats in den Ländern Baden, Bayern, Würt-
temberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern bedürfen der Zustimmung der Regierungen dieser Länder. 
Art. 139. Die zur „Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismus“ erlassenen 
Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen dieses Grundgesetzes nicht berührt. 
Art. 140. Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfassung vom 11. August 
1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes. 
Art. 141. Artikel 7 Abs. 3 Satz 1 findet keine Anwendung in einem Lande, in dem am 1. Januar 1949 eine andere 
landesrechtliche Regelung bestand. 
Art. 142. Ungeachtet der Vorschrift des Artikels 31 bleiben Bestimmungen der Landesverfassungen auch in-
soweit in Kraft, als sie in Übereinstimmung mit den Artikeln 1 bis 18 dieses Grundgesetzes Grundrechte ge-
währleisten. 
Art. 143. (1) Wer mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt die verfassungsmäßige Ordnung des Bundes 
oder eines Landes ändert, den Bundespräsidenten der ihm nach diesem Grundgesetze zustehenden Befugnisse 
beraubt oder mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung nötigt oder hindert, sie überhaupt oder in einem 
bestimmten Sinne auszuüben, oder ein zum Bunde oder einem Lande gehöriges Gebiet losreißt, wird mit le-
benslangem Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter zehn Jahren bestraft. 

(2) Wer zu einer Handlung im Sinne des Absatzes 1 öffentlich auffordert oder sie mit einem anderen verabre-
det oder in anderer Weise vorbereitet, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

(3) In minder schweren Fällen kann in den Fällen des Absatzes 1 auf Zuchthaus nicht unter zwei Jahren, in 
den Fällen des Absatzes 2 auf Gefängnis nicht unter einem Jahr erkannt werden. 

(4) Wer aus freien Stücken seine Tätigkeit aufgibt oder der Beteiligung mehrerer die verabredete Handlung 
verhindert, kann nicht nach den Vorschriften der Absätze 1 bis 3 bestraft werden. 

(5) Für die Aburteilung ist, sofern die Handlung sich ausschließlich gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
eines Landes richtet, mangels anderweitiger landesrechtlicher Regelung das für Strafsachen zuständige oberste 
Gericht des Landes zuständig. Im übrigen ist das Oberlandesgericht zuständig, in dessen Bezirk die erste Bun-
desregierung ihren Sitz hat. 

(6) Die vorstehenden Vorschriften gelten bis zu einer anderweitigen Regelung durch Bundesgesetz. 
Art. 144. (1) Dieses Grundgesetz bedarf der Annahme durch die Volksvertretungen in zwei Dritteln der deut-
schen Länder, in denen es zunächst gelten soll. 

(2) Soweit die Anwendung dieses Grundgesetzes in einem der in Artikel 23 aufgeführten Länder oder in 
einem Teile eines dieser Länder Beschränkungen unterliegt, hat das Land oder der Teil des Landes das Recht, 
gemäß Artikel 38 Vertreter in den Bundestag und gemäß Artikel 50 Vertreter in den Bundesrat zu entsenden. 
Art. 145. (1) Der Parlamentarische Rat stellt in öffentlicher Sitzung unter Mitwirkung der Abgeordneten Groß-
Berlins die Annahme dieses Grundgesetzes fest, fertigt es aus und verkündet es. 

(2) Dieses Grundgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Verkündung in Kraft. 
(3) Es ist im Bundesgesetzblatte zu veröffentlichen. 
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Art. 146. Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die 
von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.

Bonn am Rhein, am 23. Mai 1949. 
Dr. Adenauer  

Präsident des Parlamentarischen Rates 
Schönfelder  

1. Vizepräsident 
Dr. Schäfer  

2. Vizepräsident 
http://www.verfassungen.de/de/gg.htm 
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Nr. 34. Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 7. Oktober 1949

(Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik 1949, 5)

Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik

Von dem Willen erfüllt, die Freiheit und die Rechte des Menschen zu verbürgen, das Gemeinschafts- und 
Wirtschaftsleben in sozialer Gerechtigkeit zu gestalten, dem gesellschaftlichen Fortschritt zu dienen, die 
Freundschaft mit anderen Völkern zu fördern und den Frieden zu sichern, hat sich das deutsche Volk diese 
Verfassung gegeben.

 
A. Grundlagen der Staatsgewalt

Art. 1 (1) Deutschland ist eine unteilbare demokratische Republik; sie baut sich auf den deutschen Ländern auf.
(2) Die Republik entscheidet alle Angelegenheiten, die für den Bestand und die Entwicklung des deutschen 

Volkes in seiner Gesamtheit wesentlich sind; alle übrigen Angelegenheiten werden von den Ländern selbständig 
entschieden.

(3) Die Entscheidungen der Republik werden grundsätzlich von den Ländern ausgeführt.
(4) Es gibt nur eine deutsche Staatsangehörigkeit.

Art. 2 (1) Die Farben der Deutschen Demokratischen Republik sind Schwarz-Rot-Gold.
(2) Die Hauptstadt der Republik ist Berlin.

Art. 3 (1) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.
(2) Jeder Bürger hat das Recht und die Pflicht zur Mitgestaltung in seiner Gemeinde, seinem Kreise, seinem 

Lande und in der Deutschen Demokratischen Republik.
(3) Das Mitbestimmungsrecht der Bürger wird wahrgenommen durch:
Teilnahme an Volksbegehren und Volksentscheiden;

Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts;
Übernehme öffentlicher Ämter in Verwaltung und Rechtsprechung.
(4) Jeder Bürger hat das Recht, Eingaben an die Volksvertretung zu richten.
(5) Die Staatsgewalt muß dem Wohl des Volkes, der Freiheit, dem Frieden und dem demokratischen Fort-

schritt dienen.
(6) Die im öffentlichen Dienst Tätigen sind Diener der Gesamtheit und nicht einer Partei. Ihre Tätigkeit wird 

von der Volksvertretung überwacht.
Art. 4 (1) Alle Maßnahmen der Staatsgewalt müssen den Grundsätzen entsprechen, die in der Verfassung zum 
Inhalt der Staatsgewalt erklärt sind. Über die Verfassungsmäßigkeit der Maßnahmen entscheidet die Volks-
vertretung gemäß Artikel 68 dieser Verfassung. Gegen Maßnahmen, die den Beschlüssen der Volksvertretung 
widersprechen, hat jedermann das Recht und die Pflicht zum Widerstand.

(2) Jeder Bürger ist verpflichtet, im Sinne der Verfassung zu handeln und sie gegen ihre Feinde zu verteidigen.
Art. 5 (1) Die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts binden die Staatsgewalt und jeden Bürger.

(2) Die Aufrechterhaltung und Wahrung freundschaftlicher Beziehungen zu allen Völkern ist die Pflicht der 
Staatsgewalt.

(3) Kein Bürger darf an kriegerischen Handlungen teilnehmen, die der Unterdrückung eines Volkes dienen.

 
B. Inhalt und Grenzen der Staatsgewalt

I. Rechte des Bürgers
Art. 6 (1) Alle Bürger sind vor dem Gesetz gleichberechtigt.

(2) Boykotthetze gegen demokratische Einrichtungen und Organisationen, Mordhetze gegen demokratische 
Politiker, Bekundung von Glaubens-, Rassen-, Völkerhaß, militaristische Propaganda sowie Kriegshetze und 
alle sonstigen Handlungen, die sich gegen die Gleichberechtigung richten, sind Verbrechen im Sinne des Straf-
gesetzbuches. Ausübung demokratischer Rechte im Sinne der Verfassung ist keine Boykotthetze.

(3) Wer wegen Begehung dieser Verbrechen bestraft ist, kann weder im öffentlichen Dienst noch in leitenden 
Stellen im wirtschaftlichen und kulturellen Leben tätig sein. Er verliert das Recht zu wählen und gewählt zu 
werden.
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Art. 7 (1) Mann und Frau sind gleichberechtigt.
(2) Alle Gesetze und Bestimmungen, die der Gleichberechtigung der Frau entgegenstehen, sind aufgehoben.

Art. 8 (1) Persönliche Freiheit, Unverletzlichkeit der Wohnung, Postgeheimnis und das Recht, sich an einem 
beliebigen Ort niederzulassen, sind gewährleistet. Die Staatsgewalt kann diese Freiheiten nur auf Grund der für 
alle Bürger geltenden Gesetze einschränken oder entziehen.
Art. 9 (1) Alle Bürger haben das Recht, innerhalb der Schranken der für alle geltenden Gesetze ihre Meinung 
frei und öffentlich zu äußern und sich zu diesem Zweck friedlich und unbewaffnet zu versammeln. Diese Frei-
heit wird durch kein Dienst- oder Arbeitsverhältnis beschränkt; niemand darf benachteiligt werden, wenn er 
von diesem Recht Gebrauch macht.

(2) Eine Pressezensur findet nicht statt.
Art. 10 (1) Kein Bürger darf einer auswärtigen Macht ausgeliefert werden.

(2) Fremde Staatsbürger werden weder ausgeliefert noch ausgewiesen, wenn sie wegen ihres Kampfes für die 
in dieser Verfassung niedergelegten Grundsätze im Ausland verfolgt werden.

(3) Jeder Bürger ist berechtigt, auszuwandern. Dieses Recht kann nur durch Gesetz der Republik beschränkt 
werden.
Art. 11 (1) Die fremdsprachigen Volksteile der Republik sind durch Gesetzgebung und Verwaltung in ihrer 
freien volkstümlichen Entwicklung zu fördern; sie dürfen insbesondere am Gebrauch ihrer Muttersprache im 
Unterricht, in der inneren Verwaltung und in der Rechtspflege nicht gehindert werden.
Art. 12 (1) Alle Bürger haben das Recht, zu Zwecken, die den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine oder 
Gesellschaften zu bilden.
Art. 13 (1) Vereinigungen, die die demokratische Gestaltung des öffentlichen Lebens auf der Grundlage dieser 
Verfassung satzungsgemäß erstreben und deren Organe durch ihre Mitglieder bestimmt werden, sind berech-
tigt, Wahlvorschläge für die Volksvertretungen der Gemeinden, Kreise und Länder einzureichen.

(2) Wahlvorschläge für die Volkskammer dürfen nur die Vereinigungen aufstellen, die nach ihrer Satzung die 
demokratische Gestaltung des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens der gesamten Republik erstreben und 
deren Organisation das ganze Staatsgebiet umfaßt.
Art. 14 (1) Das Recht Vereinigungen zur Förderung der Lohn- und Arbeitsbedingungen anzugehören, ist für 
jedermann gewährleistet. Alle Abreden und Maßnahmen, welche diese Freiheit einschränken oder zu behin-
dern suchen, sind rechtswidrig und verboten.

(2) Das Streikrecht der Gewerkschaften ist gewährleistet.
Art. 15 (1) Die Arbeitskraft wird vom Staat geschützt.

(2) Das Recht auf Arbeit wird verbürgt. Der Staat sichert durch Wirtschaftslenkung jedem Bürger Arbeit und 
Lebensunterhalt. Soweit dem Bürger angemessenen Arbeitsgelegenheit nicht nachgewiesen werden kann, wird 
für seinen notwendigen Unterhalt gesorgt.
Art. 16 (1) Jeder Arbeitende hat das Recht auf Erholung, auf jährlichen Urlaub gegen Entgeld, auf Versorgung 
bei Krankheit und im Alter.

(2) Der Sonntag, die Feiertage und der 1. Mai sind Tage der Arbeitsruhe und stehen unter dem Schutz der 
Gesetze.

(3) Der Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit der arbeitenden Bevölkerung, dem Schutze der 
Mutterschaft und der Versorgung gegen die wirtschaftlichen Folgen von Alter, Invalidität, Arbeitslosigkeit und 
sonstigen Wechselfällen des Lebens dient ein einheitliches, umfassendes Sozialversicherungswesen auf der 
Grundlage der Selbstverwaltung der Versicherten.
Art. 17 (1) Die Regelung der Produktion sowie der Lohn- und Arbeitsbedingungen in den Betrieben erfolgt 
unter maßgeblicher Mitbestimmung der Arbeiter und Angestellten.

(2) Die Arbeiter und Angestellten nehmen diese Rechte durch Gewerkschaften und Betriebsräte wahr.
Art. 18 (1) Die Republik schafft unter maßgeblicher Mitbestimmung der Werktätigen ein einheitliches Arbeits-
recht, eine einheitliche Arbeitsgerichtsbarkeit und einen einheitlichen Arbeitsschutz.

(2) Die Arbeitsbedingungen müssen so beschaffen sein, daß die Gesundheit, die kulturellen Ansprüche und 
das Familienleben der Werktätigen gesichert sind.

(3) Das Arbeitsentgeld muß der Leistung entsprechen und ein menschenwürdiges Dasein für den Arbeiten-
den und seine unterhaltsberechtigten Angehörigen gewährleisten.

(4) Mann und Frau, Erwachsener und Jugendlicher haben bei gleicher Arbeit das Recht auf gleichen Lohn.
(5) Die Frau genießt besonderen Schutz im Arbeitsverhältnis. Durch Gesetz der Republik werden Einrich-

tungen geschaffen, die es gewährleisten, daß die Frau ihre Aufgabe als Bürgerin und Schaffende mit ihren Pflich-
ten als Frau und Mutter vereinbaren kann.
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(6) Die Jugend wird gegen Ausbeutung geschützt und vor sittlicher, körperlicher und geistiger Verwahrlo-
sung bewahrt. Kinderarbeit ist verboten.

II. Wirtschaftsordnung
Art. 19 (1) Die Ordnung des Wirtschaftslebens muß den Grundsätzen sozialer Gerechtigkeit entsprechen; sie 
muß allen ein menschenwürdiges Dasein sichern.

(2) Die Wirtschaft hat dem Wohl des ganzen Volkes und der Deckung seines Bedarfes zu dienen; sie hat 
jedermann einen seiner Leistung entsprechenden Anteil an dem Ergebnis der Produktion zu sichern.

(3) Im Rahmen dieser Aufgaben und Ziele ist die wirtschaftliche Freiheit des einzelnen zu gewährleisten.
Art. 20 (1) Bauern, Handel- und Gewerbetreibende sind in der Entfaltung ihrer privaten Initiative zu unterstüt-
zen. Die genossenschaftliche Selbsthilfe ist auszubauen.
Art. 21 (1) Zur Sicherung der Lebensgrundlage und zur Steigerung des Wohlstandes seiner Bürger stellt der 
Staat durch die gesetzgebenden Organe, unter unmittelbarer Mitwirkung seiner Bürger, den öffentlichen Wirt-
schaftsplan auf. Die Überwachung seiner Durchführung ist Aufgabe der Volksvertretungen.
Art. 22 (1) Das Eigentum wird von der Verfassung gewährleistet. Sein Inhalt und seine Schranken ergeben sich 
aus den Gesetzen und den sozialen Pflichten gegenüber der Gemeinschaft.

(2) Das Erbrecht wird nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts gewährleistet. Der Anteil des Staates am Erbe 
wird durch Gesetz bestimmt.

(3) Die geistige Arbeit, das Recht der Urheber, der Erfinder und der Künstler genießen den Schutz, die För-
derung und die Fürsorge der Republik.
Art. 23 (1) Beschränkungen des Eigentums und Enteignungen können nur zum Wohle der Allgemeinheit und 
auf gesetzlicher Grundlage vorgenommen werden. Sie erfolgen gegen angemessene Entschädigung soweit das 
Gesetz nicht anderes betimmt. Wegen der Höhe der Entschädigung ist im Streitfall der Rechtsweg bei den or-
dentlichen Gesetzen offenzuhalten, soweit ein Gesetz nicht anderes bestimmt.
Art. 24 (1) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch darf dem Gemeinwohl nicht zuwiderlaufen.

(2) Der Mißbrauch des Eigentums durch Begründung wirtschaftlicher Machtstellung zum Schaden des Ge-
meinwohls hat die entschädigungslose Enteignung und Überführung in das Eigentum des Volkes zur Folge.

(3) Die Betriebe der Kriegsverbrecher und aktiven Nationalsozialisten sind enteignet und gehen in Volksei-
gentum über. Das gleiche gilt für private Unternehmungen, die sich in den Dienst einer Kriegspolitik stellen.

(4) Alle privaten Monopolorganisationen, wie Kartelle, Syndikate, Konzerne, Trusts und ähnliche auf Ge-
winnsteigerung durch Produktions-, Preis- und Absatzregelung gerichtete private Organisationen sind aufge-
hoben und verboten.

(5) Der private Großgrundbesitz, der mehr als 100 Hektar umfaßt, ist aufgelöst und wird ohne Entschädi-
gung aufgeteilt.

(6) Nach Durchführung dieser Bodenreform wird den Bauern das Privateigentum an ihrem Boden gewähr-
leistet.
Art. 25 (1) Alle Bodenschätze, alle wirtschaftlich nutzbaren Naturkräfte sowie die zu ihrer Nutzbarmachung 
bestimmten Betriebe des Bergbaues, der Eisen- und Stahlerzeugung und der Energiewirtschaft sind in Volks-
eigentum zu überführen.

(2) Bis dahin untersteht ihre Nutzung der Aufsicht der Länder und, soweit gesamtdeutsche Interessen in 
Frage kommen, der Aufsicht der Republik.
Art. 26 (1) Die Verteilung und Nutzung des Bodens wird überwacht und jeder Mißbrauch verhütet. Die Wert-
steigerung des Bodens, die ohne Arbeits- und Kapitalaufwendung für das Grundstück entsteht, ist für die Ge-
samtheit nutzbar zu machen.

(2) Jedem Bürger und jder Familie ist eine gesunde und ihren Bedürfnissen entsprechende Wohnung zu 
sichern. Opfer des Faschismus, Schwer-Körperbehinderte, Kriegsgeschädigte und Umsiedler sind dabei bevor-
zugt zu berücksichtigen.

(3) Die Erhaltung und Förderung der Ertragssicherheit der Landwirtschaft wird auch durch Landschaftsge-
staltung und Landschaftspflege gewährleistet.
Art. 27 (1) Private wirtschaftliche Unternehmungen, die für die Vergesellschaftung geeignet sind, können durch 
Gesetz nach den für die Enteignung geltenden Bestimmungen in Gemeineigentum überführt werden.

(2) Auf Grund eines Gesetzes kann der Republik, den Ländern, den Kreisen oder Gemeinden, durch Beteili-
gung an der Verwaltung oder in anderer Weise ein bestimmender Einfluß auf Unternehmungen oder Verbände 
gesichert werden.

(3) Durch Gesetz können wirtschaftliche Unternehmungen und Verbände auf der Grundlage der Selbst-
verwaltung zusammengeschlossen werden, um die Mitwirkung aller schaffenden Volksteile zu sichern, Arbei-
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ter und Unternehmer an der Verwaltung zu beteiligen und Erzeugung, Herstellung, Verteilung, Verwendung, 
Preisgestaltung sowie Ein- und Ausfuhr der Wirtschaftsgüter nach gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen zu 
regeln.

(4) Die Konsum-, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie die landwirtschaftlichen Genossenschaf-
ten und deren Vereinigungen sind unter Berücksichtigung ihrer Verfassung und Eigenart in die Gemeinwirt-
schaft einzugliedern.
Art. 28 (1) Die Veräußerung und Belastung von Grundbesitz, Produktionsstätten und Beteiligungen, die sich 
im Eigentum des Volkes befinden, bedürfen der Zustimmung der für ihren Rechtsträger zuständigen Volksver-
tretung. Diese Zustimmung kann nur mit zwei Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl erteilt werden.
Art. 29 (1) Das Vermögen und das Einkommen werden progressiv nach sozialen Gesichtspunkten unter beson-
derer Berücksichtigung der familiären Lasten besteuert.

(2) Bei der Besteuerung ist auf erarbeitetes Vermögen und Einkommen besonders Rücksicht zu nehmen.

III. Familie und Mutterschaft
Art. 30 (1) Ehe und Familie bilden die Grundlage des Gemeinschaftslebens. Sie stehen unter dem Schutz des 
Staates.

(2) Gesetze und Bestimmungen, die die Gleichberechtigung von Mann und Frau in der Familie beeinträch-
tigen, sind aufgehoben.
Art. 31 (1) Die Erziehung der Kinder zu geistig und körperlich tüchtigen Menschen im Geiste der Demokratie 
ist das natürliche Recht der Eltern und deren oberste Pflicht gegenüber der Gesellschaft.
Art. 32 (1) Die Frau hat während der Mutterschaft Anspruch auf besonderen Schutz und Fürsorge des Staates.

(2) Die Republik erläßt ein Mutterschaftsgesetz. Einrichtungen zum Schutz für Mutter und Kind sind zu 
schaffen.
Art. 33 (1) Außereheliche Geburt darf weder dem Kinde noch seinen Eltern zum Nachteil gereichen.

(2) Entgegenstehende Gesetze und Bestimmungen sind aufgehoben.

 
IV. Erziehung und Bildung

Art. 34 (1) Die Kunst, die Wissenschaft und ihre Lehre sind frei.
(2) Der Staat nimmt an ihrer Pflegeteil und gewährt ihnen Schutz, insbesondere gegen den Mißbrauch für 

Zwecke, die den Bestimmungen und dem Geist der Verfassung widersprechen.
Art. 35 (1) Jeder Bürger hat das gleiche Recht auf Bildung und auf freie Wahl seines Berufes.

(2) Die Bildung der Jugend sowie die geistige und fachliche Weiterbildung der Bürger werden auf allen Gebie-
ten des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens durch die öffentlichen Einrichtungen gesichert.
Art. 36 (1) Die Einrichtungen des öffentlichen Schulwesens und die Durchführung des Schulunterrichtes oblie-
gen den Ländern. Die Republik erläßt hierzu einheitliche gesetzliche Grundbestimmungen. Die Republik kann 
selbst öffentliche Schuleinrichtungen schaffen.

(2) Für die Ausbildung der Lehrer erläßt die Republik einheitliche Bestimmungen. Die Ausbildung erfolgt an 
Universitäten oder an ihnen gleichgestellten Hochschulen.
Art. 37 (1) Die Schule erzieht die Jugend im Geiste der Verfassung zu selbständig denkenden, verantwortungs-
bewußt handelnden Menschen, die fähig und bereit sind, sich in das Leben der Gemeinschaft einzuordnen.

(2) Als Mittlerin der Kultur hat die Schule die Aufgabe, die Jugend im Geiste des friedlichen und freund-
schaftlichen Zusammenlebens der Völker und einer echten Demokratie zu wahrer Humanität zu erziehen.

(3) Die Eltern wirken bei der Schulerziehung ihrer Kinder durch Elternbeiräte mit.
Art. 38 (1) Allgemeine Schulpflicht besteht bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. Nach Beendigung der für alle 
Kinder obligatorischen Grundschule erfolgt die Weiterbildung in der Berufsschule oder Fachschule, in der 
Oberschule und anderen öffentlichen Bildungseinrichtungen. Der Besuch der Berufsschule ist Pflicht aller Ju-
gendlichen bis zum vollendeten 18. Lebensjahre, wenn sie keine andere Schule besuchen. Privatschulen als 
Ersatz für öffentliche Schulen sind unzulässig.

(2) Die Berufs- und Fachschulen dienen der allgemeinen und beruflichen Weiterbildung.
(3) Die Oberschule bereitet für die Hochschule vor. Der Weg zur Hochschule führt jedoch nicht nur über die 

Oberschule, sondern auch über andere öffentliche Bildungsanstalten, die zu diesem Zweck auszubauen oder zu 
schaffen sind.

(4) Allen Bürgern ist durch Vorstudienanstalten der Besuch der Hochschule zu ermöglichen.
(5) Den Angehörigen aller Schichten des Volkes wird die Möglichkeit gegeben, ohne Unterbrechung ihrer 

Berufstätigkeit Kenntnisse in Volkshochschulen zu erwerben.
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Art. 39 (1) Jedem Kind muß die Möglichkeit zur allseitigen Entfaltung seiner körperlichen, geistigen und sitt-
lichen Kräfte gegeben werden. Der Bildungsgang der Jugend darf nicht abhängig sein von der sozialen und 
wirtschaftlichen Lage des Elternhauses. Vielmehr ist Kindern, die durch soziale Verhältnisse benachteiligt sind, 
besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Der Besuch der Fachschule, der Oberschule und der Hochschule ist 
Begabten aus allen Schichten des Volkes zu ermöglichen.

(2) Es besteht Schulgeldfreiheit. Die Lernmittel an den Pflichtschulen sind unentgeltlich. Der Besuch der 
Fachschule, Oberschule und Hochschule wird im Bedarfsfalle durch Unterhaltsbeihilfen und andere Maßnah-
men gefördert.
Art. 40 (1) Der Religionsunterricht ist Angelegenheit der Religionsgemeinschaften. Die Ausübung des Rechtes 
wird gewährleistet.

V. Religion und Religionsgemeinschaften
Art. 41 (1) Jeder Bürger genießt volle Glaubens- und Gewissensfreiheit. Die ungestörte Religionsausübung 
steht unter dem Schutz der Republik.

(2) Einrichtungen von Religionsgemeinschaften, religiöse Handlungen und der Religionsunterricht dürfen 
nicht für verfassungswidrige oder parteipolitische Zwecke mißbraucht werden. Jedoch bleibt das Recht der 
Religionsgemeinschaften, zu den Lebensfragen des Volkes von ihrem Standpunkt aus Stellung zu nehmen, un-
bestritten.
Art. 42 (1) Private oder staatsbürgerliche Rechte und Pflichten werden durch die Religionsausübung weder 
bedingt noch beschränkt.

(2) Die Ausübung privater oder staatsbürgerlicher Rechte oder die Zulassung zum öffentlichen Dienst sind 
unabhängig von dem religiösen Bekenntnis.

(3) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Verwaltungsorgane haben nur 
insoweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft zu fragen, als davon Rechte oder 
Pflichten abhängen oder eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert.

(4) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teilnahme an religiösen Übun-
gen oder zur Benutzung einer religiösen Eidesformel gezwungen werden.
Art. 43 (1) Es besteht keine Staatskirche. Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgemeinschaften wird ge-
währleistet.

(2) Jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig nach Maßgabe der für 
alle geltenden Gesetze.

(3) Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, soweit sie es bisher waren. 
Andere Religionsgemeinschaften erhalten auf ihren Antrag gleiche Rechte, wenn sie durch ihre Verfassung und 
die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schließen sich mehrere derartige öffentlich-rechtliche 
Religionsgemeinschaften zu einem Verbande zusammen, so ist auch dieser Verband eine öffentlich-rechtliche 
Körperschaft.

(4) Die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften sind berechtigt, von ihren Mitgliedern Steuern auf 
Grund der staatlichen Steuerlisten nach Maßgabe der allgemeinen Bestimmungen zu erheben.

(5) Religionsgemeinschaften werden Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer 
Weltanschauung zur Aufgabe machen.
Art. 44 (1) Das Recht der Kirche auf Erteilung von Religionsunterricht in den Räumen der Schule ist gewähr-
leistet. Der Religionsunterricht wird von den durch die Kirche ausgewählten Kräften erteilt. Niemand darf ge-
zwungen oder gehindert werden, Religionsunterricht zu erteilen. Über die Teilnahme am Religionsunterricht 
bestimmen die Erziehungsberechtigten.
Art. 45 (1) Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden öffentlichen Leistungen an die 
Religionsgemeinschaften werden durch Gesetz abgelöst.

(2) Das Eigentum sowie andere Rechte der Religionsgemeinschaften und religiösen Vereine an ihren für 
Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen 
wird gewährleistet.
Art. 46 (1) Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge in Krankenhäusern, Strafanstalten oder an-
deren öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religionsgemeinschaften zur Vornahme religiöser Handlungen 
zugelassen. Niemand darf zur Teilnahme an solchen Handlungen gezwungen werden.
Art. 47 (1) Wer aus einer Religionsgemeinschaft öffentlichen Rechtes mit bürgerlicher Wirkung austreten will, 
hat den Austritt bei Gericht zu erklären oder als Einzelerklärung in öffentlich beglaubigter Form einzureichen.
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Art. 48 (1) Die Entscheidung über die Zugehörigkeit von Kindern zu einer Religionsgemeinschaft steht bis zu 
deren vollendetem vierzehnten Lebensjahr den Erziehungsberechtigten zu. Von da ab entscheidet das Kind 
selbst über seine Zugehörigkeit zu einer Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft.

VI. Wirksamkeit der Grundrechte
Art. 49 (1) Soweit diese Verfassung die Beschränkung eines der vorstehenden Grundrechte durch Gesetz zuläßt 
oder die nähere Ausgestaltung einem Gesetz vorbehält, muß das Grundrecht als solches unangetastet bleiben.

C. Aufbau der Staatsgewalt

I. Volksvertretung der Republik
Art. 50 (1) Höchstes Organ der Republik ist die Volkskammer.
Art. 51 (1) Die Volkskammer besteht aus den Abgeordneten des deutschen Volkes.

(2) Die Abgeordneten werden in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grund-
sätzen des Verhältniswahlrechtes auf die Dauer von vier Jahren gewählt.

(3) Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Volkes. Sie sind nur ihrem Gewissen unterworfen und an 
Aufträge nicht gebunden.
Art. 52 (1) Wahlberechtigt sind alle Bürger, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Wählbar ist jeder Bürger, der das 21. Lebensjahr vollendet hat.
(3) Die Volkskammer besteht aus 400 Abgeordneten. Das Nähere bestimmt ein Wahlgesetz.

Art. 53 (1) Wahlvorschläge zur Volkskammer können nur von solchen Vereinigungen eingereicht werden, die 
den Voraussetzungen des Artikel 13 Abs. 2 entsprechen.

(2) Näheres wird durch ein Gesetz der Republik bestimmt.
Art. 54 (1) Die Wahl findet an einem Sonntag oder gesetzlichen Feiertag statt. Wahlfreiheit und Wahlgeheimnis 
werden gewährleistet.
Art. 55 (1) Die Volkskammer tritt spätestens am 30. Tage nach der Wahl zusammen, fall sie nicht vom bisheri-
gen Präsidium früher einberufen wird.[4]

(2) Der Präsident muß die Volkskammer einberufen, wenn die Regierung oder mindestens ein Fünftel der 
Abgeordneten der Volkskammer es verlangen.
Art. 56 (1) Spätestens am 60. Tage nach Ablauf der Wahlperiode oder am 45. Tage nach Auflösung der Volks-
kammer muß deren Neuwahl stattfinden.

(2) Vor Ablauf der Wahlperiode findet eine Auflösung der Volkskammer, abgesehen von dem Fall des Arti-
kels 95 Abs. 6, nur durch eigenen Beschluß oder Volksentscheid statt.

(3) Die Auflösung der Volkskammer durch eigenen Beschluß bedarf der Zustimmung von mehr als der Hälf-
te der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten.
Art. 57 (1) Die Volkskammer wählt bei ihrem ersten Zusammentritt das Präsidium und gibt sich eine Ge-
schäftsordnung.

(2) In dem Präsidium ist jede Fraktion vertreten, soweit sie mindestens 40 Mitglieder hat.
(3) Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten, seinen Stellvertretern und den Beisitzern.
(4) Der Präsident führt die Geschäfte des Präsidiums und leitet die Verhandlungen der Volkskammer. Er übt 

das Hausrecht in der Volkskammer aus.
Art. 58 (1) Die Beschlüsse des Präsidiums werden mit Stimmenmehrheit gefaßt.

(2) Das Präsidium ist beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist.
(3) Auf Beschluß des Präsidiums beruft der geschäftsführende Präsident die Volkskammer ein; er beraumt 

den Termin für Neuwahlen an.[5]
(4) Das Präsidium führt seine Geschäfte fort bis zum Zusammentritt der neuen Volkskammer.

Art. 59 (1) Die Volkskammer prüft das Recht der Mitgliedschaft und entscheidet über die Gültigkeit der Wah-
len.
Art. 60 (1) Die Volkskammer bestellt für die Zeit, in der sie nicht versammelt ist, und nach Beendigung einer 
Wahlperiode oder nach der Auflösung der Volkskammer drei ständige Ausschüsse zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben, und zwar:

einen Ausschuß für allgemeine Angelegenheiten,
einen Ausschuß für Wirtschafts- und Finanzfragen,
einen Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten.
(2) Diese Ausschüsse die Rechte von Untersuchungsausschüssen.
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Art. 61 (1) Die Volkskammer faßt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit, soweit nicht in dieser Verfassung 
etwas anderes bestimmt ist.

(2) Sie ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist.
Art. 62 (1) Die Verhandlungen der Volkskammer und ihrer Ausschüsse sind öffentlich. Ein Ausschluß der Öf-
fentlichkeit findet auf Verlangen von zwei Dritteln der anwesenden Angeordneten statt; in den Ausschüssen ist 
die Mehrheit der Mitglieder notwendig.

(2) Für wahrheitsgetreue Berichte über öffentliche Sitzungen der Volkskammer oder ihrer Ausschüsse kann 
niemand zur Verantwortung gezogen werden.
Art. 63 (1) Zur Zuständigkeit der Volkskammer gehören:

die Bestimmung der Grundsätze der Regierungspolitik und ihrer Durchführung;
die Bestimmung der Grundsätze der Verwaltung und die Überwachung der gesamten Tätigkeit des Staates;
das Recht zur Gesetzgebung, soweit nicht ein Volksentscheid stattfindet;
die Beschlußfassung über den Staatshaushalt, den Wirtschaftsplan, Anleihen und Staatskredite der Republik 

und die Zustimmung zu Staatsverträgen;
der Erlaß von Amnestien;
die Wahl des Präsidenten der Republik gemeinsam mit den Länderkammern;
die Wahl der Mitglieder des Obersten Gerichtshofes der Republik und des Obersten Staatsanwaltes der Re-

publik sowie deren Abberufung.
Art. 64 (1) Die Volkskammer und jeder ihrer Ausschüsse könne die Anwesenheit des Ministerpräsidenten, 
jedes Ministers, ihrer ständigen Vertreter und der Leiter der Verwaltungen der Republik zum Zwecke der Ertei-
lung von Auskünften verlangen. Die Mitglieder der Regierung und die von ihnen bestellten Beauftragten haben 
zu den Sitzungen der Volkskammer und ihrer Ausschüsse jederzeit Zutritt.

(2) Auf ihr Verlangen müssen die Regierungsvertreter während der Beratung auch außerhalb der Tagesord-
nung gehört werden.

(3) Sie unterstehen der Ordnungsgewalt des Präsidenten.
Art. 65 (1) Zur Überwachung der Tätigkeit der Staatsorgane hat die Volkskammer das Recht und auf Antrag 
von einem Fünftel der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten die Pflicht, Untersuchungsausschüsse einzusetzen. 
Diese Ausschüsse erheben die Beweise, die sie oder die Antragsteller für erforderlich halten. Sie könne zu die-
sem Zweck Beauftragte entsenden.

(2) Die Gerichte und die Verwaltungen sind verpflichtet, dem Ersuchen dieser Ausschüsse oder ihrer Be-
auftragten um Beweiserhebung Folge zu leisten und ihre Akten auf Verlangen zur Einsichtnahme vorzulegen.

(3) Für die Beweiserhebung der Untersuchungsausschüsse finden die Vorschriften der Strafprozeßordnung 
entsprechende Anwendung.
Art. 66 (1) Die Volkskammer bildet für die Dauer der Wahlperiode einen Verfassungsausschuß, in dem alle 
Fraktionen entsprechend ihrer Stärke vertreten sind. Dem Verfassungsausschuß gehören ferner drei Mitglieder 
des Obersten Gerichtshofes der Republik sowie drei deutsche Staatsrechtslehrer an, die nicht Mitglieder der 
Volkskammer sein dürfen.

(2) Die Mitglieder des Verfassungsausschusses werden von der Volkskammer gewählt.
(3) Der Verfassungsausschuß prüft die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen der Republik.
(4) Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen der Republik können nur von mindestens einem Drit-

tel der Mitglieder der Volkskammer, von deren Präsidium, vom dem Präsidenten der Republik[7], von der 
Regierung der Republik, sowie von der Länderkammer geltend gemacht werden.

(5) Verfassungsstreitigkeiten zwischen der Republik und den Ländern sowie die Vereinbarkeit von Landesge-
setzen mit den Gesetzen der Republik prüft der Verfassungsausschuß unter Hinzuziehung von drei gewählten 
Vertretern der Länderkammer.

(6) Über das Gutachten des Verfassungsausschusses entscheidet die Volkskammer. Ihre Entscheidung ist für 
jedermann verbindlich.

(7) Die Volkskammer beschließt auch über den Vollzug ihrer Entscheidung.
(8) Die Feststellung der Verfassungswidrigkeit von Regierungs- und Verwaltungsmaßnahmen ist Aufgabe 

der Volkskammer in Durchführung der ihr übertragenen Verwaltungskontrolle.
Art. 67 (1) Kein Abgeordneter der Volkskammer darf zu irgendeiner Zeit wegen seiner Abstimmung oder we-
gen der in Ausübung seiner Abgeordnetentätigkeit getanenen Äußerungen gerichtlich oder dienstlich verfolgt 
oder sonst außerhalb der Versammlung zur Verantwortung gezogen werden. Dies gilt nicht für Verleumdungen 
im Sinne des Strafgesetzbuches, wenn sie als solche von einem Untersuchungsausschuß der Volkskammer fest-
gestellt worden sind.

(2) Beschränkungen der persönlichen Freiheit, Hausdurchsuchungen, Beschlagnahmungen oder Strafverfol-
gungen sind gegen Angeordnete nur mit Einwilligung der Volkskammer zulässig.
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(3) Jedes Strafverfahren gegen einen Angeordneten der Volkskammer und jede Haft oder sonstige Beschrän-
kung seiner persönlichen Freiheit wird auf Verlangen des Hauses, dem der Abgeordnete angehört, für die Dauer 
der Sitzungsperiode aufgehoben.

(4) Die Angeordneten der Volkskammer sind berechtigt, über Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als 
Angeordnete Tatsachen anvertrauen oder denen sie in Ausübung ihres Angeordnetenberufes solche Tatsachen 
anvertraut haben sowie über diese Tatsachen selbst die Aussage zu verweigern. Auch wegen der Beschlagnahme 
von Schriftstücken stehen sie den Personen gleich, die ein gesetzliches Zeugnisverweigerungsrecht haben.

(5) Eine Untersuchung oder Beschlagnahme darf in den Räumen der Volkskammer nur mit Zustimmung des 
Präsidiums vorgenommen werden.
Art. 68 (1) Abgeordnete der Volkskammer bedürfen zur Ausübung ihrer Tätigkeit keines Urlaubs.

(2) Bewerbern um einen Sitz in der Volkskammer ist der zur Vorbereitung der Wahl erforderliche Urlaub zu 
gewähren.

(3) Gehalt und Lohn sind weiterzuzahlen.
Art. 69 (1) Die Abgeordneten der Volkskammer erhalten eine steuerfreie Aufwandsentschädigung.

(2) Ein Verzicht auf die Aufwandsentschädigung ist unzulässig.
(3) Der Anspruch auf Aufwandsentschädigung ist nicht übertragbar und nicht pfändbar.

Art. 70 (1) Die Abgeordneten haben das Recht zur freien Fahrt auf allen öffentlichen Verkehrsmitteln.

II. Vertretung der Länder
Art. 71 (1) Zur Vertretung der deutschen Länder wird eine Länderkammer gebildet. In der Länderkammer 
hat jedes Land für je 500 000 Einwohner einen Abgeordneten. Jedes Land hat mindestens einen Abgeordneten.
Art. 72 (1) Die Abgeordneten der Länderkammer werden von den Landtagen im Verhältnis der Stärke der 
Fraktionen auf die Dauer der Wahlperiode der Landtage gewählt. Die Abgeordneten der Länderkammer sollen 
in der Regel Mitglieder des Landtages sein.

(2) Die Landtage stellen den Willen des Landes zu den in der Länderkammer zu erörternden Angelegen-
heiten fest. Die Bestimmungen der Länderverfassungen über die Gewissensfreiheit der Abgeordneten bleiben 
hierdurch unberührt.
Art. 73 (1) Die Länderkammer wählt ihr Präsidium und gibt sich eine Geschäftsordnung. Das Präsidium be-
steht aus dem Präsidenten, seinen Stellvertretern und den Beisitzern.
Art. 74 (1) Die Länderkammer wird von dem Präsidenten einberufen, sobald dies zur Erledigung ihrer Aufga-
ben erforderlich ist.

(2) Die Länderkammer wird fernerhin einberufen, wenn ein Fünftel ihrer Mitglieder es verlangt.
Art. 75 (1) Die Sitzungen der Länderkammer sind öffentlich. Nach Maßgabe der Geschäftsordnung kann die 
Öffentlichkeit für einzelne Beratungsgegenstände ausgeschlossen werden.
Art. 76 (1) Bei der Abstimmung in der Länderkammer entscheidet die einfache Stimmenmehrheit, soweit nicht 
diese Verfassung andere Bestimmungen enthält.
Art. 77 (1) Die Länderkammer kann die erforderlichen Ausschüsse nach Maßgabe der Geschäftsordnung bil-
den.
Art. 78 (1) Die Länderkammer hat das Recht, Gesetzesvorlagen bei der Volkskammer einzubringen. Sie hat ein 
Einspruchsrecht bei der Gesetzgebung nach Maßgabe des Artikel 84 der Verfassung.
Art. 79 (1) Die Mitglieder der Regierung der Republik und der Landesregierungen haben das Recht und auf 
Verlangen der Länderkammer die Pflicht, an den Verhandlungen der Länderkammer und ihrer Ausschüsse 
teilzunehmen. Sie müssen auf ihr Verlangen zu dem zur Verhandlung stehenden Gegenstand jederzeit gehört 
werden.

(2) Die Volkskammer kann bei besonderem Anlaß Abgeordnete aus ihrer Mitte beauftragen, die Meinung 
der Volkskammer in der Länderkammer darzulegen; das gleiche Recht steht der Länderkammer zur Darlegung 
ihrer Meinung in der Volkskammer zu. Die Länderkammer kann gegebenenfalls Mitglieder der Landesregie-
rungen beauftragen, den Standpunkt ihrer Regierung in der Volkskammer darzulegen.
Art. 80 (1) Die Artikel 67 ff dieser Verfassung über die Rechte der Abgeordneten der Volkskammer gelten ent-
sprechend für die Abgeordneten der Länderkammer.

III. Gesetzgebung
Art. 81 (1) Die Gesetze werden von der Volkskammer oder unmittelbar vom Volke durch Volksentscheid be-
schlossen.
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Art. 82 (1) Die Gesetzesvorlagen werden von der Regierung, von der Länderkammer oder aus der Mitte der 
Volkskammer eingebracht. Über die Gesetzentwürfe finden mindestens zwei Lesungen statt.
Art. 83 (1) Die Verfassung kann im Wege der Gesetzgebung geändert werden.

(2) Beschlüsse der Volkskammer auf Abänderung der Verfassung kommen nur zustande, wenn zwei Drittel 
der Abgeordneten anwesend sind und wenn wenigstens zwei Drittel der anwesenden Abgeordneten zustimmen.

(3) Soll durch Volksentscheid eine Verfassungsänderung beschlossen werden, so ist die Zustimmung der 
Mehrheit der Stimmberechtigten erforderlich.
Art. 84 (1) Gegen Gesetzesbeschlüsse der Volkskammer steht der Länderkammer ein Einspruchsrecht zu. Der 
Einspruch muß innerhalb von zwei Wochen nach der Schlußabstimmung in der Volkskammer eingebracht und 
spätestens innerhalb zweier weiterer Wochen mit Gründen versehen werden. Anderenfalls wird angenommen, 
daß die Länderkammer von ihrem Einspruchsrecht keinen Gebrauch macht.

(2) Der Einspruch wird hinfällig, wenn die Volkskammer ihren Beschluß nach erneuter Beratung aufrecht-
erhält.

(3) Wurde der Einspruch der Länderkammer mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abstimmenden Abge-
ordneten beschlossen, so wird er nur dann hinfällig, wenn die Volkskammer ihren Beschluß mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der abstimmenden Abgeordneten aufrechterhält.

(4) Richtet sich der Einspruch der Länderkammer gegen einen verfassungsändernden Gesetzesbeschluß der 
Volkskammer, so bedarf die Beschlußfassung über den Einspruch in der Länderkammer bei Anwesenheit von 
mindestens zwei Dritteln der Abgeordneten einer Mehrheit von zwei Dritteln der Abstimmenden.

(5) Der Einspruch wird hinfällig, wenn die Volkskammer ihren Beschluß mit der für Verfassungsänderungen 
vorgeschriebenen Mehrheit ihrer Abgeordneten aufrechterhält.
Art. 85 (1) Der Präsident der Volkskammer hat die verfassungsmäßig zustande gekommenen Gesetze inner-
halb eines Monats auszufertigen. Sie werden vom Präsidenten der Republik[8] unverzüglich im Gesetzblatt der 
Republik verkündet.

(2) Die Ausfertigung und Verkündung findet nicht statt, wenn innerhalb Monatsfrist die Verfassungswidrig-
keit des Gesetzes gemäß Artikel 66 festgestellt worden ist.

(3) Gesetze treten, soweit sie nichts anderes bestimmen, am 14. Tage nach der Verkündung in Kraft.
Art. 86 (1) Die Ausfertigung und Verkündung eines Gesetzes ist um zwei Monate auszusetzen, wenn es ein 
Drittel der Abgeordneten der Volkskammer verlangt.

(2) Das Gesetz ist nach Ablauf dieser Frist auszufertigen und zu verkünden, falls nicht ein Volksbegehren auf 
Volksentscheid gegen den Erlaß des Gesetzes durchgeführt ist.

(3) Gesetze, die die Mehrheit der Mitglieder der Volkskammer für dringlich erklärt, müssen ungeachtet die-
ses Verlangens ausgefertigt und verkündet werden.
Art. 87 (1) Ein Gesetz, dessen Verkündung auf Antrag von mindestens einem Drittel der Abgeordneten der 
Volkskammer ausgesetzt ist, ist dem Volksentscheid zu unterbreiten, wenn ein Zwanzigstel der Stimmberech-
tigten es beantragt.

(2) Ein Volksentscheid ist ferner herbeizuführen, wenn ein Zehntel der Stimmberechtigten oder wenn aner-
kannte Parteien oder Massenorganisationen, die glaubhaft machen, daß sie ein Fünftel der Stimmberechtigten 
vertreten, es beantragen (Volksbegehren).

(3) Dem Volksbegehren ist ein Gesetzentwurf zugrunde zu legen. Er ist von der Regierung unter Darlegung 
ihrer Stellungnahme der Volkskammer zu unterbreiten.

(4) Der Volksentscheid findet nur statt, wenn das begehrte Gesetz nicht in der Volkskammer in einer Fassung 
angenommen wird, mit der die Antragsteller oder ihre Vertretungen einverstanden sind.

(5) Über den Haushaltsplan, über die Abgabengesetze und die Besoldungsordnungen findet kein Volksent-
scheid statt.

(6) Das dem Volksentscheid unterbreitete Gesetz ist angenommen, wenn die Mehrheit der Abstimmenden 
zugestimmt hat.

(7) Das Verfahren beim Volksbegehren und Volksentscheid regelt ein besonderes Gesetz.
Art. 88 (1) Der Haushaltsplan und der Wirtschaftsplan werden durch Gesetz beschlossen.

(2) Amnestien bedürfen eines Gesetzes.
(3) Staatsverträge, die sich auf Gegenstände der Gesetzgebung beziehen, sind wie Gesetze zu verkünden.

Art. 89 (1) Ordnungsgemäß verkündete Gesetze sind von den Richtern auf ihre Verfassungsmäßigkeit nicht 
zu prüfen.

(2) Nach Einleitung des in Artikel 66 vorgesehenen Prüfungsverfahrens sind bis zu dessen Erledigung anhän-
gige gerichtliche Verfahren auszusetzen.
Art. 90 (1) Die zur Ausführung der Gesetze der Republik erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
werden, soweit die Gesetze nichts anderes bestimmen, von der Regierung der Republik erlassen.



417

Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik [34]

IV. Regierung der Republik
Art. 91 (1) Die Regierung der Republik besteht aus dem Ministerpräsidenten und den Ministern.
Art. 92 (1) Die stärkste Fraktion der Volkskammer benennt den Ministerpräsidenten; er bildet die Regierung. 
Alle Fraktionen, soweit sie mindestens 40 Mitglieder haben, sind im Verhältnis zu ihrer Stärke durch Minister 
oder Staatssekretäre vertreten. Staatssekretäre nehmen mit beratender Stimme an den Sitzungen der Regierung 
teil.

(2) Schließt sich eine Fraktion aus, so findet die Regierungsbildung ohne sie statt.
(3) Die Minister sollen Abgeordnete der Volkskammer sein.
(4) Die Volkskammer bestätigt die Regierung und billigt das von ihr vorgelegte Programm.

Art. 93 (1) Die Mitglieder der Regierung werden bei ihrem Amtsantritt vom Präsidenten der Republik[9] eid-
lich verpflichtet, ihre Geschäfte unparteiisch zum Wohle des Volkes und getreu der Verfassung und den Geset-
zen zu führen.
Art. 94 (1) Die Regierung sowie jedes ihrer Mitglieder bedürfen zur Geschäftsführung des Vertrauens der 
Volkskammer.
Art. 95 (1) Die Tätigkeit der Regierung in ihrer Gesamtheit endet mit der Annahme eines Mißtrauensantrages 
durch die Volkskammer.

(2) Der Mißtrauensantrag kommt nur zur Abstimmung, wenn gleichzeitig mit ihm der neue Ministerpräsi-
dent und die von ihm zu befolgenden Grundsätze der Politik vorgeschlagen werden. Über den Mißtrauensan-
trag und diese Vorschläge wird in ein und derselben Abstimmungshandlung entschieden.

(3) Der Beschluß auf Entziehung des Vertrauens ist nur wirksam, wenn ihm mindestens die Hälfte der gesetz-
lichen Mitgliederzahl der Abgeordneten zustimmt.

(4) Der Antrag auf Herbeiführung eines solchen Beschlusses muß von mindestens einem Viertel der Mit-
glieder der Volkskammer unterzeichnet sein. Über den Antrag darf frühestens am zweiten Tage nach seiner 
Verhandlung abgestimmt werden. Der Antrag muß innerhalb einer Woche nach seiner Einbringung erledigt 
werden.

(5) Tritt die neue Regierung ihr Amt nicht innerhalb von 21 Tagen nach der Annahme des Mißtrauensantra-
ges an, so wird der Mißtrauensantrag unwirksam.

(6) Wird der neuen Regierung das Mißtrauen ausgesprochen, so gilt die Volkskammer als aufgelöst.
(7) Bis zum Amtsantritt der neuen Regierung werden die Geschäfte von der bisherigen Regierung weiterge-

führt.
Art. 96 (1) Ein Regierungsmitglied, dem durch Beschluß der Volkskammer das Vertrauen entzogen wird, muß 
zurücktreten. Die Geschäfte sind bis zum Amtsantritt des Nachfolgers fortzuführen, sofern nicht die Volkskam-
mer etwas anderes beschließt.

(2) Die Bestimmungen des Artikels 95 Abs. 3 finden entsprechende Anwendung.
(3) Jedes Regierungsmitglied kann jederzeit den Rücktritt erklären. Sein Geschäftsbereich wird bis zur Be-

stellung des Nachfolgers von seinem Stellvertreter wahrgenommen, es sei denn, daß die Volkskammer etwas 
anderes beschließt.
Art. 97 (1) Der Ministerpräsident führt den Vorsitz in der Regierung und leitet ihre Geschäfte nach einer Ge-
schäftsordnung, die von der Regierung zu beschließen und der Volkskammer mitzuteilen ist.
Art. 98 (1) Der Ministerpräsident bestimmt die Richtlinien der Regierungspolitik nach Maßgabe der von der 
Volkskammer aufgestellten Grundsätze. Er ist dafür der Volkskammer verantwortlich.

(2) Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Minister den ihm anvertrauten Geschäftszweig selbständig unter 
eigener Verantwortung gegenüber der Volkskammer.
Art. 99 (1) Die Minister haben der Regierung alle Gesetzentwürfe, ferner Angelegenheiten, für welche die 
Verfassung oder das Gesetz es vorschreiben, sowie Meinungsverschiedenheiten über Fragen, die den Geschäfts-
bereich mehrerer Minister berühren, zur Beratung und Beschlußfassung zu unterbreiten.
Art. 100 (1) Die Regierung faßt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden.

V. Präsident der Republik
Art. 101 (1) Der Präsident der Republik wird in gemeinsamer Sitzung von Volkskammer und Länderkammer 
auf die Dauer von vier Jahren gewählt. Die gemeinsame Sitzung wird vom Präsidenten der Volkskammer ein-
berufen und geleitet.

(2) Wählbar ist jeder Bürger nach Vollendung des 35. Lebensjahres.
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Art. 102 (1) Der Präsident der Republik leistet bei seinem Amtsantritt in gemeinsamer Sitzung der Volkskam-
mer und der Länderkammer folgenden Eid:

„Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, die Verfassung und die Gesetze 
der Republik wahren, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde.“
Art. 103 (1) Der Präsident der Republik kann durch gemeinsamen Beschluß der Volkskammer und Länder-
kammer abberufen werden. Der Beschluß bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl der 
Angeordneten.
Art. 104 (1) Der Präsident der Republik verkündet die Gesetze der Republik.

(2) Er verpflichtet die Regierungsmitglieder bei ihrem Amtsantritt.
Art. 105 (1) Der Präsident der Republik vertritt die Republik völkerrechtlich.

(2) Er schließt im Namen der Republik Staatsverträge mit auswärtigen Mächten ab und unterzeichnet sie.
(3) Er beglaubigt und empfängt die Botschafter und Gesandten.

Art. 106 (1) Alle Anordnungen und Verfügungen des Präsidenten der Republik bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Gegenzeichnung durch den Ministerpräsidenten oder den zuständigen Minister.
Art. 107 (1) Der Präsident übt für die Republik das Begnadigungsrecht aus, wobei er von einem Ausschuß der 
Volkskammer beraten wird.
Art. 108 (1) Der Präsident der Republik wird im Falle seiner Verhinderung zunächst durch den Präsidenten der 
Volkskammer vertreten. Dauert die Behinderung des Präsidenten der Republik voraussichtlich längere Zeit, so 
ist die Vertretung durch Gesetz zu regeln.

(2) Das gleiche gilt für den Fall einer vorzeitigen Erledigung der Präsidentenschaft bis zur Neuwahl des 
Präsidenten.

VI. Republik und Länder
Art. 109 (1) Jedes Land muß eine Verfassung haben, die mit den Grundsätzen der Verfassung der Republik 
übereinstimmt. Der Landtag ist die höchste und alleinige Volksvertretung des Landes.

(2) Die Volksvertretung muß in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl von allen wahlbe-
rechtigten Bürgern nach den im Wahlgesetz für die Republik niedergelegten Grundsätzen des Verhältniswahl-
rechts gewählt werden.
Art. 110 (1) Die Änderung des Gebiets des Landes und die Neubildung von Ländern innerhalb der Republik 
erfolgt durch verfassungsänderndes Gesetz der Republik.

(2) Stimmen die unmittelbar beteiligten Länder zu, so bedarf es nur eines einfachen Gesetzes.
(3) Ein einfaches Gesetz genügt ferner, wenn eines der beteiligten Länder nicht zustimmt, die Gebietsände-

rung oder die Neubildung aber durch Abstimmung der Bevölkerung der betreffenden Gebiete gefordert wird.
Art. 111 (1) Die Republik kann auf allen Sachgebieten einheitliche Gesetze erlassen. Sie soll sich jedoch bei 
ihrer Gesetzgebung auf die Aufstellung von Grundsätzen beschränken, soweit hierdurch dem Bedürfnis ein-
heitlicher Regierung Genüge geschieht.

(2) Soweit die Republik von ihrem Recht zur Gesetzgebung keinen Gebrauch macht, haben die Länder das 
Recht der Gesetzgebung.

Art. 112 (1) Die Republik hat das Recht der ausschließlichen Gesetzgebung über:

die auswärtigen Beziehungen;
den Außenhandel;
das Zollwesen,
sowie die Einheit des Zoll- und Handelsgebietes und die Freizügigkeit des Warenverkehrs;
die Staatsangehörigkeit, die Freizügigkeit, die Ein- und Auswanderung, die Auslieferung und das Paß- 

und Fremdenrecht;
das Personenstandsrecht;
das bürgerliche Recht, das Strafrecht, die Gerichtsverfassung und das Gerichtsverfahren;
das Arbeitsrecht;
den Verkehr;
das Post-, Fernmelde- und Rundfunkwesen;
das Film- und Pressewesen;
das Währungs- und Münzwesen, Maß-, Gewichts- und Eichwesen;
die Sozialversicherung;
die Kriegsschäden- und Besatzungskosten und die Wiedergutmachungsleistungen.

Art. 113 (1) Bei der Gesetzgebung auf dem Gebiete des Finanz- und Steuerwesens muß die wirtschaftliche 
Lebensfähigkeit der Länder, der Kreise und Gemeinden gewährleistet sein.



419

Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik [34]

Art. 114 (1) Gesamtdeutsches Recht geht dem Recht der Länder vor.
Art. 115 (1) Die Gesetze der Länder werden grundsätzlich durch die Organe der Länder ausgeführt, soweit 
nicht in dieser Verfassung oder in den Gesetzen etwas anderes bestimmt ist. Soweit ein Bedürfnis dazu besteht, 
errichtet die Republik durch Gesetz eigene Verwaltungen.
Art. 116 (1) Die Regierung der Republik übt die Aufsicht in den Angelegenheiten aus, in denen der Republik 
das Recht der Gesetzgebung zusteht.

(2) Soweit die Gesetze der Republik nicht von den Verwaltungen der Republik ausgeführt werden, kann die 
Regierung der Republik allgemeine Anweisungen erlassen. Sie ist ermächtigt, zur Überwachung der Ausfüh-
rung dieser Gesetze und Anweisungen Beauftragte zu den ausführenden Verwaltungen zu entsenden. Für die 
Rechte dieser Beauftragten gilt der Artikel 65 entsprechend.

(3) Die Landesregierungen sind verpflichtet, auf Ersuchen der Republik Mängel, die bei der Ausführung der 
Gesetze der Republik hervorgetreten sind, zu beseitigen.

(4) Hieraus entstehende Streitigkeiten werden in dem unter Artikel 66 Abs. 5 vorgeschriebenen Verfahren 
geprüft und entschieden.

VII. Verwaltung der Republik
Art. 117 (1) Die Pflege der auswärtigen Beziehungen ist ausschließliche Sache der Republik.

(2) In Angelegenheiten, deren Regelung der Landesgesetzgebung zusteht, können die Länder mit auswärti-
gen Staaten Verträge schließen; die Verträge bedürfen der Zustimmung der Volkskammer.

(3) Vereinbarungen mit fremden Staaten über Veränderungen der Grenzen der Republik werden nach Zu-
stimmung der beteiligten Länder durch die Republik abgeschlossen. Die Grenzveränderungen dürfen nur auf 
Grund eines Gesetzes der Republik erfolgen, soweit es sich nicht um bloße Berichtigung der Grenzen unbe-
wohnter Gebietsteile handelt.
Art. 118 (1) Deutschland bildet ein einheitliches Zoll- und Handelsgebiet, umgeben von einer gemeinschaftli-
chen Zollgrenze.

(2) Fremde Staaten oder Gebietsteile können durch Staatsverträge oder Übereinkommen dem deutschen 
Zollgebiet angeschlossen werden. Aus dem deutschen Zollgebiet können durch Gesetz Teile ausgeschlossen 
werden.

(3) Alle Waren, die sich im freien Verkehr im deutschen Zollgebiet befinden, dürfen innerhalb des Zoll-
gebietes über die Grenzen der Länder und Gemeinden sowie der gemäß Absatz 2 angeschlossenen fremden 
Staatsgebiete oder Gebietsteile frei ein- und durchgeführt werden.
Art. 119 (1) Die Zölle und die durch Gesetz der Republik geregelten Steuern werden durch die Republik ver-
waltet.

(2) Die Abgabenhoheit steht grundsätzlich der Republik zu.
(3) Die Republik soll Abgaben nur insoweit erheben, als es zur Deckung ihres eigenen Bedarfs erforderlich 

ist.
(4) Die Republik errichtet eine eigene Abgabenverwaltung. Dabei sind Einrichtungen vorzusehen, die den 

Ländern die Wahrung besonderer Landesinteressen auf den Gebieten der Landwirtschaft, des Handels, des 
Gewerbes und der Industrie ermöglichen.

(5) Soweit es die einheitliche und gleichmäßige Durchführung der Abgabengesetze der Republik erfordert, 
trifft die Republik durch Gesetz Vorschriften über die Einrichtung und Befugnisse der mit der Beaufsichtigung 
der Ausführung der Abgabengesetze der Republik betrauten Behörden, über die Abrechnung mit den Ländern 
und die Vergütung der Verwaltungskosten bei Ausführung der Abgabengesetze der Republik.
Art. 120 (1) Abgaben und Steuern dürfen nur auf Grund gesetzlicher Regelung erhoben werden.

(2) Vermögens-, Einkommen- und Verbrauchssteuern sind in einem angemessenen Verhältnis zueinander zu 
halten und nach sozialen Gesichtpunkten zu staffeln.

(3) Durch eine starke Staffelung der Erbschaftssteuer soll die Bildung volksschädlicher Vermögenshäufung 
verhindert werden.
Art. 121 (1) Die Einnahmen und Ausgaben der Republik müssen für jedes Rechnungsjahr veranschlagt und 
in den Haushaltsplan eingestellt werden. Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Rechnungsjahres durch ein 
Gesetz festgestellt.
Art. 122 (1) Über die Einnahmen der Republik und ihre Verwendung legt der Finanzminister der Volkskammer 
zur Entlastung der Regierung Rechnung ab. Die Rechnungsprüfung wird durch Gesetz der Republik geregelt.
Art. 123 (1) Im Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur bei außerordentlichem Bedarf beschafft werden. Eine 
solche Beschaffung sowie die Übernahme einer Sicherheitsleistung zu Lasten der Republik dürfen nur auf 
Grund eines Gesetzes der Republik erfolgen.
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Art. 124 (1) Das Post-, Fernmelde- und Rundfunkwesen sowie das Eisenbahnwesen werden von der Republik 
verwaltet.

(2) Die bisherigen Reichsautobahnen und Reichsstraßen sowie alle dem Verkehr dienenden Straßen stehen 
in der Verwaltung der Republik. Entsprechendes gilt für die Wasserstraßen.
Art. 125 (1) Die Ordnung der Handelsschiffahrt und die Regelung des Seeverkehrs und der Seezeichen sind 
Aufgabe der Verwaltung der Republik.

VIII. Rechtspflege
Art. 126 (1) Die ordentliche Gerichtsbarkeit wird durch den Obersten Gerichtshof der Republik und durch die 
Gerichte der Länder ausgeübt.
Art. 127 (1) Die Richter sind in ihrer Rechtsprechung unabhängig und nur der Verfassung und dem Gesetz 
unterworfen.
Art. 128 (1) Richter kann nur sein, wer nach seiner Persönlichkeit und Tätigkeit die Gewähr dafür bietet, daß 
er sein Amt gemäß den Grundsätzen der Verfassung ausübt.
Art. 129 (1) Die Republik trägt durch den Ausbau der juristischen Bildungsstätten dafür Sorge, daß Angehörige 
aller Schichten des Volkes die Möglichkeit haben, die Befähigung zur Ausübung des Berufes als Richter, Rechts-
anwalt und Staatsanwalt zu erlangen.
Art. 130 (1) An der Rechtsprechung sind Laienrichter im weitesten Umfang zu beteiligen.

(2) Die Laienrichter werden auf Vorschlag der demokratischen Parteien und Organisationen durch die zu-
ständigen Volksvertretungen gewählt.
Art. 131 (1) Die Richter des Obersten Gerichtshofes und der Oberste Staatsanwalt derRepublik werden auf 
Vorschlag der Regierung der Republik durch die Volkskammer gewählt.

(2) Die Richter der Obersten Gerichte und die Obersten Staatsanwälte der Länder werden auf Vorschlag der 
Landesregierungen von den Landtagen gewählt.

(3) Die übrigen Richter werden von den Landesregierungen ernannt.
Art. 132 (1) Die Richter des Obersten Gerichtshofes und der Oberste Staatsanwalt der Republik können von der 
Volkskammer abberufen werden, wenn sie gegen die Verfassung und die Gesetze verstoßen oder ihre Pflichten 
als Richter oder als Staatsanwalt gröblich verletzen.

(2) Die Abberufung erfolgt nach Einholung des Gutachtens eines bei der Volkskammer zu bildenden Justi-
zausschusses.

(3) Der Justizausschuß besteht aus dem Vorsitzenden des Rechtsausschusses der Volkskammer, aus drei Mit-
gliedern der Volkskammer, zwei Mitgliedern des Obersten Gerichtshofes und einem Mitglied der Obersten 
Staatsanwaltschaft. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Rechtsausschusses. Die übrigen Ausschußmitglieder 
werden von der Volkskammer für die Dauer der Wahlperiode gewählt. Die dem Justizausschuß angehörenden 
Mitglieder des Obersten Gerichtshofes und der Obersten Staatsanwaltschaft dürfen nicht Mitglieder der Volks-
kammer sein.

(4) Die durch die Landtage gewählten und durch die Landesregierungen ernannten Richter können von den 
betreffenden Landtagen abberufen werden. Die Abberufung erfolgt nach Einholung eines Gutachtens des bei 
dem betreffenden Landtag zu bildenden Justizausschusses. Der Justizausschuß besteht aus dem Vorsitzenden 
des Rechtsausschusses des Landtages, aus drei Mitgliedern des Landtages, zwei Mitgliedern des Obersten Ge-
richts und einem Mitglied der Obersten Staatsanwaltschaft des Landes. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des 
Rechtsausschusses. Die übrigen Ausschußmitglieder werden von dem betreffenden Landtag für die Dauer der 
Wahlperiode gewählt. Die dem Justizausschuß angehörenden Mitglieder des Obersten Gerichts und der Obers-
ten Staatsanwaltschaft dürfen nicht Mitglieder des Landtages sein.

(5) Die von den Landesregierungen ernannten Richter können unter den gleichen Voraussetzungen von den 
Landesregierungen abberufen werden, jedoch nur mit Genehmigung des Justizausschusses des betreffenden 
Landtages.
Art. 133 (1) Die Verhandlungen vor den Gerichten sind öffentlich.

(2) Bei Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Sittlichkeit kann die Öffentlichkeit 
durch Gerichtsbeschluß ausgeschlossen werden.
Art. 134 Kein Bürger darf seinen gesetzlichen Richtern entzogen werden. Ausnahmegerichte sind unstatthaft. 
Gerichte für besondere Sachgebiete können vom Gesetzgeber nur errichtet werden, wenn sie für im voraus und 
allgemein bezeichnete Personengruppen oder Streitgegenstände zuständig sein sollen.
Art. 135 (1) Strafen dürfen nur verhängt werden, wenn sie zur Zeit der Tat gesetzlich angedroht sind.

(2) Kein Strafgesetz hat rückwirkende Kraft.
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(3) Ausgenommen sind Maßnahmen und die Anwendung von Bestimmungen, die zur Überwindung des 
Nazismus, des Faschismus und des Militarismus getroffen werden oder die zur Ahndung von Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit notwendig sind.
Art. 136 (1) Bei vorläufigen Festnahmen, Hausdurchsuchungen sowie Beschlagnahmen im Ermittlungsverfah-
ren ist die richterliche Bestätigung unverzüglich einzuholen.

(2) Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat nur der Richter zu entschieden. Ver-
haftete sind spätestens am Tage nach dem Ergreifen dem Richter vorzuführen. Wird von ihm die Untersu-
chungshaft angeordnet, so hat er in regelmäßigen Abständen zu prüfen, ob ihre Fortdauer gerechtfertigt ist.

(3) Der Grund der Verhaftung ist dem Festgenommenen bei der ersten richterlichen Vernehmung zu eröff-
nen und auf seinen Wunsch einer von ihm benannten Person innerhalb weiterer 24 Stunden mitzuteilen.
Art. 137 (1) Der Strafvollzug beruht auf dem Gedanken der Erziehung der Besserungsfähigen durch gemein-
same produktive Arbeit.
Art. 138 (1) Dem Schutz der Bürger gegen rechtswidrige Maßnahmen der Verwaltung dienen die Kontrolle 
durch die Volksvertretungen und die Verwaltungsgerichtsbarkeit.

(2) Aufbau und Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte werden durch Gesetz geregelt.
(3) Für die Mitglieder der Verwaltungsgerichte gelten die Grundsätze über die Wahl und Abberufung der 

Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit entsprechend.

IX. Selbstverwaltung
Art. 139 (1) Gemeinden und Gemeindeverbände haben das Recht der Selbstverwaltung innerhalb der Gesetze 
der Republik und der Länder.

(2) Zu den Selbstverwaltungsaufgaben gehören die Entscheidung und Durchführung aller öffentlichen An-
gelegenheiten, die das wirtschaftliche, soziale und kulturelle Leben der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes 
betreffen. Jede Aufgabe ist vom untersten dazu geeigneten Verband zu erfüllen.
Art. 140 (1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben Vertretungen, die nach demokratischen Grund-
sätzen gebildet werden.

(2) Zu ihrer Unterstützung werden Ausschüsse gebildet, in denen Vertreter der demokratischen Parteien und 
Organisationen verantwortlich mitarbeiten.

(3) Wahlrecht und Wahlverfahren richten sich nach den für die Wahl zur Volkskammer und den Landtagen 
geltenden Bestimmungen.

(4) Jedoch kann durch Landesgesetz die Wahlberechtigung von der Dauer des Aufenthalts in der Gemeinde 
bis zu einem halben Jahr abhängig gemacht werden.
Art. 141 (1) Die gewählten ausführenden Organe der Gemeinden und der Gemeindeverbände bedürfen zu 
ihrer Amtsführung des Vertrauens der Vertretungskörperschaften.
Art. 142 (1) Die Aufsicht über die Selbstverwaltung der Gemeinden und Gemeindeverbände beschränkt sich 
auf die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung und die Wahrung demokratischer Verwaltungsgrundsätze.
Art. 143 (1) Den Gemeinden und Gemeindeverbänden können von der Republik und den Ländern Aufgaben 
und die Durchführung von Gesetzen übertragen werden.

X. Übergangs- und Schlußbestimmungen
Art. 144 (1) Alle Bestimmungen dieser Verfassung sind unmittelbar geltendes Recht. Entgegenstehende Be-
stimmungen sind aufgehoben. Die an ihre Stelle tretenden, zur Durchführung der Verfassung erforderlichen 
Bestimmungen werden gleichzeitig mit der Verfassung in Kraft gesetzt. Weitergeltende Gesetze sind im Sinne 
dieser Verfassung auszulegen.

(2) Die verfassungsmäßigen Freiheiten und Rechte können nicht den Bestimmungen entgegengehalten wer-
den, die ergangen sind und noch ergehen werden, um den Nationalsozialismus und Militarismus zu überwin-
den und das von ihnen verschuldete Unrecht wiedergutzumachen.

Die vorstehende, vom Deutschen Volksrat unter Beteiligung des gesamten Deutschen Volkes erarbeitete und 
am 19. März 1949 beschlossene, vom Dritten Deutschen Volkskongreß am 30. Mai 1949 bestätigte und durch 
Gesetz der Provisorischen Volkskammer vom 7. Oktober 1949 in Kraft gesetzte Verfassung der Deutschen De-
mokratischen Republik wird hiermit verkündet.

Berlin, den 7. Oktober 1949
Der Präsident der Provisorischen Volkskammer 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Dieckmann

Link: http://www.documentarchiv.de/ddr/verfddr1949.html
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Nr. 35. Deutschlandvertrag
vom 26. Mai 1952

(Bundesgesetzblatt 1955 II, 301)

D
Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Drei 

Mächten ä
chte-Abkommen (1952)

Die Bundesrepublik Deutschland,
Die Vereinigten Staaten von Amerika,
Das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland
und
Die Französische Republik
haben zur Festlegung der Grundlagen ihres neuen Verhältnisses den folgenden Vertrag geschlossen:

Art. 1 (1) Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrags werden die Vereinigten Staaten von Amerika, das Vereinigte 
Königreich von Großbritannien und Nordirland und die Französische Republik (in diesem Vertrag und in den 
Zusatzverträgen auch als „Drei Mächte“ bezeichnet) das Besatzungsregime in der Bundesrepublik beenden, das 
Besatzungsstatut aufheben und die Alliierte Hohe Kommission sowie die Dienststellen der Landeskommissare 
in der Bundesrepublik auflösen.

(2) Die Bundesrepublik wird demgemäß die volle Macht eines souveränen Staates über ihre inneren und 
äußeren Angelegenheiten haben.
Art. 2 Im Hinblick auf die internationale Lage, die bisher die Wiedervereinigung Deutschlands und den Ab-
schluß eines Friedensvertrags verhindert hat, behalten die Drei Mächte die bisher von ihnen ausgeübten oder 
innegehabten Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und auf Deutschland als Ganzes einschließ-
lich der Wiedervereinigung Deutschlands und einer friedensvertraglichen Regelung. Die von den Drei Mächten 
beibehaltenen Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf die Stationierung von Streitkräften in Deutschland 
und der Schutz der Sicherheit dieser Streitkräfte bestimmen sich nach den Artikeln 4 und 5 dieses Vertrags.
Art. 3 (1) Die Bundesrepublik wird ihre Politik in Einklang mit den Prinzipien der Satzung der Vereinten Nati-
onen und mit den im Statut des Europarates aufgestellten Zielen halten.

(2) Die Bundesrepublik bekräftigt ihre Absicht, sich durch ihre Mitgliedschaft in internationalen Organisa-
tionen, die zur Erreichung der gemeinsamen Ziele der freien Welt beitragen, mit der Gemeinschaft der freien 
Nationen völlig zu verbinden. Die Drei Mächte werden zu gegebener Zeit Anträge der Bundesrepublik unter-
stützen, die Mitgliedschaft in solchen Organisationen zu erlangen.

(3) Bei Verhandlungen mit Staaten, mit denen die Bundesrepublik keine Beziehungen unterhält, werden die 
Drei Mächte die Bundesrepublik in Fragen konsultieren, die deren politische Interessen unmittelbar berühren.

(4) Auf Ersuchen der Bundesregierung werden die Drei Mächte die erforderlichen Vorkehrungen treffen, 
die Interessen der Bundesrepublik in ihren Beziehungen zu anderen Staaten und in gewissen internationalen 
Organisationen oder Konferenzen zu vertreten, soweit die Bundesrepublik dazu nicht selbst in der Lage ist.
Art. 4 (1) Bis zum Inkrafttreten der Abmachungen über den deutschen Verteidigungsbeitrag behalten die Drei 
Mächte weiterhin ihre bisher ausgeübten oder innegehabten Rechte in bezug auf die Stationierung von Streit-
kräften in der Bundesrepublik. Die Aufgabe dieser Streitkräfte wird die Verteidigung der freien Welt sein, zu 
der die Bundesrepublik und Berlin gehören. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 5 Absatz (2) dieses 
Vertrags bestimmen sich die Rechte und Pflichten dieser Streitkräfte nach dem Vertrag über die Rechte und 
Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik Deutschland (im folgenden als 
„Truppenvertrag“ bezeichnet), auf den in Artikel 8 Absatz (1) dieses Vertrags Bezug genommen ist.

(2) Die von den Drei Mächten bisher ausgeübten oder innegehabten und weiterhin beizubehaltenden Rechte 
in bezug auf die Stationierung von Streitkräften in Deutschland werden von den Bestimmungen dieses Artikels 
nicht berührt, soweit sie für die Ausübung der im ersten Satz des Artikels 2 dieses Vertrags genannten Rechte 
erforderlich sind. Die Bundesrepublik ist damit einverstanden, daß vom Inkrafttreten der Abmachungen über 
den deutschen Verteidigungsbeitrag an Streitkräfte der gleichen Nationalität und Effektivstärke wie zur Zeit 
dieses Inkrafttretens in der Bundesrepublik stationiert werden dürfen. Im Hinblick auf die in Artikel 1 Absatz 
(2) dieses Vertrags umschriebene Rechtsstellung der Bundesrepublik und im Hinblick darauf, daß die Drei 
Mächte gewillt sind, ihre Rechte betreffend die Stationierung von Streitkräften in der Bundesrepublik, soweit 
diese betroffen ist, nur in vollem Einvernehmen mit der Bundesrepublik auszuüben, wird diese Frage in einem 
besonderen Vertrag geregelt.
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Art. 5 (1) Für die in der Bundesrepublik stationierten Streitkräfte gelten bis zum Inkrafttreten der Abmachun-
gen über den deutschen Verteidigungsbeitrag die folgenden Bestimmungen:	

	 a) Die Drei Mächte werden die Bundesregierung in allen die Stationierung dieser Streitkräfte betref-
fenden Fragen konsultieren, soweit es die militärische Lage erlaubt. Die Bundesrepublik wird nach Maßgabe 
dieses Vertrags und der Zusatzverträge im Rahmen ihres Grundgesetzes mitwirken, um diesen Streitkräften 
ihre Aufgabe zu erleichtern.

b) Die Drei Mächte werden nur nach vorheriger Einwilligung der Bundesrepublik Truppen eines Sta tes, der 
zur Zeit keine Kontingente stellt, als Teil ihrer Streitkräfte im Bundesgebiet stationieren. Jedoch dürfen solche 
Kontingente im Falle eines Angriffs oder unmittelbar drohenden Angriffs ohne Einwilligung der Bundesrepu-
blik in das Bundesgebiet gebracht werden, dürfen dagegen nach Beseitigung der Gefahr nur mit Einwilligung 
der Bundesrepublik dort verbleiben.

(2) Die von den Drei Mächten bisher innegehabten oder ausgeübten Rechte in bezug auf den Schutz der 
Sicherheit von in der Bundesrepublik stationierten Streitkräften, die zeitweilig von den Drei Mächten beibe-
halten werden, erlöschen, sobald die zuständigen deutschen Behörden entsprechende Vollmachten durch die 
deutsche Gesetzgebung erhalten haben und dadurch in Stand gesetzt sind, wirksame Maßnahmen zum Schutz 
der Sicherheit dieser Streitkräfte zu treffen, einschließlich der Fähigkeit, einer ernstlichen Störung der öffent-
lichen Sicherheit und Ordnung zu begegnen. Soweit diese Rechte weiterhin ausgeübt werden können, werden 
sie nur nach Konsultation mit der Bundesregierung ausgeübt werden, soweit die militärische Lage eine solche 
Konsultation nicht ausschließt, und wenn die Bundesregierung darin übereinstimmt, daß die Umstände die 
Ausübung derartiger Rechte erfordern. Im übrigen bestimmt sich der Schutz der Sicherheit dieser Streitkräfte 
nach den Vorschriften des Truppenvertrags oder den Vorschriften des Vertrags, welcher den Truppenvertrag 
ersetzt, und nach deutschem Recht, soweit nicht in einem anwendbaren Vertrag etwas anderes bestimmt ist.	
Art. 6 (1) Die Drei Mächte werden die Bundesrepublik hinsichtlich der Ausübung ihrer Rechte in bezug auf 
Berlin konsultieren.

(2) Die Bundesrepublik ihrerseits wird mit den Drei Mächten zusammenwirken, um es ihnen zu erleichtern, 
ihren Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin zu genügen.
Art. 7 (1) Die Unterzeichnerstaaten sind darüber einig, daß ein wesentliches Ziel ihrer gemeinsamen Politik 
eine zwischen Deutschland und seinen ehemaligen Gegnern frei vereinbarte friedensvertragliche Regelung für 
ganz Deutschland ist, welche die Grundlage für einen dauerhaften Frieden bilden soll. Sie sind weiterhin da-
rüber einig, daß die endgültige Festlegung der Grenzen Deutschlands bis zu dieser Regelung aufgeschoben 
werden muß.

(2) Bis zum Abschluß der friedensvertraglichen Regelung werden die Unterzeichnerstaaten zusammenwir-
ken, um mit friedlichen Mitteln ihr gemeinsames Ziel zu verwirklichen: Ein wiedervereinigtes Deutschland, das 
eine freiheitlich-demokratische Verfassung, ähnlich wie die Bundesrepublik, besitzt und das in die europäische 
Gemeinschaft integriert ist.

(3) Im Falle der Wiedervereinigung Deutschlands – vorbehaltlich einer zu vereinbarenden Anpassung – wer-
den die Drei Mächte die Rechte, welche der Bundesrepublik Deutschland auf Grund dieses Vertrages und der 
Zusatzverträge zustehen, auf ein wiedervereinigtes Deutschland erstrecken und werden ihrerseits darin einwil-
ligen, daß die Rechte auf Grund der Verträge über die Bildung einer integrierten Europäischen Gemeinschaft 
in gleicher Weise erstreckt werden, wenn ein wiedervereinigtes Deutschland die Verpflichtungen der Bundes-
republik gegenüber den Drei Mächten oder einer von ihnen auf Grund der genannten Verträge übernimmt. 
Soweit nicht alle Unterzeichnerstaaten ihre gemeinsame Zustimmung erteilen, wird die Bundesrepublik kein 
Abkommen abschliessen noch einer Abmachung beitreten, welche die Rechte der Drei Mächte auf Grund der 
genannten Verträge beeinträchtigen oder die Verpflichtungen der Bundesrepublik auf Grund dieser Verträge 
mindern würden.

(4) Die Drei Mächte werden die Bundesrepublik in allen Angelegenheiten konsultieren, welche die Ausübung 
ihrer Rechte in bezug auf Deutschland als Ganzes berühren.
Art. 8 (1)	 a) Die Unterzeichnerstaaten haben die folgenden Zusatzverträge geschlossen:	

Vertrag über die Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik 
Deutschland;

Finanzvertrag;
Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen.
	 b) Der Vertrag über die Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der 

Bundesrepublik Deutschland und das am 26. Mai 1952 in Bonn unterzeichnete Abkommen über die steuerliche 
Behandlung der Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der durch das Protokoll vom 26. Juli 1952 abgeänderten 
Fassung bleiben bis zum Inkrafttreten neuer Vereinbarungen über die Rechte und Pflichten der Streitkräfte der 
Drei Mächte und sonstiger Staaten, die Truppen auf dem Gebiet der Bundesrepublik unterhalten, in Kraft. Die 
neuen Vereinbarungen werden auf der Grundlage des in London am 19. Juni 1951 zwischen den Parteien des 
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Nordatlantikpakts über den Status ihrer Streitkräfte unterzeichneten Abkommens getroffen, ergänzt durch die-
jenigen Bestimmungen, die im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse in bezug auf die in der Bundesrepublik 
stationierten Streitkräfte erforderlich sind.

c) Der Finanzvertrag bleibt bis zum Inkrafttreten neuer Vereinbarungen in Kraft, über die gemäß Artikel 4 
Absatz (4) jenes Vertrags mit anderen Mitgliedstaaten der Nordatlantikpakt-Organisation verhandelt wird, die 
Truppen im Bundesgebiet stationiert haben.	

(2) Während der in Artikel 6 Absatz (4) des Ersten Teils des Vertrags zur Regelung aus Krieg und Besatzung 
entstandener Fragen vorgesehenen Übergangszeit bleiben die in jenem Absatz erwähnten Rechte der drei Un-
terzeichnerstaaten erhalten.		
Art. 9 (1) Es wird ein Schiedsgericht errichtet werden, das gemäß den Bestimmungen der beigefügten Satzung 
tätig werden wird.

(2) Das Schiedsgericht ist ausschließlich zuständig für alle Streitigkeiten, die sich zwischen der Bundesre-
publik und den Drei Mächten aus den Bestimmungen dieses Vertrags oder der beigefügten Satzung oder eines 
der Zusatzverträge ergeben und welche die Parteien nicht durch Verhandlungen oder auf eine andere zwischen 
allen Unterzeichnerstaaten vereinbarte Weise beizulegen vermögen, soweit sich nicht aus Absatz (3) dieses Ar-
tikels oder aus der beigefügten Satzung oder aus den Zusatzverträgen etwas anderes ergibt.

(3) Streitigkeiten, welche die in Artikel 2, den ersten beiden Sätzen des Absatzes (1) des Artikels 4, dem ersten 
Satz des Absatzes (2) des Artikels 4 und den ersten beiden Sätzen des Absatzes (2) des Artikels 5 angeführten 
Rechte der Drei Mächte oder Maßnahmen auf Grund der Rechte berühren, unterliegen nicht der Gerichtsbar-
keit des Schiedsgerichtes oder eines anderen Gerichtes.
Art. 10 Die Unterzeichnerstaaten überprüfen die Bestimmungen dieses Vertrags und der Zusatzverträge:	

a) auf Ersuchen eines von ihnen im Falle der Wiedervereinigung Deutschlands oder einer unter Beteiligung 
oder mit Zustimmung der Staaten, die Mitglieder dieses Vertrags sind, erzielten internationalen Verständigung 
über Maßnahmen zur Herbeiführung der Wiedervereinigung Deutschlands oder der Bildung einer europäi-
schen Föderation, oder

b) in jeder Lage, die nach Auffassung aller Unterzeichnerstaaten aus einer Änderung grundlegenden Charak-
ters in den zur Zeit des Inkrafttretens des Vertrags bestehenden Verhältnissen entstanden ist.

In beiden Fällen werden sie in gegenseitigem Einvernehmen diesen Vertrag und die Zusatzverträge in dem 
Umfang ändern, der durch die grundlegende Änderung der Lage erforderlich oder ratsam geworden ist. 
Art. 11 Dieser Vertrag und die Zusatzverträge sind von den Unterzeichnerstaaten in Übereinstimmung mit 
ihren verfassungsmäßigen Verfahren zu ratifizieren oder zu genehmigen. Die Ratifikationsunterlagen sind von 
den Unterzeichnerstaaten bei der Regierung der Bundesrepublik Deutschland zu hinterlegen.

Dieser Vertrag tritt unmittelbar in Kraft, sobald
Alle Unterzeichnerstaaten die Ratifikationsurkunden dieses Vertrages und der in Artikel 8 angeführten Ver-

träge hinterlegt haben; und
der Vertrag über die Gründung der europäischen Verteidiungsgemeinschaft in Kraft tritt.
(3) Dieser Vertrag und die Zusatzverträge werden in den Archiven der Regierung der Bundesrepublik 

Deutschland hinterlegt; diese wird jedem Unterzeichnerstaat beglaubigte Ausfertigungen übermitteln und je-
den Unterzeichnerstaat vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Vertrags und der Zusatzverträge in Kenntnis 
setzen.

Unterzeichnet in Bonn am 26. Mai 1952 durch die folgenden Personen
Für die

Bundesrepublik Deutschland
Adenauer

Für das
Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland

Anthony Eden
Für die Vereinigten Staaten von Amerika

Dean Acheson
Für die

Französische Republik
Robert Schuman
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Nr. 36. Römische Verträge und Fusionsvertrag

Nr. 36a. EWG-Vertrag
vom 25. März 1957

(Bundesgesetzblatt 1957 II, 766) 
EWGV (1957) 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, 
DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 
DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, 
DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, 
IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG, 
IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE, 
IN DEM FESTEN WILLEN, die Grundlagen für einen immer engeren Zusammenschluß der europäischen 

Völker zu schaffen, 
ENTSCHLOSSEN, durch gemeinsames Handeln den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt ihrer Länder 

zu sichern, indem sie die Europa trennenden Schranken beseitigen, 
IN DEM VORSATZ, die stetige Besserung der Lebens- und Beschäftigungsbedingungen ihrer Völker als 

wesentliches Ziel anzustreben, 
IN DER ERKENNTNIS, daß zur Beseitigung der bestehenden Hindernisse ein einverständliches Vorgehen 

erforderlich ist, um eine beständige Wirtschaftsausweitung, einen ausgewogenen Handelsverkehr und einen 
redlichen Wettbewerb zu gewährleisten, 

IN DEM BESTREBEN, ihre Volkswirtschaften zu einigen und deren harmonische Entwicklung zu fördern, 
indem sie den Abstand zwischen einzelnen Gebieten und den Rückstand weniger begünstigter Gebiete verrin-
gern, 

IN DEM WUNSCH, durch eine gemeinsame Handelspolitik zur fortschreitenden Beseitigung der Beschrän-
kungen im zwischenstaatlichen Wirtschaftsverkehr beizutragen, 

IN DER ABSICHT, die Verbundenheit Europas mit den überseeischen Ländern zu bekräftigen, und in dem 
Wunsch, entsprechend den Grundsätzen der Satzung der Vereinten Nationen den Wohlstand der überseeischen 
Länder zu fördern, 

ENTSCHLOSSEN, durch diesen Zusammenschluß ihrer Wirtschaftskräfte Frieden und Freiheit zu wahren 
und zu festigen, und mit der Aufforderung an die anderen Völker Europas, die sich zu dem gleichen hohen Ziel 
bekennen, sich diesen Bestrebungen anzuschließen, 

HABEN BESCHLOSSEN, eine EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT zu gründen; sie haben zu diesem Zweck 
zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER: 
Herrn Paul Henri SPAAK, Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
Baron J. Ch. SNOY ET D‘OPPUERS, Generalsekretär des Wirtschaftsministeriums, Leiter der belgischen 

Delegation bei der Regierungskonferenz. 
DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 
Herrn Dr. Konrad ADENAUER, Bundeskanzler; 
Herrn Professor Dr. Walter HALLSTEIN, Staatssekretär des Auswärtigen Amtes. 
DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK: 
Herrn Christian PINEAU, Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
Herrn Maurice FAURE, Staatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten. 
DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK: 
Herrn Antonio SEGNI, Ministerpräsident; 
Herrn Professor Gaetano MARTINO, Minister für Auswärtige Angelegenheiten. 
IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG: 
Herrn Joseph BECH, Staatsminister, Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
Herrn Lambert SCHAUS, Botschafter, Leiter der luxemburgischen Delegation bei der Regierungskonferenz. 
IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE: 
Herrn Joseph LUNS, Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
Herrn J. LINTHORST HOMAN, Leiter der niederländischen Delegation bei der Regierungskonferenz. 
DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und gehörig befundenen Vollmachten wie folgt übereingekom-

men: 
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ERSTER TEIL. GRUNDSÄTZE 
Art. 1 Durch diesen Vertrag gründen die HOHEN VERTRAGSPARTEIEN untereinander eine EUROPÄI-
SCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT. 
Art. 2 Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes und die schrittweise 
Annäherung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten eine harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens 
innerhalb der Gemeinschaft, eine beständige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung, eine größere Stabilität, 
eine beschleunigte Hebung der Lebenshaltung und engere Beziehungen zwischen den Staaten zu fördern, die in 
dieser Gemeinschaft zusammengeschlossen sind. 
Art. 3 Die Tätigkeit der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 2 umfaßt nach Maßgabe dieses Vertrags und der 
darin vorgesehenen Zeitfolge: 

a) die Abschaffung der Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen bei der Ein- und Ausfuhr von Waren 
sowie aller sonstigen Maßnahmen gleicher Wirkung zwischen den Mitgliedstaaten; 

b) die Einführung eines Gemeinsamen Zolltarifs und einer gemeinsamen Handelspolitik gegenüber dritten 
Ländern; 

c) die Beseitigung der Hindernisse für den freien Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten; 

d) die Einführung einer gemeinsamen Politik auf dem Gebiet der Landwirtschaft; 
e) die Einführung einer gemeinsamen Politik auf dem Gebiet des Verkehrs; 
f) die Errichtung eines Systems, das den Wettbewerb innerhalb des Binnenmarkts vor Verfälschungen schützt; 
g) die Anwendung von Verfahren, welche die Koordinierung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und 

die Behebung von Störungen im Gleichgewicht ihrer Zahlungsbilanzen ermöglichen; 
h) die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften, soweit dies für das Funktionieren des Gemein-

samen Marktes erforderlich ist; 
i) die Schaffung eines Europäischen Sozialfonds, um die Beschäftigungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer zu 

verbessern und zur Hebung ihrer Lebenshaltung beizutragen; 
j)  die Errichtung einer Europäischen Investitionsbank, um durch Erschließung neuer Hilfsquellen die wirt-

schaftliche Ausweitung in der Gemeinschaft zu erleichtern; 
k) die Assoziierung der überseeischen Länder und Hoheitsgebiete, um den Handelsverkehr zu steigern und 

die wirtschaftliche und soziale Entwicklung durch gemeinsame Bemühungen zu fördern. 
Art. 4 (1) Die der Gemeinschaft zugewiesenen Aufgaben werden durch folgende Organe wahrgenommen: 

- eine Versammlung, 
- einen Rat, 
- eine Kommission, 
- einen Gerichtshof. 
Jedes Organ handelt nach Maßgabe der ihm in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse. 
(2) Der Rat und die Kommission werden von einem Wirtschafts- und Sozialausschuß sowie einem Ausschuß 

der Regionen mit beratender Aufgabe unterstützt. 
Art. 5 Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art zur Erfüllung 
der Verpflichtungen, die sich aus diesem Vertrag oder aus Handlungen der Organe der Gemeinschaft ergeben. 
Sie erleichtern dieser die Erfüllung ihrer Aufgabe. 

Sie unterlassen alle Maßnahmen, welche die Verwirklichung der Ziele dieses Vertrags gefährden könnten. 
Art. 6 (1) Die Mitgliedstaaten koordinieren in enger Zusammenarbeit mit den Organen der Gemeinschaft ihre 
Wirtschaftspolitik, soweit dies zur Erreichung der Ziele dieses Vertrags erforderlich ist. 

(2) Die Organe der Gemeinschaft achten darauf, die innere und äußere finanzielle Stabilität der Mitgliedstaa-
ten nicht zu gefährden. 
Art. 7 Unbeschadet besonderer Bestimmungen dieses Vertrags ist in seinem Anwendungsbereich jede Diskri-
minierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung der Versamm-
lung Regelungen für das Verbot solcher Diskriminierungen treffen. 
Art. 8 (1) Der Gemeinsame Markt wird während einer Übergangszeit von zwölf Jahren schrittweise verwirk-
licht. 

Die Übergangszeit besteht aus drei Stufen von je vier Jahren; die Dauer jeder Stufe kann nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen geändert werden. 

(2) Jeder Stufe entspricht eine Gesamtheit von Maßnahmen, die zusammen eingeleitet und durchgeführt 
werden müssen. 



427

Römische Verträge und Fusionsvertrag [36a]

(3) Der Übergang von der ersten zur zweiten Stufe hängt von der Feststellung ab, daß die in diesem Vertrag 
für die erste Stufe ausdrücklich festgelegten Ziele im wesentlichen tatsächlich erreicht und daß vorbehaltlich 
der in diesem Vertrag vorgesehenen Ausnahmen und Verfahren die Verpflichtungen eingehalten worden sind. 

Diese Feststellung wird vom Rat am Ende des vierten Jahres aufgrund eines Berichtes der Kommission ein-
stimmig getroffen. Ein Mitgliedstaat kann die Einstimmigkeit nicht verhindern, indem er sich auf die Nichter-
füllung seiner eigenen Verpflichtungen beruft. Kommt keine Einstimmigkeit zustande, so wird die erste Stufe 
ohne weiteres um ein Jahr verlängert. 

Am Ende des fünften Jahres trifft der Rat die Feststellung unter denselben Bedingungen. Kommt keine Ein-
stimmigkeit zustande, so wird die erste Stufe ohne weiteres um ein zusätzliches Jahr verlängert. 

Am Ende des sechsten Jahres trifft der Rat die Feststellung mit qualifizierter Mehrheit aufgrund des Berichtes 
der Kommission. 

(4) Verbleibt ein Mitgliedstaat in der Minderheit, so kann er binnen einem Monat nach der zuletzt genannten 
Abstimmung beim Rat die Bestellung einer Schiedsstelle beantragen, deren Entscheidung für alle Mitgliedstaa-
ten und für die Organe der Gemeinschaft verbindlich ist; wird die erforderliche Mehrheit nicht erreicht, so gilt 
das gleiche für jeden Mitgliedstaat. Die Schiedsstelle besteht aus drei Mitgliedern, die vom Rat einstimmig auf 
Vorschlag der Kommission bestellt werden. 

Kommt die Bestellung durch den Rat binnen einem Monat nach Antragstellung nicht zustande, so werden 
die Mitglieder der Schiedsstelle innerhalb eines weiteren Monats vom Gerichtshof bestellt. 

Die Schiedsstelle wählt ihren Vorsitzenden selbst. 
Sie erläßt ihren Schiedsspruch binnen sechs Monaten nach der im letzten Unterabsatz von Absatz 3 genann-

ten Abstimmung des Rates. 
(5) Die zweite und die dritte Stufe können nur durch eine einstimmige, vom Rat auf Vorschlag der Kommis-

sion erlassene Entscheidung verlängert oder abgekürzt werden. 
(6) Die Bestimmungen der vorstehenden Absätze dürfen nicht zur Folge haben, daß die Übergangszeit länger 

als fünfzehn Jahre, vom Inkrafttreten dieses Vertrags an gerechnet, dauert. 
(7) Vorbehaltlich der in diesem Vertrag vorgesehenen Ausnahmen oder Abweichungen ist das Ende der 

Übergangszeit gleichzeitig der Endtermin für das Inkrafttreten aller vorgesehenen Vorschriften sowie für die 
Durchführung aller Maßnahmen, die zur Errichtung des Gemeinsamen Marktes gehören. 

ZWEITER TEIL. GRUNDLAGEN DER GEMEINSCHAFT

TITEL I . Der freie Warenverkehr 
Art. 9 (1) Grundlage der Gemeinschaft ist eine Zollunion, die sich auf den gesamten Warenaustausch erstreckt; 
sie umfaßt das Verbot, zwischen den Mitgliedstaaten Ein- und Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung zu 
erheben, sowie die Einführung eines Gemeinsamen Zolltarifs gegenüber dritten Ländern. 

(2) Kapitel 1 Abschnitt 1 und Kapitel 2 dieses Titels gelten für die aus den Mitgliedstaaten stammenden Wa-
ren sowie für diejenigen Waren aus dritten Ländern, die sich in den Mitgliedstaaten im freien Verkehr befinden. 
Art. 10 (1) Als im freien Verkehr eines Mitgliedstaats befindlich gelten diejenigen Waren aus dritten Ländern, 
für die in dem betreffenden Mitgliedstaat die Einfuhr-Förmlichkeiten erfüllt sowie die vorgeschriebenen Zölle 
und Abgaben gleicher Wirkung erhoben und nicht ganz oder teilweise rückvergütet worden sind. 

(2) Die Kommission regelt vor Ablauf des ersten Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrags die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen hinsichtlich der Anwendung des Artikels 9 Absatz 2; hierbei berücksichtigt 
sie die Notwendigkeit, die für den Warenverkehr geltenden Förmlichkeiten soweit wie möglich zu vereinfachen. 

Vor Ablauf des ersten Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrags erläßt die Kommission für den Handelsver-
kehr zwischen den Mitgliedstaaten Vorschriften für solche Waren aus einem Mitgliedstaat, die unter Verwen-
dung von Erzeugnissen hergestellt sind, für welche der ausführende Staat die anwendbaren Zölle und Abgaben 
gleicher Wirkung nicht erhoben oder vollständig oder teilweise rückvergütet hat. 

Beim Erlaß dieser Vorschriften berücksichtigt die Kommission die Bestimmungen dieses Vertrags über die 
Abschaffung der Zölle innerhalb der Gemeinschaft und über die schrittweise Einführung des Gemeinsamen 
Zolltarifs. 
Art. 11 Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Vorkehrungen, um es den Regierungen zu ermöglichen, ihre 
Verpflichtungen aus diesem Vertrag auf dem Gebiet der Zölle innerhalb der festgesetzten Fristen zu erfüllen. 

KAPITEL 1. DIE ZOLLUNION 

Abschnitt 1. Die Abschaffung der Zölle zwischen den Mitgliedstaaten
Art. 12 Die Mitgliedstaaten werden untereinander weder neue Einfuhr- oder Ausfuhrzölle oder Abgaben glei-
cher Wirkung einführen noch die in ihren gegenseitigen Handelsbeziehungen angewandten erhöhen. 
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Art. 13 (1) Die zwischen den Mitgliedstaaten geltenden Einfuhrzölle werden von ihnen während der Über-
gangszeit nach Maßgabe der Artikel 14 und 15 schrittweise abgeschafft. 

(2) Die zwischen den Mitgliedstaaten geltenden Abgaben mit gleicher Wirkung wie Einfuhrzölle werden von 
ihnen während der Übergangszeit schrittweise aufgehoben. Die Kommission bestimmt durch Richtlinien die 
Zeitfolge dieser Aufhebung. Sie legt dabei die Vorschriften des Artikels 14 Absätze 2 und 3 sowie die vom Rat 
gemäß Artikel 14 Absatz 2 erlassenen Richtlinien zugrunde. 
Art. 14 (1) Für jede Ware gilt als Ausgangszollsatz, nach dem die aufeinanderfolgenden Herabsetzungen vorge-
nommen werden, der am 1. Januar 1957 angewandte Zollsatz. 

(2) Die Zeitfolge der Herabsetzungen wird wie folgt festgelegt: 
a) Während der ersten Stufe wird die erste Herabsetzung ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Vertrags, die 

zweite achtzehn Monate später, die dritte am Ende des vierten Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrags vorge-
nommen; 

b) während der zweiten Stufe wird achtzehn Monate nach deren Beginn eine erste Herabsetzung durchge-
führt; eine zweite erfolgt nach weiteren achtzehn Monaten, eine dritte ein Jahr danach; 

c) die dann noch ausstehenden Herabsetzungen werden während der dritten Stufe vorgenommen; ihre Zeit-
folge legt der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission durch Richtlinien fest. 

(3) Bei der ersten Herabsetzung setzen die Mitgliedstaaten untereinander für jede Ware einen Zollsatz in 
Kraft, der um 10 v. H. unter dem Ausgangszollsatz liegt. 

Bei jeder späteren Herabsetzung senkt jeder Mitgliedstaat seine Zollsätze insgesamt in der Weise, daß die 
nach Absatz 4 errechnete Gesamtzollbelastung um 10 v. H. herabgesetzt wird; dabei wird der Zollsatz für jede 
Ware um mindestens 5 v. H. des Ausgangszollsatzes verringert. 

Solange jedoch der Zollsatz für eine Ware 30 v. H. noch überschreitet, wird er bei jeder Herabsetzung um 
mindestens 10 v. H. des Ausgangszollsatzes gesenkt. 

(4) Für jeden Mitgliedstaat wird die in Absatz 3 erwähnte Gesamtzollbelastung in der Weise errechnet, daß 
der Wert der im Jahr 1956 aus anderen Mitgliedstaaten eingeführten Waren mit den Ausgangszollsätzen mul-
tipliziert wird. 

(5) Der Rat regelt auf Vorschlag der Kommission durch Richtlinien die besonderen Probleme, die sich bei der 
Anwendung der Absätze 1 bis 4 ergeben; er beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

(6) Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission Bericht über die Anwendung der vorstehenden Bestim-
mungen für die Herabsetzung der Zollsätze. Sie werden bestrebt sein, dabei für jede einzelne Ware 

- am Ende der ersten Stufe eine Herabsetzung um mindestens 25 v. H., 
- am Ende der zweiten Stufe eine solche um mindestens 50 v. H. 
des Ausgangszollsatzes zu erreichen. 
Besteht nach Feststellung der Kommission die Gefahr, daß die Ziele des Artikels 13 und die in diesem Absatz 

genannten Hundertsätze nicht erreicht werden können, so richtet sie alle zweckdienlichen Empfehlungen an 
die Mitgliedstaaten. 

(7) Der Rat kann die Bestimmungen dieses Artikels einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments ändern. 
Art. 15 (1) Ungeachtet des Artikels 14 kann jeder Mitgliedstaat während der Übergangszeit die Anwendung 
seiner Zollsätze für aus anderen Mitgliedstaaten eingeführte Waren ganz oder teilweise aussetzen. Er gibt den 
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission davon Kenntnis. 

(2) Die Mitgliedstaaten sind bereit, ihre Zollsätze gegenüber den anderen Mitgliedstaaten schneller als in 
Artikel 14 vorgesehen herabzusetzen, falls ihre wirtschaftliche Gesamtlage und die Lage des betreffenden Wirt-
schaftszweigs dies zulassen. 

Die Kommission richtet entsprechende Empfehlungen an die betreffenden Mitgliedstaaten. 
Art. 16 Die Mitgliedstaaten heben untereinander die Ausfuhrzölle und die Abgaben gleicher Wirkung spätes-
tens am Ende der ersten Stufe auf. 
Art. 17 (1) Die Artikel 9 bis 15 Absatz 1 gelten auch für die Finanzzölle. Diese werden jedoch bei der Errech-
nung der Gesamtzollbelastung sowie der Senkung der Zollsätze insgesamt im Sinne des Artikels 14 Absätze 3 
und 4 nicht berücksichtigt. 

Die Sätze der Finanzzölle werden bei jeder Herabsetzung um mindestens 10 v. H. des Ausgangszollsatzes 
gesenkt. Die Mitgliedstaaten können sie rascher als in Artikel 14 vorgesehen senken. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission vor Ende des ersten Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrags 
ihre Finanzzölle mit. 

(3) Die Mitgliedstaaten sind weiterhin berechtigt, diese Zölle durch eine inländische Abgabe zu ersetzen, die 
den Bestimmungen des Artikels 95 entspricht. 

(4) Stellt die Kommission fest, daß die Ersetzung eines Finanzzolls in einem Mitgliedstaat auf ernstliche 
Schwierigkeiten stößt, so ermächtigt sie den betreffenden Staat, diesen Zoll unter der Voraussetzung beizube-
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halten, daß er ihn binnen sechs Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags abschafft. Die Genehmigung ist vor 
Ende des ersten Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrags zu beantragen. 

Abschnitt 2. Die Aufstellung des Gemeinsamen Zolltarifs
Art. 18 Die Mitgliedstaaten sind bereit, zur Entwicklung des zwischenstaatlichen Handels und zum Abbau der 
Handelsschranken durch den Abschluß von Abkommen beizutragen, die auf der Grundlage der Gegenseitig-
keit und zum gemeinsamen Nutzen die Senkung der Zollsätze unter die allgemeine Höhe zum Ziel haben, die 
aufgrund der Errichtung der Zollunion statthaft wäre. 
Art. 19 (1) Unter den Bedingungen und in den Grenzen, die nachstehend vorgesehen sind, ergeben sich die 
Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs aus dem einfachen Mittel der in den vier Zollgebieten der Gemeinschaft 
angewandten Zollsätze. 

(2) Der Berechnung dieses Mittels werden die von den Mitgliedstaaten am 1. Januar 1957 angewandten Zoll-
sätze zugrunde gelegt. 

Bei dem italienischen Zolltarif gilt als angewandter Zollsatz der vor der jeweiligen Senkung um 10 v. H. 
angewandte Satz. Bei Positionen, für welche der italienische Tarif einen Vertragszollsatz enthält, tritt dieser an 
die Stelle des angewandten Zollsatzes, sofern er um nicht mehr als 10 v. H. höher liegt als dieser. Überschreitet 
der Vertragszollsatz den angewandten Zollsatz um mehr als 10 v. H., so wird für die Berechnung des einfachen 
Mittels der angewandte Zollsatz mit einem Zuschlag von 10 v. H. zugrunde gelegt. 

Für die Tarifpositionen der Liste A treten für die Berechnung des einfachen Mittels die dort aufgeführten an 
die Stelle der angewandten Zollsätze. 

(3) Die Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs dürfen folgende Hundertsätze nicht überschreiten: 
a) 3 v. H. für Waren, die unter die Tarifpositionen der Liste B fallen; 
b) 10 v. H. für Waren, die unter die Tarifpositionen der Liste C fallen; 
c) 15 v. H. für Waren, die unter die Tarifpositionen der Liste D fallen; 
d) 25 v. H. für Waren, die unter die Tarifpositionen der Liste E fallen; enthält jedoch der Tarif der Benelux-

länder für diese Waren einen Zollsatz, der 3 v. H. nicht übersteigt, so wird er für die Berechnung des einfachen 
Mittels auf 12 v. H. erhöht. 

(4) In der Liste F sind die Zollsätze für die in ihr aufgeführten Waren festgelegt. 
(5) Die in diesem Artikel und in Artikel 20 genannten Listen von Tarifpositionen sind als Anhang I diesem 

Vertrag beigefügt. 
Art. 20 Für Waren der Liste G werden die anwendbaren Zollsätze durch Verhandlungen zwischen den Mitglied-
staaten festgesetzt. Jeder Mitgliedstaat kann dieser Liste andere Waren bis zur Höhe von 2 v. H. des Gesamtwerts 
seiner Einfuhren aus dritten Ländern im Jahr 1956 hinzufügen. 

Die Kommission trifft alle zweckdienlichen Vorkehrungen, damit diese Verhandlungen vor Ende des zweiten 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrags aufgenommen und vor Ende der ersten Stufe abgeschlossen werden. 

Kann für bestimmte Waren innerhalb dieser Fristen eine Übereinstimmung nicht erzielt werden, so setzt der 
Rat bis zum Ende der zweiten Stufe einstimmig, danach mit qualifizierter Mehrheit die Sätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs auf Vorschlag der Kommission fest. 
Art. 21 (1) Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit während der ersten zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Vertrags auf Vorschlag der Kommission Richtlinien zur Behebung technischer Schwierigkeiten, die bei der 
Anwendung der Artikel 19 und 20 entstehen können. 

(2) Der Rat entscheidet mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission vor Ende der ersten Stufe 
oder spätestens bei der Festsetzung der Zollsätze über die Anpassungen, die für die innere Ausgeglichenheit 
des Gemeinsamen Zolltarifs nach Anwendung der Artikel 19 und 20 erforderlich werden; hierbei wird insbe-
sondere der Verarbeitungsgrad der verschiedenen Waren berücksichtigt, auf die der Tarif Anwendung findet. 
Art. 22 Binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags stellt die Kommission fest, inwieweit die in Ar-
tikel 17 Absatz 2 genannten Finanzzölle in die Berechnung des einfachen Mittels gemäß Artikel 19 Absatz 1 
einzubeziehen sind. Hierbei berücksichtigt sie die etwaige Schutzwirkung dieser Zölle. 

Binnen sechs Monaten nach dieser Feststellung kann jeder Mitgliedstaat die Anwendung des in Artikel 20 
bezeichneten Verfahrens auf die betreffende Ware verlangen, ohne daß eine Anrechnung auf den dort genann-
ten Hundertsatz erfolgt. 
Art. 23 (1) Zur schrittweisen Einführung des Gemeinsamen Zolltarifs ändern die Mitgliedstaaten ihre gegen-
über dritten Ländern angewandten Zollsätze folgendermaßen: 

a) Auf Zollpositionen, bei denen die am 1. Januar 1957 tatsächlich angewandten Zollsätze um höchstens 15 
v. H. von den Sätzen des Gemeinsamen Zolltarifs abweichen, werden am Ende des vierten Jahres nach Inkraft-
treten dieses Vertrags die letzteren angewandt; 
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b) in den anderen Fällen wendet jeder Mitgliedstaat zum gleichen Zeitpunkt einen Zollsatz an, durch den der 
Abstand zwischen dem am 1. Januar 1957 tatsächlich angewandten Zollsatz und dem Satz des Gemeinsamen 
Zolltarifs um 30 v. H. verringert wird; 

c) dieser Abstand wird am Ende der zweiten Stufe abermals um 30 v. H. verringert; 
d) bei Zollpositionen, für welche am Ende der ersten Stufe im Gemeinsamen Zolltarif Sätze noch nicht vor-

liegen, wendet jeder Mitgliedstaat binnen sechs Monaten nach dem Beschluß des Rates gemäß Artikel 20 die 
Zollsätze an, die sich aus der Anwendung dieses Absatzes ergeben. 

(2) Wird einem Mitgliedstaat die in Artikel 17 Absatz 4 vorgesehene Ermächtigung erteilt, so braucht er wäh-
rend ihrer Geltungsdauer die obigen Bestimmungen auf die entsprechenden Zollpositionen nicht anzuwenden. 
Mit dem Erlöschen dieser Ermächtigung wendet er den Zollsatz an, der sich aus der Anwendung des Absatzes 
1 ergibt. 

(3) Der Gemeinsame Zolltarif wird spätestens am Ende der Übergangszeit in vollem Umfang angewendet. 
Art. 24 Den Mitgliedstaaten steht es frei, ihre Zollsätze rascher als in Artikel 23 vorgesehen zu ändern, um sie 
dem Gemeinsamen Zolltarif anzugleichen. 
Art. 25 (1) Stellt die Kommission fest, daß die Erzeugung bestimmter Waren der Listen B, C und D in den 
Mitgliedstaaten für die Versorgung eines Mitgliedstaats nicht ausreicht und daß diese Versorgung herkömmli-
cherweise zu einem erheblichen Teil von Einfuhren aus dritten Ländern abhängt, so gewährt der Rat mit qua-
lifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission dem betroffenen Mitgliedstaat Zollkontingente, für welche 
die Zollsätze niedriger liegen oder gleich Null sind. 

Diese Kontingente dürfen nicht so bemessen werden, daß eine Verlagerung wirtschaftlicher Tätigkeiten zum 
Nachteil anderer Mitgliedstaaten zu befürchten ist. 

(2) Für Waren der Liste E und diejenigen Waren der Liste G, deren Sätze gemäß Artikel 20 Absatz 3 festgesetzt 
worden sind, gewährt die Kommission jedem betroffenen Mitgliedstaat auf dessen Antrag Zollkontingente, für 
welche die Zollsätze niedriger liegen oder gleich Null sind, wenn sich eine Änderung der Versorgungsquellen 
oder eine ungenügende Versorgung innerhalb der Gemeinschaft nachteilig auf die verarbeitenden Industrien 
des betroffenen Mitgliedstaats auswirken könnte. 

Diese Kontingente dürfen nicht so bemessen werden, daß eine Verlagerung wirtschaftlicher Tätigkeiten zum 
Nachteil anderer Mitgliedstaaten zu befürchten ist. 

(3) Die Kommission kann jeden Mitgliedstaat ermächtigen, die Anwendung der geltenden Zollsätze auf die 
in Anhang II zu diesem Vertrag aufgeführten Waren ganz oder teilweise auszusetzen, oder ihm Zollkontingente 
gewähren, für welche die Sätze niedriger liegen oder gleich Null sind, sofern dies auf dem Markt der in Betracht 
kommenden Waren keine schwerwiegenden Störungen zur Folge hat. 

(4) Die Kommission überprüft die gemäß diesem Artikel gewährten Zollkontingente in regelmäßigen Zeit-
abständen. 
Art. 26 Befindet sich ein Mitgliedstaat in besonderen Schwierigkeiten, so kann ihn die Kommission ermäch-
tigen, die aufgrund des Artikels 23 vorzunehmende Herabsetzung oder Erhöhung der Sätze für bestimmte 
Positionen seines Zolltarifs aufzuschieben. 

Die Ermächtigung darf nur für begrenzte Frist und lediglich für Positionen erteilt werden, die insgesamt 
höchstens 5 v. H. des Wertes der Einfuhren des betreffenden Staates aus dritten Ländern während des letzten 
Jahres betragen, für das statistische Angaben vorliegen. 
Art. 27 Die Mitgliedstaaten nehmen vor Ende der ersten Stufe, soweit erforderlich, eine Angleichung ihrer 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet des Zollwesens vor. Die Kommission richtet alle hierzu 
erforderlichen Empfehlungen an die Mitgliedstaaten. 
Art. 28 Über alle autonomen Änderungen oder Aussetzungen der Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs entschei-
det der Rat einstimmig, Nach Ablauf der Übergangszeit kann der Rat für einen Zeitabschnitt von höchstens 
sechs Monaten mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission über Änderungen oder Aussetzun-
gen entscheiden, die 20 v. H. jedes Zollsatzes nicht überschreiten dürfen. Sie können unter denselben Bedingun-
gen nur um nochmals sechs Monate verlängert werden. 
Art. 29 Bei der Ausübung der ihr aufgrund dieses Abschnitts übertragenen Aufgaben geht die Kommission von 
folgenden Gesichtspunkten aus: 

a) der Notwendigkeit, den Handelsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Ländern zu fördern; 
b) der Entwicklung der Wettbewerbsbedingungen innerhalb der Gemeinschaft, soweit diese Entwicklung zu 

einer Zunahme der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen führt; 
c) dem Versorgungsbedarf der Gemeinschaft an Rohstoffen und Halbfertigwaren; hierbei achtet die Kommis-

sion darauf, zwischen den Mitgliedstaaten die Wettbewerbsbedingungen für Fertigwaren nicht zu verfälschen; 
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d) der Notwendigkeit, ernsthafte Störungen im Wirtschaftsleben der Mitgliedstaaten zu vermeiden und eine 
rationelle Entwicklung der Erzeugung sowie eine Ausweitung des Verbrauchs innerhalb der Gemeinschaft zu 
gewährleisten. 

KAPITEL 2. BESEITIGUNG DER MENGENMÄSSIGEN BESCHRÄNKUNGEN 
ZWISCHEN DEN MITGLIEDSTAATEN

Art. 30 Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung sind unbeschadet 
der nachstehenden Bestimmungen zwischen den Mitgliedstaaten verboten. 
Art. 31 Die Mitgliedstaaten werden untereinander weder neue mengenmäßige Beschränkungen noch Maßnah-
men gleicher Wirkung einführen. 

Diese Verpflichtung gilt nur für den Liberalisierungsstand, der aufgrund der am 14. Januar 1955 gefaßten 
Beschlüsse des Rates der Europäischen Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit erreicht worden ist. 
Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertrags ihre 
Listen der in Durchführung dieser Beschlüsse liberalisierten Waren. Diese Listen werden zwischen den Mit-
gliedstaaten konsolidiert. 
Art. 32 Die Mitgliedstaaten werden in ihrem gegenseitigen Handelsverkehr die bei Inkrafttreten dieses Vertrags 
bestehenden Kontingente und Maßnahmen gleicher Wirkung nicht einschränkender gestalten. 

Diese Kontingente werden bis zum Ende der Übergangszeit aufgehoben. Sie werden im Laufe der Übergangs-
zeit nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen schrittweise beseitigt. 
Art. 33 (1) Ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Vertrags faßt jeder Mitgliedstaat die den anderen Mitgliedstaaten 
eröffneten bilateralen Kontingente zu Globalkontingenten zusammen, die allen anderen Mitgliedstaaten ohne 
Diskriminierung zugänglich sind. 

Gleichzeitig erhöhen die Mitgliedstaaten diese Globalkontingente insgesamt gegenüber dem Vorjahr um 
mindestens 20 v. H. ihres Gesamtwerts. Dabei wird jedes für eine Ware festgesetzte Globalkontingent um min-
destens 10 v. H. erhöht. 

Die Kontingente werden jährlich gegenüber dem Vorjahr nach denselben Regeln und im gleichen Verhältnis 
erhöht. 

Die vierte Erhöhung erfolgt am Ende des vierten Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrags, die fünfte ein Jahr 
nach Beginn der zweiten Stufe. 

(2) Liegt das Globalkontingent für eine nicht liberalisierte Ware unter 3 v. H. ihrer Erzeugung in dem be-
treffenden Staat, so wird es binnen einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Vertrags auf mindestens 3 v. H. dieser 
Erzeugung festgesetzt. Nach Ende des zweiten Jahres wird es auf 4 v. H. und nach Ende des dritten Jahres auf 
5 v. H. erhöht. Danach erhöht der betreffende Mitgliedstaat das Kontingent jährlich um mindestens 15 v. H. 

Wird die Ware in dem betreffenden Staat nicht erzeugt, so setzt die Kommission durch eine Entscheidung ein 
angemessenes Kontingent fest. 

(3) Am Ende des zehnten Jahres muß jedes Kontingent mindestens 20 v. H. der inländischen Erzeugung 
betragen. 

(4) Stellt die Kommission in einer Entscheidung fest, daß die Einfuhr einer Ware während zweier aufeinan-
derfolgender Jahre geringer war als das eröffnete Kontingent, so wird dieses Globalkontingent bei der Berech-
nung des Gesamtwerts der Globalkontingente nicht mehr berücksichtigt. In diesem Fall hebt der Mitgliedstaat 
die Kontingentierung dieser Ware auf. 

(5) Für Kontingente, die mehr als 20 v. H. der inländischen Erzeugung der betreffenden Ware betragen, kann 
der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission den in Absatz 1 vorgeschriebenen Mindest-
satz von 10 v. H. verringern. Durch diese Änderung wird jedoch die Verpflichtung zur jährlichen Erhöhung des 
Gesamtwerts der Globalkontingente um 20 v. H. nicht berührt. 

(6) Die Mitgliedstaaten, die in Durchführung der am 14. Januar 1955 gefaßten Beschlüsse des Rates der Eu-
ropäischen Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit hinsichtlich des Liberalisierungsstands über ihre 
Verpflichtungen hinausgegangen sind, können den Wert der autonom liberalisierten Einfuhren bei der Berech-
nung der in Absatz 1 vorgesehenen jährlichen Gesamterhöhung um 20 v. H. berücksichtigen. Diese Berechnung 
bedarf der vorherigen Zustimmung der Kommission. 

(7) Die Kommission erläßt Richtlinien darüber, nach welchem Verfahren und in welcher Zeitfolge die bei 
Inkrafttreten dieses Vertrags bestehenden Maßnahmen, welche die gleiche Wirkung wie Kontingente haben, 
zwischen den Mitgliedstaaten zu beseitigen sind. 

(8) Stellt die Kommission fest, daß bei Anwendung dieses Artikels, insbesondere der Bestimmungen über die 
Hundertsätze, die in Artikel 32 Absatz 2 vorgesehene Beseitigung der Kontingente in einer stetig fortschreiten-
den Weise nicht gewährleistet ist, so kann der Rat während der ersten Stufe einstimmig, danach mit qualifizier-
ter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission das im vorliegenden Artikel vorgesehene Verfahren ändern und 
insbesondere die festgelegten Hundertsätze erhöhen. 
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Art. 34 (1) Mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung sind zwischen 
den Mitgliedstaaten verboten. 

(2) Die Mitgliedstaaten beseitigen bis zum Ende der ersten Stufe die bei Inkrafttreten dieses Vertrags beste-
henden mengenmäßigen Ausfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung. 
Art. 35 Die Mitgliedstaaten sind bereit, gegenüber den anderen Mitgliedstaaten ihre mengenmäßigen Einfuhr- 
und Ausfuhrbeschränkungen rascher als in den vorstehenden Artikeln vorgesehen zu beseitigen, falls ihre wirt-
schaftliche Gesamtlage und die Lage des betreffenden Wirtschaftszweigs dies zulassen. 

Die Kommission richtet entsprechende Empfehlungen an die beteiligten Staaten. 
Art. 36 Die Bestimmungen der Artikel 30 bis 34 stehen Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrverboten oder -be-
schränkungen nicht entgegen, die aus Gründen der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit, zum 
Schutze der Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren oder Pflanzen, des nationalen Kulturguts von 
künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischem Wert oder des gewerblichen und kommerziellen Eigen-
tums gerechtfertigt sind. Diese Verbote oder Beschränkungen dürfen jedoch weder ein Mittel zur willkürlichen 
Diskriminierung noch eine verschleierte Beschränkung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten darstellen. 
Art. 37 (1) Die Mitgliedstaaten formen ihre staatlichen Handelsmonopole schrittweise derart um, daß am Ende 
der Übergangszeit jede Diskriminierung in den Versorgungs- und Absatzbedingungen zwischen den Angehö-
rigen der Mitgliedstaaten ausgeschlossen ist. 

Dieser Artikel gilt für alle Einrichtungen, durch die ein Mitgliedstaat unmittelbar oder mittelbar die Einfuhr 
oder die Ausfuhr zwischen den Mitgliedstaaten rechtlich oder tatsächlich kontrolliert, lenkt oder merklich be-
einflußt. Er gilt auch für die von einem Staat auf andere Rechtsträger übertragenen Monopole. 

(2) Die Mitgliedstaaten unterlassen jede neue Maßnahme, die den in Absatz 1 genannten Grundsätzen wi-
derspricht oder die Tragweite der Artikel über die Abschaffung der Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen 
zwischen den Mitgliedstaaten einengt. 

(3) Die Zeitfolge der in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen ist der in den Artikeln 30 bis 34 vorgesehenen 
Beseitigung der mengenmäßigen Beschränkungen für dieselben Waren anzupassen. 

Unterliegt eine Ware nur in einem oder mehreren Mitgliedstaaten einem staatlichen Handelsmonopol, so 
kann die Kommission die anderen Mitgliedstaaten ermächtigen, bis zur Verwirklichung der in Absatz 1 vorge-
sehenen Anpassung Schutzmaßnahmen zu ergreifen, deren Bedingungen und Einzelheiten sie festlegt. 

(4) Ist mit einem staatlichen Handelsmonopol eine Regelung zur Erleichterung des Absatzes oder der Ver-
wertung landwirtschaftlicher Erzeugnisse verbunden, so sollen bei der Anwendung dieses Artikels gleichwerti-
ge Sicherheiten für die Beschäftigung und Lebenshaltung der betreffenden Erzeuger gewährleistet werden; hier-
bei sind die im Zeitablauf möglichen Anpassungen und erforderlichen Spezialisierungen zu berücksichtigen. 

(5) Die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten gelten nur insoweit, als sie mit bestehenden internationalen Ab-
kommen vereinbar sind. 

(6) Mit Beginn der ersten Stufe spricht die Kommission Empfehlungen aus über die Art und Weise und die 
Zeitfolge der in diesem Artikel vorgesehenen Anpassung. 

TITEL II. Die Landwirtschaft 
Art. 38 (1) Der Gemeinsame Markt umfaßt auch die Landwirtschaft und den Handel mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen. Unter landwirtschaftlichen Erzeugnissen sind die Erzeugnisse des Bodens, der Viehzucht und 
der Fischerei sowie die mit diesen in unmittelbarem Zusammenhang stehenden Erzeugnisse der ersten Verar-
beitungsstufe zu verstehen. 

(2) Die Vorschriften für die Errichtung des Gemeinsamen Marktes finden auf die landwirtschaftlichen Er-
zeugnisse Anwendung, soweit in den Artikeln 39 bis 46 nicht etwas anderes bestimmt ist. 

(3) Die Erzeugnisse, für welche die Artikel 39 bis 46 gelten, sind in der diesem Vertrag als Anhang II beige-
fügten Liste aufgeführt. Binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags entscheidet der Rat mit quali-
fizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission, welche Erzeugnisse noch in diese Liste aufzunehmen sind. 

(4) Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Erzeug-
nisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen Agrarpolitik der Mitgliedstaaten Hand in Hand gehen. 
Art. 39 (1) Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik ist es: 

a) die Produktivität der Landwirtschaft durch Förderung des technischen Fortschritts, Rationalisierung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung und den bestmöglichen Einsatz der Produktionsfaktoren, insbesondere der 
Arbeitskräfte, zu steigern; 

b) auf diese Weise der landwirtschaftlichen Bevölkerung, insbesondere durch Erhöhung des Pro-Kopf-Ein-
kommens der in der Landwirtschaft tätigen Personen, eine angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten; 

c) die Märkte zu stabilisieren; 
d) die Versorgung sicherzustellen; 
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e) für die Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu tragen. 
(2) Bei der Gestaltung der gemeinsamen Agrarpolitik und der hierfür anzuwendenden besonderen Metho-

den ist folgendes zu berücksichtigen: 
a) die besondere Eigenart der landwirtschaftlichen Tätigkeit, die sich aus dem sozialen Aufbau der Land-

wirtschaft und den strukturellen und naturbedingten Unterschieden der verschiedenen landwirtschaftlichen 
Gebiete ergibt; 

b) die Notwendigkeit, die geeigneten Anpassungen stufenweise durchzuführen; 
c) die Tatsache, daß die Landwirtschaft in den Mitgliedstaaten einen mit der gesamten Volkswirtschaft eng 

verflochtenen Wirtschaftsbereich darstellt. 
Art. 40 (1) Die Mitgliedstaaten entwickeln die gemeinsame Agrarpolitik schrittweise während der Übergangs-
zeit und legen sie noch vor deren Ende fest. 

(2) Um die Ziele des Artikels 39 zu erreichen, wird eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte geschaf-
fen. 

Diese besteht je nach Erzeugnis aus einer der folgenden Organisationsformen: 
a) gemeinsame Wettbewerbsregeln; 
b) bindende Koordinierung der verschiedenen einzelstaatlichen Marktordnungen; 
c) eine europäische Marktordnung. 
(3) Die nach Absatz 2 gestaltete gemeinsame Organisation kann alle zur Durchführung des Artikels 39 erfor-

derlichen Maßnahmen einschließen, insbesondere Preisregelungen, Beihilfen für die Erzeugung und die Ver-
teilung der verschiedenen Erzeugnisse, Einlagerungs- und Ausgleichsmaßnahmen, gemeinsame Einrichtungen 
zur Stabilisierung der Ein- oder Ausfuhr. 

Die gemeinsame Organisation hat sich auf die Verfolgung der Ziele des Artikels 39 zu beschränken und jede 
Diskriminierung zwischen Erzeugern oder Verbrauchern innerhalb der Gemeinschaft auszuschließen. 

Eine etwaige gemeinsame Preispolitik muß auf gemeinsamen Grundsätzen und einheitlichen Berechnungs-
methoden beruhen. 

(4) Um der in Absatz 2 genannten gemeinsamen Organisation die Erreichung ihrer Ziele zu ermöglichen, 
können ein oder mehrere Ausrichtungs- oder Garantiefonds für die Landwirtschaft geschaffen werden. 
Art. 41 Um die Ziele des Artikels 39 zu erreichen, können im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik folgende 
Maßnahmen vorgesehen werden: 

a) eine wirksame Koordinierung der Bestrebungen auf dem Gebiet der Berufsausbildung, der Forschung und 
der Verbreitung landwirtschaftlicher Fachkenntnisse; hierbei können Vorhaben oder Einrichtungen gemein-
sam finanziert werden; 

b) gemeinsame Maßnahmen zur Förderung des Verbrauchs bestimmter Erzeugnisse. 
Art. 42 Das Kapitel über die Wettbewerbsregeln findet auf die Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse und 
den Handel mit diesen nur insoweit Anwendung, als der Rat dies unter Berücksichtigung der Ziele des Artikels 
39 im Rahmen des Artikels 43 Absätze 2 und 3 und gemäß dem dort vorgesehenen Verfahren bestimmt. 

Der Rat kann insbesondere genehmigen, daß Beihilfen gewährt werden 
- zum Schutz von Betrieben, die durch strukturelle oder naturgegebene Bedingungen benachteiligt sind, oder 
- im Rahmen wirtschaftlicher Entwicklungsprogramme. 

Art. 43 (1) Zur Erarbeitung der Grundlinien für eine gemeinsame Agrarpolitik beruft die Kommission un-
mittelbar nach Inkrafttreten dieses Vertrags eine Konferenz der Mitgliedstaaten ein, um einen Vergleich ihrer 
Agrarpolitik, insbesondere durch Gegenüberstellung ihrer Produktionsmöglichkeiten und ihres Bedarfs, vor-
zunehmen. 

(2) Unter Berücksichtigung der Arbeiten der in Absatz 1 vorgesehenen Konferenz legt die Kommission nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags zur 
Gestaltung und Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik Vorschläge vor, welche unter anderem die Ablö-
sung der einzelstaatlichen Marktordnungen durch eine der in Artikel 40 Absatz 2 vorgesehenen gemeinsamen 
Organisationsformen sowie die Durchführung der in diesem Titel bezeichneten Maßnahmen vorsehen. 

Diese Vorschläge müssen dem inneren Zusammenhang der in diesem Titel aufgeführten landwirtschaftli-
chen Fragen Rechnung tragen. 

Der Rat erläßt während der beiden ersten Stufen einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments Verordnungen, Richtlinien oder 
Entscheidungen, unbeschadet seiner etwaigen Empfehlungen. 

(3) Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit die einzelstaatlichen Marktordnungen nach Maßgabe des Absat-
zes 2 durch die in Artikel 40 Absatz 2 vorgesehene gemeinsame Organisation ersetzen, 

a) wenn sie den Mitgliedstaaten, die sich gegen diese Maßnahme ausgesprochen haben und eine eigene 
Marktordnung für die in Betracht kommende Erzeugung besitzen, gleichwertige Sicherheiten für die Beschäfti-
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gung und Lebenshaltung der betreffenden Erzeuger bietet; hierbei sind die im Zeitablauf möglichen Anpassun-
gen und erforderlichen Spezialisierungen zu berücksichtigen, und 

b) wenn die gemeinsame Organisation für den Handelsverkehr innerhalb der Gemeinschaft Bedingungen 
sicherstellt, die denen eines Binnenmarkts entsprechen. 

(4) Wird eine gemeinsame Organisation für bestimmte Rohstoffe geschaffen, bevor eine gemeinsame Orga-
nisation für die entsprechenden weiterverarbeiteten Erzeugnisse besteht, so können die betreffenden Rohstoffe 
aus Ländern außerhalb der Gemeinschaft eingeführt werden, wenn sie für weiterverarbeitete Erzeugnisse ver-
wendet werden, die zur Ausfuhr nach dritten Ländern bestimmt sind. 
Art. 44 (1) Soweit die schrittweise Beseitigung der Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen zwischen den 
Mitgliedstaaten zu Preisen führen könnte, welche die Ziele des Artikels 39 gefährden würden, kann jeder Mit-
gliedstaat während der Übergangszeit in nichtdiskriminierender Weise, und soweit dies die in Artikel 45 Absatz 
2 vorgesehene Ausweitung des Handels nicht beeinträchtigt, für bestimmte Erzeugnisse anstelle von Kontingen-
ten ein System von Mindestpreisen anwenden, bei deren Unterschreitung die Einfuhr 

-  entweder vorübergehend eingestellt oder eingeschränkt 
-  oder von der Bedingung abhängig gemacht werden kann, daß sie zu Preisen erfolgt, die über dem für das 

betreffende Erzeugnis festgesetzten Mindestpreis liegen. 
Im zweiten Falle werden die Mindestpreise unter Ausschluß der Zollbelastung festgesetzt. 
(2) Die Mindestpreise dürfen weder einen Rückgang des zwischen den Mitgliedstaaten bei Inkrafttreten die-

ses Vertrags bestehenden Handelsverkehrs bewirken noch dessen schrittweise Ausweitung hindern. Sie dürfen 
nicht in einer Weise angewendet werden, welche der Entwicklung einer natürlichen Präferenz zwischen den 
Mitgliedstaaten entgegensteht. 

(3) Sobald dieser Vertrag in Kraft getreten ist, beschließt der Rat auf Vorschlag der Kommission objektive 
Grundsätze für die Aufstellung von Mindestpreis-Systemen und die Festsetzung von Mindestpreisen. 

Diese Grundsätze berücksichtigen insbesondere die durchschnittlichen inländischen Gestehungskosten in 
dem Mitgliedstaat, der den Mindestpreis anwendet, die Lage der einzelnen Betriebe in bezug auf diese Kos-
ten und das Erfordernis, innerhalb des Gemeinsamen Marktes die landwirtschaftlichen Betriebsbedingungen 
schrittweise zu verbessern und die notwendigen Anpassungen und Spezialisierungen zu fördern. 

Die Kommission schlägt ferner ein Verfahren zur Revision dieser Grundsätze vor, um dem technischen Fort-
schritt Rechnung zu tragen und ihn zu beschleunigen und um die Preise innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
schrittweise einander anzunähern. 

Diese Grundsätze sowie das Revisionsverfahren werden vom Rat binnen drei Jahren nach Inkrafttreten die-
ses Vertrags einstimmig beschlossen. 

(4) Bis zum Inkrafttreten der Entscheidung des Rates kann jeder Mitgliedstaat Mindestpreise festsetzen; er 
gibt der Kommission sowie den anderen Mitgliedstaaten vorher davon Kenntnis, damit diese sich dazu äußern 
können. 

Sobald die Entscheidung des Rates ergangen ist, setzen die Mitgliedstaaten die Mindestpreise aufgrund der 
nach Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen aufgestellten Grundsätze fest. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission die von den Mitgliedstaaten getrof-
fenen Entscheidungen berichtigen, wenn sie diesen Grundsätzen nicht entsprechen. 

(5) Können für bestimmte Erzeugnisse die genannten objektiven Grundsätze bis zum Beginn der dritten Stu-
fe nicht festgelegt werden, so kann der Rat von diesem Zeitpunkt an mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission die für diese Erzeugnisse angewandten Mindestpreise ändern. 

(6) Am Ende der Übergangszeit wird ein Verzeichnis der noch bestehenden Mindestpreise aufgestellt. Der 
Rat bestimmt mit einer Mehrheit von 9 Stimmen gemäß der in Artikel 148 Absatz 2 erster Unterabsatz vorge-
sehenen Stimmenwägung auf Vorschlag der Kommission, welches System im Rahmen der gemeinsamen Ag-
rarpolitik anzuwenden ist. 
Art. 45 (1) Bis zur Ersetzung der einzelstaatlichen Marktordnungen durch eine der in Artikel 40 Absatz 2 vor-
gesehenen gemeinsamen Organisationsformen wird der Handelsverkehr mit Erzeugnissen, 

- für die in einzelnen Mitgliedstaaten Bestimmungen vorhanden sind, die darauf abzielen, den einheimischen 
Erzeugern den Absatz ihrer Erzeugnisse zu gewährleisten, und 

- für die dort ein Einfuhrbedarf besteht, 
durch den Abschluß langfristiger Abkommen oder Verträge zwischen Einfuhr- und Ausfuhrstaaten entwi-

ckelt. 
Diese Abkommen oder Verträge müssen die schrittweise Beseitigung jeder Diskriminierung zwischen den 

verschiedenen Erzeugern der Gemeinschaft bei der Anwendung der genannten Bestimmungen zum Ziel haben. 
Diese Abkommen oder Verträge werden während der ersten Stufe geschlossen; dabei ist dem Grundsatz der 

Gegenseitigkeit Rechnung zu tragen. 
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(2) Bei diesen Abkommen oder Verträgen wird hinsichtlich der Mengen von dem durchschnittlichen Han-
delsvolumen ausgegangen, das zwischen den Mitgliedstaaten während der letzten drei Jahre vor Inkrafttreten 
dieses Vertrags für die betreffenden Erzeugnisse bestanden hat; ferner wird darin unter Berücksichtigung der 
herkömmlichen Handelsströme die Steigerung des Volumens im Rahmen des bestehenden Bedarfs vorgesehen. 

Diese Abkommen oder Verträge müssen den Erzeugern den Absatz der vereinbarten Mengen zu Preisen 
ermöglichen, die sich schrittweise den Preisen annähern, welche auf dem Binnenmarkt des Käuferstaats an 
inländische Erzeuger gezahlt werden. 

Die Annäherung muß möglichst regelmäßig erfolgen und bis zum Ende der Übergangszeit vollständig 
durchgeführt sein. 

Die beteiligten Parteien handeln die Preise im Rahmen von Richtlinien aus, welche die Kommission zur 
Anwendung der beiden vorstehenden Unterabsätze erläßt. 

Wird die erste Stufe verlängert, so werden die Abkommen und Verträge entsprechend den am Ende des 
vierten Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrags geltenden Bedingungen durchgeführt; die Verpflichtungen zur 
Erhöhung der Mengen und zur Annäherung der Preise werden bis zum Übergang zur zweiten Stufe ausgesetzt. 

Die Mitgliedstaaten nehmen alle Möglichkeiten wahr, die ihre Rechtsvorschriften ihnen - insbesondere auf 
dem Gebiet der Einfuhrpolitik - bieten, um den Abschluß und die Erfüllung dieser Abkommen oder Verträge 
sicherzustellen. 

(3) Soweit die Mitgliedstaaten Rohstoffe zur Herstellung von Erzeugnissen benötigen, die im Wettbewerb 
mit Erzeugnissen dritter Länder aus der Gemeinschaft ausgeführt werden sollen, dürfen die genannten Abkom-
men oder Verträge die zu diesem Zweck notwendigen Einfuhren dieser Rohstoffe aus dritten Ländern nicht 
beeinträchtigen. Diese Bestimmung findet keine Anwendung, wenn der Rat durch einstimmige Entscheidung 
beschließt, die erforderlichen Zahlungen zu gewähren, um den höheren Preis auszugleichen, der sich bei der 
Einfuhr aufgrund solcher Abkommen oder Verträge gegenüber dem Einstandspreis für gleichartige Bezüge zu 
Weltmarktbedingungen ergibt. 
Art. 46 Besteht in einem Mitgliedstaat für ein Erzeugnis eine innerstaatliche Marktordnung oder Regelung 
gleicher Wirkung und wird dadurch eine gleichartige Erzeugung in einem anderen Mitgliedstaat in ihrer Wett-
bewerbslage beeinträchtigt, so erheben die Mitgliedstaaten bei der Einfuhr des betreffenden Erzeugnisses aus 
dem Mitgliedstaat, in dem die genannte Marktordnung oder Regelung besteht, eine Ausgleichsabgabe, es sei 
denn, daß dieser Mitgliedstaat eine Ausgleichsabgabe bei der Ausfuhr erhebt. 

Die Kommission setzt diese Abgaben in der zur Wiederherstellung des Gleichgewichts erforderlichen Höhe 
fest; sie kann auch andere Maßnahmen genehmigen, deren Bedingungen und Einzelheiten sie festlegt. 
Art. 47 Die fachliche Gruppe Landwirtschaft des Wirtschafts- und Sozialausschusses steht der Kommission zur 
Verfügung, um nach Maßgabe der Artikel 197 und 198 die Beratungen dieses Ausschusses hinsichtlich der ihm 
in diesem Titel übertragenen Aufgaben vorzubereiten. 

TITEL III. Die Freizügigkeit, der freie Dienstleistungs- und Kapitalverkehr 

KAPITEL 1. DIE ARBEITSKRÄFTE 
Art. 48 (1) Spätestens bis zum Ende der Übergangszeit wird innerhalb der Gemeinschaft die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer hergestellt. 

(2) Sie umfaßt die Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unterschiedlichen Behandlung 
der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in bezug auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingun-
gen. 

(3) Sie gibt - vorbehaltlich der aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfer-
tigten Beschränkungen - den Arbeitnehmern das Recht, 

a) sich um tatsächlich angebotene Stellen zu bewerben; 
b) sich zu diesem Zweck im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen; 
c) sich in einem Mitgliedstaat aufzuhalten, um dort nach den für die Arbeitnehmer dieses Staates geltenden 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften eine Beschäftigung auszuüben; 
d) nach Beendigung einer Beschäftigung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats unter Bedingungen zu ver-

bleiben, welche die Kommission in Durchführungsverordnungen festlegt. 
(4) Dieser Artikel findet keine Anwendung auf die Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung. 

Art. 49 Unmittelbar nach Inkrafttreten dieses Vertrags trifft der Rat auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses durch Richtlinien oder Verordnungen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um die Freizügigkeit der Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 48 fortschreitend herzustellen, ins-
besondere 

a) durch Sicherstellung einer engen Zusammenarbeit zwischen den einzelstaatlichen Arbeitsverwaltungen; 
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b) durch die planmäßig fortschreitende Beseitigung der Verwaltungsverfahren und -praktiken sowie der für 
den Zugang zu verfügbaren Arbeitsplätzen vorgeschriebenen Fristen, die sich aus innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften oder vorher zwischen den Mitgliedstaaten geschlossenen Übereinkünften ergeben und deren Beibe-
haltung die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer hindert; 

c) durch die planmäßig fortschreitende Beseitigung aller Fristen und sonstigen Beschränkungen, die in in-
nerstaatlichen Rechtsvorschriften oder vorher zwischen den Mitgliedstaaten geschlossenen Übereinkünften 
vorgesehen sind und die den Arbeitnehmern der anderen Mitgliedstaaten für die freie Wahl des Arbeitsplatzes 
andere Bedingungen als den inländischen Arbeitnehmern auferlegen; 

d) durch die Schaffung geeigneter Verfahren für die Zusammenführung und den Ausgleich von Angebot und 
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt zu Bedingungen, die eine ernstliche Gefährdung der Lebenshaltung und des 
Beschäftigungsstands in einzelnen Gebieten und Industrien ausschließen. 
Art. 50 Die Mitgliedstaaten fördern den Austausch junger Arbeitskräfte im Rahmen eines gemeinsamen Pro-
gramms. 
Art. 51 Der Rat beschließt einstimmig auf Vorschlag der Kommission die auf dem Gebiet der sozialen Sicher-
heit für die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer notwendigen Maßnahmen; zu diesem Zweck führt 
er insbesondere ein System ein, welches aus- und einwandernden Arbeitnehmern und deren anspruchsberech-
tigten Angehörigen folgendes sichert: 

a) die Zusammenrechnung aller nach den verschiedenen innerstaatlichen Rechtsvorschriften berücksich-
tigten Zeiten für den Erwerb und die Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs sowie für die Berechnung der 
Leistungen; 

b) die Zahlung der Leistungen an Personen, die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten wohnen. 

KAPITEL 2. DAS NIEDERLASSUNGSRECHT 
Art. 52 Die Beschränkungen der freien Niederlassung von Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats im Hoheits-
gebiet eines anderen Mitgliedstaats werden während der Übergangszeit nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen schrittweise aufgehoben. Das gleiche gilt für Beschränkungen der Gründung von Agenturen, Zweig-
niederlassungen oder Tochtergesellschaften durch Angehörige eines Mitgliedstaats, die im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats ansässig sind. 

Vorbehaltlich des Kapitels über den Kapitalverkehr umfaßt die Niederlassungsfreiheit die Aufnahme und 
Ausübung selbständiger Erwerbstätigkeiten sowie die Gründung und Leitung von Unternehmen, insbesondere 
von Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2, nach den Bestimmungen des Aufnahmestaats für seine 
eigenen Angehörigen. 
Art. 53 Soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, führen die Mitgliedstaaten in ihrem Ho-
heitsgebiet für Angehörige der anderen Mitgliedstaaten keine neuen Niederlassungsbeschränkungen ein. 
Art. 54 (1) Vor dem Ende der ersten Stufe stellt der Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und der Versammlung ein allgemeines Programm zur Auf-
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit innerhalb der Gemeinschaft auf. Die Kommission un-
terbreitet ihren Vorschlag dem Rat während der beiden ersten Jahre der ersten Stufe. 

Das Programm legt für jede Art von Tätigkeiten die allgemeinen Voraussetzungen und insbesondere die 
Stufen für die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit fest. 

(2) Der Rat erläßt bis zum Ende der ersten Stufe einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und der Versammlung 
Richtlinien zur Verwirklichung des allgemeinen Programms oder - falls ein solches nicht besteht - zur Durch-
führung einer Stufe der Niederlassungsfreiheit für eine bestimmte Tätigkeit. 

(3) Der Rat und die Kommission erfüllen die Aufgaben, die ihnen aufgrund der obigen Bestimmungen über-
tragen sind, indem sie insbesondere 

a) im allgemeinen diejenigen Tätigkeiten mit Vorrang behandeln, bei denen die Niederlassungsfreiheit die 
Entwicklung der Produktion und des Handels in besonderer Weise fördert; 

b) eine enge Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Verwaltungen der Mitgliedstaaten sicherstellen, 
um sich über die besondere Lage auf den verschiedenen Tätigkeitsgebieten innerhalb der Gemeinschaft zu 
unterrichten; 

c) die aus innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder vorher zwischen den Mitgliedstaaten geschlossenen 
Übereinkünften abgeleiteten Verwaltungsverfahren und -praktiken ausschalten, deren Beibehaltung der Nie-
derlassungsfreiheit entgegensteht; 

d) dafür Sorge tragen, daß Arbeitnehmer eines Mitgliedstaats, die im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied-
staats beschäftigt sind, dort verbleiben und eine selbständige Tätigkeit unter denselben Voraussetzungen aus-
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üben können, die sie erfüllen müßten, wenn sie in diesen Staat erst zu dem Zeitpunkt einreisen würden, in dem 
sie diese Tätigkeit aufzunehmen beabsichtigen; 

e) den Erwerb und die Nutzung von Grundbesitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats durch Angehörige 
eines anderen Mitgliedstaats ermöglichen, soweit hierdurch die Grundsätze des Artikels 39 Absatz 2 nicht be-
einträchtigt werden; 

f) veranlassen, daß bei jedem in Betracht kommenden Wirtschaftszweig die Beschränkungen der Niederlas-
sungsfreiheit in bezug auf die Voraussetzungen für die Errichtung von Agenturen, Zweigniederlassungen und 
Tochtergesellschaften im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats sowie für den Eintritt des Personals der Hauptnie-
derlassung in ihre Leitungs- oder Überwachungsorgane schrittweise aufgehoben werden; 

g) soweit erforderlich die Schutzbestimmungen koordinieren, die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften 
im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese 
Bestimmungen gleichwertig zu gestalten; 

h) sicherstellen, daß die Bedingungen für die Niederlassung nicht durch Beihilfen der Mitgliedstaaten ver-
fälscht werden. 
Art. 55 Auf Tätigkeiten, die in einem Mitgliedstaat dauernd oder zeitweise mit der Ausübung öffentlicher Ge-
walt verbunden sind, findet dieses Kapitel in dem betreffenden Mitgliedstaat keine Anwendung. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission beschließen, daß dieses Kapitel auf 
bestimmte Tätigkeiten keine Anwendung findet. 
Art. 56 (1) Dieses Kapitel und die aufgrund desselben getroffenen Maßnahmen beeinträchtigen nicht die An-
wendbarkeit der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die eine Sonderregelung für Ausländer vorsehen und 
aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind. 

(2) Vor dem Ende der Übergangszeit erläßt der Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung der Versammlung Richtlinien für die Koordinierung dieser Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 
Hinsichtlich der Koordinierung der Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten er-
läßt er jedoch die Richtlinien nach dem Ende der zweiten Stufe mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission. 
Art. 57 (1) Um die Aufnahme und Ausübung selbständiger Tätigkeiten zu erleichtern, erläßt der Rat während 
der ersten Stufe der Übergangszeit einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom-
mission und nach Anhörung der Versammlung Richtlinien für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise. 

(2) Zu dem gleichen Zweck erläßt der Rat vor dem Ende der Übergangszeit auf Vorschlag der Kommission 
und nach Anhörung der Versammlung Richtlinien zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Aufnahme und Ausübung selbständiger Tätigkeiten. Hierbei ist Einstimmig-
keit für die Sachgebiete erforderlich, die in mindestens einem Mitgliedstaat durch Gesetz geregelt sind, sowie 
für Maßnahmen, die sich auf den Schutz des Sparwesens, insbesondere die Gewährung von Krediten und die 
Ausübung der Banktätigkeit, sowie auf die Voraussetzungen für die Ausübung der ärztlichen, arztähnlichen und 
pharmazeutischen Berufe in den einzelnen Mitgliedstaaten beziehen. Im übrigen beschließt der Rat während 
der ersten Stufe einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit. 

(3) Die schrittweise Aufhebung der Beschränkungen für die ärztlichen, arztähnlichen und pharmazeutischen 
Berufe setzt die Koordinierung der Bedingungen für die Ausübung dieser Berufe in den einzelnen Mitglied-
staaten voraus. 
Art. 58 Für die Anwendung dieses Kapitels stehen die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats ge-
gründeten Gesellschaften, die ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung 
innerhalb der Gemeinschaft haben, den natürlichen Personen gleich, die Angehörige der Mitgliedstaaten sind. 

Als Gesellschaften gelten die Gesellschaften des bürgerlichen Rechts und des Handelsrechts einschließlich 
der Genossenschaften und die sonstigen juristischen Personen des öffentlichen und privaten Rechts mit Aus-
nahme derjenigen, die keinen Erwerbszweck verfolgen. 

KAPITEL 3. DIENSTLEISTUNGEN 
Art. 59 Die Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Gemeinschaft für Angehörige 
der Mitgliedstaaten, die in einem anderen Staat der Gemeinschaft als demjenigen des Leistungsempfängers 
ansässig sind, werden während der Übergangszeit nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen schrittweise 
aufgehoben. 

Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der Kommission beschließen, daß dieses Kapitel auch auf Erbringer 
von Dienstleistungen Anwendung findet, welche die Staatsangehörigkeit eines dritten Landes besitzen und in-
nerhalb der Gemeinschaft ansässig sind. 



438

Römische Verträge und Fusionsvertrag[36a]

Art. 60 Dienstleistungen im Sinne dieses Vertrags sind Leistungen, die in der Regel gegen Entgelt erbracht wer-
den, soweit sie nicht den Vorschriften über den freien Waren- und Kapitalverkehr und über die Freizügigkeit 
der Personen unterliegen. 

Als Dienstleistungen gelten insbesondere: 
a) gewerbliche Tätigkeiten, 
b) kaufmännische Tätigkeiten, 
c) handwerkliche Tätigkeiten, 
d) freiberufliche Tätigkeiten. 
Unbeschadet des Kapitels über die Niederlassungsfreiheit kann der Leistende zwecks Erbringung seiner Leis-

tungen seine Tätigkeit vorübergehend in dem Staat ausüben, in dem die Leistung erbracht wird, und zwar unter 
den Voraussetzungen, welche dieser Staat für seine eigenen Angehörigen vorschreibt. 
Art. 61 (1) Für den freien Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet des Verkehrs gelten die Bestimmungen des 
Titels über den Verkehr. 

(2) Die Liberalisierung der mit dem Kapitalverkehr verbundenen Dienstleistungen der Banken und Versiche-
rungen wird im Einklang mit der schrittweisen Liberalisierung des Kapitalverkehrs durchgeführt. 
Art. 62 Soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, unterwerfen die Mitgliedstaaten die bei 
seinem Inkrafttreten tatsächlich erreichte Freiheit des Dienstleistungsverkehrs keinen neuen Beschränkungen. 
Art. 63 (1) Vor dem Ende der ersten Stufe stellt der Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und der Versammlung ein allgemeines Programm zur Auf-
hebung der Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Gemeinschaft auf. Die Kommis-
sion unterbreitet ihren Vorschlag dem Rat während der beiden ersten Jahre der ersten Stufe. 

Das Programm legt die allgemeinen Voraussetzungen und die Stufen der Liberalisierung für jede Art von 
Dienstleistungen fest. 

(2) Der Rat erläßt bis zum Ende der ersten Stufe einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und der Versammlung 
Richtlinien zur Verwirklichung des allgemeinen Programms oder - falls ein solches nicht besteht - zur Durch-
führung einer Liberalisierungsstufe für eine bestimmte Dienstleistung. 

(3) Bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten Vorschlägen und Entscheidungen sind im allgemeinen mit 
Vorrang diejenigen Dienstleistungen zu berücksichtigen, welche die Produktionskosten unmittelbar beeinflus-
sen oder deren Liberalisierung zur Förderung des Warenverkehrs beiträgt. 
Art. 64 Die Mitgliedstaaten sind bereit, über das Ausmaß der Liberalisierung der Dienstleistungen, zu dem sie 
aufgrund der Richtlinien gemäß Artikel 63 Absatz 2 verpflichtet sind, hinauszugehen, falls ihre wirtschaftliche 
Gesamtlage und die Lage des betreffenden Wirtschaftszweigs dies zulassen. 

Die Kommission richtet entsprechende Empfehlungen an die betreffenden Staaten. 
Art. 65 Solange die Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs nicht aufgehoben sind, wendet sie jeder 
Mitgliedstaat ohne Unterscheidung nach Staatsangehörigkeit oder Aufenthaltsort auf alle in Artikel 59 Absatz 1 
bezeichneten Erbringer von Dienstleistungen an. 
Art. 66 Die Bestimmungen der Artikel 55 bis 58 finden auf das in diesem Kapitel geregelte Sachgebiet Anwen-
dung. 

KAPITEL 4. DER KAPITALVERKEHR
Art. 67 (1) Soweit es für das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes notwendig ist, beseitigen die Mitglied-
staaten untereinander während der Übergangszeit schrittweise alle Beschränkungen des Kapitalverkehrs in be-
zug auf Berechtigte, die in den Mitgliedstaaten ansässig sind, und heben alle Diskriminierungen aufgrund der 
Staatsangehörigkeit oder des Wohnorts der Parteien oder des Anlageorts auf. 

(2) Die mit dem Kapitalverkehr zwischen den Mitgliedstaaten zusammenhängenden laufenden Zahlungen 
werden bis zum Ende der ersten Stufe von allen Beschränkungen befreit. 
Art. 68 (1) Auf dem in diesem Kapitel behandelten Sachgebiet werden die Mitgliedstaaten bei der Erteilung der 
nach Inkrafttreten dieses Vertrags noch erforderlichen devisenrechtlichen Genehmigungen so großzügig wie 
möglich verfahren. 

(2) Bei der Anwendung der innerstaatlichen Vorschriften für den Kapitalmarkt und das Kreditwesen auf die 
nach diesem Kapitel liberalisierten Kapitalbewegungen sehen die Mitgliedstaaten von Diskriminierungen ab. 

(3) Anleihen zur mittelbaren oder unmittelbaren Finanzierung eines Mitgliedstaats oder seiner Gebietskör-
perschaften dürfen in einem anderen Mitgliedstaat nur aufgelegt oder untergebracht werden, wenn sich die 
beteiligten Staaten darüber verständigt haben. Diese Bestimmung steht der Anwendung des Artikels 22 des 
Protokolls über die Satzung der Europäischen Investitionsbank nicht entgegen. 
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Art. 69 Der Rat erläßt während der beiden ersten Stufen einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission, die zu diesem Zweck den in Artikel 105 vorgesehenen Währungsausschuß hört, die 
erforderlichen Richtlinien für die schrittweise Durchführung des Artikels 67. 
Art. 70 (1) Für den Kapitalverkehr zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Ländern schlägt die Kommission 
dem Rat Maßnahmen zur schrittweisen Koordinierung der Devisenpolitik der Mitgliedstaaten vor. Der Rat 
erläßt einstimmig Richtlinien hierfür. Er wird bemüht sein, ein Höchstmaß an Liberalisierung zu erreichen. 

(2) Können durch Maßnahmen nach Absatz 1 die Unterschiede zwischen den Devisenvorschriften der Mit-
gliedstaaten nicht beseitigt werden und benutzen in einem Mitgliedstaat ansässige Personen infolgedessen die 
in Artikel 67 vorgesehenen Transfererleichterungen innerhalb der Gemeinschaft, um die für den Kapitalverkehr 
mit dritten Ländern geltenden Vorschriften eines Mitgliedstaats zu umgehen, so kann dieser Staat, nachdem er 
sich mit den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission ins Benehmen gesetzt hat, geeignete Maßnahmen 
zur Behebung dieser Schwierigkeiten treffen. 

Stellt der Rat fest, daß diese Maßnahmen den freien Kapitalverkehr innerhalb der Gemeinschaft stärker be-
schränken als zur Behebung dieser Schwierigkeiten notwendig ist, so kann er mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission entscheiden, daß der betreffende Staat diese Maßnahmen zu ändern oder aufzuhe-
ben hat. 
Art. 71 Die Mitgliedstaaten werden bestrebt sein, weder neue devisenrechtliche Beschränkungen des Kapital-
verkehrs und der damit zusammenhängenden laufenden Zahlungen innerhalb der Gemeinschaft einzuführen 
noch bestehende Vorschriften zu verschärfen. 

Sie sind bereit, über das Ausmaß der in den vorstehenden Artikeln vorgesehenen Liberalisierung des Kapital-
verkehrs hinauszugehen, soweit ihre Wirtschaftslage, insbesondere der Stand ihrer Zahlungsbilanz, dies zuläßt. 

Die Kommission kann nach Anhörung des Währungsausschusses diesbezügliche Empfehlungen an die Mit-
gliedstaaten richten. 
Art. 72 Die Mitgliedstaaten halten die Kommission über die zu ihrer Kenntnis gelangenden Kapitalbewegungen 
nach und aus dritten Ländern auf dem laufenden. Die Kommission kann die ihr zweckdienlich erscheinenden 
Stellungnahmen an die Mitgliedstaaten richten. 
Art. 73 (1) Haben Kapitalbewegungen Störungen im Funktionieren des Kapitalmarkts eines Mitgliedstaats zur 
Folge, so ermächtigt die Kommission diesen Staat nach Anhörung des Währungsausschusses, auf dem Gebiet 
des Kapitalverkehrs Schutzmaßnahmen zu treffen, deren Bedingungen und Einzelheiten sie festlegt. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit die Ermächtigung widerrufen sowie deren Bedingungen und Ein-
zelheiten abändern. 

(2) Der Mitgliedstaat, der sich in Schwierigkeiten befindet, kann jedoch Maßnahmen dieser Art, falls sie sich 
als notwendig erweisen, aus Gründen der Geheimhaltung oder Dringlichkeit von sich aus treffen. Die Kommis-
sion und die Mitgliedstaaten sind von diesen Maßnahmen spätestens bei ihrem Inkrafttreten zu unterrichten. In 
diesem Fall kann die Kommission nach Anhörung des Währungsausschusses entscheiden, daß der betreffende 
Mitgliedstaat diese Maßnahmen zu ändern oder aufzuheben hat. 

TITEL IV. Der Verkehr
Art. 74 Auf dem in diesem Titel geregelten Sachgebiet verfolgen die Mitgliedstaaten die Ziele dieses Vertrags im 
Rahmen einer gemeinsamen Verkehrspolitik. 
Art. 75 (1) Zur Durchführung des Artikels 74 wird der Rat unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Verkehrs bis zum Ende der zweiten Stufe einstimmig, danach mit qualifizierter Mehrheit, auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie der Versammlung 

a) für den internationalen Verkehr aus oder nach dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats oder für den Durch-
gangsverkehr durch das Hoheitsgebiet eines oder mehrerer Mitgliedstaaten gemeinsame Regeln aufstellen; 

b) für die Zulassung von Verkehrsunternehmern zum Verkehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in dem sie 
nicht ansässig sind, die Bedingungen festlegen; 

c) alle sonstigen zweckdienlichen Vorschriften erlassen. 
(2) Die in Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Vorschriften werden im Laufe der Übergangszeit erlassen. 
(3) Abweichend von dem in Absatz 1 vorgesehenen Verfahren werden die Vorschriften über die Grund-

sätze der Verkehrsordnung, deren Anwendung die Lebenshaltung und die Beschäftigungslage in bestimmten 
Gebieten sowie den Betrieb der Verkehrseinrichtungen ernstlich beeinträchtigen könnte, vom Rat einstimmig 
erlassen; dabei berücksichtigt er die Notwendigkeit einer Anpassung an die sich aus der Errichtung des Ge-
meinsamen Marktes ergebende wirtschaftliche Entwicklung. 
Art. 76 Bis zum Erlaß der in Artikel 75 Absatz 1 genannten Vorschriften darf ein Mitgliedstaat die verschie-
denen, bei Inkrafttreten dieses Vertrags auf diesem Gebiet geltenden Vorschriften in ihren unmittelbaren oder 
mittelbaren Auswirkungen auf die Verkehrsunternehmer anderer Mitgliedstaaten im Vergleich zu den inländi-
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schen Verkehrsunternehmern nicht ungünstiger gestalten, es sei denn, daß der Rat einstimmig etwas anderes 
billigt. 
Art. 77 Mit diesem Vertrag vereinbar sind Beihilfen, die den Erfordernissen der Koordinierung des Verkehrs 
oder der Abgeltung bestimmter, mit dem Begriff des öffentlichen Dienstes zusammenhängender Leistungen 
entsprechen. 
Art. 78 Jede Maßnahme auf dem Gebiet der Beförderungsentgelte und -bedingungen, die im Rahmen dieses 
Vertrags getroffen wird, hat der wirtschaftlichen Lage der Verkehrsunternehmer Rechnung zu tragen. 
Art. 79 (1) Im Verkehr innerhalb der Gemeinschaft werden spätestens vor dem Ende der zweiten Stufe die 
Diskriminierungen beseitigt, die darin bestehen, daß ein Verkehrsunternehmer in denselben Verkehrsverbin-
dungen für die gleichen Güter je nach ihrem Herkunfts- oder Bestimmungsland unterschiedliche Frachten und 
Beförderungsbedingungen anwendet. 

(2) Absatz 1 schließt sonstige Maßnahmen nicht aus, die der Rat gemäß Artikel 75 Absatz 1 treffen kann. 
(3) Binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags trifft der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vor-

schlag der Kommission und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses eine Regelung zur Durch-
führung des Absatzes 1. 

Er kann insbesondere die erforderlichen Vorschriften erlassen, um es den Organen der Gemeinschaft zu er-
möglichen, für die Beachtung des Absatzes 1 Sorge zu tragen, und um den Verkehrsnutzern die Vorteile dieser 
Bestimmung voll zukommen zu lassen. 

(4) Die Kommission prüft von sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaats die Diskriminierungsfälle des 
Absatzes 1 und erläßt nach Beratung mit jedem in Betracht kommenden Mitgliedstaat die erforderlichen Ent-
scheidungen im Rahmen der gemäß Absatz 3 getroffenen Regelung. 
Art. 80 (1) Mit Beginn der zweiten Stufe sind im Verkehr innerhalb der Gemeinschaft die von einem Mitglied-
staat auferlegten Frachten und Beförderungsbedingungen verboten, die in irgendeiner Weise der Unterstützung 
oder dem Schutz eines oder mehrerer bestimmter Unternehmen oder Industrien dienen, es sei denn, daß die 
Kommission die Genehmigung hierzu erteilt. 

(2) Die Kommission prüft von sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaats die in Absatz 1 bezeichneten 
Frachten und Beförderungsbedingungen; hierbei berücksichtigt sie insbesondere sowohl die Erfordernisse ei-
ner angemessenen Standortpolitik, die Bedürfnisse der unterentwickelten Gebiete und die Probleme der durch 
politische Umstände schwer betroffenen Gebiete als auch die Auswirkungen dieser Frachten und Beförderungs-
bedingungen auf den Wettbewerb zwischen den Verkehrsarten. 

Die Kommission erläßt die erforderlichen Entscheidungen nach Beratung mit jedem in Betracht kommen-
den Mitgliedstaat. 

(3) Das in Absatz 1 genannte Verbot trifft nicht die Wettbewerbstarife. 
Art. 81 Die Abgaben oder Gebühren, die ein Verkehrsunternehmer neben den Frachten beim Grenzübergang 
in Rechnung stellt, dürfen unter Berücksichtigung der hierdurch tatsächlich verursachten Kosten eine angemes-
sene Höhe nicht übersteigen. 

Die Mitgliedstaaten werden bemüht sein, diese Kosten schrittweise zu verringern. 
Die Kommission kann zur Durchführung dieses Artikels Empfehlungen an die Mitgliedstaaten richten. 

Art. 82 Die Bestimmungen dieses Titels stehen Maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland nicht entge-
gen, soweit sie erforderlich sind, um die wirtschaftlichen Nachteile auszugleichen, die der Wirtschaft bestimm-
ter, von der Teilung Deutschlands betroffener Gebiete der Bundesrepublik aus dieser Teilung entstehen. 
Art. 83 Bei der Kommission wird ein beratender Ausschuß gebildet; er besteht aus Sachverständigen, die von 
den Regierungen der Mitgliedstaaten ernannt werden. Die Kommission hört den Ausschuß je nach Bedarf 
in Verkehrsfragen an; die Befugnisse der fachlichen Gruppe Verkehr des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
bleiben unberührt. 
Art. 84 (1) Dieser Titel gilt für die Beförderungen im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr. 

(2) Der Rat kann einstimmig darüber entscheiden, ob, inwieweit und nach welchen Verfahren geeignete 
Vorschriften für die Seeschiffahrt und Luftfahrt zu erlassen sind. 
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DRITTER TEIL. DIE POLITIK DER GEMEINSCHAFT

TITEL I. Gemeinsame Regeln

KAPITEL 1. WETTBEWERBSREGELN 

Abschnitt 1. Vorschriften für Unternehmen 
Art. 85 (1) Mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar und verboten sind alle Vereinbarungen zwischen Unter-
nehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, welche 
den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen geeignet sind und eine Verhinderung, Einschränkung 
oder Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes bezwecken oder bewirken, insbe-
sondere 

a) die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung der An- oder Verkaufspreise oder sonstiger Geschäftsbedin-
gungen; 

b) die Einschränkung oder Kontrolle der Erzeugung, des Absatzes, der technischen Entwicklung oder der 
Investitionen; 

c) die Aufteilung der Märkte oder Versorgungsquellen; 
d) die Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei gleichwertigen Leistungen gegenüber Handelspart-

nern, wodurch diese im Wettbewerb benachteiligt werden; 
e) die an den Abschluß von Verträgen geknüpfte Bedingung, daß die Vertragspartner zusätzliche Leistungen 

annehmen, die weder sachlich noch nach Handelsbrauch in Beziehung zum Vertragsgegenstand stehen. 
(2) Die nach diesem Artikel verbotenen Vereinbarungen oder Beschlüsse sind nichtig. 
(3) Die Bestimmungen des Absatzes 1 können für nicht anwendbar erklärt werden auf 
- Vereinbarungen oder Gruppen von Vereinbarungen zwischen Unternehmen, 
- Beschlüsse oder Gruppen von Beschlüssen von Unternehmensvereinigungen, 
- aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen oder Gruppen von solchen, 
die unter angemessener Beteiligung der Verbraucher an dem entstehenden Gewinn zur Verbesserung der 

Warenerzeugung oder -verteilung oder zur Förderung des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts bei-
tragen, ohne daß den beteiligten Unternehmen 

a) Beschränkungen auferlegt werden, die für die Verwirklichung dieser Ziele nicht unerläßlich sind, oder 
b) Möglichkeiten eröffnet werden, für einen wesentlichen Teil der betreffenden Waren den Wettbewerb aus-

zuschalten. 
Art. 86 Mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar und verboten ist die mißbräuchliche Ausnutzung einer be-
herrschenden Stellung auf dem Gemeinsamen Markt oder auf einem wesentlichen Teil desselben durch ein oder 
mehrere Unternehmen, soweit dies dazu führen kann, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. 

Dieser Mißbrauch kann insbesondere in folgendem bestehen: 
a) der unmittelbaren oder mittelbaren Erzwingung von unangemessenen Einkaufs- oder Verkaufspreisen 

oder sonstigen Geschäftsbedingungen; 
b) der Einschränkung der Erzeugung, des Absatzes oder der technischen Entwicklung zum Schaden der 

Verbraucher; 
c) der Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei gleichwertigen Leistungen gegenüber Handelspart-

nern, wodurch diese im Wettbewerb benachteiligt werden; 
d) der an den Abschluß von Verträgen geknüpften Bedingung, daß die Vertragspartner zusätzliche Leistun-

gen annehmen, die weder sachlich noch nach Handelsbrauch in Beziehung zum Vertragsgegenstand stehen. 
Art. 87 (1) Binnen drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags erläßt der Rat einstimmig auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments alle zweckdienlichen Verordnungen oder 
Richtlinien zur Verwirklichung der in den Artikeln 85 und 86 niedergelegten Grundsätze. 

Sind innerhalb der genannten Frist diese Vorschriften nicht erlassen worden, so werden sie vom Rat mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments be-
schlossen. 

(2) Die in Absatz 1 vorgesehenen Vorschriften bezwecken insbesondere: 
a) die Beachtung der in Artikel 85 Absatz 1 und Artikel 86 genannten Verbote durch die Einführung von 

Geldbußen und Zwangsgeldern zu gewährleisten; 
b) die Einzelheiten der Anwendung des Artikels 85 Absatz 3 festzulegen; dabei ist dem Erfordernis einer 

wirksamen Überwachung bei möglichst einfacher Verwaltungskontrolle Rechnung zu tragen; 
c) gegebenenfalls den Anwendungsbereich der Artikel 85 und 86 für die einzelnen Wirtschaftszweige näher 

zu bestimmen; 
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d) die Aufgaben der Kommission und des Gerichtshofes bei der Anwendung der in diesem Absatz vorgese-
henen Vorschriften gegeneinander abzugrenzen; 

e) das Verhältnis zwischen den innerstaatlichen Rechtsvorschriften einerseits und den in diesem Abschnitt 
enthaltenen oder aufgrund dieses Artikels getroffenen Bestimmungen andererseits festzulegen. 
Art. 88 Bis zum Inkrafttreten der gemäß Artikel 8erlassenen Vorschriften entscheiden die Behörden der Mit-
gliedstaaten im Einklang mit ihren eigenen Rechtsvorschriften und den Bestimmungen der Artikel 85, ins-
besondere Absatz 3, und 86 über die Zulässigkeit von Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander abge-
stimmten Verhaltensweisen sowie über die mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stellung auf dem 
Gemeinsamen Markt. 
Art. 89 (1) Unbeschadet des Artikels 88 achtet die Kommission, sobald sie ihre Tätigkeit aufgenommen hat, auf 
die Verwirklichung der in den Artikeln 85 und 86 niedergelegten Grundsätze. Sie untersucht auf Antrag eines 
Mitgliedstaats oder von Amts wegen in Verbindung mit den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, die ihr 
Amtshilfe zu leisten haben, die Fälle, in denen Zuwiderhandlungen gegen diese Grundsätze vermutet werden. 
Stellt sie eine Zuwiderhandlung fest, so schlägt sie geeignete Mittel vor, um diese abzustellen. 

(2) Wird die Zuwiderhandlung nicht abgestellt, so trifft die Kommission in einer mit Gründen versehenen 
Entscheidung die Feststellung, daß eine derartige Zuwiderhandlung vorliegt. Sie kann die Entscheidung veröf-
fentlichen und die Mitgliedstaaten ermächtigen, die erforderlichen Abhilfemaßnahmen zu treffen, deren Bedin-
gungen und Einzelheiten sie festlegt. 
Art. 90 (1) Die Mitgliedstaaten werden in bezug auf öffentliche Unternehmen und auf Unternehmen, denen 
sie besondere oder ausschließliche Rechte gewähren, keine diesem Vertrag und insbesondere dessen Artikeln 6 
und 85 bis 94 widersprechende Maßnahmen treffen oder beibehalten. 

(2) Für Unternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind 
oder den Charakter eines Finanzmonopols haben, gelten die Vorschriften dieses Vertrags, insbesondere die 
Wettbewerbsregeln, soweit die Anwendung dieser Vorschriften nicht die Erfüllung der ihnen übertragenen 
besonderen Aufgabe rechtlich oder tatsächlich verhindert. Die Entwicklung des Handelsverkehrs darf nicht in 
einem Ausmaß beeinträchtigt werden, das dem Interesse der Gemeinschaft zuwiderläuft. 

(3) Die Kommission achtet auf die Anwendung dieses Artikels und richtet erforderlichenfalls geeignete 
Richtlinien oder Entscheidungen an die Mitgliedstaaten. 

Abschnitt 2. Dumping
Art. 91 (1) Stellt die Kommission während der Übergangszeit auf Antrag eines Mitgliedstaats oder eines ande-
ren Beteiligten Dumping-Praktiken innerhalb des Gemeinsamen Marktes fest, so richtet sie Empfehlungen an 
den oder die Urheber, um diese Praktiken abzustellen. 

Werden sie trotzdem fortgesetzt, so ermächtigt die Kommission den geschädigten Mitgliedstaat, geeignete 
Schutzmaßnahmen zu treffen, deren Bedingungen und Einzelheiten sie festlegt. 

(2) Nach Inkrafttreten dieses Vertrags dürfen Waren, die aus einem Mitgliedstaat stammen oder sich dort 
im freien Verkehr befanden und in einen anderen Mitgliedstaat ausgeführt worden sind, in den erstgenannten 
Staat wieder eingeführt werden, ohne hierbei einem Zoll, einer mengenmäßigen Beschränkung oder Maßnah-
men gleicher Wirkung zu unterliegen. Die Kommission erläßt geeignete Regelungen zur Anwendung dieses 
Absatzes. 

Abschnitt 3. Staatliche Beihilfen
Art. 92 (1) Soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche oder aus staatlichen 
Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder 
Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Gemeinsamen Markt 
unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen. 

(2) Mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sind: 
a) Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher, wenn sie ohne Diskriminierung nach der Herkunft der 

Waren gewährt werden; 
b) Beihilfen zur Beseitigung von Schäden, die durch Naturkatastrophen oder sonstige außergewöhnliche 

Ereignisse entstanden sind; 
c) Beihilfen für die Wirtschaft bestimmter, durch die Teilung Deutschlands betroffener Gebiete der Bundes-

republik Deutschland, soweit sie zum Ausgleich der durch die Teilung verursachten wirtschaftlichen Nachteile 
erforderlich sind. 

(3) Als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar können angesehen werden: 
a) Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung von Gebieten, in denen die Lebenshaltung au-

ßergewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche Unterbeschäftigung herrscht; 
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b) Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse oder zur Behe-
bung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats; 

c) Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete, soweit sie 
die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft. Bei-
hilfen für den Schiffsbau, soweit sie am 1. Januar 1957 bestanden und lediglich einem fehlenden Zollschutz 
entsprechen, werden jedoch entsprechend den für die Abschaffung der Zölle geltenden Bestimmungen und 
vorbehaltlich der Vorschriften dieses Vertrags über die gemeinsame Handelspolitik gegenüber dritten Ländern 
schrittweise abgebaut; 

d) sonstige Arten von Beihilfen, die der Rat durch eine Entscheidung mit qualifizierter Mehrheit auf Vor-
schlag der Kommission bestimmt.
Art. 93 (1) Die Kommission überprüft fortlaufend in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die in diesen 
bestehenden Beihilferegelungen. Sie schlägt ihnen die zweckdienlichen Maßnahmen vor, welche die fortschrei-
tende Entwicklung und das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes erfordern. 

(2) Stellt die Kommission fest, nachdem sie den Beteiligten eine Frist zur Äußerung gesetzt hat, daß eine 
von einem Staat oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt nach Artikel 92 
unvereinbar ist oder daß sie mißbräuchlich angewandt wird, so entscheidet sie, daß der betreffende Staat sie 
binnen einer von ihr bestimmten Frist aufzuheben oder umzugestalten hat. 

Kommt der betreffende Staat dieser Entscheidung innerhalb der festgesetzten Frist nicht nach, so kann die 
Kommission oder jeder betroffene Staat in Abweichung von den Artikeln 169 und 170 den Gerichtshof unmit-
telbar anrufen. 

Der Rat kann einstimmig auf Antrag eines Mitgliedstaats entscheiden, daß eine von diesem Staat gewährte 
oder geplante Beihilfe in Abweichung von Artikel 92 oder von den nach Artikel 94 erlassenen Verordnungen 
als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar gilt, wenn außergewöhnliche Umstände eine solche Entscheidung 
rechtfertigen. Hat die Kommission bezüglich dieser Beihilfe das in Unterabsatz 1 dieses Absatzes vorgesehene 
Verfahren bereits eingeleitet, so bewirkt der Antrag des betreffenden Staates an den Rat die Aussetzung dieses 
Verfahrens, bis der Rat sich geäußert hat. 

Äußert sich der Rat nicht binnen drei Monaten nach Antragstellung, so entscheidet die Kommission. 
(3) Die Kommission wird von jeder beabsichtigten Einführung oder Umgestaltung von Beihilfen so recht-

zeitig unterrichtet, daß sie sich dazu äußern kann. Ist sie der Auffassung, daß ein derartiges Vorhaben nach 
Artikel 92 mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar ist, so leitet sie unverzüglich das in Absatz 2 vorgesehene 
Verfahren ein. Der betreffende Mitgliedstaat darf die beabsichtigte Maßnahme nicht durchführen, bevor die 
Kommission eine abschließende Entscheidung erlassen hat. 
Art. 94 Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit alle zweckdienlichen Durchführungsverordnungen zu den Ar-
tikeln 92 und 9erlassen und insbesondere die Bedingungen für die Anwendung des Artikels 93 Absatz 3 sowie 
diejenigen Arten von Beihilfen festlegen, die von diesem Verfahren ausgenommen sind. 

KAPITEL 2. STEUERLICHE VORSCHRIFTEN 
Art. 95 Die Mitgliedstaaten erheben auf Waren aus anderen Mitgliedstaaten weder unmittelbar noch mittelbar 
höhere inländische Abgaben gleich welcher Art, als gleichartige inländische Waren unmittelbar oder mittelbar 
zu tragen haben. 

Die Mitgliedstaaten erheben auf Waren aus anderen Mitgliedstaaten keine inländischen Abgaben, die geeig-
net sind, andere Produktionen mittelbar zu schützen. 

Spätestens mit Beginn der zweiten Stufe werden die Mitgliedstaaten die bei Inkrafttreten dieses Vertrags gel-
tenden Bestimmungen aufheben oder berichtigen, die den obengenannten Vorschriften entgegenstehen. 
Art. 96 Werden Waren in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ausgeführt, so darf die Rückvergütung für 
inländische Abgaben nicht höher sein als die auf die ausgeführten Waren mittelbar oder unmittelbar erhobenen 
inländischen Abgaben. 
Art. 97 Mitgliedstaaten, welche die Umsatzsteuer nach dem System der kumulativen Mehrphasensteuer erhe-
ben, können für inländische Abgaben, die sie von eingeführten Waren erheben, und für Rückvergütungen, die 
sie für ausgeführte Waren gewähren, unter Wahrung der in den Artikeln 95 und 96 aufgestellten Grundsätze 
Durchschnittssätze für Waren oder Gruppen von Waren festlegen. 

Entsprechen diese Durchschnittssätze nicht den genannten Grundsätzen, so richtet die Kommission geeigne-
te Richtlinien oder Entscheidungen an den betreffenden Staat. 
Art. 98 Für Abgaben außer Umsatzsteuern, Verbrauchsabgaben und sonstigen indirekten Steuern sind Entlas-
tungen und Rückvergütungen bei der Ausfuhr nach anderen Mitgliedstaaten sowie Ausgleichsabgaben bei der 
Einfuhr aus den Mitgliedstaaten nur zulässig, soweit der Rat sie vorher mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission für eine begrenzte Frist genehmigt hat. 
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Art. 99 Die Kommission prüft, wie die Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten über die Umsatzsteu-
er, die Verbrauchsabgaben und sonstige indirekte Steuern, einschließlich der Ausgleichsmaßnahmen für den 
Handelsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten, im Interesse des Gemeinsamen Marktes harmonisiert werden 
können. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat entsprechende Vorschläge; dieser entscheidet darüber einstimmig, 
unbeschadet der Artikel 100 und 101. 

KAPITEL 3. ANGLEICHUNG DER RECHTSVORSCHRIFTEN 
Art. 100 Der Rat erläßt einstimmig auf Vorschlag der Kommission Richtlinien für die Angleichung derjenigen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten, die sich unmittelbar auf die Errichtung oder das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes auswirken. 

Die Versammlung und der Wirtschafts- und Sozialausschuß werden zu den Richtlinien gehört, deren Durch-
führung in einem oder mehrere Mitgliedstaaten eine Änderung von gesetzlichen Vorschriften zur Folge hätte. 
Art. 101 Stellt die Kommission fest, daß vorhandene Unterschiede in den Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten die Wettbewerbsbedingungen auf dem Gemeinsamen Markt verfälschen und dadurch eine 
Verzerrung hervorrufen, die zu beseitigen ist, so tritt sie mit den betreffenden Mitgliedstaaten in Beratungen 
ein. 

Führen diese Beratungen nicht zur Beseitigung dieser Verzerrung, so erläßt der Rat während der ersten Stufe 
einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission die erforderlichen Richtli-
nien. Die Kommission und der Rat können alle sonstigen, in diesem Vertrag vorgesehenen zweckdienlichen 
Maßnahmen treffen. 
Art. 102 (1) Ist zu befürchten, daß der Erlaß oder die Änderung einer Rechts- oder Verwaltungsvorschrift eine 
Verzerrung im Sinne des Artikels 101 verursacht, so setzt sich der Mitgliedstaat, der diese Maßnahme beabsich-
tigt, mit der Kommission ins Benehmen. Diese empfiehlt nach Beratung mit den Mitgliedstaaten den beteiligten 
Staaten die zur Vermeidung dieser Verzerrung geeigneten Maßnahmen. 

(2) Kommt der Staat, der innerstaatliche Vorschriften erlassen oder ändern will, der an ihn gerichteten Emp-
fehlung der Kommission nicht nach, so kann nicht gemäß Artikel 101 verlangt werden, daß die anderen Mit-
gliedstaaten ihre innerstaatlichen Vorschriften ändern, um die Verzerrung zu beseitigen. Verursacht ein Mit-
gliedstaat, der die Empfehlung der Kommission außer acht läßt, eine Verzerrung lediglich zu seinem eigenen 
Nachteil, so findet Artikel 101 keine Anwendung. 

 
TITEL II. Die Wirtschaftspolitik

KAPITEL 1. DIE KONJUNKTURPOLITIK
Art. 103 (1) Die Mitgliedstaaten betrachten ihre Konjunkturpolitik als eine Angelegenheit von gemeinsamem 
Interesse. Sie setzen sich miteinander und mit der Kommission über die unter de jeweiligen Umständen zu 
ergreifenden Maßnahmen ins Benehmen. 

(2) Auf Vorschlag der Kommission kann der Rat unbeschadet der sonstigen in diesem Vertrag vorgesehenen 
Verfahren einstimmig über die der Lage entsprechenden Maßnahmen entscheiden. 

(3) Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission gegebenenfalls die erforderli-
chen Richtlinien zur Durchführung der gemäß Absatz 2 getroffenen Entscheidungen. 

(4) Das in diesem Artikel vorgesehene Verfahren gilt auch für den Fall, daß Schwierigkeiten in der Versor-
gung mit bestimmten Waren auftreten. 

KAPITEL 2. DIE ZAHLUNGSBILANZ
Art. 104 Jeder Mitgliedstaat betreibt die Wirtschaftspolitik, die erforderlich ist, um unter Wahrung eines hohen 
Beschäftigungsstandes und eines stabilen Preisniveaus das Gleichgewicht seiner Gesamtzahlungsbilanz zu si-
chern und das Vertrauen in seine Währung aufrechtzuerhalten. 
Art. 105 (1) Um die Verwirklichung der Ziele des Artikels 104 zu erleichtern, koordinierten die Mitgliedstaaten 
ihre Wirtschaftspolitik. Sie richten zu diesem Zweck eine Zusammenarbeit zwischen ihren zuständigen Verwal-
tungsstellen und zwischen ihren Zentralbanken ein. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat Empfehlungen zur Herbeiführung dieser Zusammenarbeit. 
(2) Um die Koordinierung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten in dem für das Funktionieren des Ge-

meinsamen Marktes erforderlichen Umfang zu fördern, wird ein Beratender Währungsausschuß eingesetzt, der 
die Aufgabe hat 
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- die Währungs- und Finanzlage der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft sowie den allgemeinen Zah-
lungsverkehr der Mitgliedstaaten zu beobachten und dem Rat und der Kommission regelmäßig darüber Bericht 
zu erstatten, 

- auf Ersuchen des Rates oder der Kommission oder von sich aus Stellungnahmen an diese Organe abzuge-
ben. 

Jeder Mitgliedstaat sowie die Kommission ernennen zwei Mitglieder des Währungsausschusses. 
Art. 106 (1) Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, in der Währung des Mitgliedstaates, in dem der Gläubiger 
oder der Begünstigte ansässig ist, die Zahlungen zu genehmigen, die sich auf den Waren, Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehr beziehen, sowie den Transfer von Kapitalbeträgen und Arbeitsentgelten zu gestatten, soweit der 
Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- und Personenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten nach diesem Vertrag 
liberalisiert ist. 

Die Mitgliedstaaten sind bereit, über die im vorstehenden Unterabsatz vorgesehene Liberalisierung des Zah-
lungsverkehrs hinauszugehen, soweit ihre Wirtschaftslage im allgemeinen und der Stand ihrer Zahlungsbilanz 
im besonderen dies zulassen. 

(2) Soweit der Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr nur durch Beschränkung der diesbezüglichen 
Zahlungen begrenzt ist, werden diese Beschränkungen durch entsprechende Anwendung der Kapitel über die 
Beseitigung der mengenmäßigen Beschränkungen, die Liberalisierung der Dienstleistungen und den freien 
Kapitalverkehr schrittweise beseitigt. 

(3) Die Mitgliedstaaten führen untereinander keine neuen Beschränkungen für die Transferierung ein, die 
sich auf die in der Liste des Anhangs III. zu diesem Vertrag aufgeführten unsichtbaren Transaktionen beziehen. 

Die bestehenden Beschränkungen werden gemäß den Artikeln 63 bis 65 schrittweise beseitigt, soweit hierfür 
nicht die Absätze 1 und 2 des vorliegenden Artikels oder das Kapitel über den freien Kapitalverkehr maßgebend 
sind. 

(4) Im Bedarfsfall verständigen sich die Mitgliedstaaten über die Maßnahmen, die zur Gewährleistung der in 
diesem Artikel vorgesehenen Zahlungen und Transferierungen zu treffen sind; diese Maßnahmen dürfen die in 
diesem Kapitel genannten Ziele nicht beeinträchtigten. 
Art. 107 (1) Jeder Mitgliedstaat behandelt seien Politik auf dem Gebiet der Wechselkurse als eine Angelegenheit 
von gemeinsamem Interesse. 

(2) Nimmt ein Mitgliedstaat eine Änderung seines Wechselkurses vor, die den Zielen des Artikels 104 nicht 
entspricht und die Wettbewerbsbedingungen schwerwiegend verfälscht, so kann die Kommission nach Anhö-
rung des Währungsausschusses andere Mitgliedstaaten ermächtigen, für eine begrenzte Frist die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, um die Folgen dieses Vorgehens zu begegnen; sie legt die Bedingungen und Einzelhei-
ten dieser Maßnahmen fest. 
Art. 108 (1) Ist ein Mitgliedstaat hinsichtlich seiner Zahlungsbilanz von Schwierigkeiten betroffen oder ernst-
lich bedroht, die sich entweder aus einem Ungleichgewicht seiner Gesamtzahlungsbilanz oder aus der Art der 
ihm zur Verfügung stehenden Devisen ergeben, und sind diese Schwierigkeiten geeignet, insbesondere das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes oder die schrittweise Verwirklichung der gemeinsamen Handelspo-
litik zu gefährden, so prüft die Kommission unverzüglich die Lage dieses Staates sowie die Maßnahmen, die er 
getroffen hat oder unter Einsatz aller ihm zur Verfügung stehenden Mittel gemäß Artikel 104 treffen kann. Die 
Kommission gibt die Maßnahmen an, die sie dem betreffenden Staat empfiehlt. 

Erweisen sich die von einem Mitgliedstaat ergriffenen und die von der Kommission angeregten Maßnahmen 
als unzureichend, die aufgetretenen oder drohenden Schwierigkeiten zu beheben, so empfiehlt die Kommission 
dem Rat nach Anhörung des Währungsausschusses einen gegenseitigen Beistand und die dafür geeigneten 
Methoden. 

Die Kommission unterrichtet den Rat regelmäßig über die Lage und ihre Entwicklung. 
(2) Der Rat gewährt den gegenseitigen Beistand mit qualifizierter Mehrheit; er erläßt Richtlinien oder Ent-

scheidungen, welche die Bedingungen und Einzelheiten hierfür festlegen. Der gegenseitige Beistand kann ins-
besondere erfolgen 

a) durch ein abgestimmtes Vorgehen bei anderen internationalen Organisationen, an die sich die Mitglied-
staaten wenden können; 

b) durch Maßnahmen, die notwendig sind, um Verkehrsverlagerungen zu vermeiden, falls der in Schwie-
rigkeiten befindliche Staat mengenmäßige Beschränkungen gegenüber  dritten Ländern beibehält oder wieder 
einführt; 

c) durch Bereitstellung von Krediten in begrenzter Höhe seitens anderer Mitgliedstaaten; hierzu ist ihr Ein-
verständnis erforderlich. 

Während der Übergangszeit kann der gegenseitige Beistand ferner durch besondere Senkungen von Zollsät-
zen oder durch Erweiterung von Kontingenten erfolgen, um eine Steigerung der Einfuhren aus dem in Schwie-
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rigkeiten befindlichen Staat zu begünstigen; hierzu ist das Einverständnis der Staaten, die diese Maßnahme 
treffen sollen, erforderlich. 

(3) Stimmt der Rat dem von der Kommission empfohlenen gegenseitigen Beistand nicht zu oder sind der ge-
währte Beistand und die getroffenen Maßnahmen unzureichend, so ermächtigt die Kommission den in Schwie-
rigkeiten befindlichen Staat, Schutzmaßnahmen zu treffen, deren Bedingungen und Einzelheiten sie festlegt. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit diese Ermächtigung aufheben und die Bedingungen und Einzel-
heiten ändern. 
Art. 109 (1) Gerät ein Mitgliedstaat in eine plötzliche Zahlungsbilanzkrise und wird eine Entscheidung im 
Sinne des Artikels 108 Absatz 2 nicht unverzüglich getroffen, so kann der betreffende Staat vorsorglich die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen ergreifen. Sie dürfen nur ein Mindestmaß an Störungen im Funktionieren 
des Gemeinsamen Marktes hervorrufen und nicht über das zur Behebung der plötzlich aufgetretenen Schwie-
rigkeiten unbedingt erforderliche Ausmaß hinausgehen. 

(2) Die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten werden über die Schutzmaßnahmen spätestens bei 
deren Inkrafttreten unterrichtet. Die Kommission kann dem Rat den gegenseitigen Beistand nach Artikel 108 
empfehlen. 

(3) Nach Stellungnahme der Kommission und nach Anhörung des Währungsausschusses kann der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit entscheiden, daß der betreffende Staat diese Schutzmaßnahmen zu ändern, auszusetzen 
oder aufzuheben hat. 

KAPITEL 3. DIE HANDELSPOLITIK
Art. 110 Durch die Schaffung einer Zollunion beabsichtigen die Mitgliedstaaten, im gemeinsamen Interesse zur 
harmonischen Entwicklung des Welthandels, zur schrittweisen Beseitigung der Beschränkungen im internatio-
nalen Handelsverkehr und zum Abbau der Zollschranken beizutragen. 

Bei der gemeinsamen Handelspolitik werden die günstigen Auswirkungen berücksichtigt, welche die Ab-
schaffung der Zölle zwischen den Mitgliedstaaten auf die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men dieser Staaten haben kann. 
Art. 111 Unbeschadet der Artikel 115 und 116 gelten während der Übergangszeit folgende Vorschriften: 

- Die Mitgliedstaaten koordinieren ihre Handelsbeziehungen mit dritten Ländern derart, daß am Ende der 
Übergangszeit die erforderlichen Voraussetzungen für die Durchführung einer gemeinsamen Politik auf dem 
Gebiet des Außenhandels gegeben sind. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat Vorschläge für das bei dem gemeinsamen Vorgehen in der Übergangs-
zeit anzuwendende Verfahren und für die Vereinheitlichung der Handelspolitik. 

- Die Kommission unterbreitet dem Rat Empfehlungen für Zollverhandlungen mit dritten Ländern über den 
Gemeinsamen Zolltarif. 

Der Rat ermächtigt die Kommission, die Verhandlungen einzuleiten. 
Die Kommission führt diese Verhandlungen im Benehmen mit einem zu ihrer Unterstützung vom Rat be-

stellten besonderen Ausschuß nach Maßgabe der Richtlinien, die ihr der Rat erteilen kann. 
- Bei der Ausübung der ihm in diesem Artikel übertragenen Befugnisse beschließt der Rat während der bei-

den ersten Stufen einstimmig, danach mit qualifizierter Mehrheit. 
- Die Mitgliedstaaten treffen im Benehmen mit der Kommission alle erforderlichen Maßnahmen, um ins-

besondere eine Anpassung der geltenden Zollvereinbarungen mit dritten Ländern herbeizuführen, damit das 
Inkrafttreten des Gemeinsamen Zolltarifs nicht verzögert wird. 

- Die Mitgliedstaaten setzen sich das Ziel, ihre Liberalisierungslisten gegenüber dritten Ländern oder Grup-
pen von dritten Ländern auf einem möglichst hohen Stand untereinander zu vereinheitlichen. Die Kommission 
unterbreitet dem Mitgliedstaaten alle hierfür geeigneten Empfehlungen 

Beseitigen oder verringern die Mitgliedstaaten ihre mengenmäßigen Beschränkungen gegenüber dritten 
Ländern, so sind sie verpflichtet, die Kommission hiervon vorher zu unterrichten und den anderen Mitglied-
staaten gleiche Behandlung zu gewähren. 
Art. 112 (1) Unbeschadet der von den Mitgliedstaaten im Rahmen anderer internationaler Organisationen ein-
gegangenen Verpflichtungen werden die Systeme der von den Mitgliedstaaten für die Ausfuhr nach dritten Län-
dern gewährten Beihilfen vor dem Ende der Übergangszeit schrittweise vereinheitlicht, soweit dies erforderlich 
ist, um eine Verfälschung des Wettbewerbs zwischen den Unternehmen der Gemeinschaft zu vermeiden. 

Auf Vorschlag der Kommission erläßt der Rat die hierzu erforderlichen Richtlinien, und zwar bis zum Ende 
der zweiten Stufe einstimmig, danach mit qualifizierter Mehrheit. 

(2) Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht für die Rückvergütung von Zöllen oder Abgaben glei-
cher Wirkung sowie von indirekten Abgaben, einschließlich der Umsatzsteuer, der Verbrauchsabgaben und der 
sonstigen indirekten Steuern bei der Ausfuhr einer Ware eines Mitgliedstaats nach einem dritten Land, soweit 
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derartige Rückvergütungen nicht höher sind als die Belastungen, welche die ausgeführten Waren unmittelbar 
oder mittelbar treffen. 
Art. 113 (1) Nach dem Ablauf der Übergangszeit wird die gemeinsame Handelspolitik nach einheitlichen 
Grundsätzen gestaltet; dies gilt insbesondere für die Änderung von Zollsätzen, den Abschluß von Zoll- und 
Handelsabkommen, die Vereinheitlichung der Liberalisierungsmaßnahmen, die Ausfuhrpolitik und die han-
delspolitischen Schutzmaßnahmen, zum Beispiel im Fall von Dumping und Subventionen. 

(2) Die Kommission unterbreitet dem Rat Vorschläge für die Durchführung der gemeinsamen Handelspo-
litik. 

(3) Sind Abkommen mit dritten Ländern auszuhandeln, so legt die Kommission dem Rat Empfehlungen vor; 
dieser ermächtigt die Kommission zur Einleitung der erforderlichen Verhandlungen. 

Die Kommission führt diese Verhandlungen im Benehmen mit einem zu ihrer Unterstützung vom Rat be-
stellten besonderen Ausschuß nach Maßgabe der Richtlinien, die ihr der Rat erteilen kann. 

(4) Bei der Ausübung der ihm in diesem Artikel übertragenen Befugnisse beschließt der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit. 
Art. 114 Die in Artikel 111 Absatz 2 und in Artikel 113 vorgesehenen Abkommen werden im Namen der Ge-
meinschaft vom Rat geschlossen, der während der beiden ersten Stufen einstimmig, danach mit qualifizierter 
Mehrheit handelt. 
Art. 115 Um sicherzustellen, daß die Durchführung der von den Mitgliedstaaten im Einklang mit diesem Ver-
trag getroffenen handelspolitischen Maßnahmen nicht durch Verkehrsverlagerung verhindert wird, oder wenn 
Unterschiede zwischen diesen Maßnahmen zu wirtschaftlichen Schwierigkeiten in einem oder mehreren Staa-
ten führen, empfiehlt die Kommission die Methoden für die erforderliche Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten. 
Genügt dies nicht, so kann sie die Mitgliedstaaten ermächtigen, die notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, 
deren Bedingungen und Einzelheiten sie festlegt. 

Im Dringlichkeitsfall können die Mitgliedstaaten während der Übergangszeit selbst die erforderlichen Maß-
nahmen treffen; sie setzen die anderen Mitgliedstaaten sowie die Kommission davon in Kenntnis; diese kann 
entscheiden, daß diese Maßnahmen zu ändern oder aufzuheben haben. 

Es sind mit Vorrang solche Maßnahmen zu wählen, die das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes am 
wenigsten stören und dem Erfordernis Rechnung tragen, die Einführung des Gemeinsamen Zolltarif nach 
Möglichkeit zu beschleunigen. 
Art. 116 Nach Ablauf der Übergangszeit gehen die Mitgliedstaaten in den internationalen Organisationen mit 
wirtschaftlichem Charakter bei allen Fragen, die für den Gemeinsamen Markt von besonderem Interesse sind, 
nur noch gemeinsam vor. Zu diesem Zweck unterbreitet die Kommission dem Rat Vorschläge über das Ausmaß 
und die Durchführung des gemeinsamen Vorgehens; dieser beschließt darüber mit qualifizierter Mehrheit. 

Während der Übergangszeit setzen sich die Mitgliedstaaten miteinander ins Benehmen, um ihr Vorgehen 
aufeinander abzustimmen und soweit wie möglich eine einheitliche Haltung einzunehmen. 

 
TITEL III. Die Sozialpolitik

KAPITEL 1. SOZIALVORSCHRIFTEN 
Art. 117 Die Mitgliedstaaten sind sich über die Notwendigkeit einig, auf eine Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfte hinzuwirken und dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre Anglei-
chung zu ermöglichen. 

Sie sind der Auffassung, daß sich eine solche Entwicklung sowohl aus dem eine Abstimmung der Sozialord-
nungen begünstigenden Wirken des Gemeinsamen Marktes als auch aus den in diesem Vertrag vorgesehenen 
Verfahren sowie aus der Angleichung ihrer Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergeben wird. 
Art. 118 Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrags hat die Kommission entsprechend seinen 
allgemeinen Zielen die Aufgabe, eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in sozialen Fragen 
zu fördern, insbesondere auf dem Gebiet 

- der Beschäftigung, 
- des Arbeitsrechts und der Arbeitsbedingungen, 
- der beruflichen Ausbildung und Fortbildung, 
- der sozialen Sicherheit, 
- der Verhütung von Berufsunfällen und Berufskrankheiten, 
- des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit, 
- des Koalitionsrechts und der Kollektivverhandlungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 
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Zu diesem Zweck wird die Kommission in enger Verbindung mit den Mitgliedstaaten durch Untersuchun-
gen, Stellungnahmen und die Vorbereitung von Beratungen tätig, gleichviel ob es sich um innerstaatliche oder 
um internationalen Organisationen gestellte Probleme handelt. 

Vor Abgabe der in diesem Artikel vorgesehenen Stellungnahmen hört die Kommission den Wirtschafts- und 
Sozialausschuß. 
Art. 119 Jeder Mitgliedstaat wird während der ersten Stufe den Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer 
und Frauen bei gleicher Arbeit anwenden und in der Folge beibehalten. 

Unter „Entgelt“ im Sinne dieses Artikels sind die üblichen Grund- oder Mindestlöhne und -gehälter sowie 
alle sonstigen Vergütungen zu verstehen, die der Arbeitgeber aufgrund des Dienstverhältnisses dem Arbeitneh-
mer mittelbar und unmittelbar in bar oder in Sachleistungen zahlt. 

Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts bedeutet: 
a) daß das Entgelt für eine gleiche nach Akkord bezahlte Arbeit aufgrund der gleichen Maßeinheit festgesetzt 

wird; 
b) daß für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Entgelt bei gleichem Arbeitsplatz gleich ist. 

Art. 120 Die Mitgliedstaaten werden bestrebt sein, die bestehende Gleichwertigkeit der Ordnungen über die 
bezahlte Freizeit beizubehalten. 
Art. 121 Nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses kann der Rat einstimmig der Kommission 
Aufgaben übertragen, welche die Durchführung gemeinsamer Maßnahmen insbesondere auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherheit der in den Artikeln 48 bis 5erwähnten aus- oder einwandernden Arbeitskräfte betreffen. 
Art. 122 Der Jahresbericht der Kommission an die Versammlung hat stets ein besonderes Kapitel über die Ent-
wicklung der sozialen Lage in der Gemeinschaft zu enthalten. 

Die Versammlung kann die Kommission auffordern, Berichte über besondere, die soziale Lage betreffende 
Fragen auszuarbeiten. 

KAPITEL 2. DER EUROPÄISCHE SOZIALFONDS 
Art. 123 Um die Beschäftigungsmöglichkeiten der Arbeitskräfte im Gemeinsamen Markt zu verbessern und 
damit zur Hebung der Lebenshaltung beizutragen, wird nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen ein Euro-
päischer Sozialfonds errichtet, dessen Zweck es ist, innerhalb der Gemeinschaft die berufliche Verwendbarkeit 
und die örtliche und berufliche Freizügigkeit der Arbeitskräfte zu fördern. 
Art. 124 Die Verwaltung des Fonds obliegt der Kommission. 

Die Kommission wird hierbei von einem Ausschuß unterstützt, der aus Vertretern der Regierungen sowie der 
Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerverbände besteht; den Vorsitz führt ein Mitglied der Kommission. 
Art. 125 (1) Auf Antrag eines Mitgliedstaaten übernimmt der Fonds im Rahmen der in Artikel 127 vorgesehe-
nen Regelung 50 v.H. der von diesem Staat oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts nach Inkrafttreten 
dieses Vertrags aufgewandten Kosten, 

a) um den Arbeitskräften eine produktive Wiederbeschäftigung zu sichern, und zwar durch 
- Berufsumschulungen und 
- Umsiedlungsbeihilfen; 
b) um Beihilfen zugunsten von Arbeitnehmern zu gewähren, deren Beschäftigung infolge der Umstellung 

eines Unternehmens auf andere Produktionsziele vorübergehend eingeschränkt oder vorübergehend ganz oder 
teilweise ausgesetzt wird, so daß sie bis zur vollständigen Wiederbeschäftigung den gleichen Lohnstand beibe-
halten können. 

(2) Der Zuschuß des Fonds zu den Kosten für die Berufsumschulung ist an die Bedingung geknüpft, daß die 
arbeitslosen Arbeitskräfte nur in einem neuen Beruf beschäftigt werden konnten und daß sie seit mindestens 
sechs Monaten eine produktive Beschäftigung in dem Beruf gefunden haben, für den sie umgeschult wurden. 

Der Zuschuß zu Umsiedlungsbeihilfen ist an die Bedingung geknüpft, daß die arbeitslosen Arbeitskräfte ver-
anlaßt waren, innerhalb der Gemeinschaft einen neuen Wohnort zu wählen, und daß sie dort seit mindestens 
sechs Monaten eine produktive Beschäftigung gefunden haben. 

Der bei der Umstellung eines Unternehmens zugunsten von Arbeitnehmern gewährte Zuschuß ist an folgen-
de Bedingungen geknüpft: 

a) daß die betreffenden Arbeitnehmer in diesem Unternehmen seit mindestens sechs Monaten erneut in 
vollem Umfang beschäftigt sind, 

b) daß die beteiligte Regierung vorher einen von diesem Unternehmen aufgestellten Plan für die Umstellung 
und deren Finanzierung vorgelegt hat, und 

c) daß die Kommission diesem Umstellungsplan zugestimmt hat. 
Art. 126 Am Ende der Übergangszeit kann der Rat nach Stellungnahme der Kommission und nach Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses und der Versammlung 
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a) mit qualifizierter Mehrheit vorschreiben, daß die in Artikel 125 vorgesehenen Zuschüsse ganz oder teil-
weise wegfallen; 

b) einstimmig die neuen Aufgaben bestimmen, die dem Fonds im rahmen seines in Artikel 123 festgelegten 
Zwecks zugewiesen werden können. 
Art. 127 Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses und der Versammlung die zur Anwendung der Artikel 124 bis 12erforderli-
chen Durchführungsvorschriften; insbesondere bestimmt er im einzelnen die Voraussetzungen für die Gewäh-
rung der Zuschüsse des Fonds gemäß Artikel 125 sowie die Arten von Unternehmen, deren Arbeitnehmern die 
in Artikel 125 Absatz 1 Buchstabe b vorgesehenen Beihilfen zugute kommen. 
Art. 128 Auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses stellt der 
Rat in bezug auf die Berufsausbildung allgemeine Grundsätze zur Durchführung einer gemeinsamen Politik 
auf, die zu einer harmonischen Entwicklung sowohl der einzelnen Volkswirtschaften als auch des Gemeinsa-
men Marktes beitragen kann. 

TITEL IV. Die Europäische Investitionsbank
Art. 129 Es wird eine Europäische Investitionsbank errichtet; sie besitzt Rechtspersönlichkeit. 

Mitglieder der Europäischen Investitionsbank sind die Mitgliedstaaten. 
Die Satzung der Europäischen Investitionsbank ist diesem Vertrag als Protokoll beigefügt. 

Art. 130 Aufgabe der Europäischen Investitionsbank ist es, zu einer ausgewogenen und reibungslosen Ent-
wicklung des Gemeinsamen Marktes im Interesse der Gemeinschaft beizutragen; hierbei bedient sie sich des 
Kapitalmarkts sowie ihrer eigenen Mittel. In diesem Sinne erleichtert sie ohne Verfolgung eines Erwerbszwecks 
durch Gewährung von Darlehen und Bürgschaften die Finanzierung der nachstehend bezeichneten Vorhaben 
in allen Wirtschaftszweigen: 

a) Vorhaben zur Erschließung der weniger entwickelten Gebiete; 
b) Vorhaben zur Modernisierung oder Umstellung von Unternehmen oder zur Schaffung neuer Arbeitsmög-

lichkeiten, die sich aus der schrittweisen Errichtung des Gemeinsamen Marktes ergeben und wegen ihres Um-
fangs oder ihrer Art mit den in den einzelnen Mitgliedstaaten vorhandenen Mitteln nicht vollständig finanziert 
werden können; 

c) Vorhaben von gemeinsamem Interesse für mehrere Mitgliedstaaten, die wegen ihres Umfangs oder ihrer 
Art mit den in den einzelnen Mitgliedstaaten vorhandenen Mitteln nicht vollständig finanziert werden können. 

VIERTER TEIL. DIE ASSOZIIERUNG DER ÜBERSEEISCHEN LÄNDER UND 
HOHEITSGEBIETE 

Art. 131 Die Mitgliedstaaten kommen überein, die außereuropäischen Länder und Hoheitsgebiete, die mit 
Belgien, Frankreich, Italien und den Niederlanden besondere Beziehungen unterhalten, der Gemeinschaft zu 
assoziieren. Diese Länder und Hoheitsgebiete, im folgenden als „Länder und Hoheitsgebiete“ bezeichnet, sind 
in Anhang IV zu diesem Vertrag aufgeführt. 

Ziel der Assoziierung ist die Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Länder und Ho-
heitsgebiete und die Herstellung enger Wirtschaftsbeziehungen zwischen ihnen und der gesamten Gemein-
schaft. 

Entsprechend den in der Präambel dieses Vertrags aufgestellten Grundsätzen soll die Assoziierung in erster 
Linie den Interessen der Einwohner dieser Länder und Hoheitsgebiete dienen und ihren Wohlstand fördern, 
um sie der von ihnen erstrebten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung entgegenzuführen. 
Art. 132 Mit der Assoziierung werden folgende Zwecke verfolgt: 

a) Die Mitgliedstaaten wenden auf ihren Handelsverkehr mit den Ländern und Hoheitsgebieten das System 
an, das sie aufgrund dieses Vertrags untereinander anwenden. 

Jedes Land oder Hoheitsgebiet wendet auf seinen Handelsverkehr mit den Mitgliedstaaten und den anderen 
Ländern und Hoheitsgebieten das System an, das es auf den europäischen Staat anwendet, mit dem es besondere 
Beziehungen unterhält. 

b) Die Mitgliedstaaten beteiligen sich an den Investitionen, welche die fortschreitende Entwicklung dieser 
Länder und Hoheitsgebiete erfordert. 

c) Bei Ausschreibungen und Lieferungen für Investitionen, die von der Gemeinschaft finanziert werden, steht 
die Beteiligung zu gleichen Bedingungen allen natürlichen und juristischen Personen offen, welche die Staats-
angehörigkeit der Mitgliedstaaten oder der Länder oder Hoheitsgebiete besitzen. 

d) Soweit aufgrund des Artikels 136 nicht Sonderregelungen getroffen werden, gelten zwischen den Mit-
gliedstaaten und den Ländern und Hoheitsgebieten für das Niederlassungsrecht ihrer Staatsangehörigen und 
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Gesellschaften die Bestimmungen und Verfahrensregeln des Kapitels Niederlassungsfreiheit, und zwar unter 
Ausschluß jeder Diskriminierung. 
Art. 133 (1) Die Zölle bei der Einfuhr von Waren aus den Ländern und Hoheitsgebieten in die Mitgliedstaaten 
werden vollständig abgeschafft; dies geschieht nach Maßgabe der in diesem Vertrag vorgesehenen schrittweisen 
Abschaffung der Zölle zwischen den Mitgliedstaaten. 

(2) In jedem Land und Hoheitsgebiet werden die Zölle bei der Einfuhr von Waren aus den Mitgliedstaaten 
und den anderen Ländern und Hoheitsgebieten nach Maßgabe der Artikel 12, 13, 14, 15 und 17 schrittweise 
abgeschafft. 

(3) Die Länder und Hoheitsgebiete können jedoch Zölle erheben, die den Erfordernissen ihrer Entwicklung 
und Industrialisierung entsprechen oder als Finanzzölle der Finanzierung ihres Haushalts dienen. 

Die in Unterabsatz 1 genannten Zölle werden schrittweise auf den Stand der Sätze gesenkt, die für die Ein-
fuhr von Waren aus dem Mitgliedstaat gelten, mit dem das entsprechende Land oder Hoheitsgebiet besondere 
Beziehungen unterhält. Hinsichtlich dieser Herabsetzung beziehen sich die Hundertsätze und die Zeitfolge, die 
in diesem Vertrag vorgesehen sind, auf den Unterschied zwischen den Zollsätzen für Waren aus dem Mitglied-
staat, der mit dem betreffenden Land oder Hoheitsgebiet besondere Beziehungen unterhält, und den Zollsätzen, 
die für die gleichen Waren bei ihrer Einfuhr aus den anderen Staaten der Gemeinschaft in das einführende Land 
oder Hoheitsgebiet gelten. 

(4) Absatz 2 gilt nicht für die Länder und Hoheitsgebiete, die aufgrund besonderer internationaler Verpflich-
tungen bereits bei Inkrafttreten dieses Vertrags einen nichtdiskriminierenden Zolltarif anwenden. 

(5) Die Festlegung oder Änderung der Zollsätze für Waren, die in die Länder und Hoheitsgebiete eingeführt 
werden, darf weder rechtlich noch tatsächlich zu einer mittelbaren oder unmittelbaren Diskriminierung zwi-
schen den Einfuhren aus den einzelnen Mitgliedstaaten führen. 
Art. 134 Ist die Höhe der Zollsätze, die bei der Einfuhr in ein Land oder Hoheitsgebiet für Waren aus einem 
dritten Land gelten, bei Anwendung des Artikels 133 Absatz 1 geeignet, Verkehrsverlagerungen zum Nachteil 
eines Mitgliedstaats hervorzurufen, so kann dieser die Kommission ersuchen, den anderen Mitgliedstaaten die 
erforderlichen Abhilfemaßnahmen vorzuschlagen. 
Art. 135 Vorbehaltlich der Bestimmungen über die Volksgesundheit und die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung wird die Freizügigkeit der Arbeitskräfte aus den Ländern und Hoheitsgebieten in den Mitgliedstaaten und 
der Arbeitskräfte aus den Mitgliedstaaten in den Ländern und Hoheitsgebieten durch später zu schließende 
Abkommen geregelt; diese bedürfen der einstimmigen Billigung aller Mitgliedstaaten. 
Art. 136 Für einen ersten Zeitabschnitt von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags werden in einem 
dem Vertrag beigefügten Durchführungsabkommen die Einzelheiten und das Verfahren für die Assoziierung 
der Länder und Hoheitsgebiete an die Gemeinschaft festgelegt. 

Vor Ablauf der Geltungsdauer des in Absatz 1 genannten Abkommens legt der Rat aufgrund der erzielten Er-
gebnisse und der Grundsätze dieses Vertrags die Bestimmungen für einen neuen Zeitabschnitt einstimmig fest. 

FÜNFTER TEIL DIE ORGANE DER GEMEINSCHAFT 

TITEL I. Vorschriften über die Organe 

KAPITEL 1. DIE ORGANE 

Abschnitt 1. Die Versammlung
Art. 137 Die Versammlung besteht aus Vertretern der Völker der in der Gemeinschaft zusammengeschlossenen 
Staaten; es übt die Befugnisse aus, die ihm nach diesem Vertrag zustehen. 
Art. 138 (1) Die Versammlung besteht aus den Abgeordneten, die nach einem von jedem Mitgliedstaat be-
stimmten Verfahren von den Parlamenten aus ihrer Mitte ernannt werden. 

(2) Die Zahl dieser Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt: 
Belgien 14 
Deutschland 36 
Frankreich 36 
Italien 36 
Luxemburg 6 
Niederlande 14. 
(3) Die Versammlung arbeitet Entwürfe für allgemeine unmittelbare Wahlen nach einem einheitlichen Ver-

fahren in allen Mitgliedstaaten aus. 
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Der Rat erläßt einstimmig die entsprechenden Bestimmungen und empfiehlt sie den Mitgliedstaaten zur 
Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften. 
Art. 139 Die Versammlung hält jährlich eine Sitzungsperiode ab. Sie tritt, ohne daß es einer Einberufung be-
darf, am dritten Dienstag des Monats Oktober zusammen. 

Die Versammlung kann auf Antrag der Mehrheit ihrer Mitglieder sowie auf Antrag des Rates oder der Kom-
mission zu einer außerordentlichen Sitzungsperiode zusammentreten. 
Art. 140 Die Versammlung wählt aus ihrer Mitte seinen Präsidenten und ihr Präsidium. 

Die Mitglieder der Kommission können an allen Sitzungen teilnehmen und müssen auf ihren Antrag im 
Namen der Kommission jederzeit gehört werden. 

Die Kommission antwortet mündlich oder schriftlich auf die ihr von der Versammlung oder von deren Mit-
gliedern gestellten Fragen. 

Der Rat wird nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung von der Versammlung jederzeit gehört. 
Art. 141 Soweit dieser Vertrag nicht etwas anderes bestimmt, beschließt die Versammlung mit der absoluten 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Die Geschäftsordnung legt die Beschlußfähigkeit fest. 
Art. 142 Die Versammlung gibt sich seine Geschäftsordnung; hierzu sind die Stimmen der Mehrheit ihrer 
Mitglieder erforderlich. 

Die Verhandlungsniederschriften der Versammlung werden nach den Bestimmungen dieser Geschäftsord-
nung veröffentlicht. 
Art. 143 Die Versammlung erörtert in öffentlicher Sitzung den jährlichen Gesamtbericht, der ihr von der Kom-
mission vorgelegt wird. 
Art. 144 Wird wegen der Tätigkeit der Kommission ein Mißtrauensantrag eingebracht, so darf die Versamm-
lung nicht vor Ablauf von drei Tagen nach seiner Einbringung und nur in offener Abstimmung darüber ent-
scheiden. 

Wird der Mißtrauensantrag mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen und mit der 
Mehrheit der Mitglieder der Versammlung angenommen, so müssen die Mitglieder der Kommission geschlos-
sen ihr Amt niederlegen. Sie führen die laufenden Geschäfte bis zur Ernennung ihrer Nachfolger gemäß Artikel 
158 weiter. 

Abschnitt 2. Der Rat 
Art. 145 Zur Verwirklichung der Ziele und nach Maßgabe dieses Vertrags 

- sorgt der Rat für die Abstimmung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten; 
- besitzt der Rat eine Entscheidungsbefugnis. 

Art. 146 Der Rat besteht aus je einem Vertretern der Mitgliedstaaten. Jede Regierung entsendet eines ihrer 
Mitglieder. 

Der Vorsitz im Rat wird von den Mitgliedstaaten nacheinander in der alphabetischen Reihenfolge der Mit-
gliedstaaten für je sechs Monate wahrgenommen. 
Art. 147 Der Rat wird von seinem Präsidenten aus eigenem Entschluß oder auf Antrag eines seiner Mitglieder 
oder der Kommission einberufen. 
Art. 148 (1) Soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, beschließt der Rat mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder. 

(2) Ist zu einem Beschluß des Rates die qualifizierte Mehrheit erforderlich, so werden die Stimmen der Mit-
glieder wie folgt gewogen: 

Belgien 2 
Deutschland 4 
Frankreich 4 
Italien 4 
Luxemburg 1 
Niederlande 2 
Beschlüsse kommen zustande, wenn dafür mindestens abgegeben werden: 
-  zwölf Stimmen in den Fällen, in denen die Beschlüsse nach diesem Vertrag auf Vorschlag der Kommission 

zu fassen sind; 
-  zwölf Stimmen, welche die Zustimmung von mindestens vier Mitgliedern umfassen, in allen anderen Fäl-

len. 
(3) Die Stimmenthaltung von anwesenden oder vertretenen Mitgliedern steht dem Zustandekommen von 

Beschlüssen des Rates, zu denen Einstimmigkeit erforderlich ist, nicht entgegen. 



452

Römische Verträge und Fusionsvertrag[36a]

Art. 149 Wird der Rat kraft dieses Vertrags auf Vorschlag der Kommission tätig, so kann er Änderungen dieses 
Vorschlags nur einstimmig beschließen. 

Solange ein Beschluß des Rates nicht ergangen ist, kann die Kommission ihren ursprünglichen Vorschlag 
ändern, insbesondere in den Fällen, in denen die Versammlung zu diesem Vorschlag gehört wurde. 
Art. 150 Jedes Mitglied kann sich das Stimmrecht höchstens eines anderen Mitglieds übertragen lassen. 
Art. 151 Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Diese Geschäftsordnung kann die Einsetzung eines Ausschusses aus Vertretern der Mitgliedstaaten vorsehen. 
Der Rat bestimmt die Aufgabe und die Zuständigkeit dieses Ausschusses. 
Art. 152 Der Rat kann die Kommission auffordern, die nach seiner Ansicht zur Verwirklichung der gemein-
samen Ziele geeigneten Untersuchungen vorzunehmen und ihm entsprechende Vorschläge zu unterbreiten. 
Art. 153 Der Rat regelt nach Stellungnahme der Kommission die rechtliche Stellung der in diesem Vertrag 
vorgesehenen Ausschüsse. 
Art. 154 Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die Gehälter, Vergütungen und Ruhegehälter für den Präsi-
denten und die Mitglieder der Kommission sowie für den Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte und den 
Kanzler des Gerichtshofes fest. Er setzt mit derselben Mehrheit alle sonstigen als Entgelt gezahlten Vergütungen 
fest. 

Abschnitt 3. Die Kommission 
Art. 155 Um das ordnungsgemäße Funktionieren und die Entwicklung des Gemeinsamen Marktes zu gewähr-
leisten, erfüllt die Kommission folgende Aufgaben: 

- für die Anwendung dieses Vertrags sowie der von den Organen aufgrund dieses Vertrags getroffenen Be-
stimmungen Sorge zu tragen; 

- Empfehlungen oder Stellungnahmen auf den in diesem Vertrag bezeichneten Gebieten abzugeben, soweit 
der Vertrag dies ausdrücklich vorsieht oder soweit sie es für notwendig erachtet; 

- nach Maßgabe dieses Vertrags in eigener Zuständigkeit Entscheidungen zu treffen und am Zustandekom-
men der Handlungen des Rates und der Versammlung mitzuwirken; 

- die Befugnisse auszuüben, die ihr der Rat zur Durchführung der von ihm erlassenen Vorschriften überträgt. 
Art. 156 Die Kommission veröffentlicht jährlich, und zwar spätestens einen Monat vor Beginn der Sitzungspe-
riode der Versammlung, einen Gesamtbericht über die Tätigkeit der Gemeinschaften. 
Art. 157 (1) Die Kommission besteht aus neun Mitgliedern, die aufgrund ihrer allgemeinen Befähigung ausge-
wählt werden und volle Gewähr für ihre Unabhängigkeit bieten müssen. 

Die Zahl der Mitglieder der Kommission kann vom Rat einstimmig geändert werden. 
Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten können Mitglieder der Kommission sein. 
Nicht mehr als zwei Mitglieder der Kommission dürfen dieselbe Staatsangehörigkeit besitzen. 
(2) Die Mitglieder der Kommission üben ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit zum allgemeinen Wohl der 

Gemeinschaft aus. 
Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung oder einer anderen Stelle 

weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben jede Handlung zu unterlassen, die mit ihren Aufgaben un-
vereinbar ist. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, diesen Grundsatz zu achten und nicht zu versuchen, die 
Mitglieder der Kommission bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu beeinflussen. 

Die Mitglieder der Kommission dürfen während ihrer Amtszeit keine andere entgeltliche oder unentgeltliche 
Berufstätigkeit ausüben. Bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit übernehmen sie die feierliche Verpflichtung, wäh-
rend der Ausübung und nach Ablauf ihrer Amtstätigkeit die sich aus ihrem Amt ergebenden Pflichten zu erfül-
len, insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten oder Vorteile nach Ablauf dieser Tätigkeit 
ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. Werden diese Pflichten verletzt, so kann der Gerichtshof auf Antrag des 
Rates oder der Kommission das Mitglied je nach Lage des Falles gemäß Artikel 160 seines Amtes entheben oder 
ihm seine Ruhegehaltsansprüche oder andere an ihrer Stelle gewährte Vergünstigungen aberkennen. 
Art. 158 Die Mitglieder der Kommission werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten in gegenseitigem 
Einvernehmen ernannt. 

Die Amtszeit beträgt vier Jahre. Wiederernennung ist zulässig. 
Art. 159 Abgesehen von den regelmäßigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das Amt eines Mitglieds 
der Kommission durch Rücktritt oder Amtsenthebung. 

Für das ausscheidende Mitglied wird für die verbleibende Amtszeit ein Nachfolger ernannt. Der Rat kann 
einstimmig entscheiden, für diese Zeit einen Nachfolger nicht zu ernennen. 

Außer im Fall der in Artikel 160 geregelten Amtsenthebung bleiben die Mitglieder der Kommission bis zur 
Neubesetzung ihres Sitzes im Amt. 
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Art. 160 Jedes Mitglied der Kommission, das die Voraussetzungen für die Ausübung seines Amtes nicht mehr 
erfüllt oder eine schwere Verfehlung begangen hat, kann auf Antrag des Rates oder der Kommission durch den 
Gerichtshof seines Amtes enthoben werden. 

In diesem Falle kann der Rat durch einstimmige Entscheidung dieses Mitglied vorläufig von seinen Dienst-
pflichten entbinden und die Stelle neu besetzen, bis der Gerichtshof entschieden hat. 

Auf Antrag des Rates oder der Kommission kann der Gerichtshof das Mitglied vorläufig von seinen Dienst-
pflichten entbinden. 
Art. 161 Der Präsident und die beiden Vizepräsidenten der Kommission werden aus deren Mitgliedern für 
zwei Jahre nach dem Verfahren ernannt, das für die Ernennung der Mitglieder der Kommission vorgesehen ist. 
Wiederernennung ist zulässig. 

Außer im Falle einer allgemeinen Neubesetzung erfolgt die Ernennung nach Anhörung der Kommission. 
Endet das Amt des Präsidenten und der Vizepräsidenten durch Rücktritt, Amtsenthebung oder Tod, so wird 

es für die verbleibende Amtszeit gemäß Absatz 1 neu besetzt. 
Art. 162 (1) Der Rat und die Kommission ziehen einander zu Rate und regeln einvernehmlich die Art und 
Weise ihrer Zusammenarbeit. 

(2) Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, um ihr ordnungsgemäßes Arbeiten und das ihrer 
Dienststellen nach Maßgabe dieses Vertrags zu gewährleisten. Sie sorgt für die Veröffentlichung dieser Ge-
schäftsordnung. 
Art. 163 Die Beschlüsse der Kommission werden mit der Mehrheit der in Artikel 157 bestimmten Anzahl ihrer 
Mitglieder gefaßt. 

Die Kommission kann nur dann wirksam tagen, wenn die in ihrer Geschäftsordnung festgesetzte Anzahl von 
Mitgliedern anwesend ist. 

Abschnitt 4. Der Gerichtshof 
Art. 164 Der Gerichtshof sichert die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung dieses Vertrags. 
Art. 165 Der Gerichtshof besteht aus sieben Richtern. 

Der Gerichtshof tagt in Vollsitzungen. Er kann jedoch aus seiner Mitte Kammern mit je drei oder fünf Rich-
tern bilden, die bestimmte vorbereitende Aufgaben erledigen oder bestimmte Gruppen von Rechtssachen ent-
scheiden; hierfür gelten die Vorschriften einer besonderen Regelung. 

In allen Fällen, in denen Rechtssachen zur Entscheidung stehen, die auf Antrag eines Mitgliedstaates oder 
eines Organs der Gemeinschaft anhängig sind, tagt der Gerichtshof in Vollsitzungen; das gleiche gilt für die im 
Wege der Vorabentscheidung zu entscheidenden Fragen, die ihm gemäß Artikel 177 vorgelegt werden. 

Auf Antrag des Gerichtshofes kann der Rat einstimmig die Zahl der Richter erhöhen und die erforderlichen 
Anpassungen der Absätze 2 und 3 und des Artikels 167 Absatz 2 vornehmen. 
Art. 166 Der Gerichtshof wird von zwei Generalanwälten unterstützt. 

Der Generalanwalt hat in völliger Unparteilichkeit und Unabhängigkeit begründete Schlußanträge zu den 
dem Gerichtshof unterbreiteten Rechtssachen öffentlich zu stellen, um den Gerichtshof bei der Erfüllung seiner 
in Artikel 164 bestimmten Aufgabe zu unterstützen. 

Auf Antrag des Gerichtshofes kann der Rat einstimmig die Zahl der Generalanwälte erhöhen und die erfor-
derlichen Anpassungen des Artikels 167 Absatz 3 vornehmen. 
Art. 167 Zu Richtern und Generalanwälten sind Persönlichkeiten auszuwählen, die jede Gewähr für Unab-
hängigkeit bieten und in ihrem Staat die für die höchsten richterlichen Ämter erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllen oder Juristen von anerkannt hervorragender Befähigung sind; sie werden von den Regierungen der 
Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen auf sechs Jahre ernannt. 

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der Richterstellen statt. Sie betrifft abwechselnd drei und 
vier Richter. Die drei Richter, deren Stellen nach Ablauf der ersten drei Jahre neu zu besetzen sind, werden 
durch das Los bestimmt. 

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der Stellen der Generalanwälte statt. Der Generalanwalt, 
dessen Stelle nach Ablauf der ersten drei Jahre neu zu besetzen ist, wird durch das Los bestimmt. 

Die Wiederernennung ausscheidender Richter und Generalanwälte ist zulässig. 
Die Richter wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des Gerichtshofes für die Dauer von drei Jahren. Wie-

derwahl ist zulässig. 
Art. 168 Der Gerichtshof ernennt seinen Kanzler und bestimmt dessen Stellung. 
Art. 169 Hat nach Auffassung der Kommission ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus diesem Vertrag 
verstoßen, so gibt sie eine mit Gründen versehene Stellungnahme hierzu ab; sie hat dem Staat zuvor Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. 
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Kommt der Staat dieser Stellungnahme innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist nicht nach, so 
kann die Kommission den Gerichtshof anrufen. 
Art. 170 Jeder Mitgliedstaat kann den Gerichtshof anrufen, wenn er der Auffassung ist, daß ein anderer Mit-
gliedstaat gegen eine Verpflichtung aus diesem Vertrag verstoßen hat. 

Bevor ein Mitgliedstaat wegen einer angeblichen Verletzung der Verpflichtungen aus diesem Vertrag gegen 
einen anderen Staat Klage erhebt, muß er die Kommission damit befassen. 

Die Kommission erläßt eine mit Gründen versehene Stellungnahme; sie gibt den beteiligten Staaten zuvor 
Gelegenheit zu schriftlicher und mündlicher Äußerung in einem kontradiktorischen Verfahren. 

Gibt die Kommission binnen drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem ein entsprechender Antrag gestellt 
wurde, keine Stellungnahme ab, so kann ungeachtet des Fehlens der Stellungnahme vor dem Gerichtshof ge-
klagt werden. 
Art. 171 Stellt der Gerichtshof fest, daß ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus diesem Vertrag versto-
ßen hat, so hat dieser Staat die Maßnahmen zu ergreifen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofes ergeben. 
Art. 172 Die vom Rat auf Grund dieses Vertrags erlassenen Verordnungen können hinsichtlich der darin vor-
gesehenen Zwangsmaßnahmen dem Gerichtshof eine Zuständigkeit übertragen, welche die Befugnis zu unbe-
schränkter Ermessensnachprüfung und zur Änderung oder Verhängung solcher Maßnahmen umfaßt. 
Art. 173 Der Gerichtshof überwacht die Rechtmäßigkeit des Handelns des Rates und der Kommission, soweit 
es sich nicht um Empfehlungen oder Stellungnahmen handelt. Zu diesem Zweck ist der Gerichtshof für Klagen 
zuständig, die ein Mitgliedstaat, der Rat oder die Kommission wegen Unzuständigkeit, Verletzung wesentlicher 
Formvorschriften, Verletzung dieses Vertrags oder einer bei seiner Durchführung anzuwendenden Rechtsnorm 
oder wegen Ermessensmißbrauchs erhebt. 

Jede natürliche oder juristische Person kann unter den gleichen Voraussetzungen gegen die an sie ergangenen 
Entscheidungen sowie gegen diejenigen Entscheidungen Klage erheben, die, obwohl sie als Verordnung oder 
als eine an eine andere Person gerichtete Entscheidung ergangen sind, sie unmittelbar und individuell betreffen. 

Die in diesem Artikel vorgesehenen Klagen sind binnen zwei Monaten zu erheben; diese Frist läuft je nach 
Lage des Falles von der Bekanntgabe der betreffenden Handlung, ihrer Mitteilung an den Kläger oder in Erman-
gelung dessen von dem Zeitpunkt an, zu dem der Kläger von dieser Handlung Kenntnis erlangt hat. 
Art. 174 Ist die Klage begründet, so erklärt der Gerichtshof die angefochtene Handlung für nichtig. 

Erklärt der Gerichtshof eine Verordnung für nichtig, so bezeichnet er, falls er dies für notwendig hält, dieje-
nigen ihrer Wirkungen, die als fortgeltend zu betrachten sind. 
Art. 175 Unterläßt es der Rat oder die Kommission unter Verletzung dieses Vertrags, einen Beschluß zu fassen, 
so können die Mitgliedstaaten und die anderen Organe der Gemeinschaft beim Gerichtshof Klage auf Feststel-
lung dieser Vertragsverletzung erheben. 

Diese Klage ist nur zulässig, wenn das in Frage stehende Organ zuvor aufgefordert worden ist, tätig zu wer-
den. Hat es binnen zwei Monaten nach dieser Aufforderung nicht Stellung genommen, so kann die Klage inner-
halb einer weiteren Frist von zwei Monaten erhoben werden. 

Jede natürliche oder juristische Person kann nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 vor dem Gerichtshof Be-
schwerde darüber führen, daß ein Organ der Gemeinschaft es unterlassen hat, einen anderen Akt als eine Emp-
fehlung oder eine Stellungnahme an sie zu richten. 
Art. 176 Das oder die Organe, denen das für nichtig erklärte Handeln zur Last fällt oder deren Untätigkeit als 
vertragswidrig erklärt worden ist, haben die sich aus dem Urteil des Gerichtshofes ergebenden Maßnahmen zu 
ergreifen. 

Diese Verpflichtung besteht unbeschadet der Verpflichtungen, die sich aus der Anwendung des Artikels 215 
Absatz 2 ergeben. 
Art. 177 Der Gerichtshof entscheidet im Wege der Vorabentscheidung 

a) über die Auslegung dieses Vertrags, 
b) über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe der Gemeinschaft, 
c) über die Auslegung der Satzungen der durch den Rat geschaffenen Einrichtungen, soweit diese Satzungen 

dies vorsehen. 
Wird eine derartige Frage einem Gericht eines Mitgliedstaats gestellt und hält dieses Gericht eine Entschei-

dung darüber zum Erlaß seines Urteils für erforderlich, so kann es diese Frage dem Gerichtshof zur Entschei-
dung vorlegen. 

Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren bei einem einzelstaatlichen Gericht gestellt, 
dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden 
können, so ist dieses Gericht zur Anrufung des Gerichtshofes verpflichtet. 
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Art. 178 Der Gerichtshof ist für Streitsachen über den in Artikel 215 Absatz 2 vorgesehenen Schadensersatz 
zuständig. 
Art. 179 Der Gerichtshof ist für alle Streitsachen zwischen der Gemeinschaft und deren Bediensteten innerhalb 
der Grenzen und nach Maßgabe der Bedingungen zuständig, die im Statut der Beamten festgelegt sind oder sich 
aus den Beschäftigungsbedingungen für die Bediensteten ergeben. 
Art. 180 Der Gerichtshof ist nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zuständig in Streitsachen über 

a) die Erfüllung der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten aus der Satzung der Europäischen Investitionsbank. 
Der Verwaltungsrat der Bank besitzt hierbei die der Kommission in Artikel 169 übertragenen Befugnisse; 

b) die Beschlüsse des Rates der Gouverneure der Europäischen Investitionsbank. Jeder Mitgliedstaat, die 
Kommission und der Verwaltungsrat der Bank können hierzu nach Maßgabe des Artikels 173 Klage erheben; 

c) die Beschlüsse des Verwaltungsrats der Europäischen Investitionsbank. Diese können nach Maßgabe des 
Artikels 173 nur von Mitgliedstaaten oder der Kommission und lediglich wegen Verletzung der Formvorschrif-
ten des Artikels 21 Absätze 2 und 5 bis 7 der Satzung der Investitionsbank angefochten werden; 
Art. 181 Der Gerichtshof ist für Entscheidungen aufgrund einer Schiedsklausel zuständig, die in einem von der 
Gemeinschaft oder für ihre Rechnung abgeschlossenen öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Vertrag 
enthalten ist. 
Art. 182 Der Gerichtshof ist für jede mit dem Gegenstand dieses Vertrags in Zusammenhang stehende Streitig-
keit zwischen Mitgliedstaaten zuständig, wenn diese bei ihm aufgrund eines Schiedsvertrags anhängig gemacht 
wird. 
Art. 183 Soweit keine Zuständigkeit des Gerichtshofes aufgrund dieses Vertrags besteht, sind Streitsachen, bei 
denen die Gemeinschaft Partei ist, der Zuständigkeit der einzelstaatlichen Gerichte nicht entzogen. 
Art. 184 Ungeachtet des Ablaufs der in Artikel 173 Absatz 5 genannten Frist kann jede Partei in einem Rechts-
streit, bei dem es auf die Geltung einer Verordnung des Rates oder der Kommission ankommt, vor dem Ge-
richtshof die Unanwendbarkeit dieser Verordnung aus den in Artikel 173 Absatz 2 genannten Gründen geltend 
machen. 
Art. 185 Klagen bei dem Gerichtshof haben keine aufschiebende Wirkung. Der Gerichtshof kann jedoch, wenn 
er dies den Umständen nach für nötig hält, die Durchführung der angefochtenen Handlung aussetzen. 
Art. 186 Der Gerichtshof kann in den bei ihm anhängigen Sachen die erforderlichen einstweiligen Anordnun-
gen treffen. 
Art. 187 Die Urteile des Gerichtshofes sind gemäß Artikel 192 vollstreckbar. 
Art. 188 Die Satzung des Gerichtshofes wird in einem besonderen Protokoll festgelegt. 

Der Gerichtshof erläßt seine Verfahrensordnung. Sie bedarf der einstimmigen Genehmigung des Rates. 

KAPITEL 2. GEMEINSAME VORSCHRIFTEN FÜR MEHRERE ORGANE 
Art. 189 Zur Erfüllung ihrer Aufgaben und nach Maßgabe dieses Vertrags erlassen der Rat und die Kommission 
Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen, sprechen Empfehlungen aus oder geben Stellungnahmen ab. 

Die Verordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in 
jedem Mitgliedstaat. 

Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels 
verbindlich, überläßt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel. 

Die Entscheidung ist in allen ihren Teilen für diejenigen verbindlich, die sie bezeichnet. 
Die Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich. 

Art. 190 Die Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen des Rates und der Kommission sind mit Gründen 
zu versehen und nehmen auf die Vorschläge oder Stellungnahmen Bezug, die nach diesem Vertrag eingeholt 
werden müssen. 
Art. 191 Die Verordnungen werden im Amtsblatt der Gemeinschaft veröffentlicht. Sie treten zu dem durch sie 
festgelegten Zeitpunkt oder andernfalls am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Die Richtlinien und Entscheidungen werden denjenigen, für die sie bestimmt sind, bekanntgegeben und 
werden durch diese Bekanntgabe wirksam. 
Art. 192 Die Entscheidungen des Rates oder der Kommission, die eine Zahlung auferlegen, sind vollstreckbare 
Titel; dies gilt nicht gegenüber Staaten. 

Die Zwangsvollstreckung erfolgt nach den Vorschriften des Zivilprozeßrechts des Staates, in dessen Hoheits-
gebiet sie stattfindet. Die Vollstreckungsklausel wird nach einer Prüfung, die sich lediglich auf die Echtheit des 
Titels erstrecken darf, von der staatlichen Behörde erteilt, welche die Regierung jedes Mitgliedstaats zu diesem 
Zweck bestimmt und der Kommission und dem Gerichtshof benennt. 
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Sind diese Formvorschriften auf Antrag der die Vollstreckung betreibenden Partei erfüllt, so kann diese die 
Zwangsvollstreckung nach innerstaatlichem Recht betreiben, indem sie die zuständige Stelle unmittelbar anruft. 

Die Zwangsvollstreckung kann nur durch eine Entscheidung des Gerichtshofes ausgesetzt werden. Für die 
Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Vollstreckungsmaßnahmen sind jedoch die einzelstaatlichen Rechtspre-
chungsorgane zuständig. 

KAPITEL 3. DER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS 
Art. 193 Es wird ein Wirtschafts- und Sozialausschuß mit beratender Aufgabe errichtet. 

Der Ausschuß besteht aus Vertretern der verschiedenen Gruppen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens, 
insbesondere der Erzeuger, der Landwirte, der Verkehrsunternehmer, der Arbeitnehmer, der Kaufleute und 
Handwerker, der freien Berufe und der Allgemeinheit. 
Art. 194 Die Zahl der Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialausschusses wird wie folgt festgesetzt: 

Belgien 12 
Deutschland 24 
Frankreich 24 
Italien 24 
Luxemburg 6 
Niederlande 12. 
Die Mitglieder des Ausschusses werden vom Rat durch einstimmigen Beschluß auf vier Jahre ernannt. Wie-

derernennung ist zulässig. 
Sie werden für ihre Person ernannt und sind an keine Weisungen gebunden. 

Art. 195 (1) Zur Ernennung der Mitglieder des Ausschusses legt jeder Mitgliedstaat dem Rat eine Liste vor, die 
doppelt so viele Kandidaten enthält, wie seinen Staatsangehörigen Sitze zugewiesen sind. 

Die Zusammensetzung des Ausschusses muß der Notwendigkeit Rechnung tragen, den verschiedenen Grup-
pen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens eine angemessene Vertretung zu sichern. 

(2) Der Rat hört die Kommission. Er kann die Meinung der maßgeblichen europäischen Organisationen 
der verschiedenen Zweige des Wirtschafts- und Soziallebens einholen, die an der Tätigkeit der Gemeinschaft 
interessiert sind. 
Art. 196 Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte seinen Präsidenten und sein Präsidium auf zwei Jahre. 

Er gibt sich eine Geschäftsordnung; sie bedarf der einstimmigen Genehmigung des Rates. 
Der Ausschuß wird von seinem Präsidenten auf Antrag des Rates oder der Kommission einberufen. 

Art. 197 Der Ausschuß umfaßt fachliche Gruppen für die Hauptsachgebiete dieses Vertrags. 
Er enthält insbesondere je eine fachliche Gruppe für die Landwirtschaft und für den Verkehr; auf diese finden 

die Sonderbestimmungen der Titel über die Landwirtschaft und den Verkehr Anwendung. 
Die fachlichen Gruppen werden im Rahmen des allgemeinen Zuständigkeitsbereichs des Ausschusses tätig. 

Sie können nicht unabhängig vom Ausschuß gehört werden. 
Innerhalb des Ausschusses können ferner Unterausschüsse eingesetzt werden; diese haben über bestimmte 

Fragen oder auf bestimmten Gebieten Entwürfe von Stellungnahmen zur Beratung im Ausschuß auszuarbeiten. 
Die Geschäftsordnung bestimmt die Art und Weise der Zusammensetzung und regelt die Zuständigkeit der 

fachlichen Gruppen und Unterausschüsse. 
Art. 198 Der Ausschuß muß vom Rat oder der Kommission in den in diesem Vertrag vorgesehenen Fällen 
gehört werden. Er kann von diesen Organen in allen Fällen gehört werden, in denen diese es für zweckmäßig 
erachten. 

Wenn der Rat oder die Kommission es für notwendig erachten, setzen sie dem Ausschuß für die Vorlage 
seiner Stellungnahme eine Frist; diese beträgt mindestens zehn Tage, vom Eingang der Mitteilung beim Präsi-
denten des Ausschusses an gerechnet. Nach Ablauf der Frist kann das Fehlen einer Stellungnahme unberück-
sichtigt bleiben. 

Die Stellungnahmen des Ausschusses und der zuständigen fachlichen Gruppe sowie ein Bericht über die 
Beratungen werden dem Rat und der Kommission übermittelt. 

TITEL II. Finanzvorschriften 
Art. 199 Alle Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaft einschließlich derjenigen des Europäischen Sozial-
fonds werden für jedes Haushaltsjahr veranschlagt und in den Haushaltsplan eingesetzt. 

Der Haushaltsplan ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen. 
Art. 200 (1) Die Einnahmen des Haushalts umfassen unbeschadet anderer Einnahmen die Finanzbeiträge der 
Mitgliedstaaten, die nach folgendem Aufbringungsschlüssel bestimmt werden: 

Belgien 7,9 
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Deutschland 28 
Frankreich 28 
Italien 28 
Luxemburg 0,2 
Niederlande 7,9. 
(2) Die Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten zur Deckung der Ausgaben des Europäischen Sozialfonds werden 

nach folgendem Aufbringungsschlüssel bestimmt: 
Belgien 8,8 
Deutschland 32 
Frankreich 32 
Italien 20 
Luxemburg 0,2 
Niederlande 7. 
(3) Die Aufbringungsschlüssel können vom Rat einstimmig geändert werden. 

Art. 201 Die Kommission prüft, unter welchen Bedingungen die in Artikel 200 vorgesehenen Finanzbeiträge 
der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel, insbesondere durch Einnahmen aus dem Gemeinsamen Zolltarif nach 
dessen endgültiger Einführung, ersetzt werden können. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat diesbezügliche Vorschläge. 
Nach Anhörung der Versammlung zu diesen Vorschlägen kann der Rat einstimmig die entsprechenden Be-

stimmungen festlegen und den Mitgliedstaaten zur Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften 
empfehlen. 
Art. 202 Die in den Haushaltsplan eingesetzten Ausgaben werden für ein Haushaltsjahr bewilligt, soweit die 
gemäß Artikel 209 festgelegte Haushaltsordnung nicht etwas anderes bestimmt. 

Nach Maßgabe der aufgrund des Artikels 209 erlassenen Vorschriften dürfen die nicht für Personalausgaben 
vorgesehenen Mittel, die bis zum Ende der Durchführungszeit eines Haushaltsplans nicht verbraucht worden 
sind, lediglich auf das nächste Haushaltsjahr übertragen werden. 

Die vorgesehenen Mittel werden nach Kapiteln gegliedert, in denen die Ausgaben nach Art oder Bestimmung 
zusammengefaßt sind; soweit erforderlich, werden die Kapitel nach der gemäß Artikel 209 festgelegten Haus-
haltsordnung unterteilt. 

Die Ausgaben der Versammlung, des Rates, der Kommission und des Gerichtshofes werden unbeschadet 
einer besonderen Regelung für bestimmte gemeinsame Ausgaben in gesonderten Teilen des Haushaltsplans 
aufgeführt. 
Art. 203 (1) Das Haushaltsjahr beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember. 

(2) Jedes Organ der Gemeinschaft stellt einen Haushaltsvoranschlag für seine Ausgaben auf. Die Kommission 
faßt diese Voranschläge in einem Vorentwurf für den Haushaltsplan zusammen. Sie fügt eine Stellungnahme 
bei, die abweichende Voranschläge enthalten kann. 

Die Kommission legt dem Rat den Vorentwurf des Haushaltsplans bis zum 30. September des Jahre vor, das 
dem entsprechenden Haushaltsjahr vorausgeht. 

Der Rat setzt sich mit der Kommission und gegebenenfalls den anderen beteiligten Organen ins Benehmen, 
wenn er von dem Vorentwurf abweichen will. 

(3) Der Rat stellt den Entwurf des Haushaltsplans mit qualifizierter Mehrheit auf und leitet ihn sodann der 
Versammlung zu. 

Der Entwurf des Haushaltsplans ist der Versammlung spätestens am 31. Oktober des Jahres vorzulegen, das 
dem entsprechenden Haushaltsjahr vorausgeht. 

Die Versammlung ist berechtigt, dem Rat Änderungen des Entwurfs des Haushaltsplans vorzuschlagen. 
(4) Hat die Versammlung binnen einem Monat nach Vorlage des Entwurfs des Haushaltsplans ihre Zustim-

mung erteilt oder dem Rat keine Stellungnahme zugeleitet, so gilt der Entwurf des Haushaltsplans als endgültig 
festgestellt. 

Hat die Versammlung innerhalb dieser Frist Änderungen vorgeschlagen, so wird der geänderte Entwurf des 
Haushaltsplans dem Rat zugeleitet. Dieser berät darüber mit der Kommission und gegebenenfalls mit den an-
deren beteiligten Organen und stellt den Haushaltsplan mit qualifizierter Mehrheit endgültig fest. 

(5) Für die Feststellung des Teils des Haushaltsplans, der sich auf den Europäischen Sozialfonds bezieht, 
werden die Stimmen der Mitglieder des Rates wie folgt gewogen: 

Belgien 8 
Deutschland 32 
Frankreich 32 
Italien 20 
Luxemburg 1 
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Niederlande 7. 
Die Beschlüsse kommen zustande, wenn mindestens 67 Stimmen dafür abgegeben werden. 

Art. 204 Ist zu Beginn eines Haushaltsjahres der Haushaltsplan noch nicht verabschiedet, so können nach 
der gemäß Artikel 209 festgelegten Haushaltsordnung für jedes Kapitel oder jede sonstige Untergliederung 
monatliche Ausgaben bis zur Höhe eines Zwölftels der im abgelaufenen Haushaltsplan bereitgestellten Mittel 
vorgenommen werden; die Kommission darf jedoch monatlich höchstens über ein Zwölftel der Mittel verfügen, 
die in dem in Vorbereitung befindlichen Entwurf des Haushaltsplans vorgesehen sind. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit unter Beachtung der sonstigen Bestimmungen des Absatzes 1 Aus-
gaben genehmigen, die über dieses Zwölftel hinausgehen. 

Jeden Monat zahlen die Mitgliedstaaten einstweilig nach den für das vorausgegangene Haushaltsjahr festge-
legten Aufbringungsschlüsseln die erforderlichen Beträge zur Durchführung dieses Artikels. 
Art. 205 Im Rahmen der zugewiesenen Mittel führt die Kommission den Haushaltsplan nach der gemäß Arti-
kel 209 festgelegten Haushaltsordnung in eigener Verantwortung aus. 

Die Beteiligung der einzelnen Organe bei der Vornahme ihrer Ausgaben wird in der Haushaltsordnung im 
einzelnen geregelt. 

Die Kommission kann nach der gemäß Artikel 209 festgelegten Haushaltsordnung Mittel von Kapitel zu 
Kapitel oder von Untergliederung zu Untergliederung übertragen. 
Art. 206 Die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben des Haushalts wird durch einen Kontrollausschuß 
geprüft; dieser besteht aus Rechnungsprüfern, die volle Gewähr für ihre Unabhängigkeit bieten müssen; einer 
der Prüfer führt den Vorsitz. Der Rat legt die Anzahl der Rechnungsprüfer einstimmig fest. Die Rechnungs-
prüfer und der Vorsitzende des Kontrollausschusses werden vom Rat einstimmig auf fünf Jahre bestellt. Ihre 
Vergütung wird vom Rat mit qualifizierter Mehrheit festgelegt. 

Durch die Prüfung, die an Hand der Rechnungsunterlagen und der erforderlichenfalls an Ort und Stelle 
durchgeführt wird, stellt der Kontrollausschuß die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen 
und Ausgaben fest und überzeugt sich von der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung. Nach Abschluß eines 
jeden Haushaltsjahrs erstattet der Kontrollausschuß einen Bericht, den er mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
annimmt. 

Die Kommission legt dem Rat und der Versammlung jährlich die Rechnung des abgelaufenen Haushaltsjah-
res für die Rechnungsvorgänge des Haushaltsplans zusammen mit dem Bericht des Kontrollausschusses vor. Sie 
übermittelt ihnen ferner eine Übersicht über das Vermögen und die Schulden der Gemeinschaft. 

Der Rat erteilt der Kommission mit qualifizierter Mehrheit Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans. 
Er teilt seine Entscheidung der Versammlung mit. 
Art. 207 Der Haushaltsplan wird in der Rechnungseinheit aufgestellt, die in der gemäß Artikel 209 festgelegten 
Haushaltsordnung bestimmt wird. 

Die Mitgliedstaaten stellen der Gemeinschaft die in Artikel 200 Absatz 1 vorgesehenen Finanzbeiträge in 
ihrer Landeswährung zur Verfügung. 

Die einstweilen nicht benötigten Mittel aus diesen Beiträgen werden bei den Schatzämtern der Mitgliedstaa-
ten oder den von diesen bezeichneten Stellen hinterlegt. Während der Hinterlegungszeit behalten diese Mittel 
den am Tag der Hinterlegung geltenden Pariwert gegenüber der in Absatz 1 genannten Rechnungseinheit. 

Diese einstweilen nicht benötigten Mittel können zu Bedingungen angelegt werden, welche die Kommission 
mit dem betreffenden Mitgliedstaat vereinbart. 

Die gemäß Artikel 209 festgelegte Haushaltsordnung bezeichnet die technischen Bedingungen für die Durch-
führung der Finanzgeschäfte des Europäischen Sozialfonds. 
Art. 208 Die Kommission kann vorbehaltlich der Unterrichtung der zuständigen Behörden der betreffenden 
Mitgliedstaaten ihre Guthaben in der Währung eines dieser Staaten in die Währung eines anderen Mitglied-
staats transferieren, soweit dies erforderlich ist, um diese Guthaben für die in diesem Vertrag vorgesehenen 
Zwecke zu verwenden. Besitzt die Kommission verfügbare oder flüssige Guthaben in der benötigten Währung, 
so vermeidet sie soweit möglich derartige Transferierungen. 

Die Kommission verkehrt mit jedem Mitgliedstaat über die von diesem bezeichnete Behörde. Bei der Durch-
führung ihrer Finanzgeschäfte nimmt sie die Notenbank des betreffenden Mitgliedstaats oder ein anderes von 
diesem genehmigtes Finanzinstitut in Anspruch. 
Art. 209 Der Rat legt einstimmig auf Vorschlag der Kommission folgendes fest: 

a) die Haushaltsordnung, in der insbesondere die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sowie die 
Rechnungslegung und Rechnungsprüfung im einzelnen geregelt werden; 

b) die Einzelheiten und das Verfahren, nach denen die Beiträge der Mitgliedstaaten der Kommission zur 
Verfügung zu stellen sind.; 
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c) die Vorschriften über die Verantwortung der Finanzkontrolleure, der anweisungsbefugten Personen und 
der Rechnungsführer sowie die entsprechenden Kontrollmaßnahmen. 

SECHSTER TEIL. ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
Art. 210 Die Gemeinschaft besitzt Rechtspersönlichkeit. 
Art. 211 Die Gemeinschaft besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, 
die juristischen Personen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt ist; sie kann insbesondere bewegliches und 
unbewegliches Vermögen erwerben und veräußern sowie vor Gericht stehen. Zu diesem Zweck wird sie von 
der Kommission vertreten. 
Art. 212 Der Rat erläßt in Zusammenarbeit mit der Kommission und nach Anhörung der anderen beteiligten 
Organe einstimmig das Statut der Beamten sowie die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bedienste-
ten der Gemeinschaft. 

Nach dem Ablauf des vierten Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrags kann der Rat mit qualifizierter Mehr-
heit das Statut und die Beschäftigungsbedingungen auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung der 
anderen beteiligten Organe ändern. 
Art. 213 Zur Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben kann die Kommission alle erforderlichen Auskünfte 
einholen und alle erforderlichen Nachprüfungen vornehmen; der Rahmen und die nähere Maßgabe hierfür 
werden vom Rat gemäß den Bestimmungen dieses Vertrags festgelegt. 
Art. 214 Die Mitglieder der Organe der Gemeinschaft, die Mitglieder der Ausschüsse sowie die Beamten und 
sonstigen Bediensteten der Gemeinschaft sind verpflichtet, auch nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit Aus-
künfte, die ihrem Wesen nach unter das Berufsgeheimnis fallen, nicht preiszugeben; dies gilt insbesondere für 
Auskünfte über Unternehmen sowie deren Geschäftsbeziehungen oder Kostenelemente. 
Art. 215 Die vertragliche Haftung der Gemeinschaft bestimmt sich nach dem Recht, das auf den betreffenden 
Vertrag anzuwenden ist. 

Im Bereich der außervertraglichen Haftung ersetzt die Gemeinschaft den durch ihre Organe oder Bedienste-
ten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten Schaden nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die den 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind. 

Die persönliche Haftung der Bediensteten gegenüber der Gemeinschaft bestimmt sich nach den Vorschriften 
ihres Statuts oder der für sie geltenden Beschäftigungsbedingungen. 
Art. 216 Der Sitz der Organe der Gemeinschaft wird im Einvernehmen zwischen den Regierungen der Mit-
gliedstaaten bestimmt. 
Art. 217 Die Regelung der Sprachenfrage für die Organe der Gemeinschaft wird unbeschadet der Verfahrens-
ordnung des Gerichtshofes vom Rat einstimmig getroffen. 
Art. 218 Die Gemeinschaft genießt in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten die zur Erfüllung ihrer Aufgabe 
erforderlichen Vorrechte und Befreiungen nach Maßgabe eines besonderen Protokolls. 
Art. 219 Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses Ver-
trags nicht anders als hierin vorgesehen zu regeln. 
Art. 220 Soweit erforderlich, leiten die Mitgliedstaaten untereinander Verhandlungen ein, um zugunsten ihrer 
Staatsangehörigen folgendes sicherzustellen: 

- den Schutz der Personen sowie den Genuß und den Schutz der Rechte zu den Bedingungen, die jeder Staat 
seinen eigenen Angehörigen einräumt, 

- die Beseitigung der Doppelbesteuerung innerhalb der Gemeinschaft, 
- die gegenseitige Anerkennung der Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2, die Beibehaltung der 

Rechtspersönlichkeit bei Verlegung des Sitzes von einem Staat in einen anderen und die Möglichkeit der Ver-
schmelzung von Gesellschaften, die den Rechtsvorschriften verschiedener Mitgliedstaaten unterstehen, 

- die Vereinfachung der Förmlichkeiten für die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung richterlicher 
Entscheidungen und Schiedssprüche. 
Art. 221 Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrags stellen die Mitgliedstaaten binnen drei Jah-
ren nach seinem Inkrafttreten die Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten hinsichtlich ihrer Beteiligung 
am Kapital von Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 den eigenen Staatsangehörigen gleich. 
Art. 222 Dieser Vertrag läßt die Eigentumsordnung in den verschiedenen Mitgliedstaaten unberührt. 
Art. 223 (1) Die Vorschriften dieses Vertrags stehen folgenden Bestimmungen nicht entgegen: 

a) Ein Mitgliedstaat ist nicht verpflichtet, Auskünfte zu erteilen, deren Preisgabe seines Erachtens seinen 
wesentlichen Sicherheitsinteressen widerspricht; 
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b) jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahmen ergreifen, die seines Erachtens für die Wahrung seiner wesentli-
chen Sicherheitsinteressen erforderlich sind, soweit sie die Erzeugung von Waffen, Munition und Kriegsmateri-
al oder den Handel damit betreffen; diese Maßnahmen dürfen auf dem Gemeinsamen Markt die Wettbewerbs-
bedingungen hinsichtlich der nicht eigens für militärische Zwecke bestimmten Waren nicht beeinträchtigen. 

(2) Während des ersten Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrags legt der Rat einstimmig die Liste der Waren 
fest, auf welche Absatz 1 Buchstabe b Anwendung findet. 

(3) Der Rat kann diese Liste einstimmig auf Vorschlag der Kommission ändern. 
Art. 224 Die Mitgliedstaaten setzen sich miteinander ins Benehmen, um durch gemeinsames Vorgehen zu 
verhindern, daß das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes durch Maßnahmen beeinträchtigt wird, die ein 
Mitgliedstaat bei einer schwerwiegenden innerstaatlichen Störung der öffentlichen Ordnung, im Kriegsfall, bei 
einer ernsten, eine Kriegsgefahr darstellenden internationalen Spannung oder in Erfüllung der Verpflichtungen 
trifft, die er im Hinblick auf die Aufrechterhaltung des Friedens und der internationalen Sicherheit übernom-
men hat. 
Art. 225 Werden auf dem Gemeinsamen Markt die Wettbewerbsbedingungen durch Maßnahmen aufgrund 
der Artikel 223 und 224 verfälscht, so prüft die Kommission gemeinsam mit dem beteiligten Staat, wie diese 
Maßnahmen den Vorschriften dieses Vertrags angepaßt werden können. 

In Abweichung von dem in den Artikeln 169 und 170 vorgesehenen Verfahren kann die Kommission oder 
ein Mitgliedstaat den Gerichtshof unmittelbar anrufen, wenn die Kommission oder der Staat der Auffassung 
ist, daß ein anderer Mitgliedstaat die in den Artikeln 223 und 224 vorgesehenen Befugnisse mißbraucht. Der 
Gerichtshof entscheidet unter Ausschluß der Öffentlichkeit. 
Art. 226 (1) Während der Übergangszeit kann ein Mitgliedstaat bei Schwierigkeiten, welche einen Wirtschafts-
zweig erheblich und voraussichtlich anhaltend treffen oder welche die wirtschaftliche Lage eines bestimmten 
Gebietes beträchtlich verschlechtern können, die Genehmigung zur Anwendung von Schutzmaßnahmen be-
antragen, um die Lage wieder auszugleichen oder den betreffenden Wirtschaftszweig an die Wirtschaft des 
Gemeinsamen Marktes anzupassen. 

(2) Auf Antrag des betreffenden Staates bestimmt die Kommission unverzüglich in einem Dringlichkeits-
verfahren die ihres Erachtens erforderlichen Schutzmaßnahmen und legt gleichzeitig die Bedingungen und 
Einzelheiten ihrer Anwendung fest. 

(3) Die nach Absatz 2 genehmigten Maßnahmen können von den Vorschriften dieses Vertrags abweichen, 
soweit und solange dies unbedingt erforderlich ist, um die in Absatz 1 genannten Ziele zu erreichen. Es sind mit 
Vorrang solche Maßnahmen zu wählen, die das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes am wenigsten stören. 
Art. 227 (1) Dieser Vertrag gilt für das Königreich Belgien, die Bundesrepublik Deutschland, die Französische 
Republik, Irland, die Italienische Republik, das Großherzogtum Luxemburg und das Königreich der Nieder-
lande. 

(2) Für Algerien und die französischen überseeischen Departements gelten mit Inkrafttreten dieses Vertrags 
seine besonderen und allgemeinen Bestimmungen über 

- den freien Warenverkehr, 
- die Landwirtschaft, mit Ausnahme des Artikels 40 Absatz 4, 
- den freien Dienstleistungsverkehr, 
- die Wettbewerbsregeln, 
- die in den Artikeln 108, 109 und 226 vorgesehenen Schutzmaßnahmen, 
- die Organe. 
Die Bedingungen für die Anwendung der anderen Bestimmungen dieses Vertrags werden binnen zwei Jah-

ren nach seinem Inkrafttreten durch einstimmige Entscheidungen des Rates auf Vorschlag der Kommission 
beschlossen. 

Die Organe der Gemeinschaft sorgen im Rahmen der in diesem Vertrag, insbesondere in Artikel 226, vorge-
sehenen Verfahren für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung dieser Gebiete. 

(3) Für die in Anhang IV zu diesem Vertrag aufgeführten überseeischen Länder und Hoheitsgebiete gilt das 
besondere Assoziierungssystem, das im Vierten Teil dieses Vertrags festgelegt ist. 

(4) Dieser Vertrag findet auf die europäischen Hoheitsgebiete Anwendung, deren auswärtige Beziehungen 
ein Mitgliedstaat wahrnimmt. 
Art. 228 (1) Soweit dieser Vertrag den Abschluß von Abkommen zwischen der Gemeinschaft und einem oder 
mehreren Staaten oder internationalen Organisationen vorsieht, werden diese Abkommen von der Kommission 
ausgehandelt. Sie werden vorbehaltlich der Zuständigkeiten, welche die Kommission auf diesem Gebiet besitzt, 
durch den Rat geschlossen; dieser hört die Versammlung in allen Fällen, in denen der Vertrag dies vorsieht. 
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Der Rat, die Kommission oder ein Mitgliedstaat kann zuvor ein Gutachten des Gerichtshofes über die Ver-
einbarkeit des beabsichtigten Abkommens mit diesem Vertrag einholen. Ist dieses Gutachten ablehnend, so 
kann das Abkommen nur nach Maßgabe des Artikels 236 in Kraft treten. 

(2) Die unter diesen Voraussetzungen geschlossenen Abkommen sind für die Organe der Gemeinschaft und 
für die Mitgliedstaaten verbindlich. 
Art. 229 Die Kommission unterhält alle zweckdienlichen Beziehungen zu den Organen der Vereinten Natio-
nen, ihrer Fachorganisationen und des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens. 

Sie unterhält ferner, soweit zweckdienlich, Beziehungen zu allen internationalen Organisationen. 
Art. 230 Die Gemeinschaft führt jede zweckdienliche Zusammenarbeit mit dem Europarat herbei. 
Art. 231 Die Gemeinschaft führt ein enges Zusammenwirken mit der Europäischen Organisation für Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit herbei; die Einzelheiten werden im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt. 
Art. 232 (1) Dieser Vertrag ändert nicht die Bestimmungen des Vertrags über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, insbesondere hinsichtlich der Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten, der 
Befugnisse der Organe dieser Gemeinschaft und der Vorschriften des genannten Vertrags für das Funktionieren 
des gemeinsamen Marktes für Kohle und Stahl. 

(2) Dieser Vertrag beeinträchtigt nicht die Vorschriften des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft. 
Art. 233 Dieser Vertrag steht dem Bestehen und der Durchführung der regionalen Zusammenschlüsse zwi-
schen Belgien und Luxemburg sowie zwischen Belgien, Luxemburg und den Niederlanden nicht entgegen, 
soweit die Ziele dieser Zusammenschlüsse durch Anwendung dieses Vertrags nicht erreicht sind. 
Art. 234 Die Rechte und Pflichten aus Übereinkünften, die vor Inkrafttreten dieses Vertrags zwischen einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten einerseits und einem oder mehreren dritten Ländern andererseits geschlossen 
wurden, werden durch diesen Vertrag nicht berührt. 

Soweit diese Übereinkünfte mit diesem Vertrag nicht vereinbar sind, wenden der oder die betreffenden Mit-
gliedstaaten alle geeigneten Mittel an, um die festgestellten Unvereinbarkeiten zu beheben. Erforderlichenfalls 
leisten die Mitgliedstaaten zu diesem Zweck einander Hilfe; sie nehmen gegebenenfalls eine gemeinsame Hal-
tung ein. 

Bei Anwendung der in Absatz 1 bezeichneten Übereinkünfte tragen die Mitgliedstaaten dem Umstand Rech-
nung, daß die in diesem Vertrag von jedem Mitgliedstaat gewährten Vorteile Bestandteil der Errichtung der Ge-
meinschaft sind und daher in untrennbarem Zusammenhang stehen mit der Schaffung gemeinsamer Organe, 
der Übertragung von Zuständigkeiten auf diese und der Gewährung der gleichen Vorteile durch alle anderen 
Mitgliedstaaten. 
Art. 235 Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich, um im Rahmen des Gemeinsamen Marktes 
eines ihrer Ziele zu verwirklichen, und sind in diesem Vertrag die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vor-
gesehen, so erläßt der Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung der Versammlung 
die geeigneten Vorschriften. 
Art. 236 Die Regierung jedes Mitgliedstaates oder die Kommission kann dem Rat Entwürfe zur Änderung 
dieses Vertrags vorlegen. 

Gibt der Rat nach Anhörung der Versammlung und gegebenenfalls der Kommission eine Stellungnahme 
zugunsten eines Zusammentritts einer Konferenz von Vertretern der Mitgliedstaaten ab, so wird diese vom 
Präsidenten des Rates einberufen, um die an diesem Vertrag vorzunehmenden Änderungen zu vereinbaren. 

Diese Änderungen treten in Kraft, nachdem sie von allen Mitgliedstaaten gemäß ihren verfassungsrechtli-
chen Vorschriften ratifiziert worden sind. 
Art. 237 Jeder europäische Staat kann beantragen, Mitglied der Gemeinschaft zu werden. Er richtet seinen 
Antrag an den Rat; dieser beschließt einstimmig, nachdem er die Stellungnahme der Kommission eingeholt hat. 

Die Aufnahmebedingungen und die erforderlich werdenden Anpassungen dieses Vertrags werden durch ein 
Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten und dem antragstellenden Staat geregelt. Das Abkommen bedarf der 
Ratifizierung durch alle Vertragsparteien gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften. 
Art. 238 Die Gemeinschaft kann mit einem dritten Staat, einer Staatenverbindung oder einer internationalen 
Organisation Abkommen schließen, die eine Assoziierung mit gegenseitigen Rechten und Pflichten, gemeinsa-
mem Vorgehen und besonderen Verfahren herstellen. 

Diese Abkommen werden nach Anhörung der Versammlung einstimmig vom Rat beschlossen. 
Werden durch diese Abkommen Änderungen dieses Vertrags erforderlich, so müssen diese zuvor nach dem 

in Artikel 236 vorgesehenen Verfahren angenommen werden. 
Art. 239 Die diesem Vertrag im gegenseitigen Einvernehmen der Mitgliedstaaten beigefügten Protokolle sind 
Bestandteil dieses Vertrags. 
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Art. 240 Dieser Vertrag gilt auf unbegrenzte Zeit. 
Einsetzung der Organe

Art. 241 Der Rat tritt binnen einem Monat nach Inkrafttreten dieses Vertrags zusammen. 
Art. 242 Der Rat trifft alle zweckdienlichen Maßnahmen, um binnen drei Monaten nach seinem ersten Zusam-
mentreten den Wirtschafts- und Sozialausschuß einzusetzen. 
Art. 243 Die Versammlung tritt binnen zwei Monaten nach der ersten Sitzung des Rates auf Einberufung durch 
dessen Präsidenten zusammen, um ihr Präsidium zu wählen und ihre Geschäftsordnung auszuarbeiten. Bis zur 
Wahl des Präsidiums führt der Alterspräsident den Vorsitz. 
Art. 244 Der Gerichtshof nimmt seine Tätigkeit mit Ernennung seiner Mitglieder auf. Die Ernennung des 
ersten Präsidenten erfolgt nach dem für die Ernennung der Mitglieder geltenden Verfahren für die Dauer von 
drei Jahren. 

Der Gerichtshof legt binnen drei Monaten nach Aufnahme seiner Tätigkeit seine Verfahrensordnung fest. 
Der Gerichtshof kann nicht vor der Veröffentlichung der Verfahrensordnung angerufen werden. Die Fristen 

für die Klageerhebung laufen erst von diesem Zeitpunkt an. 
Der Präsident des Gerichtshofes übt von seiner Ernennung an die ihm durch diesen Vertrag übertragenen 

Befugnisse aus. 
Art. 245 Mit Ernennung ihrer Mitglieder nimmt die Kommission ihre Tätigkeit auf und übernimmt gleichzeitig 
die ihr in diesem Vertrag übertragenen Aufgaben. 

Mit Aufnahme ihrer Tätigkeit leitet die Kommission die Untersuchungen ein und stellt die Verbindungen 
her, die für die Erstellung einer Übersicht über die wirtschaftliche Lage der Gemeinschaft erforderlich sind. 
Art. 246 (1) Das erste Haushaltsjahr beginnt mit dem Inkrafttreten dieses Vertrags und endet am 31. Dezem-
ber desselben Jahres. Tritt der Vertrag in der zweiten Jahreshälfte in Kraft, so endet das Haushaltsjahr am 31. 
Dezember des folgenden Jahres. 

(2) Bis zur Aufstellung des Haushaltsplans für das erste Haushaltsjahr zahlen die Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft unverzinsliche Vorschüsse; diese werden von den Finanzbeiträgen für die Durchführung dieses 
Haushaltsplans abgezogen. 

(3) Bis zur Aufstellung des Statuts der Beamten und der für die sonstigen Bediensteten der Gemeinschaft 
geltenden Beschäftigungsbedingungen gemäß Artikel 212 stellt jedes Organ das erforderliche Personal ein und 
schließt zu diesem Zweck befristete Verträge. 

Jedes Organ prüft gemeinsam mit dem Rat die mit der Zahl, der Vergütung und der Verteilung der Stellen 
zusammenhängenden Fragen. 

Schlußbestimmungen 
Art. 247 Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung durch die Hohen Vertragsparteien gemäß ihren verfassungs-
rechtlichen Vorschriften. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung der Italienischen Republik hin-
terlegt. 

Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des auf die Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde folgenden Mo-
nats in Kraft. Findet diese Hinterlegung weniger als fünfzehn Tage vor Beginn des folgenden Monats statt, so 
tritt der Vertrag am ersten Tag des zweiten Monats nach dieser Hinterlegung in Kraft. 
Art. 248 Dieser Vertrag ist in einer Urschrift in deutscher, französischer, italienischer und niederländischer 
Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; er wird im Archiv der Regierung der 
Italienischen Republik hinterlegt; dieses übermittelt der Regierung jedes anderen Unterzeichnerstaats eine be-
glaubigte Abschrift. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter diesen Ver-
trag gesetzt. 

Geschehen zu Rom am fünfundzwanzigsten März neunzehnhundertsiebenundfünfzig. 
P. H. SPAAK  

J. Ch. SNOY ET  
D’OPPUERS  
ADENAUER  
HALLSTEIN  
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PINEAU  
A. FAURE 

Antonio SEGNI  
Gaetano MARTINO  

BECH  
Lambert SCHAUS  

J. LUNS  
J. LINTHORST HOMAN 
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Nr. 36b. Abkommen über gemeinsame Organe für die EG
vom 25. März 1957

(Bundesgesetzblatt II 1957, 1156)

Montanunion (1957) 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCH-
LAND, DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN 
REPUBLIK, IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG, IHRE MAJESTÄT 
DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE, 

IN DEM BESTREBEN, die Zahl der Organe zu beschränken, die im Rahmen der von ihnen geschaffenen 
Europäischen Gemeinschaften ähnliche Aufgaben zu erfüllen haben, 

HABEN BESCHLOSSEN, für diese Gemeinschaften bestimmte gemeinsame Organe zu bilden; sie haben zu 
diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER: 
Herrn Paul Henri SPAAK, Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
Baron J. Ch. SNOY ET D‘OPPUERS, Generalsekretär des Wirtschaftsministeriums, Leiter der belgischen 

Delegation bei der Regierungskonferenz; 
DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 
Herrn Dr. Konrad ADENAUER, Bundeskanzler; 
Herrn Professor Dr. Walter HALLSTEIN, Staatssekretär des Auswärtigen Amtes; 
DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK: 
Herrn Christian PINEAU, Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
Herrn Maurice FAURE, Staatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten; 
DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK: 
Herrn Antonio SEGNI, Ministerpräsident; 
Herrn Professor Gaetano MARTINO, Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG: 
Herrn Joseph BECH, Staatsminister, Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
Herrn Lambert SCHAUS, Botschafter, Leiter der luxemburgischen Delegation bei der Regierungskonferenz; 
IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE: 
Herrn Joseph LUNS, Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
Herrn J. LINTHORST HOMAN, Leiter der niederländischen Delegation bei der Regierungskonferenz. 
DIESE SIND nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten wie folgt ÜBER-

EINGEKOMMEN: 

ABSCHNITT I. DIE VERSAMMLUNG 
Art. 1 Die Befugnisse und Zuständigkeiten, die der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und der Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft der Versammlung übertragen, 
werden unter den in diesen Verträgen vorgesehenen Bedingungen durch eine einzige Versammlung ausgeübt; 
für die Zusammensetzung dieser Versammlung und die Bestellung ihrer Mitglieder sind Artikel 138 des Ver-
trags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Artikel 108 des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft maßgebend. 
Art. 2 (1) Mit Aufnahme ihrer Tätigkeit tritt die in Artikel 1 genannte einzige Versammlung an die Stelle der in 
Artikel 21 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vorgesehenen 
Gemeinsamen Versammlung. Sie übt die Befugnisse und Zuständigkeiten, die der Gemeinsamen Versammlung 
durch den genannten Vertrag übertragen worden sind, gemäß dessen Bestimmungen aus. 

(2) Artikel 21 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl wird da-
her mit der Aufnahme der Tätigkeit der in Artikel 1 genannten einzigen Versammlung aufgehoben und durch 
folgende Bestimmungen ersetzt: 

„Art. 2 (1) Die Versammlung besteht aus Abgeordneten, die nach einem von jedem Mitgliedstaat bestimmten 
Verfahren von den Parlamenten aus ihrer Mitte zu ernennen sind. 

(2) Die Zahl dieser Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt: 
Deutschland 36 
Belgien 14 
Frankreich 36 
Italien 36 
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Luxemburg 6 
Niederlande 14. 
(3) Die Versammlung arbeitet Entwürfe für allgemeine unmittelbare Wahlen nach einem einheitlichen Ver-

fahren in allen Mitgliedstaaten aus. 
Der Rat erläßt einstimmig die entsprechenden Bestimmungen und empfiehlt sie den Mitgliedstaaten zur 

Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften.“ 

ABSCHNITT II. DER GERICHTSHOF 
Art. 3 Die Zuständigkeiten, die der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft dem Gerichtshof übertragen, werden unter den in 
diesen Verträgen vorgesehenen Bedingungen durch einen einzigen Gerichtshof ausgeübt; für die Zusammen-
setzung dieses Gerichtshofes und die Bestellung seiner Mitglieder sind die Artikel 165 bis 167 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und die Artikel 137 bis 139 des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft maßgebend. 
Art. 4 (1) Mit Aufnahme seiner Tätigkeit tritt der in Artikel 3 genannte einzige Gerichtshof an die Stelle des in 
Artikel 32 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vorgesehenen 
Gerichtshofes. Er übt die Zuständigkeiten, die diesem Gerichtshof durch den genannten Vertrag übertragen 
worden sind, gemäß dessen Bestimmungen aus. 

Der Präsident des in Artikel 3 genannten einzigen Gerichtshofes übt die Befugnisse aus, die durch den Ver-
trag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl dem Präsidenten des darin vorge-
sehenen Gerichtshofes übertragen worden sind. 

(2) Mit Aufnahme der Tätigkeit des in Artikel 3 genannten einzigen Gerichtshofes 
a) wird daher Artikel 32 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 

Stahl aufgehoben und durch folgende Bestimmungen ersetzt: 
„Art. 3 Der Gerichtshof besteht aus sieben Richtern. 
Der Gerichtshof tagt in Vollsitzungen. Er kann jedoch aus seiner Mitte Kammern mit je drei oder fünf Rich-

tern bilden, die bestimmte vorbereitende Aufgaben erledigen oder bestimmte Gruppen von Rechtssachen ent-
scheiden; hierfür gelten die Vorschriften einer besonderen Regelung. 

In allen Fällen, in denen Rechtssachen zur Entscheidung stehen, die auf Antrag eines Mitgliedstaats oder 
eines Organs der Gemeinschaft anhängig sind, tagt der Gerichtshof in Vollsitzungen; das gleiche gilt für die im 
Wege der Vorabentscheidung zu entscheidenden Fragen, die ihm gemäß Artikel 41 vorgelegt werden. 

Auf Antrag des Gerichtshofes kann der Rat einstimmig die Zahl der Richter erhöhen und die erforderlichen 
Anpassungen der Absätze 2 und 3 und des Artikels 32 b Absatz 2 vornehmen. 
Art. 32. a

Der Gerichtshof wird von zwei Generalanwälten unterstützt. 
Der Generalanwalt hat in völliger Unparteilichkeit und Unabhängigkeit begründete Schlußanträge zu den 

dem Gerichtshof unterbreiteten Rechtssachen öffentlich zu stellen, um den Gerichtshof bei der Erfüllung seiner 
in Artikel 31 bestimmten Aufgabe zu unterstützen. 

Auf Antrag des Gerichtshofes kann der Rat einstimmig die Zahl der Generalanwälte erhöhen und die erfor-
derlichen Anpassungen des Artikels 32 b Absatz 3 vornehmen. 
Art. 32. b

Zu Richtern und Generalanwälten sind Persönlichkeiten auszuwählen, die jede Gewähr für Unabhängigkeit 
bieten und in ihrem Staat die für die höchsten richterlichen Ämter erforderlichen Voraussetzungen erfüllen 
oder Juristen von anerkannt hervorragender Befähigung sind; sie werden von den Regierungen der Mitglied-
staaten im gegenseitigen Einvernehmen auf sechs Jahre ernannt. 

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der Richterstellen statt. Sie betrifft abwechselnd je drei 
und vier Richter. Die drei Richter, deren Stellen nach Ablauf der ersten drei Jahre neu zu besetzen sind, werden 
durch das Los bestimmt. 

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der Stellen der Generalanwälte statt. Der Generalanwalt, 
dessen Stelle nach Ablauf der ersten drei Jahre neu zu besetzen ist, wird durch das Los bestimmt. 

Die Wiederernennung ausscheidender Richter und Generalanwälte ist zulässig. 
Die Richter wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des Gerichtshofes für die Dauer von drei Jahren. Wie-

derwahl ist zulässig. 
Art. 32. c

Der Gerichtshof ernennt seinen Kanzler und bestimmt dessen Stellung.“ 
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b) werden daher die Bestimmungen des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofes im Anhang zum Ver-
trag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl aufgehoben, soweit sie den Arti-
keln 32 bis 32 c des genannten Vertrags entgegenstehen. 

ABSCHNITT III. DER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS 
Art. 5 (1) Die Aufgaben, die der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft dem Wirtschafts- und Sozialausschuß übertragen, 
werden unter den in diesen Verträgen vorgesehenen Bedingungen durch einen einzigen Wirtschafts- und So-
zialausschuß ausgeübt; für die Zusammensetzung dieses Ausschusses und die Bestellung seiner Mitglieder sind 
Artikel 194 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Artikel 166 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft maßgebend. 

(2) Der in Absatz 1 genannte einzige Wirtschafts- und Sozialausschuß muß eine fachliche Gruppe und kann 
zuständige Unterausschüsse für die Gebiete oder Fragen umfassen, die dem Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Atomgemeinschaft unterliegen. 

(3) Die Artikel 193 und 197 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft finden 
auf den in Absatz 1 genannten einzigen Wirtschafts- und Sozialausschuß Anwendung. 

ABSCHNITT IV. DIE FINANZIERUNG DIESER ORGANE 
Art. 6 Die Verwaltungsausgaben der einzigen Versammlung, des einzigen Gerichtshofes und des einzigen Wirt-
schafts- und Sozialausschusses werden zu gleichen Teilen von den beteiligten Gemeinschaften getragen. 

Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel werden von den zuständigen Stellen jeder Gemeinschaft 
im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt. 

Schlußbestimmungen 
Art. 7 Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung durch die Hohen Vertragsparteien gemäß ihren verfassungs-
rechtlichen Vorschriften. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung der Italienischen Republik hin-
terlegt. 

Dieses Abkommen tritt gleichzeitig mit dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft in Kraft. 
Art. 8 Dieses Abkommen ist in einer Urschrift in deutscher, französischer, italienischer und niederländischer 
Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; es wird im Archiv der Regierung der 
Italienischen Republik hinterlegt; diese übermittelt der Regierung jedes anderen Unterzeichnerstaats eine be-
glaubigte Abschrift. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses Ab-
kommen gesetzt. 

Geschehen zu Rom am fünfundzwanzigsten März neunzehnhundertsiebenundfünfzig. 
P. H. Spaak  

J. Ch. Snoy et d‘Oppuers  
Adenauer  
Hallstein  

Pineau  
M. Faure  

Antonio Segni  
Gaetano Martino  

Bech  
Lambert Schaus  

J. Luns  
J. Linthorst Homan
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Nr. 36c Euratom-Vertrag
Link: http://www.politische-union.de/abkommen.htm

Auf den Abdruck wurde verzichtet.

Nr. 36d. Vertrag zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer 
gemeinsamen Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

vom 8. April 1965 
(Bundesgesetzblatt 1965 II, 1454)

Abkommen über gemeinsame Organe für die EG (1957) 

Vertrag zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften

 
SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCH-
LAND, DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN 
REPUBLIK, SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG VON LUXEMBURG, IHRE MAJESTÄT 

DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE, 
GESTÜTZT auf Artikel 96 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 

Stahl, 
GESTÜTZT auf Artikel 236 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
GESTÜTZT auf Artikel 204 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, 
GEWILLT, Fortschritte bei der Einigung Europas zu erzielen, 
ENTSCHLOSSEN, die drei Gemeinschaften zu vereinheitlichen, 
IN DEM BEWUSSTSEIN, daß die Bildung gemeinsamer Organe der Gemeinschaften zu dieser Vereinheit-

lichung beiträgt, 
HABEN BESCHLOSSEN, einen gemeinsamen Rat und eine gemeinsame Kommission der Europäischen Ge-

meinschaften zu bilden; sie haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 
SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER: 
Herrn Paul Henri SPAAK, Stellvertretender Ministerpräsident und Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 
Herrn Kurt SCHMÜCKER, Bundesminister für Wirtschaft; 
DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK: 
Herrn Maurice COUVE DE MURVILLE, Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK: 
Herrn Amintore FANFANI, Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG VON LUXEMBURG: 
Herrn Pierre WERNER, Ministerpräsident und Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 
IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE: 
Herrn J. M. A. H. LUNS, Minister für Auswärtige Angelegenheiten. 
DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und gehörig befundenen Vollmachten wie folgt ÜBEREINGE-

KOMMEN: 

KAPITEL I DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 
Art. 1 Es wird ein Rat der Europäischen Gemeinschaften, im folgenden der Rat genannt, eingesetzt. Dieser Rat 
tritt an die Stelle des Besonderen Ministerrats der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und des Rates der Europäischen Atomgemeinschaft. 

Er übt die diesen Organen zustehenden Befugnisse und Zuständigkeiten aus nach Maßgabe des Vertrags über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Verträge zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft sowie dieses Vertrags. 
Art. 2 Der Rat besteht aus Vertretern der Mitgliedstaaten. Jede Regierung entsendet eines ihrer Mitglieder. 

Der Vorsitz wird von den Mitgliedern des Rates nacheinander für je sechs Monate wahrgenommen, und zwar 
in folgender Reihenfolge der 

Mitgliedstaaten: Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande. 
Art. 3 Der Rat wird von seinem Präsidenten aus eigenem Entschluß, auf Antrag eines seiner Mitglieder oder 
der Kommission einberufen. 
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Art. 4 Ein Ausschuß, der sich aus den Ständigen Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt, hat die Aufga-
be, die Arbeiten des Rates vorzubereiten und die ihm vom Rat übertragenen Aufträge auszuführen. 
Art. 5 Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
Art. 6 Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die Gehälter, Vergütungen und Ruhegehälter für den Präsiden-
ten und die Mitglieder der Kommission sowie für den Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte und den 
Kanzler des Gerichtshofs fest. Er setzt mit derselben Mehrheit alle sonstigen als Entgelt gezahlten Vergütungen 
fest. 
Art. 7 Die Artikel 27, 28 Absatz 1, 29 und 30 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl, die Artikel 146, 147, 151 und 154 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Artikel 116, 117, 121 und 123 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft werden aufgehoben. 
Art. 8 (1) Die Bedingungen für die Ausübung der Zuständigkeiten, die dem Besonderen Ministerrat nach dem 
Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und nach dem Protokoll über 
die Satzung des Gerichtshofs im Anhang zudem genannten Vertrag zustehen, werden nach Maßgabe der Ab-
sätze 2 und 3 geändert. 

(2) Artikel 28 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl wird wie 
folgt geändert: 

a) Absatz 4 folgenden Wortlauts: 
„Ist in diesem Vertrag eine einstimmige Entscheidung oder einstimmige Zustimmung verlangt, so sind hier-

zu die Stimmen aller Mitglieder des Rates erforderlich.“ 
wird wie folgt ergänzt: 
„Bei der Anwendung der Artikel 21, 32, 32a, 78d und 78f dieses Vertrags und der Artikel 16, 20 Absatz 3, 

28 Absatz 5 und 44 des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs steht jedoch die Stimmenthaltung von 
anwesenden oder vertretenen Mitgliedern dem Zustandekommen von Beschlüssen des Rates, zu deren Ein-
stimmigkeit erforderlich ist, nicht entgegen.“ 

b) Absatz 5 folgenden Wortlauts: 
„Mit Ausnahme der Entscheidungen , die einer qualfizierten Mehrheit oder der Einstimmigkeit bedürfen, 

werden die Entscheidungen des Rates mit Mehrheit der Mitglieder des Rates getorffen; diese Mehrheit gilt 
als erreicht, wenn sie die absolute Mehrheit der Vertreter der Mitgliedstaaten, einschließlich der Stimme des 
Vertreters eines Mitgliedstaates enthält, der mindestens ein Sechstel des Gesamtwertes der Kohle- und Stahl-
produktion in der Gemeinschaft umfaßt.“ 

wird wie folgt ergänzt: 
„Die Stimmen der Mitglieder des Rates werden bei Anwendung der Artikel 78, 78b und 78d dieses Vertrags, 

nach denen die qualifizierter Mehrheit erforderlich ist, jedoch wie folgt gewogen: Belgien 2, Deutschland 4, 
Frankreich 4, Italien 4, Luxemburg 1, Niederlande 2. 

Beschlüsse kommen zustande, wenn dafür mindestens zwölf Stimmen, welche die Zustimmung von mindes-
tens vier Mitgliedern umfassen, abgegeben werden.“ 

(3) Das Protokoll über die Satzung es Gerichtshofs im Anhang zum Vertrag über die Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl wird wie folgt geändert: 

a) Die Artikel 5 und 15 werden aufgehoben. 
b) Artikel 16 wird aufgehoben und durch folgende Bestimmungen ersetzt: 
„(1) Dem Gerichtshof werden Beamte und sonstige Bedienstete beigegeben, um ihm die Erfüllung seiner 

Aufgaben zu ermöglichen. Sie unterstehen dem Kanzler unter Aufsicht des Präsidenten. 
(2) Der Rat kann durch einstimmigen Beschluß auf Vorschlag des Gerichtshofs die Ernennung von Hilfsbe-

richterstattern vorsehen und ihre Stellung bestimmen. Die Hilfsberichterstatter können nach Maßgabe de rVer-
fahrensordnung berufen werden, an der Bearbeitung der beim Gerichtshof anhängigen Sachen teilzunehmen 
und mit dem Berichterstatter zusammenzuarbeiten. 

Zu Hilfsberichterstaatern sind Persönlichkeiten auszuwählen, die jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten 
und die erforderlichen juristischen Befähigungsnachweise erbringen; sie werden vim Rat ernannt. Sie leisten 
vor dem Gerichtshof den Eid, ihr Amt unparteiisch und gewissenhaft auszuüben und das Beratungsgeheimnis 
zu wahren.“ 

c) Artikel 20 Absatz 3 und Artikel 28 Absatz 5 werden ergänzt, indem am Ende vor den Worten „Zustim-
mung des Rates“ das Wort „einstimmigen“ aufgenommen wird. 

d) Artikel 44 Satz 1 wird aufgehoben und durch folgende Bestimmungen ersetzt: 
„Der Gerichtshof erläßt seine Verfahrensordnung. Sie bedarf der einstimmigen Genehmigung des Rates.“ 
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KAPITEL II. DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 
Art. 9 Es wird eine Kommission der Europäischen Gemeinschaften, im folgenden die Kommission genannt, 
eingesetzt. Diese Kommission tritt an die Stelle der Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Kommission der Europäischen 
Atomgemeinschaft. 

Sie übt die diesen Organen zustehenden Befugnisse und Zuständigkei-ten aus, nach Maßgabe des Vertrags 
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Verträge zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft sowie dieses Vertrags. 
Art. 10 (1) Die Kommission besteht aus neun Mitgliedern, die aufgrund ihrer allgemeinen Befähigung ausge-
wählt werden und volle Ge-währ für ihre Unabhängigkeit bieten müssen. 

Die Zahl der Mitglieder der Kommission kann vom Rat einstimmig geändert werden. 
Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten können Mitglieder der Kommission sein. 
Der Kommission muß mindestens ein Staatsangehöriger jedes Mitgliedstaates angehören, jedoch dürfen 

nicht mehr als zwei Mitglieder der Kommission dieselbe Staatsangehörigkeit besitzen. 
(2) Die Mitglieder der Kommission üben ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit zum allgemeinen Wohl der 

Gemeinschaften aus. 
Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung oder einer anderen Stelle 

weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben jede Handlung zu unterlassen, die mit ihren Aufgaben un-
vereinbar ist. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, diesen Grundsatz zu achten und nicht zu versuchen, die 
Mitglieder der Kommission bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu beeinflussen. 

Die Mitglieder der Kommission dürfen während ihrer Amtszeit keine andere entgeltliche oder unentgeltliche 
Berufstätigkeit ausüben. Bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit übernehmen sie die feierliche Verpflichtung, wäh-
rend der Ausübung und nach Ablauf ihrer Amtstätigkeit die sich aus ihrem Amt ergebenden Pflichten zu erfül-
len, insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten oder Vorteile nach Ablauf dieser Tätigkeit 
ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. Werden diese Pflichten verletzt, so kann der Gerichtshof auf Antrag des 
Rates oder der Kommission das Mitglied je nach Lage des Falles gemäß Artikel 13 seines Amtes entheben oder 
ihm seine Ruhegehaltsansprüche oder andere an ihrer Stelle gewährte Vergünstigungen aberkennen. 
Art. 11 Die Mitglieder der Kommission werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen 
Einvernehmen ernannt. Ihre Amtszeit beträgt vier Jahre. Wiederernennung ist zulässig. 
Art. 12 Abgesehen von den regelmäßigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das Amt eines Mitglieds 
der Kommission durch Rücktritt oder Amtsenthebung. Für das ausscheidende Mitglied wird für die verblei-
bende Amtszeit ein Nachfolger ernannt. Der Rat kann einstimmig entscheiden, für diese Zeit einen Nachfolger 
nicht zu ernennen. 

Außer im Falle der in Artikel 13 geregelten Amtsenthebung bleiben die Mitglieder der Kommission bis zur 
Neubesetzung ihres Sitzes im Amt. 
Art. 13 Jedes Mitglied der Kommission, das die Voraussetzungen für die Ausübung seines Amtes nicht mehr 
erfüllt oder eine schwere Verfehlung begangen hat, kann auf Antrag des Rates oder der Kommission durch den 
Gerichtshof seines Amtes enthoben werden. 
Art. 14 Der Präsident und die drei Vizepräsidenten der Kommission werden aus deren Mitgliedern für zwei 
Jahre nach dem Verfahren ernannt, das für die Ernennung der Mitglieder der Kommission vorgesehen ist. 
Wiederernennung ist zulässig. 

Außer im Falle einer allgemeinen Neubesetzung erfolgt die Ernennung nach Anhörung der Kommission. 
Endet das Amt des Präsidenten und der Vizepräsidenten durch Rücktritt, Amtsenthebung oder Tod, so wird 

es für die verbleibende Amtszeit gemäß den vorstehend festgelegten Bedingungen neu besetzt. 
Art. 15 Der Rat und die Kommission ziehen einander zu Rate und regeln einvernehmlich die Art und Weise 
ihrer Zusammenarbeit. 
Art. 16 Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, um ihr ord-nungsgemäl3es Arbeiten und das ihrer 
Dienststellen nach Maßgabe der Verträge über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Gründung der Europäischen Atomge-
meinschaft sowie dieses Vertrags zu gewährleisten. Sie sorgt für die Veröffentlichung dieser Geschäftsord-nung. 
Art. 17 Die Beschlüsse der Kommission werden mit der Mehrheit der in Artikel 10 bestimmten Anzahl ihrer 
Mitglieder gefaßt. 

Die Kommission kann nur dann wirksam tagen, wenn die in ihrer Geschäftsordnung festgesetzte Anzahl von 
Mitgliedern anwesend ist. 
Art. 18 Die Kommission veröffentlicht jährlich, und zwar spätestens einen Monat vor Beginn der Sitzungsperi-
ode der Versammlung, einen Gesamtbericht über die Tätigkeit der Gemeinschaften. . 
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Art. 19 Die Artikel 156 bis 163 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die 
Artikel 125 bis 133 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft und die Artikel 9 bis 13, 
16 absatz 3, 17 und 18 Absatz 6 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl werden aufgehoben. 

KAPITEL III. FINANZVORSCHRIFTEN 
Art. 20 (1) Die Verwaltungsausgaben der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und die betreffen-
den Einnahmen, die Einnahmen und Ausgaben der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie die Einnah-
men und Ausgaben der Europäischen Atomgemeinschaft mit Ausnahme derjenigen der Versorgungsagentur, 
der gemeinsamen Unternehmen sowie derjenigen, die in den Forschungs- und Investitionshaushaltsplan der 
Europäischen Atomgemeinschaft einzusetzen sind,  werden nach Maßgabe der jeweiligen Bestimmungen der 
Verträge zur Gründung dieser drei Gemeinschaften in den Haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 
eingesetzt. Dieser Haushaltsplan ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen und tritt an die Stelle des Ver-
waltungshaushaltsplans der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, des Haushaltsplans der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie des Verwaltungshaushaltsplans der Europäischen Atomgemeinschaft. 

(2) Der Teil der Ausgaben, der aus den Umlagen nach Artikel 49 des Vertrags über die Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl aufgebracht wird, ist auf 18 Millionen Rechnungseinheiten festgesetzt. 

Von dem am 1. Januar 1967 beginnenden Haushaltsjahr an legt die Kommission dem Rat alljährlich einen 
Bericht vor, aufgrund dessen der Rat prüft, ob dieser Betrag der Entwicklung des Haushaltsplans der Gemein-
schaften anzupassen ist. Der Rat beschließt mit der in Artikel 28 Absatz 4 Satz 1 des Vertrags über die Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vorgesehenen Mehrheit. Diese Anpassung erfolgt 
aufgrund einer Beurteilung der sich aus der Anwendung des Vertrags über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl ergebenden Entwicklung der Ausgaben. 

(3) Der zur Deckung der Ausgaben des Haushaltsplans der Gemeinschaften dienende Teil der Umlagen wird 
von der Kommission für die Ausführung des Haushaltsplans in der Zeitfolge bereitgestellt, in der die Mitglied-
staaten aufgrund der nach Artikel 209 Buchstabe b des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und Artikel 183 Buchstabe b des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 
festgelegten Haushaltsordnungen ihre Beiträge zur Verfügung stellen. 
Art. 21 Artikel 78 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl wird 
aufgehoben und durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„Art. 7 § 1 Das Haushaltsjahr beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember. 
§ 2 Die Verwaltungsausgaben der Gemeinschaft umfassen die Ausgaben der Hohen Behörde einschließlich 
der Ausgaben für den Beratenden Ausschuß, die Ausgaben des Gerichtshofs, der Versammlung und des Rates. 
§ 3 Jedes Organ der Gemeinschaft stellt einen Haushaltsvoranschlag seiner Verwaltungsausgaben auf. Die Hohe 
Behörde faßt diese Voranschläge in einem Vorentwurf für den Verwaltungshaushaltsplan zusammen. Sie fügt 
eine Stellungnahme bei, die abweichende Voranschläge enthalten kann. 

Die Hohe Behörde legt dem Rat den Vorentwurf spätestens am 30. September des Jahres vor, das dem ent-
sprechenden Haushaltsjahr vorausgeht. 

Der Rat setzt sich mit der Hohen Behörde und gegebenenfalls den anderen beteiligten Organen ins Beneh-
men, wenn er von dem Vorentwurf abweichen will. 
§ 4 Der Rat stellt den Entwurf des Verwaltungshaushaltsplans mit qualifizierter Mehrheit auf und leitet ihn 
sodann der Versammlung zu. 

Der Entwurf des Verwaltungshaushaltsplans ist der Versammlung spätestens am 31. Oktober des Jahres vor-
zulegen, deas dem entsprechenden Haushaltsjahr vorausgeht. 

Die Versammlung ist berechtigt, dem rat Änderungen des Entwurfs des Verwaltungshaushaltsplans vorzu-
schlagen. 
§ 5 Hat die Versammlung binnen einem Monat nach Vorlage des Entwurfs des Verwaltungshaushaltsplans ihre 
Zustimmung erteilt oder dem Rat keine Stellungnahme zugeleitet, so gilt der Entwurf des Verwaltungshaus-
haltsplans als endgültig festgestellt. 

Hat die Versammlung innerhalb dieser Frist Änderungen vorgeschlagen, so wird der geänderte Entwurf des 
Verwaltungshaushaltsplans dem Rat zugeleitet. Dieser berät darüber mit der Hohen Behörde und gegebenen-
falls mit den anderen beteiligten Organen und stellt den Verwaltungshaushaltsplan mit qualifizierter Mehrheit 
endgültig fest. 
§ 6 Die endgültige Feststellung des Verwaltungshaushaltsplans bedeutet für die Hohe Behörde Ermächtigung 
und Verpflichtung, den Betrag der entsprechenden Einnahmen gemäß Artikel 49 zu erheben.“ 
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Art. 78. a
Der Verwaltungshaushaltsplan wird in der Rechnungseinheit aufgestellt, die in der gemäß Artikel 78 f festge-

legten Haushaltsordnung bestimmt wird. 
Die in den Verwaltungshaushaltsplan eingesetzten Ausgaben werden für ein Haushaltsjahr bewilligt, soweit 

die gemäß Artikel 78 f festgelegte Haushaltsordnung nicht etwas anderes bestimmt. 
Nach Maßgabe der aufgrund des Artikels 78 f erlassenen Vorschriften dürfen die nicht für Personalausgaben 

vorgesehenen Mittel, die bis zum Ende des Haushaltsjahres nicht verbraucht worden sind, lediglich auf das 
nächste Haushaltsjahr übertragen werden. 

Die vorgesehenen Mittel werden nach Kapiteln gegliedert, in denen die Ausgaben nach Art oder Bestimmung 
zusammengefaßt sind; soweit erforderlich, werden die Kapitel nach der gemäß Artikel 78 f festgelegten Haus-
haltsordnung unterteilt. 

Die Ausgaben der Versammlung, des Rates, der Hohen Behörde und des Gerichtshofes werden unbeschadet 
einer besonderen Regelung für bestimmte gemeinsame Ausgaben in gesonderten Teilen des Verwaltungshaus-
haltsplans aufgeführt. 
Art. 78. b
§ 1 Ist zu Beginn eines Haushaltsjahres der Verwaltungshaushaltsplan noch nicht verabschiedet, so können nach 
der gemäß Artikel 78 f festgelegten Haushaltsordnung für jedes Kapitel oder jede sonstige Untergliederung mo-
natliche Ausgaben bis zur Höhe eines Zwölftels der im abgelaufenen Verwaltungshaushaltsplan bereitgestellten 
Mittel vorgenommen werden; die Hohe Behörde darf jedoch monatlich höchstens über ein Zwölftel der Mittel 
verfügen, die in dem in Vorbereitung befindlichen Entwurf des Verwaltungshaushaltsplans vorgesehen sind. 

Die Hohe Behörde ist ermächtigt und verpflichtet, die Umlagen in Höhe der Mittel des abgelaufenen Haus-
haltsjahres zu erheben; sie darf dabei jedoch nicht den Betrag überschreiten, der sich bei der Annahme des 
Entwurfs des Verwaltungshaushaltsplans ergeben hätte. 
§ 2 Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit unter Beachtung der sonstigen Bestimmungen des Absatzes 1 Aus-
gaben genehmigen, die über dieses Zwölftel hinausgehen. Die Ermächtigung und Verpflichtung zur Erhebung 
der Umlagen kann entsprechend angepaßt werden. 
Art. 78. c

Im Rahmen der zugewiesenen Mittel führt die Hohe Behörde den Verwaltungshaushaltsplan nach den ge-
mäß Artikel 78 f festgelegten Haushaltsordnung in eigener Verantwortung aus. 

Die Beteiligung der einzelnen Organe bei der Vornahme ihrer Ausgaben wird in der Haushaltsordnung im 
einzelnen geregelt. 

Die Hohe Behörde kann nach der gemäß Artikel 78 f festgelegten Haushaltsordnung Mittel von Kapitel zu 
Kapitel oder von Untergliederung zu Untergliederung des Verwaltungshaushaltsplans übertragen. 
Art. 78. d

Die Rechnung über alle in Artikel 78 Absatz 2 bezeichneten Verwaltungsausgaben und über die Verwaltungs-
einnahmen sowie über die Einnahmen aus der Steuer, die zugunsten der Gemeinschaft von den Gehältern, 
Löhnen und anderen Bezügen ihrer Beamten und sonstigen Bediensteten erhoben wird, wird durch einen Kon-
trollausschuß geprüft; dieser besteht aus Rechnungsprüfern, die volle Gewähr für ihre Unabhängigkeit bieten 
müssen; einer der Prüfer führt den Vorsitz. Der Rat legt die Anzahl der Rechnungsprüfer einstimmig fest. Die 
Rechnungsprüfer und der Vorsitzende des Kontrollausschusses werden vom Rat einstimmig auf fünf Jahre be-
stellt. Ihre Vergütung wird vom Rat mit qualifizierter Mehrheit festgelegt. 

Durch die Prüfung, die an Hand der Rechnungsunterlagen und erforderlichenfalls an Ort und Stelle durch-
geführt wird, stellt der Kontrollausschuß die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen und 
Ausgaben fest und überzeugt sich von der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung. Nach Abschluß eines jeden 
Haushaltsjahres erstattet der Kontrollausschuß einen Bericht, den er mit der Mehrheit seiner Mitglieder an-
nimmt. 

Die Hohe Behörde legt dem Rat und der Versammlung jährlich die Rechnung des abgelaufenen Haushalts-
jahres für die Rechnungsvorgänge des Verwaltungshaushaltsplans zusammen mit dem Bericht des Kontrollaus-
schusses vor. Sie übermittelt ihnen ferner eine Übersicht über das Vermögen und die Schulden der Gemein-
schaft in dem Bereich, auf den sich der Verwaltungshaushaltsplan erstreckt. 

Der Rat erteilt die Hohe Behörde mit qualifizierter Mehrheit Entlastung zur Ausführung des Verwaltungs-
haushaltsplans. Er teilt seine Entscheidung der Versammlung mit. 
Art. 78. e

Der Rat bestellt für die Dauer von drei Jahren einen Rechnungsprüfer, der jährlich einen Bericht über die 
Ordnungsmäßigkeit der Buchführung und des Finanzgebarens der Hohen Behörde zu erstatten; ausgenommen 
davon sind die Rechnungsvorgänge, die sich auf die in Artikel 78 Absatz 2 bezeichneten Verwaltungsausgaben 
und die Verwaltungseinnahmen sowie auf die Einnahmen aus der Steuer, die zugunsten der Gemeinschaft von 
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den Gehältern, Löhnen und anderen Bezügen ihrer Beamten und sonstigen Bediensteten erhoben wird, erstre-
cken. Er hat diesen Bericht spätestens sechs Monate nach Schluß des Haushaltsjahres abzufassen, auf das sich 
der Abschluß bezieht, und ihn der Hohen Behörde und dem Rat zuzuleiten. Die Hohe Behörde übermittelt ihn 
der Versammlung. 

Der Rechnungsprüfer übt seine Tätigkeit völlig unabhängig aus. Das Amt des Rechnungsprüfers ist mit jeder 
anderen Tätigkeit bei einem Organ oder einer Dienststelle der Gemeinschaften außer eines Mitglieds des in 
Artikel 78 d vorgesehenen Kontrollausschusses unvereinbar. Sein Auftrag kann erneuert werden. 
Art. 78. f

Der Rat legt einstimmig auf Vorschlag der Hohen Behörde folgendes fest: 
a) die Haushaltsordnung, in der insbesondere die Aufstellung und Ausführung des Verwaltungshaushalts-

plans sowie die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung im einzelnen geregelt werden. 
b) die Vorschriften über die Verantwortung der anweisungsbefugten Personen und der Rechnungsführer 

sowie die entsprechenden Kontrollmaßnahmen.“ 
Art. 22 Es wird ein Kontrollausschuß der Europäischen Gemeinschaften eingesetzt. Dieser Kontrollausschuß 
tritt an die Stelle der Kontrollausschüsse der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft. Er übt die Befugnisse und Zuständigkeiten 
, die diesen Ausschüssen nach den Verträgen zur Gründung der drei Gemeinschaften zustehen, nach Maßgabe 
der jeweiligen Bestimmungen dieser Verträge aus. 
Art. 23 Artikel 6 des Abkommens über gemeinsame Organe für die Europäischen Gemeinschaften wird auf-
gehoben. 

KAPITEL IV. BEAMTE UND SONSTIGE BEDIENSTETE DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

Art. 24 (1) Die Beamten und sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft werden beim Inkrafttreten 
dieses Vertrags Beamte und sonstige Bedienstete der Europäischen Gemeinschaften und gehören der einzigen 
Verwaltung dieser Gemeinschaften an. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung der anderen beteiligten Organe mit quali-
fizierter Mehrheit das Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften und die Beschäftigungsbedingun-
gen für die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften. 

(2) Paragraph 7 Absatz 3 des Abkommens über die Übergangsbestimmungen im Anhang zum Vertrag über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, Artikel 212 des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Artikel 186 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomge-
meinschaft werden aufgehoben. 
Art. 25 Bis zum Inkrafttreten des einheitlichen Statuts und der einheitlichen Beschäftigungsbedingungen nach 
Artikel 24 sowie der nach Artikel 13 des Protokolls im Anhang zu diesem Vertrag zu treffenden Regelung gel-
ten für die vor Inkrafttreten dieses Vertrags einige stellten Beamten und sonstigen Bediensteten weiterhin die 
Bestimmungen, die bis dahin auf sie angewandt wurden. 

Für die nach Inkrafttreten dieses Vertrags eingestellten Beamten und sonstigen Bediensteten gelten bis zum 
Vorliegen des einheitlichen Statuts und der einheitlichen Beschäftigungsbedingungen nach Artikel 24 sowie 
der nach Artikel 13 des Protokolls im Anhang zu diesem Vertrag zu treffenden Regelung die Bestimmungen 
für die Beamten und sonstigen Bediensteten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft. 
Art. 26 Artikel 40 Absatz 2 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl wird aufgehoben und durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„Der Gerichtshof ist ferner zuständig, eine Entschädigung zu Lasten der Gemeinschaft zuzuerkennen, falls 
ein Schaden durch persönliches Verschulden eines Bediensteten der Gemeinschaft in Ausübung seiner dienstli-
chen Obliegenheiten verursacht worden ist. Die persönliche Haftung der Bediensteten gegenüber der Gemein-
schaft bestimmt sich nach den Vorschriften ihres Statuts oder der für sie geltenden Beschäftigungsbedingun-
gen.“ 

KAPITEL V. ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
Art. 27 (1) Artikel 22 Absatz 1 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, Artikel 139 Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Artikel 
109 Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft werden aufgehoben und durch 
folgende Bestimmungen ersetzt: 
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„Die Versammlung hält jährlich eine Sitzungsperiode ab. Sie tritt, ohne daß es einer Einberufung bedarf, am 
zweiten Dienstag des Monats März zusammen. „ 

(2) Artikel 24 Absatz 2 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
wird aufgehoben und durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„Wird wegen der Tätigkeit der Hohen Behörde ein Mißtrauensantrag eingebracht, so darf die Versammlung 
nicht vor Ablauf von drei Tagen nach seiner Einbringung und nur in offener Abstimmung darüber entschei-
den.“ 
Art. 28 Die Europäischen Gemeinschaften genießen im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten die zur Erfüllung 
ihrer Aufgabe erforderlichen Vorrechte und Befreiungen nach Maßgabe des Protokolls im Anhang zu diesem 
Vertrag. Das gleiche gilt für die Europäische Investitionsbank. 
Art. 76. des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, Artikel 218 des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Artikel 191 des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft sowie die Protokolle über die Vorrechte und Befreiungen im Anhang zu 
diesen drei Verträgen, Artikel 3 Absatz 4 und Artikel 14 Absatz 2 des Protokolls über die Satzung des Gerichts-
hofes im Anhang zum Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und Ar-
tikel 28 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Protokolls über die Satzung der Europäischen Investitionsbank im Anhang 
zum Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft werden aufgehoben. 
Art. 29 Der Rat übt die Zuständigkeiten, die er durch die Artikel 5, 6, 10, 12, 13, 24, 34 und 35 dieses Vertrags 
und durch das Protokoll im Anhang zu diesem Vertrag erhält, nach den Vorschriften der Artikel 148, 149 und 
150 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 118, 119 und 120 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft aus. 
Art. 30 Die Bestimmungen der Verträge zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Atomgemeinschaft über die Zuständigkeit des Gerichtshofes und ihre Ausübung sind auf die 
Bestimmungen dieses Vertrags und des Protokolls im Anhang zu diesem Vertrag anzuwenden; für die Bestim-
mungen, die eine Änderung von Artikeln des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl darstellen, gelten jedoch weiterhin die Bestimmungen des Vertrags über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl. 
Art. 31 Der Rat nimmt seine Tätigkeit mit dem Tage des Inkrafttretens dieses Vertrags auf. 

Zu diesem Zeitpunkt wird der Vorsitz im Rat von dem Mitglied des Rates wahrgenommen, das gemäß den 
Vorschriften der Verträge zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft den Vorsitz im Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom-
gemeinschaft zu führen hätte; dies gilt für seine noch verbleibende Amtszeit. Nach Ablauf dieser Amtszeit wird 
der Vorsitz in Fortführung der in Artikel 2 dieses Vertrags festgelegten Reihenfolge der Mitgliedstaaten wahr-
genommen. 
Art. 32 (1) Die Kommission besteht bis zum Inkrafttreten des Vertrags zur Gründung einer einzigen Europäi-
schen Gemeinschaft, längstens aber für einen Zeitraum von drei Jahren nach der Ernennung ihrer Mitglieder, 
aus vierzehn Mitgliedern. 

Während dieses Zeitraums dürfen nicht mehr als drei Mitglieder der Kommission dieselbe Staatsangehörig-
keit besitzen. 

(2) Der Präsident, die Vizepräsidenten und die Mitglieder der Kommission werden unmittelbar nach Inkraft-
treten dieses Vertrags ernannt. Die Kommission nimmt ihre Tätigkeit am fünften Tage nach der Ernennung 
ihrer Mitglieder auf. Gleichzeitig endet das Amt der Mitglieder der Hohen Behörde und der Kommissionen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft. 
Art. 33 Das Amt der Mitglieder der in Artikel 32 vorgesehenen Kommission endet zu dem in Artikel 32 Absatz 
1 bestimmten Zeitpunkt. Die Mitglieder der in Artikel 10 vorgesehenen Kommission werden spätestens einen 
Monat vor diesem Zeitpunkt ernannt. 

Soweit alle oder einige Mitglieder nicht rechtzeitig ernannt werden, findet Artikel 12 Absatz 3 auf das Mit-
glied keine Anwendung, das unter den Angehörigen jedes Mitgliedstaats das niedrigste Dienstalter als Mitglied 
einer Kommission oder der Hohen Behörde und im Falle des gleichen Dienstalters das niedrigste Lebensalter 
hat. Artikel 12 Absatz 3 bleibt jedoch auf alle Mitglieder derselben Staatsangehörigkeit anwendbar, wenn vor 
dem in Artikel 32 Absatz 1 bestimmten Zeitpunkt ein Mitglied dieser Staatsangehörigkeit ohne Nachfolger aus 
dem Amt ausgeschieden ist. 
Art. 34 Der Rat erläßt einstimmig die Regelung für die Bezüge derjenigen ehemaligen Mitglieder der Hohen 
Behörde und der Kommissionen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomge-
meinschaft, die aufgrund von Artikel 32 aus ihrem Amt ausscheiden und nicht zu Mitgliedern der Kommission 
ernannt werden. 
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Art. 35 (1) Der erste Haushaltsplan der Gemeinschaften wird für das am 1. Januar nach Inkrafttreten dieses 
Vertrags beginnende Haushaltsjahr aufgestellt und festgestellt. 

(2) Tritt dieser Vertrag vor dem 1. Juli 1965 in Kraft, so wird der allgemeine Haushaltsvoranschlag für die 
Verwaltungsausgaben der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, der am 1. Juli abläuft, bis zum 31. 
Dezember desselben Jahres verlängert; die in diesem Haushaltsvoranschlag bereitgestellten Mittel werden im 
entsprechenden Verhältnis erhöht, sofern der Rat nicht mit qualifizierter Mehrheit etwas anderes beschließt. 

Tritt dieser Vertrag nach dem 30. Juli 1965 in Kraft, so faßt der Rat auf Vorschlag der Kommission einstimmig 
die erforderlichen Beschlüsse; er trägt hierbei dafür Sorge, daß ein reibungsloses Funktionieren der Gemein-
schaften sichergestellt und der erste Haushaltsplan der Gemeinschaften möglichst bald festgestellt wird. 
Art. 36 Der Vorsitzende und die Mitglieder des Kontrollausschusses der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft übernehmen mit dem Inkrafttreten dieses Vertrags für die aus ihrem 
früheren Amt verbleibende Amtszeit das Amt des Vorsitzenden und der Mitglieder des Kontrollausschusses der 
Europäischen Gemeinschaften. 

Der Rechnungsprüfer, der bis zum Inkrafttreten dieses Vertrags gemäß Artikel 78 des Vertrags über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl tätig ist, übt für die aus seinem früheren Amt 
verbleibende Amtszeit das Amt des in Artikel 78 e des letztgenannten Vertrags vorgesehenen Rechnungsprüfers 
aus. 
Art. 37 Unbeschadet der Anwendung des Artikels 77 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl, des Artikels 216 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft, des Artikels 189 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft und des Ar-
tikels 1 Absatz 2 des Protokolls über die Satzung der Europäischen Investitionsbank erlassen die Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen die Vorschriften, die zur Regelung einiger 
besonderer Probleme des Großherzogtums Luxemburg erforderlich sind, welche sich aus der Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission der Europäischen Gemeinschaften ergeben. 

Der Beschluß der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten tritt am gleichen Tage in Kraft wie dieser 
Vertrag. 
Art. 38 Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung durch die Hohen Vertragsparteien gemäß ihren verfassungs-
rechtlichen Vorschriften. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung der Italienischen Republik hin-
terlegt. 

Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des auf die Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde folgenden Mo-
nats in Kraft. 
Art. 39 Dieser Vertrag ist in einer Urschrift in deutscher, französischer, italienischer und niederländischer Spra-
che abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; er wird im Archiv der Regierung der Italieni-
schen Republik hinterlegt; diese übermittelt der Regierung jedes anderen Unterzeichnerstaats eine beglaubigte 
Abschrift. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter diesen Ver-
trag gesetzt. 

Geschehen zu Brüssel am achten April neunzehnhundertfünfundsechzig. 
Pour Sa Majesté le Roi des Belges  

Voor Zijne Majesteit de Koning der Belgen  
Paul Henri SPAAK 

Für den Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland  
Kurt SCHMÜCKER 

Pour le Président de la République française  
Maurice COUVE DE MURVILLE 

Per il Presidente della Repubblica italiana  
Amintore FANFANI 

Pour Son Altesse Royale le Grand-Duc de Luxembourg  
Pierre WERNER 

Voor Hare Majesteit de Koningin der Nederlanden  
J. M. A. H. LUNS 

Link: http://www.politische-union.de/fusion.htm
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Nr. 37. Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 6. April 1968

(Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik 1968 I, 199)
Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik (1968)

Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik

Getragen von der Verantwortung, der ganzen deutschen Nation den Weg in eine Zukunft des Friedens und 
des Sozialismus zu weisen,

in Ansehung der geschichtlichen Tatsache, daß der Imperialismus unter Führung der USA im Einvernehmen 
mit Kreisen des westdeutschen Monopolkapitals Deutschland gespalten hat, um Westdeutschland zu einer Basis 
des Imperialismus und des Kampfes gegen den Sozialismus aufzubauen, was den Lebensinteressen der Nation 
widerspricht,

hat sich das Volk der Deutschen Demokratischen Republik,
fest gegründet auf den Errungenschaften der antifaschistisch-demokratischen und der sozialistischen Um-

wälzung der gesellschaftlichen Ordnung,
einig in seinen werktätigen Klassen und Schichten das Werk der Verfassung vom 7. Oktober 1949 in ihren 

Geiste weiterführend
und von dem Willen erfüllt, den Weg des Friedens, der sozialen Gerechtigkeit, der Demokratie, des Sozialis-

mus und der Völkerfreundschaft in freier Entscheidung unbeirrt weiterzugehen,
diese sozialistische Verfassung gegeben.

 
Abschnitt I. Grundlagen der sozialistischen Gesellschafts- und Staatsordnung

Kapitel 1. Politische Grundlagen
Art. 1 Die Deutsche Demokratische Republik ist ein sozialistischer Staat deutscher Nation. Sie ist die politische 
Organisation der Werktätigen in Stadt und Land, die gemeinsam unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer 
marxistisch-leninistischen Partei den Sozialismus verwirklichen.

Der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik ist Berlin.
Die Staatsflagge der Deutschen Demokratischen Republik besteht aus den Farben Schwarz-Rot-Gold und 

trägt auf beiden Seiten in der Mitte das Staatswappen der Deutschen Demokratischen Republik.
Das Staatswappen der Deutschen Demokratischen Republik besteht aus Hammer und Zirkel, umgeben von 

einem Ährenkranz, der im unteren Teil von einem schwarz-rot-goldenen Band umschlungen ist.
Art. 2 (1) Alle politische Macht in der Deutschen Demokratischen Republik wird von den Werktätigen ausge-
übt. Der Mensch steht im Mittelpunkt aller Bemühungen der sozialistischen Gesellschaft und ihres Staates. Das 
gesellschaftliche System des Sozialismus wird ständig vervollkommnet.

(2) Das feste Bündnis der Arbeiterklasse mit der Klasse der Genossenschaftsbauern, den Angehörigen der 
Intelligenz und den anderen Schichten des Volkes, das sozialistische Eigentum an Produktionsmitteln, die Pla-
nung und Leitung der gesellschaftlichen Entwicklung und den fortgeschrittensten Erkenntnisse der Wissen-
schaft bilden unantastbare Grundlagen der sozialistischen Gesellschaftsordnung.

(3) Die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen ist für immer beseitigt. Was des Volkes Hände schaf-
fen, ist des Volkes Eigen. Das sozialistische Prinzip „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seiner Leistung“ 
wird verwirklicht.

(4) Die Übereinstimmung der politischen, materiellen und kulturellen Interessen der Werktätigen und ihrer 
Kollektive mit den gesellschaftlichen Erfordernissen ist die wichtigste Triebkraft der sozialistischen Gesellschaft.
Art. 3 (1) Das Bündnis aller Kräfte des Volkes findet in der Nationalen Front des demokratischen Deutschland 
seinen organisatorischen Ausdruck.

(2) In der Nationalen Front des demokratischen Deutschland vereinigen die Parteien und Massenorganisa-
tionen alle Kräfte des Volkes zum gemeinsamen Handeln für die Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft. 
Dadurch verwirklichen sie das Zusammenleben aller Bürger in der sozialistischen Gemeinschaft nach dem 
Grundsatz, daß jeder Verantwortung für das Ganze trägt.
Art. 4 Alle Macht dient dem Wohle des Volkes. Sie sichert sein friedliches Leben, schützt die sozialistische 
Gesellschaft und gewährleistet die planmäßige Steigerung des Lebensstandards, die freie Entwicklung des Men-
schen, wahrt seine Würde und garantiert die in dieser Verfassung verbürgten Rechte.
Art. 5 (1) Die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik üben ihre politische Macht durch demokratisch 
gewählte Volksvertretungen aus.



476

Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik[37]

(2) Die Volksvertretungen sind die Grundlage des Systems der Staatsorgane. Sie stützen sich in ihrer Tätigkeit 
auf die aktive Mitgestaltung der Bürger an der Vorbereitung, Durchführung und Kontrolle ihrer Entscheidun-
gen.

(3) Zu keiner Zeit und unter keinen Umständen können andere als die verfassungsmäßig vorgesehenen Or-
gane staatliche Macht ausüben.
Art. 6 (1) Die Deutsche Demokratische Republik hat getreu den Interessen des deutschen Volkes und der 
internationalen Verpflichtung aller Deutschen auf ihrem Gebiet den deutschen Militarismus und Nazismus 
ausgerottet und betreibt eine dem Frieden und dem Sozialismus, der Völkerverständigung und der Sicherheit 
dienende Außenpolitik.

(2) Die Deutsche Demokratische Republik pflegt und entwickelt entsprechend den Prinzipien des sozialis-
tischen Internationalismus die allseitige Zusammenarbeit und Freundschaft mit der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken und den anderen sozialistischen Staaten.

(3) Die Deutsche Demokratische Republik unterstützt die Bestrebungen der Völker nach Freiheit und Unab-
hängigkeit und pflegt auf der Grundlage der Gleichberechtigung und gegenseitigen Achtung die Zusammenar-
beit mit allen Staaten.

(4) Die Deutsche Demokratische Republik erstrebt eine System der kollektiven Sicherheit in Europa und eine 
stabile Friedensordnung in der Welt. Sie setzt sich für die allgemeine Abrüstung ein.

(5) Militaristische und revanchistische Propaganda in jeder Form, Kriegshetze und Bekundung von Glau-
bens-, Rassen- und Völkerhaß werden als Verbrechen geahndet.
Art. 7 (1) Die Staatsorgane gewährleisten die Unantastbarkeit des Staatsgebietes der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich des Luftraums und der Territorialgewässer sowie den Schutz und die Nutzung 
des Festlandsockels.

(2) Die Deutsche Demokratische Republik organisiert die Landesverteidigung sowie den Schutz der sozialis-
tischen Ordnung und des friedlichen Lebens der Bürger. Die Nationale Volksarmee und die anderen Organe der 
Landesverteidigung schützen die sozialistischen Errungenschaften des Volkes gegen alle Angriffe von außen. 
Die Nationale Volksarmee pflegt im Interesse der Wahrung des Friedens und der Sicherung des sozialistischen 
Staates enge Waffenbrüderschaft mit den Armeen der Sowjetunion und anderer sozialistischer Staaten.
Art. 8 (1) Die allgemein anerkannten, dem Frieden und der friedlichen Zusammenarbeit der Völker dienenden 
Regeln des Völkerrechts sind für die Staatsmacht und jeden Bürger verbindlich. Die Deutsche Demokratische 
Republik wird niemals einen Eroberungskrieg unternehmen oder ihre Streitkräfte gegen die Freiheit eines an-
deren Volkes einsetzen.

(2) Die Herstellung und Pflege normaler Beziehungen und die Zusammenarbeit der beiden deutschen Staaten 
auf der Grundlage der Gleichberechtigung sind nationales Anliegen der Deutschen Demokratischen Republik. 
Die Deutsche Demokratische Republik und ihre Bürger erstreben darüber hinaus die Überwindung der vom 
Imperialismus der deutschen Nation aufgezwungenen Spaltung Deutschlands, die schrittweise Annäherung 
der beiden deutschen Staaten bis zu ihrer Vereinigung auf der Grundlage der Demokratie und des Sozialismus.

Kapitel 2. Ökonomische Grundlagen, Wissenschaft, Bildung und Kultur
Art. 9 (1) Die Volkswirtschaft der Deutsche Demokratische Republik beruht auf dem sozialistischen Eigentum 
an den Produktionsmitteln. Sie entwickelt sich gemäß den ökonomischen Gesetzen des Sozialismus auf der 
Grundlage der sozialistischen Produktionsverhältnisse. Die sozialistischen Produktionsverhältnisse entstanden 
als Ergebnis der Kampfes gegen das monopolkapitalistische Wirtschaftssystem, dessen aggressive und aben-
teuerliche Politik der deutschen Nation bisher nur Unglück gebracht hat. Durch die Entmachtung der Mono-
pole und Großgrundbesitzer, durch die Abschaffung der kapitalistischen Profitwirtschaft wurde die Quelle der 
Kriegspolitik und der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen beseitigt.

Das sozialistische Eigentum hat sich bewährt.
(2) Die Volkswirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik dient der Stärkung der sozialistischen Ord-

nung , der ständig besseren Befriedung der materiellen und kulturellen Bedürfnisse der Bürger, der Entfaltung 
der Persönlichkeit und ihrer sozialistischen gesellschaftlichen Beziehungen.

(3) In der Deutschen Demokratischen Republik gilt der Grundsatz der Planung und Leitung der Volkswirt-
schaft sowie aller anderen gesellschaftlichen Bereiche. Die Volkswirtschaft der Deutschen Demokratischen Re-
publik ist sozialistische Planwirtschaft. Das ökonomische System des Sozialismus verbindet die zentrale staatli-
che Planung und Leitung der Grundfragen der gesellschaftlichen Entwicklung mit der Eigenverantwortung der 
sozialistischen Warenproduzenten und der örtlichen Staatsorgane.

(4) Die Festlegung des Währungs- und Finanzsystems ist Sache des sozialistischen Staates. Abgaben und 
Steuern werden auf der Grundlage von Gesetzen erhoben.

(5) Die Außenwirtschaft einschließlich des Außenhandels und der Valutawirtschaft ist staatliches Monopol.
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Art. 10 

(1) Das sozialistische Eigentum besteht

als gesamtgesellschaftliches Volkseigentum,
als genossenschaftliches Gemeineigentum werktätiger Kollektive 
sowie
als Eigentum gesellschaftlicher Organisationen der Bürger.

(2) Das sozialistische Eigentum zu schützen und zu mehren ist 
Pflicht des sozialistischen Staates und seiner Bürger.

Art. 11 (1) Das persönliche Eigentum der Bürger und das Erbrecht sind gewährleistet.
Das persönliche Eigentum dient der Befriedigung der materiellen und kulturellen Bedürfnisse der Bürger.
(2) Die Rechte von Urhebern und Erfindern genießen den Schutz des sozialistischen Staates.
(3) Der Gebrauch des Eigentums sowie von Urheber- und Erfinderrechten darf den Interessen der Gesell-

schaft nicht zuwiderlaufen.
Art. 12 (1) Die Bodenschätze, die Bergwerke, Kraftwerke, Talsperren und großen Gewässer, die Naturreichtü-
mer des Festlandsockels, größere Industriebetriebe, Banken und Versicherungseinrichtungen, die volkseigenen 
Güter, die Verkehrswege, die Transportmittel der Eisenbahn, der Seeschiffahrt sowie der Luftfahrt, die Post- 
und Fernmeldeanlagen sind Volkseigentum. Privateigentum daran ist unzulässig.

(2) Der sozialistische Staat gewährleistet die Nutzung des Volkseigentums mit dem Ziel des höchsten Ergeb-
nisses für die Gesellschaft. Dem dienen die sozialistische Planwirtschaft und das sozialistische Wirtschaftsrecht. 
Die Nutzung und Bewirtschaftung des Volkseigentums erfolgt grundsätzlich durch die volkseigenen Betriebe 
und staatlichen Einrichtungen. Seine Nutzung und Bewirtschaftung kann der Staat durch Verträge genossen-
schaftlichen oder gesellschaftlichen Organisationen und Vereinigungen übertragen. Eine solche Übertragung 
hat den Interessen der Allgemeinheit und der Mehrung des gesellschaftlichen Reichtums zu dienen.
Art. 13 Die Geräte, Maschinen, Anlagen, Bauten der landwirtschaftlichen, handwerklichen und sonstigen so-
zialistischen Genossenschaften sowie die Tierbestände der landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
und das aus genossenschaftlicher Nutzung des Bodens sowie genossenschaftlicher Produktionsmittel erzielte 
Ergebnis sind genossenschaftliches Eigentum.
Art. 14 (1) Die Nutzung und der Betrieb privater Wirtschaftsunternehmen und -einrichtungen zu Erwerbszwe-
cken müssen gesellschaftliche Bedürfnisse befriedigen, der Erhöhung des Volkswohlstandes und der Mehrung 
des gesellschaftlichen Reichstums dienen.

(2) Das enge Zusammenwirken von sozialistischen mit privaten Wirtschaftsunternehmen und -einrichtun-
gen wird vom Staat gefördert. In Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Erfordernissen können private 
Betriebe auf Antrag staatliche Beteiligung aufnehmen.

(3) Privatwirtschaftliche Vereinigungen zur Begründung wirtschaftlicher Macht sind nicht gestattet.
Art. 15 (1) Der Boden der Deutschen Demokratischen Republik gehört zu ihren kostbarsten Naturreichtü-
mern. Er muß geschützt und rationell genutzt werden. Land- und forstwirtschaftlich genutzter Boden darf nur 
mit Zustimmung der verantwortlichen Organe seiner Zweckbestimmung entzogen werden.

(2) Im Interesse des Wohlergehens der Bürger sorgen Staat und Gesellschaft für den Schutz der Natur. Die 
Reinhaltung der Gewässer und der Luft sowie der Schutz der Pflanzen- und Tierwelt und der landschaftlichen 
Schönheit der Heimat sind durch die zuständigen Organe zu gewährleisten und darüber hinaus auch Sache 
jedes Bürgers.
Art. 16 Enteignungen sind nur für gemeinnützige Zwecke auf gesetzlicher Grundlage und gegen eine angemes-
sene Entschädigung zulässig. Sie dürfen nur erfolgen, wenn auf andere Weise der angestrebte gemeinnützige 
Zweck nicht erreicht werden kann.
Art. 17 (1) Wissenschaft und Forschung sowie die Anwendung ihrer Erkenntnisse sind wesentliche Grundlage 
der sozialistischen Gesellschaft und werden durch den Staat allseitig gefördert.

(2) Mit dem einheitlichen sozialistischen Bildungssystem sichert die Deutsche Demokratische Republik allen 
Bürgern eine den ständig steigenden gesellschaftlichen Erfordernissen entsprechende hohe Bildung. Sie befä-
higt die Bürger, die sozialistische Gesellschaft zu gestalten und an der Entwicklung der sozialistischen Demo-
kratie schöpferisch mitzuwirken.

(3) Die Deutsche Demokratische Republik fördert Wissenschaft und Bildung mit dem Ziel, die Gesellschaft 
und das Leben der Bürger zu schützen und bereichern, die wissenschaftlich-technischen Revolution zu meis-
tern sowie den ständigen Fortschritt der sozialistischen Gesellschaft zu gewährleisten.

(4) Jeder gegen den Frieden, die Völkerverständigung, gegen das Leben und die Würde des Menschen gerich-
tete Mißbrauch der Wissenschaft ist verboten.
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Art. 18 (1) Die sozialistischen Nationalkultur gehört zu den Grundlagen der sozialistischen Gesellschaft. Die 
Deutsche Demokratische Republik fördert und schützt die sozialistische Kultur, die dem Frieden, dem Hu-
manismus und der Entwicklung der sozialistischen Menschengemeinschaft dient. Sie bekämpft die imperia-
listische Unkultur, die der psychologischen Kriegführung und der Herabwürdigung des Menschen dient. Die 
sozialistische Gesellschaft fördert das kulturvolle Leben der Werktätigen, pflegt alle humanistischen Werte der 
nationalen Kulturerbes und der Weltkultur und entwickelt die sozialistische Nationalkultur als Sache des gan-
zen Volkes.

(2) Die Förderung der Künste, der künstlerischen Interessen und Fähigkeiten aller Werktätigen und die 
Verbreitung künstlerischer Werke und Leistungen sind Obliegenheiten des Staates und aller gesellschaftlichen 
Kräfte. Das künstlerische Schaffen beruht auf einer engen Verbindung der Kulturschaffenden mit dem Leben 
des Volkes.

(3) Körperkultur, Sport und Touristik als Elemente der sozialistischen Kultur dienen der allseitigen körperli-
chen und geistigen Entwicklung der Bürger.

 
Abschnitt II. Bürger und Gemeinschaften in der sozialistischen Gesellschaft

Kapitel 1. Grundrechte und Grundpflichten der Bürger
Art. 19 (1) Die Deutsche Demokratische Republik garantiert allen Bürgern die Ausübung ihrer Rechte und ihre 
Mitwirkung an der Leitung der gesellschaftlichen Entwicklung. Sie gewährleistet die sozialistische Gesetzlich-
keit und Rechtssicherheit.

(2) Achtung und Schutz der Würde und Freiheit der Persönlichkeit sind Gebot für alle staatlichen Organe, 
alle gesellschaftlichen Kräfte und jeden einzelnen Bürger.

(3) Frei von Ausbeutung, Unterdrückung und wirtschaftlicher Abhängigkeit hat jeder Bürger gleiche Rechte 
und vielfältige Möglichkeiten, seine Fähigkeiten in vollem Umfang zu entwickeln und sein Kräfte aus freiem 
Entschluß zum Wohle der Gesellschaft und zu seinem eigenen Nutzen in der sozialistischen Gemeinschaft 
ungehindert zu entfalten. So verwirklicht er Freiheit und Würde seiner Persönlichkeit. Die Beziehungen der 
Bürger werden durch gegenseitige Achtung und Hilfe, durch die Grundsätze sozialistischer Moral geprägt.

(4) Die Bedingungen für den Erwerb und den Verlust der Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokratischen 
Republik werden durch Gesetz bestimmt.
Art. 20 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat unabhängig von seiner Nationalität, 
seiner Rasse, seinem weltanschaulichen oder religiösen Bekenntnis, seiner sozialen Herkunft und Stellung die 
gleichen Rechte und Pflichten. Gewissens- und Glaubensfreiheit sind gewährleistet. Alle Bürger sind vor dem 
Gesetz gleich.

(2) Mann und Frau sind gleichberechtigt und haben gleiche Rechtsstellung in allen Bereichen des gesell-
schaftlichen, staatlichen und persönlichen Lebens. Die Förderung der Frau, besonders in der beruflichen Qua-
lifizierung, ist eine gesellschaftliche und staatliche Aufgabe.

(3) Die Jugend wird in ihrer gesellschaftlichen und beruflichen Entwicklung besonders gefördert. Sie hat alle 
Möglichkeiten, an der Entwicklung der sozialistischen Gesellschaftsordnung verantwortungsbewußt teilzuneh-
men.
Art. 21 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, das politische, wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Leben der sozialistischen Gemeinschaft und des sozialistischen Staates umfassend mitzu-
gestalten. Es gilt der Grundsatz „Arbeite mit, plane mit, regiere mit!“

(2) Das Recht auf Mitbestimmung und Mitgestaltung ist dadurch gewährleistet, daß die Bürger alle Macht-
organe demokratisch wählen, an ihrer Tätigkeit und an der Planung, Leitung und Gestaltung des gesellschaft-
lichen Lebens mitwirken;

Rechenschaft von den Volksvertretungen, ihren Abgeordneten, den Leitern staatlicher und wirtschaftlicher 
Organe über ihre Tätigkeit fordern können;

mit der Autorität ihrer gesellschaftlichen Organisationen ihrem Wollen und ihren Forderungen Ausdruck 
geben;

sich mit ihren Anliegen und Vorschlägen an die gesellschaftlichen, staatlichen und wirtschaftlichen Organe 
und Einrichtungen wenden können;

in Volksabstimmungen ihren Willen bekunden.
(3) Die Verwirklichung dieses Rechts der Mitbestimmung und Mitgestaltung ist zugleich eine hohe morali-

sche Verpflichtung für jeden Bürger.
Die Ausübung gesellschaftlicher oder staatlicher Funktionen findet die Anerkennung und Unterstützung der 
Gesellschaft und des Staates.	
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Art. 22 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet 
hat, ist wahlberechtigt.

(2) Jeder Bürger kann in die örtlichen Volksvertretungen gewählt werden, wenn er am Wahltage das 18. Le-
bensjahr vollendet hat. Er kann in die Volkskammer gewählt werden, wenn er am Wahltage das 21. Lebensjahr 
vollendet hat.

(3) Die Leitung der Wahlen durch demokratisch gebildete Wahlkommissionen, die Volksaussprache über die 
Grundfragen der Politik und die Aufstellung und Prüfung der Kandidaten durch die Wähler sind unverzicht-
bare sozialistische Wahlprinzipien.
Art. 23 (1) Der Schutz des Friedens und des sozialistischen Vaterlandes und seiner Errungenschaften ist Recht 
und Ehrenpflicht der Bürger der Deutschen Demokratischen Republik. Jeder Bürger ist zum Dienst und zu Leis-
tungen für die Verteidigung der Deutschen Demokratischen Republik entsprechend den Gesetzen verpflichtet.

(2) Kein Bürger darf an kriegerischen Handlungen und ihrer Vorbereitung teilnehmen, die der Unterdrü-
ckung eines Volkes dienen.

(3) Die Deutsche Demokratische Republik kann Bürgern anderer Staaten oder Staatenlosen Asyl gewähren, 
wenn sie wegen politischer, wissenschaftlicher oder kultureller Tätigkeit zur Verteidigung des Friedens, der 
Demokratie, der Interessen des werktätigen Volkes oder wegen ihrer Teilnahme am sozialen und nationalen 
Befreiungskampf verfolgt werden.
Art. 24 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf Arbeit. Er hat das Recht 
auf einen Arbeitsplatz und dessen freie Wahl entsprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen und der per-
sönlichen Qualifikation. Er hat das Recht auf Lohn nach Qualität und Quantität der Arbeit. Mann und Frau, 
Erwachsene und Jugendliche haben das Recht auf gleichen Lohn bei gleicher Arbeitsleistung.

(2) Gesellschaftlich nützliche Tätigkeit ist eine ehrenvolle Pflicht für jeden arbeitsfähigen Bürger. Das Recht 
auf Arbeit und die Pflicht zur Arbeit bilden eine Einheit.

(3) Das Recht auf Arbeit wird gewährleistet durch das sozialistische Eigentum an den Produktionsmitteln;
durch die sozialistische Planung und Leitung des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses;
durch das stetige und planmäßige Wachstum der sozialistischen Produktivkräfte und der Arbeitsprodukti-

vität;
durch die konsequente Durchführung der wissenschaftlich-technischen Revolution;
durch ständige Bildung und Weiterbildung der Bürger und
durch das einheitliche sozialistische Arbeitsrecht. 

Art. 25 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das gleiche Recht auf Bildung. Die Bil-
dungsstätten stehen jedermann offen. Das einheitliche sozialistische Bildungssystem gewährleistet jedem Bür-
ger eine kontinuierliche sozialistische Erziehung, Bildung und Weiterbildung.

(2) Die Deutsche Demokratische Republik sichert das Voranschreiten des Volkes zur sozialistischen Ge-
meinschaft allseitig gebildeter und harmonisch entwickelter Menschen, die vom Geist des sozialistischen Patri-
otismus und Internationalismus durchdrungen sind und über eine hohe Allgemeinbildung und Spezialbildung 
verfügen.

(3) Alle Bürger haben das Recht auf Teilnahme am kulturellen Leben. Es erlangt unter den Bedingungen der 
wissenschaftlich-technischen Revolution und der Erhöhung der geistigen Anforderungen wachsende Bedeu-
tung. Zur vollständigen Ausprägung der sozialistischen Persönlichkeit und zur wachsenden Befriedigung der 
kulturellen Interessen und Bedürfnisse wird die Teilnahme der Bürger am kulturellen Leben, an der Körperkul-
tur und am Sport durch den Staat und die Gesellschaft gefördert.

(4) In der Deutschen Demokratischen Republik besteht allgemeine zehnjährige Oberschulpflicht, die durch 
den Besuch der zehnklassigen allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule zu erfüllen ist. in bestimmten 
Fällen kann die Oberschulbildung in den Einrichtungen der Berufsausbildung oder der Aus- und Weiterbildung 
der Werktätigen beendet werden. Alle Jugendlichen haben das Recht und die Pflicht, einen Beruf zu erlernen.

(5) Für Kinder und Erwachsene mit psychischen und physischen Schädigungen bestehen Sonderschul- und 
–ausbildungseinrichtungen.

(6) Die Lösung dieser Aufgaben wird durch den Staat und alle gesellschaftlichen Kräfte in gemeinsamer Bil-
dungs- und Erziehungsarbeit gesichert.
Art. 26 (1) Der Staat sichert die Möglichkeit des Übergangs zur nächsthöheren Bildungsstufe bis zu den höchs-
ten Bildungsstätten, den Universitäten und Hochschulen, entsprechend dem Leistungsprinzip, den gesellschaft-
lichen Erfordernissen und unter Berücksichtigung der sozialen Struktur der Bevölkerung.

(2) Es besteht Schulgeldfreiheit. Ausbildungsbeihilfen und Lernmittelfreiheit werden nach sozialen Gesichts-
punkten gewährt.

(3) Direktstudenten an den Universitäten, Hoch- und Fachschulen sind von Studiengebühren befreit.
Stipendien und Studienbeihilfen werden nach sozialen Gesichtspunkten und nach Leistung gewährt.
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Art. 27 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, den Grundsätzen dieser Ver-
fassung gemäß seine Meinung frei und öffentlich zu äußern. Dieses Recht wird durch kein Dienst- oder Ar-
beitsverhältnis beschränkt. Niemand darf benachteiligt werden, wenn er von diesem Recht Gebrauch macht.

(2) Die Freiheit der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens ist gewährleistet.
Art. 28 (1) Alle Bürger haben das Recht, sich im Rahmen der Grundsätze und Ziele der Verfassung friedlich 
zu versammeln.

(2) Die Nutzung der materiellen Voraussetzungen zur ungehinderten Ausübung dieses Rechts, der Ver-
sammlungsgebäude, Straßen und Kundgebungsplätze, Druckereien und Nachrichtenmittel wird gewährleistet.
Art. 29 Die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik haben das Recht auf Vereinigung, um durch ge-
meinsames Handeln in politischen Parteien, gesellschaftlichen Organisationen, Vereinigungen und Kollektiven 
ihre Interessen in Übereinstimmung mit den Grundsätzen und Zielen der Verfassung zu verwirklichen.
Art. 30 (1) Die Persönlichkeit und die Freiheit jedes Bürgers der Deutschen Demokratischen Republik sind 
unantastbar.

(2) Einschränkungen sind nur im zusammenhang mit strafbaren Handlungen oder einer Heilbehandlung 
zulässig und müssen gesetzlich begründet sein. Dabei dürfen die Rechte solcher Bürger nur insoweit einge-
schränkt werden, als dies gesetzlich zulässig und unumgänglich ist.

(3) Zum Schutz seiner Freiheit und der Unantastbarkeit seiner Persönlichkeit hat jeder Bürger den Anspruch 
auf die Hilfe der staatlichen und gesellschaftlichen Organe.
Art. 31 (1) Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletzbar.

(2) Sie dürfen nur auf gesetzlicher Grundlage eingeschränkt werden, wenn es die Sicherheit des sozialisti-
schen Staates oder eine strafrechtliche Verfolgung erfordern.
Art. 32 Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat im Rahmen der Gesetze das Recht auf Frei-
zügigkeit innerhalb des Staatsgebietes der Deutschen Demokratischen Republik.
Art. 33 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat bei Aufenthalt außerhalb der Deutschen 
Demokratischen Republik Anspruch auf Rechtsschutz durch die Organe der Deutschen Demokratischen Re-
publik.

(2) Kein Bürger der Deutschen Demokratischen Republik darf einer auswärtigen Macht ausgeliefert werden.
Art. 34 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf Freizeit und Erholung.

(2) Das Recht auf Freizeit und Erholung wird gewährleistet durch die gesetzliche Begrenzung der täglichen 
und wöchentlichen Arbeitszeit,

durch einen vollbezahlten Jahresurlaub und
durch den planmäßigen Ausbau des Netzes volkseigener und anderer gesellschaftlicher Erholungs- und Ur-

laubszentren. 
Art. 35 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf Schutz seiner Gesundheit 
und seiner Arbeitskraft.

(2) Dieses Recht wird durch die planmäßige Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen, die Pflege 
der Volksgesundheit, eine umfassenden Sozialpolitik, die Förderung der Körperkultur, des Schul- und Volks-
sports und der Touristik gewährleistet.

(3) Auf der Grundlage eines sozialen Versicherungssystems werden bei Krankheit und Unfällen materielle 
Sicherheit, unentgeltliche ärztliche Hilfe, Arzneimittel und andere medizinische Sachleistungen gewährt.
Art. 36 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf Fürsorge der Gesellschaft 
im Alter und bei Invalidität.

(2) Dieses Recht wird durch eine steigende materielle, soziale und kulturelle Versorgung und Betreuung alter 
und arbeitsunfähiger Bürger gewährleistet.
Art. 37 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf Wohnraum für sich und 
seine Familie entsprechend den volkswirtschaftlichen Möglichkeiten und örtlichen Bedingungen. Der Staat ist 
verpflichtet, dieses Recht durch die Förderung des Wohnungsbaus, die Werterhaltung vorhanden Wohnraums 
und die öffentliche Kontrolle über die gerechte Verteilung des Wohnraums zu verwirklichen.

(2) Es besteht Rechtsschutz bei Kündigungen.
(3) Jeder Bürger hat das Recht auf Unverletzbarkeit seiner Wohnung.

Art. 38 (1) Ehe, Familie und Mutterschaft stehen unter dem besonderen Schutz des Staates.
Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf Achtung, Schutz und Förderung 

der Ehe und Familie.
(2) Dieses Recht wird durch die Gleichberechtigung von Mann und Frau in der Ehe und Familie, durch die 

gesellschaftliche und staatliche Unterstützung der Bürger bei der Festigung und Entwicklung ihrer Ehe und 
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Familie gewährleistet. Kinderreichen Familien, alleinstehenden Müttern und Vätern gilt die Fürsorge und Un-
terstützung des sozialistischen Staates durch besondere Maßnahmen.

(3) Mutter und Kind genießen den besonderen Schutz des sozialistischen Staates. Schwangerschaftsurlaub, 
spezielle medizinische Betreuung, materielle und finanzielle Unterstützung bei Geburten und Kindergeld wer-
den gewährt.

(4) Es ist das Recht und die vornehmste Pflicht der Eltern, ihre Kinder zu gesunden und lebensfrohen, tüchti-
gen und allseitig gebildeten Menschen, zu staatsbewußten Bürgern zu erziehen. Die Eltern haben Anspruch auf 
ein enges und vertrauensvolles Zusammenwirken mit den gesellschaftlichen und staatlichen Erziehungs- und 
Bildungseinrichtungen.
Art. 39 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, sich zu einem religiösen Glau-
ben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben.

(2) Kirchen und andere Religionsgemeinschaften ordnen ihre Angelegenheiten und üben ihre Tätigkeit aus 
in Übereinstimmung mit der Verfassung und den gesetzlichen Bestimmungen der Deutschen Demokratischen 
Republik. Näheres kann durch Vereinbarungen geregelt werden.
Art. 40 Bürger der Deutschen Demokratischen Republik sorbischer Nationalität haben das Recht zur Pflege 
ihrer Muttersprache und Kultur. Die Ausübung dieses Rechts wird vom Staat gefördert.

Kapitel 2. Betriebe, Städte und Gemeinden in der sozialistischen Gesellschaft
Art. 41 Die sozialistischen Betriebe, Städte, Gemeinden und Gemeindeverbände sind im Rahmen der zentralen 
staatlichen Leitung und Planung eigenverantwortliche Gemeinschaften, in denen die Bürger arbeiten und ihre 
gesellschaftlichen Verhältnisse gestalten. Sie sichern die Wahrnehmung der Grundrechte der Bürger, die wirk-
same Verbindung der persönlichen mit den gesellschaftlichen Interessen sowie ein vielfältiges gesellschaftlich-
politisches und kulturell-geistiges Leben. Sie stehen unter dem Schutz der Verfassung. Eingriffe in ihre Rechte 
können nur auf der Grundlage von Gesetzen erfolgen.
Art. 42 (1) Im Betrieb, dessen Tätigkeit die Grundlage für die Schaffung und Mehrung des gesellschaftlichen 
Reichtums ist, wirken die Werktätigen unmittelbar und mit Hilfe ihrer gewählten Organe an der Leitung mit. 
Näheres regeln Gesetze oder Statuten.

(2) Zur Erhöhung der gesellschaftlichen Produktivität können von den staatlichen Organen, den Betrieben 
und Genossenschaften Vereinigungen und Gesellschaften gebildet sowie andere Formen der kooperativen Zu-
sammenarbeit entwickelt werden.
Art. 43 (1) Die Städte, Gemeinden und Gemeindeverbände der Deutschen Demokratischen Republik gestalten 
die notwendigen Bedingungen für ein ständig bessere Befriedigung der materiellen, sozialen, kulturellen und 
sonstigen gemeinsamen Bedürfnisse der Bürger. Zur Lösung dieser Aufgaben arbeiten sie mit den Betrieben 
und Genossenschaften ihres Gebietes zusammen. Alle Bürger nehmen daran durch die Ausübung ihrer politi-
schen Rechte teil.

(2) Die Verantwortung für die Verwirklichung der gesellschaftlichen Funktion der Städte und Gemeinden 
obliegt den von den Bürgern gewählten Volksvertretungen. Sie entscheiden eigenverantwortlich auf der Grund-
lage der Gesetze über ihre Angelegenheiten. Sie tragen die Verantwortung für die rationelle Nutzung aller Werte 
des Volksvermögens, über die sie verfügen.

Kapitel 3. Die Gewerkschaften und ihre Rechte
Art. 44 (1) Die freien Gewerkschaften, vereinigt im Freien Deutschen Gewerkschaftsbund, sind die umfassende 
Klassenorganisation der Arbeiterklasse. Sie nehmen die Interessen der Arbeiter, Angestellten und Angehörigen 
der Intelligenz durch umfassende Mitbestimmung in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft wahr.

(2) Die Gewerkschaften sind unabhängig. Niemand darf sie in ihrer Tätigkeit einschränken oder behindern.
(3) Die Gewerkschaften nehmen durch die Tätigkeit ihrer Organisationen und Organe, durch ihre Vertreter 

in den gewählten staatlichen Machtorganen und durch ihre Vorschläge an die staatlichen und wirtschaftlichen 
Organe maßgeblich teil	

an der Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft,
an der Planung und Leitung der Volkswirtschaft,
an der Verwirklichung der wissenschaftlich-technischen Revolution,
an der Entwicklung der Arbeits- und Lebensbedingungen, des Gesundheits- und Arbeitsschutzes, der Ar-

beitskultur, des kulturellen und sportlichen Lebens der Werktätigen.
Die Gewerkschaften arbeiten in den Betrieben und Institutionen an der Ausarbeitung der Pläne mit und sind 

in den Gesellschaftlichen Räten der Vereinigungen Volkseigener Betriebe und in den Produktionskomitees der 
Betriebe und Kombinate vertreten. Sie organisieren die Ständigen Produktionsberatungen.	
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Art. 45 (1) Die Gewerkschaften haben das Recht, über alle die Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktäti-
gen betreffenden Fragen mit staatlichen Organen, mit Betriebsleitungen und anderen wirtschaftlichen Organen 
Vereinbarungen abzuschließen.

(2) Die Gewerkschaften nehmen aktiv Anteil an der Gestaltung der sozialistischen Rechtsordnung. Sie be-
sitzen das Recht der Gesetzesinitiative sowie der gesellschaftlichen Kontrolle über die Wahrung der gesetzlich 
garantierten Rechte der Werktätigen.

(3) Die Gewerkschaften leiten die Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten auf der Grundlage der 
Selbstverwaltung der Versicherten. Sie nehmen an der umfassenden materiellen und finanziellen Versorgung 
und Betreuung der Bürger bei Krankheit, Arbeitsunfall, Invalidität und im Alter teil.

(4) Alle Staatsorgane und Wirtschaftsleiter sind verpflichtet, für eine enge und vertrauensvolle Zusammenar-
beit mit den Gewerkschaften Sorge zu tragen.

Kapitel 4. Die sozialistischen Produktionsgenossenschaften und ihre Rechte
Art. 46 (1) Die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften sind die freiwilligen Vereinigungen der Bau-
ern zur gemeinsamen sozialistischen Produktion, zur ständig besseren Befriedigung ihrer materiellen und kul-
turellen Bedürfnisse und zur Versorgung des Volkes und der Volkswirtschaft. Sie gestalten auf der Grundlage 
der Gesetze eigenverantwortlich ihre Arbeits- und Lebensbedingungen.

(2) Durch ihre Organisationen und ihre Vertreter in den Staatsorganen nehmen die landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften aktiv an der staatlichen Planung und Leitung der gesellschaftlichen Entwicklung 
teil.

(3) Der Staat hilft den landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften, die sozialistische Großproduktion 
auf der Grundlage fortgeschrittener Wissenschaft und Technik zu entwickeln.

(4) Für die sozialistischen Produktionsgenossenschaften der Fischer, der Gärtner und der Handwerker gelten 
die gleichen Grundsätze.

Abschnitt  III. Aufbau und System der staatlichen Leitung
Art. 47 (1) Der Aufbau und die Tätigkeit der staatlichen Organe werden durch die in dieser Verfassung festge-
legten Ziele und Aufgaben der Staatsmacht bestimmt.

(2) Die Souveränität des werktätigen Volkes, verwirklicht auf der Grundlage des demokratischen Zentralis-
mus, ist das tragende Prinzip des Staatsaufbaus.

Kapitel 1. Die Volkskammer
Art. 48 (1) Die Volkskammer ist das oberste staatliche Machtorgan der Deutschen Demokratischen Republik. 
Sie entscheidet in ihren Plenarsitzungen über die Grundfragen der Staatspolitik.

(2) Die Volkskammer ist das einzige verfassungs- und gesetzgebende Organ in der Deutschen Demokrati-
schen Republik. Niemand kann ihre Rechte einschränken.

Die Volkskammer verwirklicht in ihrer Tätigkeit den Grundsatz der Einheit von Beschlußfassung und 
Durchführung.
Art. 49 (1) Die Volkskammer bestimmt durch Gesetze und Beschlüsse endgültig und für jedermann verbind-
lich die Ziele der Entwicklung der Deutschen Demokratischen Republik.

(2) Die Volkskammer legt die Hauptregeln für das Zusammenwirken der Bürger, Gemeinschaften und Staats-
organe sowie deren Aufgaben bei der Durchführung der staatlichen Pläne der gesellschaftlichen Entwicklung 
fest.

(3) Die Volkskammer gewährleistet die Verwirklichung ihrer Gesetze und Beschlüsse. Sie bestimmt die 
Grundsätze der Tätigkeit des Staatsrates, des Ministerrates, des Nationalen Verteidigungsrates, des Obersten 
Gerichts und des Generalstaatsanwalts.
Art. 50 Die Volkskammer wählt den Vorsitzenden und die Mitglieder des Staatsrates, den Vorsitzenden und 
die Mitglieder des Ministerrates, den Vorsitzenden des Nationalen Verteidigungsrates, den Präsidenten und 
die Richter des Obersten Gerichts und den Generalstaatsanwalt. Sie können jederzeit von der Volkskammer 
abberufen werden.
Art. 51 Die Volkskammer bestätigt Staatsverträge der Deutschen Demokratischen Republik und andere völ-
kerrechtliche Verträge, soweit durch sie Gesetze der Volkskammer geändert werden. Sie entscheidet über die 
Kündigung dieser Verträge.
Art. 52 Die Volkskammer beschließt über den Verteidigungszustand der Deutschen Demokratischen Republik. 
Im Dringlichkeitsfalle ist der Staatsrat berechtigt, den Verteidigungszustand zu beschießen. Der Vorsitzende 
des Staatsrates verkündet den Verteidigungszustand.
Art. 53 Die Volkskammer kann die Durchführung von Volksabstimmungen beschließen.
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Art. 54 Die Volkskammer besteht aus 500 Abgeordneten, die vom Volke auf die Dauer von 4 Jahren in freier, 
allgemeiner, gleicher und geheimer Wahl gewählt werden.
Art. 55 (1) Die Volkskammer wählt für die Dauer der Wahlperiode ein Präsidium.

Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten der Volkskammer, einem Stellvertreter des Präsidenten und 
weiteren Mitgliedern.

(2) Dem Präsidium obliegt die Tagungsleitung der Plenarsitzungen. Weitere Aufgaben regelt die Geschäfts-
ordnung der Volkskammer.
Art. 56 (1) Die Abgeordneten der Volkskammer erfüllen ihre verantwortungsvollen Aufgaben im Interesse und 
zum Wohl des gesamten Volkes.

(2) Die Abgeordneten fördern die Mitwirkung der Bürger an der Vorbereitung und Verwirklichung der Ge-
setze in Zusammenarbeit mit den Ausschüssen der Nationalen Front des demokratischen Deutschland, den 
gesellschaftlichen Organisationen und den staatlichen Organen.

(3) Die Abgeordneten halten enge Verbindung zu ihren Wählern. Sie sind verpflichtet, deren Vorschläge, 
Hinweise und Kritiken zu beachten und für eine gewissenhafte Behandlung Sorge zu tragen.

(4) Die Abgeordneten erläutern den Bürgern die Politik des sozialistischen Staates.
Art. 57 (1) Die Abgeordneten der Volkskammer sind verpflichtet, regelmäßig Sprechstunden und Aussprachen 
durchzuführen sowie den Wählern über ihre Tätigkeit Rechenschaft zu legen.

(2) Ein Abgeordneter, der seine Pflichten gröblich verletzt, kann von den Wählern gemäß dem gesetzliche 
festgelegten Verfahren abberufen werden.
Art. 58 Die Abgeordneten der Volkskammer haben das Recht, an den Tagungen der örtlichen Volksvertretun-
gen mit beratender Stimme teilzunehmen.
Art. 59 Jeder Abgeordnete der Volkskammer hat das Recht, Anfragen an den Ministerrat und jedes seiner 
Mitglieder zu richten.
Art. 60 (1) Alle staatlichen und wirtschaftlichen Organe sind verpflichtet, die Abgeordneten bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben zu unterstützen.

(2) Die Abgeordneten der Volkskammer besitzen die Rechte der Immunität. Beschränkungen der persönli-
chen Freiheit, Hausdurchsuchungen, Beschlagnahmen oder Strafverfolgung sind gegen Angeordnete der Volks-
kammer nur mit Zustimmung der Volkskammer oder in der Zeit zwischen ihren Tagungen mit Zustimmung 
des Staatsrates zulässig. Die Entscheidung des Staatsrates bedarf der Bestätigung durch die Volkskammer.

Die Abgeordneten der Volkskammer sind berechtigt, über Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Ab-
geordnete Tatsachen anvertrauen oder denen sie in Ausübung ihrer Abgeordnetentätigkeit solche Tatsachen 
anvertraut haben, sowie über diese Tatsachen selbst die Aussage zu verweigern.

(3) Den Abgeordneten dürfen aus ihrer Abgeordnetentätigkeit keinerlei berufliche oder sonstige persönliche 
Nachteile entstehen. Sie sind von ihrer beruflichen Tätigkeit freigestellt, soweit die Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben als Abgeordnete es erfordert. Gehälter und Löhne sind weiterzuzahlen.
Art. 61 (1) Die Volkskammer bildet in ihrer Mitte Ausschüsse. Ihnen obliegt in enger Zusammenarbeit mit den 
Wählern die Beratung von Gesetzentwürfen und die ständige Kontrolle der Durchführung der Gesetze.

(2) Die Ausschüsse können die Anwesenheit der zuständigen Minister und Leiter anderer staatlicher Organe 
in ihren Beratungen zum Zwecke der Erteilung von Auskünften verlangen. Alle Staatsorgane sind verpflichtet, 
den Ausschüssen die erforderlichen Informationen zu erteilen.

(3) Die Ausschüsse haben das Recht, Fachleute zur ständigen oder zeitweiligen Mitarbeit heranzuziehen.
Art. 62 (1) Die Volkskammer tritt spätestens am 30. Tage nach ihrer Wahl zusammen. Ihre erste Tagung wird 
vom Staatsrat einberufen.

(2) Die Tagungen der Volkskammer sind öffentlich. Auf Antrag von mindestens zwei Dritteln der anwesen-
den Abgeordneten kann die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden.
Art. 63 (1) Die Volkskammer ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Abgeordneten anwesend sind.

(2) Die Volkskammer faßt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Verfassungsändernde Gesetze sind be-
schlossen, wenn mindesten zwei Drittel der gewählten Abgeordneten zustimmen.
Art. 64 (1) Vor Ablauf der Wahlperiode findet eine Auflösung der Volkskammer nur durch eigenen Beschluß 
statt.

(2) Ein solcher Beschluß bedarf der Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der gewählten Abgeordneten.
(3) Spätestens am 60. Tage nach Ablauf der Wahlperiode oder am 45. Tage nach Auflösung der Volkskammer 

muß deren Neuwahl stattfinden.
Art. 65 (1) Das Recht zur Einbringung von Gesetzesvorlagen haben die Angeordneten der in der Volkskammer 
vertretenen Parteien und Massenorganisationen, die Ausschüsse der Volkskammer, der Staatsrat, der Minister-
rat und der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund.
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(2) In Vorbereitung der Tagungen der Volkskammer behandelt der Staatsrat Gesetzesvorlagen und prüft 
deren Verfassungsmäßigkeit.

(3) Die Ausschüsse der Volkskammer beraten die Gesetzesvorlagen und legen ihre Auffassung dem Plenum 
der Volkskammer vor. Sie werden in ihrer Tätigkeit vom Staatsrat unterstützt.

(4) Entwürfe grundlegender Gesetze werden vor ihrer Verabschiedung der Bevölkerung zur Erörterung un-
terbreitet. Die Ergebnisse der Volksdiskussion sind bei der endgültigen Fassung auszuwerten.

(5) Die von der Volkskammer verabschiedeten Gesetze werden vom Vorsitzenden des Staatsrates innerhalb 
eines Monats im Gesetzblatt verkündet.

(6) Gesetze treten am 14. Tag nach ihrer Verkündigung in Kraft, soweit sie nicht anderes bestimmen.

Kapitel 2. Der Staatsrat
Art. 66 (1) Der Staatsrat erfüllt als Organ der Volkskammer zwischen den Tagungen der Volkskammer alle 
grundsätzlichen Aufgaben, die sich aus den Gesetzen und Beschlüsse der Volkskammer ergeben. Er ist der 
Volkskammer für seine Tätigkeit verantwortlich.

(2) Der Vorsitzende des Staatsrates vertritt die Deutsche Demokratische Republik völkerrechtlich. Der Staats-
rat entscheidet über den Abschluß der Staatsverträge der Deutschen Demokratischen Republik. Sie werden vom 
Vorsitzenden des Staatsrates ratifiziert. Der Staatsrat kündigt Staatsverträge.
Art. 67 (1) Der Staatsrat besteht aus dem Vorsitzendem, seinen Stellvertretern, den Mitgliedern und dem Se-
kretär.

(2) Der Vorsitzende, die Stellvertreter des Vorsitzenden, die Mitglieder und der Sekretär des Staatsrates wer-
den von der Volkskammer auf ihrer ersten Tagung nach der Neuwahl auf die Dauer von 4 Jahren gewählt.

(3) Nach Ablauf der Wahlperiode der Volkskammer setzt der Staatsrat seine Tätigkeit bis zur Wahl des neuen 
Staatsrates durch die Volkskammer fort.
Art. 68 Der Vorsitzende, die Stellvertreter des Vorsitzenden, die Mitglieder und der Sekretär des Staatsrates 
leisten bei ihrem Amtsantritt der Volkskammer folgenden Eid:

„Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des Volkes der Deutschen Demokratischen Republik widmen, 
ihre Verfassung und die Gesetze wahren, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegenüber 
jedermann üben werde.“
Art. 69 Der Vorsitzende leitet die Arbeit des Staatsrates.
Art. 70 (1) Der Staatsrat behandelt Vorlagen an die Volkskammer und veranlaßt ihre Beratung in den Aus-
schüssen der Volkskammer.

(2) Auf Beschluß der Volkskammer oder aus eigener Initiative beruft der Staatsrat die Tagungen der Volks-
kammer ein.

(3) Der Staatsrat ist verpflichtet, die Volkskammer jederzeit einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel der 
Abgeordneten es verlangt.
Art. 71 (1) Der Staatsrat regelt die grundsätzlichen Aufgaben, die sich aus den Gesetzen und Beschlüssen der 
Volkskammer ergeben, durch Erlasse. Sie werden der Volkskammer zur Bestätigung vorgelegt.

(2) Erlasse und Beschlüsse des Staatsrates sind rechtsverbindlich.
(3) Der Staatsrat legt die Verfassung und die Gesetze verbindlich aus, soweit dies nicht durch die Volkskam-

mer selbst erfolgt.
Art. 72 Der Staatsrat schreibt die Wahlen zur Volkskammer und zu den anderen Volksvertretungen aus.
Art. 73 (1) Der Staatsrat faßt grundsätzliche Beschlüsse zu Fragen der Verteidigung und Sicherheit des Landes. 
Er organisiert die Landesverteidigung mit Hilfe des Nationalen Verteidigungsrates.

(2) Der Staatsrat beruft die Mitglieder des Nationalen Verteidigungsrates. Der Nationale Verteidigungsrat ist 
der Volkskammer und dem Staatsrat für seine Tätigkeit verantwortlich.
Art. 74 Der Staatsrat nimmt im Auftrage der Volkskammer die zuständige Aufsicht über die Verfassungsmäßig-
keit und Gesetzlichkeit der Tätigkeit des Obersten Gerichts und des Generalstaatsanwalts wahr.
Art. 75 (1) Der Vorsitzende des Staatsrates ernennt die bevollmächtigten Vertreter der Deutschen Demokrati-
schen Republik in anderen Staaten und beruft sie ab. Er nimmt Beglaubigungs- und Abberufungsschreiben der 
bei ihm akkreditierten Vertreter anderer Staaten entgegen.

(2) Der Staatsrat legt die militärischen Dienstgrade, die diplomatischen Ränge und andere spezielle Titel fest.
Art. 76 Der Staatsrat stiftet staatliche Orden, Auszeichnungen und Ehrentitel, die von seinem Vorsitzenden 
verliehen werden.
Art. 77 Der Staatsrat übt das Amnestie- und Begnadigungsrecht aus.
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Kapitel 3. Der Ministerrat
Art. 78 (1) Der Ministerrat organisiert im Auftrage der Volkskammer die Erfüllung der politischen, ökonomi-
schen, kulturellen und sozialen sowie die ihm übertragenen Verteidigungsaufgaben des sozialistischen Staates. 
Er ist ein kollektiv arbeitendes Organ.

(2) Der Ministerrat arbeitet wissenschaftlich begründete Prognosen aus, organisiert die Gestaltung des öko-
nomischen Systems des Sozialismus und leitet die planmäßige Entwicklung der Volkswirtschaft.
Art. 79 (1) Der Ministerrat arbeitet auf der Grundlage der Gesetze und Beschlüsse der Volkskammer sowie der 
Erlasse und Beschlüsse des Staatsrates. Er erläßt im Rahmen der Gesetze und Erlasse Verordnungen und faßt 
Beschlüsse.

(2) Der Ministerrat leitet, koordiniert und kontrolliert die Tätigkeit der Ministerien, der anderen zentralen 
Staatsorgane und der Räte der Bezirke entsprechend den Erkenntnissen der Organisationswissenschaft.

(3) Der Ministerrat entscheidet über den Abschluß und die Kündigung völkerrechtlicher Verträge, die in 
seinem Namen abgeschlossen werden.
Art. 80 (1) Der Vorsitzende des Ministerrates wird vom Vorsitzenden des Staatsrates der Volkskammer vorge-
schlagen und von ihr mit der Bildung des Ministerrates beauftragt.

(2) Der Vorsitzende und die Mitglieder des Ministerrates werden nach der Neuwahl der Volkskammer von 
ihr auf die Dauer von 4 Jahren gewählt.

(3) Der Vorsitzende und die Mitglieder des Ministerrates werden vom Vorsitzenden des Staatsrates auf die 
Verfassung vereidigt.

(4) Der Ministerrat besteht aus dem Vorsitzenden, den Stellvertretern des Vorsitzenden und den Ministern. 
Er wird vom Vorsitzenden des Ministerrates geleitet.

(5) Der Ministerrat bildet aus seiner Mitte das Präsidium des Ministerrates. Es wird vom Vorsitzenden des 
Ministerrates geleitet.

(6) Jeder Minister leitet verantwortlich das ihm übertragene Aufgabengebiet.
Für die Tätigkeit des Ministerrates tragen alle seine Mitglieder die Verantwortung.
(7) Der Ministerrat ist der Volkskammer verantwortlich und rechenschaftspflichtig.
(8) Nach Ablauf der Wahlperiode der Volkskammer setzt der Ministerrat seine Tätigkeit bis zur Wahl des 

neuen Ministerrates durch die Volkskammer fort.

Kapitel 4. Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe
Art. 81 (1) Die örtlichen Volksvertretungen sind die von den wahlberechtigten Bürgern gewählten Organe der 
Staatsmacht in den Bezirken, Kreisen, Städten, Stadtbezirken, Gemeinden und Gemeindeverbänden.

(2) Die örtlichen Volksvertretungen entscheiden auf der Grundlage der Gesetze in eigener Verantwortung 
über alle Abgelegenheiten, die ihr Gebiet und seine Bürger betreffen. Sie organisieren die Mitwirkung der Bür-
ger an der Gestaltung des politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Lebens und arbeiten mit den 
gesellschaftlichen Organisationen der Werktätigen zusammen.

(3) Die Tätigkeit der örtlichen Volksvertretungen ist darauf gerichtet, das sozialistische Eigentum zu mehren 
und zu schützen, die Arbeits- und Lebensbedingungen der Bürger ständig zu verbessern und das gesellschaftli-
che und kulturelle Leben der Bürger und ihrer Gemeinschaften zu fördern,

das sozialistische Staats- und Rechtsbewußtsein der Bürger zu heben und die öffentliche Ordnung zu sichern, 
die sozialistische Gesetzlichkeit zu festigen und die Rechte der Bürger zu wahren. Art. 82 (1) Die örtlichen 
Volksvertretungen fassen Beschlüsse, die für ihre Organe und Einrichtungen sowie für die Volksvertretungen, 
Gemeinschaften und Bürger ihres Gebietes verbindlich sind. Diese Beschlüsse sind zu veröffentlichen.

(2) Die örtlichen Volksvertretungen haben eigene Einnahmen und verfügen über ihre Verwendung.
Art. 83 (1) Zur Wahrnehmung ihrer Verantwortung wählt jede örtliche Volksvertretung ihren Rat und Kom-
missionen. Die Mitglieder des Rates sollen nach Möglichkeit Abgeordnete sein. In die Kommissionen können 
auch Mitglieder berufen werden, die nicht Abgeordnete sind.

(2) Der Rat sichert die Entfaltung der Tätigkeit der Volksvertretung und organisiert die Leitung der gesell-
schaftlichen Entwicklung in deren Verantwortungsbereich. Er ist der Volksvertretung für seine gesamte Tätig-
keit verantwortlich und dem übergeordneten Rat rechenschaftspflichtig. Der Rat ist ein kollektiv arbeitendes 
Organ.

(3) Die Kommissionen organisieren die sachkundige Mitwirkung der Bürger bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Beschlüsse der Volksvertretung. Sie kontrollieren die Durchführung der Gesetze, Erlasse, 
Verordnungen und der Beschlüsse der Volksvertretung durch den Rat und dessen Fachorgane.
Art. 84 Die örtlichen Volksvertretungen können zur gemeinsamen Wahrnehmung ihrer Aufgaben Verbände 
bilden.
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Art. 85 Die Aufgaben und Befugnisse der örtlichen Volksvertretungen, ihrer Abgeordneten, Kommissionen 
und ihrer Räte in den Bezirken, Kreisen, Städten, Stadtbezirken, Gemeinden und Gemeindeverbänden werden 
durch Gesetz festgelegt.

 
Abschnitt IV. Sozialistische Gesetzlichkeit und Rechtspflege

Art. 86 Die sozialistische Gesellschaft, die politische Macht des werktätigen Volkes, ihre Staats- und Rechtsord-
nung sind die grundlegende Garantie für die Einhaltung und die Verwirklichung der Verfassung im Geiste der 
Gerechtigkeit, Gleichheit, Brüderlichkeit und Menschlichkeit.
Art. 87 Gesellschaft und Staat gewährleisten die Gesetzlichkeit durch die Einbeziehung der Bürger und ihrer 
Gemeinschaften in die Rechtspflege und in die gesellschaftliche und staatliche Kontrolle über die Einhaltung 
des sozialistischen Rechts.
Art. 88 Die Verantwortlichkeit aller leitenden Mitarbeiter in Staats und Wirtschaft gegenüber den Bürgern ist 
durch ein System der Rechenschaftspflicht gewährleistet.
Art. 89 (1) Gesetze und andere allgemeinverbindliche Rechtsvorschriften der Deutschen Demokratischen Re-
publik werden im Gesetzblatt und anderweitig veröffentlicht.

(2) Rechtsvorschriften der örtlichen Volksvertretungen und ihrer Organe werden in geeigneter Form veröf-
fentlicht.

(3) Rechtsvorschriften dürfen der Verfassung nicht widersprechen. Über Zweifel an der Verfassungsmäßig-
keit von Rechtsvorschriften des Ministerrates und anderer staatlicher Organe entscheidet der Staatsrat.
Art. 90 (1) Die Rechtspflege dient der Durchführung der sozialistischen Gesetzlichkeit, dem Schutz und der 
Entwicklung der Deutschen Demokratischen Republik und ihrer Staats- und Gesellschaftsordnung. Sie schützt 
die Freiheit, das friedliche Leben, die Rechte und die Würde der Menschen.

(2) Die Bekämpfung und Verhütung von Straftaten und anderen Rechtsverletzungen sind gemeinsames An-
liegen der sozialistischen Gesellschaft, ihres Staates und aller Bürger.

(3) Die Teilnahme der Bürger an der Rechtspflege ist gewährleistet. Sie wird im einzelnen durch Gesetz 
bestimmt.
Art. 91 Die allgemein anerkannten Normen des Völkerrechts über die Bestrafung von Verbrechen gegen den 
Frieden, gegen die Menschlichkeit und von Kriegsverbrechen sind unmittelbar geltendes Recht. Verbrechen 
dieser Art unterliegen nicht der Verjährung.
Art. 92 Die Rechtsprechung wird in der Deutschen Demokratischen Republik durch das Oberste Gericht, die 
Bezirksgerichte, die Kreisgerichte und die gesellschaftlichen Gerichte im Rahmen der ihnen durch Gesetz über-
tragenen Aufgaben ausgeübt. In Militärstrafsachen üben das Oberste Gericht, die Militärobergerichte und die 
Militärgerichte die Rechtsprechung aus.
Art. 93 (1) Das Oberste Gericht ist das höchste Organ der Rechtsprechung.

(2) Das Oberste Gericht leitet die Rechtsprechung der Gerichte auf der Grundlage der Verfassung, der Geset-
ze und anderer Rechtsvorschriften der Deutschen Demokratischen Republik. Es sichert die einheitliche Rechts-
anwendung durch alle Gerichte.

(3) Das Oberste Gericht ist der Volkskammer und zwischen ihren Tagungen dem Staatsrat verantwortlich.
Art. 94 (1) Richter kann nur sein, wer dem Volk und seinem sozialistischen Staat treu ergeben ist und über ein 
hohes Maß an Wissen und Lebenserfahrung, an menschlicher Reife und Charakterfestigkeit verfügt.

(2) Die demokratische Wahl aller Richter, Schöffen und Mitglieder gesellschaftlicher Gerichte gewährleistet, 
daß die Rechtsprechung von Frauen und Männern aller Klassen und Schichten des Volkes ausgeübt wird.
Art. 95 Alle Richter, Schöffen und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte werden durch die Volksvertre-
tungen oder unmittelbar durch die Bürger gewählt. Sie erstatten ihren Wählern Bericht über ihre Arbeit. Sie 
können von ihren Wählern abberufen werden, wenn sie gegen die Verfassung oder die Gesetze verstoßen oder 
sonst ihre Pflicht gröblich verletzen.
Art. 96 (1) Die Richter, Schöffen und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte sind in ihrer Rechtsprechung 
unabhängig. Sie sind nur an die Verfassung, die Gesetze und andere Rechtsvorschriften der Deutschen Demo-
kratischen Republik gebunden.

(2) Die Schöffen üben die Funktion eines Richters in vollem Umfang und mit gleichem Stimmrecht wie die 
Berufsrichter aus.
Art. 97 Zur Sicherung der sozialistischen Gesellschafts- und Staatsordnung und der Rechte der Bürger wacht 
die Staatsanwaltschaft auf der Grundlage der Gesetze und anderer Rechtsvorschriften der Deutschen Demo-
kratischen Republik über die strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit. Sie schützt die Bürger vor 
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Gesetzesverletzungen. Die Staatsanwaltschaft leitet den Kampf gegen Straftaten und sichert, daß die Personen, 
die Verbrechen oder Vergehen begangen haben, vor Gericht zur Verantwortung gezogen werden.
Art. 98 (1) Die Staatsanwaltschaft wird vom Generalstaatsanwalt geleitet.

(2) Dem Generalstaatsanwalt unterstehen die Staatsanwälte der Bezirke und Kreise sowie die Militärstaats-
anwälte.

(3) Die Staatsanwälte werden vom Generalstaatsanwalt berufen und abberufen, sie sind ihm verantwortlich 
und an seine Weisungen gebunden.

(4) Der Generalstaatsanwalt ist der Volkskammer und zwischen ihren Tagungen dem Staatsrat verantwort-
lich.
Art. 99 (1) Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wird durch die Gesetze der Deutschen Demokratischen Re-
publik bestimmt.

(2) Eine Tat zieht strafrechtliche Verantwortlichkeit nur nach sich, wenn diese zur Zeit der Begehung der Tat 
gesetzlich festgelegt ist, wenn der Täter schuldhaft gehandelt hat und die Schuld zweifelsfrei nachgewiesen ist. 
Strafgesetze haben keine rückwirkende Kraft.

(3) Eine strafrechtliche Verfolgung ist nur in Übereinstimmung mit den Strafgesetzen möglich.
(4) Die Rechte des Bürgers dürfen im Zusammenhang mit einem Strafverfahren nur insoweit eingeschränkt 

werden, wie dies gesetzlich zulässig und unumgänglich ist.
Art. 100 (1) Über die Zulässigkeit von Untersuchungshaft hat nur der Richter zu entscheiden. Verhaftete sind 
spätestens am Tage nach ihrer Verhaftung dem Richter vorzuführen.

(2) Der Richter oder der Staatsanwalt haben im Rahmen ihrer Verantwortung jederzeit zu prüfen, ob die 
Voraussetzung der Untersuchungshaft noch vorliegen.

(3) Der Staatsanwalt hat nächste Angehörige des Verhafteten innerhalb von 24 Stunden nach der ersten rich-
terlichen Vernehmung zu benachrichtigen.

Ausnahmen sind nur zulässig, wenn durch die Benachrichtigung der Zweck der Untersuchung gefährdet 
wird. In diesen Fällen erfolgt die Benachrichtigung nach Wegfall der Gefährdungsgründe.
Art. 101 (1) Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden.

(2) Ausnahmegerichte sind unstatthaft.
Art. 102 (1) Jeder Bürger hat das Recht, vor Gericht gehört zu werden.

(2) Das Recht auf Verteidigung wird während des gesamten Strafverfahrens gewährleistet.
Art. 103 (1) Jeder Bürger kann sich mit Eingaben (Vorschlägen, Hinweisen, Anliegen oder Beschwerden) an die 
Volksvertretungen, ihre Abgeordneten oder die staatlichen und wirtschaftlichen Organe wenden. Dieses Recht 
steht auch den gesellschaftlichen Organisationen und den Gemeinschaften der Bürger zu. Ihnen darf aus der 
Wahrnehmung dieses Rechts keine Nachteil entstehen.

(2) Die für die Entscheidung verantwortlichen Organe sind verpflichtet, die Eingaben der Bürger oder der 
Gemeinschaften innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Frist zu bearbeiten und den Antragstellern das Er-
gebnis mitzuteilen.
Art. 104 (1) Für Beschwerden gegen Entscheidungen zentraler Organe des Ministerrates ist der Ministerrat 
zuständig.

(2) Für Beschwerden gegen Leitungsentscheidungen des Ministerrates, des Obersten Gerichts oder des Ge-
neralstaatsanwalts ist der Staatsrat zuständig.
Art. 105 (1) Für Beschwerden gegen Entscheidungen örtlicher Staatsorgane ist der Leiter des Organs zustän-
dig, welches die angefochtene Entscheidung getroffen hat. Ändert der Leiter die Entscheidung nicht, ist der 
Beschwerdeführer berechtigt, sich an den Beschwerdeausschuß der zuständigen Volksvertretung zu wenden.

(2) Die Aufgaben und Rechte der Beschwerdeausschüsse werden durch Erlaß geregelt.
Art. 106 (1) Für Schäden, die einem Bürger oder seinem persönlichen Eigentum durch ungesetzliche Maßnah-
men von Mitarbeitern der Staatsorgane zugefügt werden, haftet das staatliche Organ, dessen Mitarbeiter den 
Schaden verursacht hat.

(2) Voraussetzungen und Verfahren der Staatshaftung werden durch Gesetz geregelt.
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Abschnitt V. Schlußbestimmungen
Art. 107 Die Verfassung ist unmittelbar geltendes Recht.
Art. 108 Die Verfassung kann nur von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik durch Ge-
setz geändert werden, das den Wortlaut der Verfassung ausdrücklich ändert oder ergänzt.

Die durch Volksentscheid am sechsten April neunzehnhundertachtundsechzig beschlossene Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik wird hiermit verkündet.

Berlin, den achten April neunzehnhundertachtundsechzig
 

Der Vorsitzende des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik 

W. Ulbricht
Link: http://www.documentarchiv.de/ddr/verfddr1968.html
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Nr. 38. Grundlagenvertrag
vom 21. Dezember 1972

Grundlag[Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung vom 8. November 1972, Nr. 155, 1842]

Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik

Die Hohen Vertragschließenden Seiten
eingedenk ihrer Verantwortung für die Erhaltung des Friedens,
in dem Bestreben, einen Beitrag zur Entspannung und Sicherheit in Europa zu leisten,
in dem Bewußtsein, daß die Unverletzlichkeit der Grenzen und die Achtung der territorialen Integrität und 

der Souveränität aller Staaten in Europa in ihren gegenwärtigen Grenzen eine grundlegende Bedingung für den 
Frieden sind,

in der Erkenntnis, daß sich daher die beiden deutschen Staaten in ihren Beziehungen der Androhung oder 
Anwendung von Gewalt zu enthalten haben,

ausgehend von den historischen Gegebenheiten und unbeschadet der unterschiedlichen Auffassungen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik zu grundsätzlichen Fragen, dar-
unter zur nationalen Frage,

geleitet von dem Wunsch, zum Wohle der Menschen in den beiden deutschen Staaten die Voraussetzungen 
für die Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Re-
publik zu schaffen,

sind wie folgt übereingekommen:
Art. 1 Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik entwickeln normale gut-
nachbarliche Beziehungen zueinander auf der Grundlage der Gleichberechtigung.
Art. 2 Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik werden sich von den Zielen 
und Prinzipien leiten lassen, die in der Charta der Vereinten Nationen niedergelegt sind, insbesondere der sou-
veränen Gleichheit aller Staaten, der Achtung der Unabhängigkeit, Selbständigkeit und territorialen Integrität, 
dem Selbstbestimmungsrecht, der Wahrung der Menschenrechte und der Nichtdiskriminierung.
Art. 3 [1] Entsprechend der Charta der Vereinten Nationen werden die Bundesrepublik Deutschland und die 
Deutsche Demokratische Republik ihre Streitfragen ausschließlich mit friedlichen Mitteln lösen und sich der 
Drohung mit Gewalt oder der Anwendung von Gewalt enthalten.

[2] Sie bekräftigen die Unverletzlichkeit der zwischen ihnen bestehenden Grenze jetzt und in der Zukunft 
und verpflichten sich zur uneingeschränkten Achtung ihrer territorialen Integrität.
Art. 4 Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik gehen davon aus, daß kei-
ner der beiden Staaten den anderen international vertreten oder in seinem Namen handeln kann.
Art. 5 [1] Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik werden friedliche Be-
ziehungen zwischen den europäischen Staaten fordern und zur Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa bei-
tragen.

[2] Sie unterstützen die Bemühungen um eine Verminderung der Streitkräfte und Rüstungen in Europa, ohne 
daß dadurch Nachteile für die Sicherheit der Beteiligten entstehen dürfen.

[3] Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik werden mit dem Ziel ei-
ner allgemeinen und vollständigen Abrüstung unter wirksamer internationaler Kontrolle der internationalen 
Sicherheit dienende Bemühungen um Rüstungsbegrenzung und Abrüstung, insbesondere auf dem Gebiet der 
Kernwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen, unterstützen.
Art. 6 Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik gehen von dem Grundsatz 
aus, daß die Hoheitsgewalt jedes der beiden Staaten sich auf sein Staatsgebiet beschränkt. Sie respektieren die 
Unabhängigkeit und Selbständigkeit jedes der beiden Staaten in seinen inneren und äußeren Angelegenheiten.
Art. 7 Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik erklären ihre Bereitschaft, 
im Zuge der Normalisierung ihrer Beziehungen praktische und humanitäre Fragen zu regeln. Sie werden Ab-
kommen schließen, um auf der Grundlage dieses Vertrages und zum beiderseitigen Vorteil die Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Wirtschaft, der Wissenschaft und Technik, des Verkehrs, des Rechtsverkehrs, des Post- 
und Fernmeldewesens, des Gesundheitswesens, der Kultur, des Sports, des Umweltschutzes und auf anderen 
Gebieten zu entwickeln und zu fördern. Einzelheiten sind in dem Zusatzprotokoll geregelt.
Art. 8 [1] Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik werden ständige Ver-
tretungen austauschen. Sie werden am Sitz der jeweiligen Regierung errichtet.
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[2] Die praktischen Fragen, die mit der Einrichtung der Vertretungen zusammenhängen, werden zusätzlich 
geregelt.
Art. 9 Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik stimmen darin überein, 
daß durch diesen Vertrag die von ihnen früher abgeschlossenen oder sie betreffenden zweiseitigen und mehr-
seitigen internationalen Verträge und Vereinbarungen nicht berührt werden.
Art. 10 Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation und tritt am Tage nach dem Austausch entsprechender Noten 
in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten der Hohen Vertragschließenden Seiten diesen Vertrag 
unterzeichnet.

GESCHEHEN in Berlin am [21.12.] 1972, in zwei Urschriften in deutscher Sprache.
Für die Bundesrepublik Deutschland

Egon Bahr
Für die Deutsche Demokratische Republik

Michael Kohl
Zusatzprotokoll zum Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-

land und der Deutschen Demokratischen Republik

Erklärungen zu Protokoll
Die Bundesrepublik Deutschland erklärt zu Protokoll:
„Staatsangehörigkeitsfragen sind durch den Vertrag nicht geregelt worden.“
Die Deutsche Demokratische Republik erklärt zu Protokoll:
„Die Deutsche Demokratische Republik geht davon aus, daß der Vertrag eine Regelung der Staatsangehörig-

keitsfragen erleichtern wird.“
http://www.documentarchiv.de/brd/grundlvertr.html
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Nr. 39. Zwei-plus-Vier-Vertrag 
vom 12. September 1990

(Bundesgesetzblatt 1990 II, 1318)
Zwei-Plus-Vier-Vertrag (1990) 

Vertrag über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland

Die Bundesrepublik Deutschland, die Deutsche Demokratische Republik, die Französische Republik, die 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland und 
die Vereinigten Staaten von Amerika -

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß ihre Völker seit 1945 miteinander in Frieden leben,
EINGEDENK der jüngsten historischen Veränderungen in Europa, die es ermöglichen, die Spaltung des 

Kontinents zu überwinden,
UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte in bezug auf Berlin 

und Deutschland als Ganzes und der entsprechenden Vereinbarungen und Beschlüsse der Vier Mächte aus der 
Kriegs- und Nachkriegszeit,

ENTSCHLOSSEN, in Übereinstimmung mit ihren Verpflichtungen aus der Charta der Vereinten Nationen 
freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der 
Völker beruhende Beziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln und andere geeignete Maßnahmen zur 
Festigung des Weltfriedens zu treffen,

EINGEDENK der Prinzipien der in Helsinki unterzeichneten Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa,

IN ANERKENNUNG, daß diese Prinzipien feste Grundlagen für den Aufbau einer gerechten und dauerhaf-
ten Friedensordnung in Europa geschaffen haben,

ENTSCHLOSSEN, die Sicherheitsinteressen eines jeden zu berücksichtigen,
ÜBERZEUGT von der Notwendigkeit, Gegensätze endgültig zu überwinden und die Zusammenarbeit in 

Europa fortzuentwickeln,
IN BEKRÄFTIGUNG ihrer Bereitschaft, die Sicherheit zu stärken, insbesondere durch wirksame Maßnah-

men zur Rüstungskontrolle, Abrüstung und Vertrauensbildung; ihrer Bereitschaft, sich gegenseitig nicht als 
Gegner zu betrachten, sondern auf ein Verhältnis des Vertrauens und der Zusammenarbeit hinzuarbeiten sowie 
dementsprechend ihrer Bereitschaft, die Schaffung geeigneter institutioneller Vorkehrungen im Rahmen der 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa positiv in Betracht zu ziehen,

IN WÜRDIGUNG DESSEN, daß das deutsche Volk in freier Ausübung des Selbstbestimmungsrechts seinen 
Willen bekundet hat, die staatliche Einheit Deutschlands herzustellen, um als gleichberechtigtes und souverä-
nes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen,

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß die Vereinigung Deutschlands als Staat mit endgültigen Grenzen ein bedeut-
samer Beitrag zu Frieden und Stabilität in Europa ist,

MIT DEM ZIEL, die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland zu vereinbaren,
IN ANERKENNUNG DESSEN, daß dadurch und mit der Vereinigung Deutschlands als einem demokra-

tischen und friedlichen Staat die Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte in bezug auf Berlin und 
Deutschland als Ganzes ihre Bedeutung verlieren,

VERTRETEN durch ihre Außenminister, die entsprechend der Erklärung von Ottawa vom 13. Februar 1990, 
am 5. Mai 1990 in Bonn, am 22. Juni 1990 in Berlin, am 17. Juli 1990 in Paris unter Beteiligung des Außenmi-
nisters der Republik Polen und am 12. September 1990 in Moskau zusammengetroffen sind -

sind wie folgt übereingekommen:
Art. 1 (1) Das vereinte Deutschland wird die Gebiete der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demo-
kratischen Republik und ganz Berlins umfassen. Seine Außengrenzen werden die Grenzen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik sein und werden am Tage des Inkrafttretens dieses 
Vertrags endgültig sein. Die Bestätigung des endgültigen Charakters der Grenzen des vereinten Deutschland ist 
ein wesentlicher Bestandteil der Friedensordnung in Europa.

(2) Das vereinte Deutschland und die Republik Polen bestätigen die zwischen ihnen bestehende Grenze in 
einem völkerrechtlich verbindlichen Vertrag.

(3) Das vereinte Deutschland hat keinerlei Gebietsansprüche gegen andere Staaten und wird solche auch 
nicht in Zukunft erheben.

(4) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik werden 
sicherstellen, daß die Verfassung des vereinten Deutschland keinerlei Bestimmungen enthalten wird, die mit 
diesen Prinzipien unvereinbar sind. Dies gilt dementsprechend für die Bestimmungen, die in der Präambel und 
in den Artikeln 23 Satz 2 und 146 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland niedergelegt sind.
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(5) Die Regierungen der Französischen Republik, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Ver-
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika nehmen die 
entsprechenden Verpflichtungen und Erklärungen der Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik förmlich entgegen und erklären, daß mit deren Verwirklichung der end-
gültige Charakter der Grenzen des vereinten Deutschland bestätigt wird.
Art. 2 Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik be-
kräftigen ihre Erklärungen, daß von deutschem Boden nur Frieden ausgehen wird. Nach der Verfassung des 
vereinten Deutschland sind Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das fried-
liche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, 
verfassungswidrig und strafbar. Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demo-
kratischen Republik erklären, daß das vereinte Deutschland keine seiner Waffen jemals einsetzen wird, es sei 
denn in Übereinstimmung mit seiner Verfassung und der Charta der Vereinten Nationen.
Art. 3 (1) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 
bekräftigen ihren Verzicht auf Herstellung und Besitz von und auf Verfügungsgewalt über atomare, biologische 
und chemische Waffen. Sie erklären, daß auch das vereinte Deutschland sich an diese Verpflichtungen hal-
ten wird. Insbesondere gelten die Rechte und Verpflichtungen aus dem Vertrag über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen vom 1. Juli 1968 für das vereinte Deutschland fort.

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat in vollem Einvernehmen mit der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik am 30. August 1990 in Wien bei den Verhandlungen über konventionelle 
Streitkräfte in Europa folgende Erklärung abgegeben:

„Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet sich, die Streitkräfte des vereinten Deutschland 
innerhalb von drei bis vier Jahren auf eine Personalstärke von 370.000 Mann (Land-, Luft- und Seestreitkräfte) 
zu reduzieren. Diese Reduzierung soll mit dem Inkrafttreten des ersten KSE-Vertrags beginnen. Im Rahmen 
dieser Gesamtobergrenze werden nicht mehr als 345.000 Mann den Land- und Luftstreitkräften angehören, die 
gemäß vereinbartem Mandat allein Gegenstand der Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte in Europa 
sind. Die Bundesregierung sieht in ihrer Verpflichtung zur Reduzierung von Land- und Luftstreitkräften einen 
bedeutsamen deutschen Beitrag zur Reduzierung der konventionellen Streitkräfte in Europa. Sie geht davon 
aus, daß in Folgeverhandlungen auch die anderen Verhandlungsteilnehmer ihren Beitrag zur Festigung von 
Sicherheit und Stabilität in Europa, einschließlich Maßnahmen zur Begrenzung der Personalstärken, leisten 
werden.“

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik hat sich dieser Erklärung ausdrücklich angeschlos-
sen.

(3) Die Regierungen der Französischen Republik, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Ver-
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika nehmen diese 
Erklärungen der Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 
zur Kenntnis.
Art. 4 (1) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demokratischen Republik und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken erklären, daß das vereinte Deutschland und die Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken in vertraglicher Form die Bedingungen und die Dauer des Aufenthalts der 
sowjetischen Streitkräfte auf dem Gebiet der heutigen Deutschen Demokratischen Republik und Berlins sowie 
die Abwicklung des Abzugs dieser Streitkräfte regeln werden, der bis zum Ende des Jahres 1994 im Zusammen-
hang mit der Verwirklichung der Verpflichtungen der Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik, auf die sich Absatz 2 des Artikels 3 dieses Vertrags bezieht, vollzogen 
sein wird.

(2) Die Regierungen der Französischen Republik, des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir-
land und der Vereinigten Staaten von Amerika nehmen diese Erklärung zur Kenntnis.
Art. 5 (1) Bis zum Abschluß des Abzugs der sowjetischen Streitkräfte vom Gebiet der heutigen Deutschen 
Demokratischen Republik und Berlins in Übereinstimmung mit Artikel 4 dieses Vertrags werden auf diesem 
Gebiet als Streitkräfte des vereinten Deutschland ausschließlich deutsche Verbände der Territorialverteidigung 
stationiert sein, die nicht in die Bündnisstrukturen integriert sind, denen deutsche Streitkräfte auf dem übrigen 
deutschen Hoheitsgebiet zugeordnet sind. Unbeschadet der Regelung in Absatz 2 dieses Artikels werden wäh-
rend dieses Zeitraums Streitkräfte anderer Staaten auf diesem Gebiet nicht stationiert oder irgendwelche andere 
militärische Tätigkeiten dort ausüben.

(2) Für die Dauer des Aufenthalts sowjetischer Streitkräfte auf dem Gebiet der heutigen Deutschen Demo-
kratischen Republik und Berlins werden auf deutschen Wunsch Streitkräfte der Französischen Republik, des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika auf der 
Grundlage entsprechender vertraglicher Vereinbarung zwischen der Regierung des vereinten Deutschland und 
den Regierungen der betreffenden Staaten in Berlin stationiert bleiben. Die Zahl aller nichtdeutschen in Ber-
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lin stationierten Streitkräfte und deren Ausrüstungsumfang werden nicht stärker sein als zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung dieses Vertrags. Neue Waffenkategorien werden von nichtdeutschen Streitkräften dort nicht 
eingeführt. Die Regierung des vereinten Deutschland wird mit den Regierungen der Staaten, die Streitkräfte in 
Berlin stationiert haben, Verträge zu gerechten Bedingungen unter Berücksichtigung der zu den betreffenden 
Staaten bestehenden Beziehungen abschließen.

(3) Nach dem Abschluß des Abzugs der sowjetischen Streitkräfte vom Gebiet der heutigen Deutschen De-
mokratischen Republik und Berlins können in diesem Teil Deutschlands auch deutsche Streitkräfteverbände 
stationiert werden, die in gleicher Weise militärischen Bündnisstrukturen zugeordnet sind wie diejenigen auf 
dem übrigen deutschen Hoheitsgebiet, allerdings ohne Kernwaffenträger. Darunter fallen nicht konventionelle 
Waffensysteme, die neben konventioneller andere Einsatzfähigkeiten haben können, die jedoch in diesem Teil 
Deutschlands für eine konventionelle Rolle ausgerüstet und nur dafür vorgesehen sind. Ausländische Streit-
kräfte und Atomwaffen oder deren Träger werden in diesem Teil Deutschlands weder stationiert noch dorthin 
verlegt.
Art. 6 Das Recht des vereinten Deutschland, Bündnissen mit allen sich daraus ergebenden Rechten und Pflich-
ten anzugehören, wird von diesem Vertrag nicht berührt.
Art. 7 (1) Die Französische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte König-
reich Großbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika beenden hiermit ihre Rechte 
und Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden die entspre-
chenden, damit zusammenhängenden vierseitigen Vereinbarungen, Beschlüsse und Praktiken beendet und alle 
entsprechenden Einrichtungen der Vier Mächte aufgelöst.

(2) Das vereinte Deutschland hat demgemäß volle Souveränität über seine inneren und äußeren Angelegen-
heiten.
Art. 8 (1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation oder Annahme, die so bald wie möglich herbeigeführt werden 
soll. Die Ratifikation erfolgt auf deutscher Seite durch das vereinte Deutschland. Dieser Vertrag gilt daher für 
das vereinte Deutschland.

(2) Die Ratifikations- oder Annahmeurkunden werden bei der Regierung des vereinten Deutschland hinter-
legt. Diese unterrichtet die Regierungen der anderen Vertragschließenden Seiten von der Hinterlegung jeder 
Ratifikations- oder Annahmeurkunde.
Art. 9 Dieser Vertrag tritt für das vereinte Deutschland, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, die 
Französische Republik, das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten 
von Amerika am Tag der Hinterlegung der letzten Ratifikations- oder Annahmeurkunde durch diese Staaten 
in Kraft.
Art. 10 Die Urschrift dieses Vertrags, dessen deutscher, englischer, französischer und russischer Wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist, wird bei der Regierung der Bundesrepublik Deutschland hinterlegt, die den Regie-
rungen der anderen Vertragschließenden Seiten beglaubigte Ausfertigungen übermittelt.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, hierzu gehörig Bevollmächtigten diesen Vertrag unter-
schrieben.

GESCHEHEN zu Moskau am 12. September 1990
Für die Bundesrepublik Deutschland

Hans-Dietrich Genscher
Für die Deutsche Demokratische Republik

Lothar de Maizière
Für die Französischen Republik

Roland Dumas
Für die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken

Eduard Schewardnadse
Für das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland

Douglas Hurd
Für die Vereinigten Staaten von Amerika

James Baker
http://de.wikisource.org/wiki/Zwei-plus-Vier-Vertrag
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